
Statistisches Bundesamt

in Zusammenarbeit mit und

Datenreport 2006



Datenreport 2006



Schriftenreihe Band 544



Statistisches Bundesamt (Hrsg.)
In Zusammenarbeit mit dem
Wissenschaftszentrum Berlin f�r Sozialforschung (WZB)
und dem Zentrum f�r Umfragen,
Methoden und Analysen, Mannheim (ZUMA)

Datenreport 2006
Zahlen und Fakten �ber die
Bundesrepublik Deutschland



Bonn 2006

Copyright dieser Ausgabe
Bundeszentrale f�r politische Bildung
Redaktion: Gernot Dallinger
Produktion: Heinz Synal

Diese Verçffentlichung stellt keine Meinungs�ußerung
der Bundeszentrale f�r politische Bildung dar.
F�r die inhaltlichen Aussagen tragen die Autoren die Verantwortung.

Satzherstellung: Satzbetrieb Sch�per GmbH, Bonn
Technische Bearbeitung der Grafiken: Werbeagentur Rechl, Wanfried-Aue
Umschlaggestaltung: Michael Rechl, Umschlagfoto: Paavo Bl�field, Kassel
Druck und Bindung: Werbedruck GmbH Horst Schreckhase, Spangenberg

ISBN 3–89331-675-2 · ISSN 0435–7604

Bestellnummer des Statistischen Bundesamtes: 1010400–06900–1
Der Datenreport kann auch �ber den Vertriebspartner des
Statistischen Bundesamtes bezogen werden:
SFG Servicecenter Fachverlage
Part of the Elsevier Group
Telefon: +49 (0) 70 71/93 53 50
Telefax: +49 (0) 70 71/93 53 35
destatis@s-f-g.com
www.destatis.de/shop



5

Inhalt

Vorwort 15

Teil I:
Gesellschaft, Wirtschaft, Staat
im Spiegel der Statistik

Ansprechpartner zu Teil I 19

1 Bevçlkerung 23

1.1 Die Bevçlkerung im Spiegel der Statistik 23
1.2 Bevçlkerungsentwicklung 24
1.3 Die r�umliche Bevçlkerungsverteilung 27
1.4 Altersaufbau 30
1.5 Geburten und Sterbef�lle 32
1.6 Haushalts- und Lebensformen 33
1.7 Eheschließungen, Scheidungen 39
1.8 Ausl�ndische Bevçlkerung 41
1.9 Wanderungen 46

2 Bildung 50

2.1 Einf�hrung 50
2.2 Kinderg�rten 52
2.3 Allgemein bildende und berufliche Schulen 52
2.4 Betriebliche Berufsausbildung 59
2.5 Hochschulen 64
2.6 Weiterbildung 74
2.7 Bildungsniveau der Bevçlkerung 76
2.8 Bildungsfinanzen 79

3 Erwerbst�tigkeit und Arbeitslosigkeit 85

3.1 Im Blickpunkt: Erwerbst�tige und Erwerbslose 85
3.2 Erwerbst�tigkeit als Unterhaltsquelle 87



3.3 Beteiligung am Erwerbsleben 88
3.4 Erwerbst�tige nach Wirtschaftsbereichen 91
3.5 Berufe und T�tigkeitsmerkmale 92
3.6 Stellung im Beruf 93
3.7 Registrierte Arbeitslose und offene Stellen 96
3.8 Arbeitsplatzverlust, Kurzarbeit und Arbeitsmarktpolitik 100
3.9 Von Arbeitslosigkeit besonders betroffene Personengruppen 101
3.10 Unterst�tzungsleistungen der Arbeitslosen 104
3.11 Regionale Arbeitslosigkeit 105
3.12 Erwerbslosigkeit im internationalen Vergleich 106

4 Einnahmen und Ausgaben der privaten Haushalte 109

4.1 Zielsetzung der Statistik �ber Einnahmen und Ausgaben 109
4.2 Von den Einnahmen zu den Ausgaben der privaten Haushalte 109
4.3 Einnahmen der privaten Haushalte 110
4.4 Ausgaben der privaten Haushalte 114
4.5 Zusammensetzung der privaten Konsumausgaben 117
4.6 Ausstattung der Haushalte mit Gebrauchsg�tern 124
4.7 Verbraucherinsolvenzen 130

5 Wohnen 133

5.1 Altersstruktur des Wohnungsbestandes 133
5.2 Eigent�merquote 134
5.3 Grçße der Wohnungen 135
5.4 Beheizung der Wohnungen 136
5.5 Mieten 137
5.6 Wohnsituation der Haushalte 139
5.7 Wohnungsbaut�tigkeit 143

6 Freizeit und Kultur 148

6.1 Arbeitszeit und Urlaubstage 148
6.2 Ausgaben f�r Freizeit und Kultur 149
6.3 Unterhaltung und Kultur 150
6.4 Sport und Musizieren 154

7 Gesellschaftliche Mitwirkung 156

7.1 Einf�hrung 156
7.2 Teilnahme am politischen Leben 156
7.3 Engagement in Berufsverb�nden 166
7.4 Teilnahme am religiçsen Leben 172
7.5 Stiftungen als Ausdruck b�rgerschaftlichen Engagements 176

6



7

8 Gesundheit 179

8.1 Gesundheitszustand der Bevçlkerung 179
8.2 Medizinische Versorgung 184
8.3 Schwangerschaftsabbr�che 188
8.4 Schwerbehinderte Menschen 189
8.5 Ausgaben f�r Gesundheit 191

9 Soziale Sicherung 195

9.1 Entwicklung des Systems der sozialen Sicherung 195
9.2 Das Sozialbudget 195
9.3 Die Bestandteile des Sozialbudgets 197
9.4 Gesetzliche Rentenversicherung 198
9.5 Gesetzliche Krankenversicherung 200
9.6 Soziale Pflegeversicherung 201
9.7 Arbeitsfçrderung 203
9.8 Kindergeld/Familienleistungsausgleich 204
9.9 Erziehungsgeld und Elternzeit 206
9.10 Sozialhilfe, Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung

und Leistungen an Asylbewerber 207
9.11 Jugendhilfe 214

10 Justiz 217

10.1 Grunds�tze der Rechtsprechung 217
10.2 Gerichte 217
10.3 Straff�lligkeit 221

11 �ffentliche Haushalte 226

11.1 Vorbemerkung 226
11.2 Ausgaben der çffentlichen Haushalte 227
11.3 Einnahmen der çffentlichen Haushalte 230
11.4 L�nderfinanzausgleich 234
11.5 Schulden der çffentlichen Haushalte 236
11.6 Personal der çffentlichen Haushalte 237

12 Gesamtwirtschaft im �berblick 241

12.1 Einf�hrung in die gesamtwirtschaftliche Darstellung 241
12.2 Entwicklung des Bruttoinlandsprodukts 243
12.3 Entstehung des Bruttoinlandsprodukts 245
12.4 Verwendung des Bruttoinlandsprodukts 248
12.5 Verteilung des Volkseinkommens 250
12.6 Außenwirtschaft 252



13 Land- und Forstwirtschaft, Fischerei 261

13.1 Bedeutung der Agrarwirtschaft 261
13.2 Bodennutzung 262
13.3 Landwirtschaftliche Betriebe 263
13.4 Rechtsformen und Arbeitskr�fte in der Landwirtschaft 265
13.5 Pflanzliche Produktion 267
13.6 Tierische Produktion 270
13.7 Forstwirtschaft 274
13.8 �kologischer Landbau 275

14 Produzierendes Gewerbe 278

14.1 Bedeutung des Produzierenden Gewerbes 278
14.2 Verarbeitendes Gewerbe sowie

Bergbau und Gewinnung von Steinen und Erden 278
14.3 Baugewerbe 284
14.4 Energie- und Wasserversorgung 287
14.5 Handwerk 288

15 Dienstleistungsbereich 291

15.1 Bedeutung des Dienstleistungsbereichs 291
15.2 Handel 292
15.3 Tourismus, Gastgewerbe 298
15.4 Banken 306
15.5 Versicherungen 310
15.6 Verschiedene private und gewerbliche Dienstleistungen

(Wirtschaftsabschnitt I und K) 312
15.7 Weitere Dienstleistungsbereiche

(Wirtschaftsabschnitte M bis O) 323

16 Preise, Verdienste und Arbeitskosten 326

16.1 Preisindizes – Mittel der Preisbeobachtung 326
16.2 Verbraucherpreisindex 326
16.3 Preisindex f�r Bauwerke, Kaufwerte f�r Bauland 332
16.4 Verdienste 334
16.5 Arbeitskosten 344

17 Verkehr 350

17.1 Verkehr im Spannungsfeld von Wachstum und Umwelt 350
17.2 Verkehrsinfrastruktur 351

8



9

17.3 Fahrzeugbest�nde 355
17.4 Verkehrsleistungen 360
17.5 Verkehrsunf�lle 366

18 Energie und Rohstoffe 370

18.1 Wie wird die Energieversorgung gesichert? 370
18.2 Messung des Energieverbrauchs 370
18.3 Prim�renergieverbrauch im L�ndervergleich 372
18.4 Rohstoffgewinnung 374
18.5 Energietr�ger 374
18.6 Energieverbraucher 377
18.7 Energiepreise 378

19 Umwelt 381

19.1 Umweltçkonomische Trends 381
19.2 Umweltbelastungen 387
19.3 Umweltzustand 399
19.4 Umweltschutz 407

20 Deutschland und die Europ�ische Union 414

20.1 Einf�hrung 414
20.2 Entstehung, Entwicklung und Ziele der Europ�ischen Union 414
20.3 Konvergenz und Europ�ische Wirtschafts- und W�hrungsunion 415
20.4 Die Finanzierung der Europ�ischen Union 418
20.5 Bevçlkerung und Arbeitsmarkt 419
20.6 Gesamtwirtschaftliche Entwicklung der Europ�ischen Union 423
20.7 Die außenwirtschaftlichen Beziehungen der Europ�ischen Union 426
20.8 Die Lebensverh�ltnisse in der Europ�ischen Union 429



Teil II:
Objektive Lebensbedingungen
und subjektives Wohlbefinden
im vereinten Deutschland

Die Autoren 434

A Einleitung

1 Objektive Lebensbedingungen und subjektives
Wohlbefinden im vereinten Deutschland:
Konzepte und Daten der Sozialberichterstattung 435

B Subjektives Wohlbefinden

2 Zufriedenheit in Lebensbereichen 441

2.1 Zufriedenheit in einzelnen Lebensbereichen 441
2.2 Zufriedenheit in einzelnen Bevçlkerungsgruppen 445
2.3 Entwicklung der Zufriedenheit in ausgew�hlten Lebensbereichen

im vereinigten Deutschland 448
2.4 Zusammenfassung 451

3 Wertorientierungen, Anspr�che und Erwartungen 453

3.1 Wichtigkeit verschiedener Dinge im Leben 453
3.2 Anspr�che an den Lebensstandard und ihre Erf�llung 457
3.3 Zukunftserwartungen 458
3.4 Zusammenfassung 462

C Lebensbedingungen und ihre Bewertung

4 Gesundheit 463

4.1 Einsch�tzungen des Gesundheitszustandes
und der Gesundheitszufriedenheit 463

10



11

4.2 Inanspruchnahme von ambulanten Gesundheitsleistungen 466
4.3 Station�re Inanspruchnahme – Kankenhausaufenthalte 468
4.4 Fehlzeiten 469
4.5 Private Krankenzusatzversicherungen 472
4.6 Zusammenfassung 472

5 Bildung 473

5.1 Chancenungleichheit vor Eintritt in die Schule 473
5.2 Chancenungleichheit in der Schule 476
5.3 Chancenungleichheit in der Berufsausbildung 479
5.4 Fazit 481

6 Situation und Erwartungen auf dem Arbeitsmarkt 482

6.1 Entwicklung auf dem Arbeitsmarkt 482
6.2 Erwerbsorientierung von M�ttern 485
6.3 Nichterwerbst�tige und Erwerbsaufnahme 486
6.4 Bereitschaft zur Teilzeitarbeit 487
6.5 Erwerbst�tige und ihre Erwartungen auf dem Arbeitsmarkt 488
6.6 Ausblick 489

7 Wohnverh�ltnisse und Wohnkosten 492

7.1 Wohneigentum 493
7.2 Wohnsituation 494
7.3 Wohnraumversorgung 496
7.4 Wohnungsmieten 498
7.5 Mietbelastung und Wohngeldbezug 499
7.6 Wohnumfeld 500
7.7 Wohnzufriedenheit 502
7.8 Zusammenfassung 504

8 Familie und Lebensformen 506

8.1 Lebens- und Familienformen 506
8.2 Heiratsalter und Ehedauer 508
8.3 Stellenwert von Ehe und Familie 512
8.4 Familie, Partnerschaft und subjektives Wohlbefinden 514

9 Einstellungen zur Rolle der Frau 516

9.1 Die Einstellungen zur Rollenverteilung zwischen
Mann und Frau und zu den Konsequenzen der Frauen-
erwerbst�tigkeit im Zeitvergleich 516



9.2 Traditionelle Arbeitsteilung 519
9.3 Stellenwert der Berufst�tigkeit der Frau 520
9.4 Konsequenzen der Erwerbst�tigkeit der Frau f�r die Kinder 521
9.5 Zusammenfassung 522

10 Freizeitaktivit�ten und Mediennutzung 524

10.1 Mediennutzung 524
10.2 Sport, Hobbys und Geselligkeit 528
10.3 Ausgehen 531
10.4 Fazit 533

11 �ffentliche Sicherheit und Kriminalit�tsbedrohung 534

11.1 Wahrnehmung der Kriminalit�t im Zeitverlauf 535
11.2 Unterschiedliche Erfahrungen und Einsch�tzungen

der çffentlichen Sicherheit in der Bevçlkerung 536
11.3 Kriminalit�tsfurcht und Kriminalit�tsbetroffenheit

im europ�ischen Vergleich 537
11.4 Zufriedenheit mit der çffentlichen Sicherheit 539
11.5 Zusammenfassung 541

12 Lebenssituation von Jugendlichen
und jungen Erwachsenen 542

12.1 Bildung und Erwerbsstatus 542
12.2 Lebens- und Wohnformen 545
12.3 Freizeitaktivit�ten 548
12.4 Subjektives Wohlbefinden und Sorgen 549
12.5 Zusammenfassung 551

13 Lebenssituation von �lteren 553

13.1 Familien- und Haushaltssituation 553
13.2 Lebensstandard und Mobilit�t 555
13.3 Gesundheitszustand und Inanspruchnahme

von medizinischen Leistungen 557
13.4 Subjektives Wohlbefinden 560
13.5 Zusammenfassung 564

14 Zuwanderer und Ausl�nder in Deutschland 565

14.1 Lebensbedingungen im Vergleich 565
14.2 Bildung und Ausbildung 567
14.3 Erwerbst�tigkeit und Einkommen 568

12



13

14.4 Soziale Integration 571
14.5 Fazit 572

15 Lebensbedingungen im regionalen Vergleich 573

15.1 Bevçlkerungsdichte und Siedlungsstruktur 574
15.2 Bevçlkerungsentwicklung 577
15.3 Wirtschaftskraft und Besch�ftigung 579
15.4 Lebensstandard 583

D Sozialstruktur

16 Soziale Schichtung und soziale Lagen 585

16.1 Soziale Lagen in Deutschland 585
16.2 Klassenlagen 591
16.3 Subjektive Schichtzugehçrigkeit 593

17 Soziale Mobilit�t 597

17.1 Besetzung von Berufspositionen nach sozialer Herkunft 597
17.2 Vererbung von Berufspositionen nach sozialer Herkunft 600
17.3 Ausmaß von sozialen Auf- und Abstiegen 602
17.4 Chancengleichheit in der Gesellschaft 604
17.5 Zusammenfassung 606

18 Einkommen – Verteilung, Angleichung,
Armut und Dynamik 607

18.1 Daten und Methoden 607
18.2 Einkommensentwicklung und Verteilung 608
18.3 Einkommensschichtung und relative Armut 610
18.4 Einkommen und Armut in regionaler Differenzierung 612
18.5 Armut in verschiedenen Bevçlkerungsgruppen 616
18.6 Dynamik von Einkommen und Armut 620

19 Einstellungen zu sozialer Ungleichheit 625

19.1 Einstellungen zur sozialen Ungleichheit in Ost und West 625
19.2 Einstellungen zur Ungleichheit nach Bevçlkerungsgruppen 627
19.3 Entwicklung der Einstellungen zur Ungleichheit 631
19.4 Zusammenfassung 632



E Gesellschaftspolitik

20 Politische Integration und politisches Engagement 635

20.1 Politisches Interesse und politische Partizipation 635
20.2 Bindung an Interessengruppen und politische Parteien 639
20.3 Zusammenfassung 643

21 Demokratie und Sozialstaat 644

21.1 Akzeptanz der Staatsform der Bundesrepublik Deutschland 644
21.2 Zufriedenheit mit dem Funktionieren der Demokratie

in Deutschland 645
21.3 Einstellung zum Sozialismus 646
21.4 Einstellungen zur Demokratie in verschiedenen

Bevçlkerungsgruppen 646
21.5 Rolle des Staates in der Sozialpolitik 648
21.6 K�rzung oder Ausweitung von Sozialleistungen 649
21.7 Bewertung sozialpolitischer Ergebnisse 651

F Deutschland und Europa

22 Lebensbedingungen und Wohlbefinden in Europa 654

22.1 Lebensstandard und Wohnen 654
21.2 Arbeitsmarktlage und Arbeitsbedingungen 656
22.3 �ffentliche Bereiche 658
22.4 Aspekte des sozialen Zusammenhalts 659
22.5 Subjektives Wohlbefinden 661
22.6 Zusammenfassung 663

Stichwortverzeichnis 667

14



15

Vorwort

Statistik spannt den Bogen �ber menschliches Leben vom durchschnitt-
lichen Geburtsgewicht �ber Heiratsquoten bis hin zur durchschnittlichen
Lebenserwartung. Keine Schule wird gebaut, kein Dialysezentrum erçffnet
und kein neues Marktsegment erobert, ohne dass statistische Ergebnisse
herangezogen werden.

Ohne quantitative Informationen kommen Gesellschaft und Wirtschaft nicht
aus. Statistische Daten ersetzen nicht den politischen Diskurs und ge-
ben auch keine Lçsungen vor. Aber sie kçnnen Diskussionen auslçsen,
f�r die wiederum zus�tzliches Zahlenmaterial, weitere Erkl�rungen und tie-
fere Analysen notwendig werden. Damit schafft die amtliche Statistik eine
wichtige Voraussetzung f�r eine lebendige Demokratie. Sie steht der Bevçl-
kerung, den gesellschaftlichen Gruppierungen, Interessenverb�nden, Ent-
scheidungstr�gern und wissenschaftlichen Institutionen mit ihrem Daten-
angebot zur Verf�gung. Statistiker und Statistikerinnen stehen in der be-
sonderen Verantwortung: Sie m�ssen das Vertrauen der Auskunftgebenden
wahren und zugleich die Informationen professionell aufbereiten und leicht
zug�nglich machen.

Der Datenreport liegt nun in elfter Auflage seit 1986 vor und gibt wieder
�ber fast alle Bereiche unseres Lebens Auskunft: von der viel beachteten
Bevçlkerungsentwicklung, den Ver�nderungen im Bildungsbereich und in
den sozialen Sicherungssystemen, �ber gesellschaftliche Partizipation und
makroçkonomische Betrachtungen bis hin zu Eckdaten �ber den Gesund-
heitszustand der Bevçlkerung und die Wohn-, Einkommens- und Lebens-
situationen in den Haushalten Deutschlands.

Das Besondere am Datenreport ist sein Charakter als Gemeinschaftspro-
dukt von amtlicher Statistik und wissenschaftlicher Sozialforschung. Diese
Kooperation ermçglicht eine umfassende Darstellung der wirtschaftlichen
und gesellschaftlichen Situation. Der Datenreport ist damit zu einem we-
sentlichen Teil deutscher Sozialberichterstattung geworden.

An dieser Stelle mçchten wir den �ber hundert Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeitern, den externen Fachleuten, Autorinnen und Autoren sowie den
beteiligten Institutionen danken, die an der Produktion dieser Auflage des
Datenreports mitgewirkt haben. Bei der Erarbeitung der Neuauflage war
uns die Aktualit�t der Ergebnisse ein zentrales Anliegen.



Sollten Sie, liebe Leserin und lieber Leser, an bestimmten Ergebnissen
aus der amtlichen Statistik besonders interessiert sein, kçnnen Sie unter
www.destatis.de nachsehen, ob nach Redaktionsschluss neuere Daten
vorgelegt worden sind. Im Internetangebot des Statistischen Bundesam-
tes finden Sie ausf�hrliche Qualit�tsberichte zu einzelnen Statistiken, me-
thodische Hinweise und weitere detaillierte Erl�uterungen. Zus�tzliche the-
matische Auswertungen und Ergebnisse sind unter www.destatis.de/shop
�berwiegend kostenlos zum Herunterladen oder als Printversion verf�g-
bar. Hier kçnnen Sie auch den vorliegenden Datenreport in elektronischer
Form ganz oder kapitelweise kostenlos abrufen.

Der Pr�sident Der Pr�sident
der Bundeszentrale f�r politische Bildung des Statistischen Bundesamtes

Thomas Kr�ger Johann Hahlen
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Teil I:

Gesellschaft, Wirtschaft, Staat
im Spiegel der Statistik

Die Texte stammen von zahlreichen Mitarbeiterinnen und Mitar-
beitern aus den Fachabteilungen des Statistischen Bundesamtes.
Sabine Allafi, Renate Koenig und Heidrun Stirner f�hrten die redak-
tionelle Bearbeitung durch.



Zeichenerkl�rung

In den Tabellen von Teil I wurden folgende Zeichen verwendet:

– = nichts vorhanden

. = Zahlenwert unbekannt oder geheim zu halten

… = Angaben fallen sp�ter an

� Nachweis ist nicht sinnvoll bzw. Fragestellung trifft nicht zu

/ keine Angaben, da Zahlenwert nicht sicher genug

( ) Aussagewert eingeschr�nkt, da der Zahlenwert statistisch relativ unsicher ist

Umrechnung von DM in Euro

Die in DM f�r die Zeit vor dem 1. Januar 2002 ermittelten Werte wurden im Teil I
einheitlich mit dem konstanten Faktor 1 EUR = 1,95583 DM umgerechnet.
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Ansprechpartner zu Teil I

Allgemeine Informationen �ber das Statistische Bundesamt und sein Datenangebot
erhalten Sie im Internet unter http://www.destatis.de oder von:

Statistiches Bundesamt
Informationsservice
65180 Wiesbaden

Telefon: +49 (0) 611 / 75 24 05
Telefax: +49 (0) 611 75 33 30
www.destatis.de/kontakt

N�here Informationen zu unserem Gesamtangebot, zu Downloads und Bestell-
mçglichkeiten erhalten Sie unter www.destatis.de/shop

Ansprechpartner/-innen zu einzelnen Fachgebieten des Teil I finden Sie in der nach-
folgenden �bersicht. Bei den aufgef�hrten Personen handelt es sich jedoch nicht
immer um die Autoren, sondern h�ufig auch um Infostellen f�r einzelne Fachgebiete.
Falls Sie zu einem Thema keinen Ansprechpartner/-in finden, kçnnen Sie direkt Kontakt
mit der Redaktion (Telefon: +49 (0) 611 75 - 27 33 und - 23 82, E-Mail: datenreport@
destatis.de) oder unserem Informationsservice aufnehmen.

Sachgebiet/Thema Name Rufnummer
06 11-75-
oder
0 18 88-6 44-

E-Mail

Bevçlkerung
Bevçlkerungsfortschreibung,
Wanderungen Dr. Claire Grobecker 3178

fortschreibung@destatis.de
wanderungen@destatis.de

Gebietsstand Elle Krack-Roberg 2046 gemeindeverzeichnis@destatis.de
Ausl�nderstatistiken, Einb�rgerungs-
statistik, Sp�taussiedler, Asylsuchende Dr. Gunter Br�ckner 4365 migration@destatis.de
Geburten, Sterbef�lle, Eheschließungen
und -scheidungen, Bevçlkerungs-
vorausberechnungen

Info-Team Nat�rliche
Bevçlkerungsbewegung 2395

natuerliche-bevoelkerungs
bewegung@destatis.de

Haushalte und Familien Mikrozensus-Info-Team 8955 mikrozensus@destatis.de

Bildung und Kultur Udo Kleinegees 2857 udo.kleinegees@destatis.de

Erwerbst�tigkeit/Arbeitslosigkeit Margrit Thiele
Mikrozensus-Info-Team

2673
8955

margrit.thiele@destatis.de
mikrozensus@destatis.de



Sachgebiet/Thema Name Rufnummer
06 11-75-
oder
0 18 88-6 44-

E-Mail

Einnahmen, Ausgaben und Ausstat-
tung der privaten Haushalte1

Monatliche Haushaltsnettoeinkommen
(aus dem Mikrozensus) Mikrozensus-Info-Team 8955 mikrozensus@destatis.de

Haushaltsnettoeinkommen
(aus den VGR) Norbert Schwarz 2218 norbert.schwarz@destatis.de
Einnahmen, Ausgaben und Ausstattung
(aus der EVS und den laufenden Wirt-
schaftsrechnungen)

Infodienst Wirtschafts-
rechnungen 8880 private-haushalte@destatis.de

Baut�tigkeit und Wohnen
Wohnen
Baut�tigkeit

Dorothee Ginter
Kerstin Kortmann

2628
4740

wohnsituation@destatis.de
bautaetigkeit@destatis.de

Wahlen Karl Weichs 2945 karl.weichs@destatis.de

Gesundheit Infodienst f�r Gesund-
heitsdaten 8951 gesundheitsstatistiken@destatis.de

Sozialleistungen Sozialleistungen-Info-
Team 8956 sozialleistungen@destatis.de

Rechtspflege Stefan Alter 4199 rechtspflegestatistik@destatis.de

�ffentliche Haushalte
Finanzen Klaus-Dieter Kleinjung 4173 klaus-dieter.kleinjung@destatis.de
Steuern Klaus-J�rgen Hammer 2380 klaus-juergen.hammer@destatis.de
Personal Reinhard Windg�tter 4111 reinhard.windgaetter@destatis.de

Volkswirtschaftliche
Gesamtrechnungen VGR-Info-Team 2626 vgr-bip-auskunft@destatis.de

Außenhandel Infodienst Außenh. 2481 info-aussenhandel@destatis.de

Landwirtschaft Info-Service Agrar 8666 agrar@destatis.de

Produzierendes Gewerbe
Bergbau und Verarbeit. Gewerbe
Monatsbericht (z.B. Betriebe,
Besch�ftigte, Ums�tze)
Index (Produktion, Auftragseingang,
Umsatz)
Strukturdaten (z.B. Unternehmens-
grçße, Investitionen)

Ulrich Prautsch
Dr. Christine
Bald-Herbel

Rolf Loidl

2807

2192

2075

ulrich.prautsch@destatis.de

christine.bald@destatis.de

rolf.loidl@destatis.de

Baugewerbe Melitta Schulz 2829 melitta.schulz@destatis.de

1 Abk�rzungen: EVS = Einkommens- und Verbrauchsstichproben. – VGR = volkswirtschaftliche
Gesamtrechnungen.
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Sachgebiet/Thema Name Rufnummer
06 11-75-
oder
0 18 88-6 44-

E-Mail

Energie- und Wasserversorgung Jçrg Kaiser 2307 joerg.kaiser@destatis.de
Handwerk Michael Ziebach 2811 michael.ziebach@destatis.de

Handel (Groß- und Einzelhandel) Michael Wollgramm 2423 binnenhandel@destatis.de

Tourismus und Gastgewerbe Info-Service-Tourismus 4851 tourismus@destatis.de

Banken und Versicherungen Wilfried Brust 2570 wilfried.brust@destatis.de

Dienstleistungen Karl-Heinz Pesch 8563 dienstleistungen@destatis.de

Preise
Preise (allgemeine Info) Andreas Martin 2629 andreas.martin@destatis.de
Einzelhandels- und Verbraucherpreise Info-Service-Preise 4777 oder 3777 verbraucherpreisindex@destatis.de
Ein- und Ausfuhrpreise,
Großhandelsverkaufspreise Marion Knauer 2302 aussenhandelspreise@destatis.de
Baupreise und
Kaufwerte f�r Bauland

INFO-Service 2440 baupreisstatistik@destatis.de
bodenmarkt@destatis.de

Lçhne und Geh�lter, Arbeitskosten
Lçhne und Geh�lter Alfred Hçpfl 2198 alfred.hoepfl@destatis.de
Handwerk, Tariflçhne und -geh�lter Jçrg Decker 2442 joerg.decker@destatis.de
Arbeitskosten Ralf Droßard 4236 ralf.drossard@destatis.de

Verkehr Raimund Gçtz 2424 verkehr@destatis.de

Energieverbrauch Jçrg Kaiser 2307 joerg.kaiser@destatis.de

Umwelt
Material- und Energiefl�sse Helmut Mayer 2784 helmut.mayer@destatis.de
Maßnahmen des Umweltschutzes Ursula Lauber 2737 ursula.lauber@destatis.de

Auslandsdaten
weltweit Info-Service-Ausland 8473 auslandsinfo@destatis.de
EU-Mitgliedstaaten u. Beitrittsl�nder EDS Europ�ischer

Datenservice
9427 eds@destatis.de

www.eds-destatis.de
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1 Bevçlkerung

1.1 Die Bevçlkerung im Spiegel der Statistik

Daten �ber Struktur und Entwicklung der Bevçlkerung gehçren zum grundlegenden
Informationsbedarf f�r fast alle Bereiche von Staat, Wirtschaft und Gesellschaft. Die
Politik bençtigt sie, weil viele Entscheidungen – etwa im Bildungs- und Gesundheits-
wesen – nur auf der Grundlage exakter bevçlkerungsstatistischer Angaben getroffen
werden kçnnen. F�r das wirtschaftliche Geschehen sind demographische Gegeben-
heiten von Bedeutung, weil sie Informationen �ber die Menschen als Arbeitskr�fte,
Einkommensbezieher und Konsumenten liefern.

Hinter den Zahlen �ber die Bevçlkerungsentwicklung verbergen sich aber auch Wert-
haltungen und Lebenseinstellungen, die ihrerseits wieder R�ckwirkungen auf die Be-
vçlkerungsstruktur haben. So spiegelt sich z.B. in der Zahl der Eheschließungen und
-scheidungen, der Geburtenentwicklung und der Familiengrçße die Einstellung der
Gesellschaft zur Familie und zu Kindern wider. Der Altersaufbau hat direkte Auswir-

Tab 1: Bevçlkerung am 31. 12. 2004 nach ausgew�hlten Altersgruppen

Alter von …
bis unter … Jahren

Insgesamt Weiblich

1000 % 1000 %

Deutschland

Unter 15 11925 14,5 5808 13,8
15–40 26650 32,3 13045 31,0
40–65 28559 34,6 14200 33,7
65 und �lter 15367 18,6 9095 21,6
Insgesamt 82501 100 42147 100

Fr�heres Bundesgebiet 1

Unter 15 10078 15,3 4908 14,6
15–40 21128 32,2 10419 31,0
40–65 22379 34,1 11130 33,2
65 und �lter 12095 18,4 7112 21,2
Insgesamt 65680 100 33569 100

Neue L�nder 2

Unter 15 1847 11,0 899 10,5
15–40 5522 32,8 2626 30,6
40–65 6180 36,7 3070 35,8
65 und �lter 3271 19,5 1983 21,2
Insgesamt 16821 100 8578 100

1 Ohne Angaben f�r Berlin-West.
2 Einschl. der Angaben f�r Berlin.



kungen auf die Bildungs- und Besch�ftigungsmçglichkeiten der Bevçlkerung und be-
einflusst daher unmittelbar ihre Lebensweise.

Aufgrund dieser vielf�ltigen Wechselwirkungen und des weit reichenden Bedarfs an
demographischen Daten ist es nicht verwunderlich, dass die Bevçlkerungsstatistik zu
den traditionsreichsten Arbeitsgebieten der amtlichen Statistik gehçrt. Auf den Ergeb-
nissen der Volksz�hlung aufbauend, f�hren die statistischen �mter die Fortschreibung
des Bevçlkerungsstandes durch. F�r die Bevçlkerungsfortschreibung werden die Auf-
zeichnungen der Standes�mter �ber Geburten, Eheschließungen und Sterbef�lle he-
rangezogen. �ber die Wanderungsbewegungen, d.h. die Zu- und Fortz�ge, geben
die Unterlagen der Einwohnermelde�mter Auskunft. Die Bevçlkerungsdaten der Fort-
schreibung werden erg�nzt durch die Ergebnisse des j�hrlichenMikrozensus, der eine
Auswahl von 1 % der Bevçlkerung erfasst und durch Hochrechnung verl�ssliche Aus-
sagen �ber die Gesamtheit ermçglicht. F�r die ehemalige DDR liegen in der Bevçl-
kerungsstatistik im Wesentlichen den bundesdeutschen vergleichbare Angaben vor.

Seit 2001 werden grunds�tzlich in der amtlichen Statistik �ber die Bevçlkerung nur
noch Daten f�r Berlin insgesamt nachgewiesen, sodass bei Bevçlkerungsangaben f�r
das fr�here Bundesgebiet und f�r die neuen L�nder, soweit noch ein getrennter Nach-
weis erfolgt, Berlin bei den neuen L�ndern enthalten ist.

1.2 Bevçlkerungsentwicklung

Ende 2004 hatte Deutschland 82,5 Mill. Einwohner und damit knapp 13,2 Mill. mehr
als 1950. InWest- und Ostdeutschland hat sich die Bevçlkerungszahl seit 1950 jedoch
sehr unterschiedlich entwickelt. Im fr�heren Bundesgebiet stieg sie zwischen 1950
und 1973 von 51,0 Mill. auf 62,1 Mill. Gleichzeitig ging sie in der ehemaligen DDR von
18,4 Mill. auf 17 Mill. zur�ck. Die Bevçlkerungszahl stabilisierte sich danach zwischen
61 und 62 Mill. imWesten und zwischen 16 und 17 Mill. im Osten. Seit dem November
1990 stieg sie im Westen wieder an und ging im Osten erneut zur�ck.

Die Zunahme der Bevçlkerungszahl des fr�heren Bundesgebiets nach dem Zweiten
Weltkrieg hat zun�chst im Wesentlichen auf der Aufnahme von Vertriebenen aus
den Ostgebieten des ehemaligen Deutschen Reichs und den deutschen Siedlungs-
gebieten im Ausland beruht. 1950 betrug die Zahl der Vertriebenen im fr�heren Bun-
desgebiet rund 8 Mill.; das entsprach einem Anteil an der Bevçlkerung von 16 %.
Zwischen 1950 und 1961 war der Bevçlkerungszuwachs dann haupts�chlich auf
die Zuwanderung aus der ehemaligen DDR zur�ckzuf�hren. So fanden von 1950
bis zum Mauerbau am 13. August 1961 etwa 2,6 Mill. Menschen aus Ostdeutschland
als �bersiedlerinnen und �bersiedler im fr�heren Bundesgebiet Aufnahme.

Seit Mitte der 1960er-Jahre wird die Bevçlkerungsentwicklung im fr�heren Bundesge-
biet bzw. – ab November 1990 – in Deutschland entscheidend durch Zu- und Fort-
z�ge von Ausl�nderinnen und Ausl�ndern beeinflusst. Zwischen 1960 und 2004 sind
insgesamt 27,9 Mill. ausl�ndische Staatsangehçrige in das fr�here Bundesgebiet bzw.
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nach Deutschland zugezogen, w�hrend 20,5 Mill. es wieder verlassen haben. Die Zahl
der Ausl�nderinnen und Ausl�nder in Deutschland erhçhte sich in diesem Zeitraum
von knapp 690000 auf knapp 7,3 Mill. Diese Zunahme ist zum grçßten Teil auf die so
genannten Zuwanderungs�bersch�sse sowie zum Teil auf einen Geburten�berschuss
ausl�ndischer Staatsangehçriger in Deutschland zur�ckzuf�hren.

Zwischen 1960 und 2004 fanden auch rund 4,4 Mill. Aussiedlerinnen und Aussiedler
bzw. Sp�taussiedlerinnen und Sp�taussiedler in der Bundesrepublik Aufnahme. Im
Jahr 1990 wurde mit rund 397000 Personen die mit Abstand hçchste Aussiedlerzahl
registriert. In den Jahren 1991 bis 1997 bewegte sich die Zahl zwischen knapp 231000
(1992) und 134000 (1997). In den Folgejahren war sie weiter r�ckl�ufig. In den Jahren
2000 bis 2004 kamen erstmals seit der Wende jeweils weniger als 100000 Sp�taus-
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Abb. 1: J�hrliche Bevçlkerungszunahme bzw. -abnahme in Deutschland

Abb. 2: Lebendgeborene und Gestorbene in Deutschland seit 1960
je 1000 Einwohner



Tab. 2: Bevçlkerungsentwicklung seit 1950
in Tausend

Jahr1 Deutschland Fr�heres
Bundesgebiet2

Neue L�nder und
Berlin-Ost3

1950 69346 50958 18388
1960 73147 55958 17188
1970 78069 61001 17068
1980 78397 61658 16740
1990 79753 63726 16028
2000 82260 67140 15120
2001 82440 65323 17118
2002 82537 65527 17009
2003 82532 65619 16913
2004 82501 65680 16821

1 Ergebnisse jeweils am 31.12.
2 Ab 2001 ohne Berlin-West.
3 Ab 2001 einschl. Berlin.

siedlerinnen und Sp�taussiedler nach Deutschland, 2004 waren es nur noch rund
59000. Insgesamt sind von 1950 bis 2004 etwa 4,4 Mill. Deutsche aus den Ostgebie-
ten des ehemaligen Deutschen Reichs sowie aus Ost- und S�dosteuropa im fr�heren
Bundesgebiet bzw. in Deutschland aufgenommen worden. Von ihnen kamen knapp
2,3 Mill. aus der ehemaligen Sowjetunion, 1,4 Mill. aus Polen und weitere 430000 aus
Rum�nien.

Tab. 3: Zuzug von Ausl�nder/-innen sowie Aussiedler/-innen
bzw. Sp�taussiedler/-innen 1950 bis 20041

Zeitraum
bzw. Jahr

Insgesamt Ausl�nder/
-innen

zusammen

Aussiedler/-innen bzw. Sp�taussiedler/-innen

zusammen darunter:

Sowjet-
union2

Polen Rum�nien

1950–1959 999357 561135 438222 13580 292183 3454
1960–1969 5754077 5532561 221516 8571 110618 16294
1970–1979 6575227 6219361 355866 56585 202712 71417
1980–1989 5806115 4822028 984087 176565 632803 151161
1990–1999 10164260 8135084 2029176 1630041 204069 186340
2000 744864 649249 95615 94558 484 547
2001 783743 685259 98484 97434 623 380
2002 749757 658341 91416 90587 553 256
2003 674649 601759 72885 72289 444 137
2004 661275 602182 59093 58728 278 76

1 Fr�heres Bundesgebiet; ab 1. 11. 1990 Deutschland. Einschl. nichtdeutsche Angehçrige von Aus-
siedlern bzw. Sp�taussiedlern (ab 1993).

2 Bzw. Nachfolgestaaten.

Quellen:Bevçlkerungsfortschreibung,Wanderungsstatistik undBundesverwaltungsamt Kçln (Aussiedler).
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Im Gebiet der ehemaligen DDR ist die Bevçlkerungszahl nach dem Ende des Zweiten
Weltkriegs ebenfalls als Folge der Aufnahme von Vertriebenen zun�chst angestiegen,
und zwar bis auf rund 19 Mill. im Jahr 1948. Die Zahl der Vertriebenen in der ehe-
maligen DDR – dort als »Neub�rger« oder »Umsiedler« bezeichnet – betrug 1950
etwa 4,1 Mill., was einem Anteil an der Bevçlkerung von 22 % entsprach. Nach 1948
ging die Einwohnerzahl der ehemaligen DDR bis zum Mauerbau 1961 Jahr f�r Jahr
zur�ck, haupts�chlich als Folge der starken Abwanderung in das fr�here Bundes-
gebiet. 1961 lag sie bei 17,1 Mill. Durch die hermetische Abriegelung konnte der Be-
vçlkerungsr�ckgang nur vor�bergehend gestoppt werden. 1973 sank die Einwohner-
zahl – auch bedingt durch die Geburtenr�ckg�nge in den 1970er-Jahren – unter die
17-Millionen-Grenze. Die Massenflucht im Jahr 1989 beschleunigte den Bevçlke-
rungsr�ckgang und Ende 1990 hatte die ehemalige DDR nur noch 16,0 Mill. Einwoh-
ner. Bis Ende 2000 verringerte sich die Einwohnerzahl in den neuen L�ndern und
Berlin-Ost um weitere 909000 Personen auf 15,1 Mill. In letzter Zeit ist aber der Be-
vçlkerungsr�ckgang geringer als in den ersten Jahren nach der Wende.

1.3 Die r�umliche Bevçlkerungsverteilung

Der Bevçlkerungszahl entsprechend ver�nderte sich auch die Bevçlkerungsdichte,
d.h. die Zahl der Einwohner je Quadratkilometer, in beiden Teilen Deutschlands. Im
fr�heren Bundesgebiet stieg sie im Zeitraum 1950 bis 1974 von 201 auf 250 an, ging im
Zeitraum 1985/86 auf 245 zur�ck und lag 2000 bei 274. In den neuen L�ndern und
Berlin-Ost verringerte sich dieser Wert zwischen 1950 und 2000 von 171 auf 140 Ein-
wohner je Quadratkilometer.

Im Jahr 2004 lag f�r Deutschland insgesamt die Einwohnerdichte bei 231 Einwohnern
je Quadratkilometer. Am dichtesten besiedelt sind die Stadtstaaten (Berlin: 3799,
Hamburg: 2297, Bremen: 1641 Einwohner je Quadratkilometer). Die geringste Be-
siedlung je Quadratkilometer weisen die L�nder Mecklenburg-Vorpommern (74),
Brandenburg (87), Sachsen-Anhalt (122), Th�ringen (146) und Niedersachsen (168
Einwohner je Quadratkilometer) auf.

Mit rund 357046 Quadratkilometern lag Deutschland 2004 im europ�ischen Vergleich
in der Fl�chenausdehnung an siebter Stelle und in Bezug auf die Bevçlkerungsdich-
te – nach den Niederlanden (483), Belgien (342) sowie dem Vereinigten Kçnigreich
(246) – an vierter Stelle (ohne die fl�chenm�ßig kleinen L�nder Malta, Monaco, San
Marino und Vatikanstadt). Island mit durchschnittlich 3, Norwegen mit 15, Finnland
mit 17 und auch die Russische Fçderation mit 8 Einwohnern je Quadratkilometer
sind im Vergleich dazu sehr d�nn besiedelt.

Ende 2004 gab es in Deutschland 12429 politisch selbstst�ndige Gemeinden, und
zwar 8500 im fr�heren Bundesgebiet und 3929 in den neuen Bundesl�ndern. Aus der
Verteilung der Einwohner auf Gemeindegrçßenklassen ergibt sich, dass 2004 nur
6,7 % der Bevçlkerung Deutschlands in Gemeinden mit weniger als 2000 Einwoh-
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Tab. 4: Bundesl�nder nach Fl�che und Einwohnern am 31. 12. 2004

Bundesland Regierungssitz Fl�che Einwohner

1000 km2 1000 je km2

Baden-W�rttemberg Stuttgart 35,8 10717 300
Bayern M�nchen 70,5 12444 176
Berlin Berlin 0,9 3388 3799
Brandenburg Potsdam 29,5 2568 87
Bremen Bremen 0,4 663 1641
Hamburg Hamburg 0,8 1735 2297
Hessen Wiesbaden 21,1 6098 289
Mecklenburg-Vorpommern Schwerin 23,2 1720 74
Niedersachsen Hannover 47,6 8001 168
Nordrhein-Westfalen D�sseldorf 34,1 18075 530
Rheinland-Pfalz Mainz 19,9 4061 205
Saarland Saarbr�cken 2,6 1056 411
Sachsen Dresden 18,4 4296 233
Sachsen-Anhalt Magdeburg 20,4 2494 122
Schleswig-Holstein Kiel 15,8 2829 179
Th�ringen Erfurt 16,2 2355 146
Deutschland Berlin 357,0 82501 231

nern, 35,3 % inGemeindenmit 2000 bis 20000 Einwohnern und 27,3 % inGemeinden
mit 20000 bis 100000 Einwohnern lebten. Auf die Großst�dte (Gemeindenmit 100000
oder mehr Einwohnern) entfielen 30,7 % der Bevçlkerung.

Tab. 5: Einwohnerzahlen und Bevçlkerungsdichten
in ausgew�hlten Großst�dten am 31. 12. 2004

Rang-
folge

Stadt Einwohner
in 1000

Stadt Einwohner
pro km2

1 Berlin 3388 M�nchen 4024
2 Hamburg 1735 Berlin 3799
3 M�nchen 1249 Herne 3342
4 Kçln 970 Stuttgart 2848
5 Frankfurt a.M. 647 Oberhausen 2847
6 Stuttgart 591 Essen 2795
7 Dortmund 589 Bochum 2669
8 Essen 588 Offenbach a.M. 2662
9 D�sseldorf 573 N�rnberg 2658
10 Bremen 546 D�sseldorf 2639
11 Hannover 516 Frankfurt a.M. 2605
12 Duisburg 504 Gelsenkirchen 2576
13 Leipzig 498 Hannover 2529
14 N�rnberg 495 Kçln 2393
15 Dresden 487 Hamburg 2297
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Abb. 3: Bevçlkerungsdichte in den L�ndern und Stadtstaaten
am 31. 12. 2004
Einwohner je km2



1.4 Altersaufbau

Die Entwicklung der Zahl der Geburten und Sterbef�lle wirkt sich unmittelbar auf den
Altersaufbau der Gesellschaft aus. W�hrend die St�rke der einzelnen Altersjahrg�nge
die Zahl der Geburten und Sterbef�lle in bestimmten Zeitr�umen beeinflusst, wirken
sich Ver�nderungen von Geburtenh�ufigkeit oder Sterblichkeit wiederum auf die zah-
lenm�ßige Besetzung der jeweiligen Jahrg�nge aus. Langfristig f�hren solche Ver-
�nderungen u.a. zu einer Verschiebung der Anteile der einzelnen Altersgruppen an der
gesamten Bevçlkerung, so der Gruppe der Kinder und Jugendlichen, derjenigen im
erwerbsf�higen Alter und jener im Rentenalter, die derzeit immer grçßer wird. Somit
�ndern sich auch die Quoten zwischen dem Teil der Bevçlkerung, der sich aktiv am
Erwerbsleben beteiligt, und jenem Teil, der entsprechend dem Generationenvertrag
von den Erwerbst�tigen unterhalten werden muss.

Um den Altersaufbau der Bevçlkerung zu veranschaulichen, wird in der Statistik eine
graphische Darstellungsform verwendet, die noch immer als Alterspyramide beschrie-
ben wird, auch wenn sie – f�r Deutschland betrachtet – l�ngst keine Pyramidenform
mehr hat. So gleicht ihr Bild heute eher einer »zerzausten Wettertanne«, wie der Be-
vçlkerungsstatistiker Flask�mper die Abbildung treffend beschrieben hat. In dieser
Darstellung treten die Wandlungen des Bevçlkerungsaufbaus deutlich zutage. Ende
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Abb. 4: Altersaufbau der Bevçlkerung Deutschlands am 31. 12. 2004



Tab. 6: Entwicklung der Altersstruktur der Bevçlkerung Deutschlands seit 1955

Jahres-
ende

Bevçlke-
rung

1000

Davon im Alter von … bis unter … Jahren Jugend-
quotient1

Alten-
quotient2

bis unter
20

20–60 60–80 80 und
mehr

%

1955 71350 29,8 54,3 14,5 1,3 55,0 29,2
1965 76336 29,2 52,0 17,0 1,8 56,1 36,3
1975 78465 28,8 50,8 18,2 2,2 56,6 40,1
1985 77661 23,6 56,4 16,7 3,3 41,8 35,4
1995 81817 21,5 57,4 17,0 4,0 37,5 36,6
2000 82260 21,1 55,3 19,8 3,8 38,3 42,7
2004 82501 20,3 54,8 20,6 4,3 37,0 45,5

1 Altersgruppe der bis 19-J�hrigen bezogen auf die Altersgruppe der 20- bis 59-J�hrigen.
2 Altersgruppe der 60-J�hrigen und �lteren bezogen auf die Altersgruppe der 20- bis 59-J�hrigen.

2004 betrug in Deutschland der Anteil der sog. Nachwachsenden (unter 20-J�hrige)
20,3 %. Auf die Bevçlkerung im erwerbsf�higen Alter (20 bis unter 60 Jahre) entfielen
54,8 %, der Seniorenanteil (60-J�hrige und �ltere) betrug 24,9 %. Rund 4 % der Be-
vçlkerung waren hochbetagt (80 Jahre oder �lter). Der Jugendquotient (Zahl der unter
20-J�hrigen bezogen auf die Zahl der 20- bis unter 60-J�hrigen) lag bei 37, w�hrend
der Altenquotient (Zahl der 60-J�hrigen und �lteren bezogen auf die Zahl der 20- bis
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Abb. 5: Bevçlkerung Deutschlands am 31. 12. 2004
nach Altersgruppen und Geschlecht



unter 60-J�hrigen) knapp 46 betrug. Vor ca. f�nfzig Jahren, Anfang 1955, hatte das
Verh�ltnis von Jugend- zu Altenquotient noch 55 : 29 betragen.

In Deutschland werden etwas mehr Jungen als M�dchen geboren. Im Durchschnitt
kommen auf 100 neugeborene M�dchen 105 Jungen. Wegen des erhçhten »Sterbe-
risikos« der m�nnlichen Bevçlkerung nimmt dieses zahlenm�ßige »�bergewicht« je-
doch mit zunehmendem Lebensalter ab. W�hrend also bis zum Alter von 50 Jahren in
der heutigen Bevçlkerung der M�nneranteil �berwiegt, geht die Geschlechterrelation
in der Altersgruppe der 50- bis unter 60-J�hrigen vom ungef�hren Gleichgewicht in
einen Frauen�berschuss �ber. Von den 60- bis unter 70-j�hrigen Personen sind fast
52 %weiblichen Geschlechts. In den obersten Altersgruppen betr�gt der Frauenanteil
bei den 70- bis unter 80-J�hrigen 58 % und bei den 80-j�hrigen oder �lteren Personen
sogar fast 72 %. Maßgebend f�r den geringeren Anteil der M�nner in den hçchsten
Altersgruppen sind neben der hçheren Lebenserwartung der Frauen heute noch die
starken M�nnerverluste durch den Zweiten Weltkrieg. Auch wirken sich auf das Ge-
schlechterverh�ltnis der Bevçlkerung Wanderungen aus, an denen M�nner im All-
gemeinen st�rker beteiligt sind als Frauen.

1.5 Geburten und Sterbef�lle

In Deutschland werden seit 1972 jedes Jahr weniger Kinder geboren als Menschen
sterben. Im Jahr 2004 wurden 113000 mehr Sterbef�lle als Lebendgeborene gez�hlt.
Maßgeblich f�r diese Entwicklung war die hçhere Zahl der Sterbef�lle bei der deut-
schen Bevçlkerung. Die ausl�ndische Bevçlkerung dagegen verzeichnete – vor allem
wegen des hçheren Anteils j�ngerer Menschen – mehr Geburten als Sterbef�lle.

Die Zahl der Lebendgeborenen hatte in Deutschland 1964mit 1,36 Mill. ihren hçchsten
Stand erreicht. Sie ging dann bis 1975 auf 782000 zur�ck, nahm anschließend bis
1980 auf 866000 wieder zu, fiel in den 1980er-Jahren zun�chst erneut und stieg dann
wieder auf 906000 im Jahr 1990 an. Nach einem erneuten R�ckgang und zeitweisem
Anstieg, was vor allem auf die Entwicklung in den neuen L�ndern und Berlin-Ost
zur�ckzuf�hren war, geht die Anzahl der Geburten seit 1998 wieder zur�ck.

Außerhalb einer Ehe werden in Deutschland 28 %der Kinder geboren. Dieser Anteil ist
geringer als der Durchschnitt in der Europ�ischen Union von etwa 32 %. So wird in
Schweden �ber die H�lfte der Kinder von M�ttern geboren, die nicht verheiratet sind;
in D�nemark, Finnland und dem Vereinigten Kçnigreich sind es etwa vier Zehntel.

Mit der im Jahr 2004 in Deutschland im rechnerischen Durchschnitt ermittelten Kinder-
zahl von 1,36 Kindern je Frau wird die zur Erhaltung der Bevçlkerungszahl auf l�ngere
Sicht erforderliche Zahl von 2,1 Kindern je Frau deutlich unterschritten. Gleichzeitig
nimmt die durchschnittliche Lebenserwartung in Deutschland weiter zu. Sie betr�gt
heute f�r einen neugeborenen Jungen 75,9 Jahre und f�r ein gerade zur Welt gekom-
menes M�dchen 81,6 Jahre. Dies entspricht gegen�ber dem Stand von Mitte der
1980er-Jahre einer Zunahme von etwa 4,4 Jahren bei den Jungen und 3,5 Jahren
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Tab. 7: Lebendgeborene und Gestorbene in Deutschland 1950 bis 2004
in Tausend

Jahr Lebendgeborene Gestorbene �berschuss
der Geborenen (+) bzw.
der Gestorbenen (–)

Anzahl je 1000
Einwohner

Anzahl je 1000
Einwohner

Anzahl je 1000
Einwohner

Deutschland
1950 1117 16,3 748 10,9 + 368 + 5,4
1960 1262 17,3 877 12,0 + 385 + 5,3
1970 1048 13,5 976 12,6 + 72 + 0,9
1980 866 11,0 952 12,1 – 87 – 1,1
1990 906 11,4 921 11,6 – 16 – 0,2
2000 767 9,3 839 10,2 – 72 – 0,9
2001 734 8,9 828 10,1 – 94 – 1,1
2002 719 8,7 842 10,2 – 122 – 1,5
2003 707 8,6 854 10,3 – 147 – 1,8
2004 706 8,5 818 9,9 – 112 – 1,4

Fr�heres Bundesgebiet
1950 813 16,3 529 10,6 + 284 + 5,7
1960 969 17,4 643 11,6 + 326 + 5,9
1970 811 13,4 735 12,1 + 76 + 1,3
1980 621 10,1 714 11,6 – 93 – 1,5
1990 727 11,5 713 11,3 + 14 + 0,2
2000 656 9,8 678 10,1 – 23 – 0,3

Neue L�nder und Berlin-Ost
1950 304 16,5 220 11,9 + 84 + 4,6
1960 293 16,9 234 13,5 + 59 + 3,4
1970 237 13,9 241 14,1 – 4 – 0,2
1980 245 14,6 238 14,2 + 7 + 0,4
1990 178 11,1 208 12,9 – 30 – 1,8
2000 111 7,3 160 10,5 – 49 – 3,2

bei den M�dchen. F�r einen 60-j�hrigen Mann ergibt sich heute eine rechnerische
weitere Lebensdauer von im Durchschnitt 20,0 Jahren und f�r eine Frau dieses Alters
von 24,1 Jahren.

1.6 Haushalts- und Lebensformen

Die Angaben zu Haushalts- und Lebensformen sind Ergebnisse des Mikrozensus. Sie
basieren auf dem so genannten Lebensformenkonzept, daher sind die Definitionen,
Abgrenzungen und Ergebnisse nur bedingt mit in der Vergangenheit verçffentlichten
Angaben auf der Grundlage des so genannten traditionellen Familienkonzepts ver-
gleichbar.
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Im M�rz 2004 gab es in Deutschland mehr als 39,1 Mill. Haushalte, und zwar gut
31,9 Mill. Haushalte im fr�heren Bundesgebiet und 7,2 Mill. Haushalte in den neuen
L�ndern und Berlin-Ost. In nur 4 % der Haushalte in Deutschland lebten f�nf oder
mehr Personen. Der Anteil der Zweipersonenhaushalte betrug imM�rz 2004 34 %und
der Anteil der Einpersonenhaushalte 37 %. Damit lag die durchschnittliche Haushalts-
grçße bei 2,12 Personen; in den neuen Bundesl�ndern und Berlin-Ost lebten durch-
schnittlich 2,05 und im fr�heren Bundesgebiet 2,13 Personen in einem Haushalt zu-
sammen.

Vor gut hundert Jahren, im Jahr 1900, hatte die durchschnittliche Haushaltsgrçße im
ehemaligen Reichsgebiet rund 4,5 Personen betragen. Damals war der Anteil der
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Haushalte mit f�nf und mehr Personen elfmal so hoch (44 %) gewesen, der Anteil der
Zweipersonenhaushalte war mit 15 % nur knapp halb so groß wie heute. Eine Person
allein wirtschaftete im Jahr 1900 nur in 7 % der Haushalte.

Als Ursache f�r die abnehmende Haushaltsgrçße wird u.a. der Wandel von der Agrar-
zur Industrie- und weiter zur Dienstleistungsgesellschaft angesehen. Damit in Zusam-
menhang steht die Zunahme der st�dtischen Haushalte, die im Durchschnitt kleiner
sind als die Haushalte in l�ndlichen Gemeinden. So waren im M�rz 2004 mit 49 %
insbesondere die Einpersonenhaushalte in den Großst�dten (500000 Einwohner und
mehr) zahlreich vertreten. Damit f�hrte im Jahr 2004 gut jeder vierte Großstadtbewoh-
ner (26 %) einen Einpersonenhaushalt, w�hrend dies in Gemeinden mit weniger als
100000 Einwohnern nur auf etwa jeden siebten Einwohner (14 %) zutraf.

Neben der Frage der Struktur und Entwicklung der Haushalte ist auch die Frage des
Familienverbandes – vor allem im Hinblick auf Kinder – von großem çffentlichem und
politischem Interesse. 2004 lebten in Deutschland in 51 % der Mehrpersonenhaus-
halte Kinder (ohne Altersbegrenzung). In wiederum der H�lfte (51 %) der knapp
12,5 Mill. Haushalte mit Kindern lebte ein Kind, in knapp zwei F�nfteln (37 %) dieser
Haushalte wurden zwei und in gut einem Achtel (12 %) wurden drei und mehr Kinder
versorgt.

In den neuen L�ndern und Berlin-Ost war im M�rz 2004 der Anteil der Haushalte mit
einem Kind (61 %) deutlich hçher als im fr�heren Bundesgebiet (48 %). Die Anteile der
Haushalte mit zwei Kindern wiesen mit 38 % im fr�heren Bundesgebiet und mit 32 %
in den neuen L�ndern und Berlin-Ost vergleichsweise geringe Ost-West-Unterschiede
auf, w�hrend Haushalte mit drei oder mehr Kindern im Westen doppelt so h�ufig
anzutreffen waren wie im Osten (14 % gegen�ber 7 %).

Die Zahl der allein erziehenden Elternteile mit Kindern hat sich gegen�ber 1996 um
266000 auf insgesamt 2,5 Mill. erhçht (+ 12 %). Allein Erziehende sind dabei im engen
Sinn definiert, d.h. als Elternteile, die ohne Ehe- oder Lebenspartner bzw. -partnerin
gemeinsam mit ihren minder- oder vollj�hrigen Kindern in einem Haushalt leben. In
mehr als der H�lfte der F�lle (55 %) war das Alleinerziehen auf die Scheidung oder
Trennung der Eltern zur�ckzuf�hren, w�hrend in 23 % der F�lle der Grund f�r das
Alleinerziehen der Tod des Partners war. 22 % der allein Erziehenden waren niemals
verheiratet. Der Anteil der allein Erziehenden an allen Eltern-Kind-Gemeinschaften
(Ehepaare mit Kindern, Lebensgemeinschaften mit Kindern und allein Erziehende
mit Kindern) betrug damit im Westen ein knappes F�nftel (19 %), im Osten sogar
fast ein Viertel (24 %).

Das Zusammenleben als nichteheliche Lebensgemeinschaft, ob als voreheliche Form,
die meist von jungen Erwachsenen als »Ehe auf Probe« verstanden wird, als nach-
eheliche Form, die von nichtmehr ledigen Personen eingegangenwird, oder als dauer-
hafte »Alternative« zur Ehe, stçßt heute auf breite gesellschaftliche Akzeptanz. Im Jahr
2004 gab es nach Ergebnissen des Mikrozensus in Deutschland rund 2,4 Mill. nicht-
eheliche Lebensgemeinschaften, 1,9 Mill. im fr�heren Bundesgebiet und 584000 in
den neuen L�ndern und Berlin-Ost. Damit hat sich die Zahl der nichtehelichen Lebens-
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gemeinschaften in Deutschland seit 1996 um rund ein Drittel (34 %) erhçht. 1996
wurden deutschlandweit erst rund 1,8 Mill. solcher Partnerschaften gez�hlt.

Nur bei gut jeder vierten nichtehelichen Lebensgemeinschaft (26 %) lebten 2004 im
fr�heren Bundesgebiet Kinder, w�hrend dies in den neuen L�ndern und Berlin-Ost bei
fast der H�lfte (49 %) dieser Lebensgemeinschaften der Fall war. �berwiegend han-
delte es sich dabei umdie Kinder der Partnerin. So lebten imM�rz 2004 in Deutschland
in rund zwei Dritteln dieser Lebensgemeinschaften mit Kindern (66 %) ausschließlich
Kinder der Frau, in 29 % waren es nur Kinder des Mannes. Lediglich bei 5 % aller
nichtehelichen Lebensgemeinschaften mit Kindern handelte es sich um gemeinsame
Kinder oder um »zusammengesetzte Familien« von zwei Partnern mit jeweils eigenen
Kindern.

Neben den Angaben zu nichtehelichen (verschiedengeschlechtlichen) Lebensgemein-
schaften stellt der Mikrozensus seit dem Berichtsjahr 1996 auch Ergebnisse zu gleich-
geschlechtlichen Lebensgemeinschaften zur Verf�gung. Als gleichgeschlechtliche
Lebensgemeinschaften gelten dabei Paare gleichen Geschlechts, die gemeinsam
in einem Haushalt wohnen und wirtschaften und sich selbst – im Rahmen einer frei-
willigen Angabe – als Lebensgemeinschaft einstufen. Aufgrund der geringen Fallzah-
len, der Freiwilligkeit der Ausk�nfte und der Sensibilit�t des Themas sollten diese Er-
gebnisse vorsichtig interpretiert werden. Dennoch d�rften sie eine untere Grenze f�r
die Verbreitung gleichgeschlechtlicher Lebensgemeinschaften in Deutschland dar-
stellen. Danach z�hlte der Mikrozensus im M�rz 2004 rund 56000 gleichgeschlecht-
liche Lebensgemeinschaften in Deutschland. Eine Obergrenze f�r ihre Verbreitung
bestimmt das Statistische Bundesamt mittels eines Sch�tzverfahrens, das auch
Personengemeinschaften einbezieht, die sich selbst nicht ausdr�cklich als gleich-
geschlechtliches Paar einstufen. Danach gab es 2004 sch�tzungsweise 160000
gleichgeschlechtliche Lebensgemeinschaften in Deutschland. Der tats�chliche Wert
bewegt sich vermutlich zwischen diesen beiden genannten Werten.

Obwohl immer mehr Menschen als allein Erziehende oder in Lebensgemeinschaften
leben, ist das Zusammenleben als Ehepaar nach wie vor weit verbreitet. Im M�rz 2004
wurden insgesamt 19,1 Mill. Ehepaare mit oder ohne ledige Kinder im Haushalt ge-
z�hlt, wobei – erstmalig seit April 2001 – der Anteil der Ehepaare ohne Kinder im
Haushalt mit 52 % �berwog. In den neuen L�ndern und Berlin-Ost hatte sich dieser
Anteil seit 1991 umdreizehn Prozentpunkte auf 56 % imM�rz 2004 erhçht, im fr�heren
Bundesgebiet stieg er im gleichen Zeitraum um acht Prozentpunkte auf 51 %. Damit
dominierte in Ostdeutschland der Anteil der Ehepaare ohne Kinder den Anteil an Ehe-
paaren mit Kindern im Haushalt bereits seit 1999. Zur�ckzuf�hren ist der deutliche
R�ckgang an Ehepaaren mit Kindern im Osten u.a. auf die starken Einbr�che in der
Geburtenh�ufigkeit nach der Wiedervereinigung.

Vor dem Hintergrund der demographischen Entwicklung kommt den Lebensformen,
in denen Kinder aufwachsen und versorgt werden, zunehmendes Interesse zu, etwa
der Betrachtung von Eltern-Kind-Gemeinschaften nach der Staatsangehçrigkeit der
Eltern(-teile). ImM�rz 2004 waren in Deutschland bei 84 % der rund 9,2 Mill. Ehepaare
mit Kindern (ohne Altgersbegrenzung) beide Ehegatten Deutsche, bei 9 % der Ehe-
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Tab. 8: Mehrpersonenhaushalte 2004 nach Haushaltsgrçße
und Zahl der Kinder im Haushalt1

Haushalte
mit
… Personen

Insgesamt Davon

ohne
Kinder

mit Kind(ern)2

zusammen 1 2 3 und
mehr

1000 % von Spalte »insgesamt«

Deutschland
2 13335 11727 1608 100 X X
3 5413 244 5169 88,4 11,6 X
4 4218 32 4186 3,3 93,6 3,1
5 und mehr 1590 X 1585 1,6 8,1 90,3
insgesamt 24556 12007 12549 50,6 37,0 12,4

Fr�heres Bundesgebiet
2 10743 9517 1226 100 X X
3 4251 201 4050 88,2 11,8 X
4 3560 29 3531 3,1 93,8 3,1
5 und mehr 1433 X 1429 1,6 7,7 90,6
Zusammen 19987 9751 10236 48,2 38,1 13,7

Neue L�nder und Berlin-Ost
2 2592 2210 382 100 X X
3 1161 43 1118 89,3 10,7 X
4 658 X 655 4,4 92,5 3,1
5 und mehr 157 X 157 X 11,5 86,6
zusammen 4569 2257 2312 61,1 32,1 6,8

1 Ergebnisse des Mikrozensus. Bevçlkerung in Privathaushalten.
2 Ledige Kinder ohne Altersbegrenzung.

paare mit Kindern hatten beide Ehegatten eine ausl�ndische Staatsangehçrigkeit. Die
�brigen rund 7 % der Ehepaare setzten sich aus Partnern zusammen, von denen
jeweils einer die deutsche und einer eine ausl�ndische Staatsangehçrigkeit besaß.

Tab. 9: Nichteheliche Lebensgemeinschaften im M�rz 20041

Gebiet Insgesamt Ohne Kinder Mit Kind(ern)2

1000 1000 %3 1000 %3

Deutschland 2445 1677 68,6 769 31,5
Fr�heres
Bundesgebiet 1862 1378 74,0 484 26,0

Neue L�nder
und Berlin-Ost 584 299 51,2 285 48,8

1 Ergebnisse des Mikrozensus – Bevçlkerung (Lebensformenkonzept).
2 Ledige Kind(er) ohne Altersbegrenzung.
3 Anteil an Spalte »Insgesamt«.
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Deutsch-deutsche Paare waren im M�rz 2004 bei den rund 773000 (nichtehelichen
und gleichgeschlechtlichen) Lebensgemeinschaften mit Kindern noch h�ufiger ver-
treten (91 %) als bei den Ehepaaren mit Kindern (84 %). W�hrend der Anteil unver-
heirateter deutsch-ausl�ndischer Paare mit Kindern mit 7 % etwas hçher lag als bei
den deutsch-ausl�ndischen Ehepaaren mit Kindern (6 %), waren ausl�ndisch-ausl�n-
dische Lebensgemeinschaften mit Kindern eher selten (2 %). Dagegen besaßen 8 %
der rund 2,5 Mill. allein Erziehenden einen ausl�ndischen Pass.

Deutliche Unterschiede bestehen – je nach Staatsangehçrigkeit – bei den Eltern-
Kind-Gemeinschaften hinsichtlich der durchschnittlichen Zahl der Kinder (ohne Alters-

Tab. 10: Ehepaare mit Kindern, Eltern-Kind-Gemeinschaften in Deutschland
im M�rz 2004 nach Staatsangehçrigkeit und Lebensform
der Eltern(-teile) sowie Zahl der Kinder1

Staatsangehçrigkeit und Lebensform
der Eltern(-teile)

Ins-
gesamt

Davon mit Kind(ern) Kinder
je

Eltern-
Kind-

Gemein-
schaft

1 2 3
und
mehr

1000 Anzahl

Deutsch-deutsche Ehepaare 7809 3562 3236 1011 1,71
Ausl�ndisch-ausl�ndische Ehepaare 845 302 326 217 2,03
Deutsch-ausl�ndische Ehepaare 594 277 228 89 1,74
Deutsch-deutsche Lebensgemein-
schaften2 706 460 195 51 1,46

Ausl�ndisch-ausl�ndische Lebens-
gemeinschaften2 16 9 5 X 2,38

Deutsch-ausl�ndische Lebens-
gemeinschaften2 51 33 13 5 1,02

Deutsche allein Erziehende 2292 1586 562 144 1,39
Ausl�ndische allein Erziehende 210 124 59 27 1,60

1 Ergebnisse des Mikrozensus – Bevçlkerung (Lebensformenkonzept). – Im Haushalt der Eltern(teile)
lebende ledige Kinder ohne Altersbegrenzung.

2 Nichteheliche und gleichgeschlechtliche Lebensgemeinschaften.

begrenzung), wobei die ausl�ndischen Eltern-Kind-Gemeinschaften durchweg kinder-
reicher sind. So betrug im M�rz 2004 bei ausl�ndisch-ausl�ndischen Ehepaaren die
Kinderzahl durchschnittlich 2,03 Kinder, bei ausl�ndisch-ausl�ndischen Lebens-
gemeinschaften 2,38 und bei ausl�ndischen allein Erziehenden 1,60 Kinder. Diese
lag bei den deutsch-deutschen Ehepaaren im Durchschnitt bei 1,71 Kindern, bei
deutsch-deutschen Lebensgemeinschaften betrug sie 1,46 und bei deutschen allein
Erziehenden durchschnittlich 1,39 Kinder. Der Grund f�r die hçheren Kinderzahlen
wird bei ausl�ndischen Eltern-Kind-Gemeinschaften u.a. in der j�ngeren Altersstruk-
tur der ausl�ndischen Bevçlkerung und der hçheren Geburtenrate ausl�ndischer
Frauen gesehen.
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Neben den vielf�ltigen Formen des Zusammenlebens – sei es mit oder ohne Kinder –
setzt sich in Deutschland immer st�rker das Alleinleben durch. Insgesamt wohnten
und wirtschafteten im M�rz 2004 rund 17 % der Bevçlkerung f�r sich allein, 1991
waren es noch 14 % gewesen. Besonders unter der �lteren Generation ist das Al-
leinleben weit verbreitet. So waren von den rund 14 Mill. allein Lebenden im M�rz
2004 knapp zwei F�nftel (38 %) im Seniorenalter (65 Jahre und mehr), gut ein F�nf-
tel (22 %) gehçrte sogar der Altersgruppe von 75 Jahren und mehr an. Dennoch ist
der Anteil der allein Lebenden an der �lteren Bevçlkerung seit 1991 zur�ckgegangen.
Er lag bei den Senioren im M�rz 2004 mit 38 % f�nf Prozentpunkte unter dem Anteil
vom April 1991. Gestiegen ist daf�r der Alleinlebendenanteil an der j�ngeren Bevçl-
kerung: Lebten 1991 insgesamt 15 % der 20- bis unter 35-J�hrigen allein, so waren
es im M�rz 2004 bereits 22 %.

1.7 Eheschließungen, Scheidungen

In Deutschland schlossen im Jahr 2004 insgesamt 396000 Paare die Ehe. Damit ist die
Zahl der Heiraten gegen�ber 2003 leicht angestiegen. In den 1990er-Jahrenwar es nur
1999 – mit dem besonderen Heiratsdatum 9. September 1999 – zu einem Anstieg der
Zahl der standesamtlichen Trauungen gekommen. Eine unter 500000 liegende Zahl
von Eheschließungen hatte es bereits von Ende der 1970er- bisMitte der 1980er-Jahre
gegeben. Der nachfolgende Anstieg war auf den ver�nderten Altersaufbau, d.h. dass
es vor�bergehend mehr Menschen im typischen Heiratsalter gab, zur�ckzuf�hren und
nicht auf eine �nderung des allgemeinen Heiratsverhaltens. Mehr als 600000 Ehe-
schließungen im Jahr waren zuletzt 1967 gez�hlt worden.

Unter den 396000 vor einem deutschen Standesamt geschlossenen Ehen des Jahres
2004 waren bei 331000 beide Ehepartner Deutsche. 33000 deutsche M�nner schlos-
senmit einer ausl�ndischen Frau die Ehe und 23000 deutsche Frauen heirateten einen
ausl�ndischen Mann. Bei 9000 Eheschließungen hatten beide Partner eine ausl�n-
dische Staatsangehçrigkeit.

Mit der Eheschließung warten junge Menschen immer l�nger. Dies l�sst sich daran
ablesen, dass seit Mitte der 1970er-Jahre in Deutschland das durchschnittliche Hei-
ratsalter Lediger st�ndig gestiegen ist. So waren im Jahr 2004 ledige M�nner bei der
Hochzeit im Durchschnitt 32 Jahre alt. F�r die Frauen, die zum ersten Mal heirateten,
ergab sich ein Durchschnittsalter von 29 Jahren. Bei insgesamt 61 % der Hochzeiten
waren beide Partner zuvor ledig. 15 % der Ehen wurden zwischen einem geschie-
denen Mann und einer geschiedenen Frau geschlossen.

Eine Ehelçsung findet durch den Tod eines Ehepartners oder durch Scheidung statt,
wobei der erstgenannte Fall bei weitem �berwiegt. Allerdings hat der Anteil der Schei-
dungen an den Ehelçsungen erheblich zugenommen. Im Jahr 2004 belief sich ihre Zahl
auf 214000. Damit kamen auf 10000 bestehende Ehen etwa 115 Ehescheidungen.
Ber�cksichtigt man die Ehedauer der geschiedenen Ehen, so w�re bei einem Anhalten
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der derzeitigen Scheidungsh�ufigkeit damit zu rechnen, dass etwa 42 % der Ehen im
Laufe der Zeit wieder geschieden w�rden.

Mit der deutschen Vereinigung am 3. Oktober 1990 ist auch in den neuen L�ndern und
Berlin-Ost das bundesdeutsche Scheidungsrecht in Kraft getreten. Dies hatte, �hnlich
wie die Reform des Scheidungsrechts 1977 in den alten Bundesl�ndern, zun�chst
einen starken R�ckgang der Zahl der Scheidungen zur Folge: 1990 wurden in den
neuen L�ndern und Berlin-Ost etwa ein Drittel weniger Ehen geschieden als 1989,
und 1991 waren es im Vergleich zu 1989 ein F�nftel weniger. Von 1993 bis 1998 ist
die Zahl der Ehescheidungen im Osten Deutschlands wieder deutlich angestiegen
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Abb. 7: Familienstand der Bevçlkerung
in Prozent

Abb. 8: Eheschließung und Ehelçsungen 1965 bis 2004

1 Durch Tod, Scheidung, Aufhebung oder Nichtigkeit der Ehe.



Tab. 11: Eheschließungen und Ehescheidungen in Deutschland 1950 bis 2004

Jahr Eheschließungen Ehescheidungen

insgesamt
1000

je 1000
Einwohner

insgesamt
1000

je 1000
Einwohner

1950 750 11,0 135 2,0
1960 689 9,5 73 1,0
1970 575 7,4 104 1,3
1980 497 6,3 141 1,8
1990 516 6,5 155 2,0
2000 419 5,1 194 2,4
2004 396 4,8 214 2,6

und schwankt seitdem auf etwa gleich bleibendem Niveau. Derzeit liegt sie bei etwa
30000 Scheidungen pro Jahr.

Von einer Scheidung sind h�ufig nicht nur die Ehepartner, sondern auch deren min-
derj�hrige Kinder betroffen. 107000 und damit die H�lfte der 214000 geschiedenen
Ehepaare hatten Kinder unter 18 Jahren. Insgesamt erlebten 169000 minderj�hrige
Kinder im Jahr 2004 die Scheidung ihrer Eltern. Bei 34 % der Kinder handelte es sich
um das einzige minderj�hrige Kind des geschiedenen Paares.

Weitere Informationen zum Thema Ehe und Familie siehe Teil II, Kap. 8.

1.8 Ausl�ndische Bevçlkerung

1.8.1 Stand und Entwicklung

Ende 2004 lebten in Deutschland knapp 7,3 Mill. Menschen mit einer ausl�ndischen
Staatsangehçrigkeit. Gegen�ber 1991 hat sich diese Zahl um rund 1,2 Mill. erhçht. Der
Anteil an der Bevçlkerung stieg im gleichen Zeitraum von 7,6 auf 8,8 %.

F�r die Ver�nderung der Zahl ausl�ndischer Staatsangehçriger und der Struktur dieser
Bevçlkerungsgruppe ist zum weitaus grçßten Teil die Entwicklung im fr�heren Bun-
desgebiet maßgebend. Hier hatte der 1950 einsetzende wirtschaftliche Aufschwung
zu einem st�ndig wachsenden Bedarf an Arbeitskr�ften gef�hrt, der bis zum Bau der
Mauer am 13. August 1961 haupts�chlich durch die Aufnahme von Deutschen aus der
ehemaligen DDR und Berlin-Ost gedeckt werden konnte. Ab diesem Zeitpunkt kam
dann der Besch�ftigung ausl�ndischer Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer eine im-
mer grçßere Bedeutung zu. Dementsprechend erhçhte sich die Zahl der im fr�heren
Bundesgebiet lebenden Ausl�nderinnen und Ausl�nder von knapp 690000 im Jahr
1961 (1,2 %der Bevçlkerung) auf 2,4 Mill. im Jahr 1970 (4,3 %der Bevçlkerung). Nach
einem vor�bergehenden R�ckgang zwischen 1974 und 1978 aufgrund des Anwer-
bestopps stieg die Zahl der Ausl�nderinnen und Ausl�nder in Deutschland als Folge
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der Familienzusammenf�hrung sowie der verst�rkten Einreise von Asylsuchenden
1982 auf knapp 4,7 Mill., 1983 ging sie erstmals seit 1978 wieder zur�ck. Die starke
Abwanderung als Folge des R�ckkehrhilfegesetzes f�hrte 1984 zu einer weiteren Ab-
nahme. Nach dem Auslaufen dieses Gesetzes stieg die Zahl der Menschen mit aus-
l�ndischem Pass im Jahr 1985 wieder. Ende 1999 betrug sie – auch bedingt durch die
bis Mitte 1993 hohen Zahlen von Asylsuchenden sowie durch die Aufnahme von B�r-
gerkriegsfl�chtlingen aus Bosnien und Herzegowina – 7,3 Mill. (8,9 % der Bevçlke-
rung). Im Zeitraum von 1970 bis 1999 nahm die Zahl der ausl�ndischen B�rgerinnen
und B�rger im fr�heren Bundesgebiet somit um knapp 4,9 Mill. Personen zu.

Die meisten ausl�ndischen Staatsangehçrigen kamen in das fr�here Bundesgebiet,
um hier Arbeit zu finden. Sie waren grçßtenteils im erwerbsf�higen Alter und �ber-
wiegend m�nnlichen Geschlechts. Im Laufe der Zeit nahm der Anteil der Ausl�nde-
rinnen haupts�chlich aufgrund der Familienzusammenf�hrungen von 31 % im Jahr
1961 auf rund 47 % im Jahr 2000 zu. Die Zahl ausl�ndischer Kinder stieg ebenfalls an.

Tab. 12: Ausl�ndische Bevçlkerung in Deutschland am 31. 12. 2004
nach Altersgruppen1

Altersgruppen von …
bis unter … Jahren

Insgesamt M�nnlich Weiblich

1000 % 1000 % 1000 %

unter 15 1073,4 14,5 549,7 14,5 523,7 15,0
15–40 3495,7 48,0 1791,2 47,3 1704,6 48,7
40–65 2226,4 30,5 1184,6 31,3 1041,8 29,8
65 und �lter 492,5 6,8 261,0 6,9 231,4 6,6
Insgesamt 7288,0 100 3786,5 100 3501,7 100

1 Auswertung der Bevçlkerungsfortschreibung.

Tab. 13: Entwicklung der ausl�ndischen Bevçlkerung in Deutschland seit 1961

Zeitpunkt Anzahl in
1000

Anteil an der
Bevçlkerung in %

Fr�heres Bundesgebiet
06. 06. 1961 686,2 1,2
27. 05. 1970 2438,6 4,3
25. 05. 1987 4145,6 6,8
31. 12. 1989 4845,9 7,7
30. 09. 1990 5241,8 8,2

Deutschland
31. 12. 1991 5882,3 7,3
31. 12. 1995 7173,9 8,8
31. 12. 19991 7336,1 8,9
31. 12. 20001 7267,6 8,8
31. 12. 20041 7288,0 8,8

1 Ergebnisse der Bevçlkerungsfortschreibung.
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Auch in den neuen L�ndern und Berlin-Ost leben und arbeiten ausl�ndische Staats-
angehçrige. Eine vom Umfang her mit den Verh�ltnissen im fr�heren Bundesgebiet
vergleichbare Besch�ftigung ausl�ndischer Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer hat
es dort allerdings nicht gegeben.

Ende 1989 lebten in der ehemaligen DDR rund 191200 Ausl�nderinnen und Ausl�n-
der (1,2 % der Bevçlkerung), deren Zahl sich bis Ende 1991 auf rund 110500 ver-
ringerte. Dieser R�ckgang hing offensichtlich damit zusammen, dass ausl�ndische
Staatsangehçrige in den Jahren 1990 und 1991 nach Auslaufen ihrer Arbeitsver-
tr�ge bzw. der von der ehemaligen DDR getroffenen Arbeitskr�ftevereinbarungen
in ihre Heimat zur�ckkehrten. Seit 1992 steigt die Zahl der Ausl�nderinnen und Aus-
l�nder in den neuen L�ndern ohne Berlin – auch als Folge der Aufnahme von Asyl-
suchenden – Jahr f�r Jahr leicht; Ende 2004 betrug sie 320059 (2,4 % der Bevçl-
kerung).

1.8.2 Aufenthaltsdauer

Von den Ausl�nderinnen und Ausl�ndern, die sich Ende 2004 nicht nur vor�berge-
hend in Deutschland aufhielten, waren 34 % bereits 20 Jahre oder l�nger hier an-
s�ssig. Bei rund 39 % betrug die Aufenthaltsdauer in Deutschland weniger als zehn
Jahre. Etwa 25 % lebten seit weniger als sechs Jahren in Deutschland. F�r 2003
ergibt sich eine durchschnittliche Aufenthaltsdauer in Deutschland von rund 16,1
Jahren, 1992 lag sie noch bei 12,0 Jahren. Der Anstieg der durchschnittlichen Ver-
weildauer bedeutet, dass trotz der starken Wanderungsbewegungen in den letzten
Jahren die Zahl der Ausl�nderinnen und Ausl�nder mit einer erst k�rzeren Verweil-
dauer st�rker abgenommen hat als die Zahl derjenigen, die bereits seit l�ngerer Zeit
in Deutschland leben.

1.8.3 Geburtenentwicklung

2004 wurden in Deutschland 36000 Kinder mit einer ausl�ndischen Staatsb�rgerschaft
geboren, die weitausmeisten von ihnen in den alten Bundesl�ndern. Weitere 37000 Kin-
der ausl�ndischer Eltern besaßen entsprechend dem seit Jahresbeginn 2000 geltenden
Staatsangehçrigkeitsrecht die deutsche Staatsangehçrigkeit. 1999 waren – nach dem
bis dahin geltenden Recht – 95000 ausl�ndische Kinder in Deutschland zur Welt ge-
kommen. In den alten Bundesl�ndern wurde 1974 mit 108000 die bisher hçchste Zahl
ausl�ndischer Kinder geboren. Bis Mitte der 1980er-Jahre halbierte sich diese Zahl (mit
einem zwischenzeitlichen Anstieg 1980 und 1981). Danach stieg sie (mit Ausnahme der
Jahre 1994 und 1995) wieder, f�llt aber seit 1998 erneut.

Ein Grund f�r diese Ver�nderung war die Entwicklung der Zahl der ausl�ndischen
Bevçlkerung, die sowohl Mitte der 1970er- als auch Mitte der 1980er-Jahre zeitweise
zur�ckgegangen war. Auch hatten bis Ende 1974 Kinder aus deutsch-ausl�ndischen
Ehen nur dann bei der Geburt die deutsche Staatsangehçrigkeit erhalten, wenn der
Vater Deutscher war. Seit 1975 haben Kinder deutscher M�tter, die mit einem Aus-
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l�nder verheiratet sind, ebenfalls die deutsche Staatsangehçrigkeit. Ab 1. Januar 2000
erhalten in Deutschland zur Welt gekommene Kinder automatisch die deutsche
Staatsangehçrigkeit, wenn sich zumindest ein Elternteil seit mindestens acht Jahren
rechtm�ßig in Deutschland aufh�lt.

1.8.4 Regionale Verteilung

In welchen Regionen des fr�heren Bundesgebiets ausl�ndische Arbeitnehmerinnen
und Arbeitnehmer ihren Wohnsitz nehmen, h�ngt im Wesentlichen von den çrtlichen
Wirtschaftsstrukturen und den Erwerbsmçglichkeiten ab.

So liegt der Bevçlkerungsanteil der ausl�ndischen B�rgerinnen und B�rger in den
industriellen Ballungsgebieten wesentlich �ber dem Bundesdurchschnitt, in wirt-
schaftsschwachen R�umen dagegen erheblich darunter.

Der Anteil der ausl�ndischen Bevçlkerung an der Gesamtbevçlkerung der einzel-
nen Bundesl�nder ist recht unterschiedlich. Ende 2004 waren in den Stadtstaaten
Hamburg (14,1 %) und Berlin (13,4 %) die Ausl�nderanteile an der Gesamtbevçlke-
rung am grçßten. Bei den Fl�chenstaaten war der Anteil der ausl�ndischen Bevçl-
kerung in Baden-W�rttemberg (12,0 %), Hessen (11,4 %) und Nordrhein-Westfalen
(10,8 %) am hçchsten, am niedrigsten war er in Th�ringen (2,0 %) und Sachsen-An-
halt (1,9 %).
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1.8.5 Asylsuchende und -berechtigte

Zwischen Ende der 1980er-Jahre und Mitte 1993 reisten verst�rkt Menschen als Asyl-
suchende in das fr�here Bundesgebiet bzw. nach Deutschland ein. Im fr�heren Bun-
desgebiet waren es 1980 fast 108000; danach ging die Zahl auf etwa 20000 im Jahr
1983 zur�ck, stieg dann aber – vom Jahr 1987 abgesehen – Jahr f�r Jahr an. Mit rund
438000 erreichte die Zahl der Asylsuchenden in Deutschland 1992 ihren bisher hçchs-
ten Stand. Durch die Mitte 1993 erfolgte �nderung von Artikel 16 und Einf�hrung von
Artikel 16a des Grundgesetzes sowie die hiervon ausgehenden asylverfahrensrecht-

Tab. 14: Asylsuchende und Asylberechtigte ab 19751

Jahr Asylsuchende Asylberechtigte Anerkennungs-
quote2

Anzahl

1975 9627 2928 22,2
1980 107818 12783 12,0
1985 73832 11224 29,2
1990 193063 6518 4,4
1991 256112 11597 6,9
1992 438191 9189 4,2
1993 322599 16396 3,2
19943 127210 25578 7,3
1996 116367 14389 7,4
1997 104353 8443 4,9
1998 98644 5883 4,0
1999 95113 4114 3,0
2000 78564 3128 3,0
2001 88287 5716 5,3
2002 71127 2379 1,8
2003 50563 1534 1,6
2004 35607 960 1,5

1 Bis einschl. 1990 fr�heres Bundesgebiet; ab 1991 Deutschland.
2 Die Anerkennungsquote bezieht sich auf die im jeweiligen Berichtsjahr getroffenen Entscheidun-

gen.
3 Ab Berichtsjahr 1994 werden nur noch Erstantr�ge erfasst.

Quelle: Bundesamt f�r Migration und Fl�chtlinge, N�rnberg.

lichen Neuregelungen sank die Zahl der Asylsuchenden 1993 auf knapp 323000 – ein
R�ckgang, der sich in den folgenden Jahren fortsetzte. Im Jahr 2001 wurde zwar ein
leichter Anstieg verzeichnet, seit 2002 ist wieder ein deutlicher R�ckgang registriert
worden: Im Jahr 2004 stellten nur noch 35600 ausl�ndische Staatsangehçrige und
damit fast 15000 Menschen weniger als 2003 einen Antrag auf politisches Asyl in
Deutschland.

Der Anteil der als Asylberechtigte anerkannten Asylsuchenden unterliegt immer wie-
der Schwankungen. Er sank im Zeitraum von 1985 bis 1993 – das Jahr 1991 aus-
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genommen – von 29 auf etwa 3 % und stieg dann auf 9 % (1995). 2001 wurde nach
einem R�ckgang auf 3 % (1999/2000) nochmals ein Anstieg der Anerkennungsquote
auf 5,3 % verzeichnet. Seitdem ist wieder ein R�ckgang zu beobachten: Im Jahr 2004
lag die Anerkennungsquote mit 1,5 % auf dem bislang niedrigsten Niveau.

Weitere Informationen zum Thema ausl�ndische Bevçlkerung siehe Teil II,
Kap. 14.

1.9 Wanderungen

Bei der Beobachtung und Analyse der Ver�nderung der Einwohnerzahl kommt der
r�umlichen Bevçlkerungsbewegung und damit den Wanderungen neben der nat�r-
lichen Bevçlkerungsbewegung (Geburten und Sterbef�lle) eine zentrale Bedeutung
zu. Bei den Wanderungen wird unterschieden zwischen Wohnsitzwechseln innerhalb
Deutschlands (Binnenwanderung) und solchen �ber die Grenzen Deutschlands (Au-
ßenwanderung). Die Wanderungen zwischen dem fr�heren Bundesgebiet und der
ehemaligen DDR wurden bis zum 3. Oktober 1990 in der Außenwanderungsstatistik
erfasst, seitdem handelt es sich um Binnenwanderungsf�lle.

1.9.1 Binnenwanderung

Im Jahr 2004 haben 3,7 Mill. Personen ihren Wohnsitz innerhalb Deutschlands ge-
wechselt. Bezieht man diese Zahl auf 1000 Einwohner, erh�lt man die so genannte

Tab. 15: Wanderungen �ber die Gemeinde-, Kreis- und
Landesgrenzen seit 1970

Jahr Wanderungen �ber die

Gemeindegrenzen Kreisgrenzen Landesgrenzen

Anzahl
in 1000

je 1000
Einwohner1

Anzahl
in 1000

je 1000
Einwohner1

Anzahl
in 1000

je 1000
Einwohner1

Fr�heres Bundesgebiet
1970 3662 59,8 2942 48,1 1118 18,5
1980 3024 49,2 2304 37,5 820 13,4
1985 2572 42,1 1850 30,3 640 10,5
1990 2970 47,4 2185 34,9 841 13,4

Deutschland
1991 3402 42,8 2494 31,4 1127 14,2
1995 3951 48,5 2722 33,4 1069 13,1
2000 3892 47,4 2700 32,8 1137 13,8
2004 3737 45,3 2595 31,5 1095 13,3

1 Jeweils am 31. Dezember des Vorjahres.
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Mobilit�tsziffer. Sie gibt Aufschluss �ber die H�ufigkeit, mit der Einwohner eines Ge-
biets ihrenWohnsitz wechseln. 2004 betrug die Mobilit�tsziffer rund 45, d.h. fast jeder
20. Einwohner ist in jenem Jahr innerhalb Deutschlands von einer Gemeinde in eine
andere umgezogen.

Die r�umliche Mobilit�t der Bevçlkerung entwickelte sich seit 1970 sehr unterschied-
lich. Im Zeitraum 1970 bis 1980 verringerten sich die Wanderungen �ber die Gemein-
degrenzen im fr�heren Bundesgebiet von 3,7 Mill. auf rund 3 Mill. Die Mobilit�tsziffer
sank im gleichen Zeitraum von 60 auf 49. Dieser R�ckgang d�rfte auch eine Folge der
Gebietsreform in den alten Bundesl�ndern gewesen sein; im Zuge dieser Reform
wurden Nahwanderungsf�lle durch Eingemeindungen h�ufig zu Ortsumz�gen und
konnten sich deshalb in der Mobilit�tsziffer nicht auswirken. Bis Ende der 1980er-

Tab. 16: Wanderungen zwischen dem fr�heren Bundesgebiet
und den neuen L�ndern und Berlin-Ost seit 1950

Jahr Zuz�ge aus den
neuen L�ndern
und Berlin-Ost

Fortz�ge nach den
neuen L�ndern
und Berlin-Ost

Wanderungssaldo
gegen�ber den neuen

L�ndern
und Berlin-Ost

1950 302808 39986 + 262822
1960 247751 25429 + 222322
1970 20664 2082 + 18582
1980 15774 1560 + 14214
1989 388396 5135 + 383261
1990 395343 36217 + 359126
1991 249743 80287 + 169456
2000 204283 135517 + 68766
20011 230202 138748 + 91454
20021 216165 139412 + 76753
20031 195216 137517 + 57699
20041 185878 133349 + 52529

1 Fr�heres Bundesgebiet (ohne Berlin-West), neue L�nder einschl. Berlin.

Jahre war die Zahl der Wanderungen �ber die Gemeindegrenzen weiterhin r�ckl�ufig.
Mit der Wiedervereinigung stieg sie sprunghaft wieder an.

Die Entwicklung der Wanderungen zwischen dem fr�heren Bundesgebiet sowie
den neuen L�ndern und Berlin-Ost war Anfang der 1990er-Jahre gegenl�ufig, die Zu-
z�ge aus den neuen L�ndern und Berlin-Ost verringerten sich, w�hrend die Zuz�ge
in die neuen Bundesl�nder und Berlin-Ost zunahmen, sodass die Ost-West-Wande-
rungsbilanz 1996 und 1997 nahezu ausgeglichen war. Seit 1998 ist eine Umkehr
des bisherigen Trends erkennbar.

2004 verlegten fast 186000 Menschen ihren Wohnsitz von den neuen L�ndern ein-
schließlich Berlin in eines der alten Bundesl�nder und rund 133000 w�hlten den um-
gekehrten Weg. Daraus ergab sich f�r die neuen L�nder einschl. Berlin ein Abwande-
rungs�berschuss von rund 53000 Personen.
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Abb. 10: Wanderungen von Deutschen und ausl�ndischen Staatsangehçrigen
�ber die Auslandsgrenzen Deutschlands seit 19701

1 Bis einschl. 1990 fr�heres Bundesgebiet; ab 1991 Deutschland.



1.9.2 Außenwanderung

Deutsche

Aus den Wanderungen zwischen dem fr�heren Bundesgebiet (ab Berichtsjahr 1991:
Deutschland) und dem Ausland ergab sich f�r die deutsche Bevçlkerung – im Gegen-
satz zu der ausl�ndischen Bevçlkerung – in den beiden letzten Jahrzehnten Jahr f�r
Jahr ein Zuwanderungs�berschuss. Die Hçhe dieses �berschusses wurde haupt-
s�chlich vom Ausmaß der Zuwanderung, insbesondere von Sp�taussiedlerinnen
und Sp�taussiedlern aus osteurop�ischen L�ndern, bestimmt.

Ausl�nderinnen und Ausl�nder

Die in den beiden vergangenen Jahrzehnten im fr�heren Bundesgebiet bzw. ab 1991
in Deutschland verzeichneten Außenwanderungssalden von ausl�ndischen Staats-
angehçrigen resultieren aus einem relativ hohen Wanderungsvolumen. Dabei hat
der Saldo mehrfach das Vorzeichen gewechselt, was phasenweise geschah. An-
ders als noch in den 1960er-Jahren spiegelt die Entwicklung der Zu- und Fortz�-
ge ausl�ndischer Staatsangehçriger �ber die Bundesgrenzen nicht mehr den Kon-
junkturverlauf in der Bundesrepublik Deutschland wider. Vielmehr wird das Wan-
derungsverhalten der Ausl�nderinnen und Ausl�nder seit Mitte der 1970er-Jahre
von konjunkturunabh�ngigen Faktoren beeinflusst, wie dem Familiennachzug oder
der politischen, wirtschaftlichen und sozialen Situation in den Herkunftsl�ndern. Die
Einreise zum Zweck der Asylsuche, die auch bei ung�nstiger Arbeitsmarktlage im
Bundesgebiet bis zum Sommer 1993 ein wichtiges Motiv war, ist hierf�r ein augen-
f�lliges Beispiel.

Auf den Umfang der Zu- und Abwanderung ausl�ndischer Staatsangehçriger wir-
ken sich auch die Maßnahmen der Bundesregierung zur Steuerung der Wanderungs-
strçme aus. Von besonderer Bedeutung sind in diesem Zusammenhang der 1973
erlassene Anwerbestopp, das R�ckkehrhilfegesetz von 1983 sowie asylrechtliche
Maßnahmen.

Im Jahr 1992 hatte die Zuwanderung ausl�ndischer Staatsangehçriger mit 1,21 Mill.
ihren bisher hçchsten Stand erreicht. Danach war die Tendenz erst r�ckl�ufig, seit
1997 schwankt die Zuwanderung zwischen 600000 bis 700000 Zuz�gen pro Jahr. Die
Abwanderung von Ausl�nderinnen und Ausl�ndern erreichte 1993 mit 711000 ihren
hçchsten Stand. Danach war die Tendenz bis 2003 r�ckl�ufig mit einem vor�ber-
gehenden Anstieg in den Jahren 1997 und 1998 durch die R�ckkehr von bosnischen
B�rgerkriegsfl�chtlingen, 2004 nahm die Abwanderung wieder deutlich zu.
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2 Bildung

2.1 Einf�hrung

Die Bildungspolitik in Deutschland steht auch im dritten Jahrtausend im Blickpunkt
der �ffentlichkeit. Die Ergebnisse der IGLU-Studie (Internationale Grundschul-Lese-
Untersuchung), insbesondere aber der PISA-Studie (Programme for International
Student Assessment), die den deutschen Sch�lern und Sch�lerinnen ein im in-
ternationalen Vergleich weit unterdurchschnittliches Leistungsniveau bescheinigte,
wurden und werden breit diskutiert. Was sind die Ursachen f�r das schlechte Ab-
schneiden und welche Konsequenzen sollten daraus gezogen werden? Daneben be-
wegt zurzeit vor allem der deutlich sp�rbare Lehrstellenmangel und damit auch die
Zukunft des dualen Systems die betroffenen jungen Menschen, Eltern, Lehrkr�fte,
Ausbilder und Ausbilderinnen, aber auch Politik und Wissenschaft. Die finanzielle
und personelle Ausstattung der Hochschulen angesichts steigender Studierenden-
zahlen, das F�r und Wider von Studiengeb�hren sowie die Einf�hrung von Bachelor-
und Master-Studieng�ngen im Hinblick auf vergleichbare Abschl�sse in dem f�r
2010 angestrebten »Europ�ischen Hochschulraum« sind weitere Themen, die vor
dem Hintergrund der Diskussion um Einsparungen in den çffentlichen Haushalten
in j�ngster Zeit erçrtert werden. Zur Versachlichung der Diskussion und zur Prob-
lemlçsung in der Bildungspolitik ist es notwendig, fundiertes statistisches Material
bereitzustellen.

Die amtlichen Daten zur Bildung vermitteln in erster Linie Erkenntnisse �ber Sch�ler
und Sch�lerinnen, Auszubildende und Studierende sowie �ber die eingesetzten Lehr-
kr�fte. Abb. 1 zeigt Bereiche, f�r die statistisches Material zur Verf�gung steht.

Dar�ber hinaus geben die Statistiken aber auch Einblick in die Rahmenbedingungen
des Bildungsbereichs, die sich in den vergangenen Jahren grundlegend ge�ndert
haben. Entscheidende Einfl�sse gehen dabei von der demographischen Entwick-
lung aus. Der Altersaufbau der Bevçlkerung ist gepr�gt durch die geburtenstarken
Jahrg�nge der 1960er-Jahre mit zum Teil deutlich mehr als 1 Mill. Neugeborenen pro
Jahr, die geburtenschwachen Jahrg�nge mit durchschnittlich etwa 830000 Neuge-
borenen von 1974 bis 1989 und etwa 800000 Neugeborenen je Jahr in den 1990er-
Jahren. Seit 1998 sind in Deutschland j�hrlich st�ndig weniger Geburten registriert
worden. 2004 sank die Geburtenzahl zwar auch, aber nur in sehr geringem Ausmaß.
Ein drastischer Geburtenr�ckgang war Anfang der 1990er-Jahre in den neuen L�n-
dern und Berlin-Ost zu verzeichnen. Inzwischen gibt es dort wieder deutlich mehr
Neugeborene.

Zeitversetzt ergeben sich hierdurch unterschiedliche Jahrgangsst�rken bei Sch�lern
und Sch�lerinnen, Auszubildenden und Studierenden. Die Bevçlkerungsentwicklung
ist allerdings nicht der einzige Einflussfaktor des Bildungsangebots und der Bildungs-
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Abb. 1: Das Bildungssystem in Deutschland

1 Einschl. Bildungsgang�bergreifende Klassen, Mittelschulen, Sekundarschulen und Erweiterte Real-
schulen, Kombinierte Klassen an Sekundarschulen, Regelschulen, Regionale Schulen und Duale
Oberschulen.



nachfrage. Die individuellen Bildungsentscheidungen der Menschen und die Maßnah-
men, die zur Umsetzung bildungspolitischer Ziele getroffen werden, sind hier ebenfalls
von großer Bedeutung.

2.2 Kinderg�rten

In Kinderg�rten werden Kinder ab drei Jahren bis zum Schuleintritt erzieherisch be-
treut. Seit dem 1. August 1996 hat in der Regel jedes drei- bis sechsj�hrige Kind einen
Rechtsanspruch auf einen Kindergartenplatz. Um diesen Anspruch erf�llen zu kçnnen,
ist das Angebot an Kindergartenpl�tzen in den vergangenen Jahren deutlich vergrç-
ßert worden. Nach den Ergebnissen des Mikrozensus besuchten im M�rz 2004 70 %
der Dreij�hrigen, 84 % der Vierj�hrigen, 85 % der F�nfj�hrigen und 37 % der sechs
Jahre alten Kinder einen Kindergarten. In Deutschland standen 2002 in den 33 703
Kinderg�rten und kindergarten�hnlichen Einrichtungen insgesamt 2,51 Mill. Kinder-
gartenpl�tze zur Verf�gung. Damit kamen im Jahr 2002 105 Kindergartenpl�tze auf
100 Drei- bis Sechsj�hrige. Theoretisch ist also eine Vollversorgung mit Kindergarten-
pl�tzen erreicht. Bezieht man die Kindergartenpl�tze auf die drei- bis sechseinhalb-
j�hrigen Kinder (da ja die Kinder nach ihrem sechsten Geburtstag bis zu ihrer Ein-
schulung im Kindergarten verbleiben), liegt die Platz-Kind-Relation bei 90. Aktuellere
Daten �ber Kindergarteneinrichtungen und -pl�tze werden 2006 erhoben. Erste Er-
gebnisse sind ab 2007 zu erwarten.

2.3 Allgemein bildende und berufliche Schulen

Das Grundgesetz weist den L�ndern im Rahmen der fçderalistischen Staatsordnung
die Gesetzgebungskompetenz f�r das Schulwesen zu, die sie als Teil ihrer Kulturho-
heit aus�ben. Bei der Reform ihres Schulwesens orientierten sich die neuen L�nder
weitgehend an den Regelungen im fr�heren Bundesgebiet.

2.3.1 Schulbesuch

In der �berwiegenden Zahl der L�nder beginnt die Schulpflicht f�r die Kinder, die bis
zum 30. Juni das sechste Lebensjahr vollendet haben, d.h. f�r etwa die H�lfte der
6-J�hrigen. In den vergangenen Jahren wurde verst�rkt die Mçglichkeit geschaffen,
Kinder vorzeitig einzuschulen. Die Dauer der Schulpflicht betr�gt zwçlf Jahre, davon in
der Regel neun Vollzeitschuljahre und drei Teilzeitschuljahre. Die Anzahl der Kinder,
die j�hrlich eingeschult werden, wird außer durch die Geburtenentwicklung auch
durch Wanderungsbewegungen in der Bevçlkerung (z.B. durch den Zu- oder Wegzug
ausl�ndischer Kinder) beeinflusst. Im Jahr 2004 begannen 820700 ABC-Sch�tzen ihre
Schullaufbahn, und zwar in der Regel in der Grundschule ihres Wohnbezirks. Von der
Mçglichkeit der vorzeitigen Einschulung ihrer Kinder machten im Jahr 2004 rund 5,3 %
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(74 300) der Eltern Gebrauch, versp�tet eingeschult wurden etwa 5,7 % (46 400) der
Kinder. Schulpflichtige, aber noch nicht schulreife Kinder kçnnen in Schulkinderg�r-
ten, noch nicht schulpflichtige (aber schulreife) Kinder in Vorklassen auf die Einschu-
lung vorbereitet werden. Im Jahr 2004 besuchten in Deutschland rund 48000 Kinder
diese Einrichtungen. Die hçchsten Einschulungszahlen gab es im Bundesgebiet mit
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Abb. 2: Einschulungen

Abb. 3: Sch�lerinnen und Sch�ler an allgemein bildenden
und beruflichen Schulen1

1 Ohne Schulen des Gesundheitswesens.



rund 953600 im Jahr 1996, im Jahr 2004 lagen die Zahlen um 13,9 % darunter. Ins-
besondere in den neuen L�ndern ist die Anzahl der Schulanf�nger, bedingt durch den
starken Geburtenr�ckgang zu Beginn der 1990er-Jahre, um mehr als die H�lfte ge-
sunken.

Die Einschulungszahlen wirken sich entsprechend zeitversetzt auf die Sch�lerzahlen
in allen Bildungsbereichen aus. Abb. 3 zeigt, dass die Anzahl der Sch�ler in allgemein
bildenden Schulen seit 1997 kontinuierlich sinkt. Bei den beruflichen Schulen, die im
Anschluss besucht werden, wird (laut Prognose der Kultusministerkonferenz) erst ab
2007 mit einem leichten R�ckgang gerechnet. 2004 besuchten rund 3,1 Mill. Sch�le-
rinnen und Sch�ler in Deutschland eine Grundschule.

Die sich daran anschließenden Schuljahre f�nf und sechs der allgemein bildenden
Schulen dienen der Fçrderung und Orientierung aller Kinder im Hinblick auf ihre wei-
tere Schullaufbahn. Welche der weiterf�hrenden Schulen nach dem Besuch der
Grundschule in Betracht kommen – Hauptschule, Schularten mit mehreren Bildungs-
g�ngen (mit den Bildungszielen Hauptschul- oder Realschulabschluss), Realschule,
Gymnasium, Gesamtschule, Freie Waldorfschule oder eine schulartunabh�ngige Ori-
entierungsstufe (die den weiteren schulischen Werdegang noch offen l�sst) – richtet
sich nach der Empfehlung der Grundschule, dem Wunsch der Eltern sowie den schu-
lischen Leistungen des Kindes.

Nach dem Ende der Orientierungsphase, d.h. im 7. Schuljahr, wurden im Jahr 2004
etwa ein Drittel der Sch�ler und Sch�lerinnen im Gymnasium, ein knappes Viertel
in Hauptschulen und ein weiteres Viertel in Realschulen unterrichtet. Rund jeder
sechste Sch�ler besuchte eine Schule, die die Entscheidung im Hinblick auf das an-
zustrebende Bildungsziel noch offen l�sst (Schularten mit mehreren Bildungsg�ngen
bzw. integrierte Gesamt- und Freie Waldorfschulen). An der Verteilung auf die weiter-
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Abb. 4: Sch�lerinnen und Sch�ler der 7. Klassenstufe im Schuljahr 2004/2005



Tab. 1: Sch�lerinnen und Sch�ler an allgemein bildenden Schulen
nach Schularten

Schulart 1994 1996 1998 2000 2002 2004

in 1000

Vorklassen und
Schulkinderg�rten 86 82 69 64 55 48
Grundschulen 3559 3691 3602 3353 3144 3150
Orientierungsstufe 375 379 410 404 351 1111

Hauptschulen 1113 1122 1098 1104 1111 1084
Schularten mit mehreren
Bildungsg�ngen 359 377 386 429 438 379
Realschulen 1141 1203 1248 1263 1283 1351
Gymnasien 2149 2182 2223 2257 2297 2404
Integrierte
Gesamtschulen 489 527 548 549 547 538
Freie Waldorfschulen 61 64 67 70 72 75
Sonderschulen 383 399 410 420 429 424
Abendschulen und
Kollegs 44 45 46 46 52 60
Insgesamt2 9760 10070 10108 9960 9780 9 625

1 Wegfall der Schulart in Sachsen-Anhalt und Niedersachsen sowie auslaufende Schulart in Bremen.
2 Abweichungen in der Summe wegen Rundung der Einzelergebnisse mçglich.

f�hrenden Schulen hat sich in den vergangenen zehn Jahren wenig ge�ndert, ledig-
lich bei Hauptschulen ist ein leichter R�ckgang von 1,2 Prozentpunkten zu verzeich-
nen. Im Schuljahr 2004/2005 lernten in den Hauptschulen 1,1 Mill., in Realschulen
1,4 Mill. und in Gymnasien 2,4 Mill. Sch�lerinnen und Sch�ler. Daneben besuchten
�ber 110800 Sch�lerinnen und Sch�ler die schulartunabh�ngige Orientierungsstufe
bzw. 379500 junge Leute Schularten mit mehreren Bildungsg�ngen. Rund 613200
Sch�lerinnen und Sch�ler wurden in integrierten Gesamtschulen (einschl. freier Wal-
dorfschulen) unterrichtet, in denen die Bildungsg�nge von Hauptschule, Realschule
und Gymnasium in unterschiedlicher organisatorischer und inhaltlicher Ausgestaltung
zusammengefasst sind.

Neben den bereits genannten Schularten gibt es die Sonderschulen. Diese sind Ein-
richtungen zur Fçrderung und Betreuung kçrperlich, geistig oder seelisch benach-
teiligter oder sozial gef�hrdeter Kinder, die nicht oder nicht mit ausreichendem Erfolg
in anderen Schulen unterrichtet werden kçnnen. Im Jahr 2004 besuchten 423800
Kinder eine Sonderschule, rund 4,4 % der insgesamt etwa 9,6 Mill. Sch�lerinnen
und Sch�ler an allgemein bildenden Schulen. Die H�lfte von ihnen (50,3 %) wurde
in Klassen mit dem Fçrderschwerpunkt »Lernen« unterrichtet. Sch�ler mit sonderp�-
dagogischer Fçrderung werden zum Teil auch außerhalb von Sonderschulen in den
�brigen allgemein bildenden Schulen (insbesondere in Grundschulen) p�dagogisch
gefçrdert, dies traf im Jahr 2004 f�r jeden achten Sch�ler mit sonderp�dagogischer
Fçrderung zu.
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Nach Beendigung der allgemeinen Schulpflicht besteht die Mçglichkeit, Schulab-
schl�sse an Abendschulen und Kollegs nachzuholen. Im Jahre 2004 nutzten rund
60200 Erwachsene dieses Bildungsangebot.

Rund jeder zehnte Sch�ler allgemein bildender Schulen besaß im Jahr 2004 einen
ausl�ndischen Pass. Vor zehn Jahren galt dies noch f�r jeden elften Sch�ler. In den
einzelnen Schularten war der Ausl�nderanteil sehr unterschiedlich. Die Spanne reichte
von 4,1 % in Gymnasien und 7,2 % in Realschulen �ber 13,1 % in Integrierten Ge-
samtschulen sowie 15,9 % in Sonderschulen bis zu 18,7 % in Hauptschulen. Den
niedrigsten Anteil ausl�ndischer Sch�lerinnen und Sch�ler hatte Th�ringen (1,3 %),
den hçchsten Hamburg (18,6 %). Von den ausl�ndischen Sch�lerinnen und Sch�lern
hatten rund vier F�nftel die Staatsangehçrigkeit eines europ�ischen Landes. Unter

allen Herkunftsl�ndern waren Sch�ler aus der T�rkei mit 43,3 %, den Nachfolgestaa-
ten des ehemaligen Jugoslawiens (10,5 %), Italien (6,7 %) und Griechenland (3,5 %)
am st�rksten vertreten.

Von allen Jugendlichen, die im Jahr 2004 eine allgemein bildende Schule verließen,
blieb ungef�hr jeder zwçlfte ohne Abschluss. Je ein Viertel der Absolventen erwarb
den Hauptschulabschluss oder die Hochschul- bzw. Fachhochschulreife. Die �brigen
(42,6 %) erhielten einen Realschulabschluss. In den vergangenen Jahren hat sich
diese Struktur kaum ver�ndert.

Betrachtet man die Gruppe der ausl�ndischen Schulabg�nger, so zeigt sich, dass
18,1 % von ihnen die allgemein bildenden Schulen ohne Abschluss verließen ge-
gen�ber 7,4 % der deutschen. 10,2 % der ausl�ndischen Jugendlichen erwarben
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die Hochschul- bzw. Fachhochschulreife, bei den deutschen waren es immerhin
25,4 %.

Die im Zuge der Bildungsreform in den 1970er-Jahren geschaffene Mçglichkeit, auch
an beruflichen Schulen allgemein bildende Abschl�sse zu erwerben, wird in ho-
hem Maße genutzt. Mehr als die H�lfte der Absolventen ohne Hauptschulabschluss
holt diesen an beruflichen Schulen nach. Neben den 238100 Abiturienten aus all-
gemein bildenden Schulen (mit Fachhochschul- bzw. Hochschulreife) erreichten im
Jahr 2004 noch 148800 Jugendliche diesen Abschluss an beruflichen Schulen. Der
grçßte Teil der Jugendlichen beginnt nach dem Verlassen der allgemein bildenden
Schulen eine Berufsausbildung im dualen System von Berufsschule und Betrieb. Die

Tab. 2: Sch�lerinnen und Sch�ler an beruflichen Schulen nach Schularten

Schulart 1994 1996 1998 2000 2002 2004

in 1000

Berufsschulen1 1564 1625 1683 1797 1733 1672
Berufsvorbereitungsjahr 52 65 67 73 79 81
Berufsgrundbildungsjahr 98 40 41 41 43 48
Berufsaufbauschulen 5 3 2 1 1 1
Berufsfachschulen 3024 3414 383 415 452 542
Berufsvorbereitung 1875 2045 201 212 228 274
Berufliche Ausbildung 1155 1375 182 204 224 267
Fachoberschulen 78 82 84 96 106 122
Fachgymnasien 86 90 93 98 109 117
Kollegschulen 80 81 89 0 – –
Berufsober-/Technische
Oberschulen 4 4 8 10 12 18
Fachschulen2 167 159 150 150 163 163
Insgesamt3 24354 24904 2601 2682 2700 2763

1 Ab 1996 einschl. Berufsgrundbildungsjahr in kooperativer Form.
2 Einschl. Fachakademien/Berufsakademien.
3 Abweichungen in der Summe wegen Rundung der Einzelergebnisse
4 Korrigierte Daten.
5 Gesch�tzte Daten.

Berufsschule im dualen System erg�nzt hier die gleichzeitige praktische Ausbildung
im Betrieb. Daneben wird die Berufsschule im dualen System zum Teil auch von Ju-
gendlichen unter 18 Jahren besucht, die keinen Ausbildungsvertrag haben, aber noch
der dreij�hrigen Teilzeitschulpflicht unterliegen und keine andere berufliche Schule
besuchen (2004 rund 88000). Insgesamt wurden im Jahre 2004 in Deutschland unge-
f�hr 1,7 Mill. Jugendliche in dieser Schulart unterrichtet.

Diese Zahl lag im Jahr 2004 um ca. 61000 niedriger als im Jahr 2002, vor allem
aufgrund eines verminderten Angebots an Ausbildungspl�tzen. Dagegen wurden
die �brigen beruflichen Schulen (ohne Schulen der beruflichen Weiterbildung) von
mehr Sch�lerinnen und Sch�lern besucht als im Vorjahr. Viele Jugendliche versu-
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chen, durch den Besuch berufsvorbereitender Schulen – wie z.B. Berufsvorberei-
tungsjahr, Berufsgrundbildungsjahr oder Berufsfachschulen und/oder das Erreichen
hçherer allgemein bildender Schulabschl�sse (z.B. auch in Fachoberschulen oder
Fachgymnasien) – ihre Chancen auf einen Ausbildungsplatz im folgenden Jahr zu
verbessern. Eine Alternative zur Ausbildung im dualen System ist auch eine rein schu-
lische Berufsausbildung (in Berufsfachschulen bzw. Schulen des Gesundheitswe-
sens) oder ein Studium (sofern der entsprechende Abschluss hierf�r erreicht wurde).
In Berufsfachschulen, im Berufsvorbereitungs- und Berufsgrundbildungsjahr befan-
den sich im Schuljahr 2004/2005 insgesamt 403000 Sch�lerinnen und Sch�ler in
berufsvorbereitenden Ausbildungsg�ngen (ohne Lehrg�nge des Arbeitsamtes, die
meist nicht von Schulen durchgef�hrt werden), 239100 strebten in Fachoberschu-
len und Fachgymnasien die Fachhochschul- bzw. Hochschulreife an. Rund 267500
Sch�ler erlernten in Berufsfachschulen einen Beruf, vor allem Technische/r Assis-
tent/in f�r Informatik, kaufm�nnische/r Assistent/Wirtschaftsassistent/in, Sozialas-
sistent/in, Kinderpfleger/in, Altenpfleger/in sowie Gesundheitsdienstberufe unterhalb
der akademischen Ebene, soweit diese nicht in Schulen des Gesundheitswesens
ausgebildet werden. Die Fachschulen (einschl. Fachakademien) werden in der Re-
gel nach einer bereits erworbenen Berufsausbildung und praktischer Berufserfah-
rung besucht und vermitteln eine weitergehende fachliche Ausbildung im Beruf. Im
Jahre 2004 gab es 162800 Fachsch�lerinnen und Fachsch�ler. In den Schulen des
Gesundheitswesens wurden im Jahr 2004 rund 119700 Jugendliche zu Gesund-
heits- und (Kinder-)Krankenpfleger/in oder f�r andere nichtakademische Gesundheits-
dienstberufe ausgebildet. Da f�r diese Schulen nicht alle Merkmale erhoben werden
kçnnen, ist diese Schulart in den Tabellen nicht ber�cksichtigt.

Frauen erreichten 2004, wie schon in den vergangenen zehn Jahren, deutlich bessere
Abschl�sse an allgemein bildenden Schulen als ihre m�nnlichen Mitsch�ler: So ver-
ließen nur 6,1 % von ihnen, aber 10,5 % der m�nnlichen Absolventen die allgemein
bildenden Schulen ohne Abschluss. 27,7 %der weiblichen Absolventen erreichten die
Hochschulzugangsberechtigung gegen�ber 20,7 % der m�nnlichen. Bei der Berufs-
wahl jedoch finden sich die Frauen weitgehend in den klassischen Frauenberufen
wieder. Einen hohen Frauenanteil haben die Ausbildungsg�nge zur Altenpfleger/in
und alle Gesundheitsdienstberufe sowie kaufm�nnische Berufe. Dagegen war von
den Sch�lern im stark besetzten Ausbildungsgang Technische/r Assistent/in f�r In-
formatik in Berufsfachschulen lediglich jede elfte (9,3 %) weiblich.

2.3.2 Lehrkr�fte

2003 unterrichteten in Deutschland 609000 Lehrkr�fte (umgerechnete Vollzeitlehrer-
einheiten) an allgemein bildenden Schulen und 114700 an beruflichen Schulen. Die
Qualit�t der schulischen Ausbildung wird unter anderem durch die Sch�ler-Lehrer-
Relation beeinflusst, die anzeigt, wie intensiv sich eine Lehrkraft mit einzelnen Sch�-
lern besch�ftigen kann. Diese Betreuungsrelation hat sich an allgemein bildenden
Schulen nach einer kontinuierlichen Verschlechterung ab 1998 wieder leicht verbes-
sert, mit 16,0 Sch�lern bzw. Sch�lerinnen je Lehrer allerdings noch nicht den Stand
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von 1994 mit 15,9 wieder erreicht. Bei beruflichen Schulen mit Vollzeitunterricht lag
diese Relation bei 13,8 und denjenigen mit Teilzeitunterricht (insbesondere Berufs-
schulen) bei 37,0. Seit Mitte der 1990er-Jahre ist das Durchschnittsalter der Lehrkr�fte
von 45,9 Jahren auf 47,6 gestiegen. Mehr als jede f�nfte Lehrkraft war �lter als 55 Jah-
re, allerdings auch jede achte j�nger als 35 Jahre. Von den hauptberuflichen Lehr-
kr�ften der allgemein bildenden Schulen im Jahr 2004 waren rund zwei Drittel Frauen,
in Grundschulen lag ihr Anteil sogar bei mehr als vier F�nftel.

Tab. 3: Sch�ler-Lehrer-Relation an allgemein bildenden und beruflichen Schulen

Schulart 1994 1996 1998 2000 2002 2003

Allgemein bildende
Schulen

15,9 16,3 16,5 16,3 16,0 16,0

Vorklassen und
Schulkinderg�rten 14,3 14,4 13,2 12,8 11,6 11,6
Grundschulen 20,7 21,2 21,4 20,6 19,9 20,1
Orientierungsstufe 16,4 17,0 17,1 17,3 16,7 16,5
Hauptschulen 14,6 14,9 14,9 15,0 14,9 14,7
Schularten mit mehreren
Bildungsg�ngen 14,6 15,5 15,8 15,3 14,0 13,6
Realschulen 17,3 17,9 18,3 18,6 19,0 19,1
Gymnasien 14,7 15,0 15,5 15,8 15,9 15,9
Integrierte
Gesamtschulen

13,3 13,7 14,0 14,0 14,0 14,3

Freie Waldorfschulen 14,1 14,4 14,7 14,8 14,7 14,4
Sonderschulen 6,7 6,8 6,9 6,9 6,8 6,7
Abendschulen und
Kollegs 12,4 13,2 14,5 15,1 16,0 16,5

Berufliche Schulen1 23,2 23,4 24,2 24,5 23,9 23,8
in Vollzeitform 11,9 12,2 12,8 13,0 13,4 13,8
in Teilzeitform 36,3 36,5 37,8 37,8 36,9 37,0
Insgesamt 16,9 17,3 17,6 17,5 17,2 17,2

1 Ohne Schulen des Gesundheitswesens.
Quelle: KMK, Dokumentations-Nr. 174.

2.4 Betriebliche Berufsausbildung

Die Berufsausbildung vollzieht sich in Deutschland vor allem durch das unmittelbare
Lernen am Arbeitsplatz oder in den Ausbildungsst�tten. Sie wird erg�nzt durch die
Vermittlung fachtheoretischer Ausbildungsinhalte beim Besuch der Berufsschulen.
F�r die Unternehmen dient die Ausbildung von Jugendlichen auch der Sicherstellung
des eigenen Fachkr�ftenachwuchses. In Zeiten konjunktureller Schwierigkeiten und
einem Abbau der Besch�ftigtenzahlen tritt dieses Ziel jedoch in den Hintergrund, und
die Ausbildungsbereitschaft geht zur�ck.
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2.4.1 Lehrstellen-Bilanz

Im Jahr 2004 stieg die Zahl der angebotenen Ausbildungspl�tze um 2,4 %. Es stieg
aber auch die Nachfrage nach Ausbildungspl�tzen. Den 14000 offenen Ausbildungs-
pl�tzen standen rund 45000 Bewerberinnen und Bewerber gegen�ber, so dass ein
Nachfrage�berhang von 31000 entstand. Zus�tzlich bestehen noch große regionale
Unterschiede. Insbesondere in den neuen L�ndern stellt sich das Verh�ltnis der Be-
werberzahl zur Zahl der freien Stellen deutlich schlechter dar, obwohl hier in rund
jedem dritten Fall die Berufsausbildung gefçrdert wird. Aber auch in den alten Bundes-
l�ndern fehlen etwa 17000 Ausbildungspl�tze. In den neuen Bundesl�ndern dagegen
stehen 845 offenen Stellen etwa 15000 Bewerber gegen�ber. Damit ist es f�r junge
Leute im Osten schwerer als im Westen, ihren Wunschberuf zu erlernen.

Die Berufswahlmçglichkeiten sind unter diesen Bedingungen f�r die Bewerberinnen
und Bewerber stark eingeschr�nkt. Die Chancen der Jugendlichen h�ngen neben der
regionalen Wirtschaftsentwicklung auch von individuellen Qualifikationen, u.a. auch
von den erreichten Schulabschl�ssen, ab. Von den 572000 Jugendlichen, die 2004
einen neuen Ausbildungsvertrag abgeschlossen haben, besaß jeder siebte (15 %) die
Hochschul- oder Fachhochschulreife, 45,6 % verf�gten �ber einen Realschul- oder
gleichwertigen Abschluss, rund ein Drittel blieb mit dem erreichten Abschluss darun-
ter. Ungef�hr jeder siebte Ausbildungsanf�nger (13,4 %) hatte vor Abschluss eines
Ausbildungsvertrages eine berufliche Schule (Berufsvorbereitungsjahr, schulisches
Berufsgrundbildungsjahr, Berufsfachschule) besucht, sei es um seine Chancen auf
einen Ausbildungsplatz durch einen hçherwertigen Schulabschluss zu verbessern
oder um die Zeit bis zur n�chsten Bewerberrunde im folgenden Jahr zu �berbr�-
cken. In den vergangenen zehn Jahren hat insbesondere der Anteil der Ausbildungs-
anf�nger mit Realschulabschluss zugenommen (4,0 Prozentpunkte), zu Lasten der

Tab. 4: Angebot und Nachfrage von Ausbildungspl�tzen sowie
neu abgeschlossene Ausbildungsvertr�ge

Jahr Ausbildungspl�tze Angebots-/
Nachfrage�ber-

hang
(–)

Neu
abgeschlossene
Ausbildungs-

vertr�ge

Angebot Nachfrage

in 1000

1995 617 598 19 579
1996 609 613 – 4 579
1997 613 635 – 22 598
1998 636 648 – 12 612
1999 654 660 – 6 636
2000 647 645 2 623
2001 639 635 4 610
2002 590 596 – 6 568
2003 572 593 – 20 564
2004 586 618 – 31 572
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Auszubildenden mit niedrigeren Schulabschl�ssen (–4,3 Prozentpunkte). Dagegen ist
der Anteil von Abiturientinnen und Abiturienten in der beruflichen Ausbildung nach
einem Hçhenflug bis zum Jahr 1998 (16,4 %) auf einen Wert von 15 % gefallen.

2.4.2 Verteilung auf Ausbildungsberufe

Bei derWahl der Ausbildungsberufe lassen sich deutliche Schwerpunkte erkennen. Im
Jahr 2004 waren 38,3 % aller Ausbildungspl�tze m�nnlicher und 52,9 % aller Aus-
bildungspl�tze weiblicher Auszubildender auf nur 10 von insgesamt 348 anerkannten
Ausbildungsberufen konzentriert. Allerdings finden viele Jugendliche im Beruf ihrer
Wahl keinen Ausbildungsplatz und m�ssen deshalb auf andere Ausbildungsg�nge
ausweichen oder Arbeitslosigkeit in Kauf nehmen. Bei den jungen M�nnern rangiert
der Beruf des Kraftfahrzeugmechatronikers in der Beliebtheitsskala eindeutig an ers-
ter Stelle: Jeder zwçlfte Auszubildende ergriff ihn 2004. Ein großer Teil der jungen
Frauen entschied sich f�r die Berufe B�rokauffrau und Arzthelferin (jeweils jede 14.)
oder jede 16. Auszubildende f�r Kauffrau im Einzelhandel. Die Berufswahl erfolgte
auch 2004 noch weitgehend geschlechtsspezifisch. So waren in den Ausbildungs-
g�ngen der neuen IT-Berufe Frauen mit einem Anteil von nur 10,8 % unterrepr�-
sentiert. Dagegen scheinen die neuen Medienberufe f�r sie besonders interessant zu
sein, hier betrug ihr Anteil 50,3 %. Insgesamt waren 40,1 % der Auszubildenden weib-
lich. Dieser Anteil war in den vergangenen zehn Jahren weitgehend konstant. Frauen
erlernen neben den Berufen im dualen System h�ufig auch Berufe im Sozial- und
Gesundheitswesen, wie z.B. Krankenschwester oder Altenpflegerin, deren Ausbil-
dung meistens rein schulisch erfolgt.

2.4.3 Ausl�ndische Auszubildende

Von 1564000 Jugendlichen, die sich 2004 in einer Berufsausbildung befanden, hatten
72000 einen ausl�ndischen Pass. Ihr Anteil an den Auszubildenden ist seit Mitte der
1990er-Jahre parallel mit der Verschlechterung auf dem Ausbildungsstellenmarkt von
7,7 % auf 4,6 % gesunken. Im Vergleich zum Ausl�nderanteil an den Absolventen
allgemein bildender Schulen im Jahr 2004 von 8,6 % sind Ausl�nderinnen und Aus-
l�nder im dualen System unterrepr�sentiert. So besaßen im Jahr 2004 rund 37,5 %

Tab. 5: Auszubildende, ausl�ndische Auszubildende und Ausl�nderanteil

Jahr Auszu-
bildende
insgesamt

in 1000

Ausl�ndische
Auszubildende

Jahr Auszu-
bildende
insgesamt

in 1000

Ausl�ndische
Auszubildende

Anzahl
in 1000

Anteil
in %

Anzahl
in 1000

Anteil
in %

1995 1579 121 7,7 2000 1702 97 5,7
1996 1592 116 7,3 2001 1685 92 5,5
1997 1622 110 6,8 2002 1622 85 5,3
1998 1658 104 6,3 2003 1582 79 5,0
1999 1698 101 5,9 2004 1564 72 4,6

61



62

Abb. 6: Auszubildende in den zehn am st�rksten besetzten Berufen
1994 und 2004



der ausl�ndischen Auszubildenden einen t�rkischen Pass, 12,3 % die Staatsan-
gehçrigkeit eines der Nachfolgestaaten des fr�heren Jugoslawiens, 11,6 % die italie-
nische und 4,8 % die griechische. Seit 1995 ist der Anteil der t�rkischen Auszubil-
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Abb. 7: Deutsche und ausl�ndische Absolventinnen und Absolventen
nach Abschlussarten 2004

Abb. 8: Ausl�ndische Auszubildende nach Nationalit�ten 2004 in Prozent



denden um 4,8 Prozentpunkte und derjenigen aus dem ehemaligen Jugoslawien um
6,3 Prozentpunkte gesunken, dagegen erhçhte sich der Anteil italienischer Auszu-
bildender um 2,8 Prozentpunkte.

2.4.4 Abschlusspr�fungen

Im Jahr 2004 haben 493000 Jugendliche ihre Ausbildung im dualen System mit einer
bestandenen Abschlusspr�fung erfolgreich beendet. Von den Teilnehmern und Teil-
nehmerinnen an Abschlusspr�fungen haben letztendlich (mit Wiederholung) rund
85,7 % diese Pr�fungen bestanden. Nicht alle Ausbildungsanf�nger erreichen die
Abschlusspr�fung. Etwa ein Viertel von ihnen lçst den Ausbildungsvertrag vor Errei-
chen der Abschlusspr�fung auf. Ein großer Teil dieser Jugendlichen beginnt allerdings
daran anschließend erneut eine Ausbildung im dualen System. Zu den Abschluss-
pr�fungen kçnnen auch Personen ohne Ausbildungsvertrag als »Externe« zugelassen
werden, wenn sie die entsprechenden Kenntnisse und Fertigkeiten durch mehrj�hrige
T�tigkeit in dem jeweiligen Ausbildungsberuf erworben haben. Im Jahr 2004 gab es
29300 externe Pr�fungsteilnehmerinnen und -teilnehmer (5,1 % aller Pr�flinge), und
von ihnen absolvierten 71,2 % ihre Pr�fung erfolgreich. Außerdem nahmen 2004 un-
gef�hr 101000 Erwachsene nach Erweiterung ihrer beruflichen Kenntnisse erfolgreich
an einer Fortbildungspr�fung teil, darunter 23200 an Meisterpr�fungen im Handwerk.

Tab. 6: Neu abgeschlossene und vorzeitig gelçste Ausbildungsvertr�ge sowie
bestandene Abschlusspr�fungen

Jahr Neu abge-
schlossene
Ausbildungs-

vertr�ge

Vorzeitig
gelçste

Ausbildungs-
vertr�ge

Bestandene
Abschluss-
pr�fungen

Jahr Neu abge-
schlossene
Ausbildungs-

vertr�ge

Vorzeitig
gelçste

Ausbildungs-
vertr�ge

Bestandene
Abschluss-
pr�fungen

in 1000 in 1000

1995 579 138 503 2000 623 156 503
1996 579 130 488 2001 610 156 514
1997 598 127 483 2002 568 151 513
1998 612 135 487 2003 564 133 504
1999 636 145 491 2004 572 127 493

2.5 Hochschulen

Der Hochschulbereich ist der Teil des Bildungssystems, in dem eine akademische
Ausbildung vermittelt wird. Die Hochschulen sind von besonderer Bedeutung f�r
die wirtschaftliche Entwicklung und die Stellung Deutschlands im internationalen
Wettbewerb, da sie wissenschaftlichen Nachwuchs qualifizieren und mit ihren For-
schungsergebnissen die Grundlagen f�r Innovationen schaffen. Im Wintersemester
2004/2005 gab es in Deutschland insgesamt 372 staatlich anerkannte Hochschulen,
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darunter 175 Universit�ten (einschl. Theologische und P�dagogische Hochschulen
sowie Kunsthochschulen) und 197 Fachhochschulen (einschl. Verwaltungsfachhoch-
schulen).

Im Juni 1999 unterzeichneten die Wissenschaftsminister und -ministerinnen aus
29 europ�ischen L�ndern die so genannte »Bologna-Erkl�rung« zur Schaffung eines
einheitlichen europ�ischen Hochschulraums. Als wichtigstes Ziel dieses Reformpro-
zesses gilt Einf�hrung des zweistufigen Studiensystems mit den neuen Abschl�s-
sen Bachelor und Master, die die herkçmmlichen Abschl�sse an Universit�ten und
Fachhochschulen bis 2010 (bis auf wenige Ausnahmen) ablçsen sollen. Durch die
internationale Vereinheitlichung der Studienabschl�sse nach angels�chsischem Vor-
bild sollen Studierende und Absolventen innerhalb Europas mobiler werden und
die Attraktivit�t der Hochschulen �ber die europ�ischen Grenzen hinaus gesteigert
werden. In der Studentenstatistik werden Daten zu Bachelor- und Masterstudien-
g�ngen seit dem Wintersemester 1999/2000 verçffentlicht.

2.5.1 Studierende, Studienanf�nger und Hochschulabsolventen

Seit Mitte der 1960er-Jahre, als die Hochschulen angesichts eines im internationa-
len Vergleich drohenden Bildungsr�ckstands der deutschen Bevçlkerung breiteren
Schichten geçffnet wurden, sind die Studierendenzahlen in Deutschland drei Jahr-
zehnte lang kontinuierlich angestiegen. Sie erreichten 1994 mit 1,87 Mill. einen zwi-
schenzeitlichen Hçchststand. In den nachfolgenden Jahren ging die Zahl der an den
Hochschulen f�r ein Studium Eingeschriebenen stetig zur�ck, bevor im Jahr 2000 ei-
ne erneute Trendwende einsetzte und die Studierendenzahlen im Wintersemester
2003/2004 mit 2,03 Millionen einen neuen Rekordwert erreichten. Im Wintersemes-
ter 2004/2005 sank die Zahl der Studierenden auf 1,96 Millionen, das waren 3 % we-
niger als im Wintersemester zuvor. Diese Entwicklung ist haupts�chlich auf r�ck-
l�ufige Studierendenzahlen in Hessen und Nordrhein-Westfalen zur�ckzuf�hren. Bei-
de Bundesl�nder hatten im Jahr 2004 Geb�hrenregelungen eingef�hrt, die einen
starken R�ckgang der Langzeit- und Zweitstudierenden zur Folge hatten. Von den
insgesamt 1,96 Millionen Studierenden waren 8 % (155000) in einem Bachelor- oder
Masterstudiengang eingeschrieben.

Die Zahl der Studienanf�ngerinnen und Studienanf�nger ging seit dem Studienjahr
1994 zun�chst zur�ck. Zwischen 1996 und 2003 stieg sie wieder deutlich an und
erreichte im Studienjahr 2003 mit rund 377000 einen neuen Hçchststand. In 2004
sank die Zahl der Erstimmatrikulierten wieder auf 359000. Im Studienjahr 2004 erfolg-
ten rund 12 % der Ersteinschreibungen in einem Bachelorstudiengang. Eine eindeuti-
ge Umorientierung in Richtung Bachelorstudium ist demnach f�nf Jahre nach Einf�h-
rung des zweistufigen Studiensystems noch nicht festzustellen. Die Studienanf�nger
bevorzugen nach wie vor »traditionelle« Diplom- und Magisterstudieng�nge an Uni-
versit�ten (49 %) und das Fachhochschuldiplom (27 %). Weitere 10 % streben an-
dere Studienabschl�sse (z.B. Lehramt) an. Rund 2 % der Studienanf�nger schrieben
sich in Masterstudieng�nge ein. Dabei handelt es sich in der Regel um ausl�ndische
Studierende, die nach Deutschland kommen, um ein Masterstudium aufzunehmen.
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Tab. 7: Studierende und Studienanf�nger/-innen

Jahr1 Studierende

insgesamt davon an

Universit�ten Fachhochschulen

St 1. HS St 1. HS St 1. HS

in 1000

1994 1872 266 1424 182 444 84
1995 1858 261 1409 180 444 81
1996 1838 267 1396 187 439 80
1997 1824 267 1387 186 436 81
1998 1801 272 1365 187 436 85
1999 1774 291 1331 200 440 91
2000 1799 315 1341 216 458 98
2001 1869 345 1382 237 486 108
2002 1939 359 1423 244 516 115
2003 2019 377 1468 256 552 121
2004 1963 359 1403 240 560 119

1 Studierende (St) im Wintersemester, Studienanf�nger/-innen im 1. Hochschulsemester (1. HS) im
Studienjahr (Sommer- und nachfolgendes Wintersemester).

Die Wahl eines Studienfaches wird von unterschiedlichen Faktoren, z.B. von den
persçnlichen Interessen der Studienanf�nger und -anf�ngerinnen, vom Studienange-
bot der Hochschulen oder von Zulassungsbeschr�nkungen (z.B. Numerus-clausus-
Regelungen), beeinflusst. Eine wichtige Rolle bei der Wahl des Studiengangs spielen
auch die zum Zeitpunkt der Einschreibung wahrgenommenen und in Zukunft erwar-
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nach angestrebtem Abschluss in Prozent



teten Chancen, die ein Studienabschluss auf dem Arbeitsmarkt bietet. In den ver-
gangenen zehn Jahren zeigten sich bei der F�cherwahl der Studienanf�nger deutliche
Interessenverschiebungen. Die meisten Erstsemester (32 %) schrieben sich 2004 in
der F�chergruppe Rechts-, Wirtschafts- und Sozialwissenschaften ein. Diese F�cher-
gruppe hat seit 1994 etwas an Bedeutung verloren (–3 Prozentpunkte). Das Gewicht
der Sprach- und Kulturwissenschaften (20 %) hat sich innerhalb der vergangenen
zehn Jahre dagegen kaum ver�ndert. Erstmals seit 1998 schrieben sich im Jahr
2004 wieder mehr Studienanf�nger in den Ingenieurwissenschaften ein (19 %) als
in der F�chergruppe Mathematik/Naturwissenschaften (18 %). Der Anteil der Studien-
anf�nger in den Ingenieurwissenschaften hat sich damit ausgehend von 20 % im Jahr
1994wieder stabilisiert, nachdem er zwischen 1996 und 2002 auf 17 %gesunken war.
Insgesamt gesehen ist das Interesse der Studienanf�nger an den Naturwissenschaf-
ten in den vergangenen zehn Jahren allerdings deutlich angewachsen. Im Jahr 1994
hatte der Anteil der Erstimmatrikulierten in der F�chergruppe Mathematik/Naturwis-
senschaften noch bei 13 % gelegen.

Im Jahr 2004 war fast die H�lfte (49 %) derjenigen, die ein Studium aufnahmen,
Frauen. Die Frauenanteile variieren allerdings je nach fachlicher Ausrichtung des Stu-
diums. In den F�chergruppen Sprach- und Kulturwissenschaften (73 %) und Human-
medizin/Gesundheitswissenschaften (66 %) waren die Studienanf�ngerinnen deut-
lich in der Mehrheit. In den Rechts-, Wirtschafts- und Sozialwissenschaften stellte
sich das Geschlechterverh�ltnis mit einem Frauenanteil von 51 % nahezu ausgegli-
chen dar. In den F�chergruppen Mathematik und Naturwissenschaften (40 %) und
Ingenieurwissenschaften (21 %) waren hingegen Studienanf�ngerinnen deutlich un-
terrepr�sentiert.

Die Zahl der bestandenen Pr�fungen an Hochschulen ist zwischen 1994 und 1997 von
219000 um 7 % auf 237000 gestiegen. In den Folgejahren sank die Zahl der Absol-
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Abb. 10: Studienanf�nger (1. Hochschulsemester) 2004 nach F�chergruppen
in Prozent

1 Sport; Veterin�rmedizin; Argrar-, Forst- und Ern�hrungswissenschaften, Kunst/Kunstwissenschaft;
sonstige F�cher und ungekl�rt.



Tab. 8: Bestandene Pr�fungen an Hochschulen

Pr�fungs-
jahr

Ins-
gesamt

Darunter

Diplom
und ent-

sprechende
Abschluss-
pr�fungen

Promo-
tionen

Lehramts-
pr�fungen

Fachhoch-
schulab-
schluss

Bachelor-
abschluss

Master-
abschluss

in 1000

1994 219 102 22 24 71 . .
1995 230 106 22 27 75 . .
1996 237 111 23 28 75 . .
1997 237 109 24 28 76 . .
1998 228 103 25 28 71 . .
1999 222 99 25 28 70 . .
2000 214 95 26 27 66 . .
2001 208 91 25 25 66 0 1
2002 209 92 24 24 66 1 2
2003 218 95 23 22 72 2 3
2004 231 98 23 23 76 6 6

venten und erreichte in 2001 mit 208000 einen Tiefpunkt. Ab 2002 stieg sie wieder an
und lag 2004 bei 231000. Fast die H�lfte (49 %) der im Jahr 2004 bestandenen Hoch-
schulabschl�sse wurden von Frauen erworben (siehe auch 2.5.3).

Von den Absolventinnen und Absolventen des Jahres 2004 erwarben 42 % (98000) ein
Universit�tsdiplom oder einen gleichwertigen Abschluss gefolgt von 33 % (76000)
Fachhochschuldiplomanden. Rund 23000 (10 %) erlangten einen Doktortitel und wei-
tere 10 % (23000) legten eine Lehramtspr�fung ab. Die neuen Studienabschl�sse
Bachelor und Master werden seit dem Pr�fungsjahr 2000 statistisch erfasst. Diese
spielen aufgrund des kurzen Zeitraums seit ihrer Einf�hrung allerdings noch eine un-
tergeordnete Rolle. Jeweils rund 6000 Absolventen erwarben 2004 einen Bachelor-
bzw. einen Masterabschluss, das waren zusammen 5 % aller Absolventen.

Hochschulabsolventinnen und -absolventen, die 2004 ihr Erststudium erfolgreich ab-
geschlossen haben, waren durchschnittlich 28 Jahre alt. Die Studiendauer ist abh�n-
gig von der Art des erworbenen akademischen Grades. Der mittlere Wert (Median) f�r
die Fachstudiendauer der Erstabsolventen, die ein Universit�tsdiplom oder einen ent-
sprechenden Abschluss erwarben, lag im Pr�fungsjahr 2004 bei rund elf Semestern.
Das heißt, die H�lfte dieser Absolventen schloss ihr Studium in weniger als elf Se-
mestern ab. Angehende Lehrerinnen und Lehrer brauchten im Mittel zehn Semester
bis zum 1. Staatsexamen. Die mittlere Fachstudiendauer der Erstabsolventen, die ein
Fachhochschuldiplom erwarben, lag bei rund acht Semestern; bei Bachelorabsolven-
ten, deren Abschluss in der Wertigkeit dem »klassischen« Fachhochschuldiplom ent-
spricht, war diese mit 6 Semestern deutlich k�rzer.

Das Masterstudium baut in der Regel auf ein vorangegangenes Studium (in der Regel
auf das Bachelorstudium) auf, gilt aber als eigenst�ndiger Studiengang. Masterstudie-
rende werden deshalb zu Beginn der Masterphase wieder in das erste Fachsemester
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eingestuft. Die mittlere Studiendauer bei Masterabsolventen ist daher mit vier Semes-
tern deutlich k�rzer als in den herkçmmlichen Studieng�ngen. Bei den Ergebnissen zur
Studiendauer muss ber�cksichtigt werden, dass die Absolventenzahlen in Bachelor-
und Masterstudieng�ngen aufgrund des kurzen Zeitraums seit der Einf�hrung noch
relativ gering sind. Daher kann es zu einer Untersch�tzung der Studiendauer kommen,
weil davon auszugehen ist, dass die Absolventinnen und Absolventen der ersten Pr�-
fungsjahrg�nge ihr Studium �berdurchschnittlich schnell abgeschlossen haben.

2.5.2 Personelle und finanzielle Ressourcen

Ende 2004war rund eine halbeMillionMenschen (499000) an deutschen Hochschulen
besch�ftigt, von ihnen z�hlten 236000 (47 %) zum wissenschaftlichen und k�nstleri-
schen Personal. Mehr als die H�lfte der Besch�ftigten war in der Hochschulverwaltung
oder in technischen und sonstigen Bereichen t�tig. 70 % des wissenschaftlichen Per-
sonals waren hauptberuflich besch�ftigt. Das hauptberufliche wissenschaftliche Per-
sonal setzt sich zusammen aus Professoren, wissenschaftlichen oder k�nstlerischen
Mitarbeitern, Dozenten und Assistenten sowie Lehrkr�ften f�r besondere Aufgaben.
Lehrbeauftragte, wissenschaftliche Hilfskr�fte und Gastprofessoren gehçren zum ne-
benberuflichen wissenschaftlichen Personal.

Im Vergleich zu 1994 hat die Zahl der Besch�ftigten an den Hochschulen in Deutsch-
land um insgesamt 5 % zugenommen. Der Zuwachs erfolgte zugunsten des wissen-
schaftlichen Personals, das in den vergangenen zehn Jahren um insgesamt 14 %
(28000) aufgestockt wurde, w�hrend die Anzahl des Verwaltungspersonals nahezu
konstant blieb. Dieser Zuwachs ist allerdings ausschließlich auf die steigende Zahl von
teilzeitbesch�ftigten Lehrkr�ften zur�ckzuf�hren (+33 %), die Zahl Vollbesch�ftigten
ging dagegen um 1% zur�ck. In der Gruppe des hauptberuflichen wissenschaftlichen

Tab. 9: Hochschulpersonal

Jahr Insgesamt Wissenschaftliches und
k�nstlerisches Personal

Verwaltungs-,
technisches
und sonstiges

Personal
Zusammen darunter:

Professoren/
Professorinnen

in 1000

1994 473 208 37 265
1995 483 213 38 270
1996 482 215 38 268
1997 481 214 38 267
1998 484 216 38 267
1999 489 219 38 270
2000 489 219 39 269
2001 494 225 38 269
2002 501 232 38 270
2003 505 237 38 268
2004 499 236 38 263
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Personals waren deutliche Zuw�chse in der Gruppe der wissenschaftlichen und
k�nstlerischenMitarbeiter zu verzeichnen, w�hrend sich die Professorenzahl seit 1994
nur geringf�gig erhçht hat. Der Zuwachs in der Gruppe des nebenberuflichen wis-
senschaftlichen Personals ist vor allem auf die wachsende Zahl von Lehrbeauftragten
zur�ckzuf�hren, die seit 1994 um mehr als ein Viertel (+28 %) zugenommen hat.

Die deutschen Hochschulen gaben in 2003 insgesamt 30,6 Mrd. Euro aus. Damit
haben sich die Ausgaben gegen�ber dem Vorjahr um knapp 1 % erhçht; im gleichen
Zeitraum stieg die Zahl der Studierenden um 4 %.

Mit 14,1 Mrd. Euro wurde der Großteil der Mittel innerhalb der F�chergruppe Hu-
manmedizin ausgegeben, mit deutlichem Abstand gefolgt von den F�chergruppen
Mathematik/Naturwissenschaften (3,4 Mrd. Euro) und Ingenieurwissenschaften (2,7
Mrd. Euro). F�r Rechts-, Wirtschafts- und Sozialwissenschaften wurden insgesamt
1,7 Mrd. Euro und f�r Sprach- und Kulturwissenschaften 1,5 Mrd. Euro aufgewandt.
Demgegen�ber entfielen auf die F�chergruppe Kunst/Kunstwissenschaft lediglich
514 Mill. Euro, auf Agrar-, Forst- und Ern�hrungswissenschaften 418 Mill. Euro.
Schließlich folgen die Veterin�rmedizin mit 179 Mill. Euro und Sport mit 136 Mill. Euro.
Die Ausgaben f�r Einrichtungen wie Hochschulverwaltung, Hochschulbibliotheken,
Rechenzentren und zentrale Versorgungseinrichtungen (ohne zentrale Einrichtungen
der Hochschulkliniken) lagen 2003 bei 5,9 Mrd. Euro.

2.5.3 Frauen auf der akademischen Karriereleiter

Die Verwirklichung von Chancengleichheit von M�nnern und Frauen in Wissenschaft
und Forschung ist ein wichtiges Thema in der deutschen Bildungspolitik. Auf den
ersten Blick scheinen die Barrieren f�r den Zugang junger Frauen zur akademischen
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Ausbildung abgebaut: Fast die H�lfte der Studierenden im ersten Hochschulsemester
(49 %) und der Hochschulabsolventen (49 %) in 2004 war weiblich. Auch der Frauen-
anteil auf weiterf�hrenden Qualifikationsstufen ist in den vergangenen Jahren gestie-
gen, allerdings nimmt er mit steigendemQualifikationsniveau und Status der einzelnen
Positionen auf der akademischen Karriereleiter kontinuierlich ab. W�hrend im Jahr
2004 immerhin bereits 39 % der Doktortitel von Frauen erworben wurden, lag die
Frauenquote bei den Habilitationen erst bei 23 %.

51 % der im Jahr 2004 an deutschen Hochschulen Besch�ftigten waren weiblich
(256000), was in etwa dem Frauenanteil an der Gesamtbevçlkerung entspricht. In
beruflichen Positionen im Bereich Forschung und Lehre sind Frauen allerdings immer
noch unterrepr�sentiert: Ihr Anteil lag in der Gruppe deswissenschaftlichen und k�nst-
lerischen Personals bei 34 % und in der Gruppe der hauptberuflich Besch�ftigten bei
29 %. Unter der Professorenschaft ist der Frauenanteil in den vergangenen zehn Jah-
ren angestiegen und erreichte 2004mit 14 % einen Hçchstwert. Am niedrigsten war er
mit 9 % in der hçchsten Besoldungsstufe der Professoren (C4): Nicht einmal jede
zehnte C4-Stelle war mit einer Frau besetzt.

Bei der Interpretation der Daten ist zu beachten, dass sich selbst ein starker Anstieg
des Frauenanteils bei den Hochschulabsolventen zun�chst nicht direkt auf den Anteil
bei den Habilitationen oder Professuren auswirkt, da der Erwerb von akademischen
Abschl�ssen sehr zeitintensiv ist. So liegen zwischen demZeitpunkt der Ersteinschrei-
bung und der Erstberufung zum Professor in Deutschland etwa 20 Jahre. Mit den
steigenden Frauenanteilen bei Jungakademikern und dem zunehmenden Ersatz-
bedarf an Hochschullehrern d�rften sich die Karrierechancen von Frauen an deut-
schen Hochschulen weiter erhçhen. Dabei ist jedoch absehbar, dass sich die Nach-

Tab. 10: Frauenanteile in verschiedenen Stadien der akademischen Laufbahn

Jahr Studien-
anf�nger

Studie-
rende

Absol-
venten

Promo-
tionen

Hoch-
schul-

personal
insgesamt

Haupt-
berufl.
wissen-
schaftl.

und k�nst-
lerisches
Personal

Profes-
soren

C4-
Profes-
soren

in %

1994 45,1 40,8 40,6 31,2 48,5 21,9 7,5 4,3
1995 47,8 41,7 40,7 31,5 49,1 22,6 8,2 4,8
1996 47,9 42,6 40,7 31,1 49,2 23,0 8,5 5,1
1997 48,6 43,6 41,3 32,1 50,2 23,5 9,0 5,5
1998 48,5 44,5 42,2 33,1 50,4 24,2 9,5 5,9
1999 49,3 45,3 43,5 33,4 50,5 24,8 9,8 6,3
2000 49,2 46,1 44,8 34,3 50,8 25,6 10,5 7,1
2001 49,4 46,7 46,0 35,3 51,2 27,0 11,2 7,7
2002 50,6 47,4 46,9 36,4 51,2 27,7 11,9 8,0
2003 48,2 47,4 48,4 37,9 51,3 28,6 12,8 8,6
2004 48,8 47,7 48,7 39,0 51,2 29,2 13,6 9,2
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frage nach promovierten und habilitierten Akademikern bis 2015 und dar�ber hinaus
st�rker auf die F�chergruppen Natur- und Ingenieurwissenschaften konzentrieren
wird, die bislang die niedrigsten Frauenanteile in der Gruppe des wissenschaftlichen
Nachwuchses aufweisen.

2.5.4 Ausl�ndische Studierende

ImWintersemester 2004/2005 waren an deutschen Hochschulen 246000 Studierende
mit ausl�ndischer Nationalit�t immatrikuliert. Der Ausl�nderanteil an der Gesamtzahl

Tab. 11: Ausl�ndische Studierende an deutschen Hochschulen

Wintersemester Studierende
insgesamt

Darunter ausl�ndische Studierende

insgesamt davon

Bildungs-
inl�nder

Bildungs-
ausl�nder

in 1000

1994/95 1868 141 49 93
1995/96 1853 146 48 98
1996/97 1835 152 52 100
1997/98 1823 158 55 104
1998/99 1801 166 57 109
1999/00 1770 175 62 113
2000/01 1799 187 61 126
2001/02 1868 206 63 143
2002/03 1939 227 64 163
2003/04 2019 246 66 180
2004/05 1963 246 60 187

Anteil an den Studierenden insgesamt in %

1994/95 100 7,6 2,6 5,0
1995/96 100 7,9 2,6 5,3
1996/97 100 8,3 2,8 5,5
1997/98 100 8,7 3,0 5,7
1998/99 100 9,2 3,2 6,0
1999/00 100 9,9 3,5 6,4
2000/01 100 10,4 3,4 7,0
2001/02 100 11,0 3,4 7,6
2002/03 100 11,7 3,3 8,4
2003/04 100 12,2 3,3 8,9
2004/05 100 12,5 3,0 9,5

der Studierenden hat sich seit dem Wintersemester 1994/1995 von 8 % auf 13 %
erhçht und damit einen neuen Hçchstwert erreicht.

Von den insgesamt 246000 Studierenden mit ausl�ndischer Nationalit�t sind 24 %
(60000) Bildungsinl�nder, die ihre Hochschulzugangsberechtigung im deutschen Bil-
dungssystem erworben haben. Hier handelt es sich meist um Kinder von Zuwan-
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derern, die teilweise bereits in der zweiten oder dritten Generation in Deutschland
leben und die Staatsangehçrigkeit ihres Herkunftslandes behalten haben, sowie
Kriegsfl�chtlinge und Asylsuchende. Die mit Abstand grçßte Gruppe unter den Bil-
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Abb. 12: Herkunftsl�nder ausl�ndischer Studierender (Bildungsinl�nder)
im WS 2004/2005

Abb. 13: Herkunftsl�nder ausl�ndischer Studierender (Bildungsausl�nder)
im WS 2004/2005



dungsinl�ndern bilden Studierendemit t�rkischer Staatsangehçrigkeit (16000) gefolgt
von Studierenden kroatischer (4000) und griechischer Herkunft (3000).

Bei den Bildungsausl�ndern handelt es sich um die Gruppe der ausl�ndischen Stu-
dierenden, die grenz�berschreitend mobil sind und ihre Hochschulzugangsberech-
tigung außerhalb Deutschlands erworben haben. Ihre Zahl hat sich in den vergange-
nen zehn Jahren von 93000 auf 187000 mehr als verdoppelt. Der Anteil der
Bildungsausl�nder an der Gesamtzahl der Studierenden ist in den vergangenen Jah-
ren kontinuierlich von 5 % auf 10 % gewachsen. Der Anteil der Bildungsausl�nder an
der Gesamtzahl der Studierenden ist in den vergangenen Jahren wesentlich st�rker
angestiegen als der Anteil der Bildungsinl�nder. Die meisten ausl�ndischen Nach-
wuchsakademiker kamen im Wintersemester 2004/2005 aus China (26000) gefolgt
von Bulgarien und Polen mit jeweils rund 12000 Studierenden. Auch die Zahl der
Studierenden aus anderen ost-, mitteleurop�ischen und baltischen Staaten, die
seit 2004 neue EU-Mitglieder oder Beitrittskandidaten sind (z.B. Tschechien, Ungarn,
Rum�nien), ist in den vergangenen f�nf Jahren stetig angewachsen, w�hrend die Zahl
der Studierenden aus den westeurop�ischen EU-15-L�ndern stagniert.

2.6 Weiterbildung

Breite Bevçlkerungsschichten haben die Notwendigkeit des »Lebenslangen Lernens«
erkannt. In einer Zeit raschen technologischen Wandels m�ssen viele Erwerbst�tige
damit rechnen, dass sie ihren urspr�nglich erlernten Beruf nicht ein Leben lang aus-
�ben kçnnen. Immer h�ufiger nehmen deshalb Besch�ftigte an Fortbildungs- und
Umschulungsmaßnahmen teil.

Eine seit 1979 in dreij�hrigem Abstand im Auftrag des Bundesministeriums f�r Bildung
und Forschung durchgef�hrte repr�sentative Umfrage bei 19- bis 64-j�hrigen B�r-
gerinnen und B�rgern best�tigt diese Tendenz. Danach lag die Teilnahme an Fort-
bildungs- und Umschulungsmaßnahmen im Jahr 2003 bei 41 %. Hochgerechnet sind
dies 20,4 Mill. Personen, die sich – teils mehrfach – weitergebildet haben. Die Teil-
nahmequote ist gegen�ber 2000 um 4,9 Prozentpunkte gefallen, wobei der R�ckgang
der Teilnahmequoten vor allem in den neuen Bundesl�ndern erfolgte (38 % im Jahr
2003 vs. 43 % im Jahr 2000). Dagegen hat sie sich in den alten Bundesl�ndern kaum
ver�ndert (42 % im Jahr 2003 vs. 43 % im Jahr 2000). An allgemeinen Weiterbildungs-
veranstaltungen haben sich 2003 hochgerechnet rund 12,7 Mill. Personen beteiligt,
gegen�ber 13,3 Mill. im Jahre 2000. Im fr�heren Bundesgebiet lag die Teilnahmequote
mit 27 % hçher als in den neuen L�ndern (21 %). An beruflicher Weiterbildung haben
hochgerechnet rund 13 Mill. Personen teilgenommen. Die Beteiligung lag sowohl im
fr�heren Bundesgebiet als auch in den neuen L�ndern (26 %) niedriger als drei Jahre
zuvor. Auff�llig ist der R�ckgang um 5 Prozentpunkte in den neuen L�ndern, w�hrend
im fr�heren Bundesgebiet die Quote nur um 2 Punkte gesunken ist. Hochqualifizierte
M�nner und Frauen bem�hen sich verst�rkt um ihre Weiterbildung (62 % der Hoch-
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schulabsolventinnen und -absolventen nahmen im Jahr 2003 an entsprechenden
Maßnahmen teil). Dagegen wenden Menschen ohne abgeschlossene Berufsausbil-
dung weniger Zeit f�r ihr Fortkommen auf; nur 23 % besuchten 2003 entsprechende
Veranstaltungen.

Informationen zur beruflichen Weiterbildung in Unternehmen liefert die »Zweite Eu-
rop�ische Erhebung zur beruflichenWeiterbildung« (CVTS2). Im Jahr 1999 boten 67 %
der Unternehmen ihren Besch�ftigten Lehrveranstaltungen (Lehrg�nge oder Kurse),
also die klassische Form der beruflichen Weiterbildung, an. 36 % aller Besch�ftigten
der Unternehmen mit entsprechendem Angebot nahmen an solchen Lehrveranstal-
tungen teil. Die Teilnahmequote der Frauen lag mit 33 % unter derjenigen der M�nner
(38 %). Je Teilnehmer ergaben sich im Durchschnitt 27 Weiterbildungsstunden im
Jahr, wobei M�nner mit 28,5 Stunden etwas l�nger teilnahmen als Frauen (24,7 Stun-
den). Eine weitere Erhebung (CVTS3) wird im Jahr 2006 durchgef�hrt. Erste Ergeb-
nisse sind ab 2007 zu erwarten.

Tab. 12: Teilnahme an allgemeiner Weiterbildung nach ausgew�hlten
Themengebieten 20031 in Prozent

Themengebiete Deutschland Fr�heres
Bundesgebiet

Neue L�nder
und Berlin-Ost

Fragen der Gesundheit und der
gesundheitsgerechten Lebensf�hrung 4 4 3
Versicherungs-, Renten-, Steuer- und
sonstige Rechtsfragen 2 2 3
Kindererziehung/Hilfe f�r die Schule 2 2 1
Persçnliche/famili�re Probleme 1 1 0
Sprachkenntnisse 5 5 4
Praktische Kenntnisse 2 2 2
Wissen �ber Naturwissenschaften und
Technik 1 1 1
Kenntnisse und Anregungen f�r aktive
Freizeitgestaltung 2 2 1
Wissen auf Gebieten wie Kunst, Literatur,
Religion, Geschichte oder L�nderkunde 2 2 1
Umweltschutz/�kologie 1 1 1
Kenntnisse f�r die Aus�bung von
Sportarten 2 2 1
Rechte und Pflichten des Staatsb�rgers,
Wissen �ber Politik, auch europabezogen 1 2 0
Computer, EDV, Internet 5 5 5
Sonstige Themenbereiche 1 1 1
Teilnahmequote insgesamt2 26 27 21

1 Weiterbildungsteilnahme = Teilnahme in den letzten zwçlf Monaten vor der Befragung. In % der
Bevçlkerung im Alter von 19 bis 64 Jahren.

2 Teilnahme an mindestens einer Maßnahme.
Quelle: Bundesministerium f�r Bildung und Forschung. (Hrsg.): Berichtssystem Weiterbildung IX, Bonn
2005.
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Tab. 13: Teilnahme an beruflicher Weiterbildung nach Maßnahmearten 20031

in Prozent

Maßnahmeart Deutschland Fr�heres
Bundesgebiet

Neue L�nder
und Berlin-Ost

Lehrg�nge/Kurse zur Umschulung
auf einen anderen Beruf 1 1 1
Lehrg�nge/Kurse f�r den beruflichen
Aufstieg (z.B. zum Meister, Techniker,
Betriebswirt) 2 2 3
Besondere Lehrg�nge/Kurse im Betrieb
zur Einarbeitung in eine neue Arbeit 5 5 5
Lehrg�nge/Kurse zur Anpassung
an neue Aufgaben im Beruf 10 10 11
Sonstige Lehrg�nge/Kurse im Beruf 9 9 9
Teilnahmequote insgesamt2 26 26 26

1 Weiterbildungsteilnahme = Teilnahme in den letzten zwçlf Monaten vor der Befragung. In % der Be-
vçlkerung im Alter von 19 bis 64 Jahren.

2 Teilnahme an mindestens einer Maßnahme.

Quelle: Bundesministerium f�r Bildung und Forschung. (Hrsg.): Berichtssystem Weiterbildung IX,
Bonn 2005.

Die Volkshochschulen als bedeutender Tr�ger der allgemeinen und politischen Wei-
terbildung verzeichneten im Jahr 2004 rund 6,7 Mill. Teilnehmer und Teilnehmerin-
nen an Lehrg�ngen, Kursen und Arbeitsgemeinschaften, 2,2 Mill. Personen besuch-
ten Einzelveranstaltungen; dabei sind Mehrfachz�hlungen durch Belegung mehre-
rer Veranstaltungen enthalten. Zum beliebtesten Volkshochschulangebot gehçren
die Sprachkurse, die 2004 von 28 % aller Teilnehmenden belegt wurden. Etwa
100000 Personen besuchten Lehrg�nge, um einen Schulabschluss nachzuholen.

An einem Gaststudium nahmen im Wintersemester 2004/2005 fast 39000 Menschen
teil. Etwa die H�lfte von ihnen waren Frauen. Die beliebtesten F�chergruppen der
Gasthçrer und Gasthçrerinnen sind Sprach- und Kulturwissenschaften sowie Rechts-,
Wirtschafts- und Sozialwissenschaften. Die Gaststudierenden des Wintersemesters
2004/2005 waren durchschnittlich 51,2 Jahre alt; 47 % von ihnen waren 60 Jahre und
�lter.

2.7 Bildungsniveau der Bevçlkerung

Die Qualifikation der Bevçlkerung ist von großer gesamtwirtschaftlicher Bedeutung,
da neben der Ausstattung mit Bodensch�tzen und Produktionsanlagen vor allem
die Qualit�t der menschlichen Arbeitskraft (»Humankapital«) das Leistungsvermç-
gen einer Volkswirtschaft bestimmt. F�r die einzelne Person stellt die Ausbildung
einen entscheidenden Schritt zur Selbstentfaltung und Entwicklung der Persçnlich-
keit dar.
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Aktuelle Angaben �ber den Bildungsstand der Gesamtbevçlkerung werden aus dem
j�hrlich durchgef�hrten Mikrozensus gewonnen. Bei der imM�rz 2004 durchgef�hrten
Erhebung hatten von allen Befragten �ber 15 Jahre, die Angaben zur allgemeinen
Schulausbildung gemacht haben, 41 % einen so genannten »hçherwertigen« Bil-
dungsabschluss. 19 % besaßen einen Realschulabschluss; 22 % die Fachhochschul-
oder Hochschulreife. In der Gruppe der 20- bis unter 30-J�hrigen konnten bereits gut
68 % einen solchen Abschluss nachweisen (31 % Realschulabschluss, 37 % Fach-
hochschul-/Hochschulreife). Von den Altersjahrg�ngen ab 60 hatten dagegen lediglich
12 % eine Realschule und 12 % ein Gymnasium erfolgreich absolviert.

Von den Befragten, die Angaben zu ihrem beruflichen Bildungsabschluss gemacht
haben, gaben im Jahr 2004 51 % eine Lehre als beruflichen Ausbildungsabschluss an.
Fast 2 % besaßen einen Fachschulabschluss in der ehemaligen DDR, knapp 6 %

Tab. 14: Allgemein bildender Schulabschluss der Bevçlkerung im M�rz 2004

Alter von …
bis … Jahren

Insge-
samt

Darunter mit Angaben zur allgemeinen Schulausbildung1

zusam-
men

noch
in

schu-
lischer
Aus-

bildung

mit allgemeinem Schulabschluss ohne
allge-
meinen
Schulab-
schluss

Haupt-
(Volks-)
schul-

abschluss

Abschluss
der

Polytech-
nischen

Oberschule

Real-
schul-
oder
gleich-
wertiger
Abschluss

Fachhoch-
schul- oder
Hochschul-

reife

ohne
Angabe
zur Art
des Ab-
schlusses

in 1000
15–19 4695 4567 2828 602 22 771 140 38 167
20–29 9163 8811 132 2088 202 2736 3272 107 273
30–39 11923 11474 / 3235 1373 2874 3550 102 336
40–49 12877 12372 / 4332 1785 2615 3185 116 339
50–59 10351 9649 / 4716 1058 1512 1983 119 262
60 und �lter 21659 19525 / 13975 261 2329 2291 192 478
Insgesamt 70668 66397 2966 28946 4701 12837 14419 674 1854
Fr�heres
Bundesgebiet 57482 53740 2366 25151 454 11501 11994 578 1695
Neue L�nder
und Berlin-Ost 13186 12657 600 3795 4247 1336 2425 96 159

in %2

15–19 . 100 61,9 13,2 0,5 16,9 3,1 0,8 3,7
20–29 . 100 1,5 23,7 2,3 31,1 37,1 1,2 3,1
30–39 . 100 / 28,2 12,0 25,0 30,9 0,9 2,9
40–49 . 100 / 35,0 14,4 21,1 25,7 0,9 2,7
50–59 . 100 / 48,9 11,0 15,7 20,6 1,2 2,7
60 und �lter . 100 / 71,6 1,3 11,9 11,7 1,0 2,4
Insgesamt . 100 4,5 43,6 7,1 19,3 21,7 1,0 2,8
Fr�heres
Bundesgebiet . 100 4,4 46,8 0,8 21,4 22,3 1,1 3,2
Neue L�nder
und Berlin-Ost . 100 4,7 30,0 33,6 10,6 19,2 0,8 1,3

1 Beantwortung f�r Personen im Alter von 51 Jahren und mehr freiwillig.
2 Anteil an allen Personen in der jeweiligen Altersgruppe, die Angaben zur allgemeinen Schulausbil-

dung gemacht haben.
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einen Fachschulabschluss, 12 % einen Fachhochschul- oder Hochschulabschluss
und 28 % (noch) keinen beruflichen Abschluss. Von den 30- bis unter 40-J�hrigen
hatten immerhin gut 18 % ein Fachhochschul- oder Hochschulstudium erfolgreich
abgeschlossen; unter den 60-J�hrigen und �lteren befanden sich dagegen nur
rund 9 % Akademiker.

Tab. 15: Beruflicher Bildungsabschluss der Bevçlkerung im M�rz 2004

Alter von …
bis … Jahren

Insge-
samt

Darunter mit Angaben zum beruflichen Bildungsabschluss1

zu-
sammen

mit beruflichem Bildungsabschluss ohne
beruf-
lichen

Bildungs-
abschluss

Lehr-/
Anlern-
ausbil-
dung

Fach-
schulab-
schluss

Fach-
schulab-
schluss
in der

ehem. DDR

Fach-
hoch-

schulab-
schluss

Hoch-
schul-

abschluss

Ohne
Angabe
zur Art
des Ab-
schlusses

in 1000
15–19 4695 4319 139 / / – – – –
20–29 9163 8684 4200 356 7 253 354 134 3375
30–39 11923 11349 6448 903 155 759 1221 204 1659
40–49 12877 12221 7015 1027 252 785 1224 213 1705
50–59 10351 9481 5383 693 204 563 926 164 1550
60 und �lter 21659 19132 9738 1097 349 665 999 242 6044
Insgesamt 70668 65185 32921 4078 971 3025 4724 968 18498
Fr�heres
Bundesgebiet 57482 52672 26132 3274 125 2426 3846 832 16037
Neue L�nder
und Berlin-
Ost

13186 12513 6788 805 847 599 878 135 2461

in %2

15–19 – 100 3,2 / / – – – –
20–29 – 100 48,4 4,1 0,1 2,9 4,1 1,5 38,9
30–39 – 100 56,8 8,0 1,4 6,7 10,8 1,8 14,6
40–49 – 100 57,4 8,4 2,1 6,4 10,0 1,7 14,0
50–59 – 100 56,8 7,3 2,2 5,9 9,8 1,7 16,3
60 und �lter – 100 50,9 5,7 1,8 3,5 5,2 1,3 31,6
Insgesamt – 100 50,5 6,3 1,5 4,6 7,2 1,5 28,4
Fr�heres
Bundesgebiet – 100 49,6 6,2 0,2 4,6 7,3 1,6 30,4
Neue L�nder
und Berlin-
Ost

– 100 54,2 6,4 6,8 4,8 7,0 1,1 19,7

1 Beantwortung f�r Personen im Alter von 51 Jahren und mehr freiwillig.
2 Anteil an allen Personen in der jeweiligen Altersgruppe, die Angaben zum beruflichen Bildungs-

abschluss gemacht haben.

Heute werden die Angebote des allgemeinen Bildungssystems von Frauen und
M�nnern gleichberechtigt wahrgenommen, so dass bei der j�ngeren Generation be-
z�glich des Bildungsgrades kaum noch geschlechtsspezifische Unterschiede fest-
zustellen sind. In der Altersgruppe der 20- bis unter 30-J�hrigen hatten 33 % der
M�nner und 38 % der Frauen die Fachhochschul- oder Hochschulreife. Demgegen-
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�ber besaßen im Jahr 2002 von den Personen ab 60 knapp 15 % der m�nnlichen,
aber nur 6 % der weiblichen Bevçlkerung das Abitur.

Bei einem Vergleich der allgemeinen Schulabschl�sse der deutschen und der aus-
l�ndischen Bevçlkerung f�llt Folgendes auf: W�hrend die in Deutschland lebenden
Ausl�nder und Ausl�nderinnen nur zu 14 % einen Realschulabschluss besitzen (f�r die
Deutschen liegt der entsprechende Wert bei 20 %), liegen sie mit einem Anteil von
22 % bei der Fachhochschul- und Hochschulreife �ber dem Wert f�r die deutsche
Bevçlkerung (20 %). Bemerkenswert ist in diesem Zusammenhang der hohe Anteil der
Ausl�nderinnen mit Fachhochschul- oder Hochschulreife (23 % gegen�ber 17 % bei
den deutschen Frauen). 13 % der ausl�ndischen Bevçlkerung besitzen jedoch �ber-
haupt keinen allgemeinen Schulabschluss (bei den Deutschen sind es gut 1 %). Mehr
als die H�lfte der Ausl�nder und Ausl�nderinnen in Deutschland hat auch keinen be-
ruflichen Bildungsabschluss (53 % gegen�ber 26 % der Deutschen). Einen Lehr-
abschluss kçnnen fast 54 % der Deutschen, aber nur 31 % der ausl�ndischen B�rger
und B�rgerinnen vorweisen. Bei den Hochschul- und Fachhochschulabschl�ssen sind
die Anteile nahezu identisch.

2.8 Bildungsfinanzen

Im Folgenden werden zun�chst Angaben zu den Bildungsausgaben (Bildungsbudget)
dargestellt. Diese werden �berwiegend den Rechnungsabschl�ssen der Gebiets-
kçrperschaften sowie den sonstigen zum finanzstatistischen Berichtskreis gehçren-
den Institutionen entnommen. Die Daten zum Bundesausbildungsfçrderungsgesetz
(BAfçG) und zum Aufstiegsfortbildungsfçrderungsgesetz (AFBG) werden als Auszug
aus den Eingabedaten und Rechenergebnissen zur Leistungsrechnung bereitgestellt.
Die Vergleichbarkeit beider Datenquellen ist grunds�tzlich nicht gegeben.

2.8.1 Bildungsausgaben

In einer hoch technologisierten Volkswirtschaft im globalenWettbewerb ist Bildung ein
zentraler Produktionsfaktor f�r die Unternehmen. F�r jede B�rgerin und jeden B�rger
bedeutet eine fundierte Ausbildung erst die Voraussetzung f�r das immer wichtiger
werdende so genannte »Lebenslange Lernen«. Daher werden in Deutschland pro Jahr
betr�chtliche Summen in die Aus- und Weiterbildung investiert. Das Bildungsbudget
stellt die Hçhe dieser Ausgaben und die Herkunft der Mittel dar. Die nachstehende
Tab. 16 zeigt die Hçhe der Ausgaben ausgew�hlter Bildungsleistungen und deren
Anteil am Bruttoinlandsprodukt. Danach wurden im Jahre 2003 in Deutschland
134,9 Mrd. Euro f�r Bildung ausgegeben. Davon entfielen rund 90 % auf die Kern-
Bildungsleistungen wie Unterricht, der Rest auf die Unterst�tzung der Lebenshaltung
von Sch�lerinnen und Sch�lern sowie Studierenden (Bildungsfçrderung). Mit rund
53 % stellen die Ausgaben von çffentlichen Vorschulen (Kinderg�rten, Vorklassen,
Schulkinderg�rten), Schulen und Hochschulen den mit Abstand grçßten Posten im
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Tab. 16: Bildungsausgaben1 der gesamten Volkswirtschaft – Bildungsbudget

Bildungsleistungen Bildungs-
ausgaben

Anteile am
Brutto-

inlandsprodukt

2002 20032 2002 20032

Mrd. EUR in %

Ausgaben f�r den Bildungsprozess 121,0 121,5 5,7 5,7
�ffentliche Vorschulen, Schulen, Hochschulen 70,5 71,1 3,3 3,3
Private Vorschulen, Schulen, Hochschulen 10,8 11,3 0,5 0,5
Betriebliche Ausbildung im Rahmen der dualen
Bildung

13,8 13,6 0,7 0,6

Betriebliche Weiterbildung der Unternehmen,
privaten Organisationen ohne Erwerbszweck,
Gebietskçrperschaften

10,0 10,0 0,5 0,5

Sonstige Bildungseinrichtungen 11,2 10,9 0,5 0,5
Ausgaben von Sch�lern und Studierenden f�r
Nachhilfe, Lernmittel u. dgl.

4,6 4,6 0,2 0,2

Ausgaben f�r die Fçrderung von Bildungs-
teilnehmern

14,5 13,4 0,7 0,6

Bildungsfçrderung durch Gebietskçrperschaften 5,5 5,6 0,3 0,3
Fçrderung von Bildungsteilnehmern durch die
Bundesanstalt f�r Arbeit

5,5 4,3 0,3 0,2

Kindergeld f�r kindergeldberechtigte Bildungs-
teilnehmer ab 19 Jahren

3,4 3,4 0,2 0,2

Insgesamt 135,5 134,9 6,4 6,3

1 Personalausgaben, laufender Sachaufwand, Investitionsausgaben (Weitergehende methodische Er-
l�uterungen unter www.destatis.de, Rubrik Bildung und Kultur).

2 Vorl�ufige Angaben.

Gesamtbudget f�r Bildung dar. Auf private Vorschulen, Schulen und Hochschulen
entfielen rund 8 %. Die Ausbildung in Betrieben im Rahmen des Dualen Systems
schlug mit rund 10 % zu Buche. F�r die betriebliche Weiterbildung der Unternehmen,
privatenOrganisationen ohne Erwerbszweck undGebietskçrperschaften wurden rund
7 % aufgewendet. Die Bildungsausgaben der �brigen Bildungseinrichtungen und der
privaten Haushalte machten 12 % des Gesamtbudgets aus.

Setzt man die im Budget nachgewiesenen gesamten Bildungsausgaben ins Verh�ltnis
zum Bruttoinlandsprodukt (der Summe der insgesamt erbrachten Wirtschaftsleis-
tung), so betr�gt dieser Anteil 6,3 %. Aufgegliedert nach Mittelgebern wandte der
Staat im Jahr 2002 f�r Bildung 103,0 Mrd. Euro auf. Davon kamen 17,2 Mrd. Euro
vom Bund, 65,0 Mrd. Euro von den L�ndern und 20,8 Mrd. Euro von den Gemeinden.
Ferner beteiligten sich die privaten Haushalte, die Unternehmen sowie die privaten
Organisationen ohne Erwerbszweck mit 32,5 Mrd. Euro an der Finanzierung der Bil-
dungsausgaben. Die Ausgaben der Bildungsbereiche m�ssen jedoch in Bezug zur
Anzahl der Bildungsteilnehmer gesetzt werden, f�r die letztlich die Bildungsanstren-
gungen unternommen werden.
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Die vorstehende Tabelle zeigt beispielhaft die Hçhe der Ausgaben f�r çffentliche
allgemein bildende und berufliche Schulen in Bezug zur Anzahl der Sch�ler f�r das
Jahr 2002. Die Ausgaben je Sch�ler schwanken stark nach Schularten. Die allgemein
bildenden Schulen sind mit 4900 Euro teurer als die beruflichen Schulen (3300).
Innerhalb der allgemein bildenden Schulen liegen Grundschulen mit 3900 Euro je
Sch�ler unter dem Durchschnitt und Sonderschulen mit 11500 Euro dar�ber. F�r
die hohen Pro-Kopf-Ausgaben der Sonderschulen ist u.a. das g�nstige Betreuungs-
verh�ltnis Sch�ler je Lehrer ausschlaggebend. Die verh�ltnism�ßig niedrigen Auf-
wendungen von 2100 Euro je Sch�ler bei den Berufsschulen im Dualen System sind
auf den Teilzeitunterricht zur�ckzuf�hren.

2.8.2 Ausbildungsfçrderung

Die Ausbildungsfçrderung soll zusammen mit anderen direkten Leistungen (z.B. Kin-
dergeld, Leistungen nach dem Arbeitsfçrderungsgesetz) sowie den ausbildungsbezo-
genen indirekten steuerlichen Entlastungen dazu dienen, die unterschiedlichen Be-
lastungen der Familien auszugleichen. Durch diese Fçrderung sollen junge Menschen
aus Familien mit geringem Einkommen Zugang zu einer Ausbildung nach ihrer Nei-
gung, Eignung und Leistung erhalten. Die Fçrderung nach dem Bundesausbildungs-
fçrderungsgesetz (BAfçG) ist seit Anfang der 1980er-Jahre mehrfach ver�ndert wor-
den – zuletzt durch das 21. BAfçG�ndG vom 2. Dezember 2004 (BGBl. I S. 3127).
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Zurzeit wird Ausbildungsfçrderung f�r den Besuch von weiterf�hrenden allgemein
bildenden Schulen und Berufsfachschulen ab Klasse 10 und von Fach- und Fach-
oberschulklassen, deren Besuch eine abgeschlossene Berufsausbildung nicht vo-
raussetzt, nur an ausw�rts untergebrachte Sch�ler geleistet. Sch�ler-BAfçG gibt
es ferner f�r den Besuch von Abendschulen, Kollegs, Berufsaufbauschulen oder Fach-
und Fachoberschulklassen, die eine abgeschlossene Berufsausbildung voraussetzen.
Außerdem werden Sch�ler in Berufsfachschul- und Fachschulklassen gefçrdert, de-
ren Besuch eine abgeschlossene Berufsausbildung nicht voraussetzt, sofern sie in
einemmindestens zweij�hrigen Bildungsgang einen berufsqualifizierenden Abschluss
(z.B. als staatlich gepr�fte/r Techniker/in) vermitteln.

Studierenden-BAfçG wird f�r den Besuch von Hçheren Fachschulen, Akademien und
Hochschulen gew�hrt; es wird je zur H�lfte als Zuschuss bzw. unverzinsliches Darlehen
geleistet. In bestimmten F�llen wurde seit August 1996 anstelle von Zuschuss und
unverzinslichen Darlehen ein verzinsliches Darlehen gew�hrt, so z.B. nach �berschrei-
ten der Fçrderungshçchstdauer. Im Schulbereich wird die Ausbildungsfçrderung da-
gegen vollst�ndig als Zuschuss gew�hrt. Die Ausbildungsfçrderung nach dem BAfçG
wurde ab dem 1. Januar 1991 auch in den neuen L�ndern geleistet. Wegen der nied-
rigeren Lebenshaltungskosten galten dort zun�chst niedrigere Bedarfss�tze. Seit dem
1. April 2001 gelten f�r den Besuch von Ausbildungsst�tten in den Neuen L�ndern

Tab. 17: Ausbildungsfçrderung an Schulen und Hochschulen
nach dem Bundesausbildungsfçrderungsgesetz (BAfçG)

Jahr Gefçrderte

in 1000

Finanzaufwand

Mill. EUR

Durchschnittlicher
Fçrderungsbetrag

pro Person
EUR je Monat

Sch�lerinnen und Sch�ler

2000 127 368 241
2001 143 493 288
2002 163 592 302
2003 179 651 303
2004 192 698 303

Studierende

2000 232 907 326
2001 265 1162 365
2002 304 1351 371
2003 326 1446 370
2004 340 1514 371

Insgesamt

2000 359 1275 296
2001 408 1655 338
2002 467 1942 347
2003 505 2097 346
2004 532 2212 347
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sowie Berlin-Ost die gleichen Bedarfss�tze wie im fr�heren Bundesgebiet. Nachdem
die Zahl der Gefçrderten bis einschließlich 1998 zur�ckgegangen war, setzte im Jahr
1999 eine Trendwende ein, und ihre Anzahl nahm wieder zu. 810000 Sch�ler und
Sch�lerinnen sowie Studierende erhielten im Jahr 2004 Leistungen nach dem BAfçG.
Da sich die Fçrderung jedoch zum Teil nicht �ber ein ganzes Jahr erstreckte, wurden
im Durchschnitt je Monat nur 532000 Personen unterst�tzt.

Von den durchschnittlich 192000 gefçrderten Sch�lerinnen und Sch�lern besuchten
fast 110000 eine Berufsfachschule (einschl. aller Formen der beruflichen Grundbil-
dung) und gut 23000 eine Fachschule. Unter den durchschnittlich 340000 gefçrderten
Studierenden waren fast 224000 an Universit�ten (einschl. P�dagogischer und The-
ologischer Hochschulen sowie Gesamthochschulen) und 108000 an Fachhochschu-
len eingeschrieben. 2,21 Mrd. Euro wurden f�r die Ausbildungsfçrderung nach dem
BAfçG im Jahr 2004 ausgegeben, 698 Mill. Euro f�r die Sch�ler- und 1,51 Mrd. Euro
f�r die Studierendenfçrderung. Im Durchschnitt erhielt ein gefçrderter Sch�ler bzw.
eine gefçrderte Sch�lerin 303 Euro je Monat, ein gefçrderter Student bzw. eine ge-
fçrderte Studentin 371 Euro. Die durchschnittliche Zahl der Gefçrderten lag 2004
um 14 % – bei den Studierenden um 12 % – hçher als 2002. Im gleichen Zeitraum
erhçhte sich der Finanzaufwand um 14 %.

2.8.3 Aufstiegsfortbildungsfçrderung

Die Aufstiegsfçrderung soll Nachwuchskr�ften helfen, ihre Weiterbildung f�r einen
Fortbildungsabschluss zu finanzieren, der einen beruflichen Aufstieg ermçglicht.
Die Fçrderung nach dem Aufstiegsfortbildungsfçrderungsgesetz (AFBG) wurde
zum 1. Januar 1996 eingef�hrt. Zum 1. Januar 2002 trat eine Reform des AFBG –
u.a. mit verbesserten Leistungen f�r die Gefçrderten – in Kraft. Das AFBG (auch
»Meister-BAfçG« genannt) gew�hrt erstmals allen Fachkr�ften einen gesetzlich ver-
ankerten Rechtsanspruch auf staatliche Unterst�tzung f�r alle Formen der beruflichen
Aufstiegsfortbildung. Der angestrebte Abschluss muss �ber dem Niveau einer Fach-
arbeiter-, Gesellen-, Gehilfenpr�fung oder eines Berufsfachschulabschlusses liegen.
Damit erstreckt sich die Fçrderung auf alle Bildungsmaßnahmen im Bereich der ge-
werblichen Wirtschaft, der freien Berufe, der Hauswirtschaft und der Landwirtschaft,
die gezielt auf anerkannte Pr�fungen nach der Handwerksordnung, dem Berufsbil-
dungsgesetz, dem Recht des Bundes und der L�nder oder sonstigen Regelungen auf
eine berufliche Qualifikation vorbereiten. Hierzu gehçren nach der Reform auch Fort-
bildungen in den Gesundheits- und Pflegeberufen sowie an staatlich anerkannten
Erg�nzungsschulen. Eine Maßnahme in Vollzeitform muss mindestens 400 Unter-
richtsstunden umfassen und darf in der Regel eine Dauer von 24 Monaten nicht �ber-
schreiten. Bei Teilzeitform betr�gt die maximale Dauer in der Regel bis zu 48 Monaten.
Die Leistungen f�r alle Teilnehmer und Teilnehmerinnen bestehen aus einem so ge-
nannten Maßnahmebeitrag (f�r Lehrgangs- und Pr�fungsgeb�hren), der erstmals ab
1. Januar 2002 in Hçhe von 33 % als Zuschuss und im �brigen (bis 2001 vollst�ndig)
als Darlehen gew�hrt wird. Der Hçchstbetrag des Maßnahmebeitrages liegt bei
10226 Euro. Gefçrderte in Vollzeitform kçnnen dar�ber hinaus monatliche Zusch�sse
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und Darlehen f�r den Lebensunterhalt sowie f�r die Kinderbetreuung einen weiteren
Zuschuss erhalten. Die von der Kreditanstalt f�r Wiederaufbau (KfW) gew�hrten Dar-
lehen sind l�ngstens vier Jahre zins- und tilgungsfrei und anschließend zu markt�bli-
chen Konditionen zur�ckzuzahlen.

Zwei Jahre nach Einf�hrung der Reform zum AFBG (1. Januar 2002) gab es 2004 rund
133000 Gefçrderte, gegen�ber dem Vorjahr ist das ein Anstieg von 9,2 %. Die Fçr-
derung wurde �berwiegend von m�nnlichen Fachkr�ften genutzt (69 % aller Gefçr-
derten); 31 % der Gefçrderten waren Frauen. Der finanzielle Aufwand betrug 2004
insgesamt 379 Mill. Euro, davon wurden 257 Mill. Euro als Darlehen bewilligt und
121 Mill. Euro als Zuschuss gew�hrt. Rund 50 400 (38 %) der Gefçrderten nahmen
an einer Vollzeitfortbildung teil, davon 26 % Frauen und 74 % M�nner. Auf die Teil-
zeitfortbildung entfielen 83000 Gefçrderte, davon 34 % Frauen und 66 % M�nner.
15 % der Gefçrderten bilden sich in Maßnahmen mit einer Dauer von bis zu einem
Jahr, 55 % bis zu zwei Jahren und 87 % bis zu drei Jahren fort. Weitere 13 % be-
suchen Kurse, die l�nger als drei Jahre dauern. Die Gefçrderten waren �berwiegend
zwischen 20 und 35 Jahren alt. Am st�rksten vertreten war die Gruppe der 25- bis
unter 30-J�hrigen (34 %), gefolgt von den 20- bis unter 25-J�hrigen (28 %) und den
30- bis unter 35-J�hrigen (17 %).

Tab. 18: Aufstiegsfçrderung nach dem Aufstiegsfortbildungsfçrderungsgesetz
(AFBG)

Jahr Gefçrderte Finanzieller Aufwand

ins-
gesamt

davon

Darlehen Zuschuss

1000 EUR

2000 51999 170455 146635 23820
2001 56051 182903 155945 26958
2002 87659 298772 202700 96071
2003 121820 387786 259814 127972
2004 133018 378563 257135 121427
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3 Erwerbst�tigkeit und Arbeitslosigkeit

3.1 Im Blickpunkt: Erwerbst�tige und Erwerbslose

Arbeits- und Erwerbslosigkeit sind keine abstrakten Grçßen, sondern sie greifen ent-
scheidend in das Leben der Betroffenen ein. Die damit einhergehenden Einkommens-
verluste zwingen meist zum Konsumverzicht, was letztlich eine Einschr�nkung der
Teilnahme am gesellschaftlichen Leben f�r die ganze Familie bedeuten kann. Frei-
zeitaktivit�ten wie Kinobesuche, Klassenfahrten der Kinder etc. kçnnen nicht mehr
problemlos oder nur noch selten bezahlt werden. Eine auf den Arbeitsmarkt bezogene
Perspektivlosigkeit kann zu persçnlichen Sinnkrisen f�hren.

F�r diejenigen, die Arbeit haben, ist ihre Erwerbst�tigkeit oft mehr als nur die »Siche-
rung des Lebensunterhalts«. Die Erwerbst�tigkeit nimmt im menschlichen Leben ei-
nen zentralen Platz ein; sie dient auch der persçnlichen Selbstentfaltung. Wer etwa am
Arbeitsplatz ausreichend Entscheidungs- und Gestaltungsspielr�ume hat, gestaltet
oft sein persçnliches Umfeld aktiver als jene, denen es anders geht.

Um die jeweilige Situation am Arbeitsmarkt analysieren zu kçnnen, aber auch um bei-
spielsweise Maßnahmen zur Bek�mpfung der Arbeits- und Erwerbslosigkeit auf ihre
Wirksamkeit hin zu �berpr�fen, sind aktuelle sowie nach verschiedenen Merkmalen
gegliederte statistische Angaben wesentliche Voraussetzungen. Das Zahlenmaterial
�ber den Arbeitsmarkt stammt aus unterschiedlichen Quellen. F�r die Statistiken der
Bundesagentur f�r Arbeit und die Besch�ftigtenstatistik der Sozialversicherungstr�-
ger werden vorhandene Verwaltungsunterlagen ausgewertet, auf Umfrageergebnissen
basieren die Erhebungen der statistischen �mter wie der Mikrozensus, die Telefon-
erhebung »Arbeitsmarkt in Deutschland« und die Arbeitskr�ftestichprobe der Euro-
p�ischen Union.

Tab. 1: Eckdaten zu Erwerbst�tigkeit und Erwerbslosigkeit
Ergebnisse der ILO-Arbeitsmarktstatistik

Jahr Erwerbst�tige Erwerbslose Erwerbslosenquote1

1000 1000 In %

1991 38664 1972 4,9
1995 37546 2867 7,1
2000 39038 2880 6,9
2001 39209 2900 6,9
2002 38994 3229 7,6
2003 38632 3703 8,7
2004 38782 3931 9,2
2005 38672 3893 9,1

1 Anteil der Erwerbslosen an den Erwerbspersonen.



Einhergehend mit den jeweils angewandten Methoden geht man dabei zum Teil von
unterschiedlichen Begriffsabgrenzungen aus. Diese m�ssen beachtet werden, damit
bei der Interpretation der Zahlen keine Missverst�ndnisse auftreten, da nicht immer
einheitlich zwischen Erwerbspersonen und Erwerbst�tigen sowie Erwerbslosen und
Arbeitslosen unterschieden wird. Die Erwerbspersonen umfassen aus statistischer
Sicht sowohl die Erwerbst�tigen als auch die Erwerbslosen: Erwerbspersonen = Er-
werbst�tige + Erwerbslose.

Erwerbst�tig ist nach international einheitlicher Definition der International Labour
Organization (ILO) jede Person im erwerbsf�higen Alter (ab 15 Jahren), die imBerichts-
zeitraum gegen Entgelt oder im Rahmen einer selbstst�ndigen T�tigkeit gearbeitet
hat, unabh�ngig davon, in welchem Umfang. Auch wer sich in einem Besch�ftigungs-
verh�ltnis befindet, das er imBerichtszeitraum vor�bergehend nicht ausge�bt hat, und
wer mithelfend in einem Familienbetrieb t�tig war, gilt als erwerbst�tig. Als erwerbslos
gilt im Sinne der durch die Europ�ische Union (EU) konkretisierten ILO-Abgrenzung
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Abb. 1: Entwicklung von Erwerbst�tigkeit und Erwerbslosigkeit seit 1991
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jede Person im Alter von 15 bis 74 Jahren, die in diesem Zeitraum nicht erwerbst�tig
war und in den letzten vier Wochen vor der Befragung aktiv eine T�tigkeit gesucht hat.
Auf den zeitlichen Umfang der gesuchten T�tigkeit kommt es dabei nicht an. Eine neue
Erwerbst�tigkeit muss innerhalb von zwei Wochen aufgenommen werden kçnnen. Die
Einstufung einer Person als erwerbslos ist unabh�ngig davon, ob eine Agentur f�r
Arbeit oder ein kommunaler Tr�ger in die Suchbem�hungen eingeschaltet wurde oder
nicht. Als Arbeitslose gelten hingegen nur diejenigen Personen, die nach sozialge-
setzlichen Vorgaben amtlich als solche gemeldet sind (vgl. 3.7 bis 3.11).

Nach Ergebnissen der ILO-Arbeitsmarktstatistik des Statistischen Bundesamtes gab
es im Durchschnitt des Jahres 2005 in Deutschland rund 42,6 Millionen Erwerbsper-
sonen, darunter 38,7 Millionen Erwerbst�tige. Im Vergleich zu 1991 zeigte sich bei
einer Steigerung der Erwerbspersonenzahl um etwa 1,9 Millionen eine leichte Zunah-
me der Zahl der Erwerbst�tigen um 8000 Personen und eine entsprechend deutliche
Zunahme bei den Erwerbslosen um gut 1,9 Millionen.

Innerhalb dieses Gesamtrahmens liefert der Mikrozensus (vgl. 3.2 bis 3.6) f�r eine
Berichtswoche (bis 2004) tiefer gehende Strukturinformationen, allerdings auf nied-
rigeremNiveau. Dabei f�hrt nicht zuletzt der Bezug auf eine eng abgegrenzte Berichts-
woche im Fr�hjahr des Jahres insbesondere zu einer Untererfassung marginaler,
stundenweise an bestimmten Tagen, im regelm�ßigen oder unregelm�ßigen Wochen-
rhythmus ausge�bten Besch�ftigungen. Dazu z�hlen unter anderem die so genannten
geringf�gig entlohnten Besch�ftigungen (Minijobs). Dies ist bei der Interpretation der
nachfolgenden Strukturdaten des Mikrozensus zu ber�cksichtigen.

3.2 Erwerbst�tigkeit als Unterhaltsquelle

Bestritten im April 1991 noch 44,5 % der Menschen in Deutschland ihren Lebens-
unterhalt aus eigener Erwerbst�tigkeit, so waren es im M�rz 2004 insgesamt 39,4 %.
Dies ist nicht nur eine Folge der hçheren Arbeitslosigkeit – von Arbeitslosengeld oder
-hilfe lebten im April 1991 nur 2,2 % der Bevçlkerung, w�hrend dieser Anteil bis zum
Jahr 2004 auf 4,6 % anstieg – , sondern auch der Verschiebung der Altersstruktur.
Denn der Anteil derjenigen, die Renten oder Pensionen beziehen, ist in Deutschland
von 18,7 % im April 1991 auf 23,1 % im M�rz 2004 gestiegen. Hingegen sank der
Anteil jener, die ihren Unterhalt aus der Unterst�tzung durch Angehçrige bezogen, von
31,4 % im April 1991 auf 29,2 % im M�rz 2004. Auf sonstige Einkommensquellen wie
eigenes Vermçgen, Vermietung, Zinsen, Altenteil, Sozialhilfe, Leistungen aus einer
Pflegeversicherung oder beispielsweise BAfçG konnten im April 1991 rund 3,2 %
der Bevçlkerung in Deutschland zur�ckgreifen, im M�rz 2004 waren es 3,7 %.

Insgesamt war f�r 39,4 % der Bevçlkerung in den elf alten Bundesl�ndern und auch
f�r 39,5 % in den neuen L�ndern und Berlin-Ost im M�rz 2004 die eigene Erwerbst�-
tigkeit die wichtigste Unterhaltsquelle. W�hrend im fr�heren Bundesgebiet 31,5 %
der B�rgerinnen und B�rger ganz oder zum Teil durch Angehçrige (Eltern, Ehepart-



ner, Kinder usw.) versorgt wurden, waren es in den neuen L�ndern und Berlin-Ost
nur 18,4 %. Dagegen lebten hier 32,2 % �berwiegend von Renten, Pensionen und
Ertr�gen aus Vermçgen, sonstigen Unterst�tzungen und Sozialhilfe – in den alten
L�ndern waren es 25,6 %. Aus Arbeitslosengeld oder -hilfe bestritten 3,5 % der Be-
vçlkerung im fr�heren Bundesgebiet ihren Lebensunterhalt, in den neuen L�ndern
und Berlin-Ost waren es 9,9 %.

3.3 Beteiligung am Erwerbsleben

L�ngere Ausbildungszeiten und das fr�here Ausscheiden aus dem Erwerbsleben ma-
chen sich auch an gesunkenen Erwerbsquoten bemerkbar. Im M�rz 2004 lag der
Anteil der Erwerbspersonen an der Gesamtbevçlkerung (Erwerbsquote) in Deutsch-
land mit 48,5 % um 0,8 Prozentpunkte niedriger als 1991 (49,3 %).
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Abb. 2: Bevçlkerung nach �berwiegendem Lebensunterhalt im M�rz 20041

in Tausend

1 Ergebnisse des Mikrozensus.
2 Rente, Pension; Eigenes Vermçgen, Vermietung, Zinsen, Altenteil, Sozialhilfe, Leistungen aus einer

Pflegeversicherung; Sonstige Unterst�tzung (z.B. BAfçG, Vorruhestandsgeld, Stipendium).
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Tab. 2: Erwerbsquoten in Deutschland
Anteil der Erwerbspersonen1 an 100 M�nnern bzw. Frauen

Jahr M�nner Frauen Verheiratete
Frauen

Insgesamt

1991 59,2 40,1 51,2 49,3
1993 57,8 40,0 51,1 48,7
1995 56,8 40,0 51,1 48,2
1997 56,6 40,6 51,8 48,4
1998 56,5 40,7 51,9 48,4
1999 56,4 41,3 52,4 48,7
2000 55,8 41,3 52,0 48,4
2001 55,7 41,7 52,5 48,6
2002 55,4 42,0 52,5 48,5
2003 55,3 42,4 52,8 48,7
2004 55,1 42,3 52,2 48,5

1 Erwerbspersonen = Erwerbst�tige und Erwerbslose gem�ß ILO-Konzept.

Die r�ckl�ufige Erwerbsquote in der Gesamtbevçlkerung geht einher mit einer st�r-
keren Beteiligung der Frauen am Erwerbsleben. Ihre Erwerbsquote stieg seit 1991 um
2,2 Prozentpunkte auf 42,3 % im M�rz 2004. Von den verheirateten Frauen waren
2004 52,2 % erwerbst�tig oder erwerbslos, 1991 waren es 51,2 %.

Bezogen auf die 15- bis unter 65-j�hrigen M�nner lag die Erwerbsquote im M�rz
2004 in Deutschland bei 79,3 %, f�r die Frauen gleichen Alters bei 65,2 %.

Der Anteil der Erwerbspersonen unter den Frauen ist in den neuen L�ndern und Ber-
lin-Ost deutlich hçher als im fr�heren Bundesgebiet. Besonders groß sind die Un-
terschiede bei den verheirateten Frauen (60,6 % in den neuen L�ndern; 50,5 % im

Tab. 3: Frauenerwerbsquoten1 nach Altersgruppen

Alter
von … bis
unter … Jahre

Deutschland Fr�heres
Bundesgebiet

Neue L�nder
und Berlin-Ost

1991 2004 1991 2004 1991 2004

15–20 36,1 25,0 33,8 24,4 44,6 27,1
20–25 74,0 64,8 72,0 64,3 83,2 66,6
25–30 73,5 73,3 69,1 72,1 92,5 79,4
30–35 70,8 76,8 64,9 74,4 93,7 89,5
35–40 73,8 79,1 67,6 76,7 95,8 92,0
40–45 74,1 82,3 69,5 79,7 94,8 93,7
45–50 71,6 81,9 66,1 79,3 93,9 92,4
50–55 64,1 76,4 57,6 73,5 89,0 88,5
55–60 41,2 61,7 43,0 58,4 34,6 78,3
60–65 10,4 19,7 11,9 20,5 4,6 16,6
65–70 3,3 4,1 3,7 4,6 1,2 2,2

1 Anteil der weiblichen Erwerbspersonen (Erwerbst�tige und Erwerbslose gem�ß ILO-Konzept) an
der weiblichen Bevçlkerung je Altersgruppe.
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Abb. 3: Bevçlkerung nach Alter und Beteiligung am Erwerbsleben
Ergebnisse des Mikrozensus M�rz 2004 in Mill.
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fr�heren Bundesgebiet). Die Erwerbsbeteiligung der M�nner im Osten (57,0 %) ist
hingegen kaum hçher als im Westen (54,7 %). Bezieht man auch das Alter der Frau-
en ein, zeigt sich eine deutliche Zunahme der Erwerbsbeteiligung der 25- bis 54-J�h-
rigen im fr�heren Bundesgebiet. In den neuen L�ndern und Berlin-Ost erreicht
die Frauenerwerbsquote bei den 25- bis 49-J�hrigen einen Wert von 90,3 %, selbst
bei den 50- bis 54-J�hrigen liegt sie noch bei 88,5 %.

3.4 Erwerbst�tige nach Wirtschaftsbereichen

Wendet man die traditionelle Aufgliederung der Wirtschaftsbereiche in prim�ren
(Land- und Forstwirtschaft, Fischerei), sekund�ren (Produzierendes Gewerbe) und
terti�ren Sektor (Dienstleistungen) auf die wirtschaftliche Zugehçrigkeit der Erwerbs-
t�tigen an, werden tief greifende Wandlungen im Zeitablauf offenkundig. �nderungen
in den Produktions- und Fertigungsverfahren, zunehmende Automatisierung und Ra-
tionalisierung sowie die ver�nderte Nachfrage nach G�tern und Dienstleistungen ha-
ben zu einer erheblichen Umverteilung der Erwerbst�tigen gef�hrt.

Am auff�lligsten ist die Schrumpfung des prim�ren Sektors: Vor 125 Jahren war dort
mit �ber 8 Mill. Menschen der grçßte Teil der Erwerbspersonen besch�ftigt. Arbeitete
1882 im damaligen Reichsgebiet nahezu jeder zweite Erwerbst�tige im prim�ren Sek-
tor, galt dies im Jahr 2004 in Deutschland nur etwa f�r jeden 43., im fr�heren Bundes-
gebiet sogar nur noch f�r jeden 45. Erwerbst�tigen. So arbeiteten im Jahr 2004 in
Deutschland nur noch 832000 Menschen in der Landwirtschaft, und zwar 649000 im
fr�heren Bundesgebiet und 183000 in den neuen L�ndern. Mit der Abnahme der
Erwerbst�tigenzahlen im Agrarbereich ging zun�chst eine deutliche Zunahme im Pro-
duzierenden Gewerbe einher. Nachdem das Produzierende Gewerbe im fr�heren
Bundesgebiet in den 1960er- und 1970er-Jahren die meisten Arbeitspl�tze bot (fast
50 %), ist jedoch der Besch�ftigtenanteil hier mittlerweile auf rund 31 % im Jahr 2004
gesunken. In den neuen L�ndern und Berlin-Ost lag er mit 28 % noch darunter. Im
terti�ren Sektor, dem Dienstleistungsgewerbe, arbeiten heutzutage in Deutschland
rund 67 % aller Erwerbst�tigen.

Tab. 4: Erwerbst�tige nach Wirtschaftsbereichen1

(Ergebnisse des Mikrozensus) in Tausend

Wirtschaftsbereiche Fr�heres
Bundesgebiet

Neue L�nder
und Berlin-Ost

1960 1970 1980 1991 2004 1991 2004

Prim�rer Sektor 3541 2402 1437 1045 649 530 183
Sekund�rer Sektor 12807 13005 12174 12065 9236 3285 1750
Terti�rer Sektor 9846 10937 13263 16574 19553 3947 4288
Insgesamt 26194 26344 26874 29684 29438 7761 6221

1 In den Abgrenzungen gibt es kleinere Abweichungen, da es Ver�nderungen bei den zugrunde lie-
genden Klassifikationen der Wirtschaftszweige im Zeitablauf gab.



3.5 Berufe und T�tigkeitsmerkmale

Der Wandel der Wirtschaftsstrukturen, neue Produktions- und Fertigungsverfahren
sowie ver�nderte wirtschaftliche und gesellschaftliche Rahmenbedingungen haben
viele Berufe bzw. Berufsbereiche ver�ndert. In den Dienstleistungsberufen waren im
Jahr 2004 in Deutschland 66,3 % aller Erwerbst�tigen besch�ftigt, �ber die H�lfte
(57,5 %)waren Frauen. Vergleicht man die Erwerbst�tigenzahlen innerhalb der Dienst-
leistungsberufe in den Jahren 1995 und 2004, so ist der st�rkste Zuwachs (80,8 Pro-
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Abb. 4: Erwerbst�tige nach Wirtschaftsbereichen im Vergleich

1 Ergebnisse der Berufsz�hlung im Reichsgebiet – Erwerbspersonen.
2 Ergebnisse der Berufsz�hlung im fr�heren Bundesgebiet.
3 Ergebnisse des Mikrozensus April 1970 im fr�heren Bundesgebiet.
4 Ergebnisse des Mikrozensus April 1991 und M�rz 2004 in Deutschland.
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zentpunkte) bei den Altenpflegerinnen und Altenpflegern zu verzeichnen, gefolgt von
den Geb�udereinigerinnen/Geb�udereinigern und Raumpflegerinnen/Raumpflegern
(39,4 Prozentpunkte) sowie den Lager-, Transportarbeitern und -arbeiterinnen (31,5
Prozentpunkte). Der am zweitst�rksten besetzte Berufsbereich waren die Fertigungs-
berufe, in denen nahezu jeder vierte Erwerbst�tige (22,8 %) seinem Broterwerb nach-
ging. Relativ unbedeutend in Bezug auf die Zahl der Erwerbst�tigen sind die Berufe in
der Land-, Tier-, Forstwirtschaft und im Gartenbau mit einem Anteil von knapp 3 %. In
technischen Berufen waren im M�rz 2004 rund 7 % der Erwerbst�tigen besch�ftigt.

Tab. 5: Erwerbst�tige in Deutschland nach Berufsbereichen 20041

Berufsbereich2 insgesamt
1000

Darunter weiblich
%

Berufe in der Land-, Tier-, Forst-
wirtschaft und imGartenbau 895 34,4
Bergleute, Mineralgewinner 64 /
Fertigungsberufe 8147 18,2
Technische Berufe 2321 16,3
Dienstleistungsberufe 23640 57,5
Sonstige Arbeitskr�fte 592 36,6
Insgesamt 35659 44,8

1 Ergebnisse des Mikrozensus, M�rz 2004.
2 Klassifizierung der Berufe, Ausgabe 1992.

3.6 Stellung im Beruf

Die traditionelle Einteilung der Erwerbst�tigen nach der Stellung im Beruf (Selbst-
st�ndige, mithelfende Familienangehçrige, Beamte, Angestellte und Arbeiter) spie-
gelt heutzutage nur noch in sehr eingeschr�nktem Maße auch die soziale Struktur
der Erwerbst�tigen wider. Jede einzelne Gruppe – insbesondere die der Angestel-
lten – bietet mittlerweile eine breite Palette hierarchischer Einstufungsmçglichkeiten.
Die historisch gewachsene Einteilung nach der Stellung im Beruf bringt jedoch ge-
sellschaftliche Ver�nderungen zum Ausdruck und ist dar�ber hinaus weiterhin f�r
das rechtliche Besch�ftigungsverh�ltnis (z.B. Zugehçrigkeit zur Rentenversicherung)
von Bedeutung.

Im M�rz 2004 standen 87,8 % aller Erwerbst�tigen im fr�heren Bundesgebiet und
89,5 % in den neuen L�ndern und Berlin-Ost in einem abh�ngigen Arbeitsverh�ltnis,
d.h. sie waren als Arbeiter, Angestellte (einschl. Auszubildende) oder Beamte t�tig.
Die Angestellten hatten mit 51,3 bzw. 47,1 % den grçßten Anteil, gefolgt von den Ar-
beitern mit 29,9 bzw. 37,5 %. Selbstst�ndige waren mit 11,0 % im fr�heren Bundes-
gebiet und mit 10,0 % in den neuen L�ndern und Berlin-Ost, Beamte mit 6,6 % in
den alten und mit 5,0 % in den neuen Bundesl�ndern vertreten. Auf die unbezahl-



ten, zumeist in der Landwirtschaft t�tigen mithelfenden Familienangehçrigen entfiel
ein Anteil von 1,3 bzw. 0,5 %.

Die Struktur der Erwerbst�tigen nach der Stellung im Beruf hat sich in den vergan-
genen f�nf Jahrzehnten erheblich ver�ndert. Der Anteil der Selbstst�ndigen ein-
schließlich mithelfender Familienangehçriger an den Erwerbst�tigen war von 1957
bis Ende der 1980er-Jahre gravierend zur�ckgegangen. Erst seit Anfang der 1990er-
Jahre gewinnt diese Erwerbst�tigengruppe – insbesondere durch die wachsende
Zahl der Selbstst�ndigen ohne abh�ngig Besch�ftigte – wieder an Bedeutung. Dem-
gegen�ber hat sich der Anteil der Angestellten bis ins Jahr 2004 durchg�ngig um fast
das Dreifache erhçht. Diese unterschiedlichen Entwicklungen sind im Zusammenhang
mit dem bereits erw�hnten sektoralen Wandel zu sehen. So stehen dem expandie-
renden Dienstleistungssektor mit seinem hohen Anteil an Angestellten schrumpfende
Branchen wie die Landwirtschaft gegen�ber, die sich durch einen hohen Anteil an
Selbstst�ndigen und mithelfenden Familienangehçrigen auszeichnet.

Im fr�heren Bundesgebiet wie in den neuen L�ndern und Berlin-Ost weist der An-
teil der Selbstst�ndigen, der mithelfenden Familienangehçrigen und der abh�n-
gig Erwerbst�tigen f�r M�nner und Frauen typische Unterschiede auf. Unter den
erwerbst�tigen M�nnern im fr�heren Bundesgebiet war 2004 der Anteil Selbst-
st�ndiger (14,1 %) etwa doppelt so hoch wie unter den Frauen (7,0 %). Von den Be-
amten waren 7,6 % M�nner und 5,3 % Frauen. In den neuen Bundesl�ndern wa-
ren im M�rz 2004 12,9 % aller m�nnlichen Erwerbst�tigen selbstst�ndig und 6,7 %
aller weiblichen. Der Anteil der Beamten lag bei 6,2 %, der Beamtinnen bei 3,6 %.
Weibliche Erwerbst�tige �bten �berwiegend Angestelltenberufe aus (fr�heres Bun-
desgebiet: 64,5 %; neue L�nder und Berlin-Ost: 65,3 %). Von den erwerbst�tigen
M�nnern in den neuen L�ndern war der grçßte Teil (49,6 %) als Arbeiter t�tig.
Eine Angestelltenposition hatten dagegen nur 31,1 %. Im fr�heren Bundesgebiet wa-
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Abb. 5: Erwerbst�tige nach Stellung im Beruf im fr�heren Bundesgebiet1 in %

1 Ergebnisse des Mikrozensus.



95

Tab. 6: Erwerbst�tige in Deutschland nach Stellung im Beruf 20041

Stellung im Beruf M�nner in % Frauen in %

Selbstst�ndige 13,9 7,0
Mithelfende Familienangehçrige 0,5 1,9
Beamte 7,3 5,0
Angestellte2 39,1 64,6
Arbeiter3 39,2 21,5

1 Ergebnisse des Mikrozensus, M�rz 2004.
2 Einschl. Auszubildende in anerkannten kaufm�nnischen und technischen Ausbildungsberufen.
3 Einschl. Auszubildende in anerkannten gewerblichen Ausbildungsberufen.

ren die M�nner dagegen zu 40,7 % als Angestellte und zu 37,1 % als Arbeiter be-
sch�ftigt. Die berufliche Stellung h�ngt eng mit dem Ausbildungsstand der Erwerbs-
t�tigen zusammen. So sind Personenmit Fach-, Fachhoch- oder Hochschulabschluss
unter den Selbstst�ndigen und Beamten wesentlich h�ufiger vertreten als in den �b-
rigen Berufsgruppen. Eine Lehre bzw. eine Anlernausbildung dominiert dagegen bei
den Arbeiterinnen und Arbeitern.

Tab. 7: Erwerbst�tige in Deutschland nach Stellung im Beruf
und Ausbildungsabschluss 20041

Stellung im Beruf Ins-
gesamt

Darunter mit Angabe eines beruflichen Abschlusses

Zu-
sammen

davon

Berufliches
Praktikum2,

Lehrausbildung3

Meister-/Techniker-
ausbildung, Fach-
schulabschluss4,
Verwaltungsfach-

hochschulabschluss,
Fachhochschul-/

Hochschulabschluss/
Promotion5

1000 %

Selbstst�ndige 3852 3204 46,7 53,3
Mithelfende
Familienangehçrige 402 260 79,1 20,9
Beamte 2242 1975 33,9 66,1
Angestellte6 18016 14875 63,2 36,8
Arbeiter7 11147 7297 92,4 7,6
Insgesamt 35659 27611 67,0 33,0

1 Ergebnisse des Mikrozensus, M�rz 2004.
2 Einschl. Anlernausbildung.
3 Einschl. Berufsvorbereitungsjahr, berufsqualifizierender Abschluss an Berufsfach-/Kollegschulen,

Abschluss einer einj�hrigen Schule des Gesundheitswesens.
4 Einschl. Abschluss der Fachschule in der ehemaligen DDR, Abschluss einer 2- oder 3-j�hrigen

Schule des Gesundheitswesens, Abschluss einer Fachakademie oder einer Berufsakademie.
5 Auch Ingenieurschulabschluss; Wissenschaftliche Hochschule, auch Kunsthochschule.
6 Einschl. Auszubildende in anerkannten kaufm�nnischen und technischen Ausbildungsberufen.
7 Einschl. Auszubildende in anerkannten gewerblichen Ausbildungsberufen.



3.7 Registrierte Arbeitslose und offene Stellen

In den Abschnitten 3.7 bis 3.11 werden Ergebnisse f�r die nationale Arbeitsmarkt-
beobachtung aus der Statistik der Bundesagentur f�r Arbeit (BA) dargestellt. Beim
langfristigen Vergleich dieser Ergebnisse ist zu beachten, dass die Aussagekraft auf-
grund folgender verwaltungsrechtlicher Maßnahmen und Reformen eingeschr�nkt ist:
Wegen der vielfachen Gebietsstands�nderungen seit 1997 im Land Berlin konnte
eine Gliederung in Berlin-West und Berlin-Ost nicht mehr vorgenommen werden. Da-
her werden in den Statistiken der BA ab Januar 2003 die beiden Teilgebiete Deutsch-
lands bei der Darstellung von Ergebnissen neu abgegrenzt und als Westdeutschland
(fr�heres Bundesgebiet ohne Berlin) und Ostdeutschland (neue L�nder und Berlin)
bezeichnet. In dieser Regionalabgrenzung stehen Daten ab dem Berichtsjahr 1991
zur Verf�gung.

Seit Januar 2004 bereitet die Bundesagentur f�r Arbeit ihre in den Gesch�ftspro-
zessen anfallenden Daten der Arbeitslosen, Leistungsempf�nger, gemeldeten Stellen
etc. mit einer neuen Informationstechnologie auf. Infolge verbesserter Abfragemçg-
lichkeiten und konzeptioneller �nderungen kam es teilweise zu deutlichen Datenrevi-
sionen, aus denen sich Abweichungen zu fr�her verçffentlichten Daten ergeben.

Zum 1. Januar 2005 haben sich mit der Einf�hrung des Sozialgesetzbuches II (SGB II)
in Deutschland die Grundlagen der Arbeitsmarktstatistik ge�ndert: Nach der Zusam-
menlegung von Arbeitslosen- und Sozialhilfe sind die Agenturen nur noch f�r einen
Teil der Arbeitslosen zust�ndig. Als Tr�ger der neuen Grundsicherung f�r Arbeitsu-
chende nach dem SGB II treten mit den Arbeitsgemeinschaften von Arbeitsagentu-
ren, Kommunen und den zugelassenen kommunalen Tr�gern weitere Akteure auf
den Arbeitsmarkt. Zur Sicherung der Vergleichbarkeit und Qualit�t der Statistik f�hrt
die Bundesagentur f�r Arbeit (BA) die bisherige Arbeitsmarktstatistik unter Einbezie-
hung der Grundsicherung f�r Arbeitsuchende weiter. Die Definition der Arbeitslosig-
keit aus dem SGB III wurde beibehalten.

Der Erhebungsstichtag der Statistiken der BAwurde ab 2005 vomMonatsende auf die
Monatsmitte vorgezogen. Damit kann in der Regel schon am Ende des Berichts-
monats �ber den Arbeitsmarkt berichtet werden, und die Daten passen besser zu
den Monatsdurchschnittswerten der ILO-Erwerbsstatistik. Allerdings ist der Vergleich
mit dem Jahr 2004 wegen der unterschiedlichen Stichtage etwas verzerrt.

Eine weitere Einschr�nkung der Arbeitslosenzahlen im Zeitvergleich resultiert daraus,
dass ab September 2005 die Summe aus der Anzahl der arbeitslosen M�nner und
Frauen nicht mehr die Zahl der Arbeitslosen insgesamt ergibt. Der Grund hierf�r ist,
dass die kommunalen Tr�ger der neuen Grundsicherung f�r Arbeitsuchende nach
dem SGB II auch F�lle »ohne Angabe des Geschlechts« melden, sodass sich die
Zahl der Arbeitslosen insgesamt aus »M�nnern«, »Frauen« und »Ohne-Angabe-F�l-
len« zusammensetzt.

Arbeitslosigkeit ist nicht nur f�r die Betroffenen ein schwer wiegendes persçnliches
Problem, sondern auch eine große Herausforderung f�r die ganze Gesellschaft. Zum
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einen m�ssen die registrierten Arbeitslosen gravierende finanzielle Einbußen hin-
nehmen; zum anderen stellen sie f�r den Staat einen Kostenfaktor dar, w�hrend
sie mit dem Einsatz ihrer Arbeitskraft zur gesamtwirtschaftlichen Leistung beitragen
kçnnten.

Vollbesch�ftigung ist allerdings nicht mit vçlliger Ausschaltung von Arbeitslosigkeit
gleichzusetzen, denn saisonale Arbeitslosigkeit (z.B. Winterarbeitslosigkeit im Bau-
gewerbe) und vor�bergehende Besch�ftigungslosigkeit bei einem Arbeitsplatzwech-
sel lassen sich nie ganz vermeiden. Daher wird �blicherweise so lange von einem
Zustand der Vollbesch�ftigung gesprochen, wie die Zahl der Arbeitslosen die Zahl
der offenen Stellen nicht �bersteigt.

Zu Beginn der 1960er-Jahre war nach diesem Verst�ndnis im fr�heren Bundesgebiet
Vollbesch�ftigung erreicht. Es herrschte sogar ein Mangel an Arbeitskr�ften, der nur
durch die Anwerbung von Ausl�ndern und Ausl�nderinnen gemildert werden konnte.
Seit 1974 liegt die jahresdurchschnittliche Zahl der registrierten Arbeitslosen aber
erheblich �ber der Zahl offener Stellen. Mit Ausnahmen in den Jahren 1978 bis
1980 �berschreitet die Arbeitslosenzahl seit 1975 die 1-Million-Grenze. Im Jahr
1983 waren erstmals sogar mehr als 2 Mill. Menschen als arbeitslos registriert.
Lediglich in den Jahren 1990 bis 1992 lag die Arbeitslosenzahl im Zuge der positiven
Impulse durch die Wiedervereinigung noch einmal unter der »2-Millionen-Marke«. Mit
2,87 Mill. Arbeitslosen im Jahresdurchschnitt 1997 erreichte die Arbeitslosenzahl
in Westdeutschland einen vorl�ufigen Hçchststand. Die Arbeitslosenquote, d.h. die
Zahl der Arbeitslosen an den abh�ngig zivilen Erwerbspersonen, betrug dabei 10,8 %.

1998 trat eine leichte Besserung auf dem Arbeitsmarkt im Westen Deutschlands ein,
die sich bis zum Jahr 2001 fortsetzte. Die Zahl der registrierten Arbeitslosen sank in
diesem Zeitraum auf 2,32 Mill., die Arbeitslosenquote erm�ßigte sich auf 8,0 %. Ver-
glichen mit den etwas g�nstigeren Verh�ltnissen im Jahr 2001 nahm die Arbeitslosig-
keit dann wieder zu. Ein neuerlicher deutlicher Anstieg der Zahl der registrierten Ar-
beitslosen im Jahr 2005 ist allerdings im Wesentlichen durch statistische Effekte der
Zusammenlegung von Arbeitslosenhilfe und Sozialhilfe (»Hartz-IV-Effekt«) gepr�gt.
Im Jahresdurchschnitt 2005 waren 3,25 Mill. Personen arbeitslos gemeldet; 464000
mehr als ein Jahr zuvor. Von diesen kçnnen ca. 350000 mit dem so genannten
Hartz-IV-Effekt erkl�rt werden. Die Arbeitslosenquote stieg auf 11 % an, die Zahl offe-
ner Stellen betrug im Durchschnitt des Jahres 325000, und damit rund 86000 mehr
als im Jahr 2004.

Seit den 1970er-Jahren verfestigt sich der Trend, dassmit jedemweiteren Konjunktur-
einbruch der Sockel der Arbeitslosigkeit deutlich w�chst, ohne jedoch nach Eintreten
wirtschaftlicher Besserung auf das vorherige Niveau zur�ckzugehen.

Die hohe Arbeitslosigkeit in den neuen L�ndern und Berlin-Ost r�hrte haupts�chlich
von der Anpassung der Wirtschaftsstruktur her, wodurch zun�chst mehr Arbeitskr�fte
freigesetzt als neu eingestellt wurden. So waren im zweiten Halbjahr 1990 in Ost-
deutschland durchschnittlich rund 640000 Menschen als arbeitslos registriert, was
einer Quote von 6,6 % entspricht. Demgegen�ber waren nur etwa 31400 offene Stel-



len gemeldet. Im Jahresdurchschnitt 1991 hatte sich die Arbeitslosenquote in Ost-
deutschland bereits auf 10,2 % erhçht. Bis zum Jahr 1994 stieg die Arbeitslosenquote
hier kontinuierlich an und erreichte im Jahresdurchschnitt 1994 einen Wert von
15,7 %. Nach einer kurzen Besserung im Jahr 1995 – die Arbeitslosenquote ging
auf 14,8 % zur�ck – stieg die Arbeitslosigkeit im Jahr 1996 wieder an und bewegt
sich seit 1997 im Jahresdurchschnitt auf einem relativ konstanten und hohen Niveau.
Die Zahl der registrierten Arbeitslosen in Ostdeutschland betr�gt seitdem im Jahres-
durchschnitt zwischen 1,50 und 1,62 Mill. Personen, die Arbeitslosenquote bel�uft
sich auf Werte zwischen 18,5 % und 20,1 %, zuletzt im Jahr 2005 betrug die Quote
durch den Hartz-IV-Effekt 20,6 % (bei 1,61 Mill. Arbeitslosen).

Tab. 8: Registrierte Arbeitslose, offene Stellen und Arbeitslosenquoten
in Westdeutschland 1950 bis 20051

Jahresdurchschnitt Registrierte
Arbeitslose

Offene Stellen Arbeitslosen-
quoten2 %

1000

19503 1868,5 118,5 11,0
19603 270,7 465,1 1,3
1970 148,8 794,8 0,7
1980 888,9 308,3 3,8
1990 1883,1 313,6 7,2
1991 1596,5 324,8 6,2
1993 2149,5 236,0 8,0
1994 2426,3 226,8 9,0
1995 2427,1 260,3 9,1
1996 2646,4 265,7 9,9
1997 2870,0 277,7 10,8
1998 2751,5 336,4 10,3
1999 2604,7 381,4 9,6
2000 2381,0 448,6 8,4
2001 2320,5 436,3 8,0
2002 2498,4 377,8 8,5
2003 2753,2 291,9 9,3
2004 2782,8 239,0 9,4
2005 3246,5 324,8 11,0

1 1950, 1960, 1970, 1980 und 1990 Ergebnisse f�r das fr�here Bundesgebiet, einschl. Berlin-West;
ab 1991 ohne Berlin-West.

2 Bezogen auf abh�ngige zivile Erwerbspersonen.
3 Ohne Angaben f�r das Saarland.

Quelle: Bundesagentur f�r Arbeit.

Seit dem Jahr 1993 hat die Arbeitslosenquote f�r Deutschland im Jahresdurchschnitt
allerdings einen zweistelligen Wert nicht mehr unterschritten. Die bisherigen Hçchst-
st�nde in den Jahren 1997 und 1998 von 12,7 bzw. 12,3 % wurden durch die Zu-
sammenlegung von Arbeitslosen- und Sozialhilfe ab 2005 noch �bertroffen. So lag die
Arbeitslosenquote in Deutschland im Jahresdurchschnitt 2005 bei 13 %. Die Zahl der
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als arbeitslos registrierten Personen schwankt seit 1992 zwischen knapp 3 Mill. und
gut 4 Mill. Der bisherige Hçchststand im Durchschnitt des Jahres 1997 (4,38 Mill.)
wurde ebenfalls durch den Hartz-IV-Effekt im Jahr 2005 �bertroffen. Jahresdurch-
schnittlich wurden rund 4,86 Mill. registrierte Arbeitslose gez�hlt.

Sowohl bei den Arbeitslosenzahlen als auch bei den Zahlen f�r offene Stellen handelt
es sich ausschließlich um Personen, die sich beim Arbeitsamt gemeldet haben bzw.
um unbesetzte Arbeitspl�tze, die beim Arbeitsamt gemeldet sind. Bei der Bewertung
dieser Zahlen sollte jedoch ber�cksichtigt werden, dass es Arbeitsuchende gibt, die
den Weg zum Arbeitsamt scheuen bzw. sich keine Vorteile davon erhoffen, wenn sie

Tab. 9: Registrierte Arbeitslose, offene Stellen und Arbeitslosenquoten
in Deutschland 1991 bis 2005

Jahres-
durch-
schnitt

Registrierte Arbeitslose Offene
Stellen

Arbeitslosenquote1

insgesamt M�nner Frauen ins-
gesamt

M�nner Frauen

1000 %

1991 2602,2 1280,6 1321,6 362,8 7,3 6,4 8,5
1992 2978,6 1411,9 1566,7 356,2 8,5 7,1 10,2
1993 3419,1 1691,6 1727,6 279,5 9,8 8,6 11,3
1994 3698,1 1863,1 1835,0 284,8 10,6 9,5 12,0
1995 3611,9 1850,6 1761,3 321,3 10,4 9,6 11,4
1996 3965,1 2111,5 1853,5 327,3 11,5 11,0 12,1
1997 4384,5 2342,4 2042,1 337,1 12,7 12,2 13,3
1998 4280,6 2273,4 2007,3 421,6 12,3 11,9 12,8
1999 4100,5 2160,5 1940,0 456,3 11,7 11,3 12,2
2000 3889,7 2053,4 1836,3 515,4 10,7 10,5 10,9
2001 3852,6 2063,9 1788,7 507,1 10,3 10,4 10,2
2002 4061,3 2239,9 1821,4 452,0 10,8 11,3 10,3
2003 4376,8 2446,2 1930,6 354,8 11,6 12,4 10,8
2004 4381,3 2448,7 1932,6 285,6 11,7 12,5 10,8
2005 4860,7 2605,82 2254,92 413,1 13,0 13,4 12,7

1 Bezogen auf abh�ngige zivile Erwerbspersonen.
2 Eigenberechnungen des Statistischen Bundesamtes. Die »Ohne-Angabe-F�lle« beim Geschlecht

wurden proportional auf die M�nner und Frauen verteilt.

Quelle: Bundesagentur f�r Arbeit.

sich dort melden (sie werden als »Stille Reserve« bezeichnet). Zur Stillen Reserve im
weiteren Sinn z�hlen insbesondere auch diejenigen Personen, die an von den Arbeits-
�mtern gefçrderten Vollzeit-Maßnahmen zur Weiterbildung und Umschulung – hierzu
gehçren auch Deutschsprachkurse – teilnehmen, sowie �ltere Bezieher von Arbeits-
losengeld oder Arbeitslosenhilfe, soweit sie der Arbeitsvermittlung nicht mehr zur
Verf�gung stehen. �hnliches gilt aber auch f�r die Zahl der offenen Stellen. Hier
wird ein großer Teil, der auf �ber 60 % des gesamten Stellenangebotes gesch�tzt
wird, ohne Einschaltung des Arbeitsamtes vergeben und taucht ebenfalls nie in der
Statistik auf.



3.8 Arbeitsplatzverlust, Kurzarbeit und Arbeitsmarktpolitik

Von Januar bis Dezember 2005 meldeten sich in Westdeutschland 5,38 Mill. Men-
schen bei den Arbeitsagenturen arbeitslos, deutlich weniger als ein Jahr zuvor
( –194000 Personen). Andererseits konnten im Jahr 2004 mit 5,47 Mill. aber auch
mehr Personen (+ 5,2 %) ihre Arbeitslosigkeit beenden als 2005.

In Ostdeutschland meldeten sich im selben Zeitraum rund 2,39 Mill. M�nner und
Frauen arbeitslos, das sind 10 % weniger als ein Jahr zuvor. Von den 2,39 Mill.
neu arbeitslos gemeldeten Personen waren knapp zwei Drittel (1,55 Mill. oder 64,7 %)
zuvor besch�ftigt oder in betrieblicher Ausbildung. Im Jahr 2004 betrug dieser Anteil
67,4 %. Auch meldeten sich im Laufe des Jahres 2005 insgesamt 841000 Personen
arbeitslos, die vorher nicht erwerbst�tig waren. Ein Jahr zuvor lag diese Zahl bei
864000. Im Laufe des Jahres 2005 beendeten im Osten 2,5 Mill. Personen ihre Ar-
beitslosigkeit, das waren 4,4 % weniger als 2004.

Im Jahr 2005 hat sich die abgeschlossene Verweildauer in Arbeitslosigkeit erhçht.
Personen, die ihre Arbeitslosigkeit im Jahresverlauf 2005 beendeten, waren durch-
schnittlich 39,6Wochen arbeitslos, im Vergleich zu 38,4Wochen im Vorjahr. Allerdings
ist zu ber�cksichtigen, dass die Berechnung f�r 2005 verzerrt ist. Zumeinenwurden im
Rahmen der Umstellung auf Hartz IV viele Menschen neu als arbeitslos registriert, die
es vorher »real« schon waren, aber als solche nicht erfasst wurden. Zum anderen
wurde im Zuge der Erfassung der neuen Arbeitslosen h�ufig der Arbeitslosenstatus
nach einer genaueren Pr�fung wieder verneint. Beide Einfl�sse haben die abgeschlos-
sene Dauer etwas verk�rzt.

Als Mittel, um in konjunkturellen Schw�chephasen K�ndigungen zu vermeiden, gehen
die Unternehmen oftmals zun�chst auf Kurzarbeit �ber. Die hçchsten Kurzarbeiter-
zahlen waren im Zeitraum der letzten 30 Jahre um das Jahr 1975 (Jahresdurchschnitt
1975: 773000), im Zeitraum 1981 bis 1984 (Jahresdurchschnitt 1983: 675000) sowie
1993 zu verzeichnen. Im Jahr 1993 belief sich die Zahl der Kurzarbeiter in Deutsch-
land auf 948000. Dieser Stand reduzierte sich aber in den Folgejahren erheblich
(1995: 199000) und schwankt seitdem im Jahresdurchschnitt zwischen 86000 und
280000. Im Jahr 2005 waren rund 119000 Personen von Kurzarbeit betroffen.

F�r Ostdeutschland stehen Ergebnisse zur Kurzarbeit ab Berichtsmonat Oktober 1990
zur Verf�gung. In der Folge des vor�bergehend ausgedehnten Einsatzes arbeits-
marktpolitischer Maßnahmen erreichte die Zahl der aus betrieblichen Gr�nden ver-
k�rzt arbeitenden Personen im Jahresdurchschnitt 1991 mit 1,62 Mill. einen Hçhe-
punkt. Mit Auslaufen der besonderen Kurzarbeiterregelungen Ende 1991 ging ihre
Zahl wieder stark zur�ck. Im Jahresdurchschnitt 2005 arbeiteten im Osten Deutsch-
lands knapp 24000 Menschen kurz, 18,8 % weniger als ein Jahr zuvor. In West-
deutschland waren im Jahr 2005 insgesamt 95000 Personen von Kurzarbeit betrof-
fen, 21,9 % weniger als im Jahr 2004.

Im Hinblick auf die Entlastung des Arbeitsmarktes kommt den arbeitsmarktpolitischen
Maßnahmen der Bundesagentur f�r Arbeit – insbesondere in Ostdeutschland – nach
wie vor besondere Bedeutung zu, da ihnen auch kurzfristig gesamtwirtschaftlich ent-
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lastende Wirkung zugeschrieben wird. Neben dem Kurzarbeitergeld umfassen die
traditionellen Instrumente der Arbeitsmarktpolitik vor allem die Fçrderung der be-
ruflichen Weiterbildung, Besch�ftigung schaffende Maßnahmen, die berufliche Re-
habilitation und spezielle Trainingsmaßnahmen zur Verbesserung der Eingliederungs-
chancen schwer vermittelbarer Arbeitsloser. Hinzu kommen seit April 1997 neue
Fçrdermaßnahmen, mit deren Hilfe Arbeitslose in regul�re Besch�ftigung gebracht
werden sollen. Hierbei handelt es sich zumeist um Leistungen, die an Arbeitgeber
gezahlt werden, wie etwa Eingliederungszusch�sse, Besch�ftigungshilfen f�r Lang-
zeitarbeitslose, Einstellungszusch�sse bei Neugr�ndungen, Sonderprogramme und
so genannte Strukturanpassungsmaßnahmen.

Ohne den Einsatz arbeitsmarktpolitischer Instrumente w�re die Arbeitslosigkeit noch
st�rker gestiegen. Insgesamt hat die Zahl der Teilnehmer in arbeitsmarktpolitischen
Maßnahmen, denen kurzfristig gesamtwirtschaftliche Entlastung zugeschrieben wird,
um rund 70000 auf 1,24 Mill. zugenommen. R�ckl�ufige Teilnehmerzahlen in den
Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen sowie bei beruflicher Qualifizierung wurden durch
Zunahmen bei den Existenzgr�ndungszusch�ssen (Ich-AGs) und den Einsatz der
neuen Arbeitsangelegenheiten (Ein-Euro-Jobs) ausgeglichen. Der jahresdurchschnitt-
liche Anstieg verteilt sich etwa zu gleichen Teilen auf Westdeutschland (+40000 auf
790000) und Ostdeutschland (+30000 auf 450000).

3.9 Von Arbeitslosigkeit besonders betroffene
Personengruppen

Registrierte Arbeitslosigkeit betrifft nicht alle Gruppen der Bevçlkerung in gleichem
Umfang. Unterschiedliche Personengruppen sind auch in unterschiedlichem Maße
von Arbeitslosigkeit betroffen. So ist z.B. die Arbeitslosenquote f�r M�nner hçher
als die f�r Frauen. Ausl�ndische Erwerbspersonen und Personen im Alter von 50
und mehr Jahren sind vergleichsweise st�rker von Arbeitslosigkeit betroffen als Deut-
sche und j�ngere Personen.

Insbesondere Jugendarbeitslosigkeit stellt ein schwer wiegendes Problem f�r den
Arbeitsmarkt dar, denn dahinter verbirgt sich ein gesamtgesellschaftliches Problem.
Mit Arbeitslosigkeit im jugendlichen Alter werden auch die Weichen f�r die sp�tere
Entwicklung im Erwerbsleben gestellt. Zur Reduzierung der Arbeitslosigkeit stehen
seit 1999 verschiedene Fçrdermaßnahmen zur Verf�gung. Wie letzte Ergebnisse f�r
das Jahr 2005 zeigen, wurden deutschlandweit durchschnittlich 79 500 junge Leute
gefçrdert, 3,5 % weniger als im Jahr 2002.

F�r Jugendliche unter 20 Jahren hat sich unter dem Einfluss der Fçrderprogramme die
Situation seit 1999 leicht gebessert. Sowohl im Osten als auch im Westen gingen
zwischen 1998 und 2005 die jahresdurchschnittlichen Arbeitslosenquoten f�r diesen
Personenkreis kontinuierlich zur�ck, wenngleich die Arbeitslosenquoten der unter
20-J�hrigen im Osten seit 1999 erheblich hçher (zwischen 2,9 und 4,8 Prozentpunkte)



�ber den entsprechenden Quoten in Westdeutschland liegen (1999: Deutschland
8,5 %, Ost 10,6 %, West 7,7 %; 2005: Deutschland 7,2 %, Ost 10,6 %, West 6,3 %).
Allerdings haben sich die Arbeitslosenquoten f�r diesen Personenkreis im Jahr 2005
wieder erheblich gegen�ber dem Vorjahr erhçht, was teilweise auch den »Hartz-IV-
Effekt« zugeschrieben werden kann. F�r junge Menschen im Alter von 20 bis unter
25 Jahren stellt sich die Situation in Ost und West jeweils noch erheblich schlechter
dar (1999: Deutschland 11,4 %, Ost 18,9 %, West 9,3 %; 2005: Deutschland 15,0 %,

Ost 23,4 %, West 12,7 %). Anders als bei den Jugendlichen unter 20 Jahren sind f�r
J�ngere im Alter von 20 bis unter 25 Jahren die Arbeitslosenquoten gegen�ber dem
Jahr 1999 enorm angestiegen. Im Jahr 2005 lag die jahresdurchschnittliche Arbeits-
losenquote der 20- bis unter 25-J�hrigen in beiden Teilgebieten Deutschlands �ber
der Arbeitslosenquote insgesamt.

Grunds�tzlich haben �ltere Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer wegen der l�ngeren
Betriebszugehçrigkeit und des damit verbundenen K�ndigungsschutzes ein ver-
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Abb. 6: Von Arbeitslosigkeit besonders betroffene Personenkreise
Registrierte Arbeitslose der Bundesagentur f�r Arbeit.

Quelle: Bundesagentur f�r Arbeit.
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gleichsweise geringeres Risiko, arbeitslos zu werden. Sind sie aber einmal arbeits-
los, ist es f�r sie h�ufig sehr viel schwerer als f�r J�ngere, eine neue Besch�ftigung
zu finden. Im Jahresdurchschnitt 2005 gab es in Deutschland 580400 registrierte
Arbeitslose, die 55 Jahre oder �lter waren. Gegen�ber dem Vorjahr hat sich diese
Zahl um 20,1 % erhçht. Der Anteil der 55-J�hrigen oder �lteren an allen Arbeitslosen
betrug im Jahresdurchschnitt 2005 bundesweit 11,9 %.

In diesem Zusammenhang ist jedoch zu ber�cksichtigen, dass die Messung der Ar-
beitslosigkeit �lterer Menschen durch die Regelungen der §§ 428 Sozialgesetzbuch
(SGB) III und 252 Abs. 8 SGB IV teilweise eingeschr�nkt ist. �ltere Arbeitslose, die
das 58. Lebensjahr vollendet haben, kçnnen danach auch dann Lohnersatzleistun-
gen beziehen, wenn sie der Arbeitsvermittlung nicht mehr voll zur Verf�gung stehen
und somit nicht als Arbeitslose gez�hlt werden. W�hrend diese Regelung – zum Teil
aus demographischen Gr�nden – zwischen 1998 und 2000 seltener in Anspruch
genommen wurde, ist seit dem Jahr 2001 hier wieder eine Zunahme zu verzeichnen.
Die Zahl dieser Leistungsempf�nger lag im Jahresdurchschnitt 2004 bei 395000.

Frauen sind zuletzt etwas weniger von Arbeitslosigkeit betroffen gewesen als M�n-
ner. W�hrend in Deutschland die jahresdurchschnittliche Zahl arbeitslos registrier-
ter M�nner von 1999 auf 2005 um 20,6 % zunahm, erhçhte sich im gleichen Zeit-
raum die Zahl arbeitsloser Frauen und M�dchen um 16,7 %. Die Zuw�chse bei den
M�nnern in Ostdeutschland (+ 20,3 %) fielen dabei etwas geringer aus als bei den
M�nnern in Westdeutschland (+ 20,8 %). Die Zahl der arbeitslosen Frauen in Ost-
deutschland verringerte sich sogar im Beobachtungszeitraum um 3,3 %, w�hrend
die Arbeitslosigkeit der Frauen in Westdeutschland um 29,5 % zunahm. Im Jahres-
durchschnitt 2005 lag die Arbeitslosenquote der Frauen in Deutschland, gemessen
an allen abh�ngigen Erwerbspersonen, bei 12,7 %, die der M�nner bei 13,4 %.
Im Westen wie auch im Osten unterschritt die Arbeitslosenquote der Frauen die
jeweiligen Quoten der M�nner (Westdeutschland: M�nner 11,3 %, Frauen 10,7 %;
Ostdeutschland: M�nner 21,4 %, Frauen 19,8 %).

Als besonders schwierig erweist sich die Arbeitsmarktlage noch immer f�r Erwerbs-
personen mit ausl�ndischer Staatsangehçrigkeit. Zwischen 1960 und 1970 waren
Ausl�nderinnen und Ausl�nder – um den bestehenden Arbeitskr�ftemangel zu be-
heben – als »Gastarbeiter« angeworben worden, heute sehen sich Migrantinnen und
Migranten mit besonderen Problemen auf dem Arbeitsmarkt konfrontiert. Nachdem
die Zahl registrierter Arbeitloser mit ausl�ndischem Pass ab dem Jahresdurchschnitt
1998 im Vergleich zum jeweiligen Vorjahr bis zum Jahr 2001 regelm�ßig r�ckl�ufig war,
ist sie in den Jahren ab 2002 gegen�ber dem jeweiligen Vorjahr wieder leicht und
kontinuierlich gestiegen. Nach wie vor ist das Risiko, arbeitslos zu werden, f�r Aus-
l�nderinnen und Ausl�nder doppelt so groß wie f�r Deutsche. Die hohe Arbeitslosig-
keit von Ausl�ndern beruht zum Teil noch auf einer geringeren sprachlichen und
beruflichen Qualifikation; diese vermindert Einstellungschancen und vergrçßert bei
schwacher Konjunktur das Risiko, den Arbeitsplatz zu verlieren. Im Jahr 2005 wur-
den 672900 arbeitslose Ausl�nderinnen und Ausl�nder gez�hlt. Die Arbeitslosen-
quote unter der ausl�ndischen Bevçlkerung betrug 25,5 %. Allein in Westdeutsch-



land waren 582 200 Ausl�nderinnen und Ausl�nder arbeitslos gemeldet, sie stellten
damit 17,9 % aller Arbeitslosen. Im Osten Deutschlands spielt die Arbeitslosigkeit
von Ausl�ndern eine geringere Rolle. Hier waren 90 700 Ausl�nderinnen und Ausl�n-
der im Jahresdurchschnitt 2005 arbeitslos gemeldet, was einem Anteil von 5,6 %
der Arbeitslosen in Ostdeutschland entspricht.

Geringere Besch�ftigungschancen als Gesunde haben zudem Personen mit ge-
sundheitlichen Einschr�nkungen. Schwerbehindert und deshalb besonders schwer
zu vermitteln waren im Jahresdurchschnitt 2005 in Deutschland 191200 Personen
und somit wie im Vorjahr 3,9 % aller registrierten Arbeitslosen. In Westdeutschland
waren im Jahr 2005 4,4 % (2004: 4,7 %) der Arbeitslosen schwerbehindert, in Ost-
deutschland betrug dieser Anteil nur 3,0 % (2004: 2,8 %). Als Trend erkennbar ist,
dass der Anteil Schwerbehinderter an allen Arbeitslosen in Deutschland geringf�gig
abnimmt.

Zu den Langzeitarbeitslosen werden diejenigen gez�hlt, die bereits ein Jahr oder
l�nger arbeitslos sind. Ihre Zahl hat sich im Jahresverlauf 2005 wieder erhçht,
und zwar jahresdurchschnittlich um 7,5 % auf 1,81 Mill. Ihr Anteil an allen Arbeitslosen
ist allerdings leicht gesunken von 38,4 % auf 37,2 %. Besonders stark war die Zu-
nahme bei den M�nnern (+ 8,6 % auf 976000). Der Anteil der Langzeitarbeitslosen
stieg dort von 36,7 % auf 37,5 %. Bei Frauen fiel die Zunahme etwas geringer aus
(+ 6,3 % auf 830 800). Ihr Langzeitarbeitslosen-Anteil sank von 40,5 % auf 36,8 %.
Nach wie vor sind Frauen h�ufiger langzeitarbeitslos als M�nner. In Ostdeutschland
sind – relativ gesehen – deutlich mehr Arbeitslose von Langzeitarbeitslosigkeit be-
troffen als im Westen. Der Anteil der Langzeitarbeitslosen bel�uft sich dort auf 43 %,
im Vergleich zu 34,3 % im Westen. Besonders markant sind die geschlechtsspezi-
fischen Unterschiede: In Ostdeutschland sind 47,6 % der arbeitslosen Frauen lang-
zeitarbeitslos, im Vergleich zu 38,9 % bei den M�nnern. Im Westen dagegen ist die
Quote der Frauen mit 31,4 % erheblich niedriger als die der M�nner (36,8 %).

3.10 Unterst�tzungsleistungen der Arbeitslosen

Mit der Dauer der Arbeitslosigkeit wachsen die finanziellen Sorgen der Betroffenen.
W�hrend die meisten Arbeitslosen im ersten Jahr ihrer Arbeitslosigkeit noch Arbeits-
losengeld erhalten, wird die sich im Allgemeinen anschließende niedrigere Arbeits-
losenhilfe bzw. ab 2005 das neue Arbeitslosengeld II nur bei nachweisbarer Bed�rftig-
keit gew�hrt. Haben Arbeitslosengeldempf�nger mindestens ein Kind (im Sinne des
Einkommensteuergesetzes), betr�gt das Arbeitslosengeld 67 % des vorherigen Net-
toeinkommens, bei Arbeitslosen ohne ber�cksichtigungsf�hige Kinder betr�gt es
60 %. Bis Ende 2004 wurde Arbeitslosen, deren Anspruch auf Arbeitslosengeld aus-
gelaufen war, und die die Bed�rftigkeitskriterien erf�llten, Arbeitslosenhilfe gew�hrt;
die entsprechenden S�tze lagen bei 57 % bzw. 53 %. Ab Januar 2005 wurden die
Arbeitslosenhilfe und die Sozialhilfe f�r Erwerbsf�hige zu einer neuen Leistung – der
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so genannten Grundsicherung f�r Arbeitsuchende – zusammengef�hrt (Hartz IV). Mit
diesem Gesetz (Zweites Buch Sozialgesetzbuch) sollen die Eingliederungschancen
der Leistungsempf�ngerinnen und Leistungsempf�nger in ungefçrderte Besch�fti-
gung verbessert und das ineffiziente Nebeneinander von Arbeitslosenhilfe und Sozial-
hilfe f�r Erwerbsf�hige beseitigt werden.

Von den 4,86 Mill. Arbeitslosen im Jahresdurchschnitt 2005 wurden 43 % im Rechts-
kreis Sozialgesetzbuch (SGB) III von einer Agentur f�r Arbeit und 57 % im Rechtskreis
SGB II von einer Arbeitsgemeinschaft oder einem zugelassenen kommunalen Tr�ger
betreut. Jahresdurchschnittlich erhielten 2005 etwa 1,74 Mill. Personen Arbeitslosen-
geld nach dem SGB III (ohne das Arbeitslosengeld f�r Weiterbildung). Das waren
110000 oder 6 % weniger als vor einem Jahr. Von den Arbeitslosengeld-Empf�ngern
waren 83 % als Arbeitslose registriert, die �brigen (17 %) befanden sich in vorru-
hestands�hnlichen Regelungen (§ 428 SGB III), waren arbeitsunf�hig erkrankt oder
nahmen an Trainingsmaßnahmen teil. Die neue Leistung Arbeitslosengeld II wur-
de an etwa 4,89 Mill. Menschen ausgezahlt. Von ihnen waren 57 % arbeitslos ge-
meldet. Die �brigen 2,12 Mill. erwerbsf�higen Hilfebed�rftigen erhielten Arbeitslo-
sengeld II, ohne arbeitslos zu sein. Hierzu z�hlen vor allem Personen, die noch die
Schule besuchen, die Arbeitslosengeld II als aufstockende Hilfe erg�nzend zum Lohn
aus einem Besch�ftigungsverh�ltnis bekommen, Personen, die an einer Qualifizie-
rungsmaßnahme teilnehmen oder wegen besonderer Umst�nde dem Arbeitsmarkt
nicht zur Verf�gung stehen. Insgesamt erhielten im Jahr 2005 6,5 Mill. erwerbsf�hi-
ge Personen Lohnersatzleistungen nach dem SGB III oder Leistungen zur Sicherung
des Lebensunterhalts nach dem SBG II. Etwa 63 % dieser Leistungsempf�nger wa-
ren als arbeitslos registriert, bezogen auf alle Arbeitslosen waren das 84 %.

3.11 Regionale Arbeitslosigkeit

In Deutschland ist eine regional ungleiche Verteilung der Arbeitslosigkeit festzustellen.
So sind die nçrdlichen Regionen st�rker von Arbeitslosigkeit betroffen als der S�den
Deutschlands. Im Osten Deutschlands werden im Allgemeinen hçhere Arbeitslosen-
quoten angetroffen als in Westdeutschland. Die Spannweite der Arbeitslosenquoten
der f�r 2004 zuletzt verf�gbaren Ergebnisse auf Stadt- und Landkreisebene schwank-
te zwischen 4,4 % im bayerischen Landkreis Eichst�tt und 31,4 % im Landkreis
Uecker-Randow in Mecklenburg-Vorpommern. Im Jahresdurchschnitt 2005 betrug
die Arbeitslosenquote in Deutschland, gemessen an den abh�ngig zivilen Erwerbs-
personen, 13 % (Ostdeutschland 20,6 %, Westdeutschland 11,0 %). Insbesondere
durch den Hartz-IV-Effekt erhçhte sich die Arbeitslosigkeit im Jahresdurchschnitt
2005 um 10,9 % (Ostdeutschland 0,9 %, Westdeutschland 16,7 %). Auch in den
meisten Bundesl�ndern stieg die Arbeitslosigkeit 2005 gegen�ber dem Vorjahr deut-
lich an, zwischen +1,1 % in Th�ringen und 25,7 % in Bremen. Lediglich in den L�n-
dern Brandenburg (–2,9 %), Mecklenburg-Vorpommern (–1,4 %) und Sachsen-
Anhalt ( –1,8 %) wurden R�ckg�nge festgestellt.



Tab. 10: Arbeitslose und Arbeitslosenquoten nach L�ndern
Jahresdurchschnitte 2004 und 2005

Bundesland Arbeitslose Arbeitslosenquoten1

in %

2004 2005 2004 2005

Baden-W�rttemberg 340284 385273 6,9 7,8
Bayern 449709 504974 7,9 8,9
Berlin 297947 319177 19,8 21,5
Brandenburg 251154 243876 20,4 19,9
Bremen 42347 53223 14,4 18,3
Hamburg 84325 98228 11,0 12,9
Hessen 250707 296528 9,1 10,9
Mecklenburg-Vorpommern 182915 180362 22,1 22,1
Niedersachsen 376641 457097 10,6 13,0
Nordrhein-Westfalen 898416 2057642 11,2 13,2
Rheinland-Pfalz 155111 178514 8,6 9,8
Saarland 45945 53533 10,0 11,7
Sachsen 396687 402269 19,4 20,0
Sachsen-Anhalt 263266 258525 21,7 21,8
Schleswig-Holstein 137861 161524 11,1 13,0
Th�ringen 207725 209941 18,1 18,6
Deutschland 4381040 4860685 11,7 13,0
Westdeutschland 2781346 3246535 9,4 11,0
Ostdeutschland 1599694 1614150 20,1 20,6

1 Bezogen auf abh�ngige zivile Erwerbspersonen.

Quelle: Bundesagentur f�r Arbeit.

3.12 Erwerbslosigkeit im internationalen Vergleich

Erwerbslosigkeit ist ein weltweites Problem. Ihr jeweiliges Ausmaß l�sst sich jedoch
�ber die L�ndergrenzen hinweg anhand der Daten der nationalen Arbeitsverwaltungen
nicht vergleichen. Selbst innerhalb der Europ�ischen Union (EU) ist die Sozialgesetz-
gebung, die zum Beispiel den Anspruch auf Arbeitslosenunterst�tzung oder deren
Dauer regelt, nach wie vor sehr unterschiedlich. Die Sozialgesetzgebung wiederum
beeinflusst unmittelbar die Zahl derer, die sich an die Arbeitsverwaltung wenden und
dort registriert werden. Im Endeffekt sind damit die jeweiligen Zahlen der nationalen
Arbeitsverwaltungen nicht direkt miteinander vergleichbar.

Um dennoch internationale Vergleiche der Erwerbslosigkeit zu ermçglichen, bedienen
sich viele nationale statistische �mter und insbesondere auch inter- und supranati-
onale Institutionen des Konzepts der International Labour Organization (ILO). Nach
diesem Konzept gilt eine Person im Alter von 15 bis 74 Jahren als erwerbslos, wenn
sie im Berichtszeitraum nicht erwerbst�tig war, aber in den letzten vier Wochen vor
der Befragung aktiv nach einer T�tigkeit gesucht hat und eine neue Arbeit innerhalb
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von zwei Wochen aufnehmen kçnnte (vgl. 3.1). Die Abgrenzung der Erwerbslosigkeit
nach den ILO-Kriterien unterscheidet sich von der Definition der Zahl der registrier-
ten Arbeitslosen nach dem Sozialgesetzbuch (SGB), welche der Berichterstattung
der Bundesagentur f�r Arbeit zu Grunde liegt. So fordert das SGB die Meldung
bei einer Agentur f�r Arbeit oder einem kommunalen Tr�ger sowie die Suche nach
einer Besch�ftigung von mindestens 15 Wochenstunden, um als arbeitslos regis-
triert zu werden. Andererseits kann nach dem SGB trotz registrierter Arbeitslosigkeit
eine Erwerbst�tigkeit mit einem Umfang unter 15 Stunden als Hinzuverdienstmçglich-
keit ausge�bt werden. Es gibt somit Menschen, die nach ILO-Kriterien erwerbslos
sind, von der Bundesagentur f�r Arbeit aber nicht als arbeitslos gez�hlt werden. Zum
anderen gelten in der Statistik der Bundesagentur f�r Arbeit auch Personen als ar-
beitslos, die nach Definition der ILO-Arbeitsmarktstatistik nicht erwerbslos sind.

Erwerbslosenzahlen nach dem ILO-Konzept werden in den Staaten der Europ�ischen
Union und vielen weiteren Staaten unabh�ngig von der Arbeitsverwaltung nach ein-
heitlichen Kriterien im Rahmen regelm�ßiger Bevçlkerungsbefragungen ermittelt. F�r
das Jahr 2005 lagen zum Redaktionsschluss dieser Ausgabe f�r die meisten Staaten
noch keine Jahresdurchschnittsdaten vor. Abbildung 6 bietet daher einen �berblick
zur Erwerbslosigkeit in einigen ausgew�hlten L�ndern, der sich auf Durchschnitts-
werte f�r die zwçlf Monate von November 2004 bis Oktober 2005 bezieht.

Der Blick auf die Entwicklung in den vergangenen Jahren zeigt, dass es einigen Staa-
ten wie beispielsweise Irland, Spanien und Finnland gelungen ist, die Erwerbslosen-
quote deutlich zu senken. In anderen Staaten, nicht zuletzt in Deutschland, nahm der

Abb. 7: Erwerbslosenquoten in ausgew�hlten L�ndern
Durchschnitt November 2004 bis Oktober 2005



Tab. 11: Erwerbslosenquoten im internationalen Vergleich
Jahresdurchschnitt in Prozent

Land 1996 1998 2000 2002 2003 2004

Belgien 9,5 9,3 6,9 7,3 8,0 7,9
D�nemark 6,3 4,9 4,4 4,6 5,6 5,4
Deutschland 7,7 8,1 6,9 7,6 8,7 9,2
Estland . 9,2 12,5 9,5 10,2 9,2
Finnland 14,6 11,4 9,8 9,1 9,0 8,8
Frankreich 11,6 11,1 9,1 8,9 9,5 9,6
Griechenland 9,6 10,9 11,3 10,3 9,7 10,5
Irland 11,7 7,5 4,3 4,3 4,6 4,5
Italien 11,2 11,3 10,1 8,6 8,4 8,0
Lettland . 14,3 13,7 12,6 10,4 9,8
Litauen . 13,2 16,4 13,5 12,7 10,9
Luxemburg 2,9 2,7 2,3 2,8 3,7 4,8
Malta . . 6,7 7,7 8,0 7,7
Niederlande 6,0 3,8 2,8 2,8 3,7 4,6
�sterreich 4,3 4,5 3,6 4,2 4,3 4,8
Polen . 10,2 16,4 19,8 19,2 18,8
Portugal 7,3 5,2 4,1 5,0 6,3 6,0
Schweden 9,6 8,2 5,6 4,9 5,6 6,3
Slowakei . 12,7 18,7 18,7 17,5 18,2
Slowenien 6,9 7,4 6,6 6,1 6,5 6,0
Spanien 18,2 15,3 11,4 11,5 11,5 11,0
Tschechische Republik . 6,4 8,7 7,3 7,8 8,3
Ungarn 9,6 8,4 6,3 5,6 5,8 6,0
Vereinigtes Kçnigreich 7,9 6,1 5,4 5,1 4,9 4,7
Zypern . . 5,2 3,9 4,5 5,2
Europ�ische Union (EU-25) . 9,4 8,6 8,8 9,0 9,0
Europ�ische Union (EU-15) 10,1 9,3 7,6 7,6 8,0 8,1
Japan 3,4 4,1 4,7 5,4 5,3 4,7
USA 5,4 4,5 4,0 5,8 6,0 5,5

Quelle: Statistisches Bundesamt, Eurostat und andere nationale statistische �mter.

Anteil der Erwerbslosen an den Erwerbspersonen zu. Mit einer Erwerbslosenquote
von 9,2 % lag Deutschland im Jahr 2004 knapp �ber dem Durchschnitt der 25 EU-
Staaten von 9,0 %. Besonders große Problememit dem Ausmaß der Erwerbslosigkeit
haben innerhalb der EU Polen und die Slowakei.

Weitere Informationen zum Thema Arbeitsmarkt siehe Teil II, Kap. 6.
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4 Einnahmen und Ausgaben
der privaten Haushalte

4.1 Zielsetzung der Statistik
�ber Einnahmen und Ausgaben

Im Mittelpunkt dieses Kapitels stehen bei den Einnahmen und Ausgaben privater
Haushalte die Einkommens- und Verbrauchsstichprobe (EVS), die im f�nfj�hrigen Tur-
nus, zuletzt 2003, durchgef�hrt wurde. Bei den Einnahmen der Haushalte wurde au-
ßerdem auf Daten des Mikrozensus und auf Daten der Volkswirtschaftlichen Gesamt-
rechnungen zur�ckgegriffen. Die Daten zur Ausstattung mit Gebrauchsg�tern 2005
entstammen den j�hrlich durchgef�hrten Laufenden Wirtschaftsrechnungen (LWR).
Um Entwicklungen im Zeitablauf darstellen zu kçnnen, wurde bei den Einnahmen und
Ausgaben der privaten Haushalte auch auf die Ergebnisse der Einkommens- und
Verbrauchsstichprobe 1998 zur�ckgegriffen.

Die Wirtschaftsrechnungen privater Haushalte konzentrieren sich vor allem auf die
Frage, wie viel Geld die Haushalte zur Verf�gung haben, ausgeben und sparen. Hierf�r
werden Aufzeichnungen der Haushalte aus unterschiedlichen sozialen Schichten ge-
nutzt, die f�r die Statistik freiwillig �ber ihre Einnahmen und Ausgaben Buch f�hren.
Die anfallenden Daten, die f�r die Wirtschafts- und Sozialpolitik und f�r verbraucher-
politische Zwecke unentbehrlich sind, ermçglichen eine repr�sentative Beurteilung
der Einkommenssituation und der Konsumgewohnheiten der Bevçlkerung und liefern
zugleich Informationen �ber deren Lebensstandard.

Laut einer Studie des Bundesministeriums f�r Familie, Senioren, Frauen und Jugend
gelten bis zu 3 Mill. Haushalte als �berschuldet. Die Einf�hrung der neuen Insolvenz-
ordnung im Rahmen der Neuerungen im Insolvenzrecht vom 1. Januar 1999 erçffnet
privaten Schuldnern durch Inanspruchnahme eines Insolvenzverfahrens die Mçg-
lichkeit, von ihren Restschulden befreit zu werden. Informationen hierzu bietet der
Abschnitt »Verbraucherinsolvenzen« (vgl. 4.7). Die Insolvenzstatistiken beruhen auf
den Ausk�nften der Insolvenzgerichte.

4.2 Von den Einnahmen zu den Ausgaben
der privaten Haushalte

Die Zusammenh�nge zwischen Einkommen, Verbrauch und Vermçgensbildung ver-
deutlicht das Schema, das den Wirtschaftsrechnungen zugrunde liegt. Es geht von
den Erwerbs- und Vermçgenseinkommen aus, ber�cksichtigt die Transferleistungen



des Staates (z.B. Renten, Kindergeld) sowie die Einnahmen aus nichtçffentlichen
�bertragungen (z.B. Werks- und Betriebsrenten), zieht davon die çffentlichen Abga-
ben (Steuern und Sozialversicherungsbeitr�ge) ab und f�hrt so zu den ausgabef�higen
Einkommen. Aus ihnen ergibt sich nach Abzug der Ausgaben f�r den Privaten Konsum
und der »�brigen Ausgaben« die Ersparnis der Haushalte.

Bruttoeinkommen aus unselbstst�ndiger Arbeit
+ Bruttoeinkommen aus Unternehmert�tigkeit und Vermçgen (Einnahmen aus Ver-

mietung, Zinsen, Dividenden)
+ Einnahmen aus çffentlichen Einkommens�bertragungen (çffentliche Renten, Kin-

dergeld u.�.)
+ Einnahmen aus nichtçffentlichen Transferzahlungen (Werks-, Betriebsrenten) und

Untervermietung
= Haushaltsbruttoeinkommen
– Einkommensteuer und Solidarit�tszuschlag
– Pflichtbeitr�ge zur Sozialversicherung
= Haushaltsnettoeinkommen
+ Sonstige Einnahmen (z.B. Einnahmen aus dem Verkauf gebrauchter Waren)
= Ausgabef�hige Einkommen bzw. Einnahmen
– Private Konsumausgaben
– �brige Ausgaben (z.B. Kraftfahrzeugsteuern, freiwillige Beitr�ge zur gesetzlichen

Kranken- und Rentenversicherung)
= Ersparnis

4.3 Einnahmen der privaten Haushalte

4.3.1 Verteilung des Haushaltseinkommens

Jeder Haushalt weiß ungef�hr, wie viel Geld ihm monatlich zur Verf�gung steht. Im
Mikrozensus wird nach dem persçnlichen Nettoeinkommen im Monat je Haushalts-
mitglied gefragt. Dabei stufen sich die Haushalte in vorgegebene Einkommensgrç-
ßenklassen ein. Erfahrungsgem�ß neigen sie zu einer Untersch�tzung ihrer Eink�nfte,
sodass sich f�r die Analyse weniger die absolute Hçhe, als die Struktur der Einkom-
men eignet.

Nach den Mikrozensusergebnissen hatten im M�rz 2004 in Deutschland knapp
25,9 % aller Haushalte, die entsprechende Angaben zum Einkommen machten, zwi-
schen 900 und 1500 Euro zur Verf�gung. 33,3 % standen netto monatlich 1500 bis
2600 Euro zur Verf�gung. In der Einkommensklasse von 2600 bis 4500 Euro befan-
den sich 19,7 % der Haushalte, w�hrend 5,5 % �ber 4500 Euro hatten. Am anderen
Ende der Skala mussten 15,6 % der Haushalte mit weniger als 900 Euro auskommen,
wobei einem Anteil von 3,6 % der Haushalte nach eigenen Angaben weniger als
500 Euro zur Verf�gung standen.
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Wie aus Abb. 1 ersichtlich, ist die Einkommensverteilung zwischen den alten und
neuen Bundesl�ndern noch unterschiedlich. W�hrend im fr�heren Bundesgebiet
60,6 % der Haushalte monatlich �ber 1500 Euro zur Verf�gung hatten, waren es
in den neuen L�ndern und Berlin-Ost erst 49,5 %.

Die Haushalte mit den geringsten Einkommen waren �berwiegend Einpersonenhaus-
halte. Die oberen Einkommensklassen waren dagegen fast ausschließlich mit Mehr-
personenhaushalten besetzt, in denen h�ufig mehrere Haushaltsmitglieder zum Ein-
kommen beitrugen.

4.3.2 Soziale Stellung und Hçhe des Haushaltseinkommens

Differenziert man nach der sozialen Stellung der Bezugsperson des jeweiligen Haus-
halts, so verf�gten die Haushalte von Beamtinnen und Beamten in Deutschland –

Abb. 1: Einkommensverteilung im M�rz 20041

monatliches Haushalts-Nettoeinkommen in EUR

1 Ergebnisse des Mikrozensus. Ohne Selbstst�ndige in der Landwirtschaft und ohne Haushalte, die
keine Angaben zum Einkommen machten.



gemessen am Nettoeinkommen – gem�ß ihren Angaben zum Mikrozensus 2004
zu 66,2 % �ber ein monatliches Nettoeinkommen von 2600 Euro oder mehr. Bei
den Haushalten von Selbstst�ndigen und mithelfenden Familienangehçrigen waren
es 50,7 %. Von den Angestelltenhaushalten hatten etwa 39,3 % ein Einkommen
dieser Grçßenordnung und von den Arbeiterhaushalten rund 22,5 %. Dagegen ver-
f�gten nur 12,3 % der Nichterwerbspersonenhaushalte �ber ein Nettoeinkommen
von 2600 Euro und mehr.

Tab. 1: Haushaltsnettoeinkommen nach sozialer Stellung im M�rz 20041

Haushalte in Prozent

Stellung im Beruf
der Haushaltsbezugsperson

Monatliches Haushaltsnettoeinkommen … EUR

unter
900

900–
1500

1500–
2600

2600
und mehr

Deutschland
Selbstst�ndige u. mithelfende
Familienangehçrige 8,7 14,0 26,4 50,7
Beamte/Beamtinnen 1,4 4,9 27,3 66,2
Angestellte 6,3 20,5 33,8 39,3
Arbeiter/Arbeiterinnen 8,6 23,3 45,6 22,5
Nichterwerbspersonen 21,7 34,3 31,7 12,3
Insgesamt 15,6 25,9 33,3 25,2

Fr�heres Bundesgebiet
Selbstst�ndige u. mithelfende
Familienangehçrige 8,3 12,9 25,3 53,5
Beamte/Beamtinnen 1,3 4,5 27,0 67,3
Angestellte 5,8 20,0 33,7 40,6
Arbeiter/Arbeiterinnen 7,6 22,4 46,2 23,8
Nichterwerbspersonen 21,5 33,1 31,2 14,2
Insgesamt 14,6 24,8 33,1 27,4

Neue L�nder und Berlin-Ost
Selbstst�ndige u. mithelfende
Familienangehçrige 11,3 19,7 31,9 37,3
Beamte/Beamtinnen 3,0 7,8 30,7 58,4
Angestellte 9,3 23,6 35,0 32,3
Arbeiter/Arbeiterinnen 12,5 26,9 43,1 17,5
Nichterwerbspersonen 22,3 39,5 33,7 4,5
Insgesamt 19,9 30,6 33,8 15,7

1 Ergebnisse des Mikrozensus.

Im Rahmen der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen (VGR) werden die Durch-
schnittseinkommen privater Haushalte berechnet, indem die in den VGR ermittelten
Einkommensgrçßen auf sozioçkonomische Haushaltsgruppen aufgeteilt werden. Im
Jahr 2002 hatten die privaten Haushalte in Deutschland im Durchschnitt ein Netto-
einkommen von 32100 Euro. Gegen�ber 1991 (25700 Euro) flossen 25 % mehr Ein-
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kommen in die Haushaltskassen. Das Nettoeinkommen je Haushaltsmitglied erhçhte
sich um 32 %. Pro Kopf standen damit im Jahr 2002 durchschnittlich 15000 Euro
f�r Konsum und Sparen zur Verf�gung (1991: 11300 Euro).

Real, d.h. nach Abzug der Preissteigerungen f�r die Lebenshaltung aller privaten
Haushalte, stand den Haushalten im Jahr 2002 im Durchschnitt etwas weniger
Geld zur Verf�gung als 1991 (–1 %). Je Haushaltsmitglied hat sich das reale Durch-
schnittseinkommen zwischen 1991 und dem Jahr 2002 um gut 5 % erhçht.

Zwischen den Haushaltsgruppen zeigen sich deutliche Unterschiede. Selbstst�ndi-
genhaushalte erzielten mit einem durchschnittlichen Nettoeinkommen von 88400 Euro
im Jahr 2002 (1991: 71900 Euro) die hçchsten Durchschnittseinkommen. Je Haus-
haltsmitglied waren dies 32900 Euro. Dabei ist zu ber�cksichtigen, dass Selbstst�n-
dige in der Regel ihre Altersvorsorge aus ihrem Nettoeinkommen bestreiten m�ssen
und es sich um eine sehr heterogene Gruppe von Einkommensbezieherinnen und
-beziehern handelt: Von Kleingewerbetreibenden, selbstst�ndigen Landwirten bis
hin zu freiberuflich t�tigen �rzten, Anw�lten, Architekten und anderen Selbstst�n-
digen. Arbeitnehmerhaushalte kamen im Jahr 2002 auf durchschnittlich 34800 Euro
(je Haushaltsmitglied 14100 Euro). Dabei lagen Beamtenhaushalte mit 41500 Euro
vor den Angestelltenhaushalten (37000 Euro) und den Arbeiterhaushalten (30000
Euro). Je Haushaltsmitglied stand Beamten- und Angestelltenhaushalten mit rund
16000 Euro nahezu der gleiche Betrag zur Verf�gung, Arbeiterhaushalte kamen
auf 11200 Euro.

Bei den Nichterwerbst�tigenhaushalten, die sich im Vergleich zu Erwerbst�tigen-
haushalten h�ufiger nur aus einer oder zwei Personen zusammensetzen, sind deut-
liche Unterschiede beim Nettoeinkommen je Haushaltsmitglied festzustellen: W�h-
rend Pension�rshaushalte (17400 Euro) und Rentnerhaushalte (13100 Euro) im Jahr
2002 teilweise sogar �ber dem Niveau von Erwerbst�tigenhaushalten lagen, waren
die Pro-Kopf-Einkommen in Haushalten von Arbeitslosengeld- bzw. Arbeitslosen-
hilfeempf�ngern (8600 Euro) und Sozialhilfeempf�ngern (6100 Euro) klar am unteren
Ende der Einkommensskala.

Die hier dargestellten Nettoeinkommen der privaten Haushalte (s. Tab. 2) wurden
im Rahmen der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen berechnet. Sie schließen
die von allen Haushaltsmitgliedern tats�chlich empfangenen Einkommen aus Er-
werbst�tigkeit und Vermçgen sowie empfangene laufende Transfers, wie z.B. Ren-
te, Pension, Arbeitslosengeld, Sozialhilfe, Kinder- und Erziehungsgeld ein. Die di-
rekten Steuern und Sozialbeitr�ge sowie die Zinsen auf Konsumentenkredite sind
abgezogen. Nicht eingeschlossen sind unterstellte Einkommen, etwa f�r die Nutzung
eigener Wohnungen oder die Verzinsung von Lebensversicherungsr�ckstellungen.
Erstattungen privater Krankenkassen und Beihilfezahlungen an Beamte und Pensi-
on�re sind ebenfalls nicht im Nettoeinkommen enthalten. Die Zuordnung zu einer
Haushaltsgruppe richtet sich nach dem �berwiegenden Einkommen der Hauptein-
kommensbezieherinnen und -bezieher. Da hier Durchschnittswerte dargestellt wer-
den, kçnnen die tats�chlichen Einkommen der einzelnen Haushalte nach oben und
unten erheblich vom Durchschnitt abweichen.



Tab. 2: Netto-Jahreseinkommen im Jahr 2002 in Deutschland1

Haushalte nach sozialer Stellung
der Bezugsperson

EUR je
Haushalt

EUR je Haus-
haltsmitglied

Privathaushalte insgesamt 32100 15000
Haushalte von …
Selbstst�ndigen 88400 32900
Arbeitnehmern 34800 14100
Beamten 41500 16200
Angestellten 37000 16000
Arbeitern 30000 11200
Nichterwerbst�tigen 21300 12200
darunter:
Arbeitslosengeld/-hilfeempf�ngern 19000 8600
Rentnern 21600 13100
Pension�ren 29000 17400
Sozialhilfeempf�ngern 13900 6100

1 Ergebnisse der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen.

4.4 Ausgaben der privaten Haushalte

Einen Einblick in die Ausgabenstruktur der privaten Haushalte ermçglichen die An-
gaben aus dem Haushaltsbuch der Einkommens- und Verbrauchsstichprobe (EVS).
Diese im f�nfj�hrigen Turnus erhobene Statistik fand 2003 bereits zum neunten Male
statt. Im fr�heren Bundesgebiet wird die Erhebung seit 1962/63 durchgef�hrt, in den
neuen L�ndern und Berlin-Ost seit 1993. Bei der EVS handelt es sich um eine Stich-
probe, bei der nicht alle, sondern nur etwa 0,2 % aller privaten Haushalte, d.h. jeder
f�nfhundertste Haushalt, befragt wird. Die folgenden Ergebnisse basieren auf den
Angaben von 53 432 Haushalten zu ihren Einnahmen und Ausgaben, die jeweils
auf die Grundgesamtheit von rund 38,1 Mill. Haushalten hochgerechnet wurden. In
den befragten Haushalten sind alle Kategorien der sozialen Stellung des Hauptein-
kommensbeziehers bzw. der Haupteinkommensbezieherin (Selbstst�ndige, Land-
wirte/Landwirtinnen, Beamte/Beamtinnen, Angestellte, Arbeiter/-innen, Arbeitslose,
Rentner/-innen und Pension�re/Pension�rinnen) bis zu einer Nettoeinkommensgren-
ze von 18000 Euro je Monat (bis einschl. 1998: 17895 Euro) vertreten. Nicht erfasst
werden Personen in Anstalten und Gemeinschaftsunterk�nften.

Eine erste wichtige Bezugsgrçße f�r die Darstellung der Einkommens- und Ausga-
bensituation privater Haushalte ist das Haushaltsbruttoeinkommen, das sich – wie
einleitend dargelegt – aus verschiedenen Einkommensquellen zusammensetzt. Das
durchschnittliche monatliche Bruttoeinkommen der Privathaushalte in Deutschland
belief sich 2003 auf 3561 Euro. Mehr als die H�lfte (52,3 %) des Bruttoeinkommens
bzw. 1862 Euro stammten aus Eink�nften aus unselbstst�ndiger T�tigkeit. Rund ein
Viertel (25,4 %) bzw. 906 Euro entfielen im Haushaltsdurchschnitt auf Einkommen
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aus çffentlichen Transferleistungen, gefolgt von den Einnahmen aus Vermçgen in
Hçhe von 399 Euro (11,2 %). Eink�nfte aus selbstst�ndiger Arbeit (210 Euro; 5,9 %)
sowie aus nichtçffentlichen Transfers (183 Euro; 5,1 %) hatten einen wesentlich ge-
ringeren Anteil am Haushaltseinkommen. Zwischen dem fr�heren Bundesgebiet
und den neuen L�ndern und Berlin-Ost existierten auch 2003 bei den Bruttoein-
kommen noch erhebliche Unterschiede. Im Durchschnitt stand einem Haushalt im
Westen ein monatliches Bruttoeinkommen von 3729 Euro zur Verf�gung, im Osten
dagegen lediglich 2825 Euro. Auch die Zusammensetzung der Bruttoeinkommen
ist im West-Ost-Vergleich unterschiedlich. Im Westen liegt der Anteil der Eink�nfte
aus Vermçgen am Bruttoeinkommen bei 11,7 %, im Osten dagegen nur bei 8,0 %.
Daf�r entf�llt in den neuen L�ndern ein Drittel (33,5 %) der Bruttoeink�nfte auf çf-
fentliche Transfers gegen�ber knapp einem Viertel (24,1 %) im fr�heren Bundes-
gebiet.

Nach Abzug von Einkommensteuer, Kirchensteuer und Solidarit�tszuschlag sowie
der Pflichtbeitr�ge zur Sozialversicherung und unter Zurechnung der sonstigen Ein-
nahmen ergeben sich die ausgabef�higen Einkommen und Einnahmen. Sie bilden
die eigentliche Basis, die den Haushalten f�r unterschiedliche Verwendungszwecke
zur Verf�gung steht. 2003 betrug das ausgabef�hige Einkommen privater Haushalte
in Deutschland im Durchschnitt 2885 Euro je Monat. Dabei verf�gten die Haushalte
im fr�heren Bundesgebiet �ber ein monatliches ausgabef�higes Einkommen von
3013 Euro; in den neuen L�ndern und Berlin-Ost lag es mit 2325 Euro bei 77,2 %
des Westniveaus.

Abb. 2: Haushaltsbruttoeinkommen privater Haushalte 2003
nach Einkommensquellen1 in Prozent

1 Ergebnis der Einkommens- und Verbrauchsstichprobe 2003.



Der grçßte Teil der ausgabef�higen Einkommen und Einnahmen wird f�r den Privaten
Konsum, das heißt f�r Essen, Wohnen, Bekleidung, Reisen u.a., verwendet.

2003 gaben deutsche Haushalte f�r Konsumzwecke monatlich 2177 Euro, das wa-
ren drei Viertel (75,5 %) ihres ausgabef�higen Einkommens, aus. Die Konsumaus-

Tab. 3: Einkommen und Einnahmen privater Haushalte1 1998 und 2003
je Haushalt und Monat in EUR

1998 2003

Deutsch-
land

Fr�heres
Bundes-
gebiet

Neue
L�nder
und

Berlin-Ost

Deutsch-
land

Fr�heres
Bundes-
gebiet

Neue
L�nder
und

Berlin-Ost

Erfasste Haushalte (Anzahl) 69150 49244 12906 58432 42710 10722
Hochgerechnete Haushalte
(1000) 36780 29954 6826 38110 31018 7092

je Haushalt und Monat in EUR

Bruttoeinkommen aus unselbst-
st�ndiger Arbeit 1782 1866 1423 1862 1961 1428
Bruttoeinkommen aus selbst-
st�ndiger Arbeit 224 243 108 210 230 124
Einnahmen aus Vermçgen 390 439 176 399 438 225
Einkommen aus çffentlichen
Transferzahlungen 761 748 821 906 897 946
Einkommen aus nichtçffent-
lichen Transferzahlungen 139 155 68 183 201 102
Einnahmen aus Unter-
vermietung2 (1) 2 (1) 2 2 (1)
Haushaltsbruttoeinkommen 3298 3452 2597 3561 3729 2825
abz�glich:
Einkommen-, Kirchensteuer
und Solidarit�tszuschlag 355 385 215 370 404 221
Pflichtbeitr�ge zur Sozial-
versicherung 328 334 307 358 368 311

Haushaltsnettoeinkommen 2615 2733 2075 2833 2957 2293
zuz�glich:
Sonstige Einnahmen3 48 53 36 51 56 32

Ausgabef�hige Einkommen
und Einnahmen 2664 2786 2112 2885 3013 2325

1 Ergebnisse der Einkommens- und Verbrauchsstichproben.
2 Klammerwerte sind aufgrund geringer Fallzahlen statistisch unsicher.
3 Inklusive Einnahmen aus dem Verkauf von Waren.

gaben ostdeutscher Haushalte waren mit 1828 Euro zwar niedriger als die der Haus-
halte im Westen (2257 Euro), bedingt durch das geringere ausgabef�hige Einkom-
men lag der Prozentanteil der Konsumaufwendungen mit 78,6 % jedoch dort hçher
als im fr�heren Bundesgebiet (74,9 %).
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4.5 Zusammensetzung der privaten Konsumausgaben

Wie die Ergebnisse der EVS 1998 und 2003 zeigen, hat sich die Ausgabenstruktur der
alten und der neuen Bundesl�nder einander weiter angen�hert trotz des noch unter-
schiedlichen Konsumniveaus. So waren im Jahr 2003 – wie auch schon 1998 – die
Ausgabenanteile an den Konsumausgaben f�r die Deckung der Grundbed�rfnisse
Ern�hrung, Kleidung undWohnen mit 51,0 % imWesten und 51,2 % im Osten nahezu
gleich (1998: 51,7 % und 51,5 %). Kaum noch Unterschiede sind insbesondere noch
bei dem grçßten Ausgabenbereich Wohnen, Energie und Wohnungsinstandhaltung
festzustellen. F�r diesen Bereich wendeten die Haushalte im Westen durchschnittlich
32,2 % und die Haushalte im Osten 31,0 % ihrer Konsumausgaben auf. 1998 war die
Differenz zwischen den westlichen Bundesl�ndern mit 32,2 % und den çstlichen Bun-
desl�ndern mit 29,9 % noch etwas hçher.

Sowohl 1998 als auch 2003 gaben die Haushalte in den alten Bundesl�ndern lediglich
13,7 % ihrer Konsumausgaben f�r Nahrungsmittel, Getr�nke und Tabakwaren aus, in
den neuen L�ndern und Berlin-Ost war dieser Anteil 2003 mit 15,2 % zwar hçher, aber
im Vergleich zu 1998 (15,8 %) r�ckl�ufig. W�hrend der Anteil f�r Nahrungsmittel, Ge-
tr�nke und Tabakwaren 1998 bundesweit mit 14,0 % noch an zweiter Stelle bei den
Konsumausgaben lag, wurde er 2003 mit 13,9 % von den Verkehrsausgaben (14,0 %)

Tab. 4: Konsumausgaben privater Haushalte1 1998 und 2003
je Haushalt und Monat in EUR

1998 2003

Deutsch-
land

Fr�heres
Bundes-
gebiet

Neue
L�nder
und

Berlin-Ost

Deutsch-
land

Fr�heres
Bundes-
gebiet

Neue
L�nder
und

Berlin-Ost

Private Konsumausgaben 2061 2143 1711 2177 2257 1828
Nahrungsmittel, Getr�nke,
Tabakwaren 289 293 271 303 309 277
Bekleidung und Schuhe 118 123 99 112 116 93
Wohnen, Energie, Wohnungs-
instandhaltung 657 691 511 697 726 566
Innenausstattung, Haushalts-
ger�te und -gegenst�nde 145 147 141 127 132 107
Gesundheitspflege 75 82 43 84 92 50
Verkehr 278 289 237 305 316 259
Nachrichten�bermittlung 51 53 43 68 70 62
Freizeit, Unterhaltung und
Kultur 247 254 216 261 265 244
Bildungswesen 11 11 8 20 21 15
Beherbergungs- und Gast-
st�ttendienstleistungen 101 108 72 100 106 74
Andere Waren und Dienst-
leistungen 89 93 70 100 104 83

1 Ergebnisse der Einkommens- und Verbrauchsstichproben.



auf den dritten Platz verwiesen. Regional gesehen lagen 2003 in den neuen L�ndern
und Berlin-Ost auch die Ausgabenanteile f�r Verkehr (14,2 %) bzw. Freizeit, Unter-
haltung und Kultur (13,3 %) hçher als im fr�heren Bundesgebiet (14,0 % bzw. 11,7 %).
Dagegen setzten die Haushalte im fr�heren Bundesgebiet gegen�ber den neuen L�n-
dern und Berlin-Ost im Durchschnitt prozentual mehr f�r Gesundheitspflege (4,1 %
gegen�ber 2,7 %) sowie f�r Beherbergungs- und Gastst�ttendienstleistungen (4,7 %
gegen�ber 4,0 %) ein.

F�r Wohnungseinrichtung und Bekleidung sind die Ausgabenanteile 2003 gegen-
�ber 1998 in den neuen L�ndern und Berlin-Ost deutlich zur�ckgegangen und mit
5,8 % bzw. 5,1 % nun genauso hoch wie im fr�heren Bundesgebiet. Im Vergleich
zu 1998 leicht gestiegen sind 2003 die Ausgabenanteile der Haushalte in Deutsch-
land f�r Nachrichten�bermittlung (3,1 %), Bildungswesen (0,9 %) sowie anderen
Waren und Dienstleitungen (4,6 %), wobei es nur geringe Unterschiede zwischen
Ost und West gibt.

Neben diesen regionalen Unterschieden werden die Verbrauchsstrukturen auch vom
jeweiligen Haushaltstyp und der Anzahl der Haushaltsmitglieder, der sozialen Stellung
und dem Alter des Haupteinkommensbeziehers sowie dem jeweiligen Haushalts-
nettoeinkommen bestimmt. Im Folgenden werden einige dieser Sachverhalte n�her
betrachtet.

Tab. 5: Konsumausgaben privater Haushalte1 1998 und 2003
Anteile in Prozent

1998 2003

Deutsch-
land

Fr�heres
Bundes-
gebiet

Neue
L�nder
und

Berlin-Ost

Deutsch-
land

Fr�heres
Bundes-
gebiet

Neue
L�nder
und

Berlin-Ost

Private Konsumausgaben 100 100 100 100 100 100
Nahrungsmittel, Getr�nke,
Tabakwaren 14,0 13,7 15,8 13,9 13,7 15,2
Bekleidung und Schuhe 5,7 5,7 5,8 5,1 5,1 5,1
Wohnen, Energie, Wohnungs-
instandhaltung 31,9 32,2 29,9 32,0 32,2 31,0
Innenausstattung, Haushalts-
ger�te und -gegenst�nde 7,0 6,8 8,2 5,8 5,8 5,8
Gesundheitspflege 3,6 3,8 2,5 3,9 4,1 2,7
Verkehr 13,5 13,5 13,9 14,0 14,0 14,2
Nachrichten�bermittlung 2,5 2,5 2,5 3,1 3,1 3,4
Freizeit, Unterhaltung und
Kultur 12,0 11,8 12,6 12,0 11,7 13,3
Bildungswesen 0,5 0,5 0,4 0,9 0,9 0,8
Beherbergungs- und Gast-
st�ttendienstleistungen 4,9 5,0 4,2 4,6 4,7 4,0
Andere Waren und Dienst-
leistungen 4,3 4,3 4,1 4,6 4,6 4,5

1 Ergebnisse der Einkommens- und Verbrauchsstichproben.
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4.5.1 Konsumausgaben privater Haushalte
nach der sozialen Stellung des Haupteinkommensbeziehers

W�hrend die Unterschiede im Konsumniveau der Haushalte im Vergleich nach den
sozialen Stellungen der Haupteinkommensbezieherinnen und -bezieher zum Teil be-
tr�chtlich sind, ist die Konsumstruktur praktisch gleich. Mit zunehmender Hçhe der
Konsumausgaben nimmt der Anteil der Aufwendungen f�r die Grundbed�rfnisse Er-
n�hrung, Bekleidung und Wohnen ab. Die Selbstst�ndigen- und Beamtenhaushalte,
die 2003 mit monatlich 2932 bzw. 3152 Euro die hçchsten Konsumausgaben auf-
wiesen, gaben auch ammeisten f�r die Grundbed�rfnisse Ern�hrung, Bekleidung und
Wohnen aus (1480 Euro bzw. 1429 Euro); der Anteil an ihren Gesamtausgaben betrug
aber nur 50,5 % bzw. 45,3 %. Die Haushalte von Angestellten, die mit 2482 Euro die
dritthçchsten Konsumausgaben aufwiesen, wendeten anteilig 49 % f�r die Grund-
bed�rfnisse auf. Bei den Haushalten von Arbeitern lag der entsprechende durch-
schnittliche Anteil bei 52,8 % (von insgesamt 2170 Euro) und bei den Haushalten
von Nichterwerbst�tigen, die sich haupts�chlich aus Rentnern und Pension�ren zu-
sammensetzen, bei 52,7 % (von insgesamt 1823 Euro). Haushalte mit arbeitslosem
Haupteinkommensbezieher hatten mit 1427 Euro zwar die geringsten monatlichen
Konsumausgaben, daf�r war der Ausgabenanteil f�r Ern�hrung, Bekleidung undWoh-
nen mit 59,5 % (849 Euro) am hçchsten.

Die Haushalte von Selbstst�ndigen gaben monatlich mit 945 Euro am meisten f�r
den Bereich Wohnen aus, gefolgt von den Beamtenhaushalten mit 880 Euro. Der
Wohnausgabenanteil an den gesamten Konsumausgaben betrug bei den Selbst-
st�ndigen 32,2 %. Am niedrigsten war dieser Anteil bei den Beamten mit 27,9 %. Die
Arbeitslosenhaushalte gaben f�r das Wohnen mit 531 Euro zwar am wenigsten aus,
der Anteil an den gesamten Konsumausgaben war mit 37,2 % jedoch am hçchsten.
Der Ausgabenanteil f�r Bildung war bei den Selbstst�ndigen nicht nur am hçchs-
ten (1,3 %), sie wendeten auch am meisten daf�r auf (37 Euro). Am wenigsten gaben
die Haushalte von Arbeitslosen mit 13 Euro und 0,9 % sowie von Nichterwerbst�ti-
gen mit 7 Euro und 0,4 % f�r Bildung aus.

Bei Beamtinnen und Beamten waren die finanziellen Spielr�ume f�r Ausgaben ins-
besondere in den Bereichen Gesundheitspflege mit 246 Euro (7,8 %) und Freizeit,
Unterhaltung und Kultur mit 397 Euro (12,6 %) deutlich hçher als bei allen anderen
Haushalten. Zum Teil gaben Beamtenhaushalte ein Mehrfaches f�r diese Kon-
sumbereiche aus als die Haushalte mit einer anderen sozialen Stellung. Besonders
groß ist der Unterschied zu den Haushalten von Arbeitslosen, die z.B. mit 28 Euro
nur 2,0 % ihrer Konsumausgaben f�r die Gesundheit aufbrachten. Allerdings ist bei
den Aufwendungen der Beamten f�r Gesundheitspflege zu ber�cksichtigen, dass
diese h�ufig privaten Krankenversicherungsstatus genießen und ihre Ausgaben f�r
Krankenversicherungsschutz deshalb im Gegensatz etwa zu den zumeist pflichtver-
sicherten Angestellten und Arbeitern nicht direkt durch den Arbeitgeber abgef�hrt,
sondern durch sie selbst bezahlt werden und deshalb als Ausgaben f�r die Gesund-
heitspflege zu Buche schlagen. Zu ber�cksichtigen ist in diesem Zusammenhang
auch, dass privat versicherte Beamtinnen und Beamte viele Zahlungen f�r medi-



zinische Leistungen vorstrecken m�ssen, die anschließend �ber ihre private Kasse
bzw. çffentliche Beihilfen zur�ckerstattet werden, w�hrend derartige Leistungen bei
gesetzlich krankenversicherten Arbeitern und Angestellten, Arbeitslosen wie auch
Rentnern direkt von der jeweiligen Krankenkasse beglichen werden.

Tab. 6: Konsumausgaben privater Haushalte1 2003 nach sozialer Stellung
des/der Haupteinkommensbeziehers/-bezieherin

Selbst-
st�ndige2

Beamter/
Beamtin

Ange-
stellte(r)

Arbei-
ter(in)

Arbeits-
lose(r)

Nicht-
erwerbs-
t�tige(r)

je Haushalt und Monat in EUR

Private Konsumausgaben 2932 3152 2482 2170 1427 1823
Nahrungsmittel, Getr�nke,
Tabakwaren 373 379 330 352 254 249
Bekleidung und Schuhe 162 170 142 109 64 82
Wohnen, Energie,
Wohnungsinstandhaltung 945 880 743 684 531 630

Innenausstattung, Haus-
haltsger�te, und -gegenst�nde 163 195 155 121 67 104
Gesundheitspflege 92 246 64 44 28 107
Verkehr 438 486 392 345 160 199
Nachrichten�bermittlung 92 90 81 79 66 48
Freizeit, Unterhaltung u. Kultur 334 397 309 234 141 227
Bildungswesen 37 34 30 23 13 7
Beherbergungs- und Gast-
st�ttendienstleistungen 138 154 123 86 45 84
Andere Waren und Dienst-
leistungen 157 121 114 93 59 87

je Haushalt und Monat in Prozent

Private Konsumausgaben 100 100 100 100 100 100
Nahrungsmittel, Getr�nke,
Tabakwaren 12,7 12,0 13,3 16,2 17,8 13,7
Bekleidung und Schuhe 5,5 5,4 5,7 5,0 4,5 4,5
Wohnen, Energie,
Wohnungsinstandhaltung 32,2 27,9 29,9 31,5 37,2 34,6

Innenausstattung, Haus-
haltsger�te, und -gegenst�nde 5,6 6,2 6,2 5,6 4,7 5,7
Gesundheitspflege 3,1 7,8 2,6 2,0 2,0 5,9
Verkehr 14,9 15,4 15,8 15,9 11,2 10,9
Nachrichten�bermittlung 3,1 2,8 3,3 3,6 4,6 2,6
Freizeit, Unterhaltung u. Kultur 11,4 12,6 12,4 10,8 9,9 12,4
Bildungswesen 1,3 1,1 1,2 1,0 0,9 0,4
Beherbergungs- und Gast-
st�ttendienstleistungen 4,7 4,9 5,0 4,0 3,2 4,6
Andere Waren und Dienst-
leistungen 5,4 3,8 4,6 4,3 4,1 4,8

1 Ergebnis der Einkommens- und Verbrauchsstichprobe.
2 Gewerbetreibende, freiberuflich T�tige und Landwirte.
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4.5.2 Konsumausgaben privater Haushalte nach Haushaltstyp

Der Vergleich einzelner Haushaltstypen zeigt deutliche Unterschiede in Niveau und
Struktur der privaten Konsumausgaben. Die hçchsten monatlichen Konsumausgaben
t�tigten im Jahr 2003 die sonstigen Haushalte (3035 Euro) und die Haushalte von
Paaren mit Kind(ern) (2854 Euro). Es folgten die Ausgaben der Paare ohne Kinder,
die fast doppelt soviel (2502 Euro) ausgaben wie die allein Lebenden (1347 Euro). Die
Haushalte von allein Lebenden gaben mit 1347 Euro am wenigsten aus, gefolgt von
den allein Erziehenden mit 1670 Euro. Ber�cksichtigt man, dass in einem Haushalt
von allein Erziehenden mindestens zwei Personen leben, sind bei diesem Haushalts-
typ die durchschnittlichen Pro-Kopf-Ausgaben am niedrigsten. Anteilig wendeten mit
56,5 % die allein Erziehenden auch das meiste Geld f�r Ern�hrung, Bekleidung und
Wohnen auf. Bei den allein Lebenden betrug der Anteil daf�r 53,3 % und bei den
Paaren mit Kind(ern) 52,1 %. Am niedrigsten lag der Grundversorgungsanteil bei
den Haushalten von Paaren ohne Kinder (49,0 %). Hinsichtlich der anteilsm�ßigen
Zusammensetzung der Grundbed�rfnisse lassen sich erhebliche Unterschiede f�r
die einzelnen Haushaltstypen nachweisen: W�hrend Paarhaushalte mit Kind(ern)
rund 15,4 % ihres gesamten Konsums f�r Nahrungsmittel, Getr�nke und Tabakwaren
ausgaben, waren es bei den allein Lebenden nur 12,4 %. Daf�r hatten sie mit 36,4 %
den hçchsten Ausgabenanteil f�r Wohnen, Energie und Wohnungsinstandhaltung,
gefolgt von den allein Erziehenden mit 34,4 %. Paare mit Kind(ern) hatten mit 31,0 %
wie auch Paare ohne Kinder (30,6 %) einen wesentlich geringeren Wohnkostenanteil.

Allein Lebende und Paare ohne Kinder nutzten ihre vorhandenen finanziellen Spiel-
r�ume insbesondere f�r hçhere Ausgaben in den Bereichen Freizeit, Unterhaltung und
Kultur (12,2 % bzw. 12,4 %) sowie Beherbergungs- und Gastst�ttendienstleistungen
(4,9 % bzw. 5,2 %). Bei den allein Erziehenden lagen die Anteile der Ausgaben f�r
Bildung mit 2,3 % (39 Euro) und die Ausgabenanteile f�r Nachrichten�bermittlung mit
4,6 % (77 Euro) am hçchsten. Mit 498 Euro und einem Anteil von 16,4 % hatten die
sonstigen Haushalte die hçchsten Verkehrsausgaben.

4.5.3 Konsumausgaben privater Haushalte
nach Haushaltsnettoeinkommen

Haushalte am so genannten unteren Rand der Einkommensverteilung, d.h. Haushalte
mit einem monatlichen Nettoeinkommen von weniger als 900 Euro, gaben im Jahr
2003 durchschnittlich 807 Euro f�r den Privaten Konsum aus. Die hçchste Einkom-
mensgruppe mit Haushaltsnettoeinkommen von 5000 bis unter 18000 Euro wendete
dagegen im Durchschnitt 4117 Euro und damit mehr als das F�nffache daf�r auf. Mit
zunehmender Einkommenshçhe �ndert sich die Zusammensetzung der Konsumaus-
gaben. W�hrend die Gruppe der Haushalte mit Niedrigeinkommen unter 900 Euro im
Jahr 2003 rund 62,8 % ihrer Gesamtausgaben f�r Grundbed�rfnisse (allein 41,0 % f�r
das Wohnen) aufzubringen hatte, sank dieser Anteil bei den Haushalten mit Monats-
einkommen zwischen 2600 und 3600 Euro auf 50,9 % und fiel bei den Einkommens-
beziehern der hçchsten Einkommensklasse (5000 bis unter 18000 Euro) auf 45,4 %.



Tab. 7: Konsumausgaben privater Haushalte1 2003 nach Haushaltstyp

Allein
Lebende

Allein
Erzie-
hende2

Paare3 Sonstige
Haus-
halteins-

gesamt
ohne
Kinder

mit
Kind(ern)4

je Haushalt und Monat in EUR

Private Konsumausgaben 1347 1670 2631 2502 2854 3035
Nahrungsmittel, Getr�nke,
Tabakwaren 166 264 374 336 439 449

Bekleidung und Schuhe 62 105 138 123 163 160
Wohnen, Energie, Wohnungs-
instandhaltung 490 575 810 766 886 905

Innenausstattung, Haushalts-
ger�te und -gegenst�nde 69 82 164 156 176 175

Gesundheitspflege 55 39 104 121 73 110
Verkehr 148 170 385 370 411 498
Nachrichten�bermittlung 49 77 71 64 83 109
Freizeit, Unterhaltung u. Kultur 164 192 322 311 339 339
Bildungswesen 7 39 25 9 53 29
Beherbergungs- u. Gastst�tten-
dienstleistungen 66 51 124 130 113 125

Andere Waren u. Dienstleistungen 69 77 116 116 117 136

je Haushalt und Monat in Prozent

Private Konsumausgaben 100 100 100 100 100 100
Nahrungsmittel, Getr�nke,
Tabakwaren 12,4 15,8 14,2 13,4 15,4 14,8

Bekleidung und Schuhe 4,6 6,3 5,2 4,9 5,7 5,3
Wohnen, Energie, Wohnungs-
instandhaltung 36,4 34,4 30,8 30,6 31,0 29,8

Innenausstattung, Haushalts-
ger�te und -gegenst�nde 5,1 4,9 6,2 6,2 6,2 5,8

Gesundheitspflege 4,1 2,3 3,9 4,8 2,6 3,6
Verkehr 11,0 10,2 14,6 14,8 14,4 16,4
Nachrichten�bermittlung 3,7 4,6 2,7 2,6 2,9 3,6
Freizeit, Unterhaltung und Kultur 12,2 11,5 12,2 12,4 11,9 11,2
Bildungswesen 0,5 2,3 1,0 0,4 1,9 0,9
Beherbergungs- u. Gastst�tten-
dienstleistungen 4,9 3,1 4,7 5,2 4,0 4,1

Andere Waren u. Dienstleistungen 5,1 4,6 4,4 4,6 4,1 4,5

1 Ergebnis der Einkommens- und Verbrauchsstichprobe.
2 Ledige(s) Kind(er) unter 18 Jahren.
3 Ehepaare und nichteheliche Lebensgemeinschaften einschl. gleichgeschlechtlicher Lebenspartner-

schaften.
4 Ledige(s) Kind(er) des/der Haupteinkommensbeziehers/-bezieherin oder des/der Ehepartners/-part-

nerin, Lebensgef�hrten/-gef�hrtin unter 18 Jahren.

Mit zunehmenden Einkommen stiegen die Ausgaben und die entsprechenden An-
teile f�r Innenausstattung, Gesundheitspflege, Verkehr, Freizeit und Kultur, Bildungs-
wesen sowie Beherbergungs- und Gastst�ttendienstleistungen: Die in der Statistik
nachgewiesenen Hçchstverdiener mit monatlichen Haushalts-Nettoeinkommen von
5000 bis unter 18000 Euro gaben bis zu zehn Mal mehr aus als die Niedrigverdiener
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mit Haushalts-Nettoeinkommen unter 900 Euro. Besonders ausgepr�gt ist der Unter-
schied bei den Verkehrsausgaben. W�hrend die Haushalte der untersten Einkom-
menskategorie nur 68 Euro bzw 8,4 % ihres Budgets monatlich an Verkehrsausgaben
hatten, war es bei der hçchsten Einkommensgruppe mit 663 Euro im Monat (16,1 %)
das Neunfache. Besonders ausgepr�gte Ausgabenunterschiede bestehen auch bei

Tab. 8: Konsumausgaben privater Haushalte1 2003
nach Haushaltsnettoeinkommensklassen

Monatliches Haushaltsnettoeinkommen von … bis unter … EUR

unter
900

900–
1300

1300–
1500

1500–
2000

2000–
2600

2600–
3600

3600–
5000

5000–
18000

je Haushalt und Monat in EUR
Private Konsumausgaben 807 1099 1334 1580 1983 2473 3061 4117
Nahrungsmittel, Getr�nke,
Tabakwaren 140 179 209 243 300 357 404 463

Bekleidung und Schuhe 36 51 63 81 99 126 162 226
Wohnen, Energie,
Wohnungsinstandhaltung 331 420 484 539 640 776 945 1182

Innenausstattung, Haushalts-
ger�te und -gegenst�nde 28 53 60 79 110 145 196 277

Gesundheitspflege 18 31 35 48 62 80 124 246
Verkehr 68 94 147 188 265 367 471 663
Nachrichten�bermittlung 41 48 52 59 63 75 85 104
Freizeit, Unterhaltung und
Kultur 74 122 153 188 249 301 363 509

Bildungswesen 6 7 9 11 15 23 31 45
Beherbergungs- und Gast-
st�ttendienstleistungen 29 41 61 67 88 114 145 209

Andere Waren und Dienst-
leistungen 37 52 62 77 92 110 136 192

je Haushalt und Monat in Prozent
Private Konsumausgaben 100 100 100 100 100 100 100 100
Nahrungsmittel, Getr�nke,
Tabakwaren 17,3 16,3 15,7 15,4 15,1 14,4 13,2 11,2

Bekleidung und Schuhe 4,5 4,6 4,7 5,1 5,0 5,1 5,3 5,5
Wohnen, Energie,
Wohnungsinstandhaltung 41,0 38,2 36,3 34,1 32,3 31,4 30,9 28,7

Innenausstattung, Haushalts-
ger�te und -gegenst�nde 3,5 4,8 4,5 5,0 5,5 5,9 6,4 6,7

Gesundheitspflege 2,2 2,8 2,6 3,0 3,1 3,2 4,1 6,0
Verkehr 8,4 8,6 11,0 11,9 13,4 14,8 15,4 16,1
Nachrichten�bermittlung 5,1 4,4 3,9 3,7 3,2 3,0 2,8 2,5
Freizeit, Unterhaltung und
Kultur 9,2 11,1 11,5 11,9 12,6 12,2 11,9 12,4

Bildungswesen 0,7 0,6 0,7 0,7 0,8 0,9 1,0 1,1
Beherbergungs- und Gast-
st�ttendienstleistungen 3,6 3,7 4,6 4,2 4,4 4,6 4,7 5,1

Andere Waren und Dienst-
leistungen 4,6 4,7 4,6 4,9 4,6 4,4 4,4 4,7

1 Ergebnis der Einkommens- und Verbrauchsstichprobe.



den Ausgaben f�r Gesundheitspflege. Haushalte mit einem monatlichen Nettoein-
kommen von unter 900 Euro gaben daf�r 18 Euro im Monat (2,2 %) aus, w�hrend
die Ausgaben der Haushalte mit hçchstem Einkommen 246 Euro (6,0 %) und damit
mehr als das Dreizehnfache betrugen. Die Ausgaben f�r das Bildungswesen sowie
andereWaren undDienstleistungen stiegen zwar auchmit zunehmendemEinkommen
an, machen aber bei fast allen Einkommensklassen in etwa den gleichen Anteil aus.

Bei der Betrachtung nach dem Haushaltsnettoeinkommen bilden die Ausgaben f�r
Nachrichten�bermittlung – abgesehen von denGrundversorgungsausgaben f�rWoh-
nen, Nahrung und Bekleidung – eine Ausnahme. Die Ausgaben f�r die Nachrichten-
�bermittlung steigen zwar auch mit zunehmendem Nettoeinkommen, aber prozentual
gesehen sind diese mit steigendem Einkommen r�ckl�ufig. So wendeten die Haus-
halte mit der niedrigsten Einkommensklasse daf�r anteilig 5,1 % (41 Euro) auf, w�h-
rend es bei der hçchsten Einkommensklasse gerade mal 2,5 % (104 Euro) waren.

4.6 Ausstattung der Haushalte mit Gebrauchsg�tern

Aussagen �ber den erreichten materiellen Lebensstandard der privaten Haushalte in
Deutschland lassen sich auch aus der Verf�gbarkeit langlebiger Gebrauchsg�ter ge-
winnen. Dazu gehçrt z.B. die Ausstattung mit elektrischen Haushaltsger�ten, der Be-
sitz von Kraftfahrzeugen sowie von G�tern der Unterhaltungselektronik (u.a. Video-
kameras/Camcorder, CD-Player, DVD-Player, Videorecorder usw.) f�r Zwecke der
Freizeitgestaltung. Auch die Anschaffung bzw. Ausstattung von und mit Produkten
der Informations- und Kommunikationstechnik (IKT) wie Personalcomputern, Mobil-
telefonen oder Internetzugang lassen wichtige R�ckschl�sse auf die Lebensverh�lt-
nisse der Haushalte zu. Aktuelle Daten �ber die Ausstattung der Haushalte mit der-
artigenGebrauchsg�tern stellen die LaufendenWirtschaftsrechnungen zur Verf�gung.
Die im Folgenden verwendeten Daten stammen aus den Allgemeinen Angaben der
Laufenden Wirtschaftsrechnungen 2005, in denen mit Stichtag 1. Januar 2005 bei
rund 8000 Haushalten eine Abfrage �ber deren Ausstattung mit verschiedenen Ge-
brauchsg�tern durchgef�hrt wurde. Befragt wurden dabei alle privaten Haushalte mit
Ausnahme der Selbstst�ndigen und Landwirte. Auch Haushalte mit einem monat-
lichen Haushaltsnettoeinkommen von 18000 Euro und mehr wurden nicht in diese
Befragung einbezogen, da diese Haushalte nicht in ausreichender Zahl an der Erhe-
bung teilnehmen, um repr�sentative Ergebnisse �ber sie nachweisen zu kçnnen. Nicht
ber�cksichtigt wurden außerdem Personen bzw. Haushalte in Anstalten und Gemein-
schaftsunterk�nften.

4.6.1 Ausstattung der Haushalte mit elektrischen Haushaltsger�ten

»Traditionelle« elektrische Haushaltsger�te wie der K�hlschrank sind in nahezu je-
dem Haushalt vorhanden. Hier lag der Ausstattungsgrad Anfang 2005 bei 99 %. Hin-
gegen besaßen nur 39 % aller Haushalte einen W�schetrockner. Bestimmend f�r das
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Tab. 9: Ausstattung privater Haushalte mit elektrischen Haushaltsger�ten 2005
nach Haushaltstyp1

Haus-
halte
ins-

gesamt

Allein
Lebende

Allein
Erzie-
hende2

Paare3 Sonstige
Haus-
halteins-

gesamt
ohne
Kinder

mit
Kind(ern)4

Erfasste Haushalte (Anzahl) 7858 1928 241 3976 2742 1234 1713
Hochgerechnete Haushalte
(1000) 35528 13374 1222 15649 10478 5171 5283

Ausstattungsgrad5 je 100 Haushalte
K�hlschrank 99,1 98,6 99,7 99,4 99,5 99,2 99,3
Gefrierschrank, Gefriertruhe 72,5 54,2 64,1 84,0 83,2 85,6 86,7
Geschirrsp�lmaschine 59,1 35,0 65,5 73,7 68,2 84,8 75,6
Mikrowellenger�t 67,0 53,3 71,0 74,0 69,6 83,0 80,0
W�schetrockner 39,3 20,8 36,6 50,8 44,9 62,9 52,7

Ausstattungsbestand6 je 100 Haushalte
K�hlschrank 115,3 101,7 107,4 122,5 123,4 120,6 130,3
Gefrierschrank, Gefriertruhe 83,6 56,4 66,1 100,4 100,2 100,7 107,1
Geschirrsp�lmaschine 59,8 35,1 65,7 74,5 69,1 85,3 77,6
Mikrowellenger�t 68,7 53,7 71,0 75,7 71,5 84,3 85,0
W�schetrockner 39,5 20,9 36,7 51,1 45,2 63,1 53,1

1 Ergebnis der Laufenden Wirtschaftsrechnungen.
2 Ledige(s) Kind(er) unter 18 Jahren.
3 Ehepaare und nichteheliche Lebensgemeinschaften einschl. gleichgeschlechtlicher Lebenspartner-

schaften.
4 Ledige(s) Kind(er) des/der Haupteinkommensbeziehers/-bezieherin oder des/der Ehepartners/-part-

nerin, Lebensgef�hrten/-gef�hrtin unter 18 Jahren.
5 Anzahl der Haushalte, in denen entsprechende langlebige Gebrauchsg�ter vorhanden sind, bezo-

gen auf hochgerechnete Haushalte der jeweiligen Spalte.
6 Anzahl der in den Haushalten vorhandenen langlebigen Gebrauchsg�ter, bezogen auf hochgerech-

nete Haushalte der jeweiligen Spalte.

Ausmaß der Ausstattung mit elektrischen Haushaltsger�ten ist u.a. der Haushalts-
typ. Insbesondere allein Lebende lagen jeweils recht deutlich unter den ermittelten
Durchschnittswerten. Im Vergleich dazu nahmen allein Erziehende technische Haus-
haltshilfen wesentlich st�rker in Anspruch, um bestimmte Hausarbeiten zu erledigen.
Hier f�llt insbesondere die Ausstattung mit Geschirrsp�lmaschinen und Mikrowellen-
ger�ten auf. Deren Ausstattungsgrad lag bei den allein Erziehenden mit knapp 66 %
bzw. 71 % wesentlich hçher als bei den allein Lebenden mit 35 % bzw. 53 %. Bei
Mikrowellenger�ten wiesen die allein Erziehenden sogar einen leicht hçheren Aus-
stattungsgrad auf als Paare ohne Kinder mit rund 70 %. Paarhaushalte mit Kindern
wiesen durchg�ngig f�r alle betrachteten elektrischen Haushaltsger�te die hçchsten
Ausstattungsgrade auf. Der Ausstattungsgrad mit W�schetrocknern war bei ihnen
mit rund 63 % drei Mal so hoch wie bei den allein Lebenden mit 21 %. Die Aus-
stattungsgrade mit Geschirrsp�lmaschinen, Mikrowellen und Gefrierschr�nken lagen
in den Paarhaushalten mit Kindern bei durchg�ngig �ber 80 % und damit deut-
lich �ber den Durchschnittswerten f�r alle Haushalte. Beispielsweise besaßen 86 %
der Paarhaushalte mit Kindern Gefrierschr�nke, verglichen mit einem Durchschnitts-



wert von 73 %. In 85 % dieser Haushalte gab es eine Geschirrsp�lmaschine (Bun-
desdurchschnitt: 59 %) und 83 % verf�gten �ber Mikrowellenger�te (Bundesdurch-
schnitt: 67 %).

4.6.2 Ausstattung der Haushalte mit Unterhaltungselektronik

Im Rahmen der Laufenden Wirtschaftsrechnungen wird neben der technologischen
Entwicklung im Bereich der Informations- und Kommunikationstechnik (IKT) ins-
besondere die Entwicklung bei den G�tern der Unterhaltungselektronik erfasst. Im

Tab. 10: Ausstattung privater Haushalte mit Empfangs-, Aufnahme- und
Wiedergabeger�ten von Bild und Ton 20051

Deutschland Fr�heres
Bundesgebiet

Neue L�nder
und Berlin-Ost

Erfasste Haushalte (Anzahl) 7858 6353 1505
Hochgerechnete Haushalte (1000) 35528 28831 6696

Ausstattungsgrad2 je 100 Haushalte
DVD-Player/-Recorder 50,1 51,0 46,4
Videorecorder 70,1 70,0 70,2
Camcorder (Videokamera) 19,4 19,1 21,0
Camcorder (Videokamera) analog 13,8 13,5 15,3
Camcorder (Videokamera) digital 6,6 6,6 6,7

Fotoapparat analog 74,9 74,2 77,9
Digitalkamera (Fotoapparat digital) 31,9 33,1 27,1
Hi-Fi-Anlage 72,1 73,3 66,9
MP3-Player 14,7 15,4 11,9
Satellitenempfangsanlage 39,0 40,1 34,6
Kabelanschluss 52,1 49,8 62,4
CD-Player/-Recorder (auch im PC) 69,6 70,1 67,7
Mini-Disc-Player/-Recorder 10,8 11,5 7,9

Ausstattungsbestand3 je 100 Haushalte
DVD-Player/-Recorder 63,2 64,7 56,9
Videorecorder 84,7 84,5 85,3
Camcorder (Videokamera) 20,8 20,5 22,1
Camcorder (Videokamera) analog 14,0 13,6 15,5
Camcorder (Videokamera) digital 6,9 6,9 6,7

Fotoapparat analog 102,7 102,7 103,0
Digitalkamera (Fotoapparat digital) 36,1 37,3 30,9
Hi-Fi-Anlage 96,5 99,3 84,6
MP3-Player 18,5 19,2 15,3
Satellitenempfangsanlage 42,1 43,5 36,1
Kabelanschluss 53,7 51,5 63,3
CD-Player/-Recorder (auch im PC) 104,3 106,9 93,3
Mini-Disc-Player/-Recorder 13,4 14,2 9,6

1 Ergebnis der Laufenden Wirtschaftsrechnungen.
2 Anzahl der Haushalte, in denen entsprechende langlebige Gebrauchsg�ter vorhanden sind, bezo-

gen auf hochgerechnete Haushalte der jeweiligen Spalte.
3 Anzahl der in den Haushalten vorhandenen langlebigen Gebrauchsg�ter, bezogen auf hochgerech-

nete Haushalte der jeweiligen Spalte.
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Jahr 2005 wurde unter anderem der Besitz von CD-Playern und -Recordern, DVD-
Playern, Mini-Disc-Playern und -Recordern sowie MP3-Playern erfragt, wobei z.T.
zwischen analogen und digitalen Ger�ten differenziert wurde.

Die Ausstattung der Haushalte im fr�heren Bundesgebiet und in den neuen L�ndern
und Berlin-Ost hat sich – von wenigen G�tern abgesehen – mit Empfangs-, Aufnah-
me- und Wiedergabeger�ten von Bild und Ton Anfang 2005 weitgehend angen�hert.
Rund 70 % der Haushalte besaßen Anfang 2005 CD-Player, Videorecorder und Hifi-
Anlagen. Knapp 75 % der Haushalte besaßen einen analogen Fotoapparat, w�hrend
digitale Fotoapparate erst in jedem dritten Haushalt (32 %) vorhanden sind. DVD-
Player sind bereits in jedem zweiten Haushalt (50 %) verf�gbar. Mehr als die H�lfte
der Haushalte besaß Kabelanschluss (52 %), wobei hier die Ausstattung der Haus-
halte im Osten mit 62 % sogar hçher als im Westen (50 %) war.

Geringer dagegen ist die Pr�senz anderer moderner Ger�te der Unterhaltungselekt-
ronik. So besaßen Anfang 2005 nur 19 % der Haushalte in Deutschland Camcorder/
Videokameras. Auch die erstmals erfragten MP3-Player waren nur in 15 % der Haus-
halte vorzufinden. Mini-Disc-Player/-Recorder gaben nur 11 % der Haushalte als
vorhandenes Ausstattungsgut an.

4.6.3 Ausstattung der Haushalte mit Personalcomputern und G�tern
der Nachrichten�bermittlung

Die grçßte Dynamik ist in den zur�ckliegenden Jahren in der Haushaltsausstattung mit
Informations- und Kommunikationstechnologien festzustellen. Die neuen Technolo-
gien haben sich in ostdeutschen Haushalten nahezu genauso etabliert wie in west-
deutschen Haushalten. Es bestehen keine nennenswerten Unterschiede in den Aus-
stattungsgraden mehr. Nachdem im Jahr 2001 erst 53 % der Haushalte einen PC ihr
Eigen nannten, waren es Anfang 2005 bereits 69 %. Zugang zum Internet hatten
Anfang 2005 insgesamt 55 % aller Haushalte verglichen mit 27 % vier Jahre zuvor.
Der Ausstattungsgrad mit Mobiltelefonen betrug 76 %. Der Ausstattungsbestand mit
Handys lag sogar hçher als der der Festnetztelefone. Zum Jahresbeginn 2005 kamen
127 Handys auf 100 Haushalte, verglichen mit 115 Festnetztelefonen.

Wie eine Analyse der Ausstattungen mit Informations- und Kommunikationstechnik
(IKT) zeigt, gibt es erhebliche Unterschiede in der Ausstattung mit moderner Infor-
mations- und Kommunikationstechnik in Abh�ngigkeit vom jeweiligen Alter der Haupt-
einkommensbezieher. So lag der Ausstattungsgrad bei PCs zu Beginn des Jahres
2005 in allen Altersklassen bis unter 55 Jahren deutlich �ber dem allgemeinen Durch-
schnitt von 69 %. Am hçchsten war Anfang 2005 der Ausstattungsgrad bei den Alters-
gruppen der 25- bis unter 35-J�hrigen und der 35- bis unter 45-J�hrigen, von denen
88 % einen PC besaßen. Bei den 55- bis unter 65-J�hrigen verf�gten 69 % der Haus-
halte �ber einen PC, bei den 65- bis unter 70-J�hrigen war es jeder zweite Haushalt
und bei den 70- bis unter 80-J�hrigen war es nahezu jeder dritte Haushalt (29 %).

�hnlich ist die altersspezifische Verteilung beim Internetzugang. Auch hier lagen die
Ausstattungsgrade der Haushalte mit unter 55-j�hrigen Haupteinkommensbeziehern



durchweg �ber dem Durchschnittswert von 55 %. Mit knapp drei Viertel (74 % der
Haushalte) war bei den 35- bis unter 45-J�hrigen der Anteil der ans Internet Ange-
schlossenen am hçchsten. Der fehlende Zugang zum Internet ist mit wachsendem
Alter des Haupteinkommensbeziehers noch ausgepr�gter als bei der Ausstattung mit
PC. Bei den 55- bis unter 65-J�hrigen verf�gten 53 % der Haushalte �ber die tech-
nischen Voraussetzungen, um im Internet zu surfen. Bei den 65- bis unter 70-J�hri-
gen waren es noch 34 %, bei den 70- bis unter 80-J�hrigen 18 %.

Die Nutzung derartiger Technologien ist neben demAlter auch in hohemMaße von der
Zugehçrigkeit zu bestimmten Haushaltstypen und vom jeweiligen Nettoeinkommen
der Haushalte abh�ngig. Eine Gegen�berstellung nach Haushaltstypen zeigt zum Bei-
spiel, dass so genannte »Familienhaushalte«, d.h. Haushalte mit Kindern, deutlich
besser mit PC und Internet ausgestattet sind als andere Haushaltstypen. Anfang

Tab. 11: Ausstattung privater Haushalte mit PC und G�tern
der Nachrichten�bermittlung1 2005

Deutschland Fr�heres
Bundesgebiet

Neue L�nder
und Berlin-Ost

Erfasste Haushalte (Anzahl) 7858 6353 1505
Hochgerechnete Haushalte (1000) 35528 28831 6696

Ausstattungsgrad2 je 100 Haushalte
Personalcomputer 68,6 69,0 66,6
PC station�r 62,9 63,1 62,1
PC mobil (Notebook, Laptop, Palmtop) 17,2 17,6 15,2

Internetanschluss, -zugang 54,6 55,2 51,6
ISDN-Anschluss 23,9 26,0 14,9
Telefon 99,3 99,2 99,8
Telefon station�r (auch schnurlos) 95,9 95,8 96,3
Telefon mobil (Autotelefon, Handy) 76,4 76,7 75,3

Anrufbeantworter station�r 47,1 47,4 45,7
Telefaxger�t 18,7 19,5 15,4
Navigationssystem im Kfz 4,4 4,7 (3,1)

Ausstattungsbestand3 je 100 Haushalte
Personalcomputer 98,5 100,0 92,1
PC station�r 79,3 80,3 75,4
PC mobil (Notebook, Laptop, Palmtop) 19,2 19,8 16,7

Internetanschluss, -zugang 57,2 58,0 53,4
ISDN-Anschluss 24,4 26,5 15,1
Telefon 241,3 243,6 231,4
Telefon station�r (auch schnurlos) 114,7 116,7 106,3
Telefon mobil (Autotelefon, Handy) 126,5 126,9 125,1

Anrufbeantworter station�r 48,0 48,5 46,0
Telefaxger�t 18,9 19,7 15,5
Navigationssystem im Kfz 4,6 4,9 (3,1)

1 Ergebnis der Laufenden Wirtschaftsrechnungen.
2 Anzahl der Haushalte, in denen entsprechende langlebige Gebrauchsg�ter vorhanden sind, bezo-

gen auf hochgerechnete Haushalte der jeweiligen Spalte.
3 Anzahl der in den Haushalten vorhandenen langlebigen Gebrauchsg�ter, bezogen auf hochgerech-

nete Haushalte der jeweiligen Spalte.
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2005 besaßen knapp 93 % der Paare mit Kindern einen PC und knapp 81 % dieser
Haushalte hatten Internetzugang. Auch bei den allein Erziehenden mit minderj�hrigen
Kindern sind �berdurchschnittlich hohe Ausstattungsgrade festzustellen: 89 % der
allein Erziehenden verf�gten zu Beginn des Jahres 2005 �ber einen eigenen Computer
und rund 65 % besaßen Internetanschluss.

Bei der �berdurchschnittlichen Ausstattung dieser Haushaltstypen mit IKT-G�tern
spielt sicherlich eine Rolle, dass gerade Kinder im Schulalter sowohl f�r Ausbildungs-
als auch zu Unterhaltungszwecken derartige Technologien nutzen. Hinzu kommt fer-
ner, dass Erwachsene in diesen Haushalten lebenszyklisch in aller Regel im Erwerbs-
leben stehen und dortmit innovativenGer�ten der IKT arbeiten, deren Vorteile sie auch
im h�uslichen Umfeld nicht missen mçchten.

Unterdurchschnittlich waren die Ausstattungsgrade bei Paaren ohne Kinder sowie bei
den allein Lebenden. Die niedrigste Ausstattungmit PC und Internet wiesen jeweils die
allein lebenden Frauen auf. Nur 44 % (allein lebende M�nner: 65 %) von ihnen ver-
f�gten �ber einen PC und nur 31 % (allein lebende M�nner: 53 %) �ber einen Internet-
anschluss.

Die Abh�ngigkeit der PC- und Internetausstattung von den Einkommensverh�ltnissen
der privaten Haushalte belegen abschließend noch folgende Zahlen aus den laufen-
den Wirtschaftsrechnungen 2005. So hatten nur rund 51 % der Haushalte mit einem
Monatsnettoeinkommen von unter 1300 Euro einen PC. Bei den Haushalten mit Ein-
kommen zwischen 5000 Euro und 18000 Euromonatlich waren es dagegen 94 %. Bei
Internetanschl�ssen liegt der Ausstattungsanteil bei den Niedrigeinkommensbezie-
hern bei 37 %, bei den Besserverdienenden der Einkommensgruppe 5000 bis unter
18000 Euro sind es 86 %.

4.6.4 Ausstattung der Haushalte mit Fahrzeugen und Sportger�ten

Der Motorisierungsgrad der Haushalte hat weiter leicht zugenommen. 77 % aller
Haushalte in Deutschland hatten Anfang 2005 einen oder mehrere Personenkraft-
wagen (fr�heres Bundesgebiet: knapp 78 %, neue L�nder und Berlin-Ost: 74 %).
Im Vergleich dazu lag der Ausstattungsgrad mit Pkw im Jahr 2001 in Deutschland
noch bei 75 %.

�hnlich hoch wie bei Pkw ist – was den Ausstattungsgrad anbelangt – auch die
Verf�gbarkeit von Fahrr�dern in deutschen Haushalten. Anfang 2005 besaßen
80 % der Privathaushalte ein oder mehrere Fahrr�der. Allerdings herrscht bei den
Fahrr�dern ein sehr viel hçheres Maß an Mehrfachausstattungen vor als bei den Per-
sonenkraftwagen. So kamen im Bundesdurchschnitt Anfang 2005 178 Fahrr�der auf
100 Haushalte. Im fr�heren Bundesgebiet waren es sogar 182 Fahrr�der je 100 Haus-
halte (neue L�nder und Berlin-Ost: 160 Fahrr�der je 100 Haushalte).

Im Rahmen der Laufenden Wirtschaftsrechnungen wird auch die Verf�gbarkeit von
Hometrainern in privaten Haushalten erfasst (s. Tab. 12). Anfang 2005 waren 27,3 %
aller Haushalte im Besitz derartiger Ger�te. Zwischen West (27,4 %) und Ost (26,8 %)
waren dabei kaum nennenswerte Ausstattungsunterschiede erkennbar.



Tab. 12: Ausstattung priv. Haushalte mit Fahrzeugen und Sportger�ten1 2005

Deutschland Fr�heres
Bundesgebiet

Neue L�nder
und Berlin-Ost

Erfasste Haushalte (Anzahl) 7858 6353 1505
Hochgerechnete Haushalte (1000) 35528 28831 6696

Ausstattungsgrad2 je 100 Haushalte
Fahrzeuge
Personenkraftwagen 76,8 77,5 74,1
Fabrikneu gekauft 36,0 35,5 38,4
Gebraucht gekauft 46,6 47,5 43,0
Geleast3 2,9 3,2 (1,5)

Kraftrad 10,8 11,8 6,4
Fahrrad 79,8 81,1 74,3

Sonstige Ger�te
Sportger�te (Hometrainer) 27,3 27,4 26,8

Ausstattungsbestand4 je 100 Haushalte
Fahrzeuge
Personenkraftwagen 101,5 102,4 97,7
Fabrikneu gekauft 40,3 39,8 42,5
Gebraucht gekauft 58,0 59,1 53,5
Geleast4 3,2 3,6 (1,7)

Kraftrad 12,7 13,8 7,8
Fahrrad 178,1 182,4 159,7

Sonstige Ger�te
Sportger�te (Hometrainer) 31,0 31,4 29,3

1 Ergebnis der Laufenden Wirtschaftsrechnungen.
2 Anzahl der Haushalte, in denen entsprechende langlebige Gebrauchsg�ter vorhanden sind, bezo-

gen auf hochgerechnete Haushalte der jeweiligen Spalte.
3 Auch vom Arbeitgeber oder vom eigenen Unternehmen zur Verf�gung gestellt. Keine Ratenk�ufe.
4 Anzahl der in den Haushalten vorhandenen langlebigen Gebrauchsg�ter, bezogen auf hochgerech-

nete Haushalte der jeweiligen Spalte.

4.7 Verbraucherinsolvenzen

Nach einer Studie im Auftrage des Bundesministeriums f�r Familie, Senioren, Frauen
und Jugend gelten in Deutschland bis zu 3 Mill. Haushalte als �berschuldet, d.h. sie
kçnnen mit ihrem laufenden Einkommen ihren Zahlungsverpflichtungen nicht mehr
vollst�ndig nachkommen. Wenn Schuldnerinnen und Schuldner nach Mahnverfahren
und Lohnpf�ndung die Gl�ubiger nicht zufrieden stellen kçnnen, kommt es im All-
gemeinen zur Abnahme einer eidesstattlichen Versicherung durch den Gerichtsvoll-
zieher. Im Rahmen dieser Versicherung muss der Schuldner die Vollst�ndigkeit und
Richtigkeit einer Vermçgensaufstellung an Eides statt versichern. Danach wird der
Schuldner in einem Verzeichnis gef�hrt, das nach drei Jahren gelçscht wird, sofern
kein Gl�ubiger erneut eine derartige Versicherung verlangt. Die Abgabe eidesstatt-
licher Versicherungen hat in den letzten Jahren stark zugenommen. Zuletzt im Jahr
2003 wurden �ber 1 Mill. derartiger Maßnahmen ergriffen.
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Die praktisch lebenslange Nachhaftung ließ viele Schuldnerinnen und Schuldner in
die Schattenwirtschaft bzw. Schwarzarbeit abgleiten und ihre F�higkeiten gingen der
Volkswirtschaft verloren. Da ein Insolvenzverfahren zur Regelung der Auseinander-
setzung zwischen Gl�ubigern und Schuldnern Privatpersonen weitgehend verschlos-
sen blieb, hat der Gesetzgeber im Zuge der Neugestaltung des Insolvenzrechts seit
1999 die Mçglichkeit geschaffen, dass auch private Schuldnerinnen und Schuldner
ein Insolvenzverfahren in Anspruch nehmen kçnnen. Hilfreich f�r die Schuldner konn-
te ein derartiges Verfahren jedoch nur dann sein, wenn am Ende eine Befreiung von
der Restschuld in Aussicht gestellt wird. Aber auch f�r die Gl�ubiger sollte sich ein
solches Verfahren bezahlt machen, indem sie zumindest einen Teil ihrer Forderungen
erstattet bekommen.

Speziell f�r private Schuldnerinnen und Schuldner wurde daher 1999 das so genannte
Verbraucherinsolvenzverfahren eingef�hrt, das gegen�ber dem Regelinsolvenzver-
fahren, das vor allem auf Unternehmen zugeschnitten ist, einen vereinfachten Ablauf
aufweist. Bevor jedoch ein Verbraucherinsolvenzverfahren beantragt werden kann,
muss nachgewiesen werden, dass außergerichtlich eine Einigung zwischen Gl�ubi-
ger und Schuldner auf der Grundlage eines Plans erfolglos verlaufen ist. Erst wenn
dies nicht gelingt, kommt ein Verbraucherinsolvenzverfahren in Betracht. Dieses sieht
vor, dass Schuldnerinnen und Schuldner sechs Jahre lang ihr pf�ndbares Einkom-
men oder �hnliche Bez�ge dem Gl�ubiger zur Verf�gung stellen und ihnen am
Ende eine Restschuldbefreiung gew�hrt wird. Voraussetzung daf�r ist jedoch, dass
ein Verbraucherinsolvenzverfahren erçffnet wird, d.h. die Schuldner m�ssen in der
Lage sein, die Verfahrenskosten zu bezahlen. Da diese Kosten sich anf�nglich als
un�berwindbares Hindernis erwiesen haben, wurde im Dezember 2001 die Insolvenz-
ordnung erneut ge�ndert und in diesen F�llen die Stundung der Verfahrenskosten
durch die Staatskasse vorgesehen.

Als 1999 die neuen Vorschriften in Kraft traten, wurde davon zun�chst nur zçger-
lich Gebrauch gemacht. Dies lag zum einen daran, dass zuvor erst außergerichtliche

Tab. 13: Verbraucherinsolvenzen1

Jahr Erçffnete
Verfahren

Mangels
Masse ab-
gewiesene
Verfahren

Schulden-
bereini-

gungsplan
angenom-

men

Verfahren
insgesamt

Ver�nde-
rung

gegen�ber
Vorjahres-
zeitraum

Durch-
schnittliche
Schulden je

Fall

in % in 1000
EUR

1999 1634 1496 227 3357 x 179
2000 6886 2449 1144 10479 + 212,2 189
2001 9070 2552 1655 13277 + 26,7 193
2002 19857 489 1095 21441 + 61,5 115
2003 32131 244 1234 33609 + 56,8 92
2004 47230 252 1641 49123 + 46,2 75
2005 66945 279 1674 68898 + 40,3 69

1 Ohne Kleingewerbe und ohne ehemals selbstst�ndig T�tige.



Einigungsversuche unternommen und best�tigt werden mussten, bevor ein gericht-
liches Verfahren in Frage kam. Als im Jahr 2000 die Schuldnerberatungsstellen zu
Insolvenzberatungsstellen aufgewertet und damit die �berschuldeten Haushalte bes-
ser informiert wurden, verdreifachte sich die Zahl der Verbraucherinsolvenzen binnen
Jahresfrist auf �ber 10000. Auch 2001 stiegen die Verbraucherinsolvenzen um ein
Viertel an. Seit 2002, mit Einf�hrung der Mçglichkeit, sich die Verfahrenskosten stun-
den zu lassen, benutzen immer mehr Verbraucher diese Regelung, um sich mit Hilfe
eines Insolvenzverfahrens von ihren Schulden zu befreien. Als 2002 die gesetzliche
�nderung erstmals wirksamwurde, machten rund 21000 Schuldner davon Gebrauch.
Bis 2005 stieg diese Zahl auf rund 69000 und hat sich damit mehr als verdreifacht.

Die �berschuldeten Haushalte weisen relativ hohe Verbindlichkeiten auf, die sich in
den letzten beiden Jahren in der Grçßenordnung von durchschnittlich rund 70000
Euro bewegten. Bis 2001, also vor Einf�hrung der Stundung, waren die durchschnitt-
lichen Verbindlichkeiten mehr als doppelt so hoch gewesen. Dies h�ngt in erster Linie
damit zusammen, dass bis 2001 nicht trennscharf zwischen reinen Verbrauchern und
Personen unterschieden wurde, die fr�her einmal beruflich selbstst�ndig t�tig waren
und aufgrund dieser Selbstst�ndigkeit hçhere Verbindlichkeiten besaßen.

132



133

5 Wohnen

Angaben �ber das Wohnen und die Wohnungsversorgung werden in Deutschland in
grçßeren Zeitabst�nden erhoben. Die letzte als Totalz�hlung durchgef�hrte Geb�ude-
und Wohnungsz�hlung fand im fr�heren Bundesgebiet am 25. Mai 1987 und in den
neuen L�ndern und Berlin-Ost am 30. September 1995 statt. Daneben stellte die
1 %-Geb�ude- undWohnungsstichprobe vom 30. September 1993 erstmals gesamt-
deutsche Ergebnisse bereit. Neueste Angaben �ber Wohnungen und insbesondere
�ber die Wohnsituation der Haushalte liegen aus einer mit dem Mikrozensus des
Jahres 2002 durchgef�hrten wohnungsstatistischen Zusatzerhebung vor. Da diese
Erhebung alle vier Jahre stattfindet, werden die Ergebnisse aus dem Mikrozensus
2006 im Datenreport 2008 enthalten sein.

DieWohnverh�ltnisse im fr�heren Bundesgebiet und in den neuen L�ndern einschließ-
lich Berlin-Ost waren auch nach mehr als elf Jahren seit der Wiedervereinigung trotz
gewisser Ann�herungen nachwie vor unterschiedlich. Deshalb werden die Ergebnisse
f�r beide Teilgebiete getrennt nachgewiesen, um entsprechende Vergleiche zu er-
mçglichen.

Unterschiede zwischen West und Ost werden schon bei sehr allgemeinen �bersich-
ten erkennbar, etwa einem Vergleich der durchschnittlichen Wohnfl�che. Im Westen
verf�gte im April 2002 jede in die Erhebung einbezogene Person �ber 42,8 Quadrat-
meter, im Osten nur �ber 36,2 Quadratmeter. In Wohngeb�uden hatten die Wohnun-
gen eine durchschnittliche Fl�che von 92,5 Quadratmetern im Westen und 76,8 Qua-
dratmetern im Osten.

Tab. 1: Wohnsituation in Deutschland 2002

Gebiet Durchschnittliche Wohnfl�che je

Wohnung Person

m2

Deutschland 89,6 41,6
Fr�heres Bundesgebiet 92,5 42,8
Neue L�nder und Berlin-Ost 76,8 36,2

5.1 Altersstruktur des Wohnungsbestandes

27,9 % der Wohnungen in Deutschland stammen aus der Zeit bis 1948, 61 % ent-
standen zwischen 1949 und 1990 und jede neunte Wohnung wurde 1991 und sp�ter
gebaut. Im Osten lag der Anteil der bis 1948 gebauten Wohnungen bei 42,6 %, w�h-
rend es im Westen nur knapp ein Viertel war.



Tab. 2: Wohnungen in Wohngeb�uden 2002 nach dem Baujahr

Gebiet Wohnungen
insgesamt

Davon errichtet …

bis 1948 1949–1990 1991 und sp�ter

1000 1000 % 1000 % 1000 %

Deutschland 38259,8 10679,4 27,9 23329,6 61,0 4250,9 11,1
Fr�heres
Bundesgebiet 30621,9 7422,4 24,2 19996,1 65,3 3203,5 10,5
Neue L�nder
u. Berlin-Ost 7638,0 3256,9 42,6 3333,5 43,6 1047,4 13,7

Insgesamt sind die Geb�ude – und damit die Wohnungen – im Osten erheblich �lter
als im Westen. Dies ist im Wesentlichen auf die geringere Neubaut�tigkeit in der
ehemaligen DDR zur�ckzuf�hren. In den Jahren zwischen 1949 und 1990 wurden
in den alten Bundesl�ndern �ber 65 % aller Wohnungen gebaut, in den neuen nur
etwa 44 %. Die starke Baut�tigkeit in den neuen L�ndern und Berlin-Ost zeigt den
inzwischen stattfindenden Aufholprozess. So hat sich der Anteil der nach der Wie-
dervereinigung errichteten Wohnungen seit 1998 um 4,7 Prozentpunkte auf 13,7 %
im Jahr 2002 erhçht und lag damit �ber dem Anteil der alten Bundesl�nder.

5.2 Eigent�merquote

Von den im April 2002 in Deutschland gez�hlten 35,1 Mill. bewohnten Wohnungen in
Wohngeb�uden waren 20 Mill. von Mietern sowie 15 Mill. von Eigent�mern bewohnt.
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Abb. 1: Eigent�merquote 1998/20021

1 Eigent�merquote: Anteil der vom Eigent�mer selbst bewohnten Wohnungen an allen Wohnungen in
Wohngeb�uden.
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Von der Gesamtzahl der bewohnten Wohnungen lagen 28,6 Mill. im fr�heren Bun-
desgebiet, 15,9 Mill. waren Mietwohnungen, 12,7 Mill. Eigentumswohnungen. In den
neuen L�ndern und Berlin-Ost betrug die Wohnungszahl 6,5 Mill., die sich in 4,3 Mill.
Mietwohnungen und 2,2 Mill. Eigent�merwohnungen aufteilte.

Die Eigent�merquote, die den Anteil der von den Eigent�mern selbst bewohnten
Wohnungen gemessen an allen bewohnten Wohnungen ausdr�ckt, lag im fr�heren
Bundesgebiet bei 44,6 % und in den neuen L�ndern und Berlin-Ost bei 34,2 %. Der
Vergleich mit den Ergebnissen der Mikrozensus-Zusatzerhebung von 1998 zeigt
eine st�rkere Zunahme des Anteils der von den Eigent�mern selbst genutzten Woh-
nungen im Osten gegen�ber dem Westen. Dennoch lag im April 2002 die Eigent�-
merquote im fr�heren Bundesgebiet noch um �ber 10 Prozentpunkte hçher als in den
neuen L�ndern und Berlin-Ost.

5.3 Grçße der Wohnungen

Eigent�merwohnungen in Deutschland waren mit durchschnittlich 115,7 Quadrat-
metern wesentlich grçßer als Mietwohnungen mit durchschnittlich rund 70 Quadrat-
metern. 70,7 % der Mietwohnungen hatten bis 80 Quadratmeter Wohnfl�che, w�h-
rend es bei den Eigent�merwohnungen 17,5 % waren. Dementsprechend standen in
der Grçßenklasse ab 80 Quadratmetern Wohnfl�che 29,3 % der Mietwohnungen
82,5 % der Eigent�merwohnungen gegen�ber. Diese unterschiedliche Struktur ist
sicher zum grçßten Teil durch die Einfamilienh�user bestimmt, die meist �ber 100
Quadratmeter Wohnfl�che haben und von ihren Eigent�mern �berwiegend selbst
bewohnt werden.

Tab. 3: Bewohnte Wohnungen in Wohngeb�uden nach der Wohnfl�che 2002

Gebiet/
Art der Wohnung

ins-
gesamt

1000

Miet- und Eigent�merwohnungen Durch-
schnitt-
liche
Fl�che
je Woh-
nung
m2

davon mit einer Fl�che von … bis unter … m2

unter 40 40–80 80–100 100
und mehr

%

Deutschland 35127,7 4,7 43,4 17,6 34,4 89,6
Mietwohnungen 20151,6 7,7 63,1 16,9 12,3 70,1
Eigent�merwohnungen 14976,1 0,6 16,9 18,5 64,1 115,7
Fr�heres Bundesgebiet 28589,8 4,3 40,1 18,5 37,1 92,5
Mietwohnungen 15851,6 7,3 59,6 18,9 14,2 72,2
Eigent�merwohnungen 12738,2 0,5 15,9 18,1 65,5 117,8
Neue L�nder
Berlin-Ost 6537,9 6,2 57,7 13,5 22,7 76,8
Mietwohnungen 4300,1 9,0 75,9 9,6 5,5 62,6
Eigent�merwohnungen 2237,9 0,7 22,8 20,9 55,6 104,0



Im fr�heren Bundesgebiet war mehr als die H�lfte der Wohnungen grçßer als 80 Qua-
dratmeter, in den neuen L�ndern nur etwas mehr als ein Drittel. So war in Wohn-
geb�uden auch die durchschnittliche Fl�che einer Wohnung imWesten mit 92,5 Qua-
dratmetern um 15,7 Quadratmeter grçßer als im Osten.

5.4 Beheizung der Wohnungen

Hinsichtlich der Beheizung der Wohnungen sind nach wie vor ebenfalls deutliche
Unterschiede zwischen West und Ost zu erkennen. Im Westen wurden im April
2002 73,3 % der Wohnungen mit Zentralheizung beheizt, 9,5 % mit Fernheizung,
9,4 % mit Ofenheizung, 7,7 % mit Etagenheizung. Die neuen Bundesl�nder wie-
sen eine andere Rangfolge auf. F�hrend war dort zwar auch die Zentralheizung,

Tab. 4: Bewohnte Wohnungen in Wohngeb�uden nach Heizungsart 2002

Wohnungen/
Energieart

Deutschland Fr�heres
Bundesgebiet

Neue L�nder
und Berlin-Ost

1000 % 1000 % 1000 %

Wohnungen in Wohn-
geb�uden insgesamt

35127,7 100 28589,8 100 6537,9 100

Wohnungen �berwiegend
beheizt mit …
Block-/Zentralheizung 24308,2 69,2 20964,9 73,3 3343,3 51,1
Fernheizung 4804,7 13,7 2712,4 9,5 2092,3 32,0
Einzel- oder Mehrraumçfen 3197,9 9,1 2685,4 9,4 512,5 7,8
Etagenheizung 2777,8 7,9 2193,4 7,7 584,4 8,9
Wohnungen ohne Angabe 39,1 0,1 33,6 0,1 5,5 0,1

deren Anteil von 42,1 % in 1998 auf 51,1 % im Jahr 2002 gestiegen ist. Daneben
war aber nahezu jede dritte Wohnung an ein Fernheizwerk angeschlossen. Hier-
bei handelt es sich �berwiegend um Wohnungen, die in den Plattenbauten der Tra-
bantensiedlungen vieler St�dte entstanden sind und generell fernbeheizt werden.
Mit Einzel- oder Mehrraumçfen, die zu »DDR-Zeiten« noch vorherrschten, waren
im Jahre 2002 nur noch 7,8 % der Wohnungen ausgestattet. 8,9 % hatten Etagen-
heizungen.

Bei den f�r die Beheizung von Wohnungen verwendeten Energiearten gab es zwi-
schen West und Ost, abgesehen von der Fernw�rme, deutliche Ann�herungen im
Vergleich zu 1998. Der Anteil an Gas ist in den neuen Bundesl�ndern zwischen
1998 und 2002 um �ber ein F�nftel auf nunmehr 45,1 % angestiegen und erreich-
te damit fast den Wert der alten Bundesl�nder von 48,3 %. Heizçl hatte mit 35,6 %
den zweitgrçßten Anteil im Westen, danach folgte die Fernw�rme mit 9,5 %, die
�brigen Energiearten spielten nur eine geringe Rolle. Im Osten war nach wie vor
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Tab. 5: Bewohnte Wohnungen in Wohngeb�uden
nach �berwiegend verwendeter Energieart 2002

Wohnungen/
Energieart

Deutschland Fr�heres
Bundesgebiet

Neue L�nder
und Berlin-Ost

1000 % 1000 % 1000 %

Wohnungen in Wohn-
geb�uden insgesamt 35127,7 100 28589,8 100 6537,9 100
Wohnungen �berwiegend
beheizt mit …
Gas 16750,4 47,7 13803,6 48,3 2946,8 45,1
Heizçl 11177,1 31,8 10174,8 35,6 1002,3 15,3
Fernw�rme 4804,7 13,7 2712,4 9,5 2092,3 32,0
Elektrizit�t 1440,4 4,1 1316,6 4,6 123,8 1,9
Briketts, Braunkohle 451,6 1,3 137,0 0,5 314,5 4,8
Holz oder Sonstiges 347,3 1,0 309,6 1,1 37,7 0,6
Koks, Steinkohle 117,1 0,3 102,0 0,4 15,1 0,2
Wohnungen ohne Angabe 39,1 0,1 33,6 0,1 5,5 0,1

aufgrund der schon erw�hnten Gegebenheiten des Plattenbaus die Fernw�rme mit
32 % zweitwichtigste Energieart, gefolgt vom Heizçl mit 15,3 %. Der Anteil von Bri-
ketts bzw. Braunkohle ist seit 1998 in den neuen Bundesl�ndern um fast 9 Prozent-
punkte stark zur�ckgegangen und hatte 2002 nur noch einen Anteil von 4,8 %.

5.5 Mieten

Bei der Zusatzerhebung des Mikrozensus 2002 wurden auch die Mieten erfragt. Zur
Bruttokaltmiete werden neben der Grundmiete die kalten Betriebskosten gerechnet,
also z.B. die monatlichen Betr�ge f�r Wasser, Kanalisation und M�llabfuhr. Nicht zur
Miete rechnen hier die Umlagen f�r Zentralheizung oder Warmwasserversorgung,
Garage usw.

�ber die Hçhe der Mieten wird çffentlich viel diskutiert. Thema sind aber vor allem die
Mieten f�r Wohnungen, die in den letzten Jahren neu bezogen wurden. In die in den
vorliegenden Tabellen ausgewiesenen Mietbetr�ge gehen aber auch die Mieten f�r
langj�hrig vermietete Wohnungen ein, die meist niedriger sind. Deshalb liegen die hier
nachgewiesenen Durchschnittswerte im Allgemeinen unter den bei Neuvermietungen
erzielten Betr�gen. Die Miethçhe wird außer vom Alter der Wohnung auch von der
Ausstattung und der Grçße beeinflusst.

F�r die Nutzung einer Wohnung waren in Deutschland im April 2002 im Durchschnitt
monatlich 408 Euro aufzubringen, der Preis je Quadratmeter Wohnfl�che betrug
5,93 Euro. Im fr�heren Bundesgebiet lag das Mietenniveau �ber dem Gesamtdurch-
schnitt f�r Deutschland, in den neuen L�ndern war es trotz hçherer Steigerungsra-



ten seit 1998 noch deutlich niedriger. So lag der durchschnittlich zu zahlende Miet-
betrag hier bei nur 324 Euro monatlich, das entsprach einer Quadratmetermiete von
5,29 Euro.

Einfluss auf die Miethçhe hat zun�chst die Wohnungsgrçße. F�r eine Kleinwohnung
bis 40 Quadratmeter Wohnfl�che in Deutschland wurden zwar durchschnittlich nur
232 Euro monatlich bezahlt, die Quadratmetermiete war aber mit 7,39 Euro hçher
als bei grçßeren Wohnungen. Im fr�heren Bundesgebiet mussten hier sogar 8,06
Euro gezahlt werden, w�hrend es in den neuen L�ndern mit 5,55 Euro rund zwei
Drittel dieses Betrages waren.

Tab. 6: Bewohnte Mietwohnungen in Wohngeb�uden nach der Miete 2002
in EUR

Grçße/Baujahr Deutschland Fr�heres
Bundesgebiet

Neue L�nder
und Berlin-Ost

Durchschnittliche Bruttokaltmiete je

Woh-
nung

m2

Wohn-
fl�che

Woh-
nung

m2

Wohn-
fl�che

Woh-
nung

m2

Wohn-
fl�che

Insgesamt 408 5,93 432 6,09 324 5,29
Grçße von … bis
unter … m2

unter 40 232 7,39 250 8,06 181 5,55
40– 60 311 6,14 328 6,52 274 5,33
60– 80 400 5,90 415 6,09 350 5,24
80–100 503 5,81 510 5,89 456 5,26
100–120 602 5,73 606 5,78 562 5,33
120 und mehr 771 5,48 776 5,51 701 5,12
Baujahr
bis 1900 396 5,33 421 5,49 322 4,82
1901–1918 415 5,63 440 5,78 354 5,19
1919–1948 380 5,60 400 5,74 322 5,17
1949–1978 392 5,92 410 6,03 296 5,18
1979–1986 413 6,02 478 6,43 291 5,02
1987–1990 424 6,09 512 6,67 285 4,89
1991–2000 508 6,73 531 6,83 445 6,43
2001 und sp�ter 546 7,08 590 7,24 418 6,50

Auch das Baujahr der Wohnungen wirkt sich auf die Miete aus. Generell l�sst sich
sagen, dass alte Wohnungen relativ billiger sind als neue. Die bis 1900 entstande-
nen Wohnungen kosteten im fr�heren Bundesgebiet durchschnittlich 5,49 Euro pro
Quadratmeter Wohnfl�che. F�r Wohnungen, die 2001 und sp�ter errichtet wurden,
mussten dagegen 7,24 Euro und damit rund 32 % mehr bezahlt werden. In den
neuen Bundesl�ndern war die Situation �hnlich. Hier lag die durchschnittliche Miete
je Quadratmeter bei 4,82 Euro f�r ganz alte Wohnungen, die Neubauten der Alters-
klasse 2001 und sp�ter kosteten mit 6,50 Euro rund 35 % mehr.
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5.6 Wohnsituation der Haushalte

Die Zusatzerhebung des Mikrozensus im April 2002 wies hochgerechnet 35,9 Mill.
Haushalte nach, von denen 35 Mill. Hauptmieterhaushalte oder Eigent�merhaushalte
waren, davon 28,5 Mill. im fr�heren Bundesgebiet und 6,5 Mill. in den neuen L�ndern
und Berlin-Ost. Die �brigen 0,8 Mill. Haushalte, im Wesentlichen Einpersonenhaus-
halte (76,7 %), wohnten zur Untermiete.

Insgesamt waren mehr als ein Drittel (35,7 %) der Hauptmieter- und Eigent�merhaus-
halte in Deutschland Einpersonenhaushalte. Im fr�heren Bundesgebiet war der Anteil
der Einpersonenhaushalte etwa gleich hoch (36 %), in den neuen L�ndern etwas ge-
ringer (34,5 %). �hnlich ist das Verh�ltnis bei Haushalten mit Kindern: im fr�heren
Bundesgebiet 24,0 %, in den neuen L�ndern 23,5 %. Im Vergleich zur letzten Zusatz-
erhebung zur Wohnsituation im Jahr 1998 ist bundesweit eine �berproportionale Zu-
nahme der Einpersonenhaushalte um 8,6 % gegen�ber den Haushalten insgesamt
(+3,6 %) zu verzeichnen. Weiterhin r�ckl�ufig ( – 2 %) war dagegen die Zahl der Haus-
halte mit Kindern in diesem Zeitraum. Insbesondere bei den Haushalten mit Kindern
zeigt sich zwischen Ost und West eine gegenl�ufige Entwicklung. W�hrend sich die
Zahl der Haushalte mit Kindern im Westen Deutschlands zwischen 1998 und 2002
leicht erhçhte (+0,9 %), ist diese im Osten stark zur�ckgegangen (–13,5 %).

Ein wesentliches Merkmal der Wohnsituation eines Haushalts stellt die Wohnfl�che
dar, die diesem zur Verf�gung steht. Allein lebende Menschen im fr�heren Bundes-
gebiet verf�gten 2002 durchschnittlich �ber 69,6 Quadratmeter Wohnfl�che. 60,3 %
von ihnen bewohnten zwischen 40 und 80 Quadratmeter, bei fast 30 % waren es
sogar mehr als 80 Quadratmeter, etwa jeder zehnte Einpersonenhaushalt wohnte
in einer Kleinwohnung bis 40 Quadratmeter Wohnfl�che.

In den neuen L�ndern gab es im Durchschnitt kleinereWohnungen. Einpersonenhaus-
halte verf�gten �ber durchschnittlich 57,8 Quadratmeter, Mehrpersonenhaushalte be-
wohnten zwischen 77,3 (2 Personen) und 117,5 Quadratmetern (5 und mehr Per-
sonen). Gegen�ber dem Westen zeigte sich eine insgesamt andere Verteilung auf
die Grçßenklassen: Diejenigen bis 80 Quadratmeter Wohnfl�che waren im Osten
(63,6 %) deutlich st�rker besetzt als im Westen (44 %). Etwa jeder sechste Einper-
sonenhaushalt lebte inWohnungen bis 40 Quadratmeter Fl�che, imWesten war es nur
etwa jeder zehnte. Dies ging zu Lasten der Anteile bei den Wohnungen �ber 80 Qua-
dratmeter. Im Osten hatten 13,1 % der Alleinlebenden eineWohnung dieser Grçße, im
Westen 29,2 %. Bei den Mehrpersonenhaushalten und auch bei denen mit Kindern
zeigte sich der mit der Wohnungspolitik der ehemaligen DDR gesetzte Trend zur
Wohnungsgrçße von 40 bis 80 Quadratmetern. Mehr als die H�lfte (50,9 %) der Mehr-
personenhaushalte im Osten lebten in Wohnungen dieser Grçßenordnung, imWesten
waren es nur 28,4 %.

Bei der Zusatzerhebung des Mikrozensus 2002 wurden 16,5 Mill. Hauptmieterhaus-
haltemit Mietangaben gez�hlt, davon 12,9 Mill. im fr�heren Bundesgebiet und 3,7 Mill.
in den neuen L�ndern. Auch bei den Bruttokaltmieten gab es nach wie vor Unter-
schiede zwischen Ost und West. In den neuen L�ndern war das Mietenniveau zwi-



Tab. 7: Haushalte in Wohnungen nach der Wohnfl�che 2002

Gebiet/
Haushaltsgrçße

Haushalte
insgesamt

1000

Davon in Wohnungen mit einer Fl�che
von … bis unter … m2

Durch-
schnitt-
liche

Fl�che je
Wohnung

m2

unter 40 40–80 80–100 100 u.
mehr

%

DeutschlandHaushalte mit
1 Person 12503,4 11,6 62,1 12,9 13,5 67,5
2 Personen 12068,0 0,8 41,9 20,6 36,7 93,2
3 Personen 5036,7 0,2 29,1 21,3 49,3 104,8
4 Personen 3959,9 0,1 16,6 19,2 64,1 117,9
5 und mehr Personen 1465,0 0,1 11,3 17,3 71,3 130,6
Insgesamt 35033,1 4,5 43,1 17,7 34,8 90,0
nachrichtlich:
Haushalte mit Kindern1 8386,5 0,3 26,8 20,3 52,5 108,7

Fr�heres BundesgebietHaushalte mit
1 Person 10264,7 10,5 60,3 14,2 15,0 69,6
2 Personen 9760,2 0,8 36,6 21,9 40,7 96,9
3 Personen 3933,2 0,2 25,2 22,0 52,6 108,3
4 Personen 3285,2 0,1 14,9 18,9 66,1 120,5
5 und mehr Personen 1301,6 0,1 10,7 17,1 72,1 132,2
Zusammen 28544,9 4,1 39,8 18,6 37,5 93,0
nachrichtlich:
Haushalte mit Kindern1 6862,3 0,3 23,8 20,7 55,3 111,7

Neue L�nder und Berlin-OstHaushalte mit
1 Person 2238,7 16,3 70,5 6,6 6,5 57,8
2 Personen 2307,8 0,8 64,5 15,1 19,6 77,3
3 Personen 1103,5 0,2 43,1 19,1 37,6 92,1
4 Personen 674,7 0,1 25,3 20,3 54,3 105,7
5 und mehr Personen 163,4 0,0 16,3 18,6 65,1 117,5
Zusammen 6488,2 6,0 57,7 13,5 22,9 77,0
nachrichtlich:
Haushalte mit Kindern1 1524,2 0,3 40,7 18,8 40,3 95,0

1 Unter 18 Jahren.

schen 1998 und 2002 zwar insgesamt im Durchschnitt (+11 %) st�rker gestiegen als
in den alten Bundesl�ndern (+7,2 %), es war aber immer noch wesentlich niedriger.
Im Westen wurden im Jahr 2002 durchschnittlich 432 Euro Bruttokaltmiete monat-
lich bezahlt, im Osten nur 324 Euro. Diese Differenz zeigt sich bei der Verteilung
auf die Mietpreisklassen. Im fr�heren Bundesgebiet bezahlte knapp ein Viertel der
Mieterhaushalte bis 300 Euro monatlich f�r ihre Wohnung, die H�lfte 300 bis 500
Euro und gut ein Viertel mehr als 500 Euro. Etwa die H�lfte (48,5 %) aller Mieter in
den neuen L�ndern zahlten bis zu 300 Euro, weitere 43,1 % zwischen 300 und 500
Euro monatlich f�r ihre Wohnung. Weniger als jeder zehnte Haushalt gab mehr als
500 Euro im Monat f�r seine Wohnung aus.
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Im fr�heren Bundesgebiet waren Einpersonenhaushalte h�ufiger in der niedrigenMiet-
klasse anzutreffen als der Durchschnitt aller Haushalte, sie verf�gten auch �ber ver-
gleichsweise kleinere Wohnungen. 36,1 % von ihnen mussten weniger als 300 Euro
zahlen. Das zeigte sich auch in den Durchschnittsmieten, die hier 362 Euro monatlich
betrugen. In den neuen L�ndern waren mehr als zwei Drittel dieser Haushaltsgruppe
in der Mietklasse bis 300 Euro.

Von den Haushalten mit Kindern hatten im fr�heren Bundesgebiet lediglich 7,4 %
monatlich weniger als 300 Euro f�r die Bruttokaltmiete aufzubringen. Knapp die H�lf-
te von ihnen zahlte zwischen 300 und 500 und etwas mehr als ein Drittel zwischen

Tab. 8: Hauptmieterhaushalte mit Mietangaben
nach Haushaltsgrçße und monatlicher Miete 2002

Haushaltsgrçße Hauptmieter-
haushalte mit
Mietangaben
insgesamt

1000

Davon mit einer monatlichen Bruttokaltmiete
von … bis unter … Euro

Brutto-
kaltmiete

je
Wohnung

EUR

unter 300 300–500 500–750 750 und
mehr

%

DeutschlandHaushalte mit
1 Person 7462,8 42,8 45,4 10,0 1,8 343
2 Personen 5181,6 20,5 53,4 20,6 5,5 430
3 Personen 2089,1 12,1 51,5 28,4 8,0 478
4 Personen 1301,1 7,4 45,8 34,8 12,0 527
5 und mehr Personen 494,0 5,1 39,4 41,2 14,3 558
Insgesamt 16528,5 28,0 48,5 18,5 4,9 408
nachrichtlich:
Haushalte mit Kindern1 3703,5 11,0 49,1 30,5 9,4 493

Fr�heres BundesgebietHaushalte mit
1 Person 5878,9 36,1 49,7 12,0 2,2 362
2 Personen 3896,2 13,9 54,1 25,0 7,0 459
3 Personen 1588,1 7,8 49,4 33,0 9,8 507
4 Personen 1068,9 5,1 42,9 38,4 13,6 549
5 und mehr Personen 439,9 4,1 37,7 42,8 15,4 570
Zusammen 12872,0 22,2 50,0 21,8 6,0 432
nachrichtlich:
Haushalte mit Kindern1 2956,2 7,4 47,2 34,4 11,0 518

Neue L�nder und Berlin-OstHaushalte mit
1 Person 1583,9 67,8 29,2 2,7 0,3 271
2 Personen 1285,4 40,4 51,1 7,3 1,3 342
3 Personen 501,0 25,9 57,9 13,6 2,6 387
4 Personen 232,2 17,9 59,3 18,0 4,7 423
5 und mehr Personen 54,1 13,3 53,4 28,1 5,2 461
Zusammen 3656,5 48,5 43,1 7,1 1,3 324
nachrichtlich:
Haushalte mit Kindern1 747,3 25,0 56,9 15,1 3,0 395

1 Unter 18 Jahren.



Tab. 9: Hauptmieterhaushalte mit Miet- und Einkommensangaben
nach Haushaltsgrçße und Mietbelastung 2002

Haushaltsgrçße Hauptmieter-
haushalte mit

Miet- u.
Einkommens-

angaben
insgesamt

Davon mit einer monatliche Mietbelastung
von … bis unter …%

Durch-
schnitt-
liche
Miet-

belastung
unter
15

15–20 20–25 25–30 30–35 35–40 40 und
mehr

1000 %

DeutschlandHaushalte mit
1 Person 7228,8 8,5 12,4 16,3 16,5 12,6 9,8 24,0 26,6
2 Personen 4601,4 21,1 22,9 19,6 13,2 8,1 5,4 9,6 20,3
3 Personen 1807,7 21,2 21,1 19,7 13,5 9,1 5,8 9,6 20,7
4 Personen 1107,8 19,2 22,1 21,8 15,1 9,0 4,8 8,0 20,9
5 und mehr Personen 413,7 15,8 18,2 21,4 16,9 11,0 6,3 10,3 22,3

Insgesamt 15159,4 14,8 17,5 18,3 15,0 10,5 7,5 16,4 22,7
nachrichtlich:
Haushalte mit Kindern1 3249,7 13,8 18,2 20,3 16,1 10,8 7,3 13,6 23,0

Fr�heres BundesgebietHaushalte mit
1 Person 5662,3 8,2 12,0 15,8 16,4 12,7 9,9 25,0 26,8
2 Personen 3417,1 19,6 21,6 19,5 13,6 8,7 6,0 10,9 20,7
3 Personen 1367,6 17,9 20,4 20,4 14,3 9,7 6,5 10,9 21,5
4 Personen 912,5 16,3 21,1 22,8 16,0 9,8 5,0 9,0 21,5
5 und mehr Personen 369,6 15,2 18,0 21,5 17,2 11,0 6,4 10,7 22,5

Zusammen 11729,2 13,5 16,7 18,2 15,3 10,9 7,9 17,5 23,1
nachrichtlich:
Haushalte mit Kindern1 2587,2 12,0 17,5 20,7 16,6 11,2 7,5 14,5 23,5

Neue L�nder und Berlin-OstHaushalte mit
1 Person 1566,5 9,3 13,8 18,1 16,7 12,1 9,3 20,7 26,0
2 Personen 1184,3 25,7 26,6 19,8 11,9 6,4 3,7 5,8 19,1
3 Personen 440,2 31,4 23,2 17,6 11,1 7,3 3,8 5,5 18,2
4 Personen 195,3 32,1 26,5 17,4 10,9 5,4 4,2 3,4 17,7
5 und mehr Personen 44,1 21,7 19,5 20,9 14,0 10,8 5,9 7,2 21,0

Zusammen 3430,3 19,3 20,2 18,6 13,9 9,1 6,3 12,4 21,0
nachrichtlich:
Haushalte mit Kindern1 662,5 20,5 21,2 18,7 14,0 9,3 6,3 9,9 20,8

1 Unter 18 Jahren.

500 und 750 Euro. Jeder neunte Haushalt mit Kindern musste �ber 750 Euro f�r
die monatliche Miete aufwenden. In den neuen Bundesl�ndern betrug f�r ein Vier-
tel der Haushalte mit Kindern die Miete weniger als 300 Euro, f�r �ber 80 % bis 500
Euro. Dementsprechend lag die Durchschnittsmiete f�r Haushalte mit Kindern im
Osten bei 395 Euro, im Westen bei 518 Euro.

Insgesamt mussten die Haushalte in Deutschland durchschnittlich 22,7 % ihres Net-
toeinkommens f�r die Bruttokaltmiete aufwenden. Die Alleinlebenden gaben mehr
als ein Viertel (26,6 %) ihres Nettoeinkommens f�r die Miete aus, die großen Familien
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ab f�nf Personen mehr als ein F�nftel (22,3 %). In den neuen L�ndern und Berlin-
Ost lag die durchschnittliche Mietbelastung mit 21,0 %, trotz nach wie vor geringe-
rer Einkommen, aufgrund der g�nstigeren Mieten noch um 2,1 Prozentpunkte unter
dem Westniveau.

W�hrend im fr�heren Bundesgebiet gut ein Viertel der Haushalte mindestens 35 %
ihres Einkommens f�r die Miete ausgaben, traf dies in den neuen L�ndern lediglich auf
18,7 % zu. Umgekehrt hatten 39,5 % der Haushalte im Osten weniger als ein F�nftel
ihres Nettoeinkommens f�r die Wohnungsmiete zu entrichten, im Westen waren es
deutlich weniger (30,2 %).

F�r gut ein Drittel (36 %) der Alleinlebenden im fr�heren Bundesgebiet betrug die
Mietbelastung weniger als ein Viertel. Eine gleich hohe Mietbelastung wiesen in
den neuen L�ndern hingegen 41,2 % der Alleinlebenden auf. Fast 40 % der Allein-
lebenden im Osten wie im Westen mussten zwischen 25 und 40 % ihres Einkommens
f�r die Miete aufwenden. Ein Viertel der allein lebenden Hauptmieter im fr�heren Bun-
desgebiet sowie etwa ein F�nftel in den neuen L�ndern zahlten sogar mindestens
40 % ihres Einkommens f�r die Wohnungsmiete.

Bei denMehrpersonenhaushalten bzw. den Haushaltenmit Kindern fiel die monatliche
Mietbelastung im Allgemeinen niedriger aus als bei den Alleinlebenden. Das gilt ins-
besondere f�r die neuen Bundesl�nder. Hier wendeten 60,4 % der Haushalte mit
Kindern weniger als ein Viertel ihres Einkommens f�r die Miete auf. Entsprechend
selten waren bei ihnen Mietbelastungen von 35 % und mehr anzutreffen (16,2 %).
�hnliches, wenn auch weniger stark ausgepr�gt, gilt f�r die Haushalte mit Kindern
im fr�heren Bundesgebiet. Von ihnen gaben etwa die H�lfte weniger als ein Viertel
ihres Einkommens f�r die Wohnungsmiete aus. Hohe Belastungsquoten von mindes-
tens 35 % hatten gut ein F�nftel (22 %) der Haushalte mit Kindern.

Weitere Informationen zum Thema Wohnkosten und Wohnverh�ltnisse siehe
Teil II, Kap. 7.

5.7 Wohnungsbaut�tigkeit

Die Zahl der genehmigten und fertig gestellten Wohnungen im fr�heren Bundesgebiet
in Wohn- und Nichtwohngeb�uden blieb nach einer Belebung der Wohnungsbaut�-
tigkeit Anfang der 1950er-Jahre bis etwa Mitte der 1960er-Jahre relativ konstant;
in dieser Zeit wurden j�hrlich 500000 bis 600000 Wohnungen fertig gestellt. 1970
bis 1972 gab es einen starken Anstieg der Wohnungsbaugenehmigungen bis auf
rund 769000 im Jahr 1972, denen mit zeitlicher Verzçgerung (1972 und 1973) die
Fertigstellungen folgten, wobei jedoch nicht alle genehmigten Bauvorhaben realisiert
wurden (714200 Fertigstellungen in 1973). Nach 1973 war ein starker R�ckgang im
Wohnungsbau zu verzeichnen, der sich bis 1984 auf einem Niveau von etwa 350000
bis 400000 genehmigten und fertig gestellten Einheiten pro Jahr einpendelte. Nach-



dem es 1988 mit nur 208600 fertig gestellten Wohnungen einen Tiefpunkt im Woh-
nungsbau gab, konnte in den Folgejahren wieder eine Zunahme registriert werden.
Die Zahl der Fertigstellungen betrug 1994 bereits wieder 505200 Wohnungen. 1995
lag die Zahl der Fertigstellungen mit 498500 nur geringf�gig darunter. In den Folge-
jahren hat sich die Hochbaut�tigkeit weiter abgeschw�cht. 1997 wurden 400400
Wohnungen fertig gestellt und im Jahr 2000 nur noch 336800 Wohnungen. Auch
in den Jahren 2001, 2002 und 2003 war eine weitere Abschw�chung festzustellen.
Im Jahr 2001 wurden 267900 Wohnungen fertig gestellt, 2002 noch 240600 Woh-
nungen und 2003 226300. Im Jahr 2004 war ein geringf�giger Anstieg auf 238900
Wohnungen zu verzeichnen.

Im Gebiet der ehemaligen DDR war die Wohnungsbaut�tigkeit wesentlich geringer
als in den alten Bundesl�ndern. Bis Mitte der 1950er-Jahre wurden j�hrlich nur etwa
30000 Wohnungen in Wohn- und Nichtwohngeb�uden fertig gestellt. Ende der
1950er-Jahre gab es einen Anstieg der Fertigstellungen bis auf 92000 Wohnungen
im Jahr 1961. Im Verlauf der 1960er-Jahre war ein R�ckgang im Wohnungsbau auf
etwa 70000 fertig gestellte Wohnungen pro Jahr zu verzeichnen.

Ab Anfang der 1970er-Jahre stieg die Zahl der fertig gestellten Wohnungen wieder an,
im Jahr 1974 wurden in der ehemaligen DDR erstmals mehr als 100000 Wohnungen
gebaut. Dieses Niveau wurde �ber Jahre gehalten. Ende der 1980er-Jahre gab es
einen erheblichen R�ckgang der Fertigstellungen bis auf 62500 Wohnungen im Jahr

144

Abb. 2: Genehmigte und fertig gestellte Wohnungen in Wohn- und Nicht-
wohngeb�uden im fr�heren Bundesgebiet 1960 bis 2004
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1990. Zu Beginn der 1990er-Jahre hat sich dieser R�ckgang verst�rkt fortgesetzt; er
resultierte maßgeblich daraus, dass die bis dahin dominierenden Plattenbauten nicht
mehr errichtet wurden. Die erhçhte Zahl j�hrlich genehmigter Wohnungen seit dem
Jahr 1993 hatte auch zu hçheren Fertigstellungszahlen gef�hrt; 1994 wurden 67700
Wohnungen fertig gestellt, im Jahr 1995 waren es bereits 104200 Wohnungen. Nach
143400 fertig gestellten Wohnungen 1996 kam es im Jahr 1997 nochmals zu ei-
ner starken Zunahme. Mit 177800 Wohnungen ist der Spitzenwert aller bisherigen
Fertigstellungen erreicht worden. Dieser Spitzenwert konnte jedoch in den Folge-
jahren nicht gehalten werden. Im Jahr 1998 sank die Zahl der fertig gestellten Woh-
nungen in den neuen L�ndern und Berlin-Ost auf 128400, im Jahr 2000 wurden nur

Tab. 10: Fertig gestellte sowie im sozialen Wohnungsbau
gefçrderte (bewilligte) Wohnungen

Jahr Wohnungen Jahr Wohnungen

fertig gestellt gefçrdert fertig gestellt gefçrdert

Fr�heres Bundesgebiet
1950 371900 319400 1990 256500 90700
1955 568400 341400 1995 498500 91800
1960 574400 326700 2000 336800 35100
1970 478100 165100 2001 267900 34200
1975 436800 154000 2002 240600 313001

1980 388900 97200 2003 226300 376001

1985 312100 69000 2004 238300 323001

Neue L�nder und Berlin-Ost
1950 31000 – 1990 62500 –
1955 32800 – 1995 104200 51500
1960 80500 – 2000 86300 9300
1970 76100 – 2001 58300 4200
1975 107300 – 2002 49000 32001

1980 111900 – 2003 41800 69001

1985 115700 – 2004 39700 45001

1 Gebietsstands�nderung: Fr�heres Bundesgebiet/Neue L�nder und Berlin.

noch 86300 Wohnungen fertig gestellt. Dieser R�ckgang setzte sich weiter fort. Im
Jahr 2001 wurden in den neuen L�ndern und Berlin-Ost 58300 Wohnungen fer-
tig gestellt; 2002 waren es nur noch 49000 Wohnungen. Auch in den Jahren 2003
und 2004 hielt der R�ckgang weiter an; es wurden 41800 Wohnungen in 2003 und
39700 Wohnungen in 2004 fertig gestellt.

Im marktwirtschaftlichen System ist die Wohnungswirtschaft grunds�tzlich von staat-
lichenWeisungen unabh�ngig. In der Bundesrepublik Deutschland wurden jedoch zur
Fçrderung der Wohnungsbaut�tigkeit vielf�ltige Hilfen geschaffen. Sie reichen von
Steuererm�ßigungen f�r Bauherren �ber die Beg�nstigung des Bausparens (z.B.



durch Zahlung vonWohnungsbaupr�mien) bis zum so genannten sozialenWohnungs-
bau, bei dem der Bau von Wohnungen mit çffentlichen finanziellen Zuwendungen
(Darlehen, Zusch�sse usw.) direkt unterst�tzt wird. Damit verbunden sind Mietpreis-
bzw. Belastungsbegrenzungen sowie die Koppelung an bestimmte Einkommens-
hçchstgrenzen der Wohnungsinhaber. Von den fertig gestellten Neubauwohnungen
in deutschen Wohngeb�uden befanden sich 1993 rund 29 % in Einfamilienh�usern,
14 % in Zweifamilienh�usern und in Geb�uden mit drei und mehr Wohnungen waren
es 57 %. Im Jahr 2004 waren von den fertig gestellten Neubauwohnungen in deut-
schen Wohngeb�uden rund 58 % Einfamilienh�user, 14 % Zweifamilienh�user und
28 % Mehrfamilienh�user.

Damit hat sich gegen�ber 1993 eine Verschiebung weg von den Mehrfamilienh�usern
hin zu den Einfamilienh�usern ergeben. Ein- und Zweifamilienh�user werden im We-
sentlichen von privaten Bauherren errichtet. Mehrfamilienh�user werden dagegen vor
allem von Wohnungsunternehmen gebaut.

F�r die Entwicklung der Wohnungsbaut�tigkeit sind neben dem Zinsniveau und der
Entwicklung der Grundst�ckspreise die Baukosten von besonderer Bedeutung. Um

Tab. 11: Fertig gestellte Neubauwohnungen in Deutschland (Wohngeb�ude)
in %

Jahr Geb�ude mit
1 Wohnung

Geb�ude mit
2 Wohnungen

Geb�ude mit
3 oder mehr Wohnungen

1993 29 14 57
1997 30 13 57
2000 48 15 37
2002 54 15 31
2004 58 14 28

im Jahr 2004 einen Quadratmeter Wohnfl�che im fr�heren Bundesgebiet zu errich-
ten, mussten 1268 Euro aufgewendet werden, 2002 waren es 1269 Euro, 2000 wa-
ren es 1254 Euro, 1997 hingegen noch 1283 Euro, 1970 waren es 355 Euro, 1960
nur 197 Euro. Diese Betr�ge umfassen nur die reinen Baukosten, nicht dagegen die
Grundst�ckskosten u.�. (zu den Bau- und Grundst�ckskosten siehe 16.3). Je Woh-
nung waren 1997 durchschnittlich 129100 Euro aufzubringen, wobei sich hinter die-
ser Zahl eine Bandbreite von 179600 Euro f�r ein Einfamilienhaus bis 88800 Euro f�r
eine Wohnung in einem Mehrfamilienhaus verbirgt. Im Jahr 2000 haben sich die
Kosten je Wohnung im fr�heren Bundesgebiet auf 141300 Euro erhçht, wobei jedoch
die Kosten pro Quadratmeter Wohnfl�che auf 1254 Euro zur�ckgingen. F�r das Jahr
2002 lagen die durchschnittlichen Kosten bei 148700 Euro und im Jahr 2004 bei
149400 Euro. In den neuen Bundesl�ndern haben sich die Baukosten sehr stark dem
Niveau des fr�heren Bundesgebiets angen�hert. 1997 beliefen sie sich auf 1198 Euro
je Quadratmeter Wohnfl�che bzw. 103100 Euro je Wohnung. F�r das Jahr 2000 be-
liefen sich die Werte auf 1123 Euro bzw. 114900 Euro, f�r das Jahr 2002 auf 1091
Euro bzw. 116600 Euro und f�r das Jahr 2004 auf 1072 Euro bzw. 119200 Euro.
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Tab. 12: Kosten1 von neu errichteten Wohnbauten
in EUR

Jahr Kosten je m2

Wohnfl�che
Kosten je
Wohnung

Jahr Kosten je m2

Wohnfl�che
Kosten je
Wohnung

Fr�heres Bundesgebiet
1960 197 14200 1995 1287 115400
1970 355 30000 1996 1305 125100
1980 833 82200 1997 1283 129100
1990 1049 97700 1998 1265 134200
1991 1101 99000 2000 1254 141300
1992 1164 103100 2001 1260 143800
1993 1215 106600 2002 1269 148700
1994 1249 110400 2003 1272 151800
1999 1258 137600 2004 1268 149400

Neue L�nder und Berlin-Ost
1991 965 90900 1998 1163 108500
1992 1075 98300 1999 1132 112900
1993 1154 99100 2000 1123 114900
1994 1216 103100 2001 1091 113800
1995 1254 101200 2002 1091 116600
1996 1225 99900 2003 1082 118500
1997 1198 103100 2004 1072 119200

1 Reine Baukosten, keine Grundst�ckskosten u.�.



6 Freizeit und Kultur

6.1 Arbeitszeit und Urlaubstage

Die durchschnittlich geleistete Arbeitszeit ist in den vergangenen 20 Jahren st�n-
dig zur�ckgegangen. Wurden von Erwerbst�tigen im fr�heren Bundesgebiet 1975
durchschnittlich 40 Wochenstunden geleistet, waren es 2002 nur noch rund 36,5
Stunden. 2005 ist die durchschnittliche Arbeitszeit wieder auf 38,2 Arbeitswochen-
stunden gestiegen.

Die Arbeitszeiten lagen in den neuen Bundesl�ndern hçher als im fr�heren Bun-
desgebiet. Dennoch gab es in den neuen Bundesl�ndern in den letzten Jahren
eine Entwicklung bei den Arbeitszeiten: 2002 arbeiteten noch 44,6 % der Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer in den neuen Bundesl�ndern 40 Stunden und mehr, 2005
waren es noch 30,4 % der Arbeitnehmer. Zwischen 39 und 40 Stunden arbeiteten
2002 noch 19,4 % der Arbeitnehmer in den neuen Bundesl�ndern, 2005 waren es
33,1 %.

Bei der Arbeitszeit unter 36 Arbeitswochenstunden sehen die Ergebnisse anders aus:
37,3 % aller Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in den alten Bundesl�ndern arbei-
ten tarifvertraglich weniger als 36 Stunden, in den neuen Bundesl�ndern nur 0,2 %.
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Abb. 1: Dauer der tarifvertraglichen Arbeitswoche in Stunden
Von je 100 Arbeitnehmern haben 2005 eine Arbeitszeit von
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Nach dem Bundesurlaubsgesetz steht heute allen Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mern ein Mindesturlaub von 24 Werktagen (4 Wochen) zu. In den Tarifvertr�gen sind
jedoch zumeist l�ngere Zeiten vereinbart. Die Tarifabschl�sse zu Beginn der 1980er-
Jahre brachten vielen Erwerbst�tigen zus�tzliche Urlaubstage ein. Der Anteil der ta-
riflich bezahlten Arbeitnehmer mit 6 oder mehr Wochen Urlaubsanspruch nahm im
fr�heren Bundesgebiet von 25 % im Jahr 1981 auf 80 % im Jahr 1998 zu. Im fr�heren
Bundesgebiet sank nach 1998 die Zahl der Arbeitnehmer mit 6 oder mehr Wochen
Urlaub im Jahr 2004 erstmals auf 77 %.

In den neuen L�ndern und Berlin-Ost ist die durchschnittliche tarifvertragliche Ur-
laubsdauer von 26 Arbeitstagen (1991) auf 29 Arbeitstage im Jahr 1996 gestiegen.
Der Anteil der Arbeitnehmer mit 6 oder mehr Wochen Urlaub liegt in den neuen Bun-
desl�ndern im Jahr 2004 stabil bei 56 %. In den neuen L�ndern und Berlin-Ost ist die
tariflich vereinbarte Urlaubsdauer zwischen 5 und 6 Wochenmit 42 %doppelt so hoch
wie im fr�heren Bundesgebiet mit 21 %, auch wenn sich der Unterschied seit dem
Jahr 2000 etwas verringert hat.

Tab. 1: Tariflich vereinbarte Urlaubsdauer

Wochen Von Tarifvertr�gen erfasste
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in %

Fr�heres Bundesgebiet Neue L�nder u. Berlin-Ost

2000 2004 2000 2004

3 bis unter 4 – – – –
4 bis unter 5 1 2 1 2
5 bis unter 6 19 21 44 42
6 oder mehr 80 77 55 56

6.2 Ausgaben f�r Freizeit und Kultur

Entsprechend den Ergebnissen der Laufenden Wirtschaftsrechnungen (LWR) 2003
belief sich der Anteil der monatlichen Ausgaben f�r Freizeit, Unterhaltung und Kultur
an den Konsumausgaben der privaten Haushalte in Deutschland im Durchschnitt auf
rund 11 % (218 Euro).

N�here Informationen �ber die Konsumausgaben der privaten Haushalte siehe
Teil I, Kap. 4, Abschnitt 4.5.

Auch die çffentlichen Haushalte wenden erhebliche Betr�ge f�r den Freizeitbereich
auf. So erhçhten sich die Ausgaben f�r Sport und Erholung zwischen den Jahren 1970
und 2003 von 1,1 Mrd. Euro (im fr�heren Bundesgebiet) auf 5,7 Mrd. Euro (in Gesamt-
deutschland). 2003 sind dies 0,6 % der gesamten Ausgaben der çffentlichen Haus-
halte.



Von den 5,7 Mrd. Euro f�r Sport und Erholung wurden 1,6 Mrd. Euro f�r Park- und
Gartenanlagen verwendet, 1,2 Mrd. Euro f�r Badeanstalten, 1,7 Mrd. Euro f�r Sport-
st�tten und 1,0 Mrd. Euro f�r die Fçrderung des Sports.

Außerdem gab die çffentliche Hand 2003 rund 8,4 Mrd. Euro f�r den kulturellen Be-
reich aus. Mit 3,6 Mrd. Euro entfiel davon knapp die H�lfte auf Theater und Musik,
weitere 1,3 Mrd. Euro wurden f�r Museen, Sammlungen und Ausstellungen auf-
gewendet und 0,5 Mrd. Euro f�r Denkmalschutz und Denkmalpflege.

6.3 Unterhaltung und Kultur

Im Freizeitangebot wird h�ufig zwischen Kultur und Unterhaltung unterschieden. Die
Trennung dieser beiden Aspekte zu konkretisieren, ist jedoch kaum mçglich, weil
kulturelle Einrichtungen – zu denen neben Theatern und Museen u.a. auch Hçrfunk
und Fernsehen gez�hlt werden – auch zur Unterhaltung beitragen. Es stellt sich die
Frage, inwieweit die Massenkommunikationsmittel bereits die traditionellen Kultur-
einrichtungen verdr�ngt haben.

6.3.1 Theater

In der Spielzeit 2003/2004 gab es in 122 Gemeinden in Deutschland 149 Theaterunter-
nehmen mit 744 Spielst�tten und 260000 Pl�tzen. Bezogen auf die Bevçlkerungszahl
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Abb. 2: Verteilung der Theaterbesuche an çffentlichen Theatern 2003/2004
in Prozent
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dieser Gemeinden entspricht das einem Platzangebot von 10 je 1000 Einwohner. Die
insgesamt rund 64000 Auff�hrungen verzeichneten rund 19 Mill. Besucherinnen und
Besucher (einschl. Besuchen, die nicht nach Sparten gliederbar sind), also durch-
schnittlich rund 304 je Veranstaltung.

Mit rund 5,8 Mill. Zuschauerinnen und Zuschauern lagen Opern und Ballette bei den
Besucherzahlen an der Spitze. Es folgten Schauspiele mit 5,7 Mill., Operetten und
Musicals mit 2,6 Mill. Besuchern. Kinder- und Jugendst�cke sahen sich 2,4 Mill. Per-
sonen an. F�r die Konzerte der Theaterorchester interessierten sich 1,3 Mill. Besuche-
rinnen und Besucher.

Die çffentlichen Theater erhalten zur Deckung ihrer laufenden Kosten seit jeher Zu-
sch�sse – insbesondere von L�ndern und St�dten. Der Anteil der Ausgaben, den sie
aus eigenen Einnahmen, also im Wesentlichen aus dem Kartenverkauf, finanzieren
kçnnen, wird immer geringer. Machten die eigenen Betriebseinnahmen 1969/70 noch
26 % aus, betrug das Einspielergebnis 2003/2004 in Deutschland nur noch 18 %. In
der Spielzeit 2002/2003 lag der Zuschuss je Besucher im Durchschnitt bei 96 Euro.

Die fast 47000 Veranstaltungen der 217 Privattheater (Spielst�tten) in Deutschland
hatten 2003/2004 rund 11,8 Mill. Besucherinnen und Besucher.

6.3.2 Kino

Die hçchsten Besucherzahlen hatten die Filmtheater im fr�heren Bundesgebiet in den
Jahren 1954 bis 1958 mit j�hrlich mehr als 700 Mill.; das waren rechnerisch 14 bis
15 Besuche je Einwohner im Jahr. In der ehemaligen DDR wurden 1957 rund 320 Mill.
Filmbesucherinnen und -besucher gez�hlt. In den darauf folgenden Jahren ging der
Kinobesuch zur�ck. 2005 wurden von den Kinos in Deutschland 127 Mill. Besuche-
rinnen und Besucher registriert; das waren zwei Filmbesuche je Einwohner im Jahr.
Die Zahl der ortsfesten Leinw�nde (Filmtheater) in Deutschland betrug 2005 insgesamt
4687. Sie verf�gten �ber durchschnittlich 186 Sitzpl�tze.

6.3.3 Museen

Einen bedeutenden Faktor im kulturellen Leben stellen die 4878 Museen und �hnliche
Einrichtungen unterschiedlicher Fachgebiete und Tr�gerschaften in Deutschland dar.
Sie z�hlten 2004 insgesamt rund 103 Mill. Besuche. Den grçßten Zuspruch fanden
2004 die Kunstmuseen mit rund 19,1 Mill. Besuchen sowie die Volks- und Heimat-
kundemuseen mit 17,1 Mill. Besuchen (s. Tab. 2).

6.3.4 Fernsehen und Hçrfunk

Es gibt kaum noch einen Haushalt in Deutschland, der nicht �ber Hçrfunk- und Fern-
sehger�te verf�gt. Zum Jahresende 2004 waren im Bundesgebiet nach Angaben der
Geb�hreneinzugszentrale (GEZ) der çffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten rund
42 Mill. private Hçrfunk- und Fernsehempf�nger angemeldet.



Tab. 2: Museumsarten und Zahl der Besuche 2004

Museen Anzahl Besuche
in 1000

Volks- undHeimatkundemuseen 2201 17126
Kunstmuseen 494 19088
Schloss- und Burgmuseen 231 12924
Naturkundliche Museen 248 7927
Naturwissenschaftliche und technische Museen 570 14930
Historische und arch�ologische Museen 334 14949
Kulturgeschichtliche Spezialmuseen 711 10230
Sonstige museale Einrichtungen 89 6061
Insgesamt 4878 103235

Insgesamt waren die çffentlich-rechtlichen Landesrundfunkanstalten 2004 mit rund
515000 Stunden auf Sendung. In den Hçrfunkprogrammen nahmen 2004 Musik-
sendungen mit rund 55 % der Sendezeit den breitesten Raum ein. Information und
Service strahlten die Landesrundfunkanstalten zu rund 29 % aus; 7 % der Zeit wid-
meten die Rundfunkanstalten den Kultur- und Bildungsprogrammen und 8 % der
Sendezeit entfielen auf die Unterhaltung. Der Werbefunk nahm etwa 1 % der Sen-
destunden in Anspruch.
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Abb. 3: �ffentlich-rechtlicher Hçrfunk 2004 nach Programmbereichen
in Prozent der Sendestunden
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F�r das Fernsehen (vgl. Abb. 4) liefert das ZDF eine Aufgliederung nach einzelnen
Programmbereichen (Kategorien). Im Jahr 2005 �berwog Information mit 50 % der
Sendezeit, gefolgt von Fiktion (rund 30 %) sowie Sport und Kinderprogramm (jeweils
6 %).

6.3.5 B�cher und Bibliotheken

Trotz ver�nderter Informationsmçglichkeiten, die aus der zunehmenden Verbreitung
der elektronischen Medien resultieren, haben B�cher ihre Bedeutung als Quelle des
Wissens und der Unterhaltung nicht eingeb�ßt. Hiervon zeugen insgesamt 78082
Buchtitel, die im Jahr 2005 als Erstauflage ermittelt wurden, darunter 6333 Taschen-
b�cher und 6132 �bersetzungen ins Deutsche.

Tab. 3: Buchproduktion 2005

Ausgew�hlte Sachgruppen1 Erstauflage Anteil
in %

Sozialwissenschaften 15807 22
Technik, Medizin, angewandte Wissenschaften 11973 16
K�nste und Unterhaltung 9673 13
Literatur 24443 33
Belletristik 11187 15

1 Einschl. Mehrfachz�hlungen.

Abb. 4: Zweites Deutsches Fernsehen 2005 nach Programmbereichen
in Prozent der Sendestunden



Nach Sachgruppen gegliedert, entfiel im Jahr 2005 der grçßte Teil der Erstauflagen
auf Literatur (33 %) und Sozialwissenschaften (22 %). Es folgten Technik, Medizin,
angewandte Wissenschaften (16 %), Belletristik (15 %) sowie K�nste und Unter-
haltung (13 %).

Der Zugang zur Literatur wird durch die Einrichtungen des Bibliothekswesens er-
leichtert. 2004 gab es in Deutschland 9025 çffentliche Bibliotheken mit einem Be-
stand von rund 126 Mill. Medieneinheiten (insbesondere B�cher und Zeitschriften,
aber auch Schallplatten, Kassetten, CDs, Spiele u.a.). Es wurden rund 346 Mill. Ent-
leihungen an 9,1 Mill. Bibliotheksbenutzerinnen und -benutzer registriert. Die 1118
wissenschaftlichen Bibliotheken in Deutschland verf�gten 2004 �ber 244 Mill. B�n-
de und Dissertationen. Auf 3,1 Mill. Bibliotheksbenutzerinnen und -benutzer entfielen
dabei knapp 81,9 Mill. Entleihungen.

6.4 Sport und Musizieren

Mit Sport und Musik verbringen die Menschen in Deutschland einen großen Teil ihrer
Freizeit – wenn auch �berwiegend nur passiv. �ber die Zahl der Besucherinnen und
Besucher von Sportveranstaltungen im Bundesgebiet gibt es keine gesicherten Er-
gebnisse, und auch �ber den Umfang des Fernsehpublikums, das auf diese Weise
wichtige Sportereignisse miterlebt, lassen sich keine genauen Angaben machen. Zah-
len �ber aktiv Sport Treibende liegen nur insoweit vor, als sie in Sportvereinen or-
ganisiert sind.

Die Sportvereine verdanken der Fitness-Welle und dem gestiegenen Gesundheits-
bewusstsein wachsenden Zulauf. Die Mitgliederzahl des Deutschen Sportbundes be-
trug 2005 ca. 23,6 Mill., die Anzahl der Vereine lag bei rund 89870.

F�r den Vereinssport begeistern sich mehr M�nner als Frauen. Von den Mitgliedern
des Deutschen Sportbundes im Jahr 2005 waren rund 60 % m�nnlich. Groß ist das
Interesse der Jugendlichen an den Sportvereinen. So sind von den Mitgliedern 24 %
j�nger als 15 Jahre und 42 % unter 26 Jahren.

Gemessen an den Mitgliederzahlen rangiert der Fußball unter den Sportarten mit Ab-
stand an der Spitze der Beliebtheitsskala (s. Tab. 4). Mit rund 6,3 Mill. Mitgliedern
stellen die Fußballvereine 27 % aller Beitragszahler des deutschen Sportbundes.
Der Frauenanteil in Fußballvereinen liegt bei 13,7 %. Die Turnvereine haben mit
5,1 Mill. Mitgliedern neben den Fußballvereinen die grçßten Mitgliederzahlen. Tur-
nen gehçrt neben dem Tanzsport und Reiten zu den wenigen Sportarten, bei denen
Frauen in den Vereinen zahlenm�ßig dominieren. Unter den �brigen Sportverb�n-
den �bersteigt nur noch die Mitgliedschaft in Tennis- und Sch�tzenvereinen die Mil-
lionengrenze. Etwa 361000 sportlich Aktive sind in den Bereichen Behinderten- und
Gehçrlosensport des Deutschen Sportbundes organisiert.

Einige Angaben �ber das aktive Musikleben in Deutschland liefert der Deutsche
Chorverband. Er hatte im Jahr 2005 1,7 Mill. Mitglieder, davon allerdings nur 669000

154



155

Tab. 4: Die zehn mitgliedst�rksten Sportverb�nde in Deutschland 2004

Spitzenverband Mitglieder
in 1000

Spitzenverband Mitglieder
in 1000

Fußball 6303 Handball 834
Turnen 5135 Reiten 765
Tennis 1710 Sportfischer 674
Sch�tzen 1514 Tischtennis 651
Leichtathletik 900 Skisport 651

aktive und rund 1 Mill. fçrdernde. Insgesamt gab es 2005 einschließlich der Kin-
der- und Jugendchçre 22701 Chçre, darunter 8531 reine M�nner- und 2192 reine
Frauenchçre.

Informationen zum Thema Reiseverhalten der Deutschen siehe Teil I, Kap. 15,
Abschnitt 15.3.2.



7 Gesellschaftliche Mitwirkung

7.1 Einf�hrung

Um seinem Anspruch gerecht zu werden, ist ein demokratisches Staatswesen auf die
aktive Mitwirkung der B�rgerinnen und B�rger angewiesen. Inwieweit die Menschen
ihre durch die Verfassung garantierten Rechte wirklich nutzen und Politik, Wirtschaft
oder Kultur mitgestalten – dar�ber kann die amtliche Statistik wegen der meist sehr
komplexen Zusammenh�nge nur Anhaltspunkte liefern. So vermittelt z.B. die Wahl-
statistik Informationen �ber die Wahlbeteiligung und die Parteipr�ferenz sowie das
Wahlverhalten verschiedener Bevçlkerungsgruppen. Auskunft �ber den Organisati-
onsgrad der abh�ngig Besch�ftigten gibt die Statistik der Gewerkschaftsmitglieder,
w�hrend die Zahlen �ber die Teilnahme an Gottesdiensten das kirchliche Engagement
dokumentieren. Um dieses Bild zu vervollst�ndigen, sind hier Daten aus verschiede-
nen zus�tzlichen Quellen zusammengestellt.

7.2 Teilnahme am politischen Leben

7.2.1 Wahlen

Das Grundgesetz f�r die Bundesrepublik Deutschland bekennt sich zur Volkssouve-
r�nit�t. Er besagt, dass alle Staatsgewalt vom Volke ausgeht und von ihm in Wahlen
und Abstimmungen ausge�bt wird. F�r die Lebendigkeit der Demokratie ist es von
entscheidender Bedeutung, in welchem Maße die B�rgerinnen und B�rger von ihren
in der Verfassung garantierten Rechten Gebrauch machen und damit Einfluss auf
die politische Willensbildung nehmen. Die Aus�bung des Wahlrechts, mit der �ber
die Zusammensetzung der demokratischen Vertretungen in Gemeinde, Land und
Bund entschieden wird, spielt dabei die zentrale Rolle. Da in der Bundesrepublik
Deutschland keine Wahlpflicht besteht, wird die Wahlbeteiligung – unter gewissen
Einschr�nkungen – auch als Gradmesser f�r das politische Engagement der Men-
schen herangezogen. Sie weist deutliche Unterschiede auf, je nach dem ob es sich um
Bundestags-, Landtags-, Kommunalwahlen oder Wahlen zum Europ�ischen Par-
lament handelt.

Mit dem Beitritt der ehemaligen DDR zur Bundesrepublik Deutschland am 3. Oktober
1990 wurde das bisherigeWahlgebiet um die L�nder Brandenburg, Mecklenburg-Vor-
pommern, Sachsen, Sachsen-Anhalt und Th�ringen sowie Berlin-Ost erweitert. F�r
die Westberliner Bevçlkerung – deren Interessen zuvor 22 vom Berliner Abgeord-
netenhaus gew�hlte Abgeordnete im Deutschen Bundestag vertraten – wurden die
Voraussetzungen f�r eine direkte Teilnahme an der Wahl zum Deutschen Bundestag
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geschaffen. Obwohl erstmals alle Deutschen gemeinsam ihre Abgeordneten w�hlen
konnten, gab es bei derWahl zum12. Deutschen Bundestag am2. Dezember 1990 die
bis dahin niedrigste Wahlbeteiligung (77,8 %) nach 1949 (78,5 %). Noch niedriger und
damit am geringsten von allen Bundestagswahlen war die Wahlbeteiligung bei der
16. Bundestagswahl am 18. September 2005 mit 77,7 %. Damit lag die Wahlbetei-
ligung um 1,4 Prozentpunkte unter der von 2002 (79,1 %) und um 4,5 Prozentpunkte
unter der von 1998 (82,2 %). �ber dem Durchschnitt lag die Wahlbeteiligung in acht
L�ndern, und zwar in Niedersachsen und im Saarland mit jeweils 79,4 %, in Schles-
wig-Holstein mit 79,1 %, in Baden-W�rttemberg, Hessen und in Rheinland-Pfalz mit
jeweils 78,7 %, in Nordrhein-Westfalen mit 78,3 % und in Bayern mit 77,9 %. In den
�brigen L�ndern betrug sie zwischen 71,0 % und 77,5 %, mit dem niedrigsten Wert in
Sachsen-Anhalt. In allen neuen L�ndern lag die Wahlbeteiligung unter dem Bundes-
durchschnitt wie bei allen Bundestagswahlen seit der Wiedergewinnung der Deut-
schen Einheit im Jahre 1990 (Ausnahme: Th�ringen 1998).

Tab. 1: Wahlberechtigte und Wahlbeteiligung bei den Bundestagswahlen1

Wahl Wahlberechtigte
1000

Wahlbeteiligung
%

19492 31208 78,5
19532 33121 86,0
1957 35401 87,8
1961 37441 87,7
1965 38510 86,8
1969 38677 86,7
1972 41446 91,1
1976 42058 90,7
1980 43232 88,6
1983 44089 89,1
1987 45328 84,3
1990 60437 77,8
1994 60452 79,0
1998 60763 82,2
2002 61433 79,1
2005 61871 77,7

1 Bis 1987 fr�heres Bundesgebiet, ohne Berlin-West, ab 1990 Deutschland.
2 Ohne Saarland.

Die W�hlerinnen und W�hler geben ihre Stimmen seit den 1960er-Jahren ganz �ber-
wiegend den beiden großen Parteigruppierungen SPD und CDU/CSU sowie der FDP.
Die GR�NEN haben drei Jahre nach ihrer Gr�ndung erstmals bei den Bundestags-
wahlen 1983 die F�nfprozenth�rde �bersprungen.

Obwohl sie bei der ersten gesamtdeutschen Bundestagswahl 1990 auf Bundesebene
nur Stimmenanteile von 2,4 % bzw. 1,2 % erreichten, imWahlgebiet Ost jedoch deut-
lich die F�nfprozentmarke �bersprangen, zogen die PDS (seit der Namens�nderung
durch Parteibeschluss vom 17. Juli 2005: Die Linke.) und die Listenvereinigung B�nd-



nis 90/Gr�ne ins Parlament ein. Grund daf�r war eine f�r die erste gesamtdeutsche
Wahl getroffene Sonderregelung: Die Sperrklausel von f�nf Prozent war getrennt auf
die neuen Bundesl�nder sowie Berlin-Ost und auf den bis zum 3. Oktober 1990 gel-
tenden Gebietsstand der Bundesrepublik Deutschland anzuwenden. 1994 kam die
PDS aufgrund von vier Direktmandaten in den Bundestag, ihr Zweitstimmenanteil lag
bei 4,4 %. 1998 erreichte sie neben vier Direktmandaten auch einen Zweitstimmen-
anteil von 5,1 %. 2002 gewann die PDS lediglich zwei Wahlkreismandate und hatte
einen Zweitstimmenanteil von 4,0 %. 2005 errang Die Linke. (fr�her PDS) drei Direkt-
mandate und erzielte einen Zweitstimmenanteil von 8,7 %.

Von besonderem politischen und soziologischen Interesse ist die Frage, ob es ge-
schlechts- und altersspezifische Unterschiede im Wahlverhalten gibt. Um diese Zu-
sammenh�nge zu erhellen, wurden von 1953 bis 1990 (seit 1957 unter Beteiligung aller
L�nder) unter Wahrung des Wahlgeheimnisses regelm�ßig repr�sentative Sonder-
erhebungen zu den Bundestagswahlen durchgef�hrt. Nachdem der Gesetzgeber die-
se Erhebungen f�r die Bundestagswahlen 1994 und 1998 ausgesetzt hatte, wurde auf
Grund des im Jahre 1999 in Kraft getretenen Wahlstatistikgesetzes, das unter ande-
rem detaillierte Vorschriften zum Schutz des Wahlgeheimnisses enth�lt, auch bei der
Bundestagswahl 2005 wieder eine repr�sentative Wahlstatistik durchgef�hrt. Diese
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Abb. 1: Stimmanteile der Parteien bei den Bundestagswahlen1

1 Seit 1953 Zweitstimmen, bis 1987 fr�heres Bundesgebiet, ab 1990 Deutschland.
2 Ohne Saarland.
3 Bis 1987: GR�NE; 1990: B�ndnis 90/Gr�ne (nur neue Bundesl�nder); 1994: B�NDNIS 90/DIE

GR�NEN.
4 Bis zur Namens�nderung durch Parteitagsbeschluss vom 17. Juli 2005: PDS.
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Erhebung umfasste 2541 Urnenwahlbezirke, die f�r die Statistik der Stimmabgabe um
326 Briefwahlbezirke erg�nzt wurde. Die Einbeziehung von Briefwahlbezirken erfolgte
bei der Bundestagswahl 2002 zum ersten Mal, um vor dem Hintergrund des seit der
Bundestagswahl 1990 deutlich angestiegenen Briefw�hleranteils die Genauigkeit des
Gesamtergebnisses sicherzustellen.

Aus diesen Untersuchungen geht hervor, dass die Wahlbeteiligung der Frauen bei
Bundestagswahlen insgesamt hinter derjenigen der M�nner zur�ckbleibt: In den Jah-
ren 1953 und 1957 lag sie um 3,1 bzw. 3,3 Prozentpunkte niedriger; bei den folgenden
Wahlen verringerte sich der Unterschied bis auf 0,8 Prozentpunkte bei der Bundes-
tagswahl 1976. In den darauffolgenden Wahlen vergrçßerte sich der Unterschied je-
doch wieder (1990: 1,3 Prozentpunkte). Bei der Bundestagswahl 2002 betrug die
Differenz zwischen der Wahlbeteiligung der Frauen und M�nner 0,5 Prozentpunkte,
bei der Bundestagswahl 2005 sank sie auf 0,4 Prozentpunkte (Frauen: 78,1 %, M�n-
ner: 78,5 %). In den neuen L�ndern und Berlin-Ost lag die Wahlbeteiligung der Frauen
insgesamt sogar um 0,5 %�ber der Beteiligung derM�nner – 2002: 0,7 %. Betrachtet
man die einzelnen Altersgruppen in den neuen L�ndern und Berlin-Ost, so zeigt sich,

Abb. 2: Sitzverteilung im Deutschen Bundestag1

1 Bis 1987: fr�heres Bundesgebiet einschl. der Abgeordneten von Berlin-West, ab 1990 Deutschland.
2 Bis 1987: GR�NE; 1990: B�ndnis 90/Gr�ne (nur neue Bundesl�nder); 1994: B�NDNIS 90/DIE

GR�NEN.
3 Bis zur Namens�nderung durch Parteitagsbeschluss vom 17. Juli 2005: PDS.



dass die Frauen in allen Altersgruppen zwischen 21 bis 59 Jahren eine grçßere
Wahlbeteiligung verzeichneten (zwischen 2,4 und 5,9 Prozentpunkten) – 2002: zwi-
schen 1,6 und 5,4 Prozentpunkten. Bei den 18- bis 20-J�hrigen war die Wahlbe-
teiligung der Frauen hingegen 0,3 – 2002: 0,1 – Prozentpunkte, bei den 60- bis 69-
J�hrigen – ebenso wie 2002 – 0,6 Prozentpunkte und bei den 70-J�hrigen und �l-

Tab. 2: Wahlbeteiligung bei der Bundestagswahl 2005
nach Geschlecht und Alter

Alter in Jahren Wahlberechtigte Wahlbeteiligung1

Ingesamt
1000

M�nner Frauen Insgesamt M�nner Frauen

%

Deutschland
unter 21 2385,4 51,3 48,7 70,0 70,3 69,6
21–24 3439,3 50,8 49,2 66,5 66,1 66,9
25–29 4110,0 50,7 49,3 70,1 69,0 71,2
30–34 4103,7 50,7 49,3 74,5 73,1 75,9
35–39 5830,3 50,9 49,1 78,4 77,0 79,9
40–44 6515,2 50,8 49,2 79,7 78,8 80,6
45–49 5842,6 50,4 49,6 80,2 79,1 81,3
50–59 9597,1 49,7 50,3 82,5 81,9 83,1
60–69 9660,3 47,8 52,2 85,0 85,5 84,6
70 und mehr 10386,7 37,4 62,6 76,7 82,7 73,1
Insgesamt 61870,7 47,9 52,1 78,3 78,5 78,1

Fr�heres Bundesgebiet und Berlin-West
unter 21 1847,6 51,1 48,9 70,7 71,1 70,3
21–24 2701,4 50,0 50,0 67,5 67,3 67,6
25–29 3290,3 49,9 50,1 70,9 70,1 71,7
30–34 3378,6 50,3 49,7 75,1 74,0 76,1
35–39 4844,1 50,8 49,2 78,9 77,7 80,1
40–44 5285,4 50,7 49,3 80,2 79,6 80,8
45–49 4692,7 50,4 49,6 80,8 79,9 81,7
50–59 7634,5 49,7 50,3 83,2 82,7 83,6
60–69 7663,6 47,9 52,1 86,1 86,6 85,6
70 und mehr 8366,4 37,7 62,3 78,2 83,9 74,8
Insgesamt 49704,6 47,8 52,2 79,2 79,5 78,8

Neue L�nder und Berlin-Ost
unter 21 537,9 52,0 48,0 67,5 67,7 67,4
21–24 738,0 53,4 46,6 63,0 61,8 64,4
25–29 819,7 54,0 46,0 66,8 65,0 69,0
30–34 725,1 53,0 47,0 71,7 68,9 74,8
35–39 986,2 51,3 48,7 76,1 73,5 78,8
40–44 1229,8 51,1 48,9 77,5 75,4 79,7
45–49 1149,8 50,6 49,4 77,7 75,7 79,7
50–59 1962,6 49,8 50,2 79,8 78,6 81,0
60–69 1996,7 47,3 52,7 81,0 81,3 80,7
70 und mehr 2020,3 36,1 63,9 70,1 77,3 66,0
Insgesamt 12166,1 48,2 51,8 74,7 74,5 75,0

1 Anteil der W�hler mit Stimm- und Wahlscheinvermerk im W�hlerverzeichnis an den Wahlberechtigten.
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teren 11,3 – 2002: 11,2 – Prozentpunkte niedriger als bei den M�nnern der gleichen
Altersgruppe.

Die Ergebnisse der repr�sentativen Bundestagswahlstatistik zeigen, dass die alters-
spezifischen Abweichungen st�rker ausgepr�gt waren als die geschlechtsspezi-
fischen. Die niedrigste Wahlbeteiligung, und zwar sowohl bei M�nnern als auch
bei Frauen, wurde seit 1953 bei den jungen W�hlerinnen und W�hlern festgestellt.
Ab dem 21. Lebensjahr nahm die Wahlbeteiligung bis zum Alter von 69 Jahren zu;
danach ging sie wieder zur�ck, lag aber bei den Bundestagswahlen 1990, 2002 und
2005 noch hçher als in der Altersgruppe der 30- bis 34-J�hrigen.

Auf Grund der Bevçlkerungsstruktur der Bundesrepublik Deutschland (vgl. Kap. 1)
haben die Frauen einen besonderen Einfluss auf das Wahlergebnis. Bei der Bundes-
tagswahl 2005 wurden 51,9 % – 2002: 52,0 % – der g�ltigen Stimmen von Frauen
und 48,1 % – 2002: 48,0 % – vonM�nnern abgegeben.Wie 2002 konnten SPD, CDU,
CSU und GR�NE mehr Frauen- als M�nnerstimmen auf sich vereinigen, bei der FDP,
der Partei Die Linke. (fr�her PDS) und bei den nicht im Parlament vertretenen Parteien
�berwog dagegen der Anteil der m�nnlichenW�hler. Im Vergleich zu den Ergebnissen
der Bundestagswahl 1953 sind die geschlechtsspezifischen Unterschiede allerdings
geringer geworden. Damals zeigten die W�hlerinnen eine deutliche Vorliebe f�r CDU
und CSU.

Untersucht man die W�hlerschaft der Parteien nach ihrem Alter, so ergeben sich
ebenfalls Unterschiede. Aus der Analyse der Bundestagswahlergebnisse 2005
geht �hnlich wie 2002 hervor, dass die SPD ihr Potenzial bei jeder Altersgruppe gleich-
m�ßig ausgeschçpft hat. Die Altersgruppen waren in der W�hlerschaft der SPD in
etwa so verteilt, wie es der Verteilung der Altersgruppen in der Gruppe aller Wahl-
berechtigten entsprach. Die Unionsparteien dagegen rekrutierten ihre W�hlerschaft
�berproportional aus den Kreisen �lterer W�hlerinnen und W�hler (40,8 % – 2002:
39,3 % – bei den mindestens 60-J�hrigen). In der W�hlerschaft der GR�NEN do-
minierten die mittleren Altersgruppen (28,8 % der 35- bis 44-J�hrigen und 27,8 %
der 44- bis 59-J�hrigen – 2002: 30,5 % in der Altersgruppe der 35- bis 44-J�hrigen).
In der W�hlerschaft der FDP – verglichen mit den Wahlberechtigten – waren jun-
ge W�hler �berdurchschnittlich vertreten. Die Linke. hatte bei den �ber 45-J�hrigen
einen �berdurchschnittlich hohen Anteil.

In der Zusammensetzung des Parlaments sind Frauen noch immer deutlich unter-
repr�sentiert. So ist die Zahl der weiblichen Abgeordneten im Deutschen Bundestag
trotz steigender Tendenz weiterhin gering. Obwohl mehr als die H�lfte aller Wahl-
berechtigten Frauen sind, stellten sie im 12. Deutschen Bundestag nur 20,4 % der
Abgeordneten, im 13. Deutschen Bundestag 26,3 %, im 14. Deutschen Bundestag
30,8 % und im 15. Deutschen Bundestag 32,2 %. Im 16. Deutschen Bundestag sind
unter den 614 Abgeordneten 195 Frauen, das sind 31,8 %. Mit einer Mehrheit weib-
licher Abgeordneter (56,9 %) erreichten die GR�NEN den hçchsten Frauenanteil, ge-
folgt von Die Linke. (48,1 %), SPD (36,0 %), FDP (24,6 %), CDU (21,1 %) und CSU
(15,2 %). Am 22. November 2005 wurde nach sieben Bundeskanzlern mit Dr. Angela
Merkel (CDU) zum ersten Mal ein Frau zur Bundeskanzlerin gew�hlt.



Tab. 3: W�hlerschaft der Parteien bei der Bundestagswahl 2005
nach dem Alter

Partei Von 100 g�ltigen Zweitstimmen f�r die jeweilige Partei wurden abgegeben
von W�hler/-innen im Alter von … Jahren

18–24 25–34 35–44 45–59 60 und mehr

Deutschland
SPD 8,8 11,8 20,3 26,2 32,9
CDU 6,0 10,2 17,8 24,6 41,5
CSU 6,9 11,9 18,6 24,4 38,2
GR�NE 11,0 16,5 28,8 27,8 16,0
FDP 9,3 16,4 20,6 24,1 29,6
Die Linke.1 7,3 10,5 20,4 33,3 28,6
Sonstige 14,3 17,9 24,7 23,5 19,6
dar.: NPD 20,2 19,9 22,9 21,6 15,4

REP 12,3 18,8 26,9 25,0 17,0
Insgesamt 8,2 12,3 20,4 26,0 33,1

Fr�heres Bundesgebiet und Berlin-West
SPD 8,6 11,9 20,9 26,5 32,1
CDU 5,8 10,1 17,7 24,1 42,4
CSU 6,9 11,9 18,6 24,4 38,2
GR�NE 10,7 16,3 29,3 28,5 15,2
FDP 8,7 16,1 20,4 23,9 30,9
Die Linke.1 7,5 11,8 22,4 34,9 23,3
Sonstige 13,4 18,0 25,2 22,7 20,8
dar.: NPD 20,2 19,4 22,0 20,3 18,1

REP 12,0 18,8 27,1 24,5 17,6
Insgesamt 8,0 12,4 20,7 25,8 33,1

Neue L�nder und Berlin-Ost
SPD 10,0 11,2 17,0 24,5 37,2
CDU 6,7 10,9 18,5 26,9 37,0
CSU – – – – –
GR�NE 12,6 18,0 24,5 22,9 22,0
FDP 12,3 17,6 21,9 25,7 22,5
Die Linke.1 7,2 9,4 18,6 31,8 33,0
Sonstige 16,7 17,6 23,4 25,7 16,6
dar.: NPD 20,3 20,6 24,2 23,5 11,5

REP 15,1 18,4 25,3 28,6 12,7
Insgesamt 9,1 11,9 18,9 27,0 32,9

1 Bis zur Namens�nderung durch Parteitagsbeschluss vom 17. Juli 2005: PDS.

Das Durchschnittsalter der Mitglieder des Parlaments lag zum Zeitpunkt der Bundes-
tagswahl 2005 bei 49,3 Jahren. Die Linke. hatte 2005 sowohl die �ltesten m�nnlichen
Abgeordneten (Durchschnittsalter: 51,9 Jahren) als auch mit durchschnittlich 44,7
Jahren auch die j�ngsten Parlamentarierinnen von allen im Bundestag vertretenen
Parteien.

Die Wahlbeteiligung bei Landtagswahlen liegt im Vergleich zu Bundestagswahlen
niedriger. Außerdem sind die Unterschiede von Bundesland zu Bundesland st�r-
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ker ausgepr�gt. Die hçchste Wahlbeteiligung bei den jeweils letzten Landtagswahlen
wurde in Mecklenburg-Vorpommern mit 70,6 % erreicht; besonders niedrig war sie
mit 44,4 % bei der Wahl 2006 in Sachsen-Anhalt.

Allein regiert die CDU in Hamburg, Hessen, im Saarland und in Th�ringen, die CSU
in Bayern und die SPD in Rheinland-Pfalz. In Baden-W�rttemberg, Niedersachsen
und Nordrhein-Westfalen regiert die CDU gemeinsam mit der FDP. Große Koalitio-
nen regieren in Brandenburg, Bremen, Schleswig-Holstein, in Sachsen und Sach-
sen-Anhalt. In Mecklenburg-Vorpommern ist die SPD zum zweiten Mal mit Die
Linke. (fr�her PDS) eine Koalition eingegangen; diese beiden Parteien regieren auch
in Berlin.

Seit 1979 w�hlen die B�rgerinnen und B�rger der Europ�ischen Union (EU) in f�nf-
j�hrigem Abstand die Abgeordneten des Europ�ischen Parlaments. Im Juni 2004
wurden 732 Abgeordnete (erstmals auch in den zum 1.Mai 2004 beigetretenen L�nder
Estland, Lettland, Litauen, Malta, Polen, Slowakei, Slowenien, Tschechische Repub-
lik, Ungarn und Zypern) gew�hlt. Wie viele Abgeordnete ein Land vertreten, ergibt sich
aus Artikel 190 Abs. 2 des EG-Vertrags. Deutschland stehen danach weiterhin 99
Mandate zu. Die Fraktionen des Europ�ischen Parlaments setzen sich nicht nach
der Staatsangehçrigkeit, sondern nach politischen Richtungen zusammen.

Tab. 4: Wahlbeteiligung und Stimmabgabe bei den letzten Landtagswahlen
in Prozent

Land Wahl Wahlbe-
teiligung

Stimmabgabe

CDU/
CSU1

SPD FDP GR�NE Die
Linke.2

Baden-W�rttemberg 2006 53,4 44,2 25,2 10,7 11,7 –
Bayern3 2003 57,1 60,7 19,6 2,6 7,7 –
Berlin4 2001 68,1 23,8 29,7 9,9 9,1 22,6
Brandenburg4 20045 56,4 19,4 31,9 3,3 3,66 28,0
Bremen 2003 61,3 29,8 42,3 4,2 12,8 1,7
Hamburg 2004 68,7 47,2 30,5 2,8 12,37 –
Hessen4 2003 64,6 48,8 29,1 7,9 10,1 –
Mecklenburg-
Vorpommern4 2002 70,6 31,4 40,6 4,7 2,6 16,4
Niedersachsen4 2003 67,0 48,3 33,4 8,1 7,6 0,5
Nordrhein-Westfalen 2005 63,0 44,8 37,1 6,2 6,2 0,9
Rheinland-Pfalz4 2006 58,2 32,8 45,6 8,0 4,6 –
Saarland 2004 55,5 47,5 30,8 5,2 5,6 2,3
Sachsen4 20048 59,6 41,1 9,8 5,9 5,1 23,6
Sachsen-Anhalt4 2006 44,4 36,2 21,4 6,7 3,6 24,1
Schleswig-Holstein4 20059 66,5 40,2 38,7 6,6 6,2 0,8
Th�ringen4 2004 53,8 43,0 14,5 3,6 4,5 26,1

1 CSU nur in Bayern.
2 Bis zur Namens�nderung durch Partei-

beschluss vom 17. Juli 2005: PDS.
3 Gesamtstimmen = Erst- und Zweitstimmen.
4 Zweitstimmen.

5 Die DVU erzielte 6,1 % der Stimmen.
6 GR�NE/B 90.
7 GR�NE/GAL.
8 Die NPD erzielte 9,2 % der Stimmen.
9 Der SSW erzielte 3,6 % der Stimmen.



Insgesamt gingen im Juni 2004 rund 160 Mill. Menschen in der EU zur Wahl. Die
Wahlbeteiligung ist bei denWahlen zumEurop�ischen Parlament in der Bundesrepub-
lik – wie �brigens auch in den anderen Mitgliedstaaten – wesentlich niedriger als bei
nationalen Wahlen. Von den 61,7 Mill. bundesdeutschen Wahlberechtigten machten
am 13. Juni 2004 nur 43 % von ihrem Stimmrecht Gebrauch. Dies war ein R�ckgang
der Wahlbeteiligung um 2,2 Prozentpunkte gegen�ber 1999. Wenn man von Belgien,
Luxemburg und Griechenland absieht (in diesen L�ndern besteht Wahlpflicht), war die
Wahlbeteiligung inMalta mit 82,4 %, in Italien mit 73,1 % (1999: 70,8 %) und in Zypern
mit 71,2 % amhçchsten, w�hrend sie in Estlandmit 26,8 %, in Polenmit 20,9 %und in
der Slowakei mit 17 % am niedrigsten lag. In 10 der �brigen 24 EU-Staaten war die

Wahlbeteiligung hçher als in Deutschland. Der st�rkste R�ckgang derWahlbeteiligung
betrug 17,9 Prozentpunkte und wurde in Spanien registriert. Zusammenfassend ist
festzustellen, dass lediglich in f�nf EU-Staaten die Wahlbeteiligung gegen�ber 1999
zwischen 1,7 und 14,8 Prozentpunkten gestiegen, in allen anderen EU-Staaten jedoch
zwischen 0,2 und 17,9 Prozentpunkten gesunken ist.

Von den auf die Bundesrepublik Deutschland entfallenden 99 Sitzen erhielt die CDU
40 (1999: 43), die SPD 23 (1999: 33), die CSU 9 (1999: 10) die GR�NEN 13 (1999: 7),
Die Linke. – fr�her PDS – 7 (1999: 6) und die FDP 7 Sitze (erstmals seit 1989 wie-
der vertreten).
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Abb. 3: Sitzverteilung im Europ�ischen Parlament nach Fraktionen
Stand: Februar 2006
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7.2.2 Mitgliedschaft in Parteien

Die Parteien spielen in der Bundesrepublik Deutschland eine wichtige Rolle. Nach dem
Grundgesetz haben sie die Aufgabe, an der politischen Willensbildung des Volkes
mitzuwirken. Ihre Gr�ndung ist frei, ihre innere Ordnung muss demokratischen Grund-
s�tzen entsprechen.
Parteien, die nach ihren Zielen oder nach dem Verhalten ihrer Anh�ngerschaft darauf
ausgerichtet sind, die freiheitliche demokratische Grundordnung zu beeintr�chtigen
oder zu beseitigen oder den Bestand der Bundesrepublik Deutschland zu gef�hrden,
sind verfassungswidrig und kçnnen vomBundesverfassungsgericht verboten werden.
Von dieser Mçglichkeit wurde bisher zweimal Gebrauch gemacht: 1952 wurde die
Sozialistische Reichspartei – eine extreme Rechtspartei – verboten, 1956 wurde die
KPD f�r verfassungswidrig erkl�rt und aufgelçst.
Die politische Landschaft in der Bundesrepublik Deutschland war seit ihrer Gr�ndung
vor allem von vier Parteien gepr�gt: Sozialdemokratische Partei Deutschlands (SPD),
Christlich Demokratische Union Deutschlands (CDU), Christlich-Soziale Union (CSU)
in Bayern und Freie Demokratische Partei (FDP).
Zu Beginn der 1980er-Jahre gelang denGR�NEN in einer Reihe von Landesparlamen-
ten und von 1983 bis 1990 auch im Bundestag das Eindringen in die bis dahin relativ
fest gef�gte Parteienlandschaft. Bei der Bundestagswahl 2005 erzielten die GR�NEN
einen Anteil von 8,1 % an den Zweitstimmen. Seit der ersten gesamtdeutschen Wahl
1990 ist auch Die Linke. (fr�her PDS) imDeutschen Bundestag vertreten. Nur 1998 und
2005 erreichte sie einen Zweitstimmenanteil von �ber 5 %. 1990, 1994 und 2002 kam
sie aufgrund von Sonderregelungen bzw. Direktmandaten in den Bundestag. Schon
immer kandidierten bei Bundestagswahlen auch kleinere Parteien. Bei der ersten
Bundestagswahl 1949 konnten diese zusammen 27,8 % der Stimmen auf sich ver-
einen, danach sind ihre Stimmenanteile stark zur�ckgegangen. Zu ihrer relativen Be-
deutungslosigkeit auf Bundes- und Landesebene hat nicht zuletzt die F�nfprozent-
klausel beigetragen.
In der Bundesrepublik Deutschland haben gegenw�rtig rund 1,6 Mill. M�nner und
Frauen das Mitgliedsbuch einer Partei. Das entspricht einem Anteil von etwas weniger
als 2,7 % der Bevçlkerung im wahlberechtigten Alter. Die Partei mit der grçßten Mit-
gliedschaft ist die SPD. Bei ihrer Wiedergr�ndung nach dem Zweiten Weltkrieg kn�pf-
te sie an ihre bis ins 19. Jahrhundert zur�ckreichende Tradition als Arbeiterpartei an.
Mit der Verabschiedung des Godesberger Programms 1959 vollzog sie die �ffnung
zur Volkspartei. Ihre Mitgliederzahl betrug 1946 rund 711000. Ende 2002 besaßen
693894 B�rgerinnen und B�rger das Mitgliedsbuch dieser Partei, die 1976 mit
1022000 Mitgliedern ihren bisher hçchsten Stand erreicht hatte. Der Anteil der Frauen
in der SPD erhçhte sich von 15 % im Jahr der Wiedergr�ndung auf 29,7 % Ende 2002.
Im Unterschied zur katholischen Zentrumspartei der Weimarer Zeit wenden sich die
nach dem Ende der Herrschaft des Nationalsozialismus neu gegr�ndeten Unionspar-
teien – CDU und CSU – anW�hlerinnen undW�hler beider christlicher Konfessionen.
Sie betrachten ihre Gr�ndung als Antwort auf die verh�ngnisvolle Zerrissenheit der
Demokraten in der Weimarer Republik. Die CDU besitzt keinen bayerischen Landes-



verband, w�hrend die CSU nur in Bayern vertreten ist. Im Bundestag bilden beide
Parteien eine gemeinsame Fraktion. Die Mitgliederzahl der CDU belief sich im De-
zember 2002 auf 594391, von ihnen waren 25,1 % Frauen. Die CSU, deren Mitglie-
derzahl im Jahr 1946 bei 69000 lag, hatte Ende 2002 insgesamt 177667 Mitglieder,
darunter 17,7 % weibliche Mitglieder.

Die ebenfalls nach dem Krieg neu gegr�ndete FDP will als liberale Partei besonders
die Freiheit jedes Einzelnen in allen Lebensbereichen st�rken. Das liberale Manifest
von 1985 geht von einem umfassenden Freiheitsbegriff aus. Die FDP will eine Ver-
sçhnung von moderner Marktwirtschaft und einer offenen und ver�nderungsbereiten
gesellschaftlichen Kultur. Ende 2002 hatte die FDP 66560 Parteimitglieder. 23,6 %
der FDP-Mitglieder sind Frauen.

Seit Mitte der 1970er-Jahre hat sich eine zunehmende Zahl von B�rgerinnen und B�r-
gern außerhalb der etablierten Parteien in »B�rgerinitiativen« engagiert. Sie richten sich
vielfach gegen politische Maßnahmen von lokaler oder regionaler Bedeutung, die als
umweltsch�digend betrachtet werden, so z.B. gegen Kernkraftwerke, Autobahnausbau,
M�llverbrennungsanlagen u.�. Aus dieser Bewegung sind auch die »gr�nen« Parteien
mit ihren �ber den Umweltschutz hinausgehenden politischen Programmen hervor-
gegangen. Die GR�NEN hatten sich vor der Europawahl 1979 bundesweit als »Sonstige
Politische Vereinigung (SPV) DIE GR�NEN« zusammengeschlossen, ehe sie sich 1980
als Partei auf Bundesebene konstituierten. Im Mai 1993 haben sich die GR�NEN und
das B�NDNIS 90, ein 1991 entstandener Zusammenschluss der B�rgerbewegung
gegen die SED-Regierung in der ehemaligen DDR, zu der Partei B�NDNIS 90/DIE
GR�NEN (GR�NE) zusammengeschlossen. Ihre Mitgliederzahl lag Ende 2002 bei
43881, 37,2 % der Mitglieder waren Frauen.

Die Linke. (fr�her PDS), die als Nachfolgepartei der SED in den neuen L�ndern und
Berlin-Ost anzusehen ist, hatte Ende 2002 insgesamt 70 805 Parteimitglieder. Der
Frauenanteil lag bei 45,8 %. Bei der letzten Bundestagswahl hatte Die Linke. (fr�-
her PDS) bundesweit einen Zweitstimmenanteil von 8,7 %, in den neuen L�ndern
und Berlin-Ost von 25,3 %. Bei den letzten Landtagswahlen in den neuen L�ndern
lag der Anteil der Partei Die Linke. (fr�her PDS) mit Ausnahme der Landtagswahl in
Mecklenburg-Vorpommern (16,4 %) meist deutlich �ber 20 %.

7.3 Engagement in Berufsverb�nden

7.3.1 Das Recht auf Vereinigungsfreiheit1

Mit der Freiheit der Meinungs�ußerung eng verbunden ist das verfassungsm�ßig ver-
b�rgte Grundrecht der Vereinigungsfreiheit. Alle Deutschen haben danach das Recht,
sich in Vereinen und Gesellschaften zusammenzuschließen. Ausdr�cklich gew�hrleis-
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1 Dieser Abschnitt und Abschnitt 7.3.2 Gewerkschaften sowie 7.3.3 Arbeitgeberverb�nde
wurden verfasst von Prof. Dr. Josef Schmid und Dr. Raphael Menez, T�bingen.
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tet ist auch f�r jedermann und alle Berufe das Recht, zur Wahrung und Fçrderung
der Arbeits- und Wirtschaftsbedingungen Vereinigungen zu bilden.

Diese Koalitionsfreiheit hat zur Gr�ndung einer Vielzahl von Wirtschaftsorganisatio-
nen und Berufsverb�nden gef�hrt. Diese Ausdifferenzierung findet heute ihren Hçhe-
punkt in Form von �ber 5000 Verb�nden in Deutschland, von denen rund 1900 Spit-
zenverb�nde mit bundespolitischen Interessen in der so genannten Lobbyliste des
Deutschen Bundestages registriert sind (Stand: 20.03.2006).

Von besonderer Bedeutung sind die großen Arbeitnehmer- und Arbeitgeberverei-
nigungen, die so genannten Tarifpartner, die im Rahmen der verfassungsm�ßig ga-
rantierten Tarifautonomie Vertr�ge �ber Arbeitsentgelte und -bedingungen abschlie-
ßen. Ihre Verhandlungsergebnisse beeinflussen sowohl das Wirtschaftsgeschehen
insgesamt als auch die Lebensverh�ltnisse und die Einkommenssituation der Er-
werbst�tigen.

7.3.2 Gewerkschaften

Gewerkschaften sind formal organisierte, freiwillige Zusammenschl�sse von abh�n-
gig Besch�ftigten mit dem Ziel, deren çkonomische und soziale Lage zu sichern und
zu verbessern. Sie agieren auf der betrieblichen, der branchenspezifischen und der
gesamtwirtschaftlichen Ebene sowie in Bezug auf das politische System. Durch ihre
starke Stellung im Rahmen der Tarifautonomie haben die Gewerkschaften nicht nur
eine çkonomische Funktion des Aushandelns von Lçhnen und Geh�ltern, sondern

Abb. 4: Organisationsgrad der deutschen Gewerkschaften (DGB, DBB, OGB)

Quelle: Schroeder/Weßels 2003.



auch eine normsetzende Funktion bei der Gestaltung der Arbeitsbeziehungen. Ferner
nehmen sie als Vertreter der Beitragszahler eine wichtige Rolle in der Selbstverwaltung
der Sozialversicherungen wahr.

Die Gewerkschaften in der Bundesrepublik Deutschland haben die in der Weimarer
Zeit vorherrschende Zersplitterung in Einzel- und Richtungsgewerkschaften �ber-
wunden, es gibt daher nur wenige, aber mitgliederstarke Gewerkschaftsorganisatio-
nen. Die grçßte ist der Deutsche Gewerkschaftsbund (DGB) mit rund 7 Mill. Mitglie-
dern, er setzt sich zur Zeit aus acht Einzelgewerkschaften zusammen. Die im DGB

Tab. 5: Mitglieder in den DGB Gewerkschaften
Stand: 31.12.2004, in Tausend

IG Bau IG BCE GEW IG
Metall

NGG Gew. der
Polizei

TRANS-
NET

ver.di DGB-
Gesamt

Arbeiter 243 601 0 1303 172 8 62 575 2963
Angest. 23 170 86 269 53 20 36 1073 1729
Beamte 1 0 114 0 0 150 34 121 420
Jugendl. 45 58 11 199 15 33 13 126 499
M�nnlich 361 623 80 1981 135 141 214 1239 4775
Weiblich 64 147 174 444 90 37 56 1226 2238
Insgesamt 425 771 255 2425 225 178 270 2465 7013
Anteil an
DGB-Mitgl. 6,1 % 11 % 3,6 % 34,6 % 3,2 % 2,5 % 3,9 % 35,1 % 100 %

Quelle: Deutscher Gewerkschaftsbund, www.dgb.de.

organisierten Gewerkschaften sind Zentralverb�nde, die nach dem Prinzip der Indus-
triegewerkschaft aufgebaut sind, d.h. in ihnen sind Arbeiter und Angestellte eines
Industriezweiges unabh�ngig von ihrem Beruf zusammengeschlossen. Politisch-welt-
anschaulich kçnnen die DGB-Gewerkschaften als Einheitsgewerkschaften verstan-
den werden. Das bedeutet, dass sie prinzipiell parteipolitisch unabh�ngig agieren und
versuchen, alle Besch�ftigten – unabh�ngig von deren politischer und weltanschau-
licher �berzeugung – zu organisieren.

Die Tarifvertr�ge werden nicht vom DGB, sondern von den Einzelgewerkschaften
abgeschlossen. Die grçßten Einzelgewerkschaften waren im Jahr 2004 die Vereinigte
Dienstleistungsgewerkschaft ver.di mit ca. 2,5 Mill. Mitgliedern sowie die IG Metall
mit rund 2,4 Mill. Mitgliedern.

Neben den Gewerkschaften des DGB sind der Deutsche Beamtenbund (DBB) mit
rund 1,25 Mill. Mitgliedern und der Christliche Gewerkschaftsbund (CGB), in dem
gut 300000 M�nner und Frauen organisiert sind, zu nennen. Aufgrund der geringen
Mitgliederzahlen ist dem CGM, der christlichen Metallarbeitergewerkschaft, per Ge-
richtsurteil jedoch der Status als Gewerkschaft entzogen worden.

Die Organisationsmacht einer Gewerkschaft beruht auf hohen Mitgliederzahlen und
der F�higkeit, ihre Mitglieder mobilisieren zu kçnnen. Hohe Mitgliederzahlen verwei-
sen auf den Anspruch zur legitimen Repr�sentation der Arbeitnehmerinteressen, w�h-
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rend ein hohes Mobilisierungspotential die Reichweite gewerkschaftlichen Stçrpo-
tentials absteckt. Angesichts des rapiden und weitreichenden sozialen und çkono-
mischen Wandels haben die Gewerkschaften in den vergangenen Jahren erheblich
an Mitgliedern eingeb�ßt, was zugleich den Organisationsgrad der DGB-Gewerk-
schaften (gemessen als Anteil der gewerkschaftlich Organisierten an allen Arbeitneh-
mern) auf ca. 20 % reduziert hat. Dar�ber hinaus weisen sie bei den Frauen und den
Jugendlichen deutliche Rekrutierungs- und Repr�sentationsdefizite auf.

7.3.3 Arbeitgeberverb�nde

Die vielf�ltigen Interessen der Unternehmen in Deutschland werden �ber drei S�ulen
abgedeckt: Die erste S�ule besteht in einer Pflichtmitgliedschaft bei einer çrtlichen
Industrie- und Handelskammer (daneben existiert noch eine Reihe weiterer Kam-
mern, zu nennen sind hier vor allem die Handwerks- und Landwirtschaftskammern),
welche die regionalen wirtschaftlichen Interessen der Unternehmen vertritt und zu-
gleich hoheitliche Aufgaben wahrnimmt. Wirtschafts- und Fachverb�nde als zweite
S�ule vertreten die wirtschaftspolitischen Interessen der Unternehmen gegen�ber
der Politik und anderen gesellschaftlichen Gruppen. Der BDI als Bundesverband der
Deutschen Industrie z�hlt hier zu den einflussreichsten Vereinigungen.

Abb. 5: Organisationsgrad von Betrieben1 und Besch�ftigten2

im Arbeitgeberverband Gesamtmetall

1 Organisationsgrad von Betrieben = Zahl der Mitgliedsunternehmen (Gesamtmetall)/Zahl der Unter-
nehmen im Organisationsbereich.

2 Organisationsgrad von Besch�ftigten = Zahl der Arbeitnehmer in den Mitgliedsunternehmen (Ge-
samtmetall)/Arbeitnehmer im gesamten Organisationsbereich.

Quelle: Schroeder/Weßels 2003.



Arbeitgeberverb�nde als dritte S�ule sind die unternehmerische Antwort auf die Ko-
alitionsbildungen der Arbeitnehmer. In Deutschland sind sie – als Gegenorganisation
und Tarifpartner der Gewerkschaften – in der Bundesvereinigung der Deutschen Ar-
beitgeberverb�nde (BDA) zusammengeschlossen. Diese hat die Aufgabe, die gemein-
schaftlichen sozialpolitischen und tarifpolitischen Interessen der privaten Arbeitgeber
wahrzunehmen. Die BDA umfasst 54 Bundesfachspitzenverb�nde, die auf der Bun-
desebene die regionalen Arbeitgeberverb�nde eines Wirtschaftszweiges organisie-
ren, sowie 14 �berfachliche Landesverb�nde, in denen die Arbeitgeberverb�nde des
jeweiligen Bundeslandes organisiert sind.

Die BDA schließt – wie der DGB auch – als Dachorganisation keine Fl�chentarif-
vertr�ge ab. Als Tarifpartner der Einzelgewerkschaften fungieren die regionalen Ar-
beitgeberverb�nde eines Wirtschaftszweiges. Nach Sch�tzungen hat die BDA einen
Organisationsgrad von ca. 80 % (Anteil der Besch�ftigten in den Mitgliedsunterneh-
men an den Besch�ftigten im gesamten Organisationsbereich). Insgesamt sind in der
BDA mehr als 1000 Arbeitgeberverb�nde unmittelbar oder �ber ihre Mitgliederver-
b�nde angeschlossen.

Gesamtmetall als grçßter Mitgliedsverband in der BDA kommt auf einen Organisa-
tionsgrad von 62,3 % (Stand: 2001, Westdeutschland). Betrachtet man hingegen den
Organisationsgrad der Unternehmen (Anteil der Mitgliedsunternehmen an der Zahl der
Unternehmen im Organisationsbereich), so f�llt auf, dass nur noch 30,7 % (2001,
Westdeutschland) der Unternehmen Mitglied bei Gesamtmetall sind (1990: 46,2 %,
Westdeutschland). Diese Entwicklung, die als Verbandsflucht bezeichnet wird, ver-
weist darauf, dass immer mehr Unternehmen die Anbindung an einen Fl�chentarif-
vertrag lçsen und Lçhne und Arbeitsbedingungen unabh�ngig von dieser Norm um-
setzen wollen. Vor allem bei kleinen und bei mittelst�ndischen Unternehmen ist die
Tarifbindung schwach ausgepr�gt, und auch Unternehmen in Ostdeutschland haben
eine geringere Anbindung an Branchentarifvertr�ge (21 %, Stand 2003) als westdeut-
sche Unternehmen (43 %, Stand 2003). Um der Verbandsflucht entgegenzuwirken,
haben alle 14 Mitgliedsverb�nde von Gesamtmetall mittlerweile so genannte OT-
Verb�nde (Verb�nde Ohne Tarifbindung) eingerichtet. Der Dachverband Gesamt-
metall organisiert ca. 2000 Firmen mit 200000 Besch�ftigten in den OT-Verb�nden
und ca. 5000 Firmen mit 2 Mill. Besch�ftigten in den Tariftr�gerverb�nden (Stand
31.01.2005).

7.3.4 Mitbestimmung1

Unter »Mitbestimmung« versteht man die Einflussnahme von Arbeitnehmern und ihren
Vertretern auf Entscheidungen der Arbeitgeber. Damit soll der Unterlegenheit der
Arbeitnehmer als individueller Vertragspartei entgegengewirkt werden. Das Bundes-
verfassungsgericht spricht diesbez�glich von der Notwendigkeit des Ausgleichs »ge-
stçrter Vertragsparit�t«. Zu diesem Zweck stehen die gesetzlichen Mçglichkeiten der
Mitbestimmung als System der Selbsthilfe neben dem Tarifvertrag (siehe Ziff. 7.3.1).
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Mitbestimmung als Mitentscheidung kann entweder dort ansetzen, wo die Folgen der
Arbeitgeberentscheidungen f�r Arbeitnehmer konkret werden, oder auf der Ebene der
Entscheidungsfindung. Danach werden die zwei großen Teilsysteme der Mitbestim-
mung unterschieden:

– Mitbestimmung auf Unternehmensebene soll die unternehmerischen Entscheidun-
gen beeinflussen, deren Umsetzung Auswirkungen auf die Arbeitnehmer hat.

– BetrieblicheMitbestimmung setzt an operativen Entscheidungen des Arbeitgebers
f�r die konkreten Arbeitsverh�ltnisse an.

Mitbestimmung auf Unternehmensebene setzt an den Strukturen von Kapitalgesell-
schaften an, in deren Rechtsform jedenfalls grçßere Unternehmen betrieben werden
(vor allem Aktiengesellschaften und Gesellschaften mit beschr�nkter Haftung). Sie
wird vornehmlich durch Beteiligung von Arbeitnehmervertretern im Aufsichtsrat neben
den Vertretern der Anteilseigner verwirklicht. Das f�hrt zu einer entsprechenden Be-
teiligung an den Schl�sselfunktionen eines Aufsichtsrats f�r ein Unternehmen: Be-
stellung und �berwachung des Vorstandes bzw. der Gesch�ftsf�hrung, Beteiligung
an wichtigen Entscheidungen (z.B. Investitionen und Fusionen und Aufstellung des
Jahresabschlusses). Der Umfang der Arbeitnehmerbeteiligung ist unterschiedlich:

– In Montanunternehmen (Kohle und Stahl) mit �ber 1000 Besch�ftigten ist sie pa-
rit�tisch und ermçglicht einen gleichgewichtigen Einfluss neben den Anteilseig-
nervertretern.

– In sonstigen Unternehmen �ber 2000 Besch�ftigten sind zwar (unter Einschluss
eines Vertreters der leitenden Angestellten) ebenfalls gleichviel Arbeitnehmer- wie
Anteilseignervertreter; die Anteilseigner haben jedoch ein �bergewicht bei der
Bestellung des Aufsichtsratsvorsitzenden und dieser hat ein doppeltes Stimm-
recht.

– In Unternehmen zwischen 500 und 2000 Besch�ftigten stellen die Arbeitnehmer
ein Drittel der Aufsichtsratsmitglieder.

In Unternehmen der Montanindustrie und großen Gesellschaften �ber 2000 Arbeit-
nehmern muss dem Vorstand bzw. der Gesch�ftsf�hrung ein Arbeitsdirektor ange-
hçren.

Die betriebliche Mitbestimmung erfolgt auf der Rechtsgrundlage des Betriebsverfas-
sungsgesetzes in der Privatwirtschaft durch Betriebsr�te, und im �ffentlichen Dienst
aufgrund der Personalvertretungsgesetze des Bundes und der L�nder durch die Per-
sonalr�te.

Betriebsr�te kçnnen in Betrieben ab f�nf Arbeitnehmern gebildet werden. Sie werden
alle vier Jahre durch die Belegschaft gew�hlt. Die Mitglieder des Betriebsrats werden
zur Durchf�hrung dieser T�tigkeit unter Fortzahlung des Arbeitsentgelts von der Arbeit
freigestellt und genießen einen besonderen K�ndigungsschutz. Die Kosten der Be-
triebsratst�tigkeit tr�gt der Arbeitgeber.

Arbeitgeber und Betriebsrat haben zum Wohle der Arbeitnehmer und des Betriebes
unter Einbeziehung der Gewerkschaften und Arbeitgeberverb�nde vertrauensvoll zu-
sammenzuarbeiten. Ausgehend hiervon enth�lt das BetrVG ein breites Spektrum von



Beteiligungsrechten in wirtschaftlichen, personellen und sozialen Angelegenheiten.
Diese Beteiligungsrechte reichen von der reinen Information und Konsultation bis
zur echten Mitbestimmung, bei der im Streitfalle entweder eine Einigungsstelle
oder das Arbeitsgericht entscheidet. Die Kommunikation mit der Belegschaft wird
durch Sprechstunden mit dem Betriebsrat und durch Betriebsversammlungen ge-
w�hrleistet.

F�r Unternehmen, die in mehreren L�ndern der EU t�tig sind, gibt es die Institution des
Europ�ischen Betriebsrats, der allerdings keine echten Mitbestimmungs-, sondern
nur Informationsrechte besitzt.

7.3.5 Arbeitsk�mpfe

Wenn sich bei Tarifverhandlungen Arbeitnehmer- und Arbeitgeberseite nicht eini-
gen kçnnen und auch die Schlichtungsbem�hungen eines unparteiischen Dritten
scheitern, stellt sich die Frage des Arbeitskampfes. Falls sich bei einer Urabstimmung
unter den beteiligten Gewerkschaftsmitgliedern eine Dreiviertelmehrheit f�r Streik-
maßnahmen ausspricht, wird der Ausstand erkl�rt. Die Arbeitgeber kçnnen mit dem
Kampfmittel der Aussperrung operieren, die eine vor�bergehende Weigerung dar-
stellt, alle oder einen Teil der Belegschaft zu besch�ftigen und Lohn bzw. Gehalt
zu zahlen.

In der Bundesrepublik Deutschland wird im Vergleich zu anderen L�ndern wenig ge-
streikt. Seit 1975 waren die heftigsten Arbeitsk�mpfe 1978 mit 4,3 Mill., 1984 mit
5,6 Mill. ausgefallenen Arbeitstagen und 1992 mit 1,5 Mill. zu verzeichnen. Von 1993
bis 2004 lag die Zahl der verlorenen Arbeitstage weit darunter.

Auf die meisten Streiks reagieren die Arbeitgeber mit Aussperrungen, durch die teil-
weise noch weitere Arbeitnehmer in den Arbeitskampf einbezogen werden. Im Jahr
2004 gingen nur rund 51000 Arbeitstage durch Arbeitsk�mpfe verloren.

7.4 Teilnahme am religiçsen Leben

7.4.1 Kirche und Staat

In der Bundesrepublik Deutschland gibt es keine Staatskirche. Bereits in der Weima-
rer Reichsverfassung von 1919 wurde das Verh�ltnis zwischen Staat und Religi-
onsgemeinschaften in umfassender Weise geregelt, ein Teil der Weimarer Kirchen-
artikel ist als Bestandteil des Grundgesetzes �bernommen worden. Die aus den
Grundrechtsgarantien folgende Freiheit der Vereinigung zu Religionsgemeinschaf-
ten ist gew�hrleistet, jede Religionsgemeinschaft ordnet und verwaltet ihre Ange-
legenheiten selbstst�ndig. Dennoch bestehen auch heute noch enge Bindungen zwi-
schen Kirche und Staat, und die Kirchen genießen weitgehende Rechte, so z.B. das
Recht, Steuern von ihren Mitgliedern zu erheben oder auf die Besetzung theologi-
scher Lehrst�hle an staatlichen Universit�ten Einfluss zu nehmen.
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7.4.2 Religionszugehçrigkeit

Die Bevçlkerung in Deutschland gehçrt �berwiegend einer der beiden christlichen
Volkskirchen an, und zwar je zu knapp einem Drittel der katholischen und der evan-
gelischen Konfession. Eine Minderheit von 2,5 % (rund 2 Mill.)1 bekennt sich zu an-
deren christlichen Gemeinschaften, z.B. zu einer orthodoxen Kirche oder zu einer
evangelischen Freikirche. Ein weiteres gutes Drittel (34,5 %) der Bevçlkerung gehçrt
keiner oder einer anderen Glaubensgemeinschaft an.

Der Anteil der Katholiken ist im S�den und Westen Deutschlands �berdurchschnitt-
lich hoch, insbesondere im Saarland, in Bayern, in Rheinland-Pfalz und in Nordrhein-
Westfalen. Im Norden �berwiegt dagegen die evangelische Bevçlkerung.

2004 gehçrten in Deutschland knapp 106000 Menschen einer j�dischen Gemeinde
an. Vor der Verfolgung durch die Nationalsozialisten waren im Deutschen Reich 1933
etwa 503000 Juden ans�ssig. Die grçßten j�dischen Gemeinden befinden sich in
Berlin und Frankfurt am Main.

Durch den Zuzug von Ausl�nderinnen und Ausl�ndern haben Religionsgemeinschaf-
ten an Bedeutung gewonnen, die fr�her in Deutschland kaum vertreten waren, so z.B.
der Islam, der im Jahr 2005 in der Bundesrepublik Deutschland sch�tzungsweise
3,2 Mill.2 Anh�ngerinnen und Anh�nger hatte.

7.4.3 Katholische Kirche3

Ende 2004 lebten rund 26 Mill. Katholikinnen und Katholiken in Deutschland. Ihr An-
teil an der Bevçlkerung betrug damit rund 32 % und ist seit 1950 nahezu gleich
groß geblieben. Der Zuzug von Menschen katholischen Glaubens – meist ausl�n-
dische Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer mit ihren Familienangehçrigen – hat
die zu Beginn der 1970er-Jahre steigende Zahl von Kirchenaustritten (1970: 69000)
kompensieren kçnnen. 2004 lag die Zahl der Kirchenaustritte in Deutschland bei
101252.

Die katholische Kirche in Deutschland ist in sieben Erzbist�mer und 20 Bist�-
mer gegliedert. Die Zahl der Pfarreien und sonstiger Seelsorgestellen betrug 12885
(2004). In der Pfarrseelsorge waren 2004 rund 8900 Weltpriester und Ordenspries-
ter t�tig; ein Pfarrseelsorger betreut im Durchschnitt 2900 Gl�ubige. Wegen Priester-
mangels kçnnen jedoch nicht alle Kirchengemeinden mit einem Priester besetzt
werden.

Die Grundstrukturen des kirchlichen Lebens zeigt Tab. 6. Die Teilnahme an den
sonnt�glichen Eucharistiefeiern ging im fr�heren Bundesgebiet zwischen 1960 und
1989 um 5,8 Mill. Besucherinnen und Besucher oder um fast 49 % zur�ck. 2004 be-
suchten rund 3,9 Mill. Menschen den Sonntagsgottesdienst, dies sind durchschnitt-

1 Quelle: Religionswissenschaftlicher Medien- und Informationsdienst e.V. (REMID).
2 Quelle: Zentralinstitut Islam-Archiv Deutschland e.V.
3 Angaben: Sekretariat der Deutschen Bischofskonferenz – Referat Statistik, Bonn.



Tab. 6: Katholische Kirche1

Jahr Mitglieder Taufen Trauungen Kirchliche
Bestattungen

Teilnehmer am
sonnt�gl.

Gottesdienst

1000

1960 24710 473 214 262 11895
1970 27190 370 164 296 10159
1980 26720 258 125 288 7769
1989 26746 282 113 281 6092
1990 28252 300 116 298 6190
2000 26817 233 65 269 4421
2001 26656 223 54 265 4248
2002 26466 213 54 267 4031
2003 26165 206 51 274 3981
2004 25986 201 49 257 3849

1 Angaben 1960–1989 fr�heres Bundesgebiet.

lich 14,8 % aller Katholiken in Deutschland. An Feiertagen oder an den Hochfesten
der Kirche ist die Teilnahme an den Eucharistiefeiern hçher.

Der starke R�ckgang bei den kirchlichen Trauungen und Taufen gegen�ber 1960
muss im Zusammenhang mit der starken Abnahme der standesamtlichen Eheschlie-
ßungen und der geringeren Geburtenzahlen gesehen werden (vgl. Kap. 1). Gleich-
wohl ist die Bereitschaft zur katholischen Eheschließung und insbesondere zur katho-
lischen Taufe nach wie vor weit verbreitet. Nahezu alle verstorbenen Katholikinnen
und Katholiken werden auch heute noch kirchlich beerdigt.

7.4.4 Evangelische Kirche1

Die Evangelische Kirche in Deutschland (EKD) umfasste Ende 2004 25,6 Mill. Mitglie-
der. Dies entspricht einem Anteil an der Gesamtbevçlkerung von 31,1 % bzw. 34,1 %
an der deutschen Bevçlkerung. Bei der Volksz�hlung im Jahre 1950 lagen diese
Anteile noch bei jeweils rund 51 %.

In den 23 Gliedkirchen der EKD waren Ende 2004 insgesamt 22300 Theologinnen
und Theologen im aktiven Dienst t�tig. Im Gemeindedienst in Deutschland stan-
den 14700 Pfarrerinnen und Pfarrer. Auf einen Gemeindepfarrer entfielen damit im
Durchschnitt rund 1700 Kirchenmitglieder, im Jahre 1964 waren es noch durch-
schnittlich knapp 2 500.

Im Jahre 2004 kamen in denGliedkirchen der EKD auf 100 lebend geborene Kinder mit
einem oder zwei evangelischen Elternteilen 78 evangelische Kindertaufen (1963: 77).
Hierbei ist zu ber�cksichtigen, dass ein Vergleich von Taufen und Geburten durch die
so genannten »Sp�ttaufen«, d.h. Taufen von Kindern im Alter von ein bis dreizehn
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1 Angaben: Evangelische Kirche in Deutschland – Referat Statistik, Hannover. Ohne evangeli-
sche Freikirchen.



175

Jahren, beeintr�chtigt wird. Ihr Anteil an der Gesamtzahl der evangelischen Kinder-
taufen erreichte 2004 EKD-weit 33,6 %. Die Anzahl der Trauungen ging auch bei der
evangelischen Kirche zur�ck. W�hrend sich in den westlichen Gliedkirchen der EKD
im Jahr 1963 von 100 Paaren mit einem oder zwei evangelischen Partnern 62 Paare
nach vollzogener standesamtlicher Eheschließung evangelisch trauen ließen, waren
es 2004 im EKD-Durchschnitt 31 Paare. In Deutschland wurden 2004 86,2 % aller
evangelischen Verstorbenen von einem evangelischen Pfarrer bzw. einer evangeli-
schen Pfarrerin zur letzten Ruhe geleitet.

Im Jahre 2004 wurden in Deutschland im Durchschnitt von zwei Z�hlsonntagen (In-
vokavit und 1. Advent mit der Wertung zwei zu eins) 1,0 Mill. Gottesdienstbesucher
gez�hlt, das waren 3,9 % der evangelischen Kirchenmitglieder. 9,2 Mill. Menschen
(35,8 % der EKD-Kirchenmitglieder) besuchten 2004 die Christvespern und Metten

Tab. 7: Evangelische Kirche1

Jahr Mitglieder Taufen (ohne
Erwachsenen-

taufen)

Trauungen Kirchliche
Bestattungen

Abendmahls-
g�ste

1000

1963 28796 476 204 330 7727
1970 28378 346 156 369 6813
1980 26104 222 94 347 9056
1989 25132 252 101 321 9569
1990 25156 257 104 327 9391
2000 26614 230 70 331 10722
2001 26454 224 59 323 10587
2002 26211 213 59 323 10595
2003 25836 205 56 327 10687
2004 25630 204 55 309 10899

1 Angaben 1963–1990 fr�heres Bundesgebiet.

am Heiligen Abend. Die Beteiligung am Abendmahl nahm von 1972 bis 1985 bedeu-
tend zu. Ab dem Jahr 1995 ging die Zahl der Abendmahlsg�ste in den westlichen
Gliedkirchen etwas zur�ck, stieg aber in den çstlichen Gliedkirchen. Insgesamt wur-
den 2004 in Deutschland rund 10,9 Mill. Abendmahlsg�ste gez�hlt.

St�rker als die katholische Kirche ist die evangelische Kirche von Kirchenaustritten
betroffen. Sie erreichten im fr�heren Bundesgebiet 1970 und 1974Hçhepunkte, waren
bis 1979 r�ckl�ufig und bewegten sich dann auf einem verh�ltnism�ßig hohen Niveau.
Nach der kirchlichen Wiedervereinigung (Beitritt der çstlichen Gliedkirchen zur EKD)
war in Deutschland 1992 zun�chst ein Anstieg der Kirchenaustritte von 321000 (1991)
auf 361000 zu verzeichnen. Im Laufe der folgenden Jahre hat sich die Zahl der Kir-
chenaustritte bis 2004 mehr als halbiert (142000). Kompensiert werden die Kirchen-
austritte zum Teil von Aufnahmen in die evangelische Kirche. Von 1974 bis 2004
stiegen die Aufnahmen in den westlichen Gliedkirchen von 17000 bis auf 53000
(EKD insgesamt 2004: 62000).



7.5 Stiftungen als Ausdruck b�rgerschaftlichen
Engagements1

F�r das Wohlergehen der Menschen einer Gesellschaft sind nicht nur staatliche Ein-
richtungen, sondern auch das private Engagement der B�rgerinnen und B�rger wich-
tig. Im Zuge der immer knapper werdenden Mittel çffentlicher Haushalte wird die
erg�nzende Funktion von Stiftungen in Zukunft eine st�rkere Bedeutung erlangen.
Die T�tigkeit von Stiftungen reicht dabei von Sozialleistungen an Bed�rftige bis
zur Fçrderung kultureller und wissenschaftlicher Einrichtungen. Gleichzeitig sind Stif-
tungen »Motoren gesellschaftlichen Wandels«, die unabh�ngig von externen politi-

schen Vorgaben dort Aktivit�ten entfalten, wo aus ihrer Sicht Handlungsbedarf be-
steht. W�hrend in den 1980er-Jahren durchschnittlich 150 rechtsf�hige Stiftungen
des b�rgerlichen Rechts pro Jahr gegr�ndet wurden, waren es im Jahr 2004 852
neue Stiftungen und 2005 880 Neugr�ndungen.

Stiftungen kçnnen von Privatpersonen, dem Staat, Unternehmen oder von Vereinen
gegr�ndet werden. Der Grundtypus aller Stiftungen ist die rechtsf�hige Stiftung des
Privatrechts (§§ 80–88 BGB). Die rechtsf�hige Stiftung ist eine eigenst�ndige juris-
tische Person. Im Gegensatz zu anderen Kçrperschaften wie den Gesellschaften und
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Abb. 6: Verteilung der Stiftungszweckhauptgruppen im Stiftungsbestand 2005
gewichtet1, in Prozent

1 Rechtsf�hige Stiftungen des b�rgerlichen Rechts. – Die Nennungen von mehreren Zwecken inner-
halb einer Hauptgruppe f�hrt zur einmaligen Z�hlung in dieser Hauptgruppe; Nennung von mehre-
ren Zwecken, die in verschiedene Hauptgruppen liegen, f�hrt zu gleichverteilten Anteilen.

Quelle: Bundesverband Deutscher Stiftungen.

1 Dieser Abschnitt wurde vom Bundesverband Deutscher Stiftungen zur Verf�gung gestellt.
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Tab. 8: Die grçßten Stiftungen privaten Rechts 20041

Ausgaben und Vermçgen in 1000 EUR

Name Ausgaben Vermçgen

VolkswagenStiftung 91164 2183436
Robert Bosch Stiftung GmbH 61333 5112022
Bertelsmann Stiftung 57500 766000
Alexander von Humboldt-Stiftung 52344 15713
Landesstiftung Baden-W�rttemberg gGmbH 52010 2737142
Deutsche Bundesstiftung Umwelt 44517 1725031
Deutsche Stiftung Denkmalschutz 43754 17770
Studienstiftung des deutschen Volkes e.V. 36346 .
Alfried Krupp von Bohlen und Halbach-Stiftung 30565 583192
ZEIT-Stiftung Ebelin und Gerd Bucerius 25202 699171
Umweltstiftung WWF-Deutschland 23116 9138
Gemeinn�tzige Hertie-Stiftung 20246 780159
Stiftung Deutsche Behindertenhilfe 18319 89100
Software AG-Stiftung 17400 650000
Fritz Thyssen Stiftung 15591 235206

1 Ohne Tr�gerstiftungen und parteinahe Stiftungen.
Quelle: Datenbank Deutscher Stiftungen (2005), Bundesverband Deutscher Stiftungen.

den Vereinen haben Stiftungen weder Gesellschafter noch Mitglieder. Leitlinie des
Stiftungshandelns stellt der vom Stifter in Stiftungsgesch�ft und Satzung formulierte
Wille dar. Das im Stiftungsgesch�ft festgelegte Vermçgen ist anzulegen und darf in

Tab. 9: Die grçßten Stiftungen des çffentlichen Rechts
nach Gesamtausgaben 2004 in 1000 EUR

Name Ausgaben

Stiftung Preußischer Kulturbesitz 274015
Stiftung Deutsches Krebsforschungszentrum (DKFZ) 124357
Spitalstiftung Konstanz 113191
Stiftung Alfred-Wegener-Institut f�r Polar- und Meeresforschung 104892
Stiftung Deutsche Klassenlotterie Berlin 67000
Stiftung Juliusspital W�rzburg 63779
Stiftung Orthop�dische Universit�tsklinik Heidelberg 61081
Stiftung Fachhochschule Osnabr�ck 50916
Stiftung Preußische Schlçsser und G�rten Berlin-Brandenburg 45461
GeoForschungsZentrum Potsdam 44885
Spital- und Spendfonds 39425
Stiftung Weimarer Klassik und Kunstsammlungen 34485
Institut f�r Pflanzengenetik und Kulturpflanzenforschung Gatersleben
– Leibniz-Institut 32358
Vereinigte Wohlt�tigkeitsstiftungen Nçrdlingen 31834
Stiftung St. Vincenzstift Aulhausen (Sonderp�dagogisches Zentrum)
und Rettungsanstalt zum Heiligen Joseph (Jugendhilfeeinrichtung
Marienhausen) 30500

Quelle: Datenbank Deutscher Stiftungen (2005), Bundesverband Deutscher Stiftungen.



seiner Substanz nicht verringert werden. Das Ziel der Stiftung besteht darin, den vom
Stifter festgelegten Zweck auf Dauer zu verwirklichen. Rechtsf�hige Stiftungen m�s-
sen durch die zust�ndigen Behçrden anerkannt werden und unterliegen der staat-
lichen Aufsicht. Von der rechtsf�higen Stiftung unterscheidet man die rechtlich un-
selbstst�ndige Stiftung. In diesem Fall �bertr�gt der Stifter die Vermçgenswerte einer
nat�rlichen oder juristischen Person als Treuh�nder zur Verwirklichung des vorgege-
benen Stiftungszweckes. Diese auch treuh�nderisch genannte Stiftung unterliegt kei-
ner direkten staatlichen Stiftungsaufsicht, wohl aber der Kontrolle durch die Finanz-
�mter. Die folgenden Erhebungen beziehen sich auf die rechtsf�higen Stiftungen, da
die Daten vieler nichtrechtsf�higer Stiftungen dem Bundesverband Deutscher Stiftun-
gen nicht vorliegen. Der Bundesverband dokumentiert die ihm bekannten rechtsf�hi-
gen und nichtrechtsf�higen Stiftungen in seiner Datenbank Deutscher Stiftungen. In
den meisten Bundesl�ndern werden çffentliche Stiftungsregister f�r die dort beauf-
sichtigten Stiftungen gef�hrt, wobei meist das Freiwilligkeitsprinzip bei der Verçffent-
lichung der Daten besteht. Es existieren dabei Unterschiede, welche Daten publiziert
werden. Ein bundesweites Stiftungsregister besteht bisher nicht.

Von den Stiftungen des privaten Rechts ist die Stiftung çffentlichen Rechts zu un-
terscheiden, die der Staat durchGesetz oder Verwaltungsakt errichtet. Dar�ber hinaus
existieren kommunale und kirchliche Stiftungen, die sich durch besondere Zweck-
bestimmung auszeichnen.

Die Interessen der gemeinn�tzigen Stiftungen gegen�ber �ffentlichkeit, Politik und
Verwaltung vertritt der Bundesverband Deutscher Stiftungen als deren Dachverband.
Nach den Statistiken des Bundesverbandes stieg die Zahl der selbstst�ndigen Stif-
tungen b�rgerlichen Rechts im Jahr 2005 auf 13490.

Im Gegensatz zu den oben aufgef�hrten großen Stiftungen handelt es sich bei den
meisten Stiftungen um relativ kleine Einrichtungenmit h�ufig weniger als 1 Million Euro
Vermçgen und einem hohen Anteil an ehrenamtlichen Mitarbeitern.

Die Schwerpunkte der Stiftungst�tigkeit liegen nach Auswertung des Bundesverban-
des Deutscher Stiftungen im Jahr 2005 auf der Fçrderung sozialer Zwecke, Bildung
und Erziehung, Kunst und Kultur sowie Wissenschaft und Forschung. Weiterhin en-
gagieren sich Stiftungen in den BereichenUmweltschutz und anderen gemeinn�tzigen
Zwecken. Einen kleinen Bereich nehmen die privatn�tzigen Zwecke ein.

Weitere Informationen zum Thema Gesellschaftliche Beteiligung siehe Teil II,
Kap. 20.
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8 Gesundheit

8.1 Gesundheitszustand der Bevçlkerung

Ein zunehmendes Gesundheitsbewusstsein in der Bevçlkerung, Fragen der Finanzier-
barkeit von Gesundheitsleistungen und das Auftreten neuer Krankheiten haben das
Gesundheitswesen in den letzten Jahren zunehmend in den Mittelpunkt des çffent-
lichen Interesses ger�ckt. Mit dem çffentlichen Interesse steigt auch der Bedarf an
aufeinander abgestimmte statistische Informationen zum Gesundheitssystem.

Das Informationssystem der Gesundheitsberichterstattung des Bundes (GBE) bie-
tet ein breites Angebot an Daten aus dem Gesundheitsbereich. Alle relevanten In-
formationen werden in einer gemeinsamen Datenbank zusammengef�hrt und sind
unter www.gbe-bund.de recherchierbar. Die Daten kçnnen z.T. individuell zusam-
mengestellt und zur Weiterverarbeitung heruntergeladen werden. Aussagekr�ftige
Kennziffern, erl�uternde Texte und Grafiken runden das Angebot ab. Die Pflege
und Weiterentwicklung des Systems erfolgt durch das Statistische Bundesamt in
Zusammenarbeit mit dem Robert Koch-Institut, Berlin.

Aus der amtlichen Statistik lassen sich allgemeine Feststellungen zum Krankheits-
geschehen und Gesundheitszustand und damit �ber ein wichtiges St�ck Lebensqua-
lit�t treffen. Die Diagnosedaten der Krankenhauspatienten geben einen zuverl�ssigen
�berblick �ber die Ursachen f�r station�re Behandlungen in Deutschland.

Angaben �ber den Gesundheitszustand der Menschen in Deutschland liefern u.a.
die Mikrozensus-Erhebungen. Im Jahr 2003 wurde eine Auswahl von 0,5 % der Be-
vçlkerung zum Gesundheitszustand, dem Rauchverhalten und den Kçrpermaßen
befragt. 2005 waren diese Fragen erneut Bestandteil der Mikrozensus-Erhebung,
die Ergebnisse lagen bei Redaktionsschluss noch nicht vor.

8.1.1 Krankheit und Unfallverletzung

In der Mikrozensus-Stichprobe wurde gebeten, Angaben zu machen, ob man sich am
Befragungstag oder in den vier Wochen davor in seinem Gesundheitszustand so be-
eintr�chtigt f�hlte, dass man die �bliche Besch�ftigung (Berufst�tigkeit, Hausarbeit,
Schulbesuch usw.) nicht voll ausf�hren konnte. Die Ergebnisse einer so angeleg-
ten Befragung sind von subjektiven Vorstellungen nicht frei: Ob die Befragten krank
sind oder nicht, h�ngt weitgehend von ihrer persçnlichen Einsch�tzung ab. Allerdings
sind es subjektive Einsch�tzungen und nicht lediglich objektive Kriterien, die einen
»Zustand eines vollkommenen kçrperlichen, geistigen und sozialen Wohlbefindens«
beschreiben.

Im Mai 2003 bezeichneten sich 7,4 Mill. Personen als krank und 0,5 Mill. Personen als
unfallverletzt, d.h. insgesamt 7,9 Mill. Personen oder rund 11,2 % der Bevçlkerung



Tab. 1: Kranke und unfallverletzte Personen in Deutschland im Mai 2003

Personen
mit Angaben
�ber ihre Ge-

sundheit

1000

darunter

Kranke Unfallverletzte

1000

in %
der Personen
mit Angaben 1000

in %
der Personen
mit Angaben

Insgesamt 70671 7882 11,2 497 0,7
m�nnlich 34544 3665 10,6 285 0,8
weiblich 36127 4217 11,7 213 0,7

litten unter einer gesundheitlichen Beeintr�chtigung. Bei den Frauen war der Anteil der
kranken und unfallverletzten Personenmit 11,7 %hçher als bei denM�nnern (10,6 %).
Die Gruppe der Frauen war haupts�chlich wegen des hçheren Anteils �lterer Personen
etwas st�rker von Krankheit betroffen als die der M�nner. Bei den Unfallverletzungen
lag der Anteil der M�nner mit 0,8 % hçher als der Anteil der Frauen (0,7 %).

Krankheiten bzw. Unfallverletzungen wurden f�r Erwerbst�tige in geringeremMaße als
f�r die Gesamtbevçlkerung festgestellt. Dies ist grçßtenteils damit zu erkl�ren, dass
die Berufst�tigkeit vorwiegend vor dem 65. Lebensjahr beendet wird. Mçglicherweise
sch�tzen sich Erwerbst�tige – im Vergleich zumDurchschnitt der Bevçlkerung – auch
seltener als krank ein. Von 31,0 Mill. Erwerbst�tigen mit Angaben zur Gesundheit
hatten sich 1,3 Mill. M�nner und 1,1 Mill. Frauen als krank bzw. unfallverletzt bezeich-
net, was einem Anteil von 7,7 % entspricht (bei der Gesamtbevçlkerung betrug der
Anteil 11,2 %).

Bei den ca. 500000 Unfallverletzten ergaben sich geschlechtsspezifische Unfall-
schwerpunkte. Arbeits- und Wegeunf�lle waren bei M�nnern mit 32,6 %, Haushalts-
unf�lle bei Frauen mit 33,9 % h�ufigste Unfallursachen. An zweiter Stelle folgten
Freizeitunf�lle bei den M�nnern (27,9 %) und bei den Frauen (23,7 %).

8.1.2 Rauchverhalten

Im Rahmen der Mikrozensus-Befragung vom Mai 2003 gaben 27,4 % der Bevçl-
kerung in Deutschland im Alter von 15 Jahren und mehr an, zu rauchen. Von den
gegenw�rtigen Nichtraucherinnen und Nichtrauchern hatte jede bzw. jeder Vierte
fr�her zur Zigarette oder zu sonstigen Tabakwaren gegriffen. 53,9 % der Antworten-
den hatte noch nie geraucht. Am h�ufigsten wurde in der Altersklasse der 15- bis un-

Tab. 2: Rauchgewohnheiten der Bevçlkerung 2003
15 Jahre und �lter, in Prozent

Rauchgewohnheiten Insgesamt m�nnlich weiblich

Gegenw�rtige Raucher/-innen 27,4 33,2 22,1
davon: regelm�ßig 24,3 29,8 19,1

gelegentlich 3,2 3,4 3,0
Nichtraucher/-innen 72,6 66,8 77,9
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ter 40-J�hrigen geraucht (35,8 %), in den hçheren Altersklassen zunehmend weni-
ger. Bei den Befragten im Alter von 65 Jahren und mehr waren es nur noch 9,6 %.
Von jenen, die regelm�ßig Zigaretten konsumierten, rauchten etwa 16,3 % mehr als
20 Zigaretten t�glich.

8.1.3 Kçrpermaße

Von Interesse ist bei den Kçrpermaßen das Verh�ltnis von Kçrpergrçße und Kçrper-
gewicht, um zu ermitteln, ob Unter-, Normal- oder �bergewicht vorliegt. Es wird im
sog. Body-Mass-Index (BMI) ausgedr�ckt. Dieser Index wird errechnet, indem man
das Kçrpergewicht (in Kilogramm) durch die Kçrpergrçße (in Metern, quadriert) teilt.
Geschlecht und Alter bleiben unber�cksichtigt. Die Weltgesundheitsorganisation
(WHO) stuft Erwachsene mit einem Body-Mass-Index �ber 25 als �bergewichtig
ein, mit einem Wert von �ber 30 als stark �bergewichtig. Danach hatten im Mai
2003 36,3 % der Erwachsenen (ab 18 Jahren) �bergewicht (BMI 25 bis unter 30);
stark �bergewichtig waren 12,9 % (BMI 30 und mehr).

Diese Kçrpermaße kçnnen als Indikator f�r den Gesundheitszustand der Bevçlkerung
herangezogen werden. F�r die erwachsenen Bundesb�rger ergab der Mikrozensus
vom Mai 2003 folgendes Bild:

�bergewicht steigt mit zunehmendem Alter und erreicht bei M�nnern im Alter von 65
bis unter 70 Jahren den hçchsten Wert (73,7 %). In der Altersklasse von 70 bis unter
75 Jahren waren 61,7 %der Frauen �bergewichtig. In den noch hçheren Altersklassen
nimmt der Anteil von �bergewichtigen bzw. stark �bergewichtigen wieder ab.

M�nner (57,7 %) sind h�ufiger �bergewichtig als Frauen (41,2 %). Dies gilt f�r alle
Altersklassen. Starkes �bergewicht haben 13,6 % der M�nner und 12,3 % der Frauen.

Untergewicht (Body-Mass-Index kleiner als 18,5) wurde bei 2,3 % der erwachsenen
Bevçlkerung (3,6 % Frauen, 0,9 % M�nner) ermittelt. Besonders h�ufig tritt Unterge-
wicht bei den 18- bis unter 20-j�hrigen Frauen auf (12,7 %).

8.1.4 Diagnosen der Krankenhauspatienten

Im Jahr 2004 wurden 17,3 Mill. Patientinnen und Patienten in den Krankenh�usern
vollstation�r behandelt (einschl. Stundenf�lle). Die durchschnittliche Verweildauer be-
trug 8,6 Tage und lag damit um 0,4 Tage niedriger als noch im Jahr 2003.

Von den 17,3 Mill. Patientinnen und Patienten wurden 2,7 Mill. aufgrund von Krank-
heiten des Kreislaufsystems behandelt. An zweiter Stelle lagen bçs- und gutartige
Neubildungen mit 1,9 Mill. Patientinnen und Patienten, gefolgt von 1,7 Mill. Kranken-
hausbehandlungen wegen Krankheiten des Verdauungssystems.

Ohne die gesunden Neugeborenen (444000) war die h�ufigste Hauptdiagnose bei den
m�nnlichen Patienten psychische und Verhaltensstçrungen durch Alkohol (ICD-
Pos. F10) mit 218000 F�llen, die durchschnittlich 9,4 Tage im Krankenhaus lagen.
An zweiter Stelle lag Angina pectoris (ICD-Pos. I20) mit 198000 F�llen und einer
durchschnittlichen Verweildauer von 5,4 Tagen. Die meisten Frauen – 159000 – wa-



ren aufgrund einer bçsartigen Neubildungen der Brustdr�se (Mamma) in station�rer
Krankenhausbehandlung (ICD-Pos. C50). Die durchschnittliche Verweildauer betrug
hier 7,2 Tage. An zweiter Stelle folgte das Gallensteinleiden (Cholelithiasis, ICD-Pos.
K80) mit 146000 F�llen und einer durchschnittlichen Verweildauer von 7,4 Tagen.

8.1.5 Arbeitsunf�lle und Berufskrankheiten

Im Jahr 2004 wurden der gesetzlichen Unfallversicherung insgesamt 1,3 Mill. Arbeits-
und Wegeunf�lle angezeigt. Rund 85 % der angezeigten F�lle waren Arbeitsunf�lle.

Tab. 3: Arbeits- und Wegeunf�lle

Jahr Angezeigte Arbeits- und Wegeunf�lle in 1000

Insgesamt Arbeitsunf�lle darunter mit
Todesfolge

Wegeunf�lle darunter mit
Todesfolge

1992 2332 2069 1,8 262 0,9
1995 2083 1814 1,6 269 0,9
2000 1749 1514 1,2 235 0,8
2001 1630 1396 1,1 234 0,8
2002 1530 1307 1,1 223 0,7
2003 1346 1143 1,0 203 0,7
2004 1280 1089 0,9 191 0,6

Quelle: Bundesministerium f�r Arbeit und Soziales (2005), Unfall- und Berufskrankheitengeschehen in
der Bundesrepublik Deutschland im Jahre 2004.

Tab. 4: Berufskrankheiten 1980 bis 20041

Berufskrankheiten Nachweis 1980 1990 2000 2003 2004

1 Chemische Einwirkungen Verdachtsanzeigen
neue Rentenf�lle

1874
88

2796
140

2637
212

2353
253

2565
199

2 Physikalische Einwirkungen Verdachtsanzeigen
neue Rentenf�lle

20263
3321

15200
1483

34293
1478

25101
1273

23601
1186

3 Infektionserreger, Parasiten
sowie Tropenkrankheiten

Verdachtsanzeigen
neue Rentenf�lle

3879
899

3197
229

3449
235

3197
228

4516
226

4 Erkrankungen der Atem-
wege, der Lunge, des Rip-
penfells und des Bauchfells

Verdachtsanzeigen
neue Rentenf�lle

6518
1491

13393
1823

17832
3032

15413
3155

14866
3232

5 Hautkrankheiten Verdachtsanzeigen
neue Rentenf�lle

12058
429

20702
760

20984
491

16730
332

16230
319

6 Sonstige Krankheiten Verdachtsanzeigen
neue Rentenf�lle

522
7

2452
17

2338
23

2062
20

2034
20

F�lle nach DDR-BeKV-
Recht

Verdachtsanzeigen
neue Rentenf�lle

9
99 46 35

Zusammen Verdachtsanzeigen
neue Rentenf�lle

45114
6285

57740
4452

81542
5570

64856
5307

63812
5217

1 Bis 1990 fr�heres Bundesgebiet; ab 1991 Deutschland.
Quelle: Bundesministerium f�r Arbeit und Soziales (2005), Unfall- und Berufskrankheitengeschehen in

der Bundesrepublik Deutschland im Jahre 2004.
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Insgesamt war etwa jeder 35. Erwerbst�tige von einemArbeitsunfall betroffen. 949 Ar-
beitsunf�lle endeten tçdlich.

2004 wurden 63812 Berufskrankheiten angezeigt (Verdachtsf�lle). Die Zahl der aner-
kannten Berufskrankheiten betrug 17413. Im Jahr 2004 wurden 5217 Berufskrank-
heitenrenten neu gew�hrt (s. Tab. 4).

So genannte physikalische Einwirkungen wurden mit 23601 Verdachtsanzeigen am
h�ufigsten als Ursache angezeigt. 34,6 % dieser F�lle gingen auf bandscheibenbe-
dingte Erkrankungen zur�ck, bei 45,9 % war eine L�rmschwerhçrigkeit der Grund der
Anzeige. Eine Berufskrankheitenrente aufgrund physikalischer Einwirkungen wurde
2004 in 1186 F�llen bewilligt.

An zweiter Stelle der angezeigten F�lle rangierten Hautkrankheiten (16230 F�lle). Am
dritth�ufigsten wurden Erkrankungen der Atemwege, der Lungen, des Rippenfells und
des Bauchfells angezeigt (14866 F�lle).

8.1.6 Todesursachen

Die Todesursachenstatistik ist die elementare Grundlage zur Ermittlung wichtiger Ge-
sundheitsindikatoren. Zu diesem Zweck werden die Todesursachen aller Gestor-
benen in der amtlichen Todesursachenstatistik erfasst und fließen in die Todesursa-
chenstatistik des Bundes und der L�nder ein. In den letzten Jahrzehnten zeichnet
sich eine Schwerpunktverlagerung auf einzelne Todesursachen ab. W�hrend der An-
teil der Sterbef�lle an infektiçsen und parasit�ren Krankheiten in Deutschland seit den
1950er-Jahren stark zur�ckgegangen ist (von 5,7 % im Jahr 1951 auf 1,4 % im Jahr
2004), haben die Krankheiten des Kreislaufsystems und die Bçsartigen Neubildungen
als Todesursache an Bedeutung zugenommen.

Nahezu die H�lfte von insgesamt 818271 Todesf�llen war, wie Abbildung 1 zeigt, im
Jahr 2004 auf Krankheiten des Kreislaufsystems zur�ckzuf�hren (45,0 %), wovon et-
wa jeder sechste Kreislauftote einem Herzinfarkt erlag. Neben den Krankheiten des
Kreislaufsystems bilden die Bçsartigen Neubildungen mit einem Anteil von 26 % die
zweitgrçßte Gruppe der Todesf�lle. In der Gruppe der Bçsartigen Neubildungen der
Verdauungsorgane sind die meisten Todesf�lle bei Frauen und M�nnern insgesamt
zu verzeichnen. Geschlechtsspezifisch betrachtet ist jedoch der Lungen- und Bron-
chialkrebs bei den M�nnern und die Bçsartige Neubildung der Brustdr�se (Mamma-
karzinom) bei Frauen die h�ufigste Todesursache bei den Krebserkrankungen.

4,1 % aller Sterbef�lle wurden 2004 durch Verletzungen und Vergiftungen verursacht.
Bezogen auf je 100000 Einwohner der Gesamtbevçlkerung starben damit ca. 40 Per-
sonen auf nichtnat�rliche Weise. Die grçßte Gruppe bilden hier die Personen, die
ihr Leben durch einen Suizid beendet haben. Bei einem geschlechtsspezifischen
Vergleich ist festzustellen, dass bezogen auf die jeweilige Bevçlkerungsgruppe je
100000 Einwohner fast drei Mal so viele M�nner (20) wie Frauen (7) freiwillig aus
dem Leben geschieden sind. Verkehrsunf�lle sowie Unf�lle durch St�rze bilden
mit 7,4 bzw. 9,6 Personen je 100000 Einwohner die zweit- bzw. dritth�ufigste Todes-
ursache in der Kategorie der nichtnat�rlichen Todesf�lle. 16318 Sterbef�lle waren auf



Alkoholkonsum bzw. -missbrauch zur�ckzuf�hren. Den weitaus grçßten Anteil an den
alkoholbedingten Sterbef�llen hat hier die Alkoholische Leberzirrhose mit 9524 Ster-
bef�llen. Bei 3980 Todesf�llen wurde als Todesursache ein alkoholbedingtes Abh�n-
gigkeitssyndrom festgestellt.

Ein besonders wichtiges Indiz f�r den erreichten medizinischen Standard ist die S�ug-
lings- und M�ttersterblichkeit. Die S�uglingssterblichkeit ist in den letzten Jahren kon-
tinuierlich zur�ckgegangen. 2004 starben noch 4 S�uglinge je 1000 Lebendgeborene
gegen�ber 34 im Jahre 1960. W�hrend es im Jahr 1960 noch 1030 M�tter waren, die
an Komplikationen der Schwangerschaft bei der Entbindung und im Wochenbett ver-
storben sind, starben im Jahr 2004 noch 37 M�tter.

8.2 Medizinische Versorgung

8.2.1 Berufst�tige �rztinnen und �rzte

F�r die Behandlung der Krankheiten ist eine quantitativ ausreichende und qualitativ
hochwertige medizinische Versorgung besonders bedeutsam. Die medizinische Ver-
sorgung hat sich in den vergangenen Jahren st�ndig verbessert. Die Zahl der �rz-
tinnen und �rzte ist, wie Tabelle 5 zeigt, im Vergleich zu 1970 um insgesamt 141 %
gestiegen. Rein rechnerisch entfielen im Jahr 2004 auf jede berufst�tige �rztin und
jeden berufst�tigen Arzt 269 Einwohner gegen�ber 615 im Jahr 1970. Die Anzahl der
Zahn�rztinnen und Zahn�rzte hat sich seit 1970 um rund 69 % erhçht. Im Jahr 1970
hatten sie pro Kopf noch durchschnittlich 2027 Einwohner zu betreuen, 2004waren es
nur noch 1269 Einwohner.
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Tab. 5: �rztedichte

Jahr �rztinnen/�rzte Zahn�rztinnen/Zahn�rzte

Anzahl Einwohner je
�rztin/Arzt

Anzahl Einwohner je
Zahn�rztin/Zahnarzt

1970 126909 615 38524 2027
1980 173325 452 42949 1825
1985 198845 391 48610 1598
1991 244238 329 54972 1460
1995 273880 299 60616 1350
1996 279335 294 61404 1336
1997 282737 290 62024 1323
1998 287032 286 62277 1317
1999 291171 282 62564 1313
2000 294676 279 63202 1300
2001 297893 277 63854 1291
2002 301060 274 64484 1280
2003 304117 271 64609 1277
2004 306435 269 64997 1269

Quelle: Bundes�rztekammer, Bundeszahn�rztekammer.

Tab. 6: Berufst�tige �rztinnen und �rzte am 31.12.2004
nach Fachgebiet und Geschlecht

Fachgebiet Insgesamt M�nnlich Weiblich

Anzahl % Anzahl

Insgesamt 306435 100,0 187967 118468
�rztinnen/�rzte mit Fachgebiet 211521 69,0 141870 69651
Allgemeinmedizin 39980 13,0 24959 15021
An�sthesiologie 16473 5,4 9914 6559
Arbeitsmedizin 2665 0,9 1566 1099
Augenheilkunde 6472 2,1 3809 2663
Chirurgische Gebiete 19096 6,2 16423 2673
Frauenheilkunde und Geburtshilfe 15490 5,0 8150 7340
Hals-Nasen-Ohrenheilkunde 5467 1,8 3847 1620
Haut- und Geschlechtskrankheiten 4915 1,6 2629 2286
Innere Medizin 38599 12,6 28561 10038
Kinderheilkunde 11419 3,7 5788 5631
Nervenheilkunde 4444 1,5 2882 1562
Neurologie 3260 1,1 2264 996
Orthop�die 8091 2,6 7180 911
Pathologische Gebiete 1394 0,5 1041 353
Psychiatrie, Psychiatrie und
Psychotherapie 6378 2,1 3531 2847

Radiologische Gebiete 7091 2,3 4951 2140
Urologie 4762 1,6 4325 437

Sonstige Fachgebiete 15525 5,1 10050 5475
Praktische �rztinnen/�rzte 7552 2,5 3565 3987
�rztinnen/�rzte ohne Fachgebiet1 87362 28,5 42532 44830

1 Die Ausbildungsphase »Arzt im Praktikum« (AiP) wurde zum 1. Oktober 2004 abgeschafft. Die bei
der Bundes�rztekammer am 31.12.2004 noch registrierten �rztinnen und �rzte im Praktikum (2532)
werden daher zu den �rztinnen/�rzten ohne Fachgebiet gez�hlt.

Quelle: Bundes�rztekammer.



Von den 306435 berufst�tigen �rztinnen und �rzten arbeiteten 2004 jeweils rund 13 %
in den Fachgebieten Allgemeinmedizin und Innere Medizin. In den chirurgischen Ge-
bieten waren rund 6 % von ihnen t�tig. Der Anteil der �rztinnen und �rzte betrug in den
Gebieten Frauenheilkunde und Geburtshilfe sowie der An�sthesiologie jeweils 5 %.
Knapp 4 % arbeiteten in der Kinderheilkunde. �rztinnen und �rzte ohne Fachgebiet
hatten einen Anteil von 28 %.

Der Anteil der �rztinnen lag 2004 bei insgesamt 39 %. Allerdings gibt es ganz erheb-
liche Unterschiede in den einzelnen Fachgebieten. So waren unterdurchschnittlich
wenige �rztinnen in den chirurgischen Gebieten, in der Orthop�die und in der Urologie
besch�ftigt. Lediglich auf rund 9 % belief sich der Anteil der Frauen, die auf dem
Gebiet der Urologie t�tig waren. Hingegen betrug der Anteil der �rztinnen in der Frau-
enheilkunde und Geburtshilfe etwa 47 % und in der Kinderheilkunde sogar rund 49 %.

Rund 43 % aller berufst�tigen �rztinnen und �rzte �bten 2004 ihren Beruf in freier
Praxis aus, 48 % arbeiteten in einem Krankenhaus. Hauptberuflich bei Behçrden,
çffentlich-rechtlichen Kçrperschaften, als angestellte �rzte und Praxisassistenten
oder in einer sonstigen �rztlichen T�tigkeit waren 9 % besch�ftigt.

8.2.2 Station�re Versorgung

Krankenh�user und Vorsorge- oder Rehabilitationseinrichtungen

Ende 2004 standen in Deutschland 3458 Einrichtungen mit insgesamt 708000 Betten
zur station�ren Versorgung von 18,7 Mill. Patientinnen und Patienten zur Verf�gung,
davon 2166 Krankenh�user mit 531000 Betten und 1294 Vorsorge- oder Reha-
bilitationseinrichtungen mit 176000 Betten. Die durchschnittliche Verweildauer der
16,8 Mill. Krankenhauspatientinnen und -patienten lag bei 8,7 Tagen, die der 1,9
Mill. Patientinnen und Patienten in Vorsorge- oder Rehabilitationseinrichtungen bei
25,1 Tagen. Seit dem Jahr 2003 ist die Zahl der vollstation�r behandelten Patientin-
nen und Patienten leicht r�ckl�ufig. 2004 ging die Fallzahl gegen�ber dem Vorjahr
um weitere 0,5 Mill. ( –2,6 %) zur�ck.

W�hrend die Fallzahlen nach wie vor ein Indiz f�r die Zunahme des Anteils �lterer
Menschen an der Bevçlkerung mit entsprechend erhçhter Krankheitsanf�lligkeit sind,
l�sst sich die Verk�rzung der durchschnittlichen Verweildauer mit dem medizinischen
Fortschritt einerseits und den Maßnahmen zur Kostend�mpfung im Gesundheits-
bereich andererseits erkl�ren.

Personal in Krankenh�usern und Vorsorge- oder Rehabilitationseinrichtungen

Rund 1,19 Mill. Personen z�hlten im Jahr 2004 zum Personal der Krankenh�user
und Vorsorge- oder Rehabilitationseinrichtungen. Es setzte sich zusammen aus
dem �rztlichen Personal (140000) mit hauptamtlichen �rzten und �rztinnen sowie
Zahn�rzten und Zahn�rztinnen und dem nicht�rztlichen Personal, dem Personal der
Ausbildungsst�tten (7000), den Sch�lern und Sch�lerinnen sowie Auszubildenden
(74000) mit insgesamt 1,05 Mill. Besch�ftigten. 38 % des hauptamtlichen �rztlichen
Personals waren weiblich. Teilzeitbesch�ftigung wurde von lediglich knapp 13 % der
hauptamtlichen �rzte und �rztinnen ausge�bt. Der Anteil der teilzeitbesch�ftigten
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Tab. 7: Station�re Einrichtungen, Betten, behandelte Patientinnen/Patienten
und durchschnittliche Verweildauer

Jahr Krankenh�user Vorsorge- oder Rehabilitationseinrichtungen

Einrich-
tungen

Anzahl

Betten

1000

Station�r
behandelte
Patienten

Mill.

Verweil-
dauer

Tage

Einrich-
tungen

Anzahl

Betten

1000

Station�r
behandelte
Patienten

Mill.

Verweil-
dauer

Tage

1991 2411 666 14,6 14,0 1181 144 1,5 31,0
1992 2381 647 15,0 13,2 1209 150 1,6 31,0
1993 2354 629 15,2 12,5 1245 156 1,6 30,9
1994 2337 618 15,5 11,9 1329 173 1,8 31,2
1995 2325 609 15,9 11,4 1373 182 1,9 31,0
1996 2269 594 16,2 10,8 1404 190 1,9 30,2
1997 2258 580 16,4 10,4 1387 189 1,6 27,3
1998 2263 572 16,8 10,1 1395 191 1,7 26,4
1999 2252 565 17,1 9,9 1398 190 1,9 26,0
2000 2242 560 17,3 9,7 1393 190 2,0 25,8
2001 2240 553 17,3 9,4 1388 189 2,1 25,5
2002 2221 547 17,4 9,2 1343 185 2,0 25,5
2003 2197 542 17,3 8,9 1316 180 1,9 25,9
2004 2166 531 16,8 8,7 1294 176 1,9 25,1

hauptamtlichen �rztinnen war mit 25 % viermal hçher als der Anteil der teilzeit-
besch�ftigten hauptamtlichen �rzte mit 5 %.

Von den insgesamt 971000 Personen im nicht�rztlichen Dienst arbeiteten 40 %
(389000) Teilzeit. Der Anteil der Frauen an den Besch�ftigten insgesamt betrug
80 %, der Anteil an den Teilzeitbesch�ftigten 93 %.

Personalintensivster Bereich war mit 422000 Besch�ftigten der Pflegedienst, gefolgt
vom medizinisch-technischen Dienst mit 185000, dem Funktionsdienst mit 109000,
dem Wirtschafts- und Versorgungsdienst mit 86000 und dem Verwaltungsdienst mit
81000 Besch�ftigten.

Tab. 8: �rztliches Personal in Krankenh�usern
und Vorsorge- oder Rehabilitationseinrichtungen 2004

Funktionale Stellung Krankenh�user Vorsorge- und Rehabilitations-
einrichtungen

Besch�f-
tigte

insgesamt

davon Besch�f-
tigte

insgesamt

davon

m�nnlich weiblich m�nnlich weiblich

Hauptamtliche �rzte/�rztinnen 129615 81006 48609 8896 4932 3964
dar. Teilzeitbesch�ftigte 15998 4011 11987 1664 534 1130

davon
Leitende �rzte/�rztinnen 12197 11302 895 1643 1350 293
Ober�rzte/-�rztinnen 26063 20276 5787 1944 1290 654
Assistenz�rzte/-�rztinnen 91355 49428 41927 5309 2292 3017
Zahn�rzte/-�rztinnen 1358 840 518 1 . 1

Insgesamt 130973 . . 8897 . .



Tab. 9: Nicht�rztliches Personal in Krankenh�usern
und Vorsorge- oder Rehabilitationseinrichtungen 2004

Personalgruppe/
Berufsbezeichnung

Besch�ftigte
insgesamt

davon darunter Teilzeitbesch�ftigte

m�nnlich weiblich insgesamt m�nnlich weiblich

Pflegedienst (Pflegebereich) 422005 55962 366043 181544 10621 170923
Medizinisch-technischer
Dienst 184593 27938 156655 76314 4779 71535
Funktionsdienst 108674 21883 86791 42233 2699 39534
Klinisches Hauspersonal 29542 802 28740 17135 153 16982
Wirtschafts- und
Versorgungsdienst 86003 22342 63661 34385 2516 31869
Technischer Dienst 23957 22541 1416 2297 1764 533
Verwaltungsdienst 80805 22873 57932 28427 2698 25729
Sonderdienste 6504 1837 4667 2603 480 2123
Sonstiges Personal 29354 19685 9669 3719 1020 2699
Insgesamt 971437 195863 775574 388657 26730 361927

8.3 Schwangerschaftsabbr�che

Die Bundesstatistik �ber Schwangerschaftsabbr�che ermçglicht Feststellungen �ber
Anzahl und Art der Abbr�che von Schwangerschaften und gibt Hinweise auf aus-
gew�hlte Lebensumst�nde wie Alter, Familienstand und Kinderzahl der betroffenen
Frauen.

F�r das Berichtsjahr 2005 wurden in Deutschland 124023 Schwangerschaftsabbr�-
che an das Statistische Bundesamt gemeldet. 43,7 % der Frauen waren zum Zeit-
punkt des Eingriffs verheiratet, 50,9 % ledig. In 5,8 % aller F�lle handelt es sich um
Minderj�hrige. 40,6 % der Frauen hatten zum Zeitpunkt des Schwangerschafts-
abbruchs noch keine Kinder geboren. Jeweils ein Viertel aller betroffenen Frauen hatte
bislang eine bzw. zwei Lebendgeburten. In 26,5 % der F�lle hatte die Schwangere ein
Kind und in 32,4 % aller F�lle mehrere Kinder in ihrem Haushalt zu versorgen.

Tab. 10: Schwangerschaftsabbr�che 2000 bis 2005
nach Dauer der abgebrochenen Schwangerschaft

Schwangerschaftsdauer von …
bis … unter Wochen

2000 2001 2002 2003 2004 2005

Insgesamt 134609 134964 130387 128030 129650 124023
unter6 15478 15626 15189 14649 15372 15302
6– 8 46492 47474 46224 44414 45134 42156
8–10 46773 46245 44096 43500 43439 41719
10–13 23769 23538 22829 23206 23500 22626
13–17 849 883 840 972 989 1099
17–20 632 633 592 631 600 557
20–23 462 388 429 441 416 393
23undmehr 154 177 188 217 200 171
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Als rechtliche Begr�ndung f�r den Schwangerschaftsabbruch wird mit 97,4 % die
Beratungsregelung angegeben, in 2,6 % der F�lle wurde er durch eine medizinische
bzw. kriminologische Indikation begr�ndet. H�ufigste Abbruchmethode ist mit 79,1 %
die Vakuumaspiration (Absaugmethode). 8,2 % der Abbr�che wurden mit dem En-
de 1999 eingef�hrten Mittel Mifegyne� durchgef�hrt; damit ist die Bedeutung von
Mifegyne� weiter gestiegen. �berwiegend wurden die Schwangerschaftsabbr�che
in gyn�kologischen Praxen vorgenommen (77,8 %). 5,0 % aller Frauen ließen den
Eingriff in einer Einrichtung außerhalb des Bundeslandes, in dem sie wohnten, vor-
nehmen.

Die Quote der Schwangerschaftsabbr�che je 10000 Frauen im geb�rf�higen Alter,
d.h. die Anzahl der Schwangerschaftsabbr�che je 10000 Frauen im Alter von 15 bis
unter 45 Jahren, lag 2005 mit 74 niedriger als 2000. Bezogen auf je 10000 Frauen
der Altersgruppe der 15- bis unter 20-J�hrigen wurde 2000 bei 66 und im Jahr 2005
bei 68 jungen Frauen ein Schwangerschaftsabbruch vorgenommen.

In diesem Zeitrahmen wurden gleichbleibend rund 97 % der Abbr�che nach der Be-
ratungsregelung in den ersten zwçlf Schwangerschaftswochen durchgef�hrt. Der An-
teil der Schwangerschaftsabbr�che der unter 18-J�hrigen an der Gesamtzahl ist in
diesem Zeitraum von 4,7 auf 5,8 % angestiegen.

Von 2000 bis 2005 hat der Anteil der Frauen, die zum Eingriffszeitpunkt verheiratet
waren, von 49,1 % auf 43,7 % abgenommen.

Tab. 11: Zeitliche Entwicklung der Anzahl der Schwangerschaftsabbr�che
2000 bis 2005

Schwangerschaftsabbr�che 2000 2001 2002 2003 2004 2005

Anzahl 134609 134964 130387 128030 129650 124023
je 10000 Frauen im Alter von
15 bis unter 45 Jahren 80 80 78 76 78 74

8.4 Schwerbehinderte Menschen

Im Unterschied zu einer akuten Krankheit oder einer Unfallsch�digung mit kurzer
Heilungsdauer ist eine Behinderung eine Beeintr�chtigung der Teilhabe am gesell-
schaftlichen Leben f�r l�ngere Zeit, mçglicherweise f�r das ganze Leben.

In der Statistik werden seit 1985 nur noch schwerbehinderte Menschen erfasst –
zuvor wurden auch Personen mit leichter Behinderung ber�cksichtigt. Als schwerbe-
hindert gelten Personen, denen ein Grad der Behinderung von 50 oder mehr zuerkannt
wurde. Am 31. Dezember 2003 waren bei den Versorgungs�mtern 6,6 Mill. amtlich
anerkannte schwerbehinderte Menschen mit g�ltigem Ausweis registriert, das ent-
sprach einem Anteil von 8 %der Bevçlkerung. �ber die H�lfte dieses Personenkreises
(52,5 %) waren M�nner.



Tab. 12: Schwerbehinderte Menschen am 31.12.2003

Schwerbehinderte Insgesamt
1000

Im Alter von … Jahren

unter 25 25–54 55–64 65 u. mehr

%

Insgesamt 6639 4,1 22,0 22,4 51,6
M�nner 3485 4,5 22,5 24,9 48,1
Frauen 3154 3,6 21,3 19,5 55,5

Die Gliederung der Behinderten nach Altersgruppen zeigt eine starke Alterslastigkeit.
Behinderung kommt bei Personen im fortgeschrittenen Alter naturgem�ß h�ufiger vor
als bei j�ngeren Menschen. Knapp drei Viertel (74,0 %) der schwer behinderten Men-
schen waren 55 Jahre oder �lter, der Anteil der unter 25-j�hrigen war mit 4,1 % relativ
gering.

Die weitaus meisten Behinderungen – n�mlich 83,5 % der F�lle – waren krankheits-
bedingt. Weitere 1,8 % der schwer behinderten Menschen hatten dauernde Sch�den
im Krieg, im Wehr- oder Zivildienst erlitten und in 4,7 % der F�lle war die Behinderung
angeboren. Bei 2,5 % wurde das Leiden durch einen Unfall oder eine Berufskrankheit
verursacht.

Wie Abbildung 2 zeigt, ist die h�ufigste Behinderungsart die Beeintr�chtigung der
inneren Organe bzw. Organsysteme mit einem Anteil von 26,3 %. Darunter befanden
sich allein 667 923 Herz- und Kreislaufkranke, das sind 10,1 % aller schwerbehin-
derten Menschen. Am zweith�ufigsten waren bei den kçrperlichen Behinderungen
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die F�lle mit einer Funktionseinschr�nkung der Gliedmaßen (14,4 %). Bei 13,7 % der
schwerbehinderten Menschen waren Wirbels�ule und Rumpf in ihrer Funktion einge-
schr�nkt. In 5,2 % der F�lle lag Blindheit oder Sehbehinderung vor. Auf zerebrale
Stçrungen sowie geistige Behinderungen und seelische Behinderungen entfielen zu-
sammen 17,4 %.

8.5 Ausgaben f�r Gesundheit

Die Ausgaben f�r Gesundheit fassen die finanziellen Aufwendungen einer Gesellschaft
f�r den Erhalt und die Wiederherstellung der Gesundheit ihrer Mitglieder zusammen.
Die Gesundheitsausgabenrechnung liefert als Zeitreihe f�r die Jahre 1992 bis 2003
differenzierte Informationen zu den Tr�gern der Ausgaben sowie der Verwendung der
Mittel nach Leistungen und Leistung erbringenden Einrichtungen.

In Deutschland wurden im Jahr 2003 insgesamt 239,7 Mrd. Euro f�r Gesundheitsleis-
tungen ausgegeben. Im Zeitraum von 1992 bis 2002 sind die Gesundheitsausgaben
nominal (in jeweiligen Preisen) von 163,2 Mrd. Euro um insgesamt 76,6 Mrd. Euro an-
gestiegen, das entspricht einer Steigerung von 47,0 %. Die Folgekosten der Wieder-
vereinigung waren ausschlaggebend f�r den hohen Stand der Ausgaben im Jahr 1992
und die nachfolgenden st�rkeren Ausgabenanstiege bis zum Jahr 1996. Danach ha-
ben sich die Zuw�chse sp�rbar abgeschw�cht und betrugen seit 1997 j�hrlich jeweils
zwischen 2 und 4 %. Von 2002 bis 2003 sind die Gesundheitsausgaben um 2,0 %
bzw. 4,7 Mrd. Euro angestiegen.

Abb. 3: Gesundheitsausgaben 2003 nach Ausgabentr�gern in Mrd. Euro



Tab. 13: Gesundheitsausgaben 2003
nach Leistungsarten und Einrichtungen

Mrd. EUR %

Leistungsarten
Pr�vention/Gesundheitsschutz 11,1 4,6
�rztliche Leistungen 62,3 26,0
Pflegerische und therapeutische Leistungen 54,7 22,8
Ausgleich krankheitsbedingter Folgen 4,8 2,0
Unterkunft und Verpflegung 15,0 6,3
Waren 64,1 26,7
davon: Arzneimittel 37,5 15,6

Hilfsmittel 12,7 5,3
Zahnersatz 6,2 2,6
Sonstiger medizinischer Bedarf 7,7 3,2

Transporte 4,0 1,7
Verwaltungsleistungen 13,2 5,5
Forschung 2,5 1,0
Ausbildung 1,9 0,8
Investitionen 6,2 2,6
Einrichtungen
Gesundheitsschutz 4,5 1,9
Ambulante Einrichtungen 111,9 46,7
dar.: Arztpraxen 32,5 13,6

Zahnarztpraxen 15,1 6,3
Apotheken 33,0 13,8

Station�re und teilstation�re Gesundheitsversorgung 91,0 38,0
Krankenh�user 64,7 27,0
station�re und teilstation�re Pflege 17,2 7,2

Rettungsdienste 2,5 1,0
Verwaltung 14,2 5,9
Sonstige Einrichtungen und private Haushalte 9,1 3,8
Ausland 0,4 0,2
Investitionen 6,2 2,6
Gesundheitsausgaben 239,7 100

Die Gesundheitsausgaben stiegen von 1992 bis 2002 nominal (in jeweiligen Preisen) –
außer zwischen 1996 und 1998 sowie 1999/2000 – st�rker als das Bruttoinlandspro-
dukt (BIP). Im Jahr 2003 lag der Anteil der Gesundheitsausgaben am BIP in Deutsch-
land bei 11,3 %. Zwischen 1992 und 1996 ist er um einen Prozentpunkt angestiegen
und lag seither auf etwa gleich bleibendem Niveau. Der Wert der produzierten Ge-
sundheitsg�ter und -dienstleistungen hat sich damit im Gleichschritt mit dem Wert
aller produzierten Waren und Dienstleistungen entwickelt.

Die gesetzliche Krankenversicherung, die traditionell der grçßte Ausgabentr�ger ist,
wendete im Jahr 2003 136,0 Mrd. Euro f�r Gesundheitsausgaben auf. Das sind rund
57 % der gesamten Gesundheitsausgaben. Zwischen 1992 und 2003 sind die Aus-
gaben der gesetzlichen Krankenversicherung um 37,1 Mrd. Euro gestiegen. Das ent-
spricht einer durchschnittlichen j�hrlichen Steigerungsrate von 2,9 %. Die Ausgaben
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der privaten Haushalte und privaten Organisationen ohne Erwerbszweck haben sich
in diesem Zeitraum um 12,0 Mrd. Euro bzw. durchschnittlich 4,9 % j�hrlich erhçht.
Ebenfalls gestiegen sind die Gesundheitsausgaben der privaten Krankenversicherung
(8,7 Mrd. Euro; + 5,1 % j�hrlich).

Arzneimittel (inkl. Verbandmittel), Hilfsmittel, Zahnersatz sowie sonstiger medizi-
nischer Bedarf werden als »Waren« bezeichnet. Die Ausgaben f�r Waren lagen im
Jahr 2003mit 64,1 Mrd. Euro bzw. einem Anteil von 27 % knapp vor den Ausgaben f�r
�rztliche Leistungen (62,3 Mrd. Euro bzw. 26 %).

F�r Leistungen der ambulanten Einrichtungen wurden im Jahr 2003 insgesamt
111,9 Mrd. Euro ausgegeben, das entspricht einem Anteil von 47 % an den gesam-
ten Gesundheitsausgaben. Hierzu gehçren Arztpraxen, Zahnarztpraxen, Apotheken
usw.

91,0 Mrd. Euro bzw. 38 % wurden f�r die station�ren und teilstation�ren Einrich-
tungen, zu denen unter anderem Krankenh�user (64,7 Mrd. Euro) und station�re
Pflegeheime (17,2 Mrd. Euro) z�hlen, aufgewendet. Von 1992 bis 2003 haben sich
die Ausgaben f�r ambulante und station�re sowie teilstation�re Einrichtungen um
36,1 bzw. 28,2 Mrd. Euro erhçht.

Transferzahlungen wie Krankengelder, vorzeitige Renten bei Berufs- oder Erwerbs-
unf�higkeit sowie Entgeltfortzahlungen werden als Einkommensleistungen bezeichnet
und nicht zu den Gesundheitsausgaben gez�hlt. Im Jahr 2003 wurden in Deutschland

Abb. 4: Einkommensleistungen 2003 nach Ausgabentr�gern
in Mrd. Euro



insgesamt 65,3 Mrd. Euro als Einkommensleistungen gezahlt. Dies waren 5,5 Mrd.
Euro mehr als noch 1992, was einer Steigerung um insgesamt 9,2 % entspricht.

Zur Finanzierung der Gesundheitsausgaben und Einkommensleistungen tragen die
çffentlichen Haushalte, die Arbeitgeber sowie die privaten Haushalte und privaten Or-
ganisationen ohne Erwerbszweck in unterschiedlichem Maße bei: Im Jahr 2003 wen-
deten die privaten Haushalte und privaten Organisationen ohne Erwerbszweck mit
insgesamt 147,2 Mrd. Euro (48 %) am meisten hierf�r auf. Insgesamt 116,0 Mrd. Euro
bzw. 38 %der Gesamtausgaben finanzierten die çffentlichen und privaten Arbeitgeber.
14 % der Ausgaben des Gesundheitswesens wurden von den çffentlichen Haushalten
gezahlt, das entspricht 41,8 Mrd. Euro.
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9 Soziale Sicherung

9.1 Entwicklung des Systems der sozialen Sicherung

Die Sozialgesetzgebung in Deutschland hat das Ziel, allen B�rgerinnen und B�rgern
ein menschenw�rdiges Dasein zu sichern. Hierzu gehçren das Schaffen von gleichen
Voraussetzungen f�r die freie Entfaltung der Persçnlichkeit, insbesondere auch f�r
junge Menschen, sowie der Schutz und die Fçrderung der Familie. Des Weiteren soll
allen ermçglicht werden, den Lebensunterhalt durch eine frei gew�hlte T�tigkeit zu
erwerben, und besondere Belastungen des Lebens sollen abgewendet oder ausge-
glichen werden.

Ein hoher Anteil der Ausgaben der çffentlichen Haushalte (einschl. der Sozialversi-
cherungstr�ger und der Bundesagentur f�r Arbeit) fließt daher heute in die soziale
Sicherung. Seit einigen Jahren wird jedoch – auch angesichts von Finanzierungs-
problemen – eine rege Debatte �ber notwendige Reformen gef�hrt. Aktuelle Bei-
spiele hierf�r sind die zum 1. Januar 2005 beschlossene Zusammenf�hrung von
Arbeitslosenhilfe und Sozialhilfe, die Diskussionen um die Ausgestaltung der Alters-
vorsorge und die Finanzierung der Krankenversicherung.

9.2 Das Sozialbudget

Einen �berblick �ber das System der sozialen Sicherung bietet das Sozialbudget der
Bundesregierung. Hier werden j�hrlich die verschiedenen Leistungen des Sicherungs-
systems zusammengestellt. Außerdem ist die Hçhe der jeweiligen Finanzierung durch
çffentliche Zuweisungen sowie durch die Beitr�ge der Versicherten und der Arbeit-
geber ablesbar.

Um eine Vergleichbarkeit der einzelnen Bereiche untereinander und mit den umfas-
senderen Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen zu ermçglichen, mussten f�r die
Darstellung im Sozialbudget die Leistungen bereinigt werden. So werden in dieser
Darstellung beispielsweise die Sozialleistungen insgesamt um die Selbstbeteiligung
der Leistungsempf�ngerinnen und -empf�nger und um die Beitr�ge des Staates zur
Kranken-, Pflege-, Arbeitslosen- und Rentenversicherung f�r Empf�nger/-innen so-
zialer Leistungen bereinigt. Durch diese und andere Bereinigungen weichen die Leis-
tungsangaben, z.B. zur Rentenversicherung, von der in den Kapiteln 9.4 bis 9.11
dargestellten Hçhe der Ausgaben ab. Die Leistungen des Sozialbudgets insgesamt
beliefen sich 2003 f�r Deutschland auf rund 733 Mrd. Euro. Die Sozialleistungsquote,
das Verh�ltnis dieser Sozialleistungen zum Bruttoinlandsprodukt, betrug 2003 f�r
Deutschland 32,6 %.



Tab. 1: Leistungen des Sozialbudgets 2003

Institution Leistungen
insgesamt

%

Finanzierung durch

Beitr�ge der Zuweisungen
aus çffent-

lichen MittelnVersicherten Arbeitgeber

Mrd. EUR % Mill. EUR

Sozialbudget insgesamt1 732,8 100 221519 237734 272738

Allgemeine Systeme 483,8 66,0 213651 158457 104310
Rentenversicherung 238,5 32,5 84651 72909 78780
Private Altersvorsorge – – 640 – –
Krankenversicherung 143,3 19,6 92033 45354 1275
Pflegeversicherung 17,4 2,4 10874 5781 –
Unfallversicherung 11,3 1,5 1405 9092 496
Arbeitsfçrderung 73,3 10,0 24048 25321 23759

Sondersysteme 5,8 0,8 5443 477 2556
Alterssicherung der Landwirte 3,3 0,5 768 – 2556
Versorgungswerke 2,5 0,3 4675 477 –

Leistungssysteme des
çffentl. Dienstes 52,7 7,2 229 21802 27209
Pensionen 35,8 4,9 229 12191 21460
Familienzuschl�ge 7,0 1,0 – – 5675
Beihilfen 9,9 1,4 – 9611 74

Leistungssysteme der
Arbeitgeber 52,6 7,2 2196 56998 688
Entgeltfortzahlung 25,0 3,4 – 25043 –
Betriebliche Altersversorgung 16,1 2,2 1590 23790 –
Zusatzversorgung 8,7 1,2 606 6905 593
Sonst. Arbeitgeberleistungen 2,7 0,4 – 1260 95

Entsch�digungssysteme 5,6 0,8 – – 5676
Soziale Entsch�digung 4,5 0,6 – – 4575
Lastenausgleich 0,1 0,0 – – 93
Wiedergutmachung 1,0 0,1 – – 863
Sonst. Entsch�digungen 0,1 0,0 – – 145

Fçrder- und F�rsorgesysteme 57,3 7,8 – – 57267
Sozialhilfe2 28,0 3,8 – – 27970
Jugendhilfe 17,9 2,4 – – 17914
Kindergeld 0,1 0,0 – – 134
Erziehungsgeld 3,5 0,5 – – 3481
Ausbildungsfçrderung 1,7 0,2 – – 1667
Wohngeld 5,2 0,7 – – 5209
Fçrderung der Vermçgens-
bildung 1,0 0,1 – – 892

IndirekteLeistungen 75,0 10,2 – – 75032
Steuerliche Maßnahmen
(ohne FLA) 39,0 5,3 – – 38952

Familienleistungsausgleich (FLA) 36,1 4,9 – – 36080
Nachrichtlich3:
Fr�heres Bundesgebiet 567,1 77,4 158130 208225 223483
Neue L�nder und Berlin-Ost 127,3 17,4 24932 29510 49255

1 Einschl. Beitr�ge des Staates. – 2 Einschl. Leistungen an Asylbewerber.
3 Ohne Beitr�ge des Staates.

Quelle: Bundesministerium f�r Arbeit und Soziales.
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Wer finanziert das soziale Netz? Drei große Beitragszahler sind auszumachen: Der
Staat (Bund, L�nder und Gemeinden), die Arbeitgeber und die privaten Haushalte.

9.3 Die Bestandteile des Sozialbudgets

Mit 66,0 % hatte 2003 das so genannte »Allgemeine System« der sozialen Sicherung,
das die Sozialversicherungen umfasst, den grçßten Anteil am Sozialbudget. Die »in-
direkten Leistungen« waren der zweitgrçßte Posten des Sozialbudgets (10,2 %). Hier-
zu gehçren insbesondere sozialpolitisch motivierte Steuererleichterungen wie das
Splitting-Verfahren f�r Ehegatten und der Familienleistungsausgleich. Die »Fçrder-
und F�rsorgesysteme« bildeten mit einem Anteil von 7,8 % den drittgrçßten Block
imSozialbudget. In diesem Leistungsbereich sind Sozialhilfe, Jugendhilfe, Kinder- und
Erziehungsgeld, Ausbildungsfçrderung, Wohngeld und Vermçgensbildung zusam-
mengefasst.

Durch »Leistungssysteme der Arbeitgeber« wurden insgesamt 52,6 Mrd. Euro auf-
gewendet. Hierzu z�hlen die Entgeltfortzahlungen im Krankheitsfall, die betriebliche
Altersversorgung und die Zusatzversorgung im çffentlichen Dienst sowie sonstige
Arbeitgeberleistungen (z.B. Bereitstellung von Betriebswohnungen). Die »Leistungs-
systeme des çffentlichen Dienstes« hatten 2003 mit 52,7 Mrd. Euro einen Anteil von
7,2 % am Sozialbudget. Wie bei den »Allgemeinen Systemen« steht auch hier die
Altersversorgung, und zwar die des çffentlichen Dienstes, im Vordergrund. Die Be-

Abb. 1: Finanzierung des Sozialbudgets 2003
nach Quellen in Prozent

Quelle: Bundesministerium f�r Wirtschaft und Arbeit.



deutung der »Entsch�digungssysteme« verliert mit zunehmendem Abstand von den
Ereignissen in der Zeit des Nationalsozialismus 1933 bis 1945 an Gewicht. Durch
finanzielle Entsch�digungen f�r die Opfer der Gewaltherrschaft, des Krieges und
der Kriegsfolgen versucht der Staat, einen materiellen Beitrag zur Wiedergutmachung
zu leisten. 2003 wurden 5,6 Mrd. Euro f�r Entsch�digungen verschiedener Art aus-
gegeben.

Die so genannten »Sondersysteme«, d.h. die Alterssicherung der Landwirte (2003:
3,3 Mrd. Euro) und die Versorgungswerke f�r freiberuflich T�tige (2003: 2,5 Mrd.
Euro), umfassten zusammen 0,8 % des Sozialbudgets. Sie dienen in erster Linie
der Altersversorgung dieser Berufsgruppen.

9.4 Gesetzliche Rentenversicherung

Die Alters- und Hinterbliebenensicherung wird in der Bundesrepublik Deutschland
von folgenden Institutionen geleistet: gesetzliche Rentenversicherung, Pensionen im
çffentlichen Dienst, Zusatzversicherung im çffentlichen Dienst, Altershilfe f�r Land-
wirte, Versorgungswerke (z.B. f�r Landwirte), Zusatzversicherung f�r einzelne Berufe
sowie vertragliche und freiwillige Arbeitgeberleistungen.

Wichtigster und umfassendster Bereich ist die gesetzliche Rentenversicherung. 2003
lagen ihre Leistungen bei 239 Mrd. Euro, das sind 32,5 % des Sozialbudgets. Im Jahr
2000 gab es rund 43,2 Mill. Versicherte in den drei Zweigen der Rentenversiche-
rung (Rentenversicherung der Arbeiter, der Angestellten, knappschaftliche Renten-
versicherung).

Von denMitte 2003 gezahlten 23,7 Mill. Renten waren 76 % Versichertenrenten, 24 %
gingen an die Hinterbliebenen der Versicherten (Hinterbliebenenrente). Von den Ge-
samtausgaben f�r Leistungen waren die Rentenzahlungen mit 212,4 Mrd. Euro 2003
der grçßte Posten. Dar�ber hinaus wurden 16,3 Mrd. Euro f�r die Krankenversiche-
rung der Rentner aufgebracht und weitere 5,1 Mrd. Euro f�r Leistungen zur Teilhabe.

Die durchschnittliche monatliche Versichertenrente in der Rentenversicherung der
Arbeiter lag 2003 f�r M�nner bei 996 Euro, f�r Frauen bei 524 Euro. In der Angestell-
tenversicherung bekam ein Mann durchschnittlich 1167 Euro, eine Frau 627 Euro. Der
Unterschied in der Rentenhçhe ergibt sich unter anderem dadurch, dass die heute
anspruchsberechtigten Frauen im Verlauf ihres Arbeitslebens im Durchschnitt gerin-
ger entlohnte T�tigkeiten ausf�hrten. Außerdem haben viele Frauen – vor allem aus
famili�ren Gr�nden – ihre Erwerbst�tigkeit zeitweise unterbrochen oder fr�hzeitig
beendet.

Die Renten in Deutschland sind in ihrer Hçhe breit gestreut. Im Jahr 2004 waren
Versichertenrenten bei M�nnern von 1253 Euro und mehr am h�ufigsten (27,3 %),
bei den Versichertenrenten der Frauen war die Grçßenklasse von 501 Euro bis 752
Euro am h�ufigsten anzutreffen (31,0 %).
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Tab. 2: Gesetzliche Rentenversicherung 2003

Deutschland Rentenversicherung der Knappschaft-
liche Renten-
versicherungArbeiter Angestellten

1000
Rentenbestand1 23740 13328 9415 997

Mrd. EUR
Einnahmen1 248,9 118,5 115,5 14,9
Darunter Beitr�ge (Soll) 169,4 67,6 100,8 1,0

Ausgaben 251,6 119,6 117,1 14,9

EUR
Durchschnittliche Versichertenrente1

Frauen 524 430 627 711
M�nner 996 858 1167 1320

1 Quelle: Bundesministerium f�r Arbeit und Soziales.

Die Rentenversicherung finanziert sich seit der Rentenreform von 1957 nach dem so
genannten »Umlageverfahren«. Das bedeutet, dass die Besch�ftigten von heute im
Rahmen des »Generationenvertrages« die Renten f�r die Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmer von gestern bezahlen.

Die Beitr�ge von Arbeitnehmern und Arbeitgebern sind die wichtigste Finanzierungs-
quelle der gesetzlichen Rentenversicherung. Die Beitragshçhe betr�gt momentan
19,5 % des Bruttolohns. Durch die Beitragseinnahmen wurden insgesamt rund
70 % der Gesamteinnahmen finanziert. Der Bund leistete Zusch�sse in Hçhe von
25 %. Die �brigen Einnahmen, wie Vermçgensertr�ge oder Erstattungen anderer In-
stitutionen, haben einen nur geringen Anteil an der Gesamtfinanzierung.

Betrachtet man die zentrale Bedeutung der Beitragszahlungen, werden die heute
diskutierten Schwierigkeiten deutlich: Nur solange das Verh�ltnis zwischen Beitrags-
zahlern und Rentenempf�ngern konstant bleibt oder die Zahl der Beitragszahler sogar
grçßer wird, funktioniert das Umlageverfahren ohne grçßere Probleme. Tritt jedoch

Tab. 3: Die Verteilung der Renten nach Betragsgruppen am 1.7.2004

Rentenbetrag
in EUR/Monat
von … bis unter …

Versichertenrenten Renten wegen Todes

M�nner Frauen Witwen-/Witwerrenten
1000 % 1000 % 1000 %

unter 50 94 1,2 81 0,8 180 3,3
50– 251 543 6,7 2376 23,5 817 15,0
251– 501 603 7,4 2370 23,5 1385 25,5
501– 752 956 11,8 3136 31,0 1991 36,6
752–1002 1665 20,5 1502 14,9 893 16,4

1002–1253 2048 25,2 466 4,6 147 2,7
1253 und mehr 2216 27,3 171 1,7 23 0,4
Insgesamt 8125 100 10102 100 5436 100

Quelle: Bundesministerium f�r Arbeit und Soziales.



eine Entwicklung ein, in deren Folge dieses Verh�ltnis ung�nstiger wird, d.h. im Durch-
schnitt immer weniger Beitragszahler f�r die Finanzierung einer Rente aufkommen
m�ssen, sind geeignete Maßnahmen notwendig, durch die die Versorgung der Men-
schen im Alter sichergestellt werden kann.

9.5 Gesetzliche Krankenversicherung

Zur Sicherung im Bereich der Gesundheit dienen folgende Institutionen des Sozial-
budgets: die gesetzliche Kranken- und die Unfallversicherung, die Entgeltfortzahlung
im Krankheitsfall durch den Arbeitgeber, die Beihilfen im çffentlichen Dienst bei Krank-
heit, Mutterschaft und Tod sowie die Aufwendungen f�r den çffentlichen Gesundheits-
dienst (Beratung und Aufkl�rung in gesundheitlichen Fragen, Verh�tung und Bek�mp-
fung von Krankheiten usw.).

Die gesetzliche Krankenversicherung spielt f�r die finanzielle Absicherung des Krank-
heitsrisikos eine entscheidende Rolle. Pflichtmitglieder sind die in einemArbeiter- oder
Angestelltenverh�ltnis Besch�ftigten, deren regelm�ßiger Jahresverdienst die Bei-
tragsbemessungsgrenze nicht �bersteigt, sowie Rentnerinnen und Rentner, Auszubil-
dende, Studierende und Arbeitslose. Ferner sind die landwirtschaftlichen Unterneh-
mer und ihre mitarbeitenden Familienangehçrigen sowie einige kleinere Gruppen von
Selbstst�ndigen pflichtversichert.

Tab. 4: Ausgaben der gesetzlichen Krankenversicherung
in Mrd. EUR

Art der Ausgaben 2002 2003

Ausgaben insgesamt 139,7 140,8
darunter:
Behandlung durch �rzte und Zahn�rzte 30,3 31,3
Arzneimittel, Heil- und Hilfsmittel, Zahnersatz 36,3 37,4
Krankenhausbehandlung 44,9 45,3
Krankengeld 7,6 7,0
Verwaltungskosten 8,0 8,2

Quelle: Bundesministerium f�r Gesundheit.

Im Jahresdurchschnitt standen 2003 insgesamt 70,0 Mill. B�rgerinnen und B�rger
unter dem Schutz der gesetzlichen Krankenversicherung. Rund 29,0 Mill. waren
Pflichtmitglieder, 5,1 Mill. freiwillige Mitglieder und 16,7 Mill. Rentnerinnen bzw. Rent-
ner. 19,7 Mill. waren als Familienangehçrige mitversichert.

Die Leistungen der gesetzlichen Krankenversicherung beliefen sich 2003 nach der
Berechnung f�r das Sozialbudget auf rund 143 Mrd. Euro; das entspricht einem Anteil
von 19,6 % am Sozialbudget. Den st�rksten Kostenblock bildeten – wie Tabelle 4
zeigt – die Krankenhausbehandlungen mit rund 45,3 Mrd. Euro.
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9.6 Soziale Pflegeversicherung

Seit 1995 ist das Sozialsystem mit der Pflegeversicherung um eine weitere S�ule
erg�nzt worden. Sie soll Schutz vor den finanziellen Folgen der Pflegebed�rftigkeit
bieten. Ihre Leistungen sollen den Betroffenen ein mçglichst selbstst�ndiges und
selbstbestimmtes Leben erlauben. Die Pflegeversicherung ist eine Pflichtversiche-
rung – gesetzlich Versicherte sind in der Regel �ber ihre Krankenkasse in der zuge-
hçrigen Pflegekasse versichert, privat Versicherte bei ihrem privaten Versicherungs-
unternehmen. Seit April 1995 gibt es Leistungen f�r die h�usliche (ambulante) Pflege,
seit Juli 1996 auch f�r die station�re Pflege in Heimen. Die Hçhe der Zahlungen der
gesetzlichen Pflegeversicherung richtet sich nach dem jeweiligen Hilfebedarf, der in

drei Stufen eingeteilt ist. Zudem ist entscheidend, ob ambulante, teilstation�re oder
station�re Pflege erfolgt. F�r die station�re Pflege liegen die monatlichen Leistungen
der Pflegeversicherung bei bis zu 1688 Euro. In der ambulanten Pflege unterschei-
det man Pflegegeld und Pflegesachleistungen. Bei Pflegesachleistungen erfolgt die
Pflege durch einen Vertragspartner der Pflegekassen, z.B. durch eine Sozialstation.
Mit dem Pflegegeld kann der oder die Betroffene die pflegerische Versorgung, z.B.
durch Angehçrige, selbst sicherstellen. Pflegegeld wird monatlich bis zu 665 Euro
gew�hrt, Pflegesachleistungen bis zu einem Wert von 1918 Euro. Kombinationen
aus Geld- und Sachleistungen sind bei ambulanter Pflege mçglich.

2003 waren in der sozialen Pflegeversicherung 70 Mill. Personen versichert. Wie die in
zweij�hrlichem Rhythmus erhobene Statistik zeigt, erhielten Leistungen aus der Pfle-

Abb. 2: Leistungsempf�nger/-innen der sozialen Pflegeversicherung 2004
nach Leistungsarten in Prozent

Quelle: Bundesministerium f�r Gesundheit und soziale Sicherung.



geversicherung 1,90 Mill. Pflegebed�rftige. 1,28 Mill. (67,6 %) von ihnen wurden am-
bulant versorgt und 0,61 Mill. (32,4 %) station�r. 51,2 % der Pflegebed�rftigen erhiel-
ten Leistungen der niedrigsten Leistungsstufe: der Pflegestufe I. Der Pflegestufe II
waren 35,8 % zugeordnet und der Stufe III (einschl. H�rtef�lle) 12,9 %. Von den Aus-
gaben entfielen 46,7 % auf Leistungen im Bereich der vollstation�ren Pflege. 23,4 %
wurden f�r Pflegegeld und 13,5 % f�r Pflegesachleistungen verwendet. 16,4 % ent-
fielen auf �brige Leistungsausgaben sowie Verwaltungs- und sonstige Ausgaben.

Im Sozialbudget sind die Leistungen der Pflegeversicherung 2003 mit 17,4 Mrd. Euro
verbucht. Dies entspricht einem – verglichen mit der Renten- bzw. Krankenversiche-
rung – eher geringen Anteil von 2,4 %. Finanziert wird die Pflegeversicherung je zur
H�lfte durch die Beitr�ge der Arbeitnehmer und Arbeitgeber. Um den Beitrag von
Arbeitgeberseite zu gew�hrleisten, war in denmeisten Bundesl�ndern ein gesetzlicher
Feiertag im Jahr weggefallen. Bis Mitte 1996 lag der Beitrag bei einem Prozent des
Bruttoarbeitsentgelts, mit der Einf�hrung der station�ren Pflegeleistungen wurde er
auf 1,7 % erhçht. Die Rentnerinnen und Rentner zahlen seit dem 1. Januar 2005 den
vollen Beitragssatz von 1,7 %. Zur Finanzierung der Pflegeversicherung werden keine
çffentlichen Mittel zugewiesen.

9.6.1 Pflege in Pflegeheimen und ambulanten Pflegediensten

Rund die H�lfte (53 %) der gesamten Pflegebed�rftigen wurde 2003 durch ambulante
Pflegedienste oder Pflegeheime betreut. Bundesweit wurden in den gut 9700 Pfle-
geheimen rund 640000 Pflegebed�rftige versorgt. Im Schnitt wurden somit in einem
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Abb. 3: Ausgaben1 der sozialen Pflegeversicherung 2004
in Prozent

1 Vorl�ufiges Ist-Ergebnis ohne Ber�cksichtigung der zeitlichen Rechnungsabgrenzung.
Quelle: Bundesministerium f�r Gesundheit und soziale Sicherung.
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Pflegeheim 66 Pflegebed�rftige betreut. Monatlich entrichteten die Pflegebed�rftigen
in der hçchsten Pflegeklasse im Mittel rund 2680 Euro an das Heim f�r Pflege und
Unterbringung.

In den Heimen waren 511000 Personen besch�ftigt. Knapp die H�lfte der Besch�f-
tigten (42 %) arbeitete in Vollzeit. Von den im Bereich Pflege und Betreuung T�tigen
hatten 31 % eine Ausbildung als Altenpflegerin bzw. Altenpfleger.

Durch die 10600 ambulanten Dienste wurden im selben Jahr rund 450000 Pflege-
bed�rftige betreut; das sind durchschnittlich 42 Pflegebed�rftige je Pflegedienst. Von
den 200900 Besch�ftigten war die Mehrheit (68 %) in Teilzeitbesch�ftigung t�tig. Im
ambulanten Bereich war »Krankenschwester/-pfleger« der wichtigste Ausbildungs-
beruf: 36 % des Pflegepersonals in der Grundpflege besaßen diesen Abschluss.

9.7 Arbeitsfçrderung

ZumMaßnahmenkatalog der Arbeitsfçrderung gehçren neben Leistungen bei Arbeits-
losigkeit (Zahlung von Arbeitslosengeld und -hilfe) und bei Zahlungsunf�higkeit des
Arbeitgebers (Konkursausfallgeld) auch Maßnahmen zum Erhalt und zur Schaffung
von Arbeitspl�tzen (Kurzarbeitergeld, Schlechtwettergeld), die Arbeitsvermittlung so-
wie die Fçrderung der beruflichen Bildung und die Gew�hrung von berufsfçrdernden
Leistungen zur Rehabilitation. Somit werden �ber den 1927 eingef�hrten Versiche-
rungsschutz bei Arbeitslosigkeit hinaus zus�tzliche Akzente der Arbeitsmarktpolitik
gesetzt: gezielte Fçrderungsmaßnahmen zur beruflichen Qualifizierung von Personen
ohne Besch�ftigung gewannen in den vergangenen Jahren zunehmend an Bedeu-
tung.

Die Ausgaben f�r die Arbeitsfçrderung der Bundesagentur f�r Arbeit und des Bundes
zusammen betrugen 2004 rund 54,5 Mrd. Euro. Ein Jahr zuvor waren es 56,9 Mrd.
Euro. Im Jahr 2004 wurden von den Gesamtausgaben 29,1 Mrd. Euro f�r Arbeitslo-
sengeld und 18,8 Mrd. Euro f�r Arbeitslosenhilfe aufgewendet. Zusammen flossen so
64,2 % der Ausgaben der Bundesagentur f�r Arbeit in die unmittelbare Unterst�tzung
von Arbeitslosen. Dabei erhielten im Jahresdurchschnitt 2004 rund 1,8 Mill. Menschen
Arbeitslosengeld und 2,2 Mill. Arbeitslosenhilfe. Das bedeutet, dass von den 4,38 Mill.
Arbeitslosen 92 % Anspruch auf Leistungen hatten, jeder Zwçlfte (8 %) ging leer aus.
Gr�nde hierf�r waren, dass die Betroffenen aufgrund zu kurzer vorhergehender Be-
sch�ftigungszeit keinen Anspruch auf diese Leistungen erworben hatten, die An-
spruchsfrist abgelaufen war oder keine Bed�rftigkeit anerkannt wurde.

Der Umfang der Leistungen liegt beim Arbeitslosengeld f�r Arbeitslose mit Kindern
bei 67 % des letzten Nettoeinkommens und f�r Arbeitslose ohne Kinder bei 60 %.
Die Arbeitslosenhilfe betr�gt 57 % des letzten Nettoeinkommens f�r Hilfeempf�nger
mit Kindern bzw. 53 % f�r Personen ohne Kinder.

Die Ausgaben der Arbeitsfçrderung werden �berwiegend durch die Beitr�ge von Ar-
beitnehmern und Arbeitgebern zur Arbeitslosenversicherung finanziert. Der Beitrags-



satz liegt bei 6,5 % des Bruttoarbeitsentgelts. Hiervon tragen Besch�ftigte und Arbeit-
geber jeweils die H�lfte. Von Arbeitgeberseite werden außerdem Umlagen erhoben,
die zur Finanzierung des Konkursausfallgeldes und der Winterbau-Umlage dienen.
Dar�ber hinaus tr�gt der Bund die Arbeitslosenhilfe; er ist auch verpflichtet, Darlehen
und Zusch�sse zu gew�hren, wenn die Bundesagentur f�r Arbeit ihre Leistungen nicht
aus eigenen Einnahmen und ihrer R�cklage finanzieren kann.

Tab. 5: Daten der Arbeitsfçrderung 2003 und 2004

2003 2004

1000
Arbeitslose 4376,8 4381,0
Empf�nger/-innen von Arbeitslosengeld 2024,5 1845,0
Empf�nger/-innen von Arbeitslosenhilfe 2027,7 2193,9

Mill. EUR
Einnahmen der Bundesagentur f�r Arbeit 50635 50315
darunter Beitr�ge 47337 47211
Ausgaben der Bundesagentur f�r Arbeit 56850 54490
darunter:
Arbeitslosengeld 29048 29072
Kurzarbeitergeld, Strukturanpassungs-,
Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen 2961 2248

Mittel des Bundes
Ausgaben insgesamt 16834 20041
darunter:
Arbeitslosenhilfe 16532 18758

Quelle: Bundesagentur f�r Arbeit.

9.8 Kindergeld/Familienleistungsausgleich

Das Kindergeld sowie der Kinder- und Betreuungsfreibetrag dienen der Steuerfrei-
stellung des Existenzminimums f�r Kinder bei der Einkommensteuer und der Familien-
fçrderung. Soweit die Wirkung des Kindergeldes �ber die Steuerfreistellung hinaus-
geht, ist es ein Zuschuss zum Unterhalt der Kinder und damit ein Beitrag zur sozialen
Gerechtigkeit und zu mehr Chancengleichheit im Rahmen des Familienleistungsaus-
gleichs. Ob der Bezug von Kindergeld oder der Steuerfreibetrag g�nstiger ist, wird bei
der Veranlagung zur Einkommensteuer gepr�ft. Dabei wird das Kindergeld mit der
Entlastung durch die Kinderfreibetr�ge verrechnet.

Wer Kinder hat und in Deutschland wohnt oder im Ausland wohnt, aber in Deutschland
entweder unbeschr�nkt einkommensteuerpflichtig ist oder entsprechend behandelt
wird, hat Anspruch auf Kindergeld bzw. den Kinderfreibetrag. Dies gilt ebenso f�r
Eltern mit einer ausl�ndischen Nationalit�t, wenn sie eine g�ltige Aufenthaltsberech-
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tigung oder Aufenthaltserlaubnis besitzen. Wer im Ausland wohnt und in Deutsch-
land nicht unbeschr�nkt steuerpflichtig ist, kann Kindergeld als Sozialleistung nach
dem Bundeskindergeldgesetz erhalten, wenn er

– in einem Versicherungspflichtverh�ltnis zur Bundesagentur f�r Arbeit steht oder

– als Entwicklungshelfer oder Missionar t�tig ist oder

– Rente nach deutschen Rechtsvorschriften bezieht, Staatsangehçriger eines Mit-
gliedstaates der Europ�ischen Union bzw. des Europ�ischen Wirtschaftsraumes
ist und in einem der Mitgliedstaaten lebt.

Das Kindergeld wird bis zur Vollendung des 18. Lebensjahres f�r alle Kinder gezahlt.
Vollj�hrige junge Menschen kçnnen unter bestimmten Voraussetzungen bis zur Voll-
endung des 27. Lebensjahres weiter Kindergeld erhalten, z.B. wenn sie sich noch in

Tab. 6: Kindergeld (ohne çffentlichen Dienst)

2003 2004

Ins-
gesamt

Deutsche Ausl�nder/
-innen

Ins-
gesamt

Deutsche Ausl�nder/
-innen

1000
Berechtigte1 9118 8076 1042 9193 8126 1067
Kinder insgesamt1 15163 13213 1950 15264 13266 1999
davon waren:
1. Kind 9032 7996 1036 9119 8058 1062
2. Kind 4507 3910 597 4526 3913 613
3. Kind 1194 977 218 1189 967 223
4. und weitere Kinder 430 331 99 428 328 100

Mill. EUR
Ausgezahlte Betr�ge2 28880 25151 3728 29020 25218 3802

1 Stand: Dezember 2004.
2 Seit 1996 kçnnen Familien alternativ zwischen dem Bezug von Kindergeld oder einem Steuerfrei-

betrag w�hlen. – Ausgezahlte Betr�ge mit Kindergeldzuschlag f�r geringverdienende Familien im
Laufe des Jahres.

Quelle: Bundesagentur f�r Arbeit.

der Schul- oder Berufsausbildung befinden. Ohne altersm�ßige Begrenzung kçnnen
Kinder, die wegen kçrperlicher, geistiger oder seelischer Behinderung außerstande
sind, sich selbst zu unterhalten, ber�cksichtigt werden.

9,2 Mill. Berechtigte bezogen im Jahr 2004 Kindergeld f�r 15,3 Mill. Kinder. Hinzu
kommen die Angehçrigen des çffentlichen Dienstes, die das etwaige Kindergeld
von ihren Arbeitgebern direkt erhalten. Von den Empfangsberechtigten (ohne çffent-
lichen Dienst) besaßen 8,1 Mill. die deutsche (88 %) und 1,1 Mill. (12 %) eine ausl�n-
dische Staatsangehçrigkeit.

Die Hçhe des Kindergeldes ist gestaffelt nach der Zahl der Kinder. Von den Kindern,
f�r die im Jahr 2004 Kindergeld gezahlt wurde, waren 60 % Erstkinder, 30 % Zweit-
kinder, 8 % Drittkinder und 3 % vierte und weitere Kinder. Das Geld stammt aus



Bundesmitteln. F�r das Jahr 2004 wurden f�r das erste bis dritte Kind je 154 Euro und
f�r jedes weitere Kind 179 Euro Kindergeld gezahlt. Der insgesamt ausgezahlte Betrag
belief sich auf 29 Mrd. Euro.

9.9 Erziehungsgeld und Elternzeit

Erziehungsgeld und Elternzeit (fr�her: »Erziehungsurlaub«) geben Eltern die Mçglich-
keit, ihr Kind bzw. ihre Kinder w�hrend der ersten Lebensphase bei vollst�ndigem oder
zumindest weitgehendem Verzicht auf Erwerbst�tigkeit zu betreuen. Seit Januar 1986
kçnnen M�tter und V�ter Erziehungsgeld und Elternzeit/Erziehungsurlaub erhalten.
Ebenso wie beim Kindergeld haben ausl�ndische Eltern Anspruch auf Erziehungs-
geld, sofern sie im Besitz einer g�ltigen Aufenthaltsberechtigung oder Aufenthalts-
erlaubnis sind. Die nachfolgend beschriebenen Regelungen gelten noch bis zum
Jahresablauf 2006. F�r Kinder, die ab dem 1. Januar 2007 geboren werden, gel-
ten die Regelungen zum Elterngeld.

Das Erziehungsgeldgesetz gilt f�r Eltern, Personen mit Personensorgerecht und den
nach dem Gesetz gleichgestellten M�nnern und Frauen, deren Kinder ab dem 1. Ja-
nuar 2001 geboren sind oder die mit dem Ziel der Adoption in Obhut genommen
wurden. Es ermçglicht den Eltern ein monatliches Erziehungsgeld in Hçhe von ma-
ximal 307 Euro bei einer Laufzeit von 24 Monaten bzw. von 460 Euro bei einer k�rzeren
Laufzeit von bis zu hçchstens einem Jahr (Budget), die Mçglichkeit einer gemein-
samen Elternzeit von Mutter und Vater, die mçgliche �bertragung einer restlichen
Elternzeit auf die Zeit zwischen der Vollendung des dritten Lebensjahres und der
Vollendung des achten Lebensjahres des Kindes, den Anspruch auf Teilzeitarbeit
(bis zu 30 Wochenstunden f�r abh�ngig Besch�ftigte) w�hrend der Elternzeit und
die Anspruchsberechtigung nach dem Lebenspartnerschaftsgesetz (ab 1. August
2001) f�r Lebenspartner. Einen Anspruch auf Erziehungsgeld haben auch anerkannte
Asylberechtigte und Fl�chtlinge sowie z.B. in Deutschland lebende B�rgerinnen und
B�rger aus einem Mitgliedstaat der Europ�ischen Union. Das ungek�rzte Erziehungs-
geld betrug bis Ende 2003 in den ersten sechs Lebensmonaten je Kind 307 Euro
monatlich. Hierbei wird jeweils das Mutterschaftsgeld der gesetzlichen Krankenkasse
angerechnet, ebenso bei der Budget-Variante. Danach werden, bis auf wenige Aus-
nahmen, einkommensabh�ngig Abz�ge vorgenommen.

647031 Frauen oder M�nner erhielten 2003 in den ersten sechs Lebensmonaten
nach der Geburt des anspruchsbegr�ndenden Kindes Erziehungsgeld. Von diesen
bekamen 79 % das Erziehungsgeld auch noch �ber den sechsten Lebensmonat
hinaus. 16576 M�nner bezogen 2003 Erziehungsgeld. Damit erfolgten 2,6 % der
Erziehungsgeldzahlungen an M�nner.

Elternzeit wurde 2003 von 353418 abh�ngig besch�ftigten Erziehungsgeldempf�n-
gern im ersten Lebensjahr des Kindes in Anspruch genommen (55 % der Erziehungs-
geldberechtigten). Auch wenn Frauen und M�nner in gleichemMaße Anspruch auf die
Gew�hrung von Elternzeit haben, werden diese Leistungen bislang fast ausschließlich
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Tab. 7: Empf�nger/-innen von Erziehungsgeld1

mit und ohne Elternzeit 2003

Insgesamt Frauen M�nner

nach der Staatsangehçrigkeit
Deutsche 546610 533763 12847
Ausl�nder/-innen 100421 96692 3729
Insgesamt 647031 630455 16576

nach der Beteiligung am Erwerbsleben
Abh�ngig Besch�ftigte2 362331 355589 6742
ohne Teilzeitbesch�ftigung 331255 326959 4296
mit Teilzeitbesch�ftigung 31076 28630 2446
Selbstst�ndige und mithelfende
Familienangehçrige 12928 11610 1318
Nichterwerbst�tige 271772 263256 8516

nach der famili�ren Situation
Verheiratet und zusammenlebend 467865 455810 12055
In eingetragener Lebenspartnerschaft 19 19 –
Allein stehend 79145 78191 954
Ehe�hnliche Gemeinschaft 100002 96435 3567

nach Dauer der Elternzeit
bis zum 12. Lebensmonat 50377 49001 1376
�ber den 12. Lebensmonat hinaus 303041 298828 4213

1 Bewilligte Erstantr�ge.
2 Zum Zeitpunkt des Erziehungsgeldbezugs.

Quelle: Bundesministerium f�r Familien, Senioren, Frauen und Jugend.

von Frauen in Anspruch genommen. Nur 7 % der Elternzeit in Anspruch nehmenden
Elternteile gingen 2003 einer Teilzeitbesch�ftigung nach.

9.10 Sozialhilfe, Grundsicherung im Alter und bei
Erwerbsminderung und Leistungen an Asylbewerber

Vorbemerkung:

Mit Einf�hrung des Vierten Gesetzes f�r moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt
(»Hartz IV«) sowie des Zwçlften Buches Sozialgesetzbuch (SGB XII »Sozialhilfe«) zum
1. Januar 2005 ergeben sich f�r das Sozialhilferecht sowie f�r die amtliche So-
zialhilfestatistik weit reichende �nderungen. Seitdem erhalten bisherige Sozialhilfe-
empf�nger, die grunds�tzlich erwerbsf�hig sind, sowie deren Familienangehçrige
Leistungen der Grundsicherung f�r Arbeitsuchende nach dem neu geschaffenen
SGB II. Folglich wurde der �berwiegende Teil der Sozialhilfeempf�nger im engeren
Sinne (d.h. Empf�nger von laufender Hilfe zum Lebensunterhalt außerhalb von Ein-
richtungen) letztmalig zum Jahresende 2004 in der Sozialhilfestatistik erfasst.



Die statistischen Angaben �ber die zum 1. Januar 2005 in Kraft getretene Grundsi-
cherung f�r Arbeitsuchende werden gem�ß § 53 SGB II von der Bundesagentur f�r
Arbeit zusammengestellt. Die Statistischen �mter des Bundes und der L�nder f�hren
jedoch weiterhin verschiedene Erhebungen zum SGB XII »Sozialhilfe« durch, in wel-
ches das bisherige Bundessozialhilfegesetz (BSHG) zum 1. Januar 2005 �berf�hrt
wurde. Die in diesem Kapitel pr�sentierten Sozialhilfedaten wurden nach dem bis
Ende 2004 geltenden Bundessozialhilfegesetz (BSHG) erhoben. Dementsprechend,
beziehen sich die folgenden allgemeinen Anmerkungen auf den seinerzeit g�ltigen
Rechtsstand.

Die Sozialhilfe hat die Funktion, in Not geratenen Menschen ohne anderweitige Unter-
st�tzung eine der Menschenw�rde entsprechende Lebensf�hrung zu ermçglichen.
Sie wird, sofern die im Bundessozialhilfegesetz (BSHG) aufgef�hrten Anspruchs-
voraussetzungen erf�llt sind, »nachrangig« zur Deckung eines individuellen Bedarfs
gew�hrt, mit dem Ziel der Hilfe zur Selbsthilfe. »Nachrangig« bedeutet, dass die So-
zialhilfe als »Netz unter dem sozialen Netz« nur dann eingreift, wenn die betroffenen
Personen nicht in der Lage sind, sich aus eigener Kraft zu helfen, oder wenn die
erforderliche Hilfe nicht von anderen, insbesondere Angehçrigen oder von Tr�gern
anderer Sozialleistungen, erbracht wird. Asylbewerberinnen und Asylbewerber und
abgelehnte Bewerber, die zur Ausreise verpflichtet sind, sowie geduldete Ausl�nde-
rinnen und Ausl�nder erhalten seit November 1993 anstelle der Sozialhilfe Leistungen
nach dem Asylbewerberleistungsgesetz.

Je nach Art der vorliegenden Notlage unterscheidet man in der Sozialhilfe zwei Haupt-
hilfearten. Personen, die ihren Bedarf an Nahrung, Kleidung, Unterkunft, Hausrat usw.
nicht ausreichend decken kçnnen, haben Anspruch auf »Hilfe zum Lebensunterhalt«.
In außergewçhnlichen Bedarfssituationen, bedingt durch gesundheitliche oder soziale
Beeintr�chtigungen, wird »Hilfe in besonderen Lebenslagen« gew�hrt. Als spezielle
Hilfen kommen dabei u.a. die Hilfe zur Pflege, die Eingliederungshilfe f�r behinderte
Menschen oder die Hilfe bei Krankheit in Frage.

Seit In-Kraft-Treten des Bundessozialhilfegesetzes im Juni 1962 ist insbesondere die
Zahl der Empf�ngerinnen und Empf�nger von laufender Hilfe zum Lebensunterhalt
außerhalb von Einrichtungen, der so genannten »Sozialhilfe im engeren Sinne« deut-
lich angestiegen. Im Folgenden werden die Empf�ngerinnen und Empf�nger von
Sozialhilfe im engeren Sinne kurz »Sozialhilfeempf�nger« genannt. Die zeitliche Ent-
wicklung verlief nicht kontinuierlich: W�hrend der 1960er-Jahre gab es im fr�he-
ren Bundesgebiet bei nur unwesentlichen Ver�nderungen rund eine halbe Million
Sozialhilfeempf�nger. Mit Beginn der 1970er-Jahre setzte dann ein erster Anstieg ein,
der bis 1977 andauerte. Nach einer kurzen Periode der Beruhigung folgte Anfang der
1980er-Jahre eine zweite Anstiegsphase: 1982 gab es erstmals mehr als eine Million
Sozialhilfeempf�nger; im Jahr 1991 wurde dann die Zwei-Millionen-Marke erreicht.
Ausschlaggebend hierf�r war auch die Einbeziehung der neuen L�nder und von
Berlin-Ost, wodurch sich die Zahl der Sozialhilfeempf�nger zum Jahresende 1991
zus�tzlich um 217000 Personen erhçhte. Der deutliche R�ckgang der Bezieherzahl
im Jahr 1994 ist auf die Einf�hrung des Asylbewerberleistungsgesetzes zur�ckzu-
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f�hren. Rund 450000 Personen fielen aus dem Sozialhilfebezug heraus. Grundlage
ihrer Anspr�che war forthin das neue Asylbewerberleistungsrecht. In den darauf fol-
genden Jahren stieg die Zahl der Sozialhilfebezieher dann wieder an und erreichte
1997 mit 2,89 Mill. Personen einen vorl�ufigen Hçchststand. In den Jahren 1998 bis
2000 war ein R�ckgang der Empf�ngerzahlen zu verzeichnen, seit dem Berichts-
jahr 2001 stieg die Zahl der Sozialhilfebezieher aber wieder kontinuierlich an und
erreichte zum Jahresende 2004 einen neuen Hçchststand.

Ende 2004 erhielten 2,91 Mill. Menschen (+3,3 % gegen�ber 2003) in 1,46 Mill. Haus-
halten Sozialhilfe. Die Zahl der Sozialhilfeempf�ngerinnen und -empf�nger mit deut-
schem Pass belief sich auf 2,28 Mill., die derjenigen mit einer ausl�ndischen Staats-
angehçrigkeit auf 635000.

55 % aller Empf�nger/-innen von Sozialhilfe waren Frauen. Kinder sind relativ h�ufig
unter den Sozialhilfebeziehern anzutreffen. So waren 38 % derjenigen, die Sozialhilfe
bezogen, Kinder und Jugendliche im Alter unter 18 Jahren. Die vergleichsweise hohe
Inanspruchnahme der Sozialhilfe durch jungeMenschen wird auch anhand der Sozial-
hilfequote (Zahl der Hilfebezieher je 1000 Einwohner) deutlich. W�hrend Ende 2004
von 1000 Einwohnern 35 Personen Sozialhilfe bekamen, waren es bei den unter
18-J�hrigen 75 je 1000 Einwohner und damit mehr als doppelt so viele.

Unter den 1,46 Mill. Haushalten, die Sozialhilfe bezogen, waren 574000 Ein-Per-
sonen-Haushalte; dar�ber hinaus gab es rund 166000 Ehepaare mit Kindern und
98000 Ehepaare ohne Kinder. Besonders h�ufig erhielten allein erziehende Frauen
(360000) Sozialhilfe.

Abb. 4: Empf�nger/-innen von Grundsicherung im Alter und bei
Erwerbsminderung am 31. 1. 2004
in Prozent



Die laufende Hilfe zum Lebensunterhalt außerhalb von Einrichtungen wird im Wesent-
lichen in Form von Regels�tzen, ggf. Mehrbedarfszuschl�gen, und durch die �ber-
nahme der Unterkunftskosten einschließlich der Heizkosten gew�hrt; dar�ber hinaus
kçnnen auch Beitr�ge zur Krankenversicherung, Pflegeversicherung und Alterssiche-
rung �bernommen werden. Die Summe der Bedarfspositionen f�r den Haushalts-
vorstand und dessen Haushaltsangehçrige ergibt den Bruttobedarf eines Haushalts.
Zieht man hiervon das angerechnete Einkommen – in vielen F�llen handelt es sich
dabei um vorrangige Sozialleistungen – ab, erh�lt man den tats�chlich ausbezahlten
Nettoanspruch. Im Durchschnitt hatte ein Sozialhilfehaushalt 2004 einen monatlichen
Bruttobedarf von 876 Euro, wovon allein rund ein Drittel auf die Kaltmiete entfiel. Unter
Ber�cksichtigung des angerechneten Einkommens in Hçhe von durchschnittlich
471 Euro wurden pro Haushalt im Schnitt 405 Euro, also knapp die H�lfte des rech-
nerischen Bruttobedarfs, monatlich ausgezahlt. Mit zunehmender Haushaltsgrçße

Tab. 8: Empf�nger/-innen laufender Hilfe zum Lebensunterhalt
außerhalb von Einrichtungen am Jahresende 2004

Alter von … bis
unter … Jahren

Insgesamt Je 1000
Einwohner1

M�nnlich Weiblich

unter 7 515210 99 265882 249328
7–18 603650 63 308123 295527
18–25 335531 50 130871 204660
25–50 1046280 35 420743 625537
50–60 237741 24 111182 126559
60–70 123370 12 62925 60445
70 und �lter 48444 5 14666 33778
Insgesamt 2910226 35 1314392 1595834

1 Bevçlkerungsstand: 31.12.2004.

wird tendenziell ein geringerer Anteil des Bruttobedarfs netto als Sozialhilfe aus-
gezahlt. Das liegt daran, dass grçßere Haushalte h�ufig �ber anrechenbare Einkom-
men wie Kindergeld oder Unterhaltsleistungen verf�gen. So erhielten allein stehende
M�nner im Durchschnitt 63 % ihres Bruttobedarfs ausgezahlt, Ehepaare mit zwei
Kindern dagegen 37 %.

1,52 Mill. Menschen erhielten nach vorl�ufigen Ergebnissen im Laufe des Jahres
2004 Hilfe in besonderen Lebenslagen. Der Anteil der deutschen Empf�ngerinnen
und Empf�nger betrug 83 %, der Frauenanteil belief sich auf 49 %. Am h�ufigs-
ten wurden Leistungen der Eingliederungshilfe f�r behinderte Menschen (41 % der
F�lle) gew�hrt, gefolgt von der Hilfe bei Krankheit (39 %) sowie der Hilfe zur Pfle-
ge (22 %). Empf�nger/-innen mehrerer verschiedener Hilfen werden dabei bei jeder
Hilfeart gez�hlt.

23,0 Mrd. Euro wurden 2004 in Deutschland f�r Gesamtleistungen nach dem Bun-
dessozialhilfegesetz netto, d.h. abz�glich der Einnahmen der Sozialhilfetr�ger, aus-
gegeben. Das waren 1,8 % mehr als im Vorjahr. Von den Sozialhilfeausgaben ent-
fielen 8,8 Mrd. Euro (+0,8 % gegen�ber 2003) auf die Hilfe zum Lebensunterhalt,
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14,2 Mrd. Euro (+2,4 %) wurden f�r Maßnahmen der Hilfe in besonderen Lebens-
lagen aufgewendet. Bei Letzteren sind insbesondere die Ausgaben f�r Leistungen
zur Eingliederung behinderter Menschen mit 9,9 Mrd. Euro (+3,6 %) und die Leistun-
gen im Rahmen der Hilfe zur Pflege mit 2,5 Mrd. Euro (+3,8 %) von Bedeutung.

Das stufenweise Einsetzen der gesetzlichen Pflegeversicherungsleistungen hatte zur
Folge, dass die Ausgaben f�r die Hilfe zur Pflege in zunehmendem Maße zur�ck-
gegangen sind. W�hrend 1995 hierf�r netto 6,3 Mrd. Euro ausgegeben wurden, waren

Tab. 9: Haushalte von Empf�ngern/-innen laufender Hilfe zum Lebensunterhalt
außerhalb von Einrichtungen am Jahresende 2004
nach Haushaltstyp und monatlichen Zahlbetr�gen1

Haushaltstyp Insgesamt Brutto-
bedarf

Darunter
Brutto-
kaltmiete

Ange-
rechnetes
Einkom-
men

Netto-
anspruch

Anteil
Netto-

anspruch
am Brut-
tobedarf

Monatlicher Durchschnitt in EUR %

Haushalte insgesamt 1459811 876 302 471 405 46,3
darunter
Ehepaare ohne Kinder 97975 936 334 515 421 45,0
Ehepaare mit Kindern2 165594 1437 450 898 539 37,5
mit einem Kind 65863 1173 391 658 515 43,9
mit 2 Kindern 54802 1416 447 886 530 37,4
mit 3 und mehr Kindern 44929 1850 540 1264 586 31,7

Ein-Personen-Haushalte 573656 599 246 255 344 57,4
m�nnlich 306878 576 232 214 363 62,9
weiblich 266778 626 262 303 323 51,6

Allein erziehende Frauen
mit Kindern1 360111 1144 372 659 486 42,4
mit einem Kind 199615 956 333 507 448 46,9
mit 2 Kindern 110876 1262 398 758 504 39,9
mit 3 und mehr Kindern 49620 1642 473 1047 596 36,3

1 Aufgrund eines Softwarefehlers wurden von einzelnen Berichtsstellen f�r den durchschnittlichen mo-
natlichen Bruttobedarf sowie den durchschnittlichen monatlichen Nettoanspruch unter bestimmten
Voraussetzungen teilweise geringf�gig �berhçhte Werte geliefert.

2 Kinder unter 18 Jahren.

es im Jahr 1996 nur noch 4,8 Mrd. Euro und im Jahr 2004 lediglich 2,5 Mrd. Euro. Die
Nettoausgaben der Hilfe zur Pflege haben sich damit gegen�ber 1995 um fast zwei
Drittel verringert.

Am Jahresende 2004 erhielten in Deutschland rund 526000 Personen Leistungen der
bedarfsorientierten Grundsicherung. Das sind 87000 oder 19,9 % mehr Empf�nger
als Ende 2003. Die bedarfsorientierte Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsmin-
derung ist eine eigenst�ndige Sozialleistung, die – wie die Sozialhilfe – den grundle-
genden Bedarf f�r den Lebensunterhalt sicherstellt und nach dem Grundsicherungs-
gesetz (GSiG) seit dem 1. Januar 2003 beantragt werden kann. Diese Sozialleistung



kçnnen bei Bed�rftigkeit 18- bis 64-J�hrige, wenn sie dauerhaft voll erwerbsgemindert
sind, und bei Bed�rftigkeit Personen ab 65 Jahren in Anspruch nehmen.

Insgesamt wandten die Kommunen und die �berçrtlichen Tr�ger f�r Leistungen nach
dem Grundsicherungsgesetz im Jahr 2004 brutto rund 2,22 Milliarden Euro auf.
Netto – nach Abzug insbesondere von Erstattungen anderer Sozialleistungstr�ger –
verblieben 2,09 Milliarden Euro. Im Vergleich zum Vorjahr sind die Nettoausgaben
damit um 55,2 % gestiegen.

Mçgliche Ursache f�r den Anstieg war das fortschreitende Abarbeiten der Grund-
sicherungsantr�ge, die im ersten Jahr nach In-Kraft-Treten des Grundsicherungs-

Tab. 10: Empf�nger/-innen von Hilfe in besonderen Lebenslagen nach
Geschlecht und Hilfearten1 im Laufe des Jahres 2004
(vorl�ufiges Ergebnis)

Hilfeart Insgesamt M�nner Frauen

Anzahl Anteil
an allen

Empf�nger/
-innen
%

Anzahl Anteil
an allen

Empf�nger/
-innen
%

Hilfe in besonderen
Lebenslagen insgesamt 1516173 765919 50,5 750254 49,5
Hilfe bei Krankheit2 597779 302758 50,6 295021 49,4
Hilfe zur Pflege zusammen 327890 102159 31,2 225731 68,8
Und zwar:
ambulant 88788 33858 38,1 54930 61,9
station�r 241726 69112 28,6 172614 71,4

Eingliederungshilfe
f�r behinderte Menschen 628672 376795 59,9 251877 40,1
Sonstige Hilfen 66925 37970 56,7 28955 43,3

1 Empf�nger/-innen mehrerer Hilfen werden bei jeder Hilfeart gez�hlt.
2 Einschl. Hilfe bei Sterilisation und zur Familienplanung, vorbeugende Hilfe, Hilfe bei Schwanger-

schaft und Mutterschaft.

gesetzes, also 2003, aus unterschiedlichen Gr�nden nicht bewilligt werden konn-
ten, sowie die fortschreitende Umstellung von bisheriger Sozialhilfe auf die neue
Sozialleistung.

Etwa 233000 Personen oder 44 % der Empf�nger waren zwischen 18 und 64 Jah-
ren alt und erhielten Leistungen der Grundsicherung wegen ihrer dauerhaft vol-
len Erwerbsminderung. Damit bezogen 0,5 % der Personen dieser Altersgruppe
Grundsicherungsleistungen. Diese Menschen werden auch k�nftig dem allgemei-
nen Arbeitsmarkt voraussichtlich nicht mehr zur Verf�gung stehen. 293000 Perso-
nen oder 56 % der Empf�nger waren bereits im Rentenalter, das entspricht 1,9 %
aller Menschen ab 65 Jahren.

Rund 309000 oder 59 % der Hilfeempf�nger waren Frauen, 217000 M�nner. Damit
bezogen bundesweit 0,9 % der Frauen und 0,7 % der M�nner ab 18 Jahren Grund-
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sicherungsleistungen. Mit 144000 Personen war �ber ein Viertel der rund 526000
Empf�nger in station�ren Einrichtungen untergebracht, zum Beispiel in Pflege-
oder Altenheimen; knapp drei Viertel (382000 Personen) lebten außerhalb von sol-
chen Einrichtungen.

Regelleistungen zur Deckung des t�glichen Bedarfs nach dem Asylbewerberleis-
tungsgesetz erhielten zum Jahresende 2004 insgesamt 230000 Menschen. Von ihnen
waren rund 59 % m�nnlich und 41 % weiblich. �ber die H�lfte der Leistungsemp-
f�nger (53 %) war j�nger als 25 Jahre. Das Durchschnittsalter aller Hilfebezieher be-
trug rund 25 Jahre. In der Mehrzahl kamen die Asylsuchenden aus Serbien und Mon-
tenegro, und zwar in 28 % der F�lle. Weitere 8 % der Asylbewerber hatten die
Staatsangehçrigkeit der T�rkei und fast 6 % die des Iraks.

Tab. 11: Ausgaben und Einnahmen nach Hilfearten

Hilfeart Bruttoausgaben der Sozialhilfe Nettoausgaben der Sozialhilfe
(Bruttoausgaben abz�glich

Einnahmen)

2003 2004 Ver�nde-
rung 2004
zu 2003
in %

2003 2004 Ver�nde-
rung 2004
zu 2003
in %

Mill. EUR Mill. EUR

Hilfe zum Lebens-
unterhalt 9816,9 9980,7 + 1,7 8747,0 8815,6 + 0,8
Hilfe in besonderen
Lebenslagen 15773,3 16370,4 + 3,8 13822,3 14159,3 + 2,4
Hilfe zur Pflege 3005,0 3141,9 + 4,6 2420,4 2513,3 + 3,8
Eingliederungshilfe
f�r behinderte
Menschen 10929,9 11486,9 + 5,1 9599,8 9944,2 + 3,6

Hilfe bei Krankheit1 1486,9 1392,0 – 6,4 1469,6 1371,4 – 6,7
Sonstige Hilfen 351,6 349,6 – 0,5 332,6 330,4 – 0,7
Insgesamt 25590,2 26351,0 + 3,0 22569,3 22974,9 + 1,8

1 Einschl. Hilfe bei Sterilisation und zur Familienplanung. – Durch In-Kraft-Treten des Gesetzes zur
Modernisierung der Krankenversicherung (GMG, insb. § 264 SGB V) zum 1.1.2004 sind die Zahlen
der »Hilfe bei Krankheit« nicht mit den Vorjahresergebnissen vergleichbar.

Die Bruttoausgaben f�r Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz betrugen
im Jahr 2004 in Deutschland rund 1,31 Mrd. Euro und damit 9,2 %weniger als ein Jahr
zuvor. Der grçßte Teil dieses Betrages in Hçhe von 0,97 Mrd. Euro wurde zur Deckung
des t�glichen Bedarfs des berechtigten Personenkreises, d.h. f�r Unterkunft, Klei-
dung und Essen ausgegeben. F�r besondere Leistungen nach dem Asylbewerber-
leistungsgesetz (z.B. bei Krankheit, Schwangerschaft oder Geburt) in rund 87000 F�l-
len wurden ca. 0,34 Mrd. Euro bezahlt. Nach Abzug der Einnahmen von 85,9 Mill. Euro
betrugen im Jahr 2004 die Nettoausgaben nach dem Asylbewerberleistungsgesetz
rund 1,22 Mrd. Euro.

Weitere Informationen zum Thema Sozialstruktur in Teil II, Kap. 16 bis 18.



9.11 Jugendhilfe

Die Jugendhilfe umfasst Maßnahmen und Einrichtungen, die die Entwicklung junger
Menschen fçrdern und ihrer Erziehung zu eigenverantwortlichen und gemeinschafts-
f�higen Menschen dienen. Zum breiten Spektrum des Jugendhilfeangebots gehç-
ren erzieherische Hilfen und Maßnahmen der Jugendarbeit mit ihren verschiedenen
Schwerpunkten, aber auch Einrichtungen wie Kinderg�rten, Heime f�r junge Men-
schen, Jugendzentren sowie Erziehungs- und Familienberatungsstellen.

Jugendhilfe wird zum Teil von gesellschaftlichen Gruppen und Verb�nden (den so
genannten »freien Tr�gern«) geleistet. Dabei reicht das Spektrum von zahlreichen
Selbsthilfegruppen �ber Vereine bis hin zu den Kirchen und den bundesweit orga-
nisierten Jugend- und Wohlfahrtsverb�nden. Auf der »çffentlichen« Seite werden die
Aufgaben der Jugendhilfe haupts�chlich von Kreisen und kreisfreien St�dten, genauer
von den dort eingerichteten Jugend�mtern, wahrgenommen. Im Jahr 2004 wurden
von der çffentlichen Hand insgesamt 20,7 Mrd. Euro f�r Jugendhilfe ausgegeben. Auf
die Fçrderung freier Tr�ger entfielen 31,4 % dieser Mittel. Die Finanzierung erfolgte zu
89,7 % aus Mitteln von Bund, L�ndern und kommunalen Gebietskçrperschaften, der
Rest wurde �ber Kosten- und Teilnehmerbeitr�ge sowie durch Geb�hren aufgebracht.

Ambulante erzieherische Hilfen werden �berwiegend als professionelle Unterst�tzung
bei der h�uslichen Erziehung des jungen Menschen gew�hrt, bei denen er in seiner
Familie verbleibt. Daneben gibt es die Hilfen zur Erziehung außerhalb des Elternhau-
ses, bei denen die Erziehungsaufgabe geeigneten Personen oder einer Einrichtung
�bertragen wird. Zu den Aufgaben der Kinder- und Jugendhilfe gehçren auch die
Beratungen in Adoptionsverfahren, Pflegschaften und Vormundschaften sowie vor-
l�ufige Schutzmaßnahmen f�r Kinder und Jugendliche, worauf hier jedoch nicht n�her
eingegangen wird.

Im Laufe des Jahres 2004 wurden rund 349000 ambulante erzieherische Maßnahmen
beendet. Die Hilfearten wurden in sehr unterschiedlichem Umfang in Anspruch ge-
nommen. Erziehungsberatungsstellen und andere Beratungsdienste wurden mit fast

Tab. 12: Ambulante erzieherische Hilfen 2004

Hilfeart Beendete Hilfen Am Jahresende
andauernde Hilfen

Institutionelle Beratung 304972 .
Erziehungs-/Familienberatung 272478 .
Jugendberatung 29713 .
Suchtberatung 2781 .
Betreuung einzelner junger Menschen 26082 24840
Erziehungsbeistandschaft 11962 13995
Betreuungshilfe 5334 4420
Soziale Gruppenarbeit 8786 6625
Sozialp�dagogische Familienhilfe 17774 27413
Insgesamt 327052 .
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305000 institutionellen Beratungen (87,4 %) mit Abstand am h�ufigsten in Anspruch
genommen. Die institutionelle Beratung soll Kindern, Jugendlichen, Eltern und ande-
ren Erziehungsberechtigten bei der Kl�rung und �berwindung individueller und fa-
milienbezogener Probleme sowie bei der Lçsung von Erziehungsfragen helfen.

Dar�ber hinaus wurden 26000 Maßnahmen (7,5 %) verschiedener Arten erzieheri-
scher Einzelbetreuung als Unterst�tzung durch Erziehungsbeist�nde oder Betreu-
ungshelfer bzw. in sozialer Gruppenarbeit durchgef�hrt. Erziehungsbeist�nde oder
Betreuungshelfer sollen die jungen Menschen bei der Bew�ltigung von Entwicklungs-
problemen mçglichst unter Einbeziehung des sozialen Umfelds unterst�tzen. Die so-
ziale Gruppenarbeit dient der �berwindung von Entwicklungsschwierigkeiten und
Verhaltensproblemen sowie dem Ein�ben von sozial akzeptierten Formen der Aus-
einandersetzung mit Gleichaltrigen.

Bei rund 17800 Familien konnte die sozialp�dagogische Familienhilfe (5,1 %) abge-
schlossen werden. Leistungen dieser Hilfeart kamen mindestens 36000 Kindern und
Jugendlichen zugute – mehr jungen Menschen, als von der Einzelbetreuung erreicht

Tab. 13: Begonnene Hilfen zur Erziehung außerhalb des Elternhauses
f�r junge Menschen 2004

Unterbringungsform Insgesamt M�nnlich Weiblich

Insgesamt 47182 26945 20237
Erziehung in einer Tagesgruppe 7974 6001 1973
Vollzeitpflege in einer anderen Familie 10617 5317 5300
Heimerziehung; sonstige betreuteWohnform 26937 14629 12308
darunter in Heimen 22154 12418 9736
Intensive sozialp�dagogische Einzelbetreuung 1654 998 656

wurden. Die sozialp�dagogische Familienhilfe hat vor allem eine Verbesserung der
Situation der Kinder und Jugendlichen in der Familie zum Ziel. Sie umfasst die Unter-
st�tzung im gesamten Familienalltag, wie z.B. die Anleitung bei der Haushaltsf�hrung
und Ausgabenplanung oder die Integration der Familie in ihr soziales Umfeld.

Hilfen zur Erziehung außerhalb des Elternhauses gehen den ambulanten Hilfeformen,
bei denen der junge Mensch in seinem Elternhaus verbleibt, nach. Das bedeutet, dass
nur wenn eine ambulante Hilfe nicht ausreicht, eine Fremdunterbringung außerhalb
des Elternhauses erfolgen soll. Im Jahr 2004 begann f�r 47200 junge Menschen eine
Hilfe zur Erziehung und zur Persçnlichkeitsentwicklung außerhalb des Elternhauses.
8000 Kinder und Jugendliche wurden in Tagesgruppen untergebracht; die �brigen
außerhalb des Elternhauses, die meisten von ihnen in einem Heim (22150 bzw.
56,0 %).

Zur erzieherischen Betreuung, f�r Jugendarbeit, Freizeitgestaltung und Beratungen
junger Menschen und ihrer Eltern standen am Jahresende 2002 (4-j�hrliche Erhe-
bung) fast 79000 Institutionen zur Verf�gung. Davon waren 76000 Einrichtungen im
engeren Sinne (96 %) mit einer Kapazit�t von gut 3,4 Mill. verf�gbaren Pl�tzen. Dar�-



ber hinaus waren 983 Behçrden, 1711 Gesch�ftsstellen freier Tr�ger und 316 Zusam-
menschl�sse von Tr�gern der Jugendhilfe in diesem Bereich t�tig.

In den Jugendhilfeinstitutionen waren 568250 Besch�ftigte t�tig, die meisten von ih-
nen Frauen (86 %). Von den Besch�ftigten arbeiteten 523150 in Einrichtungen und
45100 in Behçrden, Gesch�ftsstellen und Zusammenschl�ssen von Tr�gern. Grçßter
Arbeitgeber im Jugendhilfesektor waren die çffentlichen Tr�ger mit insgesamt rund
218000 Besch�ftigten, das sind 38,4 % aller in den Institutionen der Jugendhilfe T�-
tigen. Es folgten mit einem Anteil von 34,4 % die kirchlichen Tr�ger sowie die anderen
Tr�ger der freien Jugendhilfe mit 25,6 %.

Von den 76000 Einrichtungen �berwogen mit 62 % die Kindertageseinrichtungen, zu
denen 798 Krippen, 27830 Kinderg�rten, 3469 Horte und 15182 Tageseinrichtungen
mit alterseinheitlichen bzw. mit altersgemischten Gruppen z�hlten. Bei 62,8 % aller
Kindertageseinrichtungen handelte es sich um Ganztagseinrichtungen, jedoch boten
nur vier von zehn Kinderg�rten Ganztagspl�tze an. F�r die fast 2,8 Mill. Kinder von
3 bis unter 6 1/2 Jahren standen 2002 rund 2,5 Mill. Kindergartenpl�tze zur Verf�gung.
Damit bestand f�r neun von zehn Kindern dieses Alters die Mçglichkeit eines Kinder-
gartenbesuchs.
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10 Justiz

10.1 Grunds�tze der Rechtsprechung

Eine der wichtigsten Aufgaben des Rechtsstaates besteht darin, f�r die Umsetzung
und Einhaltung des von der Volksvertretung gesetzten Rechts zu sorgen. Bei einer von
der Gewaltenteilung gepr�gten Verfassung wie dem Grundgesetz f�llt diese Aufgabe
der so genannten »dritten« Gewalt, der Rechtsprechung, zu.

Zur Rechtsprechung gehçrt aber nicht nur das T�tigwerden der Gerichte, in denen
von unabh�ngigen Richtern Recht gesprochen wird, sondern auch die Vollstreckung
dessen, was f�r Recht befunden wurde, beispielsweise im Strafvollzug oder durch
Gerichtsvollzieher. Im weiteren Sinn kann auch die T�tigkeit der Polizei als Teil der
Rechtspflege gesehen werden, soweit diese mit der Verhinderung von Straftaten
einerseits und der Ermittlung von Tatverd�chtigen in Strafsachen andererseits be-
fasst ist.

10.2 Gerichte

Die Gerichtsbarkeit umfasst zum einen die ordentlichen Gerichte, die f�r Zivil- und
Strafsachen zust�ndig sind, zum anderen die besonderen Gerichte, die sich mit
Arbeits-, Sozial-, Verwaltungs- bzw. Finanzrechtsfragen befassen (s. Abb. 1). Je-
der dieser Zweige der Gerichtsbarkeit ist in mehrere Ebenen oder Instanzen ge-
gliedert (bei den ordentlichen Gerichten vier: Amtsgericht – Landgericht – Oberlan-
desgericht – Bundesgerichtshof; bei Arbeits-, Verwaltungs- und Sozialgerichten drei
und bei den Finanzgerichten zwei). Grunds�tzlich besteht immer die Mçglichkeit,
gegen die Entscheidungen der Eingangsinstanzen Rechtsmittel einzulegen und
damit diese Entscheidungen in Berufungs- oder Revisionsverfahren durch hçhere

Tab. 1: Gerichte am 31.12.2004

Zivil- und Strafgerichte 828
Amtsgerichte 687
Landgerichte 116
Oberlandesgerichte 25

Arbeitsgerichte (erstinstanzliche) 123
Verwaltungsgerichte (erstinstanzliche) 53
Sozialgerichte (erstinstanzliche) 70
Finanzgerichte (erstinstanzliche) 19
Bundesgerichte 8



Gerichtsinstanzen �berpr�fen zu lassen. Dabei richtet sich die Berufung gegen die
tats�chliche, die Revision gegen die rechtliche W�rdigung des Falles.

Am 31. Dezember 2004 gab es in Deutschland insgesamt 828 Gerichte, die in Zivil-
und Strafsachen t�tig waren. Dar�ber hinaus bestanden 123 (erstinstanzliche) Ar-
beitsgerichte und insgesamt 142 (erstinstanzliche) Verwaltungs-, Sozial- und Finanz-
gerichte.

Die Rechtsprechung wird grunds�tzlich durch die Gerichte der L�nder ausge�bt. Als
letzte Instanz kçnnen in der Regel die acht Bundesgerichte (Bundesverfassungs-
gericht, Bundesgerichtshof, Bundesverwaltungsgericht, Bundesfinanzhof, Bundes-
arbeitsgericht, Bundessozialgericht, Bundespatentgericht, Bundesdisziplinargericht)
angerufen werden.

Unter den Bundesgerichten hat das Bundesverfassungsgericht als »H�ter der Ver-
fassung« einen besonderen Rang. Es ist zugleich Gericht und Verfassungsorgan. Ne-
ben der Klarstellung der verfassungsm�ßigen Ordnung und der Entscheidung bei
Verfassungsstreitigkeiten zwischen Staatsorganen ist es auch zur Wahrung der
Grundrechte berufen. Zu seiner umfassenden Kompetenz gehçrt dar�ber hinaus
auch die Pr�fung, ob Bundes- und Landesrecht mit demGrundgesetz und ob Landes-
recht mit Bundesrecht vereinbar ist (Normenkontrolle). Es besteht aus zwei Senaten,
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Abb. 1: Organe der Rechtsprechung

Quelle: Horst Pçtzsch, Die Deutsche Demokratie, Bonn 2005, S. 109; gestaltet nach Erich Schmidt
Zahlenbilder.
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Abb. 2: Die Strafjustiz

Quelle: Horst Pçtzsch, Die Deutsche Demokratie, Bonn 2005, S. 112; gestaltet nach Erich Schmidt
Zahlenbilder.



die sich jeweils aus acht Richterinnen und Richtern zusammensetzen, die je zur H�lfte
vom Bundestag (durch einen Wahlm�nnerausschuss) und vom Bundesrat gew�hlt
werden. Ihre Amtszeit dauert zwçlf Jahre; sie kçnnen nicht wieder gew�hlt werden.

An den so genannten ordentlichen Gerichten der L�nder (Zivil-, Familien- und Straf-
gerichte) waren am 31. Dezember 2004 insgesamt 14900 Richterinnen und Richter
t�tig. Die Zahl der Staatsanw�lte und -anw�ltinnen betrug zu diesem Zeitpunkt 5000.
Demgegen�ber gab es – bei ordentlichen und Fachgerichten zusammen – 125000
Rechtsanw�ltinnen und Rechtsanw�lte (12000 mehr als zwei Jahre zuvor), 7600
Anwaltsnotarinnen und -notare (jeweils Mitglieder der Rechtsanwaltskammern) so-
wie 1600 (hauptberufliche) Notarinnen und Notare (jeweils zum Stichtag 1. Januar
2005).

Den in der Rechtspflege t�tigen Personen lagen im Jahr 2004 allein bei ordentlichen
Gerichten rund 3,40 Mill. Verfahren (ohne Bußgeldverfahren) in der ersten Instanz zur
Entscheidung vor. Im selben Jahr wurden rund 1,95 Mill. Zivilverfahren, 580000 Fa-

Tab. 2: Ausgew�hlte Verfahren nach Art der Gerichte1

Gericht/Verfahren 2002 2003 2004

Zivilgerichte (ohne Familiengerichte)2

Erledigte Zivilverfahren (1. Instanz) 1816716 1908167 1946025
Erledigte Zivilverfahren (Rechtsmittelinstanz) 147377 135665 1306983

Familiengerichte2

Erledigte Familienverfahren (1. Instanz) 559592 577146 583121
Erledigte Familienverfahren (Rechtsmittelinstanz) 27560 27536 29357

Strafgerichte2

Erledigte Strafverfahren (1. Instanz) 871265 893381 9047093

Erledigte Strafverfahren (Rechtsmittelinstanz) 60167 61561 626083

Verwaltungsgerichte2

Erledigte verwaltungsrechtliche Hauptverfahren
(1. Instanz) 192189 203070 2080183

Erledigte verwaltungsrechtliche Hauptverfahren
(Rechtsmittelinstanz) 24207 24324 228463

Arbeitsgerichte2

Erledigte arbeitsrechtliche Klagen 610079 635772 611678
Sozialgerichte2

Erledigte sozialrechtliche Klagen 266992 . .
Finanzgerichte2

Erledigte finanzrechtliche Klagen 68303 68146 67823
Bundesverfassungsgericht (1. und 2. Senat)
Erledigte Verfahren 4715 4735 5612
Eingereichte Verfassungsbeschwerden 4523 5055 5434
Eingereichte Normenkontrollen 39 19 26

1 Die Gesamtzahl der an deutschen Gerichten erledigten Gerichtsverfahren liegt hçher als die Sum-
me der hier (f�r ausgew�hlte Verfahren) angegebenen Werte.

2 Ohne Bundesgerichte.
3 Vorl�ufiges Ergebnis.
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miliengerichtsverfahren und 905000 Strafverfahren in der Eingangsinstanz erledigt,
dazu kamen noch rund 131000 Zivilverfahren, 29000 Familiengerichtsverfahren so-
wie 63000 Strafverfahren in der Rechtsmittelinstanz.

10.3 Straff�lligkeit

10.3.1 Tatermittlung

2004 sind bei deutschen Polizeidienststellen 6,6 Mill. Straftaten (ohne Straßenver-
kehrsdelikte) bekannt geworden (126000 mehr als im Jahr 2002) davon 5,5 Mill.
im fr�heren Bundesgebiet (einschl. Berlin-Ost). Schwer abzusch�tzen ist die Dunkel-
ziffer, d.h. die Zahl der Straftaten, die unbekannt bleiben oder nicht angezeigt werden.
Wie die Polizeiliche Kriminalstatistik des Bundeskriminalamts zeigt, konnten von den
gemeldeten Straftaten 54,2 % (alte L�nder 53,3 %) aufgekl�rt werden; in diesen F�llen
wurde nach dem polizeilichen Ermittlungsergebnis zumindest ein namentlich bekann-
ter Tatverd�chtiger festgestellt. 1980 waren von 3,8 Mill. registrierten Straftaten im
fr�heren Bundesgebiet 44,9 % aufgekl�rt worden.

Wenngleich nicht alle ermittelten Straff�lligen bzw. alle Opfer von Straftaten zur regis-
trierten Bevçlkerung in Deutschland gehçren, ermçglicht die Umrechnung der Straf-
tatenzahl auf je 100000 Einwohner einen zeitlichen Vergleich, auf den eine ver�nderte
Bevçlkerungszahl keinen Einfluss hat. 1980 wurden im fr�heren Bundesgebiet 6200
Straftaten je 100000 Einwohner bekannt, 2004 wurden dort wie auch im vereinten
Deutschland insgesamt rund 8000 Straftaten je 100000 Einwohner gez�hlt.

2004 sind insgesamt 3,0 Mill. Diebstahlsf�lle bekannt geworden, gegen�ber 2500
F�llen von versuchtem oder vollendetem Mord oder Totschlag. Die Aufkl�rungsquo-
te ist in der Regel auch von der Schwere des Verbrechens bzw. Vergehens abh�n-
gig. So wurden z.B. 2004 nur 45,0 % der Diebst�hle ohne erschwerende Umst�n-
de (z.B. einfacher Ladendiebstahl), jedoch 96,5 % aller Mord- und Totschlagsf�lle
(einschl. F�lle von versuchtem Mord oder Totschlag) aufgekl�rt.

Tab. 3: Straftaten und Aufkl�rungsquote1

Jahr Bekannt gewordene Straftaten Aufkl�rungsquote
in %

insgesamt je100000Einwohner

1980 3815774 6198 44,9
1990 4455333 7108 47,0
2000 6264723 7625 53,2
2003 6572135 7963 53,1
2004 6633156 8037 54,2

1 Bis einschl. 1990 fr�heres Bundesgebiet; ab 2000 Deutschland.

Quelle: Bundeskriminalamt.



F�r die im Jahr 2004 aufgekl�rten Straftaten hat die Polizei insgesamt 2,4 Mill. Tat-
verd�chtige ermittelt, darunter 1,8 Mill. M�nner. 77,1 %aller Tatverd�chtigen besaßen
die deutsche Staatsangehçrigkeit.

10.3.2 Strafverfolgung

Die Polizei ist als Hilfsorgan der Staatsanwaltschaft verpflichtet, alle ihr durch
Strafanzeige oder anderweitig bekannt gewordenen Straftaten zu verfolgen und
den Sachverhalt gr�ndlich und umfassend zu ermitteln.

Nach Abschluss dieses Ermittlungsverfahrens entscheidet die Staatsanwaltschaft,
ob sie Anklage erhebt, einen Strafbefehl beantragt (hier d�rfen nur Geldstrafen ver-
h�ngt werden), Auflagen erteilt oder das Verfahren einstellt. Wird Anklage erhoben,
muss das Gericht auf der Basis des ermittelten Sachverhalts entscheiden, ob ein
Hauptverfahren erçffnet wird. Dieses Strafverfahren kann zu einer Verurteilung f�h-
ren, es kann aber auch mit Freispruch, mit Einstellung des Verfahrens oder damit
enden, dass von einer Strafe abgesehen wird.

Erst die Erl�uterung dieser Zusammenh�nge macht verst�ndlich, weshalb die Zahl
der ermittelten Tatverd�chtigen so viel hçher liegt als die Zahl der Verurteilten. Hinzu
kommt, dass eine große Zahl von Personen (im Zusammenhang mit verschiedenen
Delikten) mehrfach als tatverd�chtig erfasst wird, aber nur einmal im Rahmen der
Strafverfolgungsstatistik erscheint. Insgesamt sind also die Angaben zu den Tatver-
d�chtigen und die zu den Verurteilten nur bedingt vergleichbar.

Bezieht man die Straßenverkehrsdelikte ein, so wurden 2004 im fr�heren Bundes-
gebiet einschließlich Gesamt-Berlin 775 800 Personen imRahmen eines Strafgerichts-
prozesses verurteilt, und zwar 25 %wegen Vergehen im Straßenverkehr, 75 %wegen
sonstiger Vergehen und Verbrechen (s. Tab. 4). Da in den neuen L�ndern die Straf-
verfolgungsstatistik derzeit noch nicht umfassend durchgef�hrt wird, kçnnen leider
keine Ergebnisse f�r Gesamtdeutschland vorgelegt werden.

Von den Personen, die nicht im Zusammenhang mit Vergehen im Straßenverkehr
verurteilt wurden, haben 2004 etwa 57 % eine Straftat gegen das Vermçgen (z.B.
Diebstahl, Unterschlagung, Raub) begangen. Die Zahl derer, die wegen einer Straftat
gegen die Person (z.B. Mord, Kçrperverletzung) verurteilt wurden, liegt wesentlich
niedriger (2004 bei 18 % der Verurteilten).

Von je 100000 strafm�ndigen Deutschen, die im fr�heren Bundesgebiet wohn-
ten, wurden im Jahr 2004 insgesamt 1122 Personen verurteilt. Diese so genannte
Verurteiltenziffer, die den Anteil von verurteilten Personen an der Wohnbevçlkerung
angibt, ermçglicht Vergleiche bez�glich der gerichtlich registrierten Kriminalit�t be-
stimmter Bevçlkerungsgruppen. F�r die ausl�ndische Bevçlkerung kann eine sol-
che Ziffer nicht berechnet werden, weil ein erheblicher Teil der statistisch erfassten
ausl�ndischen Verurteilten nicht zur Wohnbevçlkerung in Deutschland gehçrt. Die
nicht bei den Einwohnerbehçrden gemeldeten ausl�ndischen Verurteilten w�rden
zu einer unzutreffenden �berhçhung der Verurteiltenziffern f�r die in Deutschland
lebenden ausl�ndischen Staatsangehçrigen f�hren. Unterscheidet man zwischen
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Tab. 4: Verurteilte nach Straftatengruppen im fr�heren Bundesgebiet1

in Prozent

Straftatengruppe 1980 1990 2000 2003 2004

Straftaten im Straßenverkehr 45,0 37,4 28,6 26,5 25,3
Straftaten gegen die Person 8,4 8,6 11,9 13,3 13,7
Mord und Totschlag 0,1 0,1 0,1 0,1 0,1
gegen die sex. Selbstbestimmung 0,8 0,7 0,9 1,0 1,0
gegen die kçrperliche Unversehrtheit 4,5 4,7 7,1 8,2 8,5
andere gegen die Person2 3,1 3,2 3,8 4,0 4,1

Straftaten gegen das Vermçgen 32,4 38,7 41,3 42,3 43,5
Diebstahl und Unterschlagung 22,2 22,9 20,5 20,3 19,5
Betrug, Untreue, Urkundenf�lschung 7,3 12,7 17,1 18,2 20,2
andere gegen das Vermçgen3 2,9 3,1 3,7 3,8 3,8

Straftaten gegen den Staat,
die çffentliche Ordnung und im Amt 2,3 2,4 2,6 2,8 2,8

Straftaten gegen das
Bet�ubungsmittelgesetz 2,0 3,5 6,2 6,3 6,4

�brige Verbrechen und Vergehen 9,9 9,5 9,4 8,8 8,2

1 Ab 1995 einschl. Gesamt-Berlin.
2 Straftaten gegen die persçnliche Freiheit, Beleidigung usw.
3 Raub, Erpressung, Beg�nstigung, Hehlerei, Sachbesch�digung usw.

Abb. 3: Wegen Verbrechen und Vergehen verurteilte1 Deutsche
im fr�heren Bundesgebiet2

je 1000 Einwohner der gleichen Personengruppe

1 Ohne Vergehen im Straßenverkehr.
2 Ab 1995 einschl. Gesamt-Berlin.



kriminologisch wichtigen Personengruppen, so ergibt sich ein differenziertes Bild:
M�nner wurden 2004 mehr als f�nfmal so oft straff�llig als Frauen, Heranwachsen-
de etwa dreimal so h�ufig als Erwachsene. Betrachtet man die Entwicklung der Ver-
urteiltenziffern in den vergangenen zwei Jahrzehnten, so zeigt sich insbesondere
bei den m�nnlichen Jugendlichen und Heranwachsenden eine wechselhafte Ent-
wicklung der gerichtlich registrierten Kriminalit�t: Nachdem die entsprechenden Ver-
urteiltenziffern in den 1980er-Jahren teilweise deutlich zur�ckgingen, sind sie seit
Beginn der 1990er-Jahre wieder gestiegen.

Tab. 5: Erkannte Strafen im fr�heren Bundesgebiet

a) Nach Jugendstrafrecht erkannte Strafen bzw. sonstige Maßnahmen

Art der Strafe bzw. Maßnahme 1980 1990 20001 20041

Jugendstrafe 17 982 12103 17753 17419
Zuchtmittel (z.B. Jugendarrest, Zahlung
eines Geldbetrages, Verwarnung) 98090 50434 70435 81165

Erziehungsmaßregeln (z.B. Erteilung von
Weisungen zur Lebensf�hrung) 16577 32802 18897 23844

Strafen bzw. Maßnahmen insgesamt2 132649 95339 107085 122428

1 Einschl. Gesamt-Berlin.
2 Strafen und Maßnahmen kçnnen nach Jugendstrafrecht nebeneinander angeordnet werden, so-

dass ihre Gesamtzahl hçher ist als die Zahl der Verurteilten.

b) Nach allgemeinem Strafrecht erkannte Strafen

Art der Strafe 1980 1990 20001 20041

Freiheitsstrafe 104850 102454 125305 129986
davon bis einschl. 1 Jahr 91268 85587 97903 99583

mehr als 1 bis einschl. 5 Jahre 12560 15870 25729 28580
mehr als 5 bis einschl. 15 Jahre 968 941 1566 1707
lebenslang 54 56 107 116

Strafarrest2 868 292 252 84
Geldstrafe (allein) 494114 512343 513336 540209
Insgesamt 599832 615089 638893 670279

1 Einschl. Gesamt-Berlin.
2 Kann nur gegen Angehçrige der Bundeswehr verh�ngt werden.

Kinder unter 14 Jahren kçnnen in Deutschland strafrechtlich nicht belangt werden.
Straff�llig gewordene Jugendliche zwischen 14 und 18 Jahren sowie unter bestimm-
ten Voraussetzungen auch Heranwachsende werden nach Jugendstrafrecht abge-
urteilt, das den Erziehungsgedanken in den Vordergrund stellt. Freiheitsentziehende
Strafen werden bei Jugendlichen nur bei besonders schweren oder wiederholten
Straftaten verh�ngt.

Von den im Rahmen eines Strafgerichtsprozesses Verurteilten wurden 2004 im fr�-
heren Bundesgebiet 105500 Personen nach Jugendstrafrecht und 670300 Perso-
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nen nach allgemeinem Strafrecht verurteilt. Eine freiheitsentziehende Jugendstrafe
wurde gegen 17400 Personen verh�ngt, wobei in 62 % der F�lle die Strafen zur Be-
w�hrung ausgesetzt wurden. Demgegen�ber wurden 130000 straff�llige Personen zu
einer Freiheitsstrafe nach allgemeinem Strafrecht verurteilt, in 91700 F�llen (71 %)
wurde diese zur Bew�hrung ausgesetzt. Zu einer Geldstrafe als schwersten Strafe
wurden 2004 knapp 540200 Personen verurteilt.

10.3.3 Strafvollzug

In deutschen Justizvollzugsanstalten saßen am 30. November 2005 rund 78700 Per-
sonen ein. Darunter waren 15200 Untersuchungs- und 1100 Abschiebungsh�ftlinge.
60600 Strafgefangene verb�ßten ihre Freiheits- bzw. Jugendstrafe. Bei 6 von 10 Ein-
sitzenden mit Freiheitsstrafe (32100) betrug die voraussichtliche Haftdauer mehr als
ein Jahr.

5,1 % der Insassen in den Justizvollzugsanstalten am 30. November 2005 waren
Frauen. Der Frauenanteil an den Strafgefangenen war mit 4,9 % noch etwas geringer.

Tab. 6: Einsitzende in deutschen Justizvollzugsanstalten am 30.11.2005

Art des Vollzugs Insgesamt M�nner Frauen

Strafgefangene 60555 57578 2977
mit Freiheitsstrafe 54038 51335 2703
mit Jugendstrafe 6517 6243 274

Sicherungsverwahrte 365 365 –
Untersuchungsh�ftlinge 15228 14402 826
Abschiebungsh�ftlinge 1113 957 156
Sonstige Freiheitsentziehung 1403 1342 61



11 �ffentliche Haushalte

11.1 Vorbemerkung

In der europ�ischen Wirtschafts- und W�hrungsunion kommt einer stabilen çffent-
lichen Haushaltswirtschaft eine ganz besondere Bedeutung zu. Die Einhaltung der
j�hrlichen Grenzwerte f�r das Staatsdefizit (3 %) und den Stand der çffentlichen
Schulden (60 %), jeweils gemessen am Bruttoinlandsprodukt, sind wichtige Zielgrç-
ßen des europ�ischen Stabilit�tspakts. Sie werden auf Basis der finanzstatistischen
Daten nach den international vergleichbaren Regeln des Europ�ischen Systems
Volkswirtschaftlicher Gesamtrechnungen berechnet.

Zu den çffentlichen Haushalten gehçren der Bund, seine Sondervermçgen Lasten-
ausgleichsfonds, ERP-Sondervermçgen, Fonds »Deutsche Einheit« (ab 1990), Kredit-
abwicklungsfonds (1991 bis 1994), Erblastentilgungsfonds und Entsch�digungsfonds
(jeweils ab 1995), das Bundeseisenbahnvermçgen (ab 1994) der Ausgleichsfonds
»Steinkohle« (1996 bis 2000), die Versorgungsr�cklage (ab 1999) sowie der Fonds
»Aufbauhilfe« (ab 2003), die Finanzanteile an der Europ�ischen Union (EU-Anteile), die

Tab. 1: Entwicklung der Ausgaben1 der çffentlichen Haushalte2 1975 bis 2004

Jahr3 Ausgaben Jahr3 Ausgaben

Mill. EUR EUR je
Einwohner

Mill. EUR EUR je
Einwohner

1975 269574 4360 1997 961220 11714
1980 379188 6160 1997 921798 11233
1985 463807 7601 1998 932704 11371
1990 585228 9255 1999 951294 11589
1991 721855 11052 2000 960788 11691
1992 827636 10272 2001 975465 11848
1993 866052 10667 2002 992688 12036
1994 909381 11170 2003 1003307 12159
1995 950523 11643 20044 991383 12017
1996 962546 11755

1 Nettoausgaben (um Zahlungen von çffentlichen Haushalten bereinigt).
2 Bund, Lastenausgleichsfonds, ERP-Sondervermçgen, EU-Anteile, Sozialversicherung, L�nder, Ge-

meinden/Gemeindeverb�nde, Zweckverb�nde, ab 1990 einschl. Fonds »Deutsche Einheit«, von
1991 bis 1994 einschl. Kreditabwicklungsfonds, ab 1995 einschl. Entsch�digungsfonds und Erblas-
tentilgungsfonds, ab 1994 einschl. Bundeseisenbahnvermçgen und von 1996 bis 2000 einschl. Aus-
gleichsfonds »Steinkohle« ab 1999 einschl. Versorgungsr�cklage und ab 2003 Fonds »Aufbauhilfe«.

3 Bis einschl. 1991 fr�heres Bundesgebiet (1991 mit den Vorjahren nur eingeschr�nkt vergleichbar,
da der Bund bereits f�r das erweiterte Bundesgebiet zust�ndig war), ab 1992 Deutschland. Von
1975 bis 1997 einschl., ab 1998 ohne Krankenh�user und Hochschulkliniken mit kaufm�nnischem
Rechnungswesen.

4 Teilweise gesch�tzt.
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Sozialversicherung, L�nder, Gemeinden und Gemeindeverb�nde, die Zweckverb�n-
de sowie bis 1997 die Krankenh�user mit kaufm�nnischem Rechnungswesen. Ab
1998 wurden die Krankenh�user mit kaufm�nnischem Rechnungswesen in Anpas-
sung an die neue Abgrenzung des Staatssektors nach dem bereits erw�hnten Eu-
rop�ischen System Volkswirtschaftlicher Gesamtrechnungen nicht mehr den çffent-
lichen Haushalten zugeordnet. Um die Daten des Jahres 1998 mit dem Vorjahr
vergleichen zu kçnnen, wurde daher das Jahr 1997 in einigen Tabellen doppelt dar-
gestellt – einschließlich und ohne Krankenh�user mit kaufm�nnischem Rechnungs-
wesen.

11.2 Ausgaben der çffentlichen Haushalte

2004 beliefen sich die Ausgaben der çffentlichen Haushalte in der Bundesrepublik
Deutschland auf 991,4 Mrd. Euro. Je Einwohner (Stand 30. 6.) betrugen im Jahr 2004
die Ausgaben 12017 Euro.

Um Grçßenordnung und Entwicklung des Ausgabenvolumens der çffentlichen Haus-
halte absch�tzen zu kçnnen, wird es h�ufig in Relation zumBruttoinlandsprodukt, also
dem Maß f�r die wirtschaftliche Gesamtleistung eines Staates, gesetzt (»Staatsaus-
gabenquote«). Die Staatsausgabenquote betrug 2004 in finanzstatistischer Abgren-
zung unter Einbeziehung aller çffentlichen Haushalte 44,7 %.

Tab. 2: Staatsausgabenquote: Ausgaben1 der çffentlichen Haushalte2

in Prozent des Bruttoinlandsprodukts

Jahr3 Staatsausgabenquote Jahr3 Staatsausgabenquote

1975 50,3 1997 50,2
1980 49,5 1997 48,1
1985 48,6 1998 47,5
1990 45,9 1999 47,3
1991 52,0 2000 46,6
1992 50,3 2001 46,2
1993 51,1 2002 46,3
1994 51,1 2003 46,4
1995 51,4 20044 44,7
1996 51,3

1 In finanzstatistischer Abgrenzung.
2 Bund, Lastenausgleichsfonds, ERP-Sondervermçgen, EU-Anteile, Sozialversicherung, L�nder, Ge-

meinden/Gemeindeverb�nde, Zweckverb�nde, ab 1990 einschl. Fonds »Deutsche Einheit«, von
1991 bis 1994 einschl. Kreditabwicklungsfonds, ab 1995 einschl. Entsch�digungsfonds und Erblas-
tentilgungsfonds, ab 1994 einschl. Bundeseisenbahnvermçgen, von 1996 bis 2000 einschl. Aus-
gleichsfonds »Steinkohle«, ab 1999 einschl. Versorgungsr�cklage und ab 2003 einschl. Fonds
»Aufbauhilfe«.

3 Bis einschl. 1991 fr�heres Bundesgebiet, ab 1992 Deutschland. Von 1975 bis 1997 einschl., ab
1998 ohne Krankenh�user und Hochschulkliniken mit kaufm�nnischem Rechnungswesen.

4 Teilweise gesch�tzt.



Bei Tab. 1 und 2 ist f�r die Jahre ab 1990 zu beachten, dass nach der Wiederver-
einigung der Bund f�r das erweiterte Bundesgebiet zust�ndig ist und die in diesem
Zusammenhang neu errichteten Sondervermçgen des Bundes, Fonds »Deutsche Ein-
heit« (Ausgaben 2004: 1,8 Mrd. Euro), der Entsch�digungsfonds (Ausgaben 2004:
0,4 Mrd. Euro), der Erblastentilgungsfonds – ab 1995 Nachfolger des Kreditabwick-
lungsfonds – (Ausgaben 2004: 0,7 Mrd. Euro) und das Bundeseisenbahnvermçgen
(Ausgaben 2004: 8,0 Mrd. Euro) einbezogen sind.

Abb. 1 zeigt, wie sich das Ausgabenvolumen der çffentlichen Haushalte von 1 003,3
Mrd. Euro im Jahr 2003 auf die Aufgabenbereiche aufteilt. Der weitaus grçßte Aus-
gabenblock entf�llt auf die soziale Sicherung. Im Jahre 2003 erreichten die Ausgaben
hierf�r einen Anteil von 56 % am gesamten Ausgabenvolumen. Rund 10 % entfielen
auf Bildung, Wissenschaft, Forschung und Kulturelle Angelegenheiten. Mit mehr als
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Abb. 1: Ausgaben1 der çffentlichen Haushalte 2003 nach Aufgabenbereichen

1 Nettoausgaben (um Zahlungen von çffentlichen Haushalten bereinigt). Ohne Krankenh�user und
Hochschulkliniken mit kaufm�nnische Rechnungswesen.
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Abb. 2: Nettoausgaben der çffentlichen Haushalte1

nach Kçrperschaftsgruppen
in Mill. EUR

1 Ohne Krankenh�user und Hochschulkliniken mit kaufm�nnischem Rechnungswesen.
2 Teilweise gesch�tzt.
3 Einschl. Lastenausgleichsfonds, ERP-Sondervermçgen, EU-Anteile, Fonds »Deutsche Einheit«,

Bundeseisenbahnvermçgen, Entsch�digungsfonds, Erblastentilgungsfonds, Versorgungsr�cklage
und Fond »Aufbauhilfe«.



6 % war der Schuldendienst der drittgrçßte Ausgabenblock, gefolgt von den Aus-
gaben f�r die Versorgung mit knapp 4 %.

Betrachtet man die verschiedenen Haushaltsebenen in Deutschland, so entfallen auf
die Sozialversicherung und den Bund (einschl. Sondervermçgen des Bundes und
EU-Anteile) der grçßte Teil der çffentlichen Ausgaben.

Viele Dienstleistungen der çffentlichen Hand, wie z.B. Schulen, Hochschulen, Polizei
und Rechtsschutz, Gesundheitswesen, Verteidigung, Bau-, Steuer- und Zollverwal-
tung, sind sehr personalintensiv. Hohe Anforderungen an das Dienstleistungsangebot
des Staates erfordern auch entsprechendes Fachpersonal. Bei den meisten çffent-
lichen Haushalten fallen daher besonders die Personalausgaben ins Gewicht. In den
L�ndern, denen in großem Umfang die Durchf�hrung und/oder Finanzierung perso-
nalintensiver çffentlicher Aufgaben obliegt, erreichten sie 2004 einen Anteil von 52 %,
bei den Gemeinden und Gemeindeverb�nden 22 % und beim Bund 14 % des Ausga-
benvolumens. Alle çffentlichen Haushalte zusammen wendeten 2004 einen Betrag
von 185 Mrd. Euro oder fast ein F�nftel ihrer Ausgaben insgesamt f�r das Perso-
nal (einschl. Pensionen u.�.) auf.

F�r Baumaßnahmen und sonstige Sachinvestitionen wurden 2004 in Deutschland
çffentliche Ausgaben in Hçhe von rund 35 Mrd. Euro get�tigt. Rund 58 % hiervon
entfielen allein auf den kommunalen Bereich. Weitere wichtige Ausgabenposten
der çffentlichen Haushalte sind der laufende Sachaufwand mit etwa 219 Mrd. Euro
im Jahr 2004 (z.B. Ausgaben f�r Heiz-, Energie- und Betriebskosten, f�r Unterhal-
tung des unbeweglichen Vermçgens, f�r Verbrauchsmittel; auch s�mtliche milit�-
rischen Anschaffungen sind hierin enthalten) sowie Zusch�sse an private Haus-
halte (in erster Linie soziale Leistungen), an Unternehmen (Subventionen), an soziale
und an sonstige Einrichtungen im In- und Ausland in Hçhe von zusammen 449
Mrd. Euro.

11.3 Einnahmen der çffentlichen Haushalte

Zur Finanzierung seiner Ausgaben hat der Staat im Wesentlichen zwei Mçglichkeiten:
die Erhebung von Steuern und die Aufnahme von Krediten. Im Jahr 2004 standen –
nach vorl�ufigen Ergebnissen – den çffentlichen Ausgaben von 991,4 Mrd. Euro Ein-
nahmen aus Steuern und sonstige Einnahmen (z.B. Geb�hren, Mieten, Verkaufserlçse
f�r Beteiligungen und Sachvermçgen, Zinsen) von insgesamt 926,0 Mrd. Euro gegen-
�ber. Die L�cke zwischen Ausgaben und Einnahmen wurde im Wesentlichen durch
eine Nettokreditaufnahme von rund 61,7 Mrd. Euro gedeckt.

2004 haben Bund, L�nder und Gemeinden insgesamt 479 Mrd. Euro an Steuern ein-
genommen (Tab. 3). Allein 333 Mrd. Euro oder 69,4 % entfielen auf die Gemeinschaft-
steuern, zu denen Lohnsteuer, veranlagte Einkommensteuer, nicht veranlagte Steuern
vom Ertrag, Zinsabschlag, Kçrperschaftsteuer sowie Umsatz- und Einfuhrumsatz-
steuer rechnen.
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Tab. 3: Kassenm�ßige Steuereinnahmen vor der Verteilung1 2001 bis 2004
in Mill. EUR

Steuerart 2001 2002 2003 2004

Gemeinschaftsteuern 347169,8 341002,4 336906,0 332975,6
Bundessteuern 79276,7 83493,7 86616,4 84553,9
Landessteuern 17071,7 18575,9 18712,7 19797,3
Zçlle 3191,2 2896,2 2877,0 3058,8
Gemeindesteuern 34399,2 33447,7 34477,3 39109,8
Insgesamt 483665,1 479416,0 479589,4 479495,4

1 Abweichungen gegen�ber den Steuereinnahmen nach der Verteilung aufgrund zeitlicher �ber-
schneidungen sowie Bruttoausweis einzelner Gemeinschaftsteuern.

Als Maß f�r die Steuerbelastung der Gesamtwirtschaft wird h�ufig die so genannte
volkswirtschaftliche Steuerquote herangezogen. Sie setzt das gesamte Steuerauf-
kommen in Beziehung zum Bruttoinlandsprodukt. 2004 lag die Steuerquote bei
21,9 %.

Nach den Grunds�tzen des Finanzwesens, wie sie im Grundgesetz festgelegt sind,
lassen sich im Steuersystem der Bundesrepublik Deutschland Gemeinschafts-, Bun-
des-, Landes- und Gemeindesteuern unterscheiden. Hinzu kommen die Zçlle, deren
Aufkommen der EU zustehen.

Die zwçlf aufkommensst�rksten Steuern sind in Tab. 4 aufgef�hrt. Am ergiebigsten ist
die Lohn- und Einkommensteuer. Aus der nur im Dreijahresturnus durchgef�hrten
Lohn- und Einkommensteuerstatistik, deren Ergebnisse wegen der langen Erkl�rungs-
und Veranlagungsfristen aus dem Jahr 2001 datieren, lassen sich wichtige Anhalts-

Tab. 4: Die zwçlf ergiebigsten Steuern 2001 bis 2004
in Mill. EUR

Steuerart Ertrag steht
… zu

2001 2002 2003 2004

Lohnsteuer1 B/L/G 163879,6 166707,5 167466,8 158281,6
Umsatzsteuer B/L/G/EU 104463,0 105462,8 103161,7 104175,4
Mineralçlsteuer B 40690,0 42192,5 43187,7 41781,7
Einfuhrumsatzsteuer B/L/EU 34472,1 32732,3 33834,2 32650,6
Gewerbesteuer G/B/L 24533,7 23489,3 24138,6 28373,0
Tabaksteuer B 12071,9 13778,0 14093,9 13630,0
Kçrperschaftssteuer B/L 1308,5 3106,8 8287,3 13123,4
Nicht veranlagte Steuern
vom Ertrag2 B/L 24564,7 16909,1 11954,5 12037,6
Solidarit�tszuschlag B 11068,6 10403,3 10288,1 10108,4
Grundsteuer B G 8739,7 8915,8 9316,7 9591,1
Versicherungssteuer B 7427,4 8326,5 8869,6 8750,6
Kraftfahrzeugsteuer L 8376,1 7591,9 7335,6 7739,5

B = Bund; EU = Europ�ische Union; G = Gemeinden; L = L�nder.
1 Vor Abzug von Kindergeld.
2 Vor Abzug von Erstattungen durch das Bundesamt f�r Finanzen.



punkte �ber die Einkommensverteilung gewinnen, da alle steuerpflichtigen nat�rlichen
Personen mit ihren (steuerlichen) Eink�nften einbezogen sind. Von Nachteil ist, dass
die Statistik zu einem relativ sp�ten Zeitpunkt vorliegt, dass L�cken hinsichtlich der
Einbeziehung von Einkommen aus Land- und Forstwirtschaft sowie Kapitalvermçgen
und sonstigen Eink�nften (insbesondere Renteneink�nften) bestehen und dass da-
r�ber hinaus bei den Arbeitnehmern die Sozialversicherungsbeitr�ge und freiwilligen
Sozialleistungen der Arbeitgeber fehlen.

F�r 2001 wurden rund 29,1 Mill. Steuerpflichtige mit positiven und negativen Eink�nf-
ten erfasst. Zusammen veranlagte Ehegatten, obmit ein oder zwei Einkommensbezie-
hern, wurden dabei grunds�tzlich als ein Steuerpflichtiger behandelt. Der Gesamt-
betrag der Eink�nfte (nach der Steuergesetzgebung errechnet aus der Summe aller
Eink�nfte, gegebenenfalls auch Verluste, aus selbstst�ndiger oder nichtselbstst�n-

Tab. 5: Lohn- und Einkommensteuerpflichtige 2001

Steuerpflichtige Steuerpflichtige Gesamtbetrag
der Eink�nfte

Festzusetzende
Einkommen-

steuer

Steuer-
belastungs-

quote1

1000 EUR je Steuerpflichtigen %

Nichtveranlagte
Lohnsteuerpflichtige2,3 1869,2 2580 150 5,7
Veranlagte Lohnsteuer
pflichtige2 24214,8 35840 6500 18,1
Einkommensteuerpflichtige4 2748,2 33940 7200 21,1
Zusammen 28832,1 33510 6100 18,3
Verlustf�lle5 277,4 – 16740 – –
Insgesamt 29109,5 33030 6100 18,4

1 Festzusetzende Einkommensteuer
� 100.

Gesamtbetrag der Eink�nfte
2 Mit Eink�nften aus nichtselbstst�ndiger Arbeit.
3 Festzusetzende Einkommensteuer = Einbehaltene Lohnsteuer.
4 Ohne Eink�nfte aus nichtselbstst�ndiger Arbeit.
5 Mit negativem Gesamtbetrag der Eink�nfte.

diger Arbeit, Kapitalvermçgen, Vermietung und Verpachtung, Gewerbebetrieb, Land-
und Forstwirtschaft sowie sonstigen Eink�nften) dieser Steuerpflichtigen betrug
961,4 Mrd. Euro, die festzusetzende Einkommensteuer 177,1 Mrd. Euro. Je Steuer-
pflichtigen waren das im Durchschnitt Eink�nfte in Hçhe von 33000 Euro, von denen
18,4 % Steuern zu entrichten waren.

Rund 26 %der Steuerpflichtigen bezogen Eink�nfte von weniger als 12500 Euro. Fast
50 % hatten Eink�nfte bis zu 25000 Euro. 12504 Steuerpflichtige und damit 0,04 %
konnten als Euromillion�re bezeichnet werden. Sie hatten einen fast so hohen Anteil an
den Gesamteink�nften von (3,4 %) wie die 7,6 Mill. Steuerpflichtigen mit Eink�nften
bis zu 12500 Euro. W�hrend diese Gruppe kaum mit Einkommensteuer belastet wur-
de (0,2 % der gesamten Einkommensteuer), errechnet sich f�r die Gruppe der Ein-
kommensmillion�re ein Einkommensteueranteil von 7,5 %.
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Tab. 6: Einkommensverteilung 2001
nach der Lohn- und Einkommensteuerstatistik

Gesamtbetrag
der Eink�nfte
von … bis unter … EUR

Steuerpflichtige Gesamtbetrag
der Eink�nfte

1 000 % Mill. EUR %

1– 2500 2446,1 8,5 1637,7 0,2
2500– 5000 1183,2 4,1 4430,7 0,5
5000– 7500 1290,5 4,5 8063,2 0,8
7500– 10000 1234,6 4,3 10785,7 1,1

10000– 12500 1175,3 4,1 13210,3 1,4
12500– 15000 1198,5 4,2 16486,6 1,7
15000– 20000 2551,6 8,8 44766,9 4,6
20000– 25000 2904,2 10,1 65477,4 6,8
25000– 30000 2874,2 10,0 78918,9 8,2
30000– 37500 3344,6 11,6 112121,3 11,6
37500– 50000 3598,4 12,5 155495,4 16,1
50000– 75000 3192,7 11,1 191705,2 19,8
75000–100000 980,5 3,4 83575,8 8,7
100000–175000 615,2 2,1 76785,0 7,9
175000–250000 121,0 0,4 24874,0 2,6
250000–500000 84,7 0,3 28292,2 2,9
500000– 1 Mill. 24,2 0,1 16340,2 1,7
1 Mill.– 2,5 Mill. 9,3 0,0 13783,6 1,4

2,5 Mill.– 5 Mill. 2,1 0,0 7097,3 0,7
5 Mill. oder mehr 1,1 0,0 12205,1 1,3

Zusammen 28832,1 100 966052,7 100
Verlustf�lle1 277,4 – – 4642,6 –
Insgesamt 29109,5 – 961410,1 –

1 Mit negativem Gesamtbetrag der Eink�nfte.

Angaben aus der Umsatzsteuerstatistik – die Umsatzsteuer ist die Steuer mit dem
zweithçchsten Aufkommen – liegen bislang f�r das Jahr 2003 vor. Damals erzielten
2,9 Mill. Steuerpflichtige (Voranmeldungspflichtige mit einem Jahresumsatz �ber
17500 Euro) Lieferungen und Leistungen von 4248 Mrd. Euro und leisteten Umsatz-
steuer-Vorauszahlungen in Hçhe von 105 Mrd. Euro. Von besonderer Bedeutung war
der Bereich des Verarbeitenden Gewerbes ohne Baugewerbe, das 9,6 % der Steuer-
pflichtigen stellte, aber 36,1 % der Lieferungen und Leistungen t�tigte und 12,1 % der
Steuervorauszahlungen des Jahres 2003 erbrachte.

Die Gesamtheit der Steuereinnahmen wird auf die einzelnen Gebietskçrperschaften
so verteilt, dass sie die ihnen verfassungsm�ßig zugewiesenen Aufgaben erf�llen
kçnnen. Dabei legt das Grundgesetz fest, wem und – zum Teil – mit welchem Anteil
die Ertr�ge bestimmter Steuern zufließen. F�r die Umsatzsteuer und die gemeindliche
Beteiligung an der Lohn- und veranlagten Einkommensteuer wird durch zustimmungs-
bed�rftiges Bundesgesetz geregelt, welche Teile dem Bund und den L�ndern bzw.
den Gemeinden zustehen. Dar�ber hinaus erhalten die Europ�ischen Gemeinschaften
das Aufkommen aus den Zçllen und Anteile an der Umsatzsteuer sowie sog. Brutto-
sozialprodukts-Eigenmittel aus den Steuereinnahmen des Bundes. Daneben findet



Tab. 7: Kassenm�ßige Steuereinnahmen
nach der Steuerverteilung1 2001 bis 2004
in Mill. EUR

Einnahmen
nach der Verteilung

2001 2002 2003 2004

Es verbleiben:
dem Bund 193766,5 192050,5 191942,8 186 950,0
den L�ndern 178690,5 178552,2 177617,8 179887,9
Stadtstaaten2 17618,2 17923,3 17882,6 17944,7
�br. L�ndern 161072,2 160628,9 159694,2 161943,2

den Gemeinden/
Gemeindeverb�nden3 54095,7 52551,6 51735,1 56494,9

der Europ�ischen Union 19731,4 18559,8 20925,5 19640,4
Insgesamt 446284,1 441714,1 442221,3 442973,3

1 Abweichungen gegen�ber den Steuereinnahmen vor der Verteilung aufgrund zeitlicher �berschnei-
dungen sowie Nettostellungen einzelner Gemeinschaftsteuern.

2 Ohne gemeindlichen Bereich.
3 Einschl. gemeindlicher Bereich der Stadtstaaten.

ein Finanzausgleich zwischen finanzstarken und finanzschwachen Bundesl�ndern
statt; außerdem gibt es sog. Bundeserg�nzungszuweisungen f�r die finanzschw�chs-
ten Bundesl�nder.

Von den Steuereinnahmen des Jahres 2004 in Hçhe von 443,0 Mrd. Euro entfielen
nach der Verteilung auf den Bund 42 % und auf die L�nder 41 %, der Rest auf die
Gemeinden (13 %) und die EU (4 %).

11.4 L�nderfinanzausgleich

In den letzten Jahren ist auch als Folge immer knapper werdender çffentlicher Mit-
tel die Finanzverteilung zwischen Bund und L�ndern und den L�ndern untereinander,
der sog. L�nderfinanzausgleich, zu einem zentralen Thema in der finanzpolitischen
Diskussion geworden.

Aufgabe des L�nderfinanzausgleichs ist es, die unterschiedliche Finanzkraft der
Bundesl�nder durch Finanzhilfen angemessen auszugleichen. Dies geschieht einmal
dadurch, dass L�nder mit – im Verh�ltnis zu ihrer Einwohnerzahl – hohen Steuer-
einnahmen an L�nder mit niedrigeren Einnahmen Ausgleichszahlungen leisten (hori-
zontaler Finanzausgleich) und zum anderen durch direkte Zahlungen des Bundes an
finanzschwache L�nder (vertikaler Finanzausgleich). Konkret festgemacht wird dies
an der zentralen Zielgrçße des L�nderfinanzausgleichs, der bundesdurchschnittlichen
Steuerkraft je Einwohner. Unterschreiten die tats�chlichen Steuereinnahmen eines
Landes je Einwohner den Bundesdurchschnitt, so ist es grunds�tzlich ausgleichs-
berechtigt. �berschreiten sie ihn, ist das betreffende Land grunds�tzlich ausgleichs-
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pflichtig. Beim Ausgleich sind jedoch Sicherungen eingebaut, die eine �bernivellie-
rung vermeiden sollen. In der Tab. 8 ist die Entwicklung des horizontalen (= L�nder-
finanzausgleich) wie auch des vertikalen (= Bundeserg�nzungszuweisungen) Finanz-
ausgleichs f�r 1995 und 2004 dargestellt.

Tab. 8: Entwicklung des L�nderfinanzausgleichs
und der Bundeserg�nzungszuweisungen 1995 und 20041

in Mill. EUR

Land Finanz-
ausgleich
insgesamt

L�nder-
finanz-

ausgleich

Bundes-
erg�nzungs-
zuweisungen

1995
Ausgleichsvolumen insg. x 5 724 12 820
Baden-W�rttemberg – 1433 – 1433 –
Bayern – 1295 – 1295 –
Berlin + 4065 + 2159 + 1907
Brandenburg + 1778 + 442 + 1336
Bremen + 1375 + 287 + 1088
Hamburg – 60 – 60 –
Hessen – 1101 – 1101 –
Mecklenburg-Vorpommern + 1406 + 394 + 1011
Niedersachsen + 837 + 231 + 606
Nordrhein-Westfalen – 1763 – 1763 –
Rheinland-Pfalz + 635 + 117 + 518
Saarland + 1131 + 92 + 1039
Sachsen + 3206 + 907 + 2299
Sachsen-Anhalt + 2045 + 574 + 1470
Schleswig-Holstein + 128 – 72 + 200
Th�ringen + 1866 + 521 + 1345

20042

Ausgleichsvolumen insg. x 6752 15041
Baden-W�rttemberg – 2148 – 2148 –
Bayern – 2303 – 2303 –
Berlin + 5256 + 2692 + 2564
Brandenburg + 2359 + 527 + 1832
Bremen + 800 + 331 + 469
Hamburg – 571 – 571 –
Hessen – 1516 – 1516 –
Mecklenburg-Vorpommern + 1766 + 399 + 1367
Niedersachsen + 1136 + 444 + 692
Nordrhein-Westfalen – 213 – 213 –
Rheinland-Pfalz + 608 + 189 + 419
Saarland + 557 + 114 + 443
Sachsen + 4098 + 917 + 3181
Sachsen-Anhalt + 2519 + 525 + 1994
Schleswig-Holstein + 352 + 103 + 249
Th�ringen + 2339 + 511 + 1828

1 L�nderfinanzausgleich: ausgleichspflichtig (– ), ausgleichsberechtigt (+); Bundeserg�nzungszuwei-
sungen: Empf�nger (+).

2 Vorl�ufiges Ergebnis.



11.5 Schulden der çffentlichen Haushalte

Soweit bei der Wahrnehmung çffentlicher Aufgaben die Ausgaben nicht durch Ein-
nahmen der laufenden Periode oder durch in fr�heren Jahren gebildete R�cklagen
gedeckt werden kçnnen, nehmen die çffentlichen Haushalte (Gebietskçrperschaften
einschl. Sondervermçgen des Bundes) Schulden am Kreditmarkt auf. Da dies seit
1950 in allen Haushaltsjahren der Fall war, stiegen bis zum Jahresende 2004 die
çffentlichen Schulden auf 1395,0 Mrd. Euro. Davon entfallen 860,2 Mrd. Euro auf
den Bund und seine Sondervermçgen, 442,9 Mrd. Euro auf die L�nder und 91,8 Mrd.
Euro auf die Gemeinden, Gemeindeverb�nde und kommunalen Zweckverb�nde. Zu
etwa zwei Dritteln sind die Schulden durch die Begebung von Wertpapieren am Kre-
ditmarkt entstanden. Der Bund beschafft sich die bençtigten Mittel fast ausschließ-
lich auf diesem Weg, in erster Linie durch die Auflage von Anleihen, Obligationen
und Schatzanweisungen. Direkte Darlehen bei inl�ndischen Banken und Versiche-
rungen sowie ausl�ndischen Stellen sind dagegen die bei L�ndern und Gemeinden/
Gv. bevorzugte Verschuldungsform.

ZumBeginn der statistischen Aufzeichnungen im Jahr 1950 betrug der Schuldenstand
der çffentlichen Haushalte 9,6 Mrd. Euro. 1970 erreichte er 62,9 Mrd. Euro, 1990
536,2 Mrd. Euro und 2000 1198,1 Mrd. Euro. Seit 1950 waren in keinem Jahr Schul-
denr�ckg�nge zu verzeichnen. Hohe j�hrliche Schuldenzuw�chse waren in den Jah-
ren 1967, 1972, 1975, 1981, 1990 und 1995 zu verbuchen. Durch die Lasten der
deutschen Vereinigung fiel der Anstieg 1995 mit 169,2 Mrd. Euro (20,1 %) besonders
hoch aus. Diese Schulden belasten insbesondere den Bund.
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Abb. 3: Anteil der Zinsausgaben aller çffentlichen Haushalte
an den Steuereinnahmen in Prozent
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Eine Gegen�berstellung von Zinsausgaben und Steuereinnahmen macht die zuneh-
mende Einengung des finanziellen Spielraums der çffentlichen Haushalte durch die
Verschuldung deutlich. Die Belastungen durch Zinszahlungen (Zins-/Steuerquote)
stieg von gut 3 % in den 1950er-Jahren bis �ber 16 % in den 1990er-Jahren.
Beim Bund und seinen Sondervermçgen nahm die Belastung viel st�rker zu, von
rund 2 % in den 1950er-Jahren auf �ber 20 % in den 1990er-Jahren (s.o. Schul-
den der Wiedervereinigung). In den L�ndern fiel der Anteil von �ber 6 % Anfang der
1950er-Jahre zun�chst auf rund 3 %, um 1980 wieder die Ausgangsposition zu er-
reichen und sich in den Folgejahren bei 10 % zu stabilisieren. Die Zins-/Steuerquote
der Gemeinden/Gv. startete bei 2 % und wies ab 1965 Werte �ber 10 % auf. Ihre
Hçchstst�nde erreichte sie mit 16,8 % in 1975 und 18,2 % in 1982. Seit 1985 lag
diese Quote immer unter 14 %.

ImRahmen des europ�ischen Stabilit�tspaktes ist der Anteil der çffentlichen Schulden
am Bruttoinlandsprodukt ein wichtiges Kriterium f�r eine stabile Haushalts- und Fi-
nanzpolitik. Ein Anteil von 60 % gilt nach dem Maastricht-Vertrag als oberer Grenz-
wert, der nicht �berschritten werden sollte. F�r Deutschland lag der Anteil bis 1996
unter dem Grenzwert, von 1997 bis 2002 meistens leicht dar�ber, ab 2003 wurde
die 63 %-Marke (2004: 66,4 %) �berschritten.

Tab. 9: Kreditmarktschulden1 der çffentlichen Haushalte 1950 bis 2004

Stichtag2 Mill. EUR Stichtag2 Mill. EUR

31. 3. 1950 9574 31. 12. 1995 1009323
31. 3. 1955 21357 31. 12. 1996 1069247
31. 12. 1960 28998 31. 12. 1997 1119076
31. 12. 1965 43160 31. 12. 1998 1153413
31. 12. 1970 62927 31. 12. 1999 1183063
31. 12. 1975 129219 31. 12. 2000 1198145
31. 12. 1980 236645 31. 12. 2001 1203887
31. 12. 1985 386811 31. 12. 2002 1253195
31. 12. 1990 536223 31. 12. 2003 1325733
31. 12. 1991 595921 31. 12. 2004 1394954

1 Kreditmarktschulden im weiteren Sinne (Wertpapierschulden, Schulden bei Banken, Sparkassen,
Versicherungsunternehmen und sonstigen in- und ausl�ndischen Stellen sowie Ausgleichsforde-
rungen).

2 Bis einschl. 1990 fr�heres Bundesgebiet, ab 1991 Deutschland. Von 1950 bis 1991 einschl. Kran-
kenh�user mit kaufm�nnischem Rechnungswesen. Ab 1992 ohne Krankenh�user mit kaufm�n-
nischem Rechnungswesen.

11.6 Personal der çffentlichen Haushalte

Die çffentlichen Arbeitgeber (çffentlicher Dienst und Unternehmen mit �berwie-
gend çffentlicher Beteiligung) besch�ftigten im Jahr 2004 in Deutschland insge-
samt 5,76 Mill. Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter (einschl. Berufs- und Zeitsoldaten,
aber ohne Grundwehrdienstleistende). Davon �bten 4,17 Mill. Personen eine Voll-



zeit- und 1,59 Mill. eine Teilzeitbesch�ftigung aus. Gegen�ber dem Vorjahr wurden
132000 Vollzeitkr�fte oder 3,1 % weniger besch�ftigt. Die Zahl der Teilzeitkr�fte hat
sich dagegen um gut 19000 oder 1,2 % erhçht.

Die Bedeutung der çffentlichen Arbeitgeber f�r die Erwerbst�tigkeit zeigt sich, wenn
die Mitarbeiterzahl der çffentlichen Hand in Beziehung zur Gesamtzahl der abh�ngig
Erwerbst�tigen gesetzt wird. Gemessen an den 34,6 Mill. abh�ngig Erwerbst�tigen
ergibt sich f�r den çffentlichen Sektor ein Anteil von knapp 17 % (zu den Personal-
ausgaben vgl. Abschnitt 11.2).

Bei den Dienststellen des çffentlichen Dienstes hatten 4,67 Mill. Besch�ftigte oder
81 % aller Mitarbeiterinnen undMitarbeiter der çffentlichen Arbeitgeber einen Arbeits-
platz. Gegen�ber dem Vorjahr ist die Zahl der Besch�ftigten um knapp 110000 oder
2,3 % zur�ckgegangen. Der Personalr�ckgang war weniger drastisch als der in den
1990er-Jahren, wo die Besch�ftigtenzahl von 6,7 Mill. Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter im Jahr 1991 um 28 % auf 4,8 Mill. im Jahr 2001 sank, dies entspricht einer
durchschnittlichen j�hrlichen Ver�nderungsrate von 3,3 %.

Der massive Personalr�ckgang im çffentlichen Dienst in den 1990er-Jahren resultierte
in erster Linie aus dem Zwang, die Personalausstattung der neuen L�nder und der
dortigen Kommunen den Verh�ltnissen im fr�heren Bundesgebiet anzupassen, und
der Privatisierung der Sondervermçgen Deutsche Bundesbahn/Deutsche Reichsbahn
und Deutsche Bundespost. Vom Personal dieser Sondervermçgen sind nun allein die
Beamten der Deutschen Bundesbahn im çffentlichen Dienst verblieben. Sie werden
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Abb. 4: Besch�ftigte des çffentlichen Dienstes nach Besch�ftigungsbereichen
in Mill.; Stand: jeweils 30. 6.

1 Ab 1995 durch Privatisierung aus dem çffentlichen Dienst ausgeschieden.
2 Ab 1994 Bundeseisenbahnvermçgen.
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vom Bundeseisenbahnvermçgen an die Deutsche Bahn AG ausgeliehen. Ursache
f�r den Personalr�ckgang im Jahr 2003 waren Privatisierungen und Personaleinspa-
rungen im kommunalen Bereich. Der grçßte Anteil entfiel dabei auf die Privatisierung
von Krankenh�usern.

Die meisten Besch�ftigten des çffentlichen Dienstes standen im Dienst der L�nder.
Mitte 2004 wurden 2,12 Mill. Landesbedienstete gez�hlt. Die Kommunen meldeten
1,39 Mill. Besch�ftigte; bei den Bundesbehçrden waren es 493000, beim Bundes-
eisenbahnvermçgen 55000 und immittelbaren çffentlichen Dienst (Bundesagentur f�r
Arbeit, Deutsche Bundesbank, Sozialversicherungstr�ger sowie rechtlich selbstst�n-
dige Anstalten und Kçrperschaften des çffentlichen Rechts) 614000. Von 100 Mit-
arbeitern des çffentlichen Dienstes arbeiten im Durchschnitt 45 bei den L�ndern, 30
bei den Kommunen, 11 bei den Bundesbehçrden, 13 im Bereich des mittelbaren
çffentlichen Dienstes und einer beim Bundeseisenbahnvermçgen.

Von den 4,67 Mill. Besch�ftigten des çffentlichen Dienstes waren 2,22 Mill. Angestell-
te, 1,67 Mill. Beamtinnen und Beamte (einschließlich Richterinnen und Richter),
569000 Arbeiterinnen und Arbeiter sowie 188000 Berufs- oder Zeitsoldaten.

Der Bruttomonatsverdienst1 der Vollzeitbesch�ftigten des çffentlichen Dienstes be-
trug im Juni 2004 durchschnittlich 2860 Euro. Die hçchsten Durchschnittsbez�ge
erzielten Richterinnen und Richter mit 4940 Euro; Beamtinnen und Beamte erhielten
im Schnitt 3370 Euro, Angestellte 2920 Euro, Soldatinnen und Soldaten 2210 Euro,
Arbeiter und Arbeiterinnen 2280 Euro und das Personal in Ausbildung 890 Euro. Der

Abb. 5: Besch�ftigte des çffentlichen Dienstes nach dem Dienstverh�ltnis
Stand 30. 6. 2004

1 Ohne 72600 Grundwehrdienstleistende.

1 Ohne Einmalzahlungen, wie z.B. Urlaubsgeld, aber mit monatlich anteilig ausbezahlter Son-
derzahlung f�r Beamtinnen und Beamte (einschließlich Richterinnen und Richter) in einigen
Bundesl�ndern.



Bruttomonatsverdienst lag im fr�heren Bundesgebiet mit 2900 Euro deutlich �ber
dem in den neuen L�ndern (2660 Euro).

Von den Besch�ftigten, die im Jahr 2004 in den Lohn- und Gehaltslisten des çffent-
lichen Dienstes gef�hrt wurden, waren 2,42 Mill. oder knapp 52 % Frauen. Ohne den
milit�rischen Bereich der Bundeswehr liegt der Frauenanteil bei knapp 54 %. Diese
Quote liegt im fr�heren Bundesgebiet deutlich niedriger (knapp 52 %) als in den neuen
Bundesl�ndern (gut 63 %).

Die Schwerpunkte des Personaleinsatzes des çffentlichen Dienstes liegen bei den
Allgemein bildenden und beruflichen Schulen (20 %), der sozialen Sicherung (15 %),
der çffentlichen Sicherheit und Ordnung, Rechtsschutz (14 %), der »Politischen F�h-
rung« (9 %), den Hochschulen (9 %), dem Gesundheitswesen einschl. Sport und Er-
holung (8 %), der »�ußeren Sicherheit« (Verteidigung: 7 %) und der Finanzverwaltung
(6 %).
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Abb. 6: Besch�ftigte des çffentlichen Dienstes 2004 nach Aufgabenbereichen

1 Einschl. ausw�rtiger Angelegenheiten.
2 Ohne 72600 Grundwehrdienstleistende.
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12 Gesamtwirtschaft im �berblick

12.1 Einf�hrung in die gesamtwirtschaftliche Darstellung

Aufgabe der Wirtschaftsstatistiken ist es, wirtschaftliche Vorg�nge und Ergebnisse
in einzelnen Bereichen und in der Volkswirtschaft insgesamt zu erfassen, aufzube-
reiten und die Daten der �ffentlichkeit zug�nglich zu machen. Diese Daten dienen als
Grundlage wirtschaftspolitischer und unternehmerischer Entscheidungen. Dar�ber
hinaus werden sie von Forschungsinstituten, Hochschulen, Verb�nden, internati-
onalen Organisationen und von Unternehmen f�r Analyse- und Prognosezwecke
genutzt.

Den umfassendsten �berblick �ber das wirtschaftliche Geschehen liefern die Volks-
wirtschaftlichen Gesamtrechnungen (VGR), die statistisches Basismaterial aus na-
hezu allen Bereichen zu einem geschlossenen Gesamtbild zusammenf�gen und
gegebenenfalls durch Sch�tzungen erg�nzen, um statistische L�cken zu schließen.

Der Darstellung der volkswirtschaftlichen Zusammenh�nge liegt der Kreislaufgedanke
zugrunde. Damit das Bild �berschaubar bleibt, wird in den VGR die Vielzahl der Wirt-
schaftseinheiten und der wirtschaftlichen Vorg�nge zu Gruppen zusammengefasst.
Die Gruppen sind so gebildet, dass die vielschichtigen Zusammenh�nge im Wirt-
schaftsleben mçglichst klar erkennbar werden. Die Wirtschaftseinheiten werden in
erster Linie nach der Art ihres wirtschaftlichen Verhaltens gruppiert; in grober Glie-
derung spricht man von den Sektoren Kapitalgesellschaften, Private Haushalte, Pri-
vate Organisationen ohne Erwerbszweck, Staat und �brige Welt, in feiner Gliederung
vonWirtschafts- bzw. Produktionsbereichen, Haushaltsgruppen usw. Die Abgrenzung
und Zusammenfassung der wirtschaftlichen Vorg�nge wird so vorgenommen, dass
ein mçglichst aussagef�higes Bild �ber die

– Produktion, Verteilung und Verwendung der G�ter,

– Entstehung, Verteilung, Umverteilung und Verwendung der Einkommen und die

– Vermçgensbildung und ihre Finanzierung

entsteht.

Die Ergebnisse der VGR werden in jeweiligen Preisen in Mrd. Euro und preisbereinigt
als Kettenindex dargestellt. Sie beziehen sich wie das statistische Ausgangsmaterial
stets auf abgelaufene Zeitr�ume.

Die VGR sind als ein geschlossenes Kontensystem mit doppelter Verbuchung aller
Vorg�nge angelegt und umfassen daneben eine Reihe erg�nzender Tabellen. In den
Tabellen werden die Kontenpositionen teilweise tiefer untergliedert, nach besonderen
Gesichtspunkten zusammengefasst oder zum Beispiel um die preisbereinigten An-
gaben erweitert. Außerdem werden in den Input-Output-Tabellen die produktions-
und g�term�ßigen Verflechtungen in der Volkswirtschaft gezeigt.



Ziel der VGR ist die Quantifizierung der Leistung einer Volkswirtschaft als Ganzes.
Diese kann aus drei Blickwinkeln heraus erfolgen:

a) Wo ist die Leistung entstanden?Wie haben die einzelnen Wirtschaftsbereiche zum
gesamtwirtschaftlichen Ergebnis beigetragen? (Entstehungsrechnung, vgl. Ab-
schnitt 12.3)

b) Wof�r wurde das, was erarbeitet wurde, verwendet? Wurde es investiert, kon-
sumiert oder exportiert? (Verwendungsrechnung, vgl. Abschnitt 12.4)

c) Wie wurde das bei der Erarbeitung der gesamtwirtschaftlichen Leistung entstan-
dene Einkommen verteilt? (Verteilungsrechnung, vgl. Abschnitt 12.5)

Als zentrale Grçßen werden in der Entstehungsrechnung die Bruttowertschçpfung
und das Bruttoinlandsprodukt, in der Verwendungsrechnung der Konsum, die Brut-
toinvestitionen sowie der Außenbeitrag und in der Verteilungsrechnung das Brutto-
nationaleinkommen, das Volkseinkommen, das Arbeitnehmerentgelt sowie die Unter-
nehmens- und Vermçgenseinkommen berechnet.

Im Folgenden werden f�r die Jahre 1991 bis 2005 Angaben der VGR f�r Deutschland
(Rechenstand Februar 2006) nachgewiesen.
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Abb. 1: Bruttoinlandsprodukt
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12.2 Entwicklung des Bruttoinlandsprodukts

Das Bruttoinlandsprodukt ist ein Maß f�r die in einem bestimmten Wirtschaftsraum,
zum Beispiel Deutschland, in einem Zeitraum, beispielsweise einem Kalenderjahr,
erbrachte gesamtwirtschaftliche Leistung.

Es kann prinzipiell von drei Seiten berechnet und dargestellt werden. Die folgenden
Angaben in Mrd. Euro gelten f�r das Jahr 2005:

1. Entstehungsseite
Bruttowertschçpfung 2027,5

+ G�tersteuern abz�gl. G�tersubventionen 218,0
= Bruttoinlandsprodukt 2245,5
+ Saldo der Prim�reinkommen aus der �brigen Welt 3,8
= Bruttonationaleinkommen (Bruttosozialprodukt) 2249,3

2. Verwendungsseite
Private Konsumausgaben 1329,7

+ Konsumausgaben des Staates 417,2
+ Bruttoanlageinvestitionen 384,7
+ Vorratsver�nderungen und Nettozugang an Wertsachen 1,9
+ Außenbeitrag 112,0
= Bruttoinlandsprodukt 2245,5

3. Verteilungsseite
Bruttonationaleinkommen (Bruttosozialprodukt) 2249,3

– Abschreibungen 327,7
= Nettonationaleinkommen 1921,6
– Produktions- und Importabgaben an den Staat

abz�glich Subventionen vom Staat 237,7
= Volkseinkommen 1683,9
– Arbeitnehmerentgelt 1128,8
= Unternehmens- und Vermçgenseinkommen 555,1

Im Jahr 2005 erreichte das deutsche Bruttoinlandsprodukt in jeweiligen Preisen
2245,5 Mrd. Euro.

Die Zunahme oder Abnahme des Bruttoinlandsprodukts in jeweiligen Preisen wird
sowohl durch die Ver�nderung des Volumens der gesamtwirtschaftlichen Leistung
als auch durch die allgemeine Preisentwicklung beeinflusst. Bei einer preisbereinig-
ten Rechnung wird dagegen die Preisver�nderung ausgeschaltet. Diese preisbe-
reinigten Ergebnisse werden auf der Grundlage einer j�hrlich wechselnden Preisba-
sis (Vorjahrespreisbasis) berechnet. Diese neue Methode ersetzt die fr�her �bliche
Berechnung in konstanten Preisen eines festen Preisbasisjahres (zuletzt 1995); da-
durch werden immer die aktuellen Preisrelationen in der Rechnung ber�cksichtigt.
Die j�hrlichen Ver�nderungsraten des preisbereinigten Bruttoinlandsprodukts kçn-
nen so als Maßstab der (realen) Wirtschaftsentwicklung betrachtet werden. In
Deutschland hat das Bruttoinlandsprodukt zwischen 1991 und 2005 um rund 21 %



zugenommen. Im Jahr 2005 hat sich das Bruttoinlandsprodukt gegen�ber 2004
um 0,9 % erhçht.

Neben dem Bruttoinlandsprodukt ist die Pro-Kopf-Leistung als Maß f�r die Arbeits-
produktivit�t (Bruttoinlandsprodukt je Erwerbst�tigen) eine wichtige Grçße zur Beur-
teilung des wirtschaftlichen Fortschritts. Die Pro-Kopf-Leistung in jeweiligen Preisen
dient in der Regel zum Vergleich der Wirtschaftsleistung verschiedener Gebiete oder
Bereiche innerhalb einer Periode. Im Gegensatz dazu wird die preisbereinigte Pro-
Kopf-Leistung, also die Arbeitsproduktivit�t, zur Messung von Produktivit�tsver�nde-
rungen zwischen verschiedenen Perioden verwendet.

Die Arbeitsproduktivit�t 2005 war rund 20 % hçher als 1991. Sie wuchs in diesem
Zeitraum j�hrlich im Durchschnitt um 1,4 % an.

Tab. 1: Bruttoinlandsprodukt

Jahr In jeweiligen Preisen Preisbereinigt (2000=100)

Insge-
samt

Mrd. EUR

je Erwerbst�tigen
im Inland

EUR

Ketten-
index

je Erwerbst�tigen
im Inland

(Arbeitsproduktivit�t)

1991 1534,6 39735 85,4 86,5
1995 1848,5 49160 90,5 94,3
2000 2062,5 52690 100,0 100,0
2001 2113,2 53748 101,2 100,8
2002 2145,0 54865 101,3 101,4
2003 2163,4 55870 101,1 102,2
2004 2215,7 57004 102,8 103,5
2005 2245,5 57899 103,7 104,6
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Abb. 2: Entwicklung des Bruttoinlandsprodukts preisbereinigt, verkettet
Ver�nderung gegen�ber dem Vorjahr in Prozent
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12.3 Entstehung des Bruttoinlandsprodukts

Die Entstehungsseite des Bruttoinlandsprodukts wird in tiefer Gliederung berechnet
und nach maximal 60 Wirtschaftsbereichen verçffentlicht. Dabei l�sst sich der Beitrag
der einzelnen Wirtschaftsbereiche zum Bruttoinlandsprodukt an ihrer Bruttowert-
schçpfung messen.

Abb. 3: Bruttowertschçpfung nach Wirtschaftsbereichen 1991 und 2005
in Prozent



Die Bruttowertschçpfung ist die Summe der von inl�ndischen Wirtschaftseinhei-
ten bzw. Wirtschaftsbereichen produzierten Waren und Dienstleistungen abz�glich
der von anderen Wirtschaftseinheiten bzw. von anderen Wirtschaftsbereichen be-
zogenen Vorleistungen (z.B. Rohstoffe, Vorprodukte, Handelswaren, Reparaturleis-
tungen). Tabelle 2 zeigt die Bruttowertschçpfung nach zusammengefassten Wirt-

Tab. 2: Bruttowertschçpfung nach Wirtschaftsbereichen

Jahr Ins-
gesamt

Land- und
Forstwirt-
schaft,
Fischerei

Produzierendes
Gewerbe ohne Bau-

gewerbe

Bau-
gewerbe

Handel,
Gast-

gewerbe
und

Verkehr

Finanzie-
rung, Ver-
mietung,
Unterneh-

mensdienst-
leister

�ffentliche
und private
Dienst-
leister

zusam-
men

darunter
Verarbei-
tendes

Gewerbe

in jeweiligen Preisen in Mrd. EUR
1991 1392,7 19,2 426,5 383,5 83,5 249,4 324,5 289,6
1995 1671,7 21,3 424,5 378,5 113,0 300,3 441,5 371,3
2000 1856,2 23,5 465,3 426,0 96,2 337,3 510,9 423,0
2001 1904,5 25,9 473,7 434,6 91,5 347,1 533,8 432,4
2002 1935,0 22,1 472,7 432,5 88,3 352,0 553,0 447,0
2003 1949,0 21,4 476,7 434,0 84,5 349,7 568,0 448,8
2004 2003,2 22,1 500,2 455,5 82,7 359,9 583,6 454,7
2005 2027,5 17,8 523,6 478,0 78,1 365,4 590,2 452,4

Ver�nderung gegen�ber dem Vorjahr in %
1995 4,2 6,5 2,3 2,0 0,6 4,5 5,9 5,2
2000 2,5 5,5 3,7 5,3 – 3,0 4,9 0,8 2,8
2001 2,6 10,6 1,8 2,0 – 4,9 2,9 4,5 2,2
2002 1,6 – 15,0 – 0,2 – 0,5 – 3,6 1,4 3,6 3,4
2003 0,7 – 3,0 0,8 0,3 – 4,3 – 0,7 2,7 0,4
2004 2,8 3,4 4,9 5,0 – 2,1 2,9 2,7 1,3
2005 1,2 – 19,3 4,7 4,9 – 5,6 1,5 1,1 – 0,5

preisbereinigt, verkettet (2000 = 100)
1991 84,8 97,1 97,1 97,7 108,5 82,1 71,8 82,6
1995 89,8 88,1 90,1 89,7 115,9 87,0 85,3 91,4
2000 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0
2001 101,5 103,8 101,1 101,7 94,4 102,9 103,1 100,4
2002 101,8 97,5 99,5 99,8 90,5 103,7 104,6 102,4
2003 101,7 99,5 100,5 100,9 86,4 102,3 105,2 102,1
2004 103,9 111,8 105,0 105,5 85,1 104,2 107,1 102,4
2005 105,0 106,3 107,7 108,7 81,8 105,7 108,9 101,8

Ver�nderung gegen�ber dem Vorjahr in %
1995 2,2 5,2 – 0,3 – 0,9 – 3,7 2,0 6,3 2,2
2000 3,7 – 0,4 6,3 6,8 – 3,3 4,6 3,7 2,0
2001 1,5 3,8 1,1 1,7 – 5,7 2,9 3,1 0,4
2002 0,3 – 6,1 – 1,6 – 1,8 – 4,1 0,7 1,5 2,0
2003 – 0,1 2,0 1,0 1,0 – 4,5 – 1,3 0,6 – 0,3
2004 2,1 12,4 4,4 4,6 – 1,6 1,9 1,8 0,4
2005 1,0 – 4,9 2,6 3,0 – 3,8 1,4 1,7 – 0,6
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schaftsbereichen. Die Angaben in jeweiligen Preisen sind als absolute Betr�ge in
Mrd. Euro ausgewiesen und zeigen den Beitrag des jeweiligen Wirtschaftsbereiches
zur Bruttowertschçpfung, w�hrend preisbereinigt mit der prozentualen Ver�nderung
der Bruttowertschçpfung die wirtschaftliche Entwicklung in den einzelnen Wirt-
schaftsbereichen im Zeitverlauf dokumentiert wird.

Abb. 3 zeigt anhand von zwei Kreisdiagrammen die Struktur der nominalen gesamt-
wirtschaftlichen Bruttowertschçpfung in Deutschland f�r die Jahre 1991 und 2005.
Der Anteil des Produzierenden Gewerbes ohne Baugewerbe (1991: 30,6 %; 2005:
25,8 %) ging deutlich zur�ck, der Bereich Finanzierung, Vermietung und Unter-
nehmensdienstleister (1991: 23,3 %; 2005: 29,1 %) hat dagegen deutlich an Bedeu-
tung gewonnen. In den Bereichen Land- und Forstwirtschaft, Fischerei (1991: 1,4 %;
2005: 0,9 %), Handel, Gastgewerbe und Verkehr (1991: 17,9 %; 2005: 18,0 %) sowie
çffentliche und private Dienstleister (1991: 20,8 %; 2005: 22,3 %) traten nur kleinere
Ver�nderungen auf.

Tab. 3: Erwerbst�tige im Inland
nach zusammengefassten Wirtschaftsbereichen

Jahr Ins-
gesamt

1000

Land- und
Forstwirt-
schaft,
Fischerei

Produzierendes
Gewerbe ohne Bau-

gewerbe

Bau-
gewerbe

Handel,
Gast-

gewerbe
und Ver-
kehr

Finanzie-
rung, Ver-
mietung

und Unter-
nehmens-
dienst-
leister

�ffent-
liche und
private
Dienst-
leisterzusam-

men
darunter
Verarbei-
tendes

Gewerbe

in % von insgesamt

1991 38621 3,9 29,3 27,4 7,3 24,1 9,7 25,7
1995 37601 2,9 23,9 22,5 8,6 24,7 11,8 28,0
2000 39144 2,4 21,8 20,7 7,1 25,1 14,8 28,8
2001 39316 2,4 21,7 20,7 6,6 25,1 15,2 28,9
2002 39096 2,3 21,4 20,4 6,2 25,2 15,5 29,4
2003 38722 2,3 21,0 20,0 6,0 25,1 15,8 29,8
2004 38868 2,2 20,6 19,6 5,8 25,2 16,2 29,9
2005 38783 2,2 20,3 19,3 5,5 25,1 16,5 30,3

Die genannten Umstrukturierungsprozesse der Wirtschaft in Deutschland haben auch
einen Einfluss auf die Struktur der Erwerbst�tigkeit und lassen sich anhand der Ver-
teilung der Erwerbst�tigen auf die einzelnen Wirtschaftsbereiche weitgehend nach-
vollziehen. W�hrend in Deutschland 1991 in den Abgrenzungen der Volkswirtschaft-
lichen Gesamtrechnungen noch knapp 30 % der Erwerbst�tigen im Produzierenden
Gewerbe ohne Baugewerbe arbeiteten, waren es 2005 nur noch 20 %. Umgekehrt
waren 1991 nur rund 25 von 100 Erwerbst�tigen bei çffentlichen und privaten Dienst-
leistern besch�ftigt, 2005 waren es 30 (s. Tab. 3). W�hrend der Anteil der Erwerbs-
t�tigen in der Land- und Forstwirtschaft, Fischerei deutlich zur�ckging (Anteil 1991:
3,9 %; 2005: 2,2 %) stieg er bei Finanzierung, Vermietung und Unternehmensdienst-
leistern (1991: 9,7 %; 2005: 16,5 %) stark. Bei Handel, Gastgewerbe und Verkehr
(1991: 24,1 %; 2005: 25,1 %) gab es keine auff�llige �nderung.



12.4 Verwendung des Bruttoinlandsprodukts

Die Verwendungsrechnung als zweite S�ule der Volkswirtschaftlichen Gesamtrech-
nungen zeigt, wie die produzierten und importierten Waren und Dienstleistungen ver-
wendet wurden. Generell kçnnen sie, nach Abzug des Vorleistungsverbrauchs, der

Tab. 4: Verwendung des Bruttoinlandsprodukts

Jahr Bruttoinlands-
produkt

Konsum-
ausgaben der
privaten Haus-

halte

Konsum-
ausgaben der

privaten Organi-
sationen ohne
Erwerbszweck

Konsum-
ausgaben
des Staats

Brutto-
investitionen

Außenbeitrag

in jeweiligen Preisen in Mrd. EUR
1991 1534,6 859,4 20,5 292,6 368,2 – 6,1
1995 1848,5 1037,6 29,6 361,8 410,8 8,7
2000 2062,5 1180,3 33,8 391,9 449,2 7,3
2001 2113,2 1224,3 34,3 400,2 411,9 42,5
2002 2145,0 1230,9 35,8 412,3 368,9 97,1
2003 2163,4 1250,0 37,6 415,5 372,8 87,6
2004 2215,7 1274,7 37,8 412,8 380,9 109,5
2005 2245,5 1292,6 37,2 417,2 386,5 112,1

Ver�nderung gegen�ber dem Vorjahr in % In Mrd. EUR
1995 3,8 3,4 7,6 4,3 2,6 6,1
2000 2,5 3,3 4,5 1,2 3,9 – 10,2
2001 2,5 3,7 1,4 2,1 – 8,3 35,3
2002 1,5 0,5 4,4 3,0 – 10,4 54,6
2003 0,9 1,6 5,1 0,8 1,0 – 9,6
2004 2,4 2,0 0,5 – 0,6 2,2 21,9
2005 1,3 1,4 – 1,8 1,1 1,5 2,6

preisbereinigt, verkettet (2000 = 100)
1991 85,4 84,7 71,1 84,7 90,9 X
1995 90,5 91,5 92,1 93,4 92,1 X
2000 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 X
2001 101,2 102,0 98,9 100,5 92,2 X
2002 101,3 101,4 100,8 102,0 83,6 X
2003 101,1 101,4 102,1 102,1 85,7 X
2004 102,8 102,0 102,0 100,5 88,2 X
2005 103,7 102,0 102,7 100,6 89,5 X

Ver�nderung gegen�ber dem Vorjahr in % %-Punkte1

1995 1,9 2,1 5,8 1,9 1,3 0,0
2000 3,2 2,3 3,6 1,4 2,3 1,1
2001 1,2 2,0 – 1,1 0,5 – 7,8 1,7
2002 0,1 – 0,6 1,9 1,4 – 9,3 1,9
2003 – 0,2 0,1 1,3 0,1 2,5 – 0,7
2004 1,6 0,6 – 0,1 – 1,6 2,9 1,1
2005 0,9 – 0,0 0,7 0,1 1,5 0,6

1 Wachstumsbeitrag zum Bruttoinlandsprodukt.
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inl�ndischen Verwendung, das heißt dem Privaten Konsum, demKonsum des Staates
und den Bruttoinvestitionen zugef�hrt oder aber exportiert werden. Angaben zur Ver-
wendungsseite des Bruttoinlandsprodukts enthalten die Tab. 4 und 5.

Tab. 5 zeigt, dass in Deutschland der grçßte Teil (62,3 %) der inl�ndischen Verwen-
dung von Waren und Dienstleistungen zu den Privaten Konsumausgaben gehçrt. Un-
ter Privaten Konsumausgaben wird dabei im Wesentlichen der Kauf von Waren und
Dienstleistungen durch inl�ndische private Haushalte verstanden, daneben gehçren
die Konsumausgaben der privaten Organisationen ohne Erwerbszweck dazu.

Knapp ein F�nftel (18,1 %) der G�ter der inl�ndischen Verwendung wird investiert,
erhçht also den Bestand an Anlagen (Ausr�stungen, Bauten, sonstige Anlagen) oder
ver�ndert die Vorrats- und Wertsachenbest�nde der Kapitalgesellschaften, des Staa-
tes sowie der privaten Haushalte und privaten Organisationen ohne Erwerbszweck.

Tab. 5: Inl�ndische Verwendung in jeweiligen Preisen

Jahr Inl�ndische
Verwendung

Konsum-
ausgaben der
privaten Haus-

halte

Konsum-
ausgaben der

privaten Organi-
sationen ohne
Erwerbszweck

Konsum-
ausgaben des

Staates

Brutto-
investitionen

Mrd. EUR in % der inl�ndischen Verwendung

1991 1540,7 55,8 1,3 19,0 23,9
1995 1839,8 56,4 1,6 19,7 22,3
2000 2055,3 57,4 1,6 19,1 21,9
2001 2070,7 59,1 1,7 19,3 19,9
2002 2047,9 60,1 1,7 20,1 18,0
2003 2075,8 60,2 1,8 20,0 18,0
2004 2106,2 60,5 1,8 19,6 18,1
2005 2133,4 60,6 1,7 19,6 18,1

Die Investitionen – insbesondere Anlageinvestitionen – sind f�r die wirtschaftliche
Entwicklung von großer Bedeutung. Sie sind eine wesentliche Voraussetzung f�r den
wirtschaftlichen Verlauf der kommenden Jahre.

Ein weiteres F�nftel (19,6 %) der inl�ndischen Verwendung entf�llt auf die Konsum-
ausgaben des Staates. Diese umfassen die Aufwendungen des Staates (Gebietskçr-
perschaften, Sozialversicherung) f�r allgemeine Verwaltungsleistungen, Sicherheit,
Bildung, Gesundheitswesen u. �., soweit sie der Allgemeinheit ohne spezielles Entgelt
zur Verf�gung gestellt werden.

Zur Nachfrageseite des Bruttoinlandsprodukts gehçrt auch der Außenbeitrag (vgl.
Tab. 4). Er stellt den Saldo aus Exporten und Importen von Waren und Dienstleis-
tungen an die bzw. aus der »�brigen Welt« dar. In den ersten drei Jahren nach der
Wiedervereinigung war der nominale Außenbeitrag f�r Deutschland negativ, d.h. nach
Deutschland wurden mehr G�ter eingef�hrt als aus Deutschland ausgef�hrt. Dies hat
sich 1994 wieder umgekehrt und seitdem ist der Außenbeitrag in allen Jahren positiv
gewesen.



12.5 Verteilung des Volkseinkommens

Das gesamte Bruttonationaleinkommen (Bruttosozialprodukt) erreichte 2005 einenWert
von 2249,3 Mrd. Euro. Das Nettonationaleinkommen lag bei 1921,6 Mrd. Euro. Das
Volkseinkommen, also die Summe des von Inl�ndern empfangenen Arbeitnehmerent-
gelts und der Unternehmens- und Vermçgenseinkommen, betrug 1683,9 Mrd. Euro;
das waren 20420 Euro je Einwohner. Das Arbeitnehmerentgelt lag bei 1128,8 Mrd. Euro
bzw. 67 % des Volkseinkommens (Lohnquote); je Arbeitnehmer waren das 32894 Euro.
Auf die Unternehmens- und Vermçgenseinkommen entfielen 555,1 Mrd. Euro bzw.
33 % des Volkseinkommens.

Um Missverst�ndnisse bei der Interpretation dieser Zahlen zu vermeiden, ist anzumer-
ken, dass zu den Unternehmens- und Vermçgenseinkommen neben den Unterneh-
menseinkommen (Aktiengesellschaften, Gesellschaften mit beschr�nkter Haftung,
Personengesellschaften, Einzelunternehmen usw.) auch die Vermçgenseinkommen
aller Bevçlkerungsgruppen (also zum Beispiel auch die Zinsen aus dem Sparguthaben
oder die Dividenden aus demAktienbesitz eines Arbeitnehmers) rechnen. Außerdem ist

Tab. 6: Verteilung des Volkseinkommens

Jahr Volkseinkommen Arbeitnehmerentgelt Unterneh-
mens- und
Vermçgens-
einkommen
Mrd. EUR

Mrd.
EUR

EUR
je Ein-
wohner

Mrd.
EUR

% vom
Volksein-
kommen

EUR je
Arbeit-
nehmer

1991 1192,6 14910 847,0 71,0 24101 345,6
1995 1397,2 17110 997,0 71,4 29500 400,2
2000 1524,4 18548 1100,1 72,2 31320 424,4
2001 1560,9 18956 1120,6 71,8 31812 440,2
2002 1581,2 19170 1128,7 71,4 32256 452,5
2003 1600,0 19389 1131,1 70,7 32729 468,9
2004 1658,3 20101 1134,5 68,4 32823 523,8
2005 1683,9 20420 1128,8 67,0 32894 555,1

Tab. 7: Arbeitnehmerentgelt, Lçhne und Geh�lter (Inl�nder)

Jahr Arbeitnehmer-
entgelt

Sozialbeitr�ge
der Arbeit-

geber

Bruttolçhne
und

-geh�lter

Abz�ge der
Arbeitnehmer

Nettolçhne
und

-geh�lter

Nachrichtlich:
Bruttolçhne
und -geh�lter
monatlich je
Arbeitnehmer

EURMrd. EUR

1991 847,0 154,0 693,0 211,9 481,1 1643
1995 997,0 191,7 805,3 276,2 529,1 1986
2000 1100,1 216,7 883,4 313,8 569,6 2096
2001 1120,6 218,6 902,0 312,0 590,0 2134
2002 1128,7 220,2 908,4 317,0 591,5 2163
2003 1131,1 223,4 907,7 320,2 587,5 2189
2004 1134,5 222,5 912,0 311,7 600,3 2199
2005 1128,8 219,9 908,9 309,4 599,5 2207
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Tab. 8: Arbeitnehmerentgelt und Bruttolçhne und -geh�lter im Inland

Jahr Alle Wirt-
schaftsbe-

reiche

Land- und
Forstwirt-
schaft,
Fischerei

Produzierendes Gewerbe
ohne Baugewerbe

Bau-
gewerbe

Handel,
Gast-

gewerbe
und

Verkehr

Finanzie-
rung, Ver-
mietung,
Unterneh-

mensdienst-
leister

zusam-
men

darunter
Verarbei-
tendes

Gewerbe

Arbeitnehmerentgelt Mrd. EUR
1991 845,0 10,3 302,4 278,3 57,7 170,1 87,5
1995 997,8 9,2 312,7 288,3 77,9 202,9 119,9
2000 1101,7 9,3 334,5 312,4 65,7 218,3 163,3
2001 1122,2 9,0 341,1 319,3 61,6 223,1 171,4
2002 1130,0 9,0 338,4 317,5 58,1 224,6 175,4
2003 1132,1 8,9 336,4 315,3 55,7 224,6 178,4
2004 1135,3 8,9 337,8 316,3 53,8 223,9 181,7
2005 1130,1 8,6 335,5 314,1 50,6 224,0 184,3

EUR je Arbeitnehmer (Lohnkosten)
1991 24073 13611 27491 27119 22684 20883 26819
1995 29475 18609 36076 35561 26858 25239 31108
2000 31271 19640 40676 40054 27728 25429 32236
2001 31761 19609 41446 40793 28166 25824 32719
2002 32199 19868 42054 41495 28669 26082 33273
2003 32672 19867 42964 42362 29209 26443 33737
2004 32763 19431 43850 43226 29282 26174 33739
2005 32824 19393 44367 43716 29153 26368 34052

Bruttolçhne und -geh�lter Mrd. EUR
1991 691,2 8,7 246,1 228,0 47,3 141,0 72,3
1995 805,9 7,6 251,4 232,8 63,6 164,1 98,3
2000 884,5 7,6 264,0 248,3 54,0 179,3 131,3
2001 903,2 7,4 270,2 254,8 50,7 183,5 138,5
2002 909,3 7,5 268,6 253,2 47,9 185,3 141,0
2003 908,3 7,4 267,6 252,3 45,7 184,3 142,6
2004 912,4 7,3 269,3 253,6 44,2 183,9 145,7
2005 909,8 7,1 267,9 252,3 41,6 184,3 148,2

EUR je Arbeitnehmer (Verdienst)
1991 19691 11442 22368 22213 18593 17305 22145
1995 23807 15343 29011 28717 21925 20414 25510
2000 25108 16144 32104 31832 22796 20892 25921
2001 25563 16152 32823 32552 23193 21236 26445
2002 25911 16374 33384 33096 23619 21519 26752
2003 26214 16333 34180 33897 23941 21693 26959
2004 26332 15974 34955 34654 24032 21494 27057
2005 26425 15933 35432 35108 23960 21693 27378

zu beachten, dass das Arbeitnehmerentgelt die gesamten Sozialbeitr�ge (Arbeitgeber-
und Arbeitnehmeranteile) sowie die Lohnsteuer der Arbeitnehmer einschließt.

Vom gesamten Arbeitnehmerentgelt entfielen 2005 in Deutschland 19,5 % auf die
Sozialbeitr�ge der Arbeitgeber, nachdem es im Jahr 1991 erst 18,2 % waren.



Bei einer Betrachtung der Entwicklung der Arbeitnehmerentgelte und der Bruttolçhne
und -geh�lter nach Wirtschaftsbereichen zeigt sich, dass die hçchsten Lohnkosten
(Arbeitnehmerentgelt je Arbeitnehmer) im Jahr 2005 mit 44367 Euro im Produzieren-
den Gewerbe ohne Baugewerbe zu verzeichnen waren, die niedrigsten in der Land-
und Forstwirtschaft, Fischerei (19393 Euro). Beim Verdienst (Bruttolçhne und -geh�l-
ter je Arbeitnehmer) ergab sich ein �hnliches Bild.

Sowohl das Arbeitnehmerentgelt als auch der �berwiegende Teil der Unternehmens-
und Vermçgenseinkommen fließen den privaten Haushalten zu. Von diesen Einkom-
men m�ssen – wie bereits erw�hnt – (direkte) Steuern und Sozialbeitr�ge gezahlt
werden, die jedoch teilweise in Form von sozialen Leistungen und anderen Transfers
den Haushalten wieder zugute kommen. Erst die Einkommen, die sich nach dieser
Umverteilung ergeben, stehen zur freien Verf�gung der Haushalte und kçnnen von
diesen f�r den Privaten Konsum bzw. das Sparen verwendet werden.

12.6 Außenwirtschaft

12.6.1 Außenhandel

Die deutsche Wirtschaft ist in hohem Maße exportorientiert und damit auch ex-
portabh�ngig. Gleichzeitig ist Deutschland als rohstoffarmes Land aber auch auf
Importe – insbesondere im Energiebereich (Erdçl, Erdgas) – angewiesen. Gemessen
am Bruttoinlandsprodukt betrug der Anteil der Warenausfuhren in Deutschland im
Jahr 2005 35,0 % und der Anteil der Einfuhren 27,9 %. Die Bedeutung des Außen-
handels f�r die deutsche Volkswirtschaft wird auch daran deutlich, dass Deutsch-
land im Jahr 2003 erstmals die weltweit grçßte Exportnation war und damit sogar
die USA �berfl�geln konnte. Auch in den Jahren 2004 und 2005 war Deutschland
wieder »Exportweltmeister«.

Wie Tab. 9 (s. S. 255) zeigt, ist der deutsche Außenhandelsumsatz (Einfuhr + Aus-
fuhr) von 1960 bis 2005 um das nahezu 30-fache gestiegen. Die Ausfuhren sind im
Jahr 2005 gegen�ber dem Vorjahr um 7,5 % auf 786,2 Mrd. Euro, die Einfuhren im
gleichen Zeitraum um 8,7 % auf 625,6 Mrd. Euro gestiegen. Dadurch erreichte der
Außenhandels�berschuss mit 160,6 Mrd. Euro ein neues Rekordergebnis.

Deutschlands wichtigste Absatz- und Beschaffungsm�rkte liegen in Europa, denn
mehr als 73 % der deutschen Ausfuhren und Einfuhren bleiben in Europa oder stam-
men aus Europa.

Der Anteil der Exporte Deutschlands in die EU-Mitgliedstaaten betrug im Jahre 2005
rund 63 %, der Anteil der Importe aus den EU-Mitgliedstaaten rund 59 %.

Auf die neuen EU-Mitgliedstaaten entfiel ein Anteil von 6,9 % an den Gesamtexporten
bzw. 7,2 % an den Gesamtimporten Deutschlands.

Ein weiterer wichtiger Markt f�r den deutschen Außenhandel ist der amerikanische
Kontinent, der im Jahr 2005 rund 12 %der deutschen Ausfuhren aufnahm und 9 %der
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Einfuhrg�ter lieferte. Wirtschaftlich dominiert wird der deutsch-amerikanische Außen-
handel von dem Warenaustausch mit den USA; in die USA gingen im Jahr 2005 mehr
als drei Viertel aller deutschen f�r Amerika bestimmten Ausfuhren, bei der Einfuhr war
der Anteil fast ebenso hoch.

W�hrend Deutschland wesentlich mehr nach Amerika liefert, als es von dort bezieht,
ist es im deutschen Außenhandel mit Asien gerade umgekehrt. Auf diesem Kontinent
verzeichnet Deutschland traditionell ein Handelsbilanzdefizit.

Abb. 4: Außenhandel Deutschlands nach Erdteilen 20051

in Mrd. EUR

1 Vorl�ufige Ergebnisse.



Im Jahr 2005 wuchsen die deutschen Ausfuhren nach Asien gegen�ber dem entspre-
chenden Vorjahreszeitraum um 6,5 % auf 88,5 Mrd. Euro und die deutschen Ein-
fuhren aus Asien um 8,4 % auf 103,8 Mrd. Euro. Grçßter asiatischer Handelspart-
ner Deutschlands ist China; von dort importierte Deutschland im Jahr 2005 Waren
im Wert von 39,9 Mrd. Euro, w�hrend die deutschen Exporte nach China 21,3 Mrd.
Euro erreichten. Die Importe aus China stiegen im Jahr 2005 um 21,6 % gegen�ber
dem Vorjahr. Die Ausfuhren erhçhten sich im gleichen Zeitraum um 1,4 %.

Vergleichsweise niedrig ist der Warenaustausch mit den �brigen Kontinenten. So er-
reichten die deutschen Ausfuhren nach Afrika im Jahr 2005 rund 14,8 Mrd. Euro, das
sind weniger als 2 % der deutschen Exporte insgesamt. Der Anteil von Australien und
Ozeanien war mit weniger als einem Prozent noch geringer.

Frankreich ist der mit Abstand wichtigste Handelspartner Deutschlands mit einem
Anteil von rund 9,5 % am deutschen Außenhandelsumsatz des Jahres 2005. Auf
die drei wichtigsten Handelspartner (Frankreich, die Vereinigten Staaten und das Ver-
einigte Kçnigreich) entf�llt zusammen fast ein Viertel des Umsatzes und fast die H�lfte
(47 %) des Ausfuhr�berschusses. �ber 60 % des Außenhandelsumsatzes wickelt
Deutschland mit seinen zehn wichtigsten Partnerl�ndern ab (vgl. Abb. 5). Mit den
Vereinigten Staaten und China lagen lediglich zwei dieser zehn L�nder außerhalb
Europas.

Als Handelspartner gewinnt China immer grçßere Bedeutung; w�hrend China im Jahr
2003 noch an 10. Stelle aller Handelspartner Deutschlands lag, hatte es im Jahr 2005
bereits den 8. Platz der Rangfolge erreicht.
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Abb. 5: Die grçßten Handelspartner Deutschlands 20051

in Mrd. EUR

1 Vorl�ufige Ergebnisse.
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Tab. 9: Entwicklung von Wareneinfuhr und Warenausfuhr1

in Mrd. EUR

Jahr Einfuhr Ausfuhr Saldo2

1960 21,8 24,5 2,7
1970 56,0 64,1 8,1
1980 174,5 179,1 4,6
1990 293,2 348,1 54,9
1995 339,6 383,2 43,6
2000 538,3 597,4 59,1
2001 542,8 638,3 95,5
2002 518,5 651,3 132,8
2003 534,5 664,5 129,9
2004 575,5 731,5 156,1
2005 625,6 786,2 160,6

1 Bis einschl. 1989 fr�heres Bundesgebiet, ab 1990 Deutschland.
2 Ausfuhren abz�glich Einfuhren.

Die amtliche Statistik bietet detaillierte Außenhandelsergebnisse nachmehr als 10000
Warengruppen und 230 L�ndern undGebieten. Analysiert man den deutschen Außen-
handel nach Warengruppen, so zeigen sich eindeutige Schwerpunkte der deutschen

Abb. 6: Deutschlands wichtigste Exportg�ter 20051

in Mrd. EUR bzw. in Prozent

1 Vorl�ufige Ergebnisse.



Exportwirtschaft. Bei der Ausfuhr lagen im Jahr 2005 – wie auch in den Vorjahren –
Kraftfahrzeuge und Kfz-Teile (150,9 Mrd. Euro) an der Spitze, gefolgt von Maschinen
(110,9 Mrd. Euro) und chemischen Erzeugnissen (102,8 Mrd. Euro). Auf diese drei
Ausfuhrbereiche zusammen entfielen 46 % der gesamten Warenausfuhr.

Betrachtet man die Waren nach ihrem Verarbeitungsgrad, so zeigt sich, dass der
Fertigwarenanteil in den vergangenen Jahrzehnten sowohl bei der Ein- wie auch
der Ausfuhr die grçßte Bedeutung hatte, wobei der Anteil an der Ausfuhr (85 %)
weit hçher liegt als an der Einfuhr (67 %). Der Handel mit Rohstoffen hat in beiden

Tab. 10: Einfuhr und Ausfuhr nach Warengruppen1

in Prozent

Wirtschaftszweig/
Warengruppe

Einfuhr2 Ausfuhr2

1960 1980 1990 2005 1960 1980 1990 2005

Ern�hrungswirtschaft 26,3 12,7 10,8 7,0 2,3 5,3 4,8 4,3
Gewerbliche Wirtschaft 72,7 86,0 87,8 84,6 97,4 94,0 94,8 90,4
davon:
Rohstoffe 21,7 17,3 6,1 9,9 4,6 1,9 1,1 1,1
Halbwaren 18,9 17,6 11,3 7,3 10,4 8,7 5,3 4,6
Fertigwaren 32,2 51,2 70,5 67,5 82,4 83,4 88,4 84,8

1 Ohne R�ckwaren und Ersatzlieferungen.
2 Bis einschl. 1990 fr�heres Bundesgebiet, ab 1991 Deutschland; seit 1993 neues Erhebungsverfah-

ren innerhalb der EU.

Richtungen prozentual an Bedeutung verloren. Hier weist naturgem�ß die Einfuhr
einen hçheren Anteil auf. Tab. 10 macht auch deutlich, dass die Einfuhren von Er-
n�hrungsg�tern prozentual deutlich zur�ckgegangen sind. Diese Entwicklung ist auch
Spiegelbild der allgemeinen Lebensbedingungen, wonach nichtmehr die Deckung der
t�glichen Grundbed�rfnisse, sondern das Bestreben nach Erhçhung der eigenen Le-
bensqualit�t das Konsumverhalten bestimmt. Ausfuhrseitig blieb der Anteil der Er-
n�hrungswirtschaft relativ stabil, was unterstreicht, dass Deutschland nie ein vor-
nehmlich landwirtschaftlich orientiertes Land war.

12.6.2 Außenhandelspreise

Die Indizes der Außenhandelspreise messen die Entwicklung der Preise aller Waren,
die zwischen Deutschland und dem Ausland gehandelt werden. Damit stellen sie f�r
Politik und Wirtschaft eine wertvolle Informationsquelle dar. Insbesondere dienen sie
zur Absch�tzung der Preiseinfl�sse aus dem Ausland auf das inl�ndische Preisniveau.
Mit Hilfe der aus ihnen abgeleiteten Terms of Trade (Ausfuhrpreisindex dividiert durch
Einfuhrpreisindex mal 100) kann dar�ber hinaus die Entwicklung der Austauschver-
h�ltnisse der deutschen Volkswirtschaft mit dem Ausland analysiert werden. Steigen
beispielsweise die Ausfuhrpreise st�rker als die Einfuhrpreise, bedeutet dies, dass
man f�r eine bestimmte Menge ausgef�hrter G�ter einen hçheren Erlçs erh�lt und
daf�r mehr G�ter im Ausland einkaufen kann als zuvor.
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Tab. 11: Index der Ein- und Ausfuhrpreise in Deutschland1

(2000 = 100)

Jahr Einfuhrpreisindex Ausfuhrpreisindex Terms of Trade

1970 47,6 46,5 97,7
1980 90,1 75,7 84,0
1990 92,5 92,3 99,8
1991 93,2 93,3 100,1
1993 89,6 94,0 104,9
1995 90,6 96,1 106,1
1996 91,0 96,1 105,6
1997 94,2 97,5 103,5
1998 91,3 97,5 106,8
1999 90,8 97,0 106,8
2000 100,0 100,0 100,0
2001 100,6 101,0 100,4
2002 98,4 100,8 102,4
2003 96,2 100,6 104,6
2004 97,2 101,1 104,0
2005 101,4 102,4 101,0

1 Bis einschl. 1990 fr�heres Bundesgebiet.

Abb. 7: Index der Ein- und Ausfuhrpreise in Deutschland1

(2000 = 100)

1 Bis einschl. 1990 fr�heres Bundesgebiet.



Bei den Ausfuhrpreisen ist seit 1970 ein nahezu durchgehender Preisanstieg fest-
zustellen, w�hrend bei den Einfuhrpreisen Preisausschl�ge nach beiden Seiten zu
verzeichnen waren, wobei jedoch die Preissteigerungen gegen�ber den Preisr�ck-
g�ngen langfristig �berwogen. Ursache f�r diese Entwicklung ist im Wesentlichen die
unterschiedliche Warenstruktur der Ein- und Ausfuhr der Bundesrepublik Deutsch-
land. Bei den Importen sind Rohstoffe und auch G�ter der Ern�hrungswirtschaft, die
besonders h�ufig st�rkeren Preisschwankungen unterliegen, von grçßerer Bedeutung
als bei den Exporten.

12.6.3 Zahlungsbilanz

Um das Bild der außenwirtschaftlichen Verflechtungen zu vervollst�ndigen, empfiehlt
sich auch die Betrachtung der Zahlungsbilanz. Die Zahlungsbilanz gibt ein zusam-
mengefasstes Bild der wirtschaftlichen Transaktionen zwischen In- und Ausl�ndern.
Sie gliedert sich in die Leistungsbilanz, die Bilanz der Vermçgens�bertragungen, die
Kapitalbilanz und die Ver�nderung der W�hrungsreserven der Deutschen Bundes-
bank. In der Leistungsbilanz werden alle Waren- und Dienstleistungsums�tze, Er-
werbs- und Vermçgenseinkommen sowie die laufenden �bertragungen dargestellt,
die im Berichtszeitraum stattgefunden haben. Die Vermçgens�bertragungen werden
in einer gesonderten Position ausgewiesen. Unter den �bertragungen insgesamt sind
die Gegenbuchungen zu den G�ter- und Kapitalbewegungen zu finden, die unent-
geltlich erfolgt sind. Kapitalbilanz und Ver�nderung der W�hrungsreserven der Deut-
schen Bundesbank enthalten alle Transaktionen, bei denen sich grenz�berschreiten-
de Finanzpositionen ver�ndern. Der Saldo der statistisch nicht aufgliederbaren
Transaktionen wird gleichfalls gesondert ausgewiesen.

Die Zahlungsbilanz ist, wie jedes geschlossene Buchhaltungssystem, stets ausgegli-
chen. In der hier gew�hlten Darstellung gilt f�r den rechnerischen Zusammenhang
zwischen den erw�hnten vier Teilen der Zahlungsbilanz folgende Gleichung:

Saldo der Leistungsbilanz
+ Saldo der Vermçgens�bertragungen
= Saldo der Kapitalbilanz
+ Ver�nderung der W�hrungsreserven der Deutschen Bundesbank

zu Transaktionswerten
+ (Saldo der statistisch nicht aufgliederbaren Transaktionen)

Um das Verst�ndnis der Kapitalbilanz zu erleichtern, wurde eine Darstellung gew�hlt,
die von der �blichen Form etwas abweicht. Dabei wurden die Vorzeichen in der Weise
gesetzt, dass jede Bestandserhçhung mit einem Pluszeichen, jede Verminderung mit
einem Minuszeichen erscheint.

Aus der Leistungsbilanz der Bundesrepublik Deutschland (Tab. 12) geht hervor, dass
den Außenhandels�bersch�ssen Defizite beim Dienstleistungsverkehr (verursacht
haupts�chlich durch die Reisefreudigkeit der Deutschen) und bei den laufenden �ber-
tragungen (insbesondere Beitr�ge zum EU-Haushalt, Heimat�berweisungen der aus-
l�ndischen Arbeitnehmer, private Renten, Pensionen und Unterst�tzungszahlungen
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Tab. 12: Saldo der Leistungsbilanz/Vermçgens�bertragungen1

in Mill. EUR

Jahr Saldo der Leistungsbilanz Vermçgens-
�ber-

tragungen3Insgesamt Waren- und Dienstleistungsverkehr Erwerbs-
und

Vermçgens-
einkommen

laufende
�ber-

tragungenzusammen Waren-
verkehr2

(fob-Werte)

Dienst-
leistungs-
verkehr

1999 – 24001 + 11838 + 66195 – 54357 – 10847 – 24990 – 154
2000 – 32676 + 2955 + 62654 – 59699 – 7276 – 28354 + 6823
2001 + 3316 + 40205 + 100662 – 60457 – 9474 – 27416 – 387
2002 + 48155 + 90957 + 136532 – 45575 – 14742 – 28061 – 212
2003 + 45172 + 87640 + 132001 – 44361 – 13784 – 28684 + 312
2004 + 84486 + 112791 + 155520 – 42729 + 117 – 28423 + 430
2005 + 90365 + 115237 + 158136 – 42899 – 3802 – 28676 – 1290

1 Nach Berechnungen der Deutschen Bundesbank.
2 Spezialhandel einschl. Erg�nzungen.
3 Einschl. Kauf/Verkauf von immateriellen nichtproduzierten Vermçgensg�tern (UMTS-Lizenzen) im

Jahr 2000.

an das Ausland) gegen�berstehen. Nachdem der Saldo der Leistungsbilanz seit 1991
stets negativ war, lag er im Jahr 2001 erstmals wieder im positiven Bereich bei
3,3 Mrd. Euro. Im Berichtsjahr 2002 stieg der positive Leistungsbilanzsaldo erheblich
auf 48,2 Mrd. Euro. Dies resultiert aus dem enormen Export�berschuss im deutschen
Außenhandel sowie einem R�ckgang des Defizits im Dienstleistungsverkehr. Bei glei-
chen Verh�ltnissen stieg der Leistungsbilanzsaldo im Jahr 2005 auf 90,4 Mrd. Euro.

Aus der Kapitalbilanz (Tab. 13) ist ersichtlich, dass die deutschen Direktinvestitionen
im Ausland im Jahr 2005 um 2,7 Mrd. Euro hçher lagen als die Anlagen des Auslands
in Deutschland. Im Jahr 2000 haben Ausl�nder 153,8 Mrd. Euro mehr in Deutschland
investiert, als dies von den Deutschen im Ausland getan wurde. Maßgeblicher Grund
hierf�r ist die �bernahme eines deutschen Unternehmens durch einen ausl�ndischen

Tab. 13: Saldo der Kapitalbilanz1

in Mill. EUR

Jahr Saldo der Kapitalbilanz Ver�nderung
der W�hrungs-
reserven der
Deutschen

Bundesbank2

Statistisch
nicht auf-
gliederbare

Trans-
aktionen

Insgesamt Direkt-
investitionen

Wertpapier-
anlagen

Kredit-
verkehr

Sonstige
Anlagen

1999 + 22931 + 49384 + 11471 – 40293 + 2369 – 12535 – 34550
2000 – 28343 – 153822 + 164910 – 41285 + 1854 – 5844 + 8333
2001 + 17826 + 14829 – 39027 + 40686 + 1338 – 6032 – 8865
2002 + 42825 – 37558 – 62823 + 141604 + 1603 – 2065 + 7184
2003 + 46207 – 27397 – 64845 + 135406 + 3043 – 445 – 279
2004 + 112628 + 22201 – 16564 + 103623 + 3367 – 1470 – 26241
2005 + 109226 + 2666 + 30553 + 72050 + 3957 – 2182 – 17969

1 Nach Berechnungen der Deutschen Bundesbank.
2 Zu Transaktionswerten.



Investor sowie Mittelbereitstellungen im Zusammenhang mit dem Erwerb von UMTS-
Lizenzen (vgl. Monatsbericht der Deutschen Bundesbank, M�rz 2001, S. 69 ff.). Des
Weiteren floss im Jahr 2000 erheblich mehr deutsches Kapital (+164,9 Mrd. Euro) in
ausl�ndische Wertpapiere als vom Ausland in deutschen Wertpapieren angelegt wur-
de. Auch hier wirkt sich spiegelbildlich die bereits erw�hnte Großfusion aus, da der
Direktinvestor die zuvor im Ausland befindlichen Aktien des deutschen Unternehmens
�bernommen hat. Dadurch ergibt sich rechnerisch ein geringeres Engagement des
Auslands in hiesige Wertpapiere, was den starken Anstieg des positiven Wertpapier-
saldos im Jahr 2000 zur Folge hat. In 2005 lag der Saldo der Wertpapieranlagen seit
2001 erstmals wieder im positiven Bereich (+30,6 Mrd. Euro). Die Kreditgew�hrung
�berstieg die Kreditaufnahme um 72,1 Mrd. Euro.

Der Saldo der Kapitalbilanz und die Ver�nderung der W�hrungsreserven zu Trans-
aktionswerten – erg�nzt um den »Saldo der statistisch nicht aufgliederbaren Trans-
aktionen« – entspricht dem Saldo der Leistungsbilanz zuz�glich des Saldos der
Vermçgens�bertragungen. Den Leistungstransaktionen in Form des Waren- und
Dienstleistungsverkehrs und der �bertragungen stehen entsprechende finanzielle
Transaktionen gegen�ber. Sofern die �bersch�sse bzw. Defizite in der Leistungs-
bilanz nicht durch Gegenbewegungen im Kapitalverkehr ausgeglichen werden, ver-
�ndern sich die Auslandsaktiva der Bundesbank (Gold, Devisen usw.) entsprechend.
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13 Land- und Forstwirtschaft, Fischerei

Die amtliche Statistik der Land- und Forstwirtschaft, Fischerei gliedert sich in die
�berwiegend in zweij�hrlichen oder l�ngerfristigen Abst�nden stattfindenden Be-
triebsstrukturerhebungen und die im Allgemeinen j�hrlich oder mit k�rzerer Periodi-
zit�t durchgef�hrten Erzeugungsstatistiken.

Im Folgenden werden wichtige Rahmendaten �ber die Produktion und Strukturen der
landwirtschaftlichen Betriebe dargestellt. Dazu werden sowohl Ergebnisse f�r die
land- und forstwirtschaftlichen Betriebe insgesamt als auch f�r Betriebe mit çkologi-
schem Landbau betrachtet.

Die Betriebe des çkologischen Landbaus werden gesondert beschrieben, da sich
diese in ihrer Struktur von den anderen landwirtschaftlichen Betrieben in Deutschland
unterscheiden. Gestiegenes Verbraucherinteresse und ge�nderte institutionelle Rah-
menbedingungen haben zu einem Zuwachs an �kobetrieben gef�hrt. Sie sind aber
sowohl im Hinblick auf die Zahl der Betriebe als auch auf den Anteil an der landwirt-
schaftlich genutzten Fl�che noch von geringer Bedeutung f�r die Landwirtschaft ins-
gesamt.

Ebenso erfolgt eine getrennte Beschreibung der Forstwirtschaft, da die forstwirt-
schaftlichen Betriebe nicht Bestandteil der zweij�hrlich stattfindenden Betriebsstruk-
turerhebung sind.

13.1 Bedeutung der Agrarwirtschaft

Mit der Versorgung der Bevçlkerung und der Sicherstellung der Ern�hrung zu ange-
messenen Preisen erbringt die Agrarwirtschaft eine bedeutsame Leistung. So kçnnen
gut 80 % des Nahrungsbedarfs in Deutschland aus heimischer Produktion gedeckt
werden. Dennoch ist der Anteil der Landwirtschaft an der volkswirtschaftlichen Ge-
samtleistung (Bruttowertschçpfung) mit 1,1 % (2005) gering. Auch f�r die Besch�f-
tigung spielt die Landwirtschaft nur eine untergeordnete Rolle. W�hrend um die Jahr-
hundertwende noch gut jeder dritte und 1950 immerhin rund jeder vierte Erwerbst�-
tige in diesem Bereich t�tig war, nimmt gegenw�rtig nur noch etwa jeder f�nfzigste
die Landwirtschaft als Haupterwerbst�tigkeit wahr (nach Berechnungen der volks-
wirtschaftlichen Gesamtrechnungen).

Diese Zahlen machen deutlich, dass sich in der Landwirtschaft ein tief greifen-
der Wandel vollzieht. Die gleichzeitige Integration dieses Wirtschaftsbereichs in den
gemeinsamen Agrarmarkt der Europ�ischen Union f�hrt zugleich dazu, dass erheb-
liche Haushaltsmittel der EU (2005: 53 Mrd. Euro) und der Bundesrepublik (2005:
5 Mrd. Euro) durch die Landwirtschaft gebunden sind.



Neben der Bedeutung der landwirtschaftlichen Produktion f�r die Ern�hrungssiche-
rung mit qualitativ hochwertigen heimischen Nahrungsmitteln ist die Verantwortung
der Landwirtschaft f�r Gesellschaft und Umwelt hervorzuheben. Dazu gehçren die
Erhaltung der Besiedlungsstruktur l�ndlicher Gebiete und die Erhaltung der �ber Jahr-
hunderte gewachsenen Kulturlandschaft durch die Bewirtschaftung der landwirt-
schaftlichen Fl�chen. Von den Landwirten wird verantwortliches Handeln im çko-
logisch gepr�gten Anbau und in der artgerechten Nutztierhaltung gefordert.

So hat neben der Sicherung der Ern�hrung die Erhaltung und Pflege der l�ndlichen
R�ume durch die Landwirtschaft eine weitaus grçßere Bedeutung, als sie im Beitrag
der Landwirtschaft zur Bruttowertschçpfung der Gesamtwirtschaft zum Ausdruck
kommt.

Tab. 1: Eckdaten �ber die Land- und Forstwirtschaft, Fischerei 20051

Landwirtschaftlich genutzte Fl�che 17,0 Mill. Hektar =
48 % der Fl�che Deutschlands

Landwirtschaftliche Betriebe 395500
Bruttowertschçpfung in der Land- und
Forstwirtschaft, Fischerei

21,8 Mrd. EUR =
1,1 % der gesamten Bruttowert-
schçpfung

Mit betrieblichen Arbeiten Besch�ftigte
in der Landwirtschaft 1,3 Mill.

1 Vorl�ufige Angaben.

13.2 Bodennutzung

Die Fl�chenerhebung nach Art der tats�chlichen Nutzung lieferte 2005 zum viertenMal
(nach 1993) f�r Deutschland Angaben zur Nutzung der Bodenfl�che nach einheitlichen
methodischen Maßst�ben f�r alle 16 Bundesl�nder.

Die Ergebnisse zeigen, dass die Bodenfl�che der Bundesrepublik Deutschland
357050 Quadratkilometer betr�gt. Nach wie vor beansprucht die Landwirtschaftsfl�-
che mit 53 % den grçßten Anteil; er betrug im fr�heren Bundesgebiet einschließlich
Berlin-Ost 51 %, in den neuen L�ndern lag er mit 57 % hçher. In acht L�ndern wird
mindestens die H�lfte der Bodenfl�che landwirtschaftlich genutzt: Den hçchsten Wert
hat Schleswig-Holstein mit 71 %. Neben den drei Stadtstaaten haben Hessen und
Rheinland-Pfalz mit jeweils knapp 43 % den geringsten Anteil.

Die Waldfl�che betr�gt etwa 30 % der Gesamtfl�che Deutschlands. W�hrend im fr�-
heren Bundesgebiet einschließlich Berlin-Ost mehr als 31 % der Fl�che mit Wald
bedeckt sind, sind es in den neuen L�ndern 28 %. Das waldreichste Land ist Rhein-
land-Pfalz mit gut 41 %, gefolgt von Hessen mit 40 %. Den geringsten Anteil an Wald-
fl�che besitzt Schleswig-Holstein mit fast 10 %.
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Die Siedlungs- und Verkehrsfl�che umfasst nahezu 46000 Quadratkilometer; das sind
etwa 13 %. Im fr�heren Bundesgebiet einschließlich Berlin-Ost ist der Anteil der Sied-
lungs- und Verkehrsfl�che mit gut 14 % deutlich hçher als in den neuen L�ndern mit
9 %. In den Fl�chenl�ndern Mecklenburg-Vorpommern, Brandenburg und Th�ringen
liegt der Anteil unter 10 %. Nordrhein-Westfalen mit knapp 22 % und das Saarlandmit
20 % besitzen den relativ grçßten Raum f�r Siedlungs- und Verkehrszwecke. In den
Stadtstaaten nimmt die Siedlungs- und Verkehrsfl�che �ber die H�lfte der Boden-
fl�che ein; in der Bundeshauptstadt Berlin sind es �ber zwei Drittel.

13.3 Landwirtschaftliche Betriebe

Der infolge des technischen und z�chterischen Fortschritts sowie der ge�nderten
Agrarpolitik stattfindende Strukturwandel in der deutschen Landwirtschaft wird im
Rahmen der Agrarstrukturerhebung am R�ckgang der Betriebszahlen und damit ver-
bunden der in der Landwirtschaft besch�ftigten Arbeitskr�fte deutlich. So ging die
Zahl der landwirtschaftlichen Betriebe von 1999 bis 2005 von rund 472000 auf gut
395000 zur�ck. Das betrifft vor allem kleine und mittlere Betriebe mit einer landwirt-
schaftlich genutzten Fl�che (LF) bis unter 75 Hektar.

Gleichzeitig f�hrte der Strukturwandel zu Landwirtschaftsbetrieben mit einer wach-
senden Fl�chenausstattung von durchschnittlich 36,3 Hektar LF im Jahr 1999 auf
43,1 Hektar LF im Jahr 2005. Dieser Wandel ist vor allem bei den Betrieben im fr�he-
ren Bundesgebiet zu beobachten.

Abb. 1: Aufteilung der Fl�che nach Nutzungsarten
in Prozent



Tab. 2: Betriebe und durchschnittliche Betriebsgrçße1

der landwirtschaftlichen Betriebe in Hektar

Jahr Deutschland Fr�heres Bundesgebiet2 Neue L�nder3

Betriebe durch-
schnittliche

Grçße

Betriebe durch-
schnittliche

Grçße

Betriebe durch-
schnittliche

Grçße

1999 471960 36,3 441567 26,1 30393 184,4
2001 448936 38,1 418241 27,5 30695 182,4
2003 420697 40,4 390615 29,3 30082 184,6
20054 395495 43,1 365863 31,3 29632 188,4

1 Landwirtschaftliche Betriebe mit 2 ha landwirtschaftlich genutzter Fl�che (LF) und mehr bzw. mit
einer Mindestgrçße an Erzeugungseinheiten. – 2 Ab 2001 einschl. Berlin-Ost. – 3 1999 einschl.
Berlin-Ost. – 4 Vorl�ufiges Ergebnis.

Tab. 3: Betriebe und landwirtschaftlich genutzte Fl�che (LF)1

in der Landwirtschaft

Landwirtschaftliche
Betriebe, Landwirt-
schaftlich genutzte
Fl�che
… bis unter … ha

Betriebe Landwirtschaftlich
genutzte Fl�che

1999 2003 20052 1999 2003 20052

Anzahl in 1000 1000 ha

Deutschland
unter 10 191,6 165,4 149,4 831,3 712,5 648,3
10– 30 139,1 117,3 110,0 2564,9 2138,6 2006,1
30– 50 62,6 54,5 51,6 2426,8 2127,6 2016,3
50–100 54,3 54,9 54,2 3738,6 3823,2 3790,0
100–200 16,3 19,5 20,7 2161,3 2586,0 2766,3
200 und mehr 8,0 9,0 9,6 5428,6 5620,1 5800,9
Insgesamt 472,0 420,7 395,5 17151,6 17008,0 17028,0

Fr�heres Bundesgebiet3

unter 10 179,8 153,9 138,5 785,2 666,7 604,6
10– 30 133,6 112,0 104,6 2467,7 2044,0 1910,5
30– 50 60,6 52,6 49,7 2351,5 2051,0 1940,9
50–100 51,8 52,5 51,7 3558,7 3647,6 3612,2
100–200 13,6 16,8 18,1 1766,8 2199,8 2379,9
200 und mehr 2,0 2,8 3,2 616,0 846,8 998,3
Zusammen 441,6 390,6 365,9 11545,9 11455,8 11446,4

Neue L�nder4

unter 10 11,8 11,5 10,9 46,1 45,8 43,7
10– 30 5,5 5,4 5,4 97,1 94,5 95,6
30– 50 1,9 2,0 1,9 75,3 76,7 75,4
50–100 2,5 2,4 2,5 179,9 175,6 177,9
100–200 2,7 2,6 2,6 394,5 386,2 386,4
200 und mehr 6,0 6,2 6,3 4812,7 4773,3 4802,5
Zusammen 30,4 30,1 29,6 5605,6 5552,2 5581,5

1 Landwirtschaftliche Betriebe mit 2 ha landwirtschaftlich genutzter Fl�che (LF) und mehr bzw. mit
einer Mindestgrçße an Erzeugungseinheiten. – 2 Vorl�ufiges Ergebnis. – 3 Ab 2001 einschl. Ber-
lin-Ost. – 4 1999 einschl. Berlin-Ost.
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Der Umstrukturierungsprozess in den neuen L�ndern fand im Wesentlichen in den
Jahren nach der Vereinigung Deutschlands statt. Aus den 1989 existierenden 464
Staatsg�tern (VEG), 3844 Landwirtschaftlichen Produktionsgenossenschaften (LPG)
und 370 weiteren genossenschaftlichen sowie zwischenbetrieblichen Einrichtungen,
gingen die Nachfolgeunternehmen in Form juristischer Personen sowie Einzel-
unternehmen und Personengesellschaften hervor. Die Betriebsgrçßenstruktur ist hier
seit 1999 vergleichsweise stabil, die durchschnittliche Betriebsgrçße erhçhte sich
nur geringf�gig auf 188,4 Hektar LF.

Frei gewordene landwirtschaftlich genutzte Fl�chen, z.B. infolge von Betriebsaufga-
ben, werden von verbleibenden Betrieben vor allem �ber Pachtvertr�ge zur Fl�chen-
aufstockung genutzt. Der Anteil der Pachtfl�chen an der selbst bewirtschafteten LF
hat sich im Zeitraum von 1999 bis 2005 kaum ver�ndert. Der Pachtlandanteil ist
in Deutschland geringf�gig von 63 % im Jahr 1999 auf 62,6 % gesunken, was auf
den sinkenden Pachtfl�chenanteil in den neuen Bundesl�ndern von 90 auf 81,2 %
zur�ckzuf�hren ist. Im fr�heren Bundesgebiet bewegt sich dieser Anteil im betrach-
teten Zeitraum fast konstant um 54 %.

13.4 Rechtsformen und Arbeitskr�fte
in der Landwirtschaft

13.4.1 Rechtsformen

Weiterhin wird vor allem im fr�heren Bundesgebiet der �berwiegende Teil der land-
wirtschaftlichen Produktion von Betrieben in der Rechtsform Einzelunternehmen na-
t�rlicher Personen erbracht.

Die landwirtschaftlichen Betriebe Deutschlands gliederten sich 2005 nach vorl�ufigen
Ergebnissen in 1,3 % juristische Personen und in 98,7 % nat�rliche Personen, wobei
von den nat�rlichen Personen 95,2 % auf Einzelunternehmen und 4,8 % auf Per-
sonengesellschaften entfielen. In den neuen L�ndern betrugen diese Anteile 11,3 %
(juristische Personen) und 88,7 % (nat�rliche Personen) mit 87,8 % Einzelunterneh-
men und 12,2 % Personengesellschaften. Bei der landwirtschaftlich genutzten Fl�che
bewirtschafteten die nat�rlichen Personen 2005 einen Anteil der Fl�che von 82,3 %
mit einer durchschnittlichen Fl�chenausstattung von 35,9 Hektar LF je Betrieb. Von
diesen entfielen 83,6 % mit einer durchschnittlichen Fl�che von 31,6 Hektar LF auf
Einzelunternehmen und 16,4 % mit einer durchschnittlichen LF von 122,6 Hektar auf
Personengesellschaften.

Durch juristische Personen bewirtschaftet wurden 17,7 % der LF mit einer Betriebs-
grçße von durchschnittlich 567,9 Hektar. Hierbei sind deutliche Unterschiede zwi-
schen dem fr�heren Bundesgebiet einschließlich Berlin-Ost und den neuen L�ndern
festzustellen. Einzelunternehmen bewirtschafteten im fr�heren Bundesgebiet ein-
schließlich Berlin-Ost 89,8 % der LF mit durchschnittlich 29,6 Hektar LF und in



den neuen L�ndern 25,8 % der LF mit durchschnittlich 62,4 Hektar LF. Bei den Per-
sonengesellschaften sind es dort 22,3 % der LF mit durchschnittlich 386,7 Hektar LF
und im fr�heren Bundesgebiet einschließlich Berlin-Ost 9,2 % der LF mit 68,3 Hek-
tar. Die Verteilung der Rechtsformen gegen�ber 1999 weist keine sehr deutlichen
Ver�nderungen auf. Allerdings gehçrten die aufgebenden Betriebe �berwiegend der
Rechtsform Einzelunternehmen an.

In Deutschland gab es im Jahr 2005 insgesamt 162400 Haupterwerbsbetriebe und
203100 Nebenerwerbsbetriebe. Die Mehrzahl der Familienbetriebe wird im Neben-
erwerb gef�hrt. Auf sie entfallen knapp 2,8 Mill. Hektar LF, durchschnittlich 14 Hek-
tar LF je Betrieb. Nebenerwerbsbetriebe sind im fr�heren Bundesgebiet mit 2,5
Mill. Hektar (89,6 % der LF der im Nebenerwerb gef�hrten Betriebe Deutschlands)
ein wesentlicher Bestandteil der Agrarstruktur. In den neuen L�ndern spielen sie
mit 0,3 Mill. Hektar nur eine untergeordnete Rolle. Die im Haupterwerb gef�hrten
Betriebe bewirtschafteten mit durchschnittlich 54,8 Hektar LF eine rund viermal grç-
ßere LF als die Nebenerwerbsbetriebe. Dabei treten jedoch große regionale Unter-
schiede auf. Die Spanne reicht von einer durchschnittlichen Fl�chenausstattung im
Haupterwerb von 37,8 Hektar LF in Bayern bis zu 238 Hektar LF in Mecklenburg-
Vorpommern.

13.4.2 Arbeitskr�fte

Im Jahr 2005 waren rund 1,3 Mill. Arbeitskr�fte in der Landwirtschaft t�tig. Das be-
deutet einen R�ckgang in der Zahl der Besch�ftigten um 32,7 % seit 1991, von dem
knapp 417100 Arbeitskr�fte im fr�heren Bundesgebiet und 197600 in den neuen L�n-
dern betroffen waren.

Eine Untergliederung der Arbeitskr�fte in Familienarbeitskr�fte und familienfremde
Arbeitskr�fte verdeutlicht die unterschiedliche Besch�ftigtenstruktur in der Landwirt-
schaft in Deutschland infolge der verschiedenen Anteile an den Rechtsformen. So
�berwogen 2005 im fr�heren Bundesgebiet nach wie vor die Familienarbeitskr�fte
mit rund 733700 Personen, davon 190600 Vollbesch�ftigte (26 %). Fast jede dritte
der im Betrieb besch�ftigten Familienarbeitskr�fte geht hier zus�tzlich einer anderen
Erwerbst�tigkeit nach. In den neuen L�ndern dominieren aufgrund einer anderen
Rechtsformstruktur die familienfremden Arbeitskr�fte. Von den 164400 Arbeitskr�f-
ten sind 125500 familienfremde Arbeitskr�fte, mit einem Anteil von 54,3 % Vollbe-
sch�ftigung. Jede vierte der rund 38800 Familienarbeitskr�fte in den neuen L�n-
dern ist vollbesch�ftigt. Hier gehen 39,4 % der Familienarbeitskr�fte zus�tzlich einer
anderen Erwerbst�tigkeit außerhalb der Landwirtschaft nach.

Die Zahl der nicht st�ndigen familienfremden Arbeitskr�fte ist in Deutschland mit
insgesamt 304600 Personen gegen�ber 1999 fast stabil geblieben. Von den nicht
st�ndig Besch�ftigten sind 263100 Arbeitskr�fte im fr�heren Bundesgebiet und
41500 Arbeitskr�fte in den neuen L�ndern t�tig mit einem leichten R�ckgang von
4400 im fr�heren Bundesgebiet und einem Anstieg von 8600 Personen in den neuen
L�ndern.
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Tab. 4: Arbeitskr�fte in landwirtschaftlichen Betrieben
nach Besch�ftigtenkategorien
in 1000

Besch�ftigtenkategorien 1991 1999 2003 20051

Per-
sonen

AK-E2 Per-
sonen

AK-E2 Per-
sonen

AK-E2 Per-
sonen

AK-E2

Arbeitskr�fte
insgesamt 1878,7 1018,3 1437,0 612,3 1303,3 588,3 1264,1 554,2

darunter
vollbesch�ftigt 667,1 . 382,5 374,8 339,9 … 325,6 …

davon:
Familienarbeitskr�fte 1370,4 624,4 940,8 406,6 822,7 388,4 772,6 351,5

darunter
vollbesch�ftigt 359,9 351,9 231,5 223,9 209,3 … 200,8 …

st�ndige
(familienfremde)
Arbeitskr�fte 403,7 361,7 195,9 170,2 191,4 157,6 186,9 150,1

darunter
vollbesch�ftigt 307,2 . 151,0 150,9 130,6 … 124,8 …

nicht st�ndig Besch�ftigte
(einschl. Saison-
arbeitskr�fte) 104,6 32,2 300,3 35,6 289,2 42,3 304,6 52,6

1 Vorl�ufige Angaben.
2 Eine Arbeitskr�fte-Einheit (AK-E) entspricht der Arbeitsleistung einer mit betrieblichen Arbeiten voll-

besch�ftigten und nach ihrem Alter voll leistungsf�higen Arbeitskraft.

13.5 Pflanzliche Produktion

13.5.1 Anbaufl�chen

Die landwirtschaftlichen Betriebe in Deutschland bewirtschafteten 2005 rund 17 Mill.
Hektar LF, darunter fast 12 Mill. Hektar Ackerland (70 %), 5 Mill. Hektar Dauergr�nland
(29 %) und rund 100000 Hektar Rebland (1 %). Bei einem weiteren R�ckgang der
landwirtschaftlich genutzten Fl�chen in den vergangenen vier Jahren um 67900 Hek-
tar oder 0,4 % ist der Anteil des Ackerlandes gegen�ber dem Dauergr�nland leicht
gestiegen. Der Rebfl�chenanteil ist leicht gesunken.

Auf dem Ackerland hat 2005 vor allem der Getreideanbau als eine der wichtigsten
Nahrungsgrundlagen f�r Mensch und Tier mit 6,9 Mill. Hektar oder knapp 58 % der
Fl�che etwas an Bedeutung abgenommen, wobei der ertragreiche Weizen mit einer
Anbaufl�che von gut 3 Mill. Hektar (+10 % gegen�ber 2001) inzwischen knapp 27 %
der Ackerfl�che einnimmt. Die zweitwichtigste Getreideart ist Gerste mit etwa 2 Mill.
Hektar ( –7 % gegen�ber 2001). Sowohl beim Anbau von Triticale mit 482100 Hek-
tar (–10 % in den letzten vier Jahren) als auch von Roggenmit 555000 Hektar (–34 %)
ist ein R�ckgang zu verzeichnen. Weiterhin r�ckl�ufig ist auch der Anbau von Hafer



mit 210900 Hektar und einer Abnahme von knapp 10 %. Kçrnermais (einschl. Corn-
Cob-Mix) konnte 2005 seine Anbaufl�chen bei einer Zunahme um beinahe 12 % auf
443300 Hektar ausbauen. Bei Futterpflanzen haben die Anbaufl�chen um fast 15 %
auf 1,81 Mill. Hektar zugenommen, w�hrend bei Brachfl�chen eine Abnahme von
knapp 8 % auf 782300 Hektar zu verzeichnen ist.

Die im Ertrag stehende Rebfl�che umfasste im Jahr 2005 etwa 98900 Hektar. Sie
nahm gegen�ber 2001 um knapp 1 % ab. 63 % dieser Fl�che sind mit weißen
und 37 % mit roten Rebsorten bestockt. Im Jahr 2001 betrug der Anteil der weißen
Rebsorten an der Rebfl�che im Ertrag noch 73 %, derjenige der roten Sorten 27 %.
Damit setzt sich der langfristige Trend der Sortenverschiebung von den weißen zu
den roten Sorten fort.

Tab. 5: Verteilung der Anbaufl�che auf dem Ackerland
in Prozent (Ackerland = 100 %)

Fruchtart 1999 2001 2003 20051

Weizen 22,0 24,5 25,1 26,7
Wintergerste 11,6 12,5 11,2 11,4
Sommergerste 7,1 5,4 6,4 5,1
Hafer 2,3 2,0 2,2 1,8
Roggen 6,3 7,1 4,5 4,6
�brige Getreidearten 6,8 8,2 8,5 8,1
Getreide zusammen 56,1 59,6 57,8 57,6
Kartoffeln 2,6 2,4 2,4 2,3
�brige Hackfr�chte 4,3 3,9 3,9 3,7
Hackfr�chte zusammen 6,9 6,3 6,3 6,0
Gr�nmais/Silomais 10,2 9,6 9,9 10,6
�brige Futterpflanzen 4,3 3,8 3,5 4,5
Futterpflanzen zusammen 14,5 13,4 13,4 15,2
Sonstige Ackerfl�che 22,5 20,7 22,4 21,3

1 Vorl�ufiges Ergebnis.

13.5.2 Ernteertr�ge und Erntemengen

Das Erntejahr 2005 war durch einen sehr sp�ten Vegetationsbeginn im Fr�hjahr und
eine sehr wechselhafte Witterung gekennzeichnet. Die Ertr�ge und vor allem die Qua-
lit�tseigenschaften des Getreides wurden durch eine mehrwçchige Regenperiode in
der Haupterntezeit erheblich beeintr�chtigt. W�hrend im Herbst 2004 noch �berwie-
gend gute Aussaatbedingungen vorherrschten, setzte die Fr�hjahrsbestellung von
Getreide aufgrund von nassen Bçden versp�tet ein.

Dennoch konnten die Landwirte 2005 eine zwar im Vergleich zur Spitzenernte 2004
geringere, aber im langfristigen Vergleich gesehen etwas �berdurchschnittliche Ernte
einbringen. Im Jahr 2003 war dagegen die Ernte aufgrund der extremen Trockenheit
und Hitze im Sommer außerordentlich niedrig ausgefallen.
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Tab. 6: Durchschnittliche Hektarertr�ge und Gesamterntemengen

Frucht-, Gem�se-,
Obstart, Wein

Hektarertrag Erntemengen

1999 2001 2003 20051 1999 2001 2003 20051

Feldfr�chte: dt je ha 1000 t
Winterweizen 76,4 79,2 65,5 75,2 18649,9 22565,6 18566,3 23483,9
Roggen 57,9 61,3 42,9 51,0 4323,5 5132,3 2277,4 2830,2
Wintergerste 65,9 70,9 52,7 65,6 9026,1 10441,0 6978,6 8914,4
Kartoffeln 375,0 407,8 345,2 403,8 11568,4 11502,8 9915,7 11157,6
Zuckerr�ben 563,6 552,4 532,2 . 27568,8 24729,9 23715,7 .
Raps und R�bsen 35,8 36,6 28,7 37,5 4284,6 4160,1 3633,9 5049,9

Gem�se:
Weißkohl 761,2 744,2 680,6 696,5 559,5 482,8 488,1 425,4
Kopfsalat 249,0 256,7 255,3 278,9 92,2 76,8 74,5 90,0
Frischerbsen 59,6 58,9 46,6 55,9 23,8 27,0 26,4 28,7

Obst2

(Marktobstbau): kg je Baum 1000 t
�pfel . 15,8 12,8 271,9 1036,1 922,4 818,0 847,0
Birnen 23,1 20,0 19,8 173,7 54,0 46,8 53,5 36,3

Wein: hl je ha 1000 hl
Weißmost 117,1 85,9 83,7 89,8 9119,5 6240,3 5548,9 5637,3
Rotmost 135,0 105,1 85,6 100,0 3166,5 2841,1 2739,7 3609,5

1 Feldfr�chte und Wein, vorl�ufiges Ergebnis.
2 2005 Ertrag je Hektar.

Im Vergleich des Jahres 2005 gegen�ber dem sehr guten Erntejahr 2001 nahmen
die Hektarertr�ge bei Weizen (–5 %), Gerste (–7 %), Roggen (–17 %) und Tri-
ticale ( –13 %) ab. Lediglich bei Kçrnermais (einschl. CCM) sowie bei Raps und
R�bsen wurden 2,8 % bzw. 2,5 % hçhere Ertr�ge als 2001 erzielt. Die Rapsernte
fiel 2005 mit 5,05 Mill. Tonnen gut 4 % niedriger aus als die vorj�hrige Rekord-
ernte.

Im Jahr 2005 wurden 9,25 Mill. Hektoliter Weinmost in Deutschland geerntet. Die
Weinmosternte ist damit um fast 2 % hçher ausgefallen als 2001. Der Jahrgang
2005 ist durch eine gute Qualit�t gekennzeichnet: Von der gesamtenWeinmostmenge
sind knapp 77 % zur Herstellung von Qualit�tswein mit Pr�dikat (Kabinett, Sp�tlese,
Auslese, Beerenauslese, Trockenbeerenauslese und Eiswein) geeignet. Im Jahr 2000
waren dies nur 44 %.

Tab. 7: Qualit�t der Weinmosternte
Mengenanteil der Qualit�tsstufen in Prozent

Qualit�tsstufe 1994 1996 1998 2001 2003 20051

Tafelwein 1,6 0,4 1,1 0,4 3,3 0,1
Qualit�tswein 55,6 61,9 57,4 45,4 32,5 23,2
Qualit�tswein mit Pr�dikat 42,7 37,7 41,5 54,2 64,2 76,7

1 Vorl�ufiges Ergebnis.



13.6 Tierische Produktion

Die Viehhaltung besitzt f�r die deutsche Landwirtschaft traditionell eine große wirt-
schaftliche Bedeutung. In Deutschland haben insbesondere Rinder und Schweine
eine bedeutende Stellung in der Nutztierhaltung. Hierbei gibt es unterschiedliche re-
gionale Schwerpunkte. So ist die Erzeugung von Mastschweinen in einigen Regionen
(z.B. in Niedersachsen und Nordrhein-Westfalen) ein wichtiger Wirtschaftsfaktor,
w�hrend in Bayern die Rinderhaltung dominiert. Dabei geht der in den landwirtschaft-
lichen Betrieben insgesamt beobachtete Strukturwandel auch an den Betrieben mit
Viehhaltung nicht vor�ber. So gab es im Mai 1999 noch rund 352100 Betriebe mit
Viehhaltung. Diese Zahl hat zum Mai 2005 um rund 20 % auf 281000 Betriebe ab-
genommen: im fr�heren Bundesgebiet um –21 % auf 259700 Betriebe und in den
neuen L�ndern um – 8 % auf 21300 Betriebe.

Die Zahl der Betriebe mit Rindern ist in den vergangenen sechs Jahren um 23 % von
238000 (1999) auf 183400 im Mai 2005 zur�ckgegangen, wobei besonders die Zahl
der Betriebemit Milchviehhaltungmit –28 % einen noch st�rkeren R�ckgang erfahren
haben. Auch bei den Betrieben mit Schweinehaltung war im gleichen Zeitraum eine
Abnahme von rund 37 % festzustellen. So wurden im Mai 2005 in Deutschland noch
88700 Betriebe mit Schweinehaltung gez�hlt.

Tab. 8: Betriebe mit Viehhaltung im Mai 1999, 2001, 2003 und 2005
in 1000

Jahr Rinder Schweine Schafe

1999 238,0 141,4 34,0
2001 217,5 115,5 32,6
2003 198,1 103,4 31,4
2005 183,4 88,7 30,3

13.6.1 Viehbest�nde

Zurzeit werden nach den Ergebnissen der Erhebung �ber die Viehbest�nde am 3. Mai
2005 13,0 Mill. Rinder, 4,2 Mill. Milchk�he und 4,1 Mill. K�lber sowie Jungrinder bis
unter einem Jahr in den landwirtschaftlichen Betrieben in Deutschland gehalten. Dabei
sank die Zahl der Rinder in den vergangenen Jahren deutlich. So verringerte sich der
Rinderbestand in Deutschland im Vergleich zu 1999 um 1,9 Mill. Tiere. Traditionell ist
die Mutterkuhhaltung, d.h. die Haltung von K�hen ausschließlich zum Zwecke der
K�lberaufzucht, gegen�ber der Milchkuhhaltung von untergeordneter Bedeutung.
Dementsprechend ist die Entwicklung der Milchkuhbest�nde f�r die Rindermast be-
deutsam, da die K�lber, die zur Mast vorgesehen sind, vor allem aus der Milchkuh-
haltung stammen. Damit h�ngt die Entwicklung der Rinderbest�nde in Deutschland im
Wesentlichen von der Entwicklung der Milchkuhbest�nde ab. Auch bei Milchk�hen ist
generell eine Verringerung der Best�nde festzustellen. So reduzierten die Landwirte im
Vergleich zu 1999 die Zahl der Milchk�he um 11 %.
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Tab. 9: Viehbest�nde im Mai 1999, 2001, 2003 und 2005 in Mill.

Jahr Rinder Schweine Schafe

1999 14,9 26,1 2,7
2001 14,6 25,8 2,8
2003 13,6 26,3 2,7
2005 13,0 26,9 2,6

Die imMai 2005 in Deutschland in den 183400 landwirtschaftlichen Betrieben mit Rin-
derhaltung gez�hlten Herdengrçßen sind sehr unterschiedlich. So wurden 35 % der
Rinder in Betrieben mit 20 bis 99 Tieren gehalten (89900 Betriebe). Rund 38 600
oder 21 % aller Betriebe mit Rindern hatten im Mai 2005 einen Bestand von 100 Tie-
ren und mehr. In den St�llen dieser Betriebe standen zusammen 8 Mill. Rinder oder
61 % des gesamten Rinderbestandes. Im Mai 1999 hielten dagegen nur 17 % al-
ler Betriebe mit Rindern (39800 Betriebe) 100 Tiere oder mehr, aber noch 198100
Betriebe (83 %) zwischen 20 und 99 Rinder. Auch bei den Betrieben mit Milchkuhhal-
tung �nderte sich die Betriebsgrçßenstruktur deutlich: So standen im Mai 2005 56 %
der Milchk�he in Betrieben mit 50 Milchk�hen und mehr, im Mai 1999 waren es le-
diglich 45 %. Diese Ergebnisse zeigen, dass auch in der Rinderhaltung ein deutlicher
Konzentrationsprozess stattfindet.

Schweinehaltung erfolgt in der Regel haupts�chlich zur Fleischerzeugung. Dabei wird
bei der Schweinehaltung im Allgemeinen zwischen zwei Produktionsrichtungen un-
terschieden: die Sauenhaltung bzw. Ferkelerzeugung und die Schweinemast. Die Fer-
kelerzeugung findet in spezialisierten Betrieben statt, die ihre Ferkel an Mastbetriebe
liefern, in denen Ferkel bzw. L�ufer mit einem Gewicht von 20 bis 30 Kilogramm bis
zur Schlachtreife gem�stet werden.

Abb. 2: Rinder in landwirtschaftlichen Betrieben in Deutschland



Bundesweit wurden im Mai 2005 26,9 Mill. Schweine in den landwirtschaftlichen Be-
trieben in Deutschland gehalten. Damit standen nach den R�ckg�ngen der vergan-
genen Jahre so viele Schweine in den deutschen St�llen wie seit 1990 (30,8 Mill.
Schweine) nicht mehr. Die Schweinebest�nde wurden im Vergleich zu 1999 um knapp
3 % aufgestockt, wobei vor allem die Mastschweinezahl um 5 % auf 10,7 Mill. Tiere
zugenommen hat. Im Gegensatz dazu gehen die Best�nde an Zuchtschweinen zu-
r�ck: Im Mai 2005 wurden im Vergleich zu 1999 rund 6 % weniger Zuchtschweine
(2,6 Mill. Tiere) gehalten.

Bei der Schweinehaltung vollzog sich in den letzten Jahren ein deutlicher Konzent-
rationsprozess der Tierbest�nde. Entsprechend wurden im Mai 2005 von 24600 Be-
trieben mit 50 bis 999 Mastschweinen 67 % aller Mastschweine in Deutschland ge-
halten. Von ca. 1800 Betrieben mit einer Bestandsgrçße von 1000 Mastschweinen
undmehr wurden weitere 29 % aller Tiere in Deutschland gem�stet. Im Vergleich dazu
wurden 1999 noch knapp 30000 Betriebe mit 50 bis 999 Mastschweinen erfasst.

13.6.2 Schlachtungen, Milch- und Eiererzeugung

Im Jahr 2004 wurden in Deutschland 3,7 Mill. Rinder, 45,9 Mill. Schweine, 370000
K�lber und 910000 Schafe gewerblich geschlachtet. Das entsprach einer Fleisch-
erzeugung von gut 5,5 Mill. Tonnen aus gewerblichen Schlachtungen. Den Haupt-
anteil an der Fleischerzeugung hatte Schweinefleisch, gefolgt von Rindfleisch. Seit
1999 haben sich deutliche Ver�nderungen bei der Fleischproduktion ergeben. Die
gewerbliche Erzeugung von Rinder- und Kalbfleisch hat seit 1999 um knapp 7 %
abgenommen, die Produktion von Schweinefleisch andererseits um knapp 6 % zu-
genommen.
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Tab. 10: Fleischerzeugung von Rindern, Schweinen und Gefl�gel
in 1000 Tonnen

Jahr Rinder1 Schweine1 Gefl�gel2

1999 1280,9 4033,4 714,5
2001 1280,5 4017,2 822,7
2002 1245,9 4059,6 856,1
2003 1160,4 4194,4 928,1
2004 1195,3 4268,5 1016,9

1 Einschl. Abschnittsfette, ohne Innereien.
2 In Gefl�gelschlachtereien mit einer Schlachtkapazit�t von mindestens 2000 Tieren pro Monat.

Zudem wurden im Jahr 2004 1 Mill. Tonnen Gefl�gelfleisch produziert. Dies waren
etwa 15,5 %an der gesamten gewerblichen Fleischerzeugung. Hierunter nimmtMast-
h�hnchenfleisch mit 548000 Tonnen den grçßten Anteil ein, gefolgt von Truth�hner-
fleischmit 390000 Tonnen. Gefl�gelschlachtungen haben im Vergleich zum Jahr 1999
um 42,3 % zugenommen. Dies ist vor allem auf den Anstieg der Schlachtungen von
Masth�hnchen und Truth�hnern zur�ckzuf�hren.

Neben der Gefl�gelfleischerzeugung ist die Erzeugung von Eiern der zweite we-
sentliche Aspekt der Gefl�gelhaltung. Die Eiererzeugung wird durch die Erhebung
in Unternehmen mit Hennenhaltung und mindestens 3000 Hennenhaltungspl�tzen
abgebildet. Sie dient vor allem der Beobachtung der Produktionsentwicklung und
bildet eine Grundlage f�r die Sch�tzung der gesamten Produktion und der Eierbilan-
zen. Bis zum Jahr 2000 stieg die Eiererzeugung in den befragten Betrieben auf
gut 10,2 Mrd. St�ck. Ab dem Jahr 2001 ist ein R�ckgang der beobachteten Eier-
produktion festzustellen. So lag die produzierte Menge im Jahr 2004 nur noch bei
9,2 Mrd. St�ck. Mit 291 Eiern je Huhn ist allerdings die durchschnittliche Legeleis-
tung gegen�ber dem Jahr 2000 deutlich gestiegen.

Bei abnehmenden Milchkuhbest�nden steigt die durchschnittliche Milchleistung je
Kuh weiter an. Dies zeigt die Statistik der Milcherzeugung und -verwendung, welche
dieMenge der in landwirtschaftlichen Betrieben erzeugtenMilch und die durchschnitt-
liche Milchleistung je Kuh widerspiegelt. Die in Deutschland erzeugte Milchmenge
bleibt durch vorgegebene Quotierungen jedoch insgesamt weitgehend konstant.

Tab. 11: Erzeugung von Kuhmilch und Herstellung von Milcherzeugnissen

Jahr Milchproduktion Milcherzeugnisse in 1000 t1 Konsum-
milch-
absatz
1000 t1

insges.
1000 t

kg
je Kuh

Butter K�se2 Frisch-
k�se

Kondens-
milch

1999 28334 5909 427 846 748 564 5390
2001 28191 6213 420 1001 764 588 5485
2002 27874 6272 435 996 967 525 5524
2003 28533 6537 452 1039 777 492 5821
2004 28245 6585 444 1083 781 463 5798

1 Quelle: Bundesministerium f�r Ern�hrung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz, Bonn.
2 Hart-, Schnitt-, Weich-, Sauermilch- und Kochk�se.



13.7 Forstwirtschaft

Etwa 30 % (ca. 10,6 Mill. Hektar) der Fl�che Deutschlands sind mit Wald bedeckt.
Daran l�sst sich ermessen, welche Bedeutung der Wald als Wirtschaftsfaktor, aber
auch in çkologischer Hinsicht und f�r die Landschaftsgestaltung hat.

Die EU-Agrarpolitik fçrdert die Aufforstung landwirtschaftlich genutzter Fl�chen.
Damit ist die Erreichung von Zielen hinsichtlich der Art der Landnutzung sowie
der Gestaltung und Pflege der Kulturlandschaft verbunden. Die mit der Aufforstung
erfolgende Bindung eines erheblichen Fl�chenpotenzials, das f�r die Nahrungs-
und Futtermittelproduktion derzeit nicht bençtigt wird, f�hrt nicht nur zu einer Ent-
lastung der Agrarm�rkte, sondern sie schafft auch neue Arbeitsmçglichkeiten und
wirkt sich g�nstig auf die Umwelt aus. Die Erweiterung der erneuerbaren Ressource
Holz vollzieht sich dabei auf eine sehr umweltvertr�gliche Art und Weise. Dar�ber
hinaus bietet der Wald der Bevçlkerung einen Raum f�r Erholung und Freizeitge-
staltung.

Die Waldfl�che der land- und forstwirtschaftlichen Betriebe in Deutschland umfasst
rund 9,0 Mill. Hektar. Forstbetriebe bewirtschaften davon 7,6 Mill. Hektar, landwirt-
schaftliche Betriebe 1,5 Mill. Hektar.

Die von Forstbetrieben bewirtschafteten Waldfl�chen sind zu 50 % Staatswald, zu
29 % Kçrperschaftswald und zu 22 % Privatwald.

Nach Bundesl�ndern gegliedert hat Bayern den mit Abstand grçßten Anteil am Wald-
bestand. Bezogen auf dieWaldfl�che der land- und forstwirtschaftlichen Betriebe sind
das knapp 22 %. Es folgen die Bundesl�nder Baden-W�rttemberg mit gut 13 %,
Brandenburg mit 10 % sowie Niedersachsen mit knapp 10 %.

Der j�hrliche Holzeinschlag in Deutschland lag in den vergangenen Jahren zwischen
37 und 55 Mill. Kubikmetern. Etwa 53 % des gesamten Holzeinschlags von 55 Mill.
entfielen im Jahr 2004 auf Nadelstammholz, knapp 7 % auf Laubstammholz und
knapp 41 % auf Industrieholz und Brennholz.

Tab. 12: Betriebe mit Waldfl�che 2003

Betriebsarten Anzahl der
Betriebe mit
Waldfl�che

Waldfl�che
1000 ha

Waldfl�che
je Betrieb

ha

Forstbetriebe1 28821 7589,2 263,3
Staatsforsten 869 3761,0 4328,0
Kçrperschaftsforsten 8377 2189,8 261,4
Privatforsten 19576 1638,4 83,7
LandwirtschaftlicheBetriebe2

mit Waldfl�che 215767 1453,4 6,7
BetriebemitWaldfl�che
insgesamt 244588 9042,6 37,0

1 Forstbetriebe mit 10 ha Waldfl�che und mehr.
2 Landwirtschaftliche Betriebe mit 2 ha landwirtschaftlich genutzter Fl�che (LF) und mehr bzw. mit

einer Mindestgrçße an Erzeugungseinheiten.
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13.8 �kologischer Landbau

13.8.1 Bedeutung des çkologischen Landbaus

Der çkologische Landbau ist dadurch gekennzeichnet, dass beim Anbau keine che-
misch-synthetischen Hilfsmittel (D�nger, Pflanzenschutz) zum Einsatz kommen und
ein geschlossenes çkologisches System im Betrieb angestrebt wird. Nat�rliche Le-
bensprozesse wie Bodenfruchtbarkeit und Abwehrkr�fte sollen gefçrdert bzw. ge-
st�rkt werden. Die vorgeschriebene Wirtschaftsweise und die Mindestnormen f�r
�kobetriebe wurden 1991 in der Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 festgelegt. Diese
Verordnung galt ausschließlich f�r die pflanzliche Erzeugung und wurde 1999 durch
die �ko-Tierhaltungs-Verordnung um weitere Grundregeln zur Tierhaltung erg�nzt.
Seit der Landwirtschaftsz�hlung 1999 werden in der amtlichen Agrarstatistik in
Deutschland im zweij�hrlichen Turnus Daten zum çkologischen Landbau erfasst.

13.8.2 Betriebe mit çkologischem Landbau

Nach den Ergebnissen der Agrarstrukturerhebung 2005 gab es in Deutschland 13700
çkologisch wirtschaftende Betriebe, das sind 3,5 % aller landwirtschaftlichen Be-
triebe. Dies entspricht einem Zuwachs vonmehr als 4100 Betrieben (+43,1 %) gegen-
�ber der Landwirtschaftsz�hlung 1999. Die 13700 Betriebe bewirtschafteten rund
784000 Hektar LF, d.h. der Umfang an çkologisch genutzter LF stieg um ca. 294900
Hektar gegen�ber 1999. Damit bewirtschaften 3,5 % der landwirtschaftlichen Betrie-
be einen Anteil von 4,6 % der gesamten LF. Bei der Erfassung der çkologischen
Betriebe ist zu beachten, dass erst mit In-Kraft-Treten der �ko-Tierhaltungs-Verord-
nung 1804/1999 ab 2001 tierhaltende �kobetriebe in der Agrarstrukturerhebung Be-
r�cksichtigung finden konnten.

Auch 2005 war, wie in den vorangegangenen Erhebungen, in den neuen L�ndern der
Anteil der �kobetriebe an der Zahl der Landwirtschaftsbetriebe insgesamt doppelt so
hoch wie im fr�heren Bundesgebiet. Dementsprechend unterscheiden sich die Anteile
der �kofl�chen an der gesamten bewirtschafteten LF mit 6,2 % in den neuen L�ndern
und 3,8 % im fr�heren Bundesgebiet. Die durchschnittliche Betriebsgrçße der Be-
triebe mit çkologischem Landbau betrug 57 Hektar LF, rund 6 Hektar mehr als 1999.
Vergleicht man diese im fr�heren Bundesgebiet und in den neuen L�ndern, so werden
die bereits 1999 und 2001 festgestellten Unterschiede bei der Fl�chenausstattung
noch deutlicher. Die �kobetriebe in den neuen L�ndern verf�gten 2005 �ber eine
durchschnittliche Betriebsgrçße von 182 Hektar LF, w�hrend der Durchschnitt im
fr�heren Bundesgebiet bei 37 Hektar LF lag. Somit war die Betriebsgrçße der �ko-
betriebe im fr�heren Bundesgebiet von 32 auf 37 Hektar LF gestiegen, w�hrend sie
in den neuen L�ndern von 191 auf 182 Hektar zur�ckging. Insgesamt verf�gten die
�kobetriebe wie in den Erhebungsjahren zuvor mit durchschnittlich 43 Hektar LF wei-
terhin �ber eine hçhere Fl�chenausstattung als die Betriebe insgesamt. Von 1999
bis 2005 verringerte sich die Zahl der Betriebe in allen Betriebsgrçßenklassen bis un-
ter 75 Hektar LF um 19,5 %, w�hrend die Zahl der Betriebe mit 75 und mehr Hektar



Tab. 13: Betriebe und landwirtschaftlich genutzte Fl�che im çkologischen
Landbau 1999, 2003 und 2005

Landwirtschaftlich
genutzte Fl�che von
…–unter … ha

Betriebe Landwirtschaftlich genutzte Fl�che

1999 2003 20051 Anteil2

%

1999 2003 20051 Anteil3

%Anzahl in 1000 1000 ha

Deutschland
unter 10 2,4 3,3 2,9 2,0 12,5 18,4 16,1 2,5
10– 30 3,3 5,0 4,9 4,5 62,8 91,9 91,5 4,6
30– 50 1,6 2,3 2,2 4,3 63,0 87,6 86,1 4,3
50–100 1,3 2,0 2,1 3,9 91,1 142,0 145,8 3,8
100–200 0,5 0,8 1,0 4,5 69,8 105,4 129,0 4,7
200 und mehr 0,3 5,4 0,6 6,4 189,8 285,8 315,4 5,4
Insgesamt 9,6 13,9 13,7 3,5 489,1 731,2 784,0 4,6

Fr�heres Bundesgebiet
unter 10 2,3 3,0 2,7 1,9 11,8 17,1 14,6 2,4
10– 30 3,1 4,6 4,5 4,3 58,3 85,1 84,0 4,4
30– 50 1,5 2,1 2,0 4,0 57,7 79,4 77,6 4,0
50–100 1,2 1,8 1,8 3,5 79,5 125,2 126,4 3,5
100–200 0,3 0,5 0,7 3,7 43,7 70,8 87,6 3,7
200 und mehr 0,1 0,1 0,1 4,4 17,7 36,7 46,7 4,7
Zusammen 8,4 12,2 11,8 3,2 268,6 414,3 43,7 3,8

Neue L�nder
unter 10 0,1 0,2 0,3 2,6 0,7 1,3 1,6 3,6
10– 30 0,2 0,4 0,4 7,4 4,6 6,8 7,6 7,9
30– 50 0,1 0,2 0,2 11,0 5,3 8,3 8,5 11,3
50–100 0,2 0,2 0,3 11,0 11,6 16,8 19,4 10,9
100–200 0,2 0,2 0,3 10,6 26,2 34,6 41,4 10,7
200 und mehr 0,3 0,4 0,5 7,4 172,1 249,1 268,8 5,6
Zusammen 1,2 1,7 1,9 6,4 220,4 316,9 347,2 6,2

1 Vorl�ufiges Ergebnis.
2 Anteil der Betriebe im çkologischen Landbau an allen landwirtschaftlichen Betrieben.
3 Anteil der LF im çkologischen Landbau an der gesamten LF.

LF seit 1999 stetig um durchschnittlich 3 % pro Jahr von 41700 Betriebe auf 49300
Betriebe gestiegen ist.

13.8.3 Fl�chennutzung im çkologischen Landbau

Der Fl�chenzuwachs in �ko-Betrieben zwischen 1999 und 2005 betrifft alle Hauptnut-
zungsarten. In besonderem Maße haben die Dauergr�nlandfl�chen im �ko-Landbau
von 229100 auf 399800 Hektar (+74,5 %) zugenommen. Aber auch die Ackerfl�che
wuchs um 48,4 % auf 375100 Hektar. Die Dauerkulturen wiesen im çkologischen Land-
bau eine stetige Steigerung von 7000 Hektar (1999) auf 8900 Hektar (2005) auf. Auff�llig
sind die sich �ndernden Anteile von Dauergr�nland und Ackerland an der gesamten
landwirtschaftlich genutzten Fl�che der �ko-Betriebe. �berwog 1999 im çkologischen

276



277

Landbau mit 51,7 % noch das Ackerland gegen�ber dem Dauergr�nland mit 46,8 %,
stellen sich die Anteile im Jahr 2005 umgekehrt dar: 47,8 % Ackerland und 51,0 %
Dauergr�nland.

Tab. 14: Landwirtschaftlich genutzte Fl�che in Betrieben mit çkologischem
Landbau 1999, 2003 und 2005
in 1000 ha

Hauptnutzungs-
arten

Deutschland Fr�heres Bundesgebiet Neue L�nder

1999 2003 20051 1999 2003 20051 1999 2003 20051

Landwirtschaftlich
genutzte Fl�chen 489,1 731,2 784,0 268,6 414,3 436,8 220,4 316,9 347,2
Ackerland 252,8 348,8 375,1 133,6 170,2 177,8 119,3 178,6 197,3
Dauerkulturen 7,0 8,2 8,9 5,1 6,0 6,6 1,8 2,1 2,3
Dauergr�nland 229,1 374,0 400,0 129,8 237,9 252,3 99,3 136,1 147,5

1 Vorl�ufiges Ergebnis.

Abb. 4: �kologischer Landbau in Deutschland
Anteil der Betriebe und der Fl�che (LF) an der Landwirtschaft insgesamt
in Prozent

1 Vorl�ufiges Ergebnis.



14 Produzierendes Gewerbe

14.1 Bedeutung des Produzierenden Gewerbes

Das Produzierende Gewerbe ist weiterhin einer der zentralen Bereiche der Wirtschaft.
Allerdings hat sich seine Bedeutung in den vergangenen Jahren gegen�ber dem
Dienstleistungssektor verringert. Wurde im fr�heren Bundesgebiet bis Anfang der
1970er-Jahre im sog. »sekund�ren Sektor« noch mehr als die H�lfte der gesamtwirt-
schaftlichen Leistung erbracht und fand dort knapp die H�lfte der Erwerbst�tigen
(nach Ergebnissen der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen) einen Arbeitsplatz,
so nahm in den darauf folgenden Jahrzehnten der Anteil des Produzierenden Gewer-
bes an der Bruttowertschçpfung stetig ab. 2005 hatte das Produzierende Gewerbe
nur noch einen Anteil von rund 30 % an der Bruttowertschçpfung und rund 26 % der
Erwerbst�tigen in Deutschland waren hier besch�ftigt.

In der Abgrenzung der amtlichen Statistik umfasst das Produzierende Gewerbe die
Industrie und das Produzierende Handwerk. Dabei werden seit der Reform der Indus-
triestatistik in den Jahren 1975 bis 1977 im Allgemeinen nur Unternehmen mit 20
Besch�ftigten und mehr erfasst. Im Einzelnen setzt sich das Produzierende Gewerbe
aus den Teilbereichen Bergbau und Gewinnung von Steinen und Erden, Verarbeiten-
des Gewerbe, Energie- und Wasserversorgung sowie Baugewerbe zusammen. Unter
diesen spielt das Verarbeitende Gewerbe die bedeutendste Rolle.

14.2 Verarbeitendes Gewerbe sowie Bergbau
und Gewinnung von Steinen und Erden

In den nachfolgenden Ausf�hrungen zum Verarbeitenden Gewerbe einschließlich
Bergbau und Gewinnung von Steinen und Erden werden je nach Darstellungszweck
Unternehmens- oder Betriebsergebnisse nachgewiesen. In den Unternehmenserhe-
bungen werden die rechtlich selbstst�ndigen Einheiten erfasst. Zu einem Unterneh-
men kçnnen mehrere Betriebe (çrtliche Einheiten, Niederlassungen, Zweigbetriebe)
gehçren, die rechtlich unselbstst�ndig sind.

Die Ergebnisse f�r Unternehmen enthalten somit auch Angaben f�r ihre Betriebe
außerhalb des Verarbeitenden Gewerbes, w�hrend bei den Ergebnissen f�r Be-
triebe auch die Angaben der Betriebe des Verarbeitenden Gewerbes von Unter-
nehmen enthalten sind, die ihren wirtschaftlichen Schwerpunkt außerhalb des Ver-
arbeitenden Gewerbes haben. Wegen dieser Unterschiede kçnnen die Angaben
f�r Unternehmen und Betriebe nicht �bereinstimmen (siehe Abschnitt 14.2.1 und
14.2.2).
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14.2.1 Unternehmensgrçße

2004 waren in Deutschland in den 37 680 Unternehmen des Verarbeitenden Ge-
werbes sowie des Bergbaus und der Gewinnung von Steinen und Erden mit 20 Be-
sch�ftigten und mehr rund 6,2 Mill. Menschen besch�ftigt. Dies ergab eine durch-
schnittliche Unternehmensgrçße von 163 Besch�ftigten, im Jahr 2003 hatte dieser
Wert noch bei 165 gelegen. Die hçchste durchschnittliche Unternehmensgrçße ist
im Bereich Herstellung von Kraftwagen und Kraftwagenteilen (868 Besch�ftige)
und die geringste im Bereich Herstellung von Metallerzeugnissen (93 Besch�ftigte)
festzustellen.

Tab. 1: Unternehmen mit 20 Besch�ftigten und mehr
im Verarbeitenden Gewerbe sowie im Bergbau
und in der Gewinnung von Steinen und Erden

Bereich 2003 2004

Unter-
nehmen
Anzahl

Besch�f-
tigte
1000

Umsatz

Mill. EUR

Unter-
nehmen
Anzahl

Besch�f-
tigte
1000

Umsatz

Mill. EUR

Verarbeitendes
Gewerbe, Bergbau
und Gewinnung von
Steinen und Erden 37714 6231 1378208 37680 6151 1464297
davon:
Ern�hrungsgewerbe
und Tabakverarbeitung 4857 599 150946 4983 606 155763
Papiergewerbe 847 144 31312 835 142 31875
Verlags-, Druckge-
werbe, Vervielf�ltigung 2587 256 39184 2521 252 40598
Herst. von chemischen
Erzeugnissen 1361 479 138833 1377 449 143151
Herst. von Gummi- und
Kunststoffwaren 2682 355 55320 2634 347 56432
Glasgewerbe, Keramik,
Verarbeitung von
Steinen und Erden 1705 210 31899 1636 204 32809
Metallerzeugung und
-bearbeitung 907 250 60505 910 247 69975
Herst. von Metall-
erzeugnissen 6103 570 74157 6156 575 80205
Maschinenbau 5946 969 157291 5967 954 167361
Herst. von Ger�ten der
Elektrizit�tserzeu-
gung, -verteilung u.�. 1926 462 88007 1926 462 93158
Rundfunk- u.
Nachrichtentechnik 537 142 41786 545 133 44043
Herst. von Kraftwagen
u. Kraftwagenteilen 960 855 272402 990 859 296707
�brige Bereiche 7296 940 236566 7200 921 252220



Tab. 2: Umsatz und Besch�ftigte der grçßten Unternehmen 20041

Die jeweils
… grçßten Unternehmen

Anteil am Gesamtumsatz und an allen Besch�ftigten
des Verarbeitenden Gewerbes, des Bergbaus und der

Gewinnung von Steinen und Erden in %

gemessen
am Umsatz

gemessen
an den Besch�ftigten

6 16,3 9,2
10 20,2 11,3
25 27,1 14,6
100 37,7 21,7
Insgesamt Umsatz in Mill. EUR/

Besch�ftigte in 1000 1464297 6151

1 Unternehmen mit 20 Besch�ftigten und mehr.

Die Unternehmensgrçße kann man sowohl am Umsatz als auch an den Besch�ftigten
messen. So erreichten zumBeispiel die zehn umsatzgrçßten Unternehmen 2004 einen
Anteil von 20,2 %desGesamtumsatzes. Gemessen an den Besch�ftigten konnten die
zehn grçßten Unternehmen nur 11,3 % aller Besch�ftigten des Verarbeitenden Ge-
werbes sowie des Bergbaus und der Gewinnung von Steinen und Erden auf sich
vereinigen. Dies ist u.a. auch darauf zur�ckzuf�hren, dass der Umsatz je Besch�f-
tigten mit steigender Unternehmensgrçße zunimmt.

14.2.2 Betriebe, Besch�ftigte, Umsatz und Exportquote

In den rund 48000 Betrieben des Wirtschaftsbereichs Bergbau und Gewinnung von
Steinen und Erden, Verarbeitendes Gewerbe arbeiteten im Jahresdurchschnitt 2004
insgesamt 6,0 Mill. Menschen, davon rund 89 % im fr�heren Bundesgebiet und rund
11 % in den neuen L�ndern und Berlin-Ost. Auch 2004 setzte sich der bereits seit
einigen Jahrzehnten zu beobachtende Trend zum Besch�ftigungsabbau – der kurz-
zeitig in den Jahren 2000 und 2001 gestoppt schien – weiter fort. So nahm die Zahl
der t�tigen Personen in Deutschland im Jahr 2004 gegen�ber 2003 um 1,9 % er-
neut ab. Dabei war die Entwicklung im fr�heren Bundesgebiet ( – 2,3 %) und in den
neuen L�ndern und Berlin-Ost (+ 1,1 %) uneinheitlich.

Unter den 23 Abteilungen des Verarbeitenden Gewerbes waren in Deutschland der
Maschinenbau, die Herstellung von Kraftwagen und Kraftwagenteilen, die Herstellung
von Metallerzeugnissen, das Ern�hrungsgewerbe und die Chemische Industrie am
bedeutendsten. In diesen Branchen waren 2004 rund 3,3 Mill. Personen t�tig. Der
Anteil der Branchen an den Besch�ftigten des Verarbeitenden Gewerbes war in Ost
und West jedoch zum Teil recht unterschiedlich. W�hrend z.B. in der Abteilung 15
»Ern�hrungsgewerbe« in den neuen L�ndern und Berlin-Ost 14,3 % aller Besch�f-
tigten des Verarbeitenden Gewerbes einer Erwerbst�tigkeit nachgingen, waren es
im fr�heren Bundesgebiet nur 8,2 %.

In Deutschland belief sich der Gesamtumsatz des Bereichs Bergbau und Gewinnung
von Steinen und Erden, Verarbeitendes Gewerbe 2004 auf 1423 Mrd. Euro (ohne Um-
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satzsteuer). Gegen�ber 2003 entspricht dies einer Steigerung von 5,6 %. Im fr�heren
Bundesgebiet betrug der Umsatz 1303 Mrd. Euro (+5,4 %) und in den neuen L�ndern
und Berlin-Ost 120 Mrd. Euro (+8,0 %). Die umsatzst�rksten Branchen innerhalb des
Verarbeitenden Gewerbes waren 2004 die Herstellung von Kraftwagen und Kraft-
wagenteilen (279 Mrd. Euro), der Maschinenbau (170 Mrd. Euro), die Chemische In

Tab. 3: Betriebe, Besch�ftigte, Umsatz und Exportquote
im Verarbeitenden Gewerbe sowie im Bergbau
und der Gewinnung von Steinen und Erden 2004

Wirtschaftsgliederung (nach WZ 2003) Betriebe
Anzahl

Besch�ftigte
1000

Umsatz insges.
Mill. EUR

Exportquote
%

C–D Bergbau und Gewinnung von Steinen
und Erden, Verarbeitendes Gewerbe 47973 6015 1423369 39,6

C Bergbau und Gewinnung von Steinen
und Erden 1345 92 11711 7,5

10 Kohlenbergbau, Torfgewinnung 93 61 3825 2,9
11 Gewinnung von Erdçl und Erdgas,

Erbringung verbundener Dienstleistungen 47 5 3871 7,2
12 Bergbau a. Uran- und Thoriumerze – – – –
13 Erzbergbau – – – –
14 Gewinnung von Steinen und Erden,

sonstiger Bergbau 1205 26 4016 12,2
D Verarbeitendes Gewerbe 46628 5924 1411657 39,9

15 Ern�hrungsgewerbe 5985 523 131772 14,0
16 Tabakverarbeitung 32 11 22199 9,6
17 Textilgewerbe 1044 95 13379 39,6
18 Bekleidungsgewerbe 481 45 8994 33,3
19 Ledergewerbe 210 20 3795 30,5
20 Holzgewerbe (ohne Herstell. von Mçbeln) 1485 86 15929 22,8
21 Papiergewerbe 999 140 31646 37,3
22 Verlags-, Druckgewerbe, Vervielf�ltigung 2840 247 40929 9,4
23 Kokerei, Mineralçlverarbeitung,

Herstellung von Brutstoffen 73 20 79413 5,1
24 Herstellung von chemischen Erzeugnissen 1864 445 142126 53,2
25 Herstellung v. Gummi- u. Kunststoffwaren 3164 353 56901 35,6
26 Glasgewerbe, Keramik, Verarbeitung

von Steinen und Erden 3408 201 31567 24,5
27 Metallerzeugung und -bearbeitung 1083 249 69089 38,7
28 Herstellung von Metallerzeugnissen 7006 572 80116 26,2
29 Maschinenbau 7234 948 169980 52,9
30 Herstellung von B�romaschinen,

DV-Ger�ten und -Einrichtungen 201 28 11040 39,0
31 Herstellung von Ger�ten der Elektrizit�ts-

erzeugung, -verteilung u.�. 2562 410 74571 37,8
32 Rundfunk- u. Nachrichtentechnik 779 158 52653 57,2
33 Medizin-, Mess-, Steuer- und

Regelungstechnik, Optik 2389 239 38829 53,0
34 Herstellung von Kraftwagen und

Kraftwagenteilen 1303 802 279154 58,3
35 Sonstiger Fahrzeugbau 437 143 27459 53,7
36 Herstellung von Mçbeln, Schmuck,

Musikinstrumenten, Sportger�ten usw. 1788 177 26314 25,2
37 Recycling 262 10 3802 25,5



dustrie (142 Mrd. Euro), das Ern�hrungsgewerbe (132 Mrd. Euro) und die Wirtschafts-
abteilung Herstellung von Metallerzeugnissen (80 Mrd. Euro). Auf diese f�nf Branchen
entfielen damit allein 56,9 % des gesamten Umsatzes (1412 Mrd. Euro) im Verarbei-
tenden Gewerbe.

Ein großer Teil der im Verarbeitenden Gewerbe hergestellten G�ter wird exportiert.
Aus der Exportquote – dem Anteil des Auslandsumsatzes am Gesamtumsatz – l�sst
sich die Abh�ngigkeit bestimmter Branchen vom Auslandsgesch�ft besonders deut-
lich ablesen. Im Jahr 2004 belief sich die Exportquote im gesamten Verarbeitenden
Gewerbe auf 39,9 %. Dabei lag die Exportquote der Investitionsg�terproduzenten
immer erheblich �ber dem Durchschnitt des Verarbeitenden Gewerbes (2004 bei-
spielsweise bei 53,7 %).

Besonders hoch war die Exportquote bei der Herstellung von Kraftwagen und Kraft-
wagenteilen (58,3 %), in der Rundfunk- und Nachrichtentechnik (57,2 %), im sons-
tigen Fahrzeugbau (53,7 %), in der chemischen Industrie (53,2 %), in der Medizin-,
Mess-, Steuer- und Regelungstechnik, Optik (53,0 %) und imMaschinenbau (52,9 %).
Hier wurde jeweils mehr als die H�lfte des Gesamtumsatzes mit dem Ausland erzielt.

Mit 25,8 % lag die Exportquote im Verarbeitenden Gewerbe in den neuen L�ndern
und Berlin-Ost im Jahr 2004 auf deutlich niedrigerem Niveau als im fr�heren Bun-
desgebiet (41,2 %). Gegen�ber 1995 (12,2 %) hatte sie sich jedoch bereits mehr als
verdoppelt.

14.2.3 Investitionen

Von den 37680 Unternehmen mit 20 Besch�ftigten und mehr, die 2004 im Verarbei-
tenden Gewerbe, im Bergbau und in der Gewinnung von Steinen und Erden t�tig
waren, haben 32455 Unternehmen in Sachanlagen investiert. Die Investitionssumme
in diesem Bereich belief sich auf rund 48,4 Mrd. Euro und lag damit fast auf dem
Niveau des Jahres 2003. W�hrend jedoch die Unternehmen mit weniger als 500
Besch�ftigten um 8 % zulegten, verzeichneten die großen Unternehmen mit 500
Besch�ftigten und mehr im Jahr 2004 einen Investitionsr�ckgang von knapp 5 % ge-
gen�ber dem Vorjahr.

Der grçßte Teil der Investitionen floss 2004 in Maschinen, in maschinelle Anlagen
sowie in Betriebs- und Gesch�ftsausstattungen (89,1 %), der Rest in Grundst�cke
und Bauten.

Mit 12,2 Mrd. Euro lagen die Hersteller von Kraftwagen und Kraftwagenteilen in
Deutschland bei der Investitionst�tigkeit an der Spitze, gefolgt von der Chemischen
Industrie (5,2 Mrd. Euro), dem Ern�hrungsgewerbe sowie der Tabakverarbeitung
(4,5 Mrd. Euro), dem Maschinenbau (4,2 Mrd. Euro) und den Herstellern von Metall-
erzeugnissen (2,9 Mrd. Euro). Diese f�nf Bereiche hatten 2004 zusammen einen An-
teil von knapp 60 % am gesamten Investitionsvolumen des Verarbeitenden Gewer-
bes sowie des Bergbaus und der Gewinnung von Steinen und Erden in Deutsch-
land. Neben den genannten Bereichen nahmen 2004 noch sieben weitere Branchen
Investitionen von mehr als 1 Mrd. Euro vor.
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Tab. 4: Investitionen der Unternehmen des Verarbeitenden Gewerbes,
des Bergbaus und der Gewinnung von Steinen und Erden
in Mill. EUR1

Bereich 2003 2004

Verarbeitendes Gewerbe, Bergbau
und Gewinnung von Steinen und Erden 48607 48351
davon:
Ern�hrungsgewerbe und Tabakverarbeitung 4319 4483
Papiergewerbe 1862 2166
Verlags-, Druckgewerbe, Vervielf�ltigung 1050 1188
Herst. von chemischen Erzeugnissen 6061 5215
Herst. von Gummi- und Kunststoffwaren 2254 2329
Glasgewerbe, Keramik, Verarbeitung von
Steinen und Erden 1466 1481
Metallerzeugung und -bearbeitung 2352 2134
Herst. von Metallerzeugnissen 2722 2946
Maschinenbau 4128 4236
Herst. von Ger�ten der Elektrizit�ts-
erzeugung, -verteilung u.�. 2372 2370
Rundfunk- u. Nachrichtentechnik 1455 2183
Herst. von Kraftwagen u. Kraftwagenteilen 13085 12206
�brige Bereiche 5481 5414

1 Unternehmen mit 20 Besch�ftigten und mehr.

14.2.4 Kostenstruktur

Einblick in die Kostensituation und in die erzielte Wertschçpfung der Unternehmen im
Verarbeitenden Gewerbe, im Bergbau und in der Gewinnung von Steinen und Erden
gew�hren die j�hrlichen Erhebungen zur Kostenstruktur.

Dabei kçnnen die einzelnen Kostenarten dem Bruttoproduktionswert, also dem ge-
samten Wert aller in diesem Wirtschaftsbereich erzeugten Produkte gegen�berge-
stellt werden. F�r den Materialverbrauch, den Einsatz an Handelsware und die Kosten
f�r Lohnarbeiten (durch Subunternehmen) zusammen ergibt sich aus dieser Gegen-
�berstellung der weitaus grçßte Anteil; im Jahr 2003 lag er bei 55,6 %. Den zweit-
grçßten Kostenfaktor bildeten die Personalkosten mit 20,9 %. Die �brigen Kosten
(z.B. Kosten f�r Leiharbeitnehmer, Mieten, Pachten, Kostensteuern, Abschreibungen)
machten insgesamt 21,9 % des Bruttoproduktionswertes aus. Die Summe der ein-
zelnen Kostenarten gemessen am Bruttoproduktionswert ergibt den Produktionskos-
tenanteil. Dieser Anteil lag im Jahr 2003 bei 98,4 %. Die Restgrçße von 1,6 % kann als
Indikator f�r die Wirtschaftlichkeit angesehen werden.

Zwischen den einzelnen Wirtschaftsgruppen innerhalb des betrachteten Wirtschafts-
bereichs gibt es betr�chtliche Unterschiede in der Kostenstruktur. Ein relativ ung�ns-
tiges Ergebnis hatte 2003 z.B. der Wirtschaftsbereich Rundfunk-, Fernseh- und Nach-
richtentechnik zu verzeichnen. In diesem Bereich lagen die Kosten, bei einem sehr
hohen Materialkostenanteil von 62,6 %, um 2,2 % �ber dem Bruttoproduktionswert.
Positiv sah 2003 z.B. das Ergebnis f�r dieWirtschaftsgruppe Verlags-, Druckgewerbe,



Vervielf�ltigung aus. Hier lag die Summe aller Kosten um 3,9 % unter dem Brutto-
produktionswert.

14.3 Baugewerbe

Das Baugewerbe setzt sich in der Abgrenzung der amtlichen Statistik aus dem Bau-
hauptgewerbe und dem Ausbaugewerbe zusammen. W�hrend das Bauhauptgewer-
be �berwiegend Hoch- und Tiefbauten bis zum Rohbau errichtet, erstreckt sich die
T�tigkeit des Ausbaugewerbes auf die weitere Fertigstellung der Bauten bis zur Ge-
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Abb. 1: Ausgew�hlte Kosten der Unternehmen1 im Verarbeitendem Gewerbe
sowie im Bergbau und in der Gewinnung von Steinen und Erden 2003
Anteil am Bruttoproduktionswert

1 Unternehmen mit 20 Besch�ftigten und mehr.
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brauchsf�higkeit. Es umfasst Klempnerei, Gas- und Wasserinstallation, Installation
von Heizungs-, L�ftungs- und Klimaanlagen, Elektroinstallation, Maler- und Lackierer-
arbeiten und �hnliche T�tigkeiten. Das Angebot des Baugewerbes ist somit sehr viel-
seitig und spiegelt in seinen Ver�nderungen langfristige Umstrukturierungsprozesse
wider.

Bis in die 1970er-Jahre war die Bauwirtschaft eine Wachstumsbranche, die ihre Im-
pulse aus dem Wiederaufbau, dem Wirtschaftsaufschwung und dem Wohnungs-
bedarf der zunehmenden Bevçlkerung bezog. Seither ist die Wohnungspolitik durch
eine st�rkere Hinwendung zu qualitativen Zielsetzungen gepr�gt. Die Aufmerksamkeit
wandte sich mehr der Erhaltung und Erneuerung der St�dte zu. Die Modernisierung
des Wohnungsbestandes ist – vor allem in Krisenzeiten des Baus – ebenso bedeut-
sam geworden wie die Neubaut�tigkeit.

Wiederholt hat die Bauwirtschaft in den letzten Jahrzehnten mit Zeiten schlechter
Konjunktur zu k�mpfen. Nach einem kurzzeitigen Aufschwung nach der Wiederver-
einigung steckt die Bauindustrie nunmehr wiederum seit Jahren in der Krise. Hier
macht sich neben der allgemeinen Investitionszur�ckhaltung auch das Ausbleiben
der çffentlichen Auftr�ge bemerkbar. Ein erheblicher Besch�ftigungsabbau und
die Zunahme der Insolvenzen sind die Folgen dieser Misere.

Ausgehend von einem verh�ltnism�ßig niedrigen Niveau begannen Anfang der
1990er-Jahre die Insolvenzen im Baugewerbe nachhaltig zu steigen. Zwischen
1991 und 1996 vervierfachte sich in der Baubranche die Zahl der Unternehmens-
zusammenbr�che. Erst seit 2003 zeichnet sich bei den Zahlungsschwierigkeiten
von Unternehmen in der Baubranche eine Entspannung ab. Diese r�ckl�ufige Ent-
wicklung gilt u.a. auch f�r das Verarbeitende Gewerbe, Handel und das Gastgewerbe.

Tab. 5: Entwicklung der Unternehmensinsolvenzen

Jahr Unternehmen Ver�nderung
gegen�ber
Vorjahr in %

H�ufigkeiten1 Darunter
Baugewerbe

Ver�nderung
gegen�ber
Vorjahr in %

H�ufig-
keiten1

1991 8837 X 34 1730 X 66
1992 10920 + 23,6 41 2012 + 16,3 76
1993 15148 + 38,7 54 2795 + 38,9 94
1994 18837 + 24,4 68 3971 + 42,1 133
1995 22344 + 18,6 81 5542 + 39,6 181
1996 25530 + 14,3 92 7041 + 27,0 230
1997 27474 + 7,6 98 7788 + 10,6 250
1998 27828 + 1,3 97 8112 + 4,2 255
1999 26476 – 4,9 92 7766 – 4,3 241
2000 28235 + 6,6 97 8103 + 4,3 251
2001 32278 + 14,3 111 9026 + 11,4 281
2002 37579 + 16,4 128 9160 + 1,5 287
2003 39320 + 4,6 135 8699 – 5,0 275
2004 39213 – 0,3 133 8595 – 1,2 279
2005 36843 – 6,0 125 7829 – 8,9 254

1 Bezogen auf 10 000 umsatzsteuerpflichtige Unternehmen.



Misst man die Insolvenzen an der Zahl der bestehenden umsatzsteuerpflichtigen Un-
ternehmen, weist die Baubranche nach wie vor die hçchste Insolvenzanf�lligkeit aller
Wirtschaftszweige auf. Von 10000 bestehenden Unternehmen wurden 2005 ins-
gesamt 125 Unternehmen insolvent, im Baugewerbe waren es dagegen 254.

14.3.1 Unternehmen, Besch�ftigte, Ums�tze

Im Jahr 2003 z�hlten zum Baugewerbe in Deutschland 14203 Unternehmen mit 20
und mehr Besch�ftigten; 1995 waren es noch 24738 gewesen (–43 %). Sie erziel-
ten 2003 mit rund 750000 Arbeitskr�ften einen Umsatz von etwa 85 Mrd. Euro. Im
Jahr 1995 erwirtschafteten noch ca. 1,5 Mill. Arbeitskr�fte einen Umsatz von rund
133 Mrd. Euro. Dies bedeutet einen Umsatzr�ckgang in diesen acht Jahren von
rund 36 % und einen Besch�ftigungsabbau von rund 50 %. Der Schrumpfungs-
prozess hat sich in j�ngster Zeit weiter fortgesetzt. Im Jahr 2004 (vorl�ufige Zahlen)
hatte der beschriebene Berichtskreis nur noch 672000 Besch�ftigte zu verzeichnen;
das sind weniger als die H�lfte der Besch�ftigten des Jahres 1995.

Von allen Bauunternehmen mit 20 Besch�ftigten und mehr hatten 2003 rund 84 %
weniger als 50 t�tige Personen. Nur 1,2 % der Unternehmen z�hlten mehr als 250 Be-
sch�ftigte, die meisten davon waren wiederum im Bauhauptgewerbe angesiedelt.

Rund 53 %der Bauunternehmen gehçrten 2003 zumBauhauptgewerbe, auf das auch
der grçßte Teil des Umsatzes (70 %) entfiel. Von den Besch�ftigten des Baugewerbes
in Deutschland waren 2003 etwa 455000 im Bauhauptgewerbe und rund 289000 im
Ausbaugewerbe t�tig. Hierbei ist allerdings zu ber�cksichtigen, dass die kleineren
Unternehmen mit weniger als 20 Besch�ftigten, die insbesondere im Ausbaugewerbe
t�tig sind, in diesen Angaben nicht enthalten sind.

Tab. 6: Unternehmen1, Besch�ftigte und Umsatz im Baugewerbe

Bereich Unternehmen
Anzahl

Besch�ftigte
1000

Umsatz
Mill. EUR

1995 2003 1995 2003 1995 2003

Baugewerbe 24738 14203 1486 744 132637 85207
Bauhauptgewerbe 14181 7495 999 455 96687 59330
Ausbaugewerbe 10557 6708 487 289 35950 25877

1 Unternehmen mit 20 Besch�ftigten und mehr.

14.3.2 Kostenstruktur

Im Baugewerbe stellen die Personalkosten den grçßten Kostenfaktor dar. Gemessen
am Bruttoproduktionswert dieses Bereichs – dem Gesamtwert aller erzeugten Pro-
dukte – ergab sich im Jahr 2003 in Deutschland ein Anteil von 32,8 %. Je nach dem,
ob die jeweiligen T�tigkeiten der einzelnen Branchen material- oder personalintensiv
sind, differieren diese Anteile zum Teil erheblich. Den hçchsten Personalkostenanteil
wiesen 2003mit 48,9 %die Unternehmen desMaler- undGlasergewerbes auf.Wegen
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der weitgehend industriellen Fertigung waren die Personalkosten im Fertigteilbau mit
28,2 % von geringerer Bedeutung. Im Allgemeinen steht einem niedrigen Personal-
kostenanteil ein hoher Materialkostenanteil gegen�ber. Von den �brigen Kostenfak-
toren spielen die Kosten f�r Fremd- und Nachunternehmerleistungen im Baugewerbe
eine wichtige Rolle. Sie erreichten 2003 einen Anteil von 25,9 %. Insbesondere die
großen Unternehmen machen von dieser Mçglichkeit der Arbeitsteilung h�ufig Ge-
brauch.

14.4 Energie- und Wasserversorgung

14.4.1 Unternehmen, Besch�ftigte, Ums�tze

Im Bereich der Energie- und Wasserversorgung waren im Jahr 2003 in Deutschland in
3258 Unternehmen insgesamt etwa 271000 Personen besch�ftigt. Sie erzielten einen
Umsatz von 171,7 Mrd. Euro. Die Energie- und Wasserversorgung ist durch eine Viel-
zahl von kleinen und wenige große und umsatzstarke Unternehmen gepr�gt. Knapp
zwei Drittel der Unternehmen hatten im Jahr 2003 weniger als 20 Besch�ftigte. Zum
Gesamtumsatz dieses Bereichs trugen sie nur 4,5 % bei. Umgekehrt gab es 54 Un-
ternehmen mit 1000 und mehr Besch�ftigten, auf die 47 % des Umsatzes entfielen.

Innerhalb der Energie- undWasserversorgung gehçrten zur selben Zeit weniger als ein
Drittel der Unternehmen zum Teilbereich »Elektrizit�tsversorgung«. Ihr Anteil an den
Besch�ftigten betrug aber 73,3 % und am Umsatz 68,9 %. Dies zeigt, dass es in

Abb. 2: Kostenstruktur der Unternehmen im Baugewerbe
mit 20 Besch�ftigten und mehr 2003
Anteil am Produktionswert in Prozent



der Elektrizit�tswirtschaft im Durchschnitt wesentlich grçßere Unternehmen gibt als
in den �brigen Bereichen, d.h. der Gas-, Fernw�rme- und Wasserversorgung.

14.4.2 Kostenstruktur

Die Energie- undWasserversorgung gehçrt mit zu den kapitalintensivstenWirtschafts-
bereichen in Deutschland. Gemessen am Bruttoproduktionswert waren im Jahr 2003
die Abschreibungen auf Sachanlagenmit 5,5 % und die Fremdkapitalzinsen mit 1,3 %
deutlich hçher als im Bergbau und Verarbeitenden Gewerbe oder im Baugewerbe. Der
Personalkostenanteil betrug 9,8 %, w�hrend der entsprechendeWert im Bergbau und
im Verarbeitenden Gewerbe etwa 21 % ausmachte.

Den grçßten Kostenblock im Bereich der Energie- und Wasserversorgung bilden mit
rund 60 % der Materialverbrauch und Wareneinsatz. Das ist darauf zur�ckzuf�hren,
dass in diesem Bereich außer produzierenden Unternehmen auch Einheiten t�tig sind,
die lediglich fremdbezogene Energie und fremdbezogenes Wasser verteilen.

14.5 Handwerk

Das Handwerk umfasst eine große Vielfalt von Berufen, die auch als Gewerbezweige
bezeichnet werden. Bis zur Reform der Handwerksordnung im Jahr 1998 gab es
insgesamt 127 Handwerksberufe, die in der Anlage A der Handwerksordnung auf-
gef�hrt waren; danach war ihre Zahl insbesondere durch die Zusammenlegung einer
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Abb. 3: Kostenstruktur der Unternehmen der Energie- und Wasserversorgung
mit 20 Besch�ftigten und mehr 2003
Anteil am Bruttoproduktionswert in Prozent
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Reihe verwandter Berufe auf 94 gesunken. Im Jahr 2004 wurde die Handwerksord-
nung erneut novelliert. Die Zahl der Handwerksberufe blieb unver�ndert, allerdings
wurde der Markteintritt f�r 53 der 94 Gewerbezweige erleichtert. F�r die Aus�bung
eines solchen Gewerbes ist ein Meisterbrief nicht mehr zwingend vorgeschrieben.
Daher werden diese Gewerbe als zulassungsfreies Handwerk bezeichnet. Die �brigen
41 Berufe bleiben zulassungspflichtig. Die Handwerksberufe reichen vomMaurer �ber
den Kfz-Mechaniker bis hin zum Friseur und Geb�udereiniger. Wie aus den Beispielen
hervorgeht, finden sich Handwerksunternehmen, also Unternehmen, deren Inhaber
einen der Handwerksberufe aus�bt, nicht nur im Produzierenden Gewerbe, sondern
auch in anderen Bereichen der Wirtschaft, wie im Handel und bei den Dienstleistun-
gen. Allerdings waren 1995 rund zwei Drittel aller Handwerksunternehmen dem Pro-
duzierenden Gewerbe zuzurechnen.

Angaben �ber das gesamte Handwerk wurden bisher im Rahmen von Handwerks-
z�hlungen erhoben, die in unregelm�ßigen Abst�nden durchgef�hrt wurden, zuletzt
1995. Dar�ber hinaus werden im Rahmen einer viertelj�hrlichen Stichprobenerhebung
Daten zur Beurteilung der kurzfristigen Entwicklung im Handwerk ermittelt.

14.5.1 Unternehmen, Besch�ftigte, Umsatz

Bei der Handwerksz�hlung vom 31. M�rz 1995 wurden rund 563200 Handwerks-
unternehmen erfasst. In ihnen waren, zum Stichtag 30. September 1994, knapp
6,1 Mill. Personen t�tig, darunter 1,8 Mill. Frauen. Zu den Besch�ftigten z�hlen dabei
alle in dem Unternehmen T�tigen, also nicht nur diejenigen, die handwerkliche T�tig-
keiten aus�ben, sondern z.B. auch Verkaufs- und Verwaltungspersonal. Der von die-
sen Unternehmen im Jahr 1994 erzielte Umsatz belief sich auf 409,3 Mrd. Euro (ohne
Umsatzsteuer). Je Besch�ftigten wurden damit in einem Handwerksunternehmen im
Durchschnitt 67286 Euro umgesetzt.

Zum Vergleich: Die Gesamtzahl der Erwerbst�tigen in Deutschland betrug 1994 knapp
35 Mill.; der gesamtwirtschaftliche Produktionswert aller Wirtschaftsbereiche belief
sich 1994 auf 4038 Mrd. Euro.

14.5.2 Die bedeutendsten Gewerbezweige

Trotz der großen Zahl von Handwerksberufen gibt es auch imHandwerk eine deutliche
Konzentration auf bestimmte Gewerbe. So stellten 1995 die zehn Gewerbezweige mit
den meisten Unternehmen 60 % aller Handwerksunternehmen. Spitzenreiter war das
Friseurgewerbe mit 54100 Unternehmen.

14.5.3 Die Grçße der Handwerksunternehmen

Das Handwerk ist einer der typischen Bereiche des deutschen Mittelstandes. Im
Durchschnitt waren 1994 in einem Handwerksunternehmen 11 Personen t�tig. Fast
die H�lfte der Handwerksunternehmen hatte weniger als 5 Besch�ftigte (einschl. t�ti-
ger Inhaber und unbezahlt mithelfender Familienangehçriger). Der Anteil der in diesen



Unternehmen t�tigen Personen an allen Besch�ftigten im Handwerk belief sich auf
10 %. Zwischen 5 und 9 Besch�ftigte waren in 27 % der Handwerksunternehmen
t�tig; 10 und mehr Personen fanden sich in rund 26 % der Handwerksunternehmen.

Das Handwerk besteht jedoch nicht nur aus kleinen und Kleinstunternehmen. Immer-
hin in rund 1 % der Handwerksunternehmen waren 100 und mehr Personen t�tig.
Insgesamt entfielen auf diese Unternehmen 23 % aller in Handwerksunternehmen
Besch�ftigten.

Tab. 7: Handwerksunternehmen1 und deren Besch�ftigte
nach Besch�ftigtengrçßenklassen

Unternehmen mit …
Besch�ftigten

Handwerksunternehmen Besch�ftigte insgesamt

1000 Anteil in % 1000 Anteil in %

Insgesamt 563,2 100 6085,0 100
davon:
1–4 262,5 47 618,8 10
5–9 154,4 27 1019,5 17
10 und mehr 146,3 26 4446,6 73

1 Am 31. 3. 1995 mit Besch�ftigtenzahl am 30. 9. 1994.
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Abb. 4: Die 10 bedeutendsten Gewerbezweige nach Zahl der Unternehmen
am 31. 3. 1995
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15 Dienstleistungsbereich

15.1 Bedeutung des Dienstleistungsbereichs

Der Dienstleistungsbereich – oft auch als terti�rer Sektor bezeichnet – ist sehr viel-
f�ltig, er umfasst folgende Bereiche:
– Handel und Gastgewerbe,
– Verkehr- und Nachrichten�bermittlung,
– Kredit- und Versicherungsgewerbe,
– Grundst�cks- undWohnungswesen, Vermietung beweglicher Sachen, Erbringung

von sonstigen wirtschaftlichen Dienstleistungen (Unternehmensdienstleister),
– Gebietskçrperschaften und Sozialversicherung,
– Erziehung und Unterricht,
– Gesundheits-, Veterin�r- und Sozialwesen sowie
– Sonstige çffentliche und persçnliche Dienstleistungen.

Wegen der �bergreifenden Bedeutung werden allerdings einige Bereiche, wie z.B. der
çffentliche Dienst oder weite Bereiche des Verkehrssektors (in funktioneller Glie-
derung), im Datenreport in gesonderten Kapiteln behandelt.

In der deutschen Volkswirtschaft haben sich, wie in anderen Industrienationen, seit
Jahren tief greifende Strukturver�nderungen vollzogen. Sie sind durch eine erhebliche
Zunahme der Erwerbst�tigenzahl im terti�ren Sektor, der im Gegensatz zum prim�ren
und sekund�ren Bereich (Land- und Forstwirtschaft, Produzierendes Gewerbe, Bau-
gewerbe) zumeist keine materiellen G�ter produziert, gekennzeichnet. Demgegen-
�ber ist die wirtschaftliche Bedeutung traditioneller Bereiche, wie des Produzierenden
Gewerbes und der Landwirtschaft, deutlich zur�ckgegangen.

Waren 1991 erst 59 % der Erwerbst�tigen im Dienstleistungssektor t�tig, so hatten
2005 bereits 72 % ihren Arbeitsplatz in diesem Bereich. Auch seinen Beitrag zur Brut-
towertschçpfung konnte der terti�re Sektor von 62% im Jahr 1991 auf knapp 70 % im
Jahr 2005 erhçhen.

Auch innerhalb der Dienstleistungen haben sich in den letzten Jahren die Strukturen
ge�ndert. W�hrend fr�her haupts�chlich konsumnahe Dienstleistungen wie Handel
und Gastgewerbe in Anspruch genommen wurden, expandierte vor allem der Bereich
der unternehmensnahen Dienstleistungen. Es entstanden z.B. vçllig neue Dienstleis-
tungszweige wie die Dienste der Telekommunikation, die elektronische Informations-
beschaffung und -verarbeitung sowie die Logistik und das Leasing. Sie pr�gen die
Struktur und die Entwicklung der Wirtschaft immer st�rker, weil hier im Rahmen der
sich vertiefenden Arbeitsteilung Leistungen f�r alle Wirtschaftsbereiche zur Sicherung
der nationalen und internationalen Wettbewerbsf�higkeit bereitgestellt werden. Das
gilt auch f�r die vielf�ltigen Dienstleistungen mit beratendem Charakter, wie z.B. die



Rechts-, Steuer- und Unternehmensberatung. Die Strukturver�nderungen werden
durch den Zuwachs an Erwerbst�tigen von 3 % im Bereich der Finanzierung, Ver-
mietung und Unternehmensdienstleister im Jahr 2004 deutlich, w�hrend im gleichen
Zeitraum der Bereich der konsumnahen Dienstleistungen 0,7 % seiner Erwerbst�tigen
verlor.

Die amtliche Statistik tr�gt der wachsenden Bedeutung der unternehmensnahen
Dienstleistungen durch Unternehmenserhebungen in verschiedenen Dienstleistungs-
bereichen Rechnung. Ergebnisse aus diesen Statistiken werden in Abschnitt 15.6 dar-
gestellt.

15.2 Handel

Der Handel nimmt in seiner Mittlerrolle zwischen Herstellern und Verbrauchern eine
zentrale Stellung im volkswirtschaftlichen Kreislauf ein und leistet einen wichtigen
Beitrag zur wirtschaftlichen Leistung eines Landes, der Bruttowertschçpfung. Die
Umsatzentwicklung im Handel gilt gemeinsam mit anderen Faktoren, wie z.B. den
Auftragseing�ngen der Industrie oder den Produktionsindizes, als eine fundamentale
Kennzahl zur Beurteilung der konjunkturellen Wirtschaftsentwicklung, wobei die Um-
s�tze im Einzelhandel dar�ber hinaus als Indikator f�r den privaten Konsumgelten. Der
Beitrag des Handels zur Bruttowertschçpfung liegt in Deutschland bei knapp 11 %.
Der Anteil der deutschen Handelsunternehmen an der Wertschçpfung des Handels in
der Europ�ischen Union betr�gt rund 21 %. Jedes vierte gewerbliche Unternehmen in
Deutschland ist im Handel t�tig, etwa jeder bzw. jede achte Erwerbst�tige in Deutsch-
land ist in diesem Wirtschaftsbereich besch�ftigt.

15.2.1 Unternehmen und Besch�ftigte

Im Jahr 2003 gab es nach den Ergebnissen der letzten vorliegenden Repr�sentativ-
erhebung im Handel, der Jahreserhebung 2003, in Deutschland rund 470000 Han-
delsunternehmen mit insgesamt etwa 600000 çrtlichen Niederlassungen, in denen
rund 4,5 Mill. Menschen als Voll- oder Teilzeitkr�fte besch�ftigt waren. Der bedeu-
tendste Teilbereich ist der Einzelhandel mit rund 293000 Unternehmen und 2,6 Mill.
Besch�ftigten, gefolgt von den Bereichen Großhandel, einschließlich Handelsvermitt-
lung, (99000 Unternehmen, 1,2 Mill. Besch�ftigten) sowie Kraftfahrzeughandel und
Tankstellen (79000 Unternehmen, 668000 Besch�ftigten).

Die Verteilung der Waren gehçrt zu den wesentlichen Aufgaben des Handels (Dis-
tributionsfunktion des Handels). Typische Distributionsformen stellen der station�re
Handel mit dem Verkauf von Waren in Verkaufsr�umen und Lagern, der Handel in
Verkaufsst�nden und der Versandhandel dar. 2003 wurden Waren im Wert von ca.
316 Mrd. Euro in Verkaufsr�umen umgesetzt, die 91 % des Umsatzes im Einzelhandel
ausmachen. Auf den Verkauf von Waren in Lagern entfielen 9 Mrd. Euro (2,5 % des
Umsatzes im Einzelhandel), w�hrend der Handel an Verkaufsst�nden in Deutschland
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mit 1,5 Mrd. Euro nur eine untergeordnete Rolle spielte. Mit 19 Mrd. Euro verzeichnete
der Versandhandel einen Anteil von 5,3 Prozent an den Ums�tzen des Einzelhandels,
den grçßten Beitrag zum Umsatz des Versandhandels (9,8 Mrd. Euro) leistete der
Versandhandel ohne ausgepr�gten Schwerpunkt.

Im Handel hat sich in den letzten Jahrzehnten – wie in vielen Wirtschaftsbereichen –
ein tief greifender Strukturwandel vollzogen. Nach 1945 stieg die Zahl der Unter-
nehmen, bedingt durch das allgemeine wirtschaftliche Wachstum, steigende Einkom-
men und die Ausdehnung der Warensortimente, zun�chst stark an. Seit Anfang der
1960er-Jahre setzte infolge verst�rkter Konkurrenz ein bis heute andauernder Kon-
zentrationsprozess ein, der durch Rationalisierungsmaßnahmen, insbesondere durch
die Einf�hrung der Selbstbedienung, ausgelçst wurde. Davon war vor allem der Le-
bensmitteleinzelhandel betroffen. Waren 1960 noch ca. 200 000 Unternehmen im

fr�heren Bundesgebiet im Lebensmitteleinzelhandel t�tig, so lag die Zahl der Unter-
nehmen im Jahr 2003 in Deutschland nur noch bei rund 54 000. Dieser Gesamtr�ck-
gang wirkte sich auf die verschiedenen Betriebsformen im Lebensmitteleinzelhandel
sehr ungleichm�ßig aus: So sank seit 1996 die Zahl der Superm�rkte und die der
Lebensmittelfachgesch�fte um 28 % bzw. 11 %, w�hrend die Zahl der SB-Waren-
h�user und Verbraucherm�rkte im gleichen Zeitraum leicht anstieg (+ 2 %).

Trotz fortschreitender Konzentration wird der Handel in vielen Branchen noch immer
durch kleine und mittelst�ndische Unternehmen gepr�gt. Eine Analyse der Verkaufs-
fl�chen typischer Handelsunternehmen zeigt, dass dies insbesondere bei Apotheken
und Drogerien der Fall ist. Im Gegensatz dazu gab es 2002 bei Lebensmittelm�rkten,
Kaufh�usern und Heimwerkerm�rkten eine erhebliche Anzahl von Unternehmen mit
grçßeren Verkaufsfl�chen.

Abb. 1: Unternehmen und Besch�ftigte im Handel 2003
in Prozent



Auch die Zahl der Besch�ftigten je Unternehmen zeigt mittelst�ndische Strukturen auf:
Im Jahr 2003 besch�ftigten 73 %der Unternehmen weniger als sechs Personen, 42 %
aller Unternehmen haben sogar nur einen oder zwei Besch�ftigte. Gemessen an der
Zahl der Besch�ftigten je Unternehmen lag die durchschnittliche Unternehmensgrçße
im Handel in Deutschland bei 9,6 Besch�ftigten, im Großhandel bei 12,4, im Einzel-
handel bei 9 Personen und im Kfz-Handel bei 8,4. Die Angaben stellen aber rein rech-
nerische Grçßen dar und geben keinen Aufschluss �ber Unternehmensverflechtungen
oder Konzernbildungen. Insbesondere im Einzelhandel gibt es eine Reihe von Unter-
nehmen – vorwiegend die großen Filialbetriebe – mit �ber 1000 Besch�ftigten, die in
der Regel mit Filialen in allen Regionen Deutschlands pr�sent sind.

Traditionell große Bedeutung hat im Handelsbereich die Teilzeit- und Saisonarbeit, die
in den letzten Jahren weiter zugenommen hat. Dies gilt vor allem f�r den Einzelhandel,
wo heute ann�hernd jeder bzw. jede zweite Besch�ftigte als Teilzeitkraft t�tig ist. Im
Großhandel sind es dagegen nur 20,3 % der Erwerbst�tigen. Durch die Einstellung
von Teilzeitbesch�ftigten kann das einzelne Unternehmen nicht nur jahreszeitliche
Saisonschwankungen ausgleichen, sondern auch flexibler auf die unterschiedlichen
Belastungen an verschiedenen Wochentagen und Tageszeiten reagieren.

Charakteristisch f�r den Handel ist auch schon seit langem der vergleichsweise hohe
Anteil an weiblichen Besch�ftigten. Mehr als die H�lfte der t�tigen Personen sind
Frauen, im Einzelhandel sind es sogar schon mehr als zwei Drittel. Zwischen der
Frauen- und der Teilzeitquote besteht insofern ein Zusammenhang, als Teilzeitarbeits-
pl�tze in besonderem Maße von Frauen in Anspruch genommen werden.
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Abb. 2: Typische Handelsunternehmen nach Verkaufsfl�chengrçßenklassen
in 2002
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15.2.2 Ums�tze

Im Jahr 2003 wurde im Handel ein Gesamtumsatz von rund 1147 Mrd. Euro (ohne
Umsatzsteuer) erzielt. Davon entfielen rund 633 Mrd. Euro auf den Bereich Großhan-
del und Handelsvermittlung, rund 346 Mrd. Euro auf den Einzelhandel und rund
168 Mrd. Euro auf den Bereich Kraftfahrzeughandel und Tankstellen. Die Gliederung
der Unternehmensums�tze nach Umsatzgrçßenklassen gibt Hinweise auf den Kon-
zentrationsgrad im Handel. Rund 81 % aller Handelsunternehmen erzielten im Jahr
2003 jeweils Ums�tze von weniger als 1 Mill. Euro, ihr Anteil am Gesamtumsatz aller
Handelsunternehmen betrug jedoch nur 7,7 %. Demgegen�ber erwirtschafteten die
Großunternehmen mit einem Jahresumsatz von 50 Mill. Euro und mehr – das sind
lediglich 1,3 % aller Unternehmen – gut die H�lfte des Gesamtumsatzes im Handel.
Von einem hohen Konzentrationsgrad ist besonders im Einzelhandel auszugehen, in
dem 61 % des Umsatzes von knapp 0,7 % der Unternehmen erwirtschaftet wurde.
Der tats�chliche Konzentrationsgrad liegt vermutlich hçher, da in der Handelsstatistik
das rechtlich selbstst�ndige Unternehmen und nicht der Konzern berichtspflichtig ist.

In den Jahren 2002 und 2003 ging der Einzelhandelsumsatz erstmals seit 1997 um
nominal 1,6 % bzw. 0,5 % zur�ck. Real, also preisbereinigt, wurde 2002 1,4 % we-
niger und 2003 0,5 % weniger als im Vorjahr abgesetzt.

Die Gr�nde f�r den im Jahr 2003 r�ckl�ufigen Einzelhandelsumsatz liegen grçßtenteils
in einer zunehmenden Kaufzur�ckhaltung sowie dem sich gleichzeitig allm�hlich ver-
�ndernden Verbrauchsverhalten der Bevçlkerung. Auf der einen Seite f�hrten u.a. die
steigende Abgaben- und Steuerlast sowie die Unsicherheit �ber die Entwicklung der

Abb. 3: Ums�tze im Einzelhandel 1996 bis 2003
2003 = 100



eigenen persçnlichen Wirtschaftslage – vor dem Hintergrund der stagnierenden Kon-
junktur und steigender Arbeitslosigkeit – zu einer gehemmten Kaufbereitschaft sei-
tens der Verbraucher. So sind die privaten Konsumausgaben im Jahr 2003 erneut
schw�cher gestiegen (+1,7 %) als das verf�gbare Einkommen der privaten Haushalte
(+2,1 %). Auf der anderen Seite setzte sich der Trend der Abkoppelung des Einzel-
handelsumsatzes vom privaten Verbrauch weiter fort. Der private Konsum erhçhte
sich seit 1996 um fast 18 %, w�hrend der Einzelhandelsumsatz nur um knapp 3 %
anstieg und seit 2001 r�ckl�ufig ist. So werden heute grçßere Teile des Einkommens
als fr�her z.B. f�r Freizeitgestaltung und Reisen, aber auch f�r Versicherungen und
Mieten ausgegeben.

Die einzelnen Branchen weisen unterschiedlich große Anteile an den Ums�tzen des
Einzelhandels auf: Die grçßte Branche – gemessen am Umsatz – war 2003 die mit
Waren verschiedener Art, Hauptrichtung Nahrungsmittel, Getr�nke, Tabakwaren, zu
der insbesondere die Superm�rkte und Verbraucherm�rkte gehçren. Auf diese Bran-
che allein entfiel nach wie vor mehr als ein Drittel des Gesamt-Einzelhandelsumsatzes.
Einen weiteren Umsatzschwerpunkt bildete mit 33,4 % der Sonstige Facheinzelhan-
del, zu dem unter anderem der Einzelhandel mit Textilien, der Einzelhandel mit elekt-
rischen Haushaltsger�ten und Ger�ten der Unterhaltungselektronik und der Einzel-
handel mit Bau- und Heimwerkerbedarf gehçren.

W�hrend der Einzelhandel im Jahr 2003 Umsatzr�ckg�nge hinzunehmen hatte, konn-
te der Großhandel (einschl. Handelsvermittlung) Umsatzsteigerungen verbuchen. Sein
Umsatz lag im Jahr 2003 um nominal 1,1 % (real 0,3 %) hçher als 2002. Im Jahr 2000
war mit einem Plus von nominal 7,5 % und real 2,7 % gegen�ber 1999 der hçchste
Umsatzzuwachs seit 1996 verbucht worden. Zu den Kunden des Großhandels z�hlen
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Abb. 4: Entwicklung des privaten Konsums und des Einzelhandelsumsatzes
1996 bis 2003, 1996 = 100, Angaben nominal



297

Tab. 1: Umsatzgewicht einzelner Handelsbereiche
in Prozent

Einzelhandelsbereich
(EH = Einzelhandel)

Anteil am Einzelhandel
insgesamt

2003 2002

EH mit Waren verschiedener Art (in Verkaufsr�umen) 40,0 40,6
EH mit Waren verschiedener Art, Hauptrichtung Nahrungs-
mittel, Getr�nke und Tabakwaren 34,0 35,3
Sonstiger EH mit Waren verschiedener Art 6,0 5,3
Fach-EH mit Nahrungsmitteln, Getr�nken und Tabakwaren
(in Verkaufsr�umen) 5,8 3,7
Apotheken; Fach-EH mit medizinischen, orthop�dischen
und kosmetischen Artikeln (in Verkaufsr�umen) 11,9 11,7
Sonstiger Fach-EH (in Verkaufsr�umen) 33,4 33,6
EH mit Antiquit�ten und Gebrauchtwaren (in Verkaufsr�umen) 0,2 0,1
EH (nicht in Verkaufsr�umen) 8,2 9,9
Versandhandel 5,3 5,8
EH ohne Reparatur von Gebrauchsg�tern 99,5 99,6

gewerbliche Abnehmer, der inl�ndische Einzelhandel und Abnehmer im Ausland, d.h.
der Großhandel hat zumindest einen Teil seines Umsatzzuwachses durch Exporte
erzielt.

Abb. 5: Ums�tze im Großhandel 1996 bis 2003
2003 = 100



15.3 Tourismus, Gastgewerbe

15.3.1 Wirtschaftsfaktor Tourismus

Eine ganze Reihe von Wirtschaftszweigen erbringt Leistungen f�r Touristen, also Per-
sonen, die sich außerhalb ihres gewçhnlichen Wohnsitzes aufhalten. Dazu z�hlen das
Hotel- und Gastst�ttengewerbe, die Verkehrstr�ger (Straße, Eisenbahn, Luftverkehr),
Reiseveranstalter und Reiseb�ros, der Einzelhandel, der Kultur- und Freizeitbereich
sowie weitere Teile des Dienstleistungssektors. Einer Studie im Auftrag des Bundes-
wirtschaftsministeriums zufolge gingen im Jahr 2004 8,9 % des Bruttoinlandspro-
dukts direkt und indirekt auf die Nachfrage von Touristen zur�ck. Rund 2,7 Mill. Men-
schen finden dadurch eine Besch�ftigung.

Der Tourismus ist auch ein gewichtiger Faktor in der deutschen Zahlungsbilanz. Im
Rahmen der Reiseverkehrsbilanz als Teil der Zahlungsbilanz werden die Ausgaben der
Deutschen auf ihren Reisen im Ausland erfasst und umgekehrt die Ausgaben aus-
l�ndischer Reisender in Deutschland. Traditionell ist die deutsche Reiseverkehrsbilanz
in starkem Maße unausgeglichen. So gaben die Deutschen im Jahr 2005 auf ihren
Reisen im Ausland 58,9 Mrd. Euro aus. Dem standen Einnahmen der deutschen Tou-
rismuswirtschaft von ausl�ndischen Reisenden in Hçhe von 23,2 Mrd. Euro gegen-
�ber. Daraus ergibt sich ein negativer Saldo in der deutschen Reiseverkehrsbilanz von
35,6 Mrd. Euro. Im Vergleich zum Jahr 2000 ist dieser negative Saldo jedoch deutlich
gesunken, da die Einnahmen st�rker stiegen als die Ausgaben.

Tab. 2: Einnahmen und Ausgaben im grenz�berschreitenden Reiseverkehr
in Mill. EUR

2005 Ver�nderung 2005
gegen�ber 2000 in %

Einnahmen 23227 + 14,8
Ausgaben 58876 + 2,5
Saldo – 35649 – 4,1

Quelle: Deutsche Bundesbank – Zahlungsbilanzstatistik, Februar 2006.

15.3.2 Reiseverhalten der Deutschen

Im Jahr 2004 haben die Deutschen 104 Mill. Reisenmit einer Dauer von f�nf oder mehr
Tagen unternommen. Das waren fast 5 % weniger als zwei Jahre zuvor. 37,4 Mill.
Reisen fanden im Inland statt, 66,6 Mill. dagegen f�hrten ins Ausland. Im Vergleich
zu 2002 ist der Anteil der Inlandsreisen gesunken, und zwar von 38,1 auf 36,0 %. In
Deutschland war Bayern mit 8,9 Mill. Reisen das mit Abstand beliebteste Zielland,
gefolgt von Schleswig-Holstein (4,5 Mill.) undMecklenburg-Vorpommern (4,3 Mill.). Im
Ausland war Spanien im Jahr 2004 das beliebteste Reiseziel der Deutschen. 10,1 Mill.
Reisen (mit f�nf und mehr Tagen Dauer) unternahmen die Deutschen im Jahr 2004
dorthin. An zweiter Stelle in der Beliebtheitsskala lag Italien. Es war das Ziel f�r 9,5 Mill.
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Reisen der Deutschen, gefolgt vom Nachbarland �sterreich, in das die Deutschen
9,3 Mill. Mal reisten. In L�nder außerhalb Europas unternahmen die Deutschen im Jahr
2004 insgesamt 7,9 Mill. Reisen, darunter 1,8 Mill. in die Vereinigten Staaten.

Das bevorzugte Verkehrsmittel der Deutschen auf Reisen ist der Pkw, der bei mehr als
der H�lfte (52,8 %) aller Reisen mit f�nf oder mehr Tagen Dauer das Hauptverkehrs-
mittel war – allerdings mit abnehmender Tendenz. Mit der steigenden Neigung zu
Auslandsreisen nimmt die Bedeutung des Verkehrsmittels Flugzeug zu. 2004 wurden
28,2 % aller Reisen mit dem Flugzeug unternommen (2002: 25,5 %), weiterhin ein
gutes Zehntel (10,3 %) mit dem Bus. Die Bahn war bei 7,4 % der Reisen das Haupt-
verkehrsmittel (2002: 7,6 %).

Tab. 3: Private Reisen mit 5 und mehr Tagen Dauer im Jahr 2004

Merkmal Reisen in Mill. Anteil in %

Reisen mit 5 und mehr Tagen Dauer 104,0 100

nach ausgew�hlten Reisezielen
Deutschland, insgesamt 37,4 36,0
darunter:
Baden-W�rttemberg 3,6 3,5
Bayern 8,9 8,6
Mecklenburg-Vorpommern 4,3 4,1
Niedersachsen 3,5 3,4
Nordrhein-Westfalen 2,2 2,1
Schleswig-Holstein 4,5 4,3

Ausland insgesamt 66,6 64,0
darunter:
Frankreich 3,6 3,5
Griechenland 2,8 2,7
Italien 9,5 9,1
�sterreich 9,3 8,9
Schweiz 2,1 2,0
Spanien 10,1 9,7
T�rkei 4,7 4,5

Außereurop�ische L�nder insgesamt 7,9 7,6
darunter:
Afrika insgesamt 2,6 2,5
Vereinigte Staaten 1,8 1,7

nach dem Hauptverkehrsmittel
Pkw (eigener Wagen oder Mietwagen) 54,9 52,8
Flugzeug 29,3 28,2
Bus 10,7 10,3
Eisenbahn 7,7 7,4

nach der Organisation der Reise
Selbstorganisiert 70,8 68,1
Einbeziehung von Reiseb�ro-, -veranstalter 33,2 31,9
darunter: Pauschalreisen 28,7 27,6

Quelle: GEOPLAN GmbH – Tourismuserhebung 2004.



Dermit Abstandwichtigste Reisemonat im Jahr 2004war der August. In diesemMonat
wurden 16,7 Mill. Reisen (16,1 % aller Reisen) unternommen. Dem folgten die Monate
Juli und Oktober mit jeweils 11,4 bzw. 11,5 Mill. Reisen. Die wenigsten Reisen wurden
im Januar angetreten (4,8 Mill. entsprechend 4,6 %).

Die Deutschen organisieren ihre Reisen zunehmend selbst. Bei nur noch 31,9 % al-
ler Reisen schalteten sie ein Reiseb�ro oder einen Reiseveranstalter mit ein (2002:
36,7 %). 27,6 % waren reine Pauschalreisen (2002: 31,7 %).

15.3.3 Tourismusentwicklung in Deutschland

Die wichtigste Quelle zur Darstellung der Tourismusentwicklung im Inland ist die Beher-
bergungsstatistik, in der die Zahl der G�ste und der �bernachtungen in Beherbergungs-
st�tten mit neun oder mehr Betten und auf Campingpl�tzen mit Urlaubscamping (im
Unterschied zum Dauercamping) erhoben werden. Anders als bei der zuvor erw�hnten
Studie �ber das Reiseverhalten, bei der die touristische Nachfrage der Deutschen un-
tersucht wird, werden hier die Anbieter befragt. Dabei werden sowohl ausl�ndische
G�ste als auch Reisen mit weniger als f�nf Tagen mit ber�cksichtigt. Im Jahr 2005
konnten die deutschen Beherbergungsbetriebe (einschl. Campingpl�tze) 120,6 Mill.
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Abb. 6: Entwicklung der G�ste�bernachtungen in Beherbergungsst�tten
und auf Campingpl�tzen 1992 bis 2005
�bernachtungen in Mill., Ver�nderungen in Prozent
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Abb. 7: Verteilung der �bernachtungen auf die Bundesl�nder 2005



G�ste begr�ßen, die Gesamtzahl der �bernachtungen betrug 344,0 Mill. Bei den G�s-
ten war das ein Plus von 3,6 % gegen�ber dem Vorjahr. Gegen�ber 1992, dem ersten
Jahr, f�r das Ergebnisse f�r alle 16 Bundesl�nder vorliegen, betrug der Zuwachs
sogar 33,6 %. Die �bernachtungen nahmen im Jahr 2005 um 1,6 % gegen�ber dem
Vorjahr zu, gegen�ber dem Jahr 1992 stiegen sie um 8,0 %. Die durchschnittliche
Zahl der �bernachtungen, die ein Gast in einem Beherbergungsbetrieb verbringt,
nahm somit zwischen 1992 und 2005 kontinuierlich von 3,5 auf 2,9 ab.

Mit einem Anteil von 21,7 % entf�llt gut ein F�nftel aller �bernachtungen auf Bay-
ern. Erst mit einigem Abstand folgen dann die Bundesl�nder Baden-W�rttemberg
(11,8 %), Nordrhein-Westfalen (11,2 %), Niedersachsen (10,0 %), Hessen (7,3 %),
Mecklenburg-Vorpommern (7,1 %) und Schleswig-Holstein (6,5 %).
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Abb. 8: Fremdenverkehrsintensit�t in den Bundesl�ndern 2005
�bernachtungen je 1000 Einwohner
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Das relative Gewicht des Tourismus f�r die einzelnen Bundesl�nder wird durch die
sog. Tourismusintensit�t (�bernachtungen je 1000 Einwohner) beschrieben. Hier liegt
seit sieben Jahren Mecklenburg-Vorpommern auf dem ersten Rang mit einem Wert
von 14244. Auf Rang 2mit 7905 �bernachtungen je 1000 Einwohner folgt Schleswig-
Holstein, das noch bis zum Jahr 1998 an der Spitze der Rangliste gelegen hatte. Erst
danach kommt Bayern (5993), gefolgt von Rheinland-Pfalz (4905), Berlin (4316) und
Niedersachsen (4285).

58,4 % aller �bernachtungen fielen 2005 in der klassischen Hotellerie an (Hotels,
Hotels garnis, Gasthçfe, Pensionen), allein auf die Hotels und Hotels garnis entfielen
knapp die H�lfte (49,5 %). Dieses Segment hatte dabei die beste Konjunktur: Zwei
Jahre zuvor belief sich der Anteil der Hotels und Hotels garnis auf lediglich 46,6 %.
29,2 % der G�ste�bernachtungen entfielen auf die Betriebsarten des »Sonstigen Be-
herbergungsgewerbes«. Hier sind vor allem die Ferienh�user und -wohnungen mit
einem Anteil von 8,6 % sowie die Erholungs-, Ferien- und Schulungsheime (7,2 %)
bedeutsam. Der Anteil der Vorsorge- und Rehabilitationskliniken, die f�r das Segment
des Kurtourismus stehen, lag im Jahr 2005 bei 12,4 %.

Deutschland gewinnt f�r ausl�ndische G�ste in den letzten Jahren an Attraktivit�t. Seit
2003 haben die �bernachtungen von G�sten aus dem Ausland stark zugenommen,
sie erreichten im Jahr 2005 mit 48,2 Mill. ihren bisherigen Rekordwert. Von 2001 bis
2005 hat sich auch der Anteil der �bernachtungen ausl�ndischer G�ste an der Ge-
samtzahl der �bernachtungen kontinuierlich von 11,7 auf 14 % erhçht.

Tab. 4: G�ste�bernachtungen in Beherbergungsst�tten und auf Campingpl�tzen
nach Betriebsarten 2005

Betriebsart �bernachtungen
1000

Anteil Ver�nderung
gegen�ber 2004

%

Insgesamt 343981 100 + 2,9
Hotels 131380 38,2 + 4,0
Hotels garnis 38889 11,3 + 3,1
Gasthçfe 17883 5,2 – 0,9
Pensionen 12614 3,7 – 2,7
Hotellerie zusammen 200767 58,4 + 3,0
Jugendherbergen und H�tten 14924 4,3 + 3,1
Campingpl�tze 21725 6,3 + 1,5
Erholungs-, Ferien- und
Schulungsheime 24749 7,2 – 1,2
Boardinghouses 525 0,2 + 40,2
Ferienzentren 8914 2,6 – 2,0
Ferienh�user, -wohnungen 29604 8,6 – 0,8
Sonstiges Beherbergungsgewerbe
zusammen 100441 29,2 + 0,2

Hotellerie und Sonstiges
Beherbergungsgewerbe zusammen 301208 87,6 + 2,0

Vorsorge- und Reha-Kliniken 42773 12,4 – 1,7



Die grçßte ausl�ndische G�stegruppe des deutschen Beherbergungsgewerbes sind
nach wie vor die Niederl�nder, die es 2005 auf 8,43 Mill. �bernachtungen brachten.
Das entsprach einem Anteil von 17,5 % an den gesamten �bernachtungen ausl�n-
discher G�ste. An zweiter Stelle folgten die Vereinigten Staaten (4,42 Mill. �bernach-
tungen bzw. 9,2 %) vor den G�sten aus dem Vereinigten Kçnigreich (3,97 Mill. �ber-
nachtungen bzw. 8,2 %).

15.3.4 Gastgewerbe

Ein wesentlicher Anbieter touristischer Leistungen im Inland ist das Gastgewerbe,
das sowohl die Beherbergung als auch die Bewirtung von G�sten umfasst. 44,1 %
des Umsatzes im Gastgewerbe wurden 2003 von der Speisegastronomie (Restau-
rants, Caf�s, Eisdielen und Imbisshallen) erbracht. Damit ist sie die umsatzst�rkste
Branche, gefolgt von der Hotellerie (32,7 %). Zur Hotellerie gehçren Hotels, Gast-
hçfe, Pensionen und Hotels garnis. Das Sonstige Gastst�ttengewerbe erzielte gut
ein Zehntel des Gesamtumsatzes, weitere 8,7 % entfielen auf die Wirtschaftsgruppe
Kantinen und Caterer, wozu auch Partyservicebetriebe und Lieferanten der Flugge-
sellschaften gehçren.
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Abb. 9: �bernachtungen von ausl�ndischen G�sten 2005
in Mill./Anteile in Prozent und Ver�nderungen in Prozent1

1 Anteil an allen �bernachtungen aus dem Ausland.
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Tab. 5: Struktur des Umsatzes im Jahr 2003 und Umsatzentwicklung
in den Wirtschaftszweigen des Gastgewerbes gegen�ber 1996

Wirtschaftszweig Anteil des Wirtschaftszweiges
am nominalen Gesamtumsatz

des Gastgewerbes
in %

Umsatzentwicklung
(nominal)

2003 gegen�ber 1996
in %

Hotels, Gasthçfe, Pensionen und
Hotels garnis (»Hotellerie«) 32,7 – 0,1
Sonstiges Beherbergungsgewerbe 3,6 17,2
Restaurants, Caf�s, Eisdielen und
Imbisshallen (»Speisegastronomie«) 44,1 – 15,6
Sonstiges Gastst�ttengewerbe 10,9 – 20,9
Kantinen und Caterer 8,7 9,6
Gastgewerbe 100,0 – 8,1

Der Anteil des Gastgewerbes an den Ums�tzen aller Unternehmen in Deutschland lag
im Jahr 2003 bei rund 1,2 %. Aufgrund der hohen Personalintensit�t und des großen
Anteils von Teilzeitbesch�ftigten ist das Gewicht dieses Wirtschaftsbereichs bei der
Besch�ftigung mit knapp 3,1 % wesentlich grçßer. 2003 waren mehr als die H�lfte
aller Erwerbst�tigen in diesem Bereich Frauen. Ein weiteres Kennzeichen dieses Wirt-
schaftszweiges war auch 2003 der mit 14,6 % sehr hohe Anteil von Selbstst�ndigen
und mithelfenden Familienangehçrigen (gesamtwirtschaftlicher Durchschnitt: 7,8 %).
Dies l�sst sich mit der Struktur des Gastgewerbes erkl�ren, die sehr stark durch
kleinere und mittlere Unternehmen gepr�gt ist. So wurde im Jahr 2003 etwa die H�lfte
des Umsatzes in diesemWirtschaftszweig von Unternehmen mit einem Jahresumsatz
von unter 500 000 Euro erwirtschaftet.
Die Entwicklung im Gastgewerbe verlief in den zur�ckliegenden Jahren ung�nstiger
als die gesamtwirtschaftliche Entwicklung. W�hrend das Bruttoinlandsprodukt nomi-
nal von 2000 bis einschließlich 2003 anstieg, konnte das Gastgewerbe nur in 2000 und

Tab. 6: Entwicklung des Gastgewerbeumsatzes 1996 bis 2003
im Vergleich zum Bruttoinlandsprodukt

Jahr Gastgewerbeumsatz1 Bruttoinlandsprodukt

nominal real nominal real nominal real

Messzahlen
2003 = 100

Ver�nderung gegen�ber dem Vorjahr
in %

1996 108,8 121,4 – – 1,5 1,0
1997 107,9 116,3 – 0,9 – 4,2 2,1 1,8
1998 106,4 115,8 – 1,4 – 0,4 2,6 2,0
1999 106,9 115,1 0,5 – 0,7 2,4 2,0
2000 108,1 115,1 1,1 0,1 2,5 3,2
2001 109,0 114,2 0,9 – 0,8 2,5 1,2
2002 103,9 105,0 – 4,6 – 8,1 1,5 0,1
2003 100,0 100,0 – 3,8 – 4,7 0,9 – 0,2

1 Umsatz ohne Umsatzsteuer.



2001 Umsatzsteigerungen verzeichnen, gefolgt von deutlichen Umsatzeinbußen in
den Jahren 2002 und 2003. Im Jahr 2003 setzte das Gastgewerbe rund 44 Mrd. Euro
(ohne Umsatzsteuer) um; das sind nominal 3,8 %weniger als 2002. Real wurde f�r das
Jahr 2003 ein noch grçßerer Umsatzr�ckgang von 4,7 % ermittelt.

Von den Umsatzr�ckg�ngen im Gastgewerbe in den Jahren 2002 und 2003 sind
auch die drei grçßten Wirtschaftszweige Speisegastronomie, Hotellerie und Sons-
tiges Gastst�ttengewerbe betroffen. Der Umsatz der Unternehmen der Hotellerie,
die schwerpunktm�ßig Beherbergungsleistungen anbieten, lag in den Jahren 2002
(–3,1 %) und 2003 (–4,5 %) nominal jeweils unter den Werten des entsprechenden
Vorjahres. In der Speisegastronomie wurde sogar ein nominales Umsatzminus von
–6,5 % (2002) und –6,3 % (2003) registriert. Der Wirtschaftszweig Kantinen und Ca-
terer erzielte dagegen nach einem nominalen Umsatzr�ckgang von –3,8 % in 2002 im
Jahr 2003 ein nominales Umsatzplus von 1,6 %. Beim langfristigen Vergleich konnten
das Sonstige Beherbergungsgewerbe und die Kantinen und Caterer im Jahr 2003
Umsatzsteigerungen gegen�ber 1996 verbuchen, w�hrend die �brigen Branchen
des Gastgewerbes Umsatzeinbußen hinnehmen mussten.

15.4 Banken

Im Rahmen einer hoch entwickelten Volkswirtschaft spielt die Geld- und Kreditwirt-
schaft und damit das Bankensystem eine zentrale Rolle. Als Kapitalsammelstellen und
Finanzierungsinstitute erf�llen die Banken wichtige gesamtwirtschaftliche Aufgaben.
In Deutschland stehen die Banken – nach den Vorschriften des Gesetzes �ber das
Kreditwesen (KWG) – unter der gemeinsamen Aufsicht der Bundesanstalt f�r Finanz-
dienstleistungsaufsicht und der Deutschen Bundesbank.

Mit der Einf�hrung des Euro als gemeinsamer W�hrung von zun�chst elf der 15 Mit-
gliedstaaten der Europ�ischen Union (EU) – diese sind Belgien, Deutschland, Finn-
land, Frankreich, Irland, Italien, Luxemburg, die Niederlande, �sterreich, Portugal und
Spanien – ging mit Wirkung vom 1. Januar 1999 die Verantwortung f�r eine einheit-
liche Geldpolitik im Euro-W�hrungsgebiet auf das Europ�ische System der Zentral-
banken (ESZB) �ber. Zum 1. Januar 2001 trat Griechenland als zwçlftes Mitglied der
Eurozone bei. Das ESZB, das aus der Europ�ischen Zentralbank (EZB) und den na-
tionalen Zentralbanken der EU-Mitgliedstaaten besteht, �bernahm nunmehr die Rolle
der H�terin des Euro und tr�gt somit die Verantwortung f�r die Stabilit�t der neuen
W�hrung. Durch den �bergang der geldpolitischen Kompetenzen auf die EZB war
eine Anpassung der Aufgaben der teilnehmenden nationalen Zentralbanken erforder-
lich. Sie haben an der Erf�llung der Aufgaben des ESZB, insbesondere dem vorran-
gigen Ziel der Gew�hrleistung der Preisstabilit�t, mitzuwirken. Unver�ndert bleibt ihre
Aufgabe, f�r die bankm�ßige Abwicklung des Zahlungsverkehrs im In- und mit dem
Ausland zu sorgen. Die Deutsche Bundesbank ist damit z.B. auch f�r den Bargeld-
umlauf verantwortlich.
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Die Statistiken des Geld- und Kreditwesens werden �berwiegend von der Deutschen
Bundesbank bearbeitet. Der Beginn der dritten Stufe der Europ�ischen Wirtschafts-
und W�hrungsunion (EWU) hat zu einer Ver�nderung in der Darstellung von statis-
tischen Ergebnissen der Deutschen Bundesbank ab dem Jahr 1999 gef�hrt. Dies wirkt
sich auf die Vergleichbarkeit der Ergebnisse aus.

Die Angaben �ber die Gesch�ftsentwicklung der Bausparkassen beruhen auf den
Statistiken der Verb�nde der privaten und çffentlichen Bausparkassen. Beim Bau-
spargesch�ft stellen die Einlagen wegen ihrer Zweckbindung (sie d�rfen innerhalb
bestimmter Fristen nur f�r den Wohnungsbau verwendet werden) eine besondere
Form der Spareinlagen dar.

15.4.1 Unternehmen

Im Bankwesen Deutschlands ist seit Jahren ein Fusionsprozess im Gang. Er hat zu
einer abnehmenden Zahl von Kreditinstituten gef�hrt. W�hrend 1973 im fr�heren Bun-
desgebiet 3784 berichtspflichtige Kreditinstitute (Kreditinstitute mit einer bestimmten
Mindestbilanzsumme) gez�hlt wurden, gab es 1984 nur noch 3250. Ab 1985 wurden
alle Kreditgenossenschaften in die statistische Berichtspflicht einbezogen; Ende 1985
waren 4659 und Ende 1989 noch 4217 Kreditinstitute im fr�heren Bundesgebiet be-
richtspflichtig. Ende 2005 belief sich die Zahl der berichtspflichtigen Kreditinstitute

Abb. 10: Banken und ihre Bilanzsummen am Jahresende 2005



einschließlich der ostdeutschen Institute auf 2089. Unter ihnen waren die Kreditge-
nossenschaften zahlenm�ßig am st�rksten vertreten. Gemessen an den Bilanzsum-
men sind jedoch andere Institutsgruppen, z.B. Kreditbanken, Sparkassen und Lan-
desbanken, von weitaus grçßerer Bedeutung.

15.4.2 Besch�ftigte und Arbeitskosten

Nach den Ergebnissen des Mikrozensus im M�rz 2004 waren rund 765000 Erwerbs-
t�tige (2,1 % aller Erwerbst�tigen) im Kreditgewerbe t�tig. Die Arbeitskosten je Be-
sch�ftigten im Kreditgewerbe beliefen sich in Deutschland 2000 auf durchschnittlich
56693 Euro, im fr�heren Bundesgebiet auf 57785 Euro und in den neuen L�ndern und
Berlin-Ost auf 46816 Euro. Besonders hoch sind die Personalnebenkosten im Kre-

Tab. 7: Aktiva und Passiva der Banken
in Mill. EUR

2003 2004 2005

Aktiva

Bilanzsumme 6470882 6663797 6903169
Barreserven 64136 56388 63262
Wechselbestand 4380 3492 2966
Kredite an in- und ausl�ndische Banken 1739734 1835961 1956772
Kredite an Nichtbanken 3021230 3005935 3020110
Schuldverschreibungen und andere
festverzinsliche Wertpapiere 1027028 1141846 1209293
Sonstige Aktiva 614374 620175 650766

Passiva

Bilanzsumme 6470882 6663797 6903169
Einlagen von in- und ausl�ndischen Banken 1813555 1867048 1943192
Einlagen von inl�ndischen und
ausl�ndischen Nichtbanken 2410120 2472382 2554049
dar.: Sicht- und Termineinlagen 1719262 1773069 1862734

Spareinlagen 600378 613015 611877
Verbriefte Verbindlichkeiten insgesamt 1496034 1555975 1616781
Eigenkapital insgesamt (gezeichnetes Kapital,
R�cklagen, abz�glich ausgewiesenem Verlust) 252305 245788 260168
Sonstige Passiva 498868 522604 528979

ditgewerbe im Vergleich zu anderen Bereichen wie zum Beispiel dem Handel oder
dem Produzierenden Gewerbe mit ca. 50 % der gesamten Personalausgaben. Bei
den Nebenkosten handelt es sich vor allem um Sonderzahlungen, Verg�tungen ar-
beitsfreier Tage (Urlaub, Krankheit, sonstige gesetzliche oder betrieblich bezahlte
Freizeiten), Arbeitgeberbeitr�ge zur Sozialversicherung sowie Aufwendungen f�r
die betriebliche Altersversorgung und die berufliche Bildung. Weitere Ausf�hrungen
zu den Personalkosten siehe Teil I, Kapitel 16, Abschnitt 5.
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15.4.3 Gesch�ftst�tigkeit

Bei den Banken l�sst die Bilanz – als Gegen�berstellung von Forderungen und Ver-
bindlichkeiten zu einem bestimmten Stichtag – besonders deutlich Umfang und
Schwerpunkte der gesch�ftlichen T�tigkeit erkennen. Die Annahme von Einlagen ei-
nerseits, Kreditvergabe andererseits sind die wesentlichen Aufgaben des Bankensys-
tems, die entsprechend im Bild der zusammengefassten Bilanz erscheinen.

Die Kredite an Nichtbanken, der bedeutendste Aktivposten in der Gesamtbilanz der
Banken, wurden 2005 zu rund 74 % an inl�ndische Unternehmen und Privatpersonen
vergeben, fast 14 % gingen an çffentliche Haushalte im Inland, und 13 % der Kredite
flossen an Kreditnehmer im Ausland.

Auf der Passivseite der Bilanz waren die Einlagen und aufgenommenen Kredite von
inl�ndischen Unternehmen und Privatpersonen mit etwa 85 % aller Einlagen und auf-
genommenen Kredite von Nichtbanken (in Hçhe von 2554 Mrd. Euro) besonders be-
deutsam. Darunter hatten die Spareinlagen – bezogen auf alle Einlagen und aufge-
nommenen Kredite von Nichtbanken – einen Anteil von rund 24 %. Weitere rund
4 % der Einlagen und aufgenommenen Kredite von Nichtbanken stammten von in-
l�ndischen çffentlichen Haushalten und rund 11 % von ausl�ndischen Gl�ubigern.

Die Einlagen der Bausparkassen stellen wegen ihrer Zweckbindung (sie d�rfen inner-
halb bestimmter Fristen ausschließlich f�r Wohnungsbauzwecke verwendet werden)
Spareinlagen besonderer Art dar. Ende 2004 bestanden bei den 27 Bausparkassen
33 Mill. Bausparvertr�ge. Die Hçhe der Einlagen bei ihnen betrug 114 Mrd. Euro.
Gleichzeitig wurden Darlehen in Form von Hypotheken und Zwischenkrediten in
Hçhe von rund 100 Mrd. Euro in Anspruch genommen. Etwa 15 % der bestehenden
Vertr�ge, 13 % der Einlagen und rund 15 % der Darlehen entfielen auf die neuen
L�nder. Im Vergleich zu 1970 hat sich in Deutschland die Zahl der bestehenden Ver-
tr�ge und der Bauspareinlagenbestand mehr als verdreifacht bzw. verf�nffacht, der
Bestand an Baudarlehen sogar versechsfacht.

Die Ausgabe von Kapitalmarktpapieren (Aktien und festverzinsliche Wertpapiere) ist
ein wesentlicher Bestandteil der Gesch�ftst�tigkeit der Banken. Die Emission eigener
festverzinslicher Wertpapiere (z.B. Pfandbriefe, Bankobligationen) dient der Beschaf-
fung von Fremdkapital, die Ausgabe von Anleihen der çffentlichen Hand sowie von
Anleihen und Aktien der Unternehmen �bernehmen die Banken als Dienstleistungen
f�r diese Stellen.

Tab. 8: Bausparkassen

Einheit 2002 2003 2004

Vertr�ge insgesamt 1000 32422 33009 33126
Neugesch�ft im Jahr 1000 3485 4671 4035
Zugeteilte Vertr�ge im Jahr 1000 1945 1977 1839
Bausparsumme aus zugeteilten Vertr�gen Mill. EUR 33095 34334 33197
Bauspareinlagen insgesamt Mill. EUR 101642 107746 114195
Hypotheken und Zwischenkredite insgesamt Mill. EUR 100797 102488 100395



Im Jahr 2005 setzten die Banken festverzinsliche Wertpapiere inl�ndischer Emitten-
ten – vorwiegend Bankschuldverschreibungen – im Wert von rund 989 Mrd. Euro
ab. Insgesamt waren Ende 2005 festverzinsliche Wertpapiere mit einem Nominal-
wert (Nennwert) von 2915 Mrd. Euro im Umlauf. Ende 2005 betrug der Brutto-
absatz von unter inl�ndischer Konsortialf�hrung begebenen DM/-Euro-Auslands-
anleihen 0,6 Mrd. Euro. Im Umlauf befanden sich entsprechende Papiere mit einem
Nominalwert von 134,6 Mrd. Euro.

Im Vergleich zu festverzinslichen Wertpapieren ist der Erwerb von Aktien mit grçße-
ren Risiken, aber auch mit hçheren Gewinnmçglichkeiten verbunden. Entsprechend
ist der Aktienmarkt in der Bundesrepublik von geringerer Bedeutung als der Ren-
tenmarkt. 2005 waren Aktien mit einem Nominalwert von 163,1 Mrd. Euro im Um-
lauf. Der Wert der in diesem Jahr durch Einzahlung von Finanzmitteln abgesetzten
Aktien inl�ndischer Aktiengesellschaften betrug 2,5 Mrd. Euro (Nominalwert).

Tab. 9: Absatz und Umlauf von festverzinslichen Wertpapieren und Aktien
inl�ndischer Emittenten
Nominalwert in Mill. EUR

Jahr Festverzinsliche Wertpapiere Aktien

Absatz Umlauf1 Absatz2 Umlauf1

2002 818725 2481220 4307 168716
2003 958917 2605775 4482 162131
2004 990399 2773007 3960 164802
2005 988911 2914723 2470 163071

1 Am Jahresende.
2 Durch Bareinzahlung und Umtausch von Wandelschuldverschreibungen.

15.5 Versicherungen

Die private Versicherungswirtschaft bietet mit einem breit gef�cherten Dienstleis-
tungsangebot materielle Absicherung gegen die verschiedenartigsten Risiken. Da-
durch macht sie Verluste und Schadensf�lle kalkulierbar. Dies wird f�r Wirtschaft
und private Haushalte angesichts wachsender Gefahren und im Hinblick auf die
Hçhe mçglicher Sch�den immer wichtiger.

15.5.1 Unternehmen und Besch�ftigte

Die Zahl der unter staatlicher Aufsicht stehenden Versicherungsunternehmen ist zwi-
schen 1975 und 2003 von rund 5700 auf 1646 zur�ckgegangen. Ein Grund f�r die
Konzentration in der Versicherungswirtschaft d�rfte in den wachsenden Anspr�chen
an die Leistungsf�higkeit der Unternehmen liegen.

Nach den Ergebnissen des Mikrozensus vom M�rz 2004 waren in Deutschland
333000 Erwerbst�tige (dies entspricht 0,9 % aller Erwerbst�tigen) im Versicherungs-
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gewerbe besch�ftigt. Die Arbeitskosten des Versicherungsgewerbes beliefen sich
2000 in Deutschland auf durchschnittlich 61292 Euro; im fr�heren Bundesgebiet
waren es 61515 Euro je Besch�ftigten und in den neuen L�ndern und Berlin-Ost
56250 Euro. Sie lagen damit in West- und Ostdeutschland �ber dem Arbeitskosten-
niveau des Kreditgewerbes. N�heres zu den Arbeitskosten siehe Teil I, Kapitel 16,
Abschnitt 5.

15.5.2 Gesch�ftst�tigkeit

Der Umfang der Gesch�ftst�tigkeit l�sst sich vor allem aus den abgeschlossenen
Vertr�gen und den Versicherungssummen ablesen. Er findet seine Entsprechung
im Vermçgen der Versicherungswirtschaft, die mit zu den grçßten Anlegern auf
dem Kapitalmarkt gehçrt.

Das Lebensversicherungsgesch�ft betrieben 2003 in Deutschland 109 Unterneh-
men. Gemessen an der Gesamtzahl aller Versicherungsunternehmen waren dies nur
7 %. Die Versicherungssumme aller abgeschlossenen Lebensversicherungsvertr�-
ge erreichte Ende 2003 rund 2144 Mrd. Euro. Das Beitragsaufkommen von rund
67 Mrd. Euro im Jahr 2003 entsprach einem Anteil von rund 44 % am gesamten Bei-
tragsaufkommen aller Versicherungsunternehmen. Die Kapitalanlagen dieser Sparte
erreichten 2003 einen Anteil von 68 % am entsprechenden Wert der gesamten Ver-
sicherungswirtschaft.1

Abb. 11: Versicherungsunternehmen, Bruttobeitr�ge, Kapitalanlagen 2003
ohne R�ckversicherungsunternehmen
in Prozent

1 Ohne R�ckversicherungsunternehmen.



Im Unterschied zu den Lebensversicherungen wird bei den Schaden- und Unfallver-
sicherungen (z.B. Feuer-, Hausrat-, Haftpflichtversicherungen) sowie bei den Kran-
kenversicherungen lediglich das aktuelle Risiko abgedeckt und nicht Kapitalvermçgen
gebildet wie bei den Lebensversicherungsunternehmen.

Die Zahlungen der privaten Krankenkassen f�r Versicherungsf�lle betrugen im Jahr
2003 rund 14,7 Mrd. Euro, bei den Schaden- und Unfallversicherungen wurden 2003
37,7 Mrd. Euro f�r Versicherungsf�lle aufgewendet. Bei den Schaden- und Unfall-
versicherungsunternehmen waren die Aufwendungen der Kraftfahrzeugversiche-
rung insgesamt mit rund 47 % von besonderem Gewicht. Die Bruttobeitr�ge lagen
2003 bei den Krankenversicherungsunternehmen bei 25,2 Mrd. Euro. Die Beitrags-
einnahmen der Schaden- und Unfallversicherungsunternehmen beliefen sich 2003
auf 58,1 Mrd. Euro.

15.6 Verschiedene private und gewerblicheDienstleistungen
(Wirtschaftsabschnitt I und K)

Im Jahr 2003 waren 635800 Unternehmen und Einrichtungen zur Aus�bung einer
freiberuflichen T�tigkeit in den Wirtschaftsabschnitten Verkehr und Nachrichten�ber-
mittlung (Wirtschaftsabschnitt I) sowie im Grundst�cks- und Wohnungswesen, der
Vermietung beweglicher Sachen und der Erbringung von sonstigen wirtschaftlichen
Dienstleistungen (Wirtschaftsabschnitt K) t�tig. Sie erzielten mit insgesamt 5,6 Mill.
Besch�ftigten einen Umsatz in Hçhe von 617,6 Mrd. Euro.

Der Wirtschaftsabschnitt K ist wesentlich grçßer als der Wirtschaftsabschnitt I. Im
Wirtschaftsabschnitt K hatten 2003 rund 545300 Unternehmen und Einrichtungen ih-
ren wirtschaftlichen Schwerpunkt, was einen Anteil von 85,8 % entsprach.

Die im Abschnitt K besch�ftigten 3,8 Mill. Personen (68,0 %) erwirtschafteten einen
Umsatz von 363,4 Mrd. Euro (58,8 %). Der durchschnittliche Umsatz lag hier bei 0,7
Mill. Euro je Unternehmen, die durchschnittliche Besch�ftigenzahl bei sieben.

In Wirtschaftsabschnitt I erwirtschafteten die anderen 14,2 % der Unternehmen
(90500 Unternehmen) 41,2 % des Umsatzes (254,2 Mrd. Euro) und besch�ftigten
32,0 % (1,8 Mill. Personen) der in den Abschnitten I und K insgesamt t�tigen Per-
sonen.

Die durchschnittliche Besch�ftigtenzahl betrug 20 Personen, und der durchschnitt-
liche Umsatz 2,8 Mill. Euro je Unternehmen.

Von den Unternehmen in den Wirtschaftsabschnitten I und K wurden im Jahr 2003
mit 62,4 Mrd. Euro hçhere Investitionen get�tigt, als von den Unternehmen des Ver-
arbeitenden Gewerbes (48,6 Mrd. Euro [einschl. Bergbau und Gewinnung von Stei-
nen und Erden]). Von je 100 Euro Umsatz investierten die Unternehmen wieder rund
10 Euro, im Verarbeitenden Gewerbe waren es nur 3,5 Euro. Mehr als zwei Drittel
der Gesamtinvestitionen entfielen auf den Wirtschaftsabschnitt K.
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15.6.1 Wirtschaftsabschnitt I
Verkehr und Nachrichten�bermittlung

2003 waren 58500 Unternehmen im Landverkehr einschließlich Transport in Rohr-
fernleitungen t�tig, fast zwei Drittel der Unternehmen des Wirtschaftsabschnitts I
(90500). Von den Ums�tzen im Bereich I in Hçhe von 254,2 Mrd. Euro erreichten
die Unternehmen der Nachrichten�bermittlung (36,3 %) und die Unternehmen, die
Hilfs- und Nebent�tigkeiten f�r den Verkehr sowie die Verkehrsvermittlung durch-
f�hrten (31,7 %), die hçchsten Umsatzanteile. Die meisten Besch�ftigten (643000
von 1,8 Mill.) des Wirtschaftsabschnitts I arbeiteten im Landverkehr einschließlich
Transport in Rohrfernleitungen sowie in der Nachrichten�bermittlung (610700).

Der Wirtschaftsabschnitt I wird einerseits durch eine Reihe großer Unternehmen, wie
Deutsche Bahn, Deutsche Post, Lufthansa und Telekom, repr�sentiert, andererseits
befinden sich in ihm auch viele kleine Familienunternehmen, zum Beispiel im Taxi-
gewerbe oder in der Binnenschifffahrt. Der durchschnittliche Umsatz je Unternehmen
betrug im Jahr 2003 rund 2,8 Mill. Euro, durchschnittlich waren 20 Personen je Un-
ternehmen besch�ftigt. 60 % der Unternehmen erwirtschafteten einen Jahresumsatz
von weniger als 250000 Euro; sie erzielten zusammen nur 2 % des Gesamtumsatzes
in diesem Wirtschaftsabschnitt.

Abb. 12: Anteile der Abteilungen an Unternehmen, Umsatz
und t�tigen Personen 2003 im Wirtschaftsabschnitt I1

1 Klassifikation der Wirtschaftszweige, Ausgabe 2003 (WZ 2003).



Verkehrsbereich

Der Bereich Verkehr umfasst T�tigkeiten der Personen- und G�terbefçrderung im
Linien- und Gelegenheitsverkehr auf Schienen und Straßen (auf dem Land), zu Was-
ser und in der Luft sowie Transporte in Rohrfernleitungen. Ferner gehçren hierzu
auch Hilfs- und Nebent�tigkeiten f�r den Verkehr, wie zum Beispiel der Betrieb
von Bahnhçfen, H�fen und Flugh�fen, Parkpl�tzen und Parkh�usern, Frachtumschlag
und Lagerei sowie die Verkehrsvermittlung, wie zum Beispiel Reiseb�ros und Reise-
veranstalter.

Von den 83050 Verkehrsunternehmen in Deutschland waren 58500 Unternehmen
(70 %) im Landverkehr, das heißt in der Personen- und G�terbefçrderung auf dem
Landweg sowie beim Transport in Rohrfernleitungen, t�tig. Ein Viertel (21750 Unter-
nehmen) hatte seinen wirtschaftlichen Schwerpunkt in den Hilfs- und Nebent�tig-
keiten f�r den Verkehr oder in der Verkehrsvermittlung.

Die Unternehmen des Verkehrsbereiches erwirtschafteten im Jahr 2003 einen Um-
satz in Hçhe von 161,9 Mrd. Euro. Davon entfielen die grçßten Anteile auf den Be-
reich der Hilfs- und Nebent�tigkeiten f�r den Verkehr und die Verkehrsvermittlung
(49,8 %) sowie den Landverkehr (32,5 %). Je Verkehrsunternehmen wurde ein Um-
satz von 1,95 Mill. Euro erwirtschaftet. Die Luftverkehrsunternehmen erzielten mit
durchschnittlich 30,5 Mill. Euro je Unternehmen die hçchsten Ums�tze.

Im Verkehrsbereich arbeiteten 2003 knapp 1,2 Mill. Personen, davon mehr als die
H�lfte im Landverkehr und Transport in Rohrfernleitungen. Der Anteil der Lohn-
undGehaltsempf�nger an den t�tigen Personen betrug 92,6 %.W�hrend dieser Anteil
in den klassischen Verkehrszweigen wie Eisenbahn, Luftfahrt oder im st�dtischen
Nahverkehr nahezu 100 % erreichte, lag er zum Beispiel in der Binnenschifffahrt
bei 87,8 %, im Gelegenheitsflugverkehr bei 86,8 % und beim Betrieb von Taxis
mit 78,5 %deutlich darunter. In den Verkehrsunternehmen arbeiteten durchschnittlich
14 Mitarbeiter je Unternehmen. Am grçßten waren die Unternehmen des Linienflug-
verkehrs mit knapp 900 und die Eisenbahnunternehmen mit rund 450 t�tigen Per-
sonen je Unternehmen.

Die Investitionen im Verkehrsbereich lagen bei knapp 13,2 Mrd. Euro, damit wurden
von je 100 Euro Umsatz rund 8 Euro investiert. �berdurchschnittlich hoch war die

Tab. 10: Umsatz und t�tige Personen im Bereich Verkehr 2003

Wirtschaftszweig Umsatz T�tige Personen

Mrd. Euro Anteil in % Anzahl Anteil in %

Verkehr 161,9 100,0 1191 650 100,0
davon:
Landverkehr; Transport in
Rohrfernleitungen 52,6 32,5 643000 54,0
Schifffahrt 15,9 9,8 26100 2,2
Luftfahrt 12,8 7,9 51450 4,3
Hilfs- und Nebent�tigkeiten f�r den
Verkehr; Verkehrsvermittlung 80,6 49,8 471 050 39,5
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Investitionsquote mit 25,6 % bei Unternehmen, die sonstige Hilfs- und Nebent�tig-
keiten f�r den Verkehr ausf�hrten, w�hrend sie bei den Unternehmen der Schifffahrt
bei 4,8 % und bei Reiseb�ros und Reiseveranstaltern nur bei 1,0 % lag.

Nachrichten�bermittlung

Zur Abteilung Nachrichten�bermittlung z�hlen T�tigkeiten der Post- und Kurierdienste
sowie Fernmeldedienste, das heißt die Erbringung von Telekommunikations-, Mobil-
funk- und Satellitenfunkdienstleistungen. Von den 7450 in der Nachrichten�bermitt-
lung t�tigen Unternehmen entfielen 6600 (88,5 %) auf private Post- und Kurierdienste.

Die Unternehmen der Nachrichten�bermittlung erzielten im Jahr 2003 einen Umsatz in
Hçhe von 92,3 Mrd. Euro. Mit 69,3 Mrd. Euro erwirtschafteten die Fernmeldedienste
drei Viertel dieses Umsatzes, besch�ftigten aber nur 32 % (196300) der in diesem
Bereich insgesamt t�tigen Personen. Mit 352900 Euro lag der Umsatz je Besch�f-
tigten sechs Mal so hoch als bei den privaten Post- und Kurierdiensten.

Tab. 11: Unternehmen, Umsatz und t�tige Personen in der Abteilung
Nachrichten�bermittlung 2003

Wirtschaftszweig Unternehmen Umsatz T�tige Personen

Anzahl Anteil
in %

Mrd.
EUR

Anteil
in %

Anzahl Anteil
in %

Nachrichten�bermittlung 7450 100,0 92,3 100,0 610 750 100,0
davon:
Private Post- und Kurier-
dienste 6600 88,5 23,0 24,9 414450 67,9
Fernmeldedienste 850 11,5 69,3 75,1 196300 32,1

In den Unternehmen der Nachrichten�bermittlung arbeiteten 610700 Personen. Der
Anteil der Lohn- und Gehaltsempf�nger an den t�tigen Personen betrug 97,9 %, da-
runter bei den Fernmeldediensten fast 100 %. Durchschnittlich waren 82 Mitarbeiter je
Unternehmen in dieser Wirtschaftsabteilung t�tig; bei den Fernmeldediensten waren
es 229 Mitarbeiter je Unternehmen.

Die Investitionen in der Nachrichten�bermittlung beliefen sich auf gut 5,9 Mrd. Euro,
davon entfielen 90 % auf Investitionen der Unternehmen der Fernmeldedienste. In
diesem Wirtschaftszweig wurden von 100 Euro Umsatz knapp 8 Euro wieder inves-
tiert, bei den privaten Post- und Kurierdiensten waren es nur 2,50 Euro.

15.6.2 Wirtschaftsabschnitt K
�berwiegend unternehmensnahe Dienstleistungen

Beim Wirtschaftsabschnitt K handelt es sich um einen sehr heterogenen Bereich, in
dem sowohl Unternehmen als auch Einrichtungen zur Aus�bung einer freiberuflichen
T�tigkeit zusammengefasst sind, die Dienstleistungen sowohl f�r die Wirtschaft und



den Staat als auch f�r private Haushalte erbringen. Die Schwerpunkte ihrer wirtschaft-
lichen T�tigkeit liegen in den Abteilungen

– Grundst�cks- und Wohnungswesen,

– Vermietung beweglicher Sachen ohne Bedienungspersonal,

– Datenverarbeitung und Datenbanken,

– Forschung und Entwicklung oder

– Erbringung von sonstigen wirtschaftlichen Dienstleistungen (Unternehmensdienst-
leister).

Die zuletzt genannte T�tigkeitsabteilung umfasst vor allem freiberuflich T�tige, wie
zum Beispiel Rechts-, Steuer- und Unternehmensberater, Wirtschaftspr�fer, Archi-
tekten und Ingenieure. Ferner gehçren zu denUnternehmensdienstleistern auch hand-
werksnahe Besch�ftigungen, wie die Geb�udereinigung, die Sch�dlingsbek�mpfung
und das fotografische Gewerbe.

Insgesamt umfasst dieser Wirtschaftsabschnitt 545300 Unternehmen und Einrich-
tungen, die im Jahr 2003 einen Umsatz von 363,4 Mrd. Euro erwirtschafteten und 3,8
Mill. Besch�ftigte hatten. Rund die H�lfte dieses Umsatzes wurde von den Unterneh-
mensdienstleistern realisiert. Sie besch�ftigten rund drei Viertel der in diesem Wirt-
schaftsabschnitt insgesamt t�tigen Personen.
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Abb. 13: Anteil der Abteilungen an Unternehmen, Umsatz
und t�tigen Personen 2003 im Wirtschaftsabschnitt K1

1 Klassifikation der Wirtschaftszweige, Ausgabe 2003 (WZ 2003).
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Bei den Unternehmen und Einrichtungen desWirtschaftsabschnittes K handelt es sich
�berwiegend um kleine Wirtschaftseinheiten. Der durchschnittliche Umsatz je Unter-
nehmen und Einrichtung betrug im Jahr 2003 rund 670000 Euro, durchschnittlich
waren sieben Personen je Unternehmen bzw. Einrichtung besch�ftigt.

Drei Viertel der Unternehmen und Einrichtungen erwirtschafteten einen Jahresum-
satz von weniger als 250000 Euro. Diese Einheiten realisierten zusammen nur knapp
10 % des Gesamtumsatzes in diesem Wirtschaftsabschnitt.

Zur Abteilung Grundst�cks- und Wohnungswesen z�hlen Unternehmen, deren
Schwerpunkte ihrer wirtschaftlichen T�tigkeit auf folgenden Gebieten liegen:

– Erschließung, Kauf und Verkauf von Grundst�cken, Geb�uden und Wohnungen,

– Vermietung und Verpachtung von eigenen Grundst�cken, Geb�uden und Woh-
nungen sowie

– Vermittlung und Verwaltung von fremden Grundst�cken, Geb�uden und Woh-
nungen.

Von den 173100 Unternehmen in der Abteilung Grundst�cks- und Wohnungswesen
hatten vier F�nftel (137050) ihren wirtschaftlichen Schwerpunkt in der Vermietung und
Verpachtung von eigenen Immobilien.

Tab. 12: Umsatz und t�tige Personen in der Abteilung Grundst�cks- und
Wohnungswesen 2003

Wirtschaftszweig Umsatz T�tige Personen

Mrd. EUR Anteil in % Anzahl Anteil in %

Grundst�cks- und Wohnungswesen 95,2 100,0 409350 100,0
davon:
Erschließung, Kauf und Verkauf
von Immobilien 18,5 19,5 37100 9,1
Vermietung und Verpachtung von
eigenen Immobilien 60,1 63,1 244700 59,8
Vermittlung und Verwaltung von
fremden Immobilien 16,5 17,4 127550 31,2

Die Unternehmen des Grundst�cks- und Wohnungswesens erwirtschafteten im Jahr
2003 einen Umsatz in Hçhe von 95,2 Mrd. Euro. Davon entfielen drei F�nftel auf Un-
ternehmen des Bereichs Vermietung und Verpachtung von eigenen Immobilien.

In den Unternehmen des Grundst�cks- und Wohnungswesens arbeiteten 409350 Per-
sonen, davon drei F�nftel in Unternehmen mit Schwerpunkt in der Vermietung und
Verpachtung von eigenen Immobilien. Der Anteil der Lohn- und Gehaltsempf�nger an
den t�tigen Personen betrug 60,4 %. Deutlich �ber diesem Durchschnitt lag der Anteil
der Lohn- und Gehaltsempf�nger bei Unternehmen, die sich mit Erschließung, Kauf
und Verkauf von Immobilien (83,2 %) oder der Vermittlung und Verwaltung von fremden
Immobilien (81,9 %) besch�ftigten. In den Unternehmen des Grundst�cks- und Woh-
nungswesens arbeiteten durchschnittlich nur zwei Mitarbeiter je Unternehmen.



Die Abteilung Vermietung beweglicher Sachen ohne Bedienungspersonal umfasst das
Operate-Leasing, bei dem es sich gewçhnlich um eine langfristige Vermietung han-
delt. Zu den vermieteten beweglichen Sachen z�hlen u.a. Kraftwagen bis 3,5 Tonnen
Gesamtgewicht, andere Landfahrzeuge und -transporteinrichtungen, Schienenfahr-
zeuge,Wasserfahrzeuge, Luftfahrzeuge, Baumaschinen und -ger�te, B�romaschinen,
Datenverarbeitungsger�te und -einrichtungen,W�sche und Arbeitsbekleidung, Sport-
ger�te und Fahrr�der, B�cher, Videos und CDs sowie sonstige Gebrauchsg�ter.

In dieser Wirtschaftsabteilung arbeiteten in Deutschland 14300 Unternehmen, darun-
ter 6450 Unternehmen (45,1 %) in der Vermietung von Maschinen und Ger�ten. Die
Unternehmen dieser Abteilung erwirtschafteten im Jahr 2003 einen Umsatz in Hçhe
von 23,9 Mrd. Euro. Davon entfielen die grçßten Anteile auf die Bereiche Vermietung

Tab. 13: Umsatz und t�tige Personen in der Abteilung Vermietung beweglicher
Sachen ohne Bedienungspersonal 2003

Wirtschaftszweig Umsatz T�tige Personen

Mrd. EUR Anteil in % Anzahl Anteil in %

Vermietung beweglicher Sachen
ohne Bedienungspersonal 23,9 100,0 82700 100,0
davon:
Vermietung von Kraftwagen bis
3,5 t Gesamtgewicht 10,8 45,0 17900 21,6
Vermietung von sonstigen
Verkehrsmitteln 2,4 9,9 7050 8,5
Vermietung von Maschinen und
Ger�ten 7,4 31,1 27450 33,2
Vermietung von Gebrauchsg�tern,
a.n.g. 3,3 14,0 30250 36,6

von Kraftwagen bis 3,5 TonnenGesamtgewicht (45,0 %) sowie auf die Vermietung von
Maschinen und Ger�ten (31,1 %). Je Vermietungsunternehmen wurde ein Umsatz von
1,67 Mill. Euro erwirtschaftet. Dabei erzielten die Unternehmen der Vermietung von
Kraftwagen bis 3,5 Tonnen Gesamtgewicht mit durchschnittlich 4,5 Mill. Euro je Un-
ternehmen die hçchsten Ums�tze.

In der Abteilung Vermietung beweglicher Sachen ohne Bedienungspersonal waren
2003 knapp 82700 Personen besch�ftigt, ein Drittel von ihnen in der Vermietung von
Maschinen und Ger�ten. Der Anteil der Lohn- und Gehaltsempf�nger an den t�tigen
Personen betrug 82,4 %. Er schwankte zwischen 87,2 % bei der Vermietung von
Kraftwagen bis 3,5 Tonnen Gesamtgewicht und 54,6 % bei der Vermietung von Luft-
fahrzeugen. In den Unternehmen dieser Abteilung arbeiteten durchschnittlich sechs
Mitarbeiter je Unternehmen.

In der AbteilungDatenverarbeitung undDatenbankenwerdenUnternehmen der IT-Bran-
che mit folgenden Schwerpunkten ihrer wirtschaftlichen T�tigkeiten zusammengefasst:
Hardwareberatung, Softwareberatung und -entwicklung, Verlegen von Software, Ent-
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wicklung und Programmierung von Internetpr�sentationen, Datenverarbeitungs-, Da-
tenerfassungs- und Bereitstellungsdienste, Datenbanken, Instandhaltung und Repara-
tur von B�romaschinen, Datenverarbeitungsger�ten und -einrichtungen sowie sonstige
mit der Datenverarbeitung verbundene T�tigkeiten. Von den 42150 in dieser Wirt-
schaftsabteilung t�tigen Unternehmen waren fast zwei Drittel Softwareh�user.

Die Unternehmen der IT-Branche erzielten im Jahr 2003 einen Umsatz in Hçhe von
56,8 Mrd. Euro. Mit 35,4 Mrd. Euro erwirtschafteten die Softwareh�user drei F�nftel
dieses Umsatzes; rund ein F�nftel (12,7 Mrd. Euro) erzielten die Unternehmen der
Datenverarbeitungsdienste.

Tab. 14: Umsatz und t�tige Personen in der Abteilung Datenverarbeitung
und Datenbanken 2003

Wirtschaftszweig Umsatz T�tige Personen

Mrd. EUR Anteil in % Anzahl Anteil in %

Datenverarbeitung und Datenbanken 56,8 100,0 368250 100,0
davon:
Hardwareberatung 1,7 2,9 12600 3,4
Softwareh�user 35,4 62,3 232050 63,0
Datenverarbeitungsdienste 12,7 22,4 75400 20,5
Datenbanken 0,6 1,0 4200 1,1
Instandhaltung und Reparatur von
B�romaschinen, Datenverarbei-
tungsger�ten und -einrichtungen 0,9 1,7 9350 2,5
Sonstige mit der Datenverarbei-
tung verbundene T�tigkeiten 5,5 9,7 34650 9,4

Analog zum Umsatz konzentrierte sich im Jahr 2003 auch die Mehrzahl der in der
IT-Branche t�tigen Personen auf diese beiden Wirtschaftszweige. Insgesamt waren in
dieser Wirtschaftsabteilung 368250 Personen besch�ftigt. Der Anteil der Lohn- und
Gehaltsempf�nger an den t�tigen Personen betrug 91,2 %, darunter bei Unterneh-
men, die Software verlegen, 98,0 %.

Die Wirtschaftsabteilung Forschung und Entwicklung umfasst Unternehmen mit
Schwerpunkt ihrer wirtschaftlichen T�tigkeit auf den Gebieten Grundlagenforschung,
angewandte Forschung und experimentelle Entwicklung in den Bereichen

– Natur-, Ingenieur-, Agrarwissenschaften und Medizin,

– Rechts-, Wirtschafts- und Sozialwissenschaften sowie

– Sprach-, Kultur- und Kunstwissenschaften.

Von den 3750 Unternehmen in der Abteilung Forschung und Entwicklung hatte ein
Drittel seinen wirtschaftlichen Schwerpunkt im Bereich Ingenieurwissenschaften.

Die Unternehmen der Forschung und Entwicklung erzielten im Jahr 2003 Ums�tze
in Hçhe von 6,4 Mrd. Euro. Zugleich erhielten sie Subventionen in Hçhe von 1,8
Mrd. Euro.



Tab. 15: Umsatz und t�tige Personen in der Abteilung Forschung
und Entwicklung 2003

Wirtschaftszweig Umsatz T�tige Personen

Mrd. EUR Anteil in % Anzahl Anteil in %

Forschung und Entwicklung 6,4 100,0 85250 100,0
davon:
im Bereich Naturwissenschaften
und Mathematik 1,0 15,4 17800 20,8
im Bereich Ingenieurwissen-
schaften 2,9 45,8 34400 40,3
im Bereich Agrar-, Forst- und
Ern�hrungswissenschaften 0,2 2,7 1850 2,2
im Bereich Medizin 1,3 20,0 14200 16,7
im Umweltbereich 0,5 7,4 9000 10,5
im Bereich Rechts-, Wirtschafts-
und Sozialwissenschaften 0,5 8,1 6900 8,1
im Bereich Sprach-, Kultur und
Kunstwissenschaften 0,0 0,5 1150 1,3

In den Unternehmen der Forschung und Entwicklung arbeiteten 85250 Personen,
davon zwei F�nftel im Bereich Ingenieurwissenschaften. Der Anteil der Lohn- und
Gehaltsempf�nger an den t�tigen Personen betrug 96,5 %. In den Unternehmen
der Forschung und Entwicklung arbeiteten durchschnittlich 23 Mitarbeiter je Unter-
nehmen.

Zur Abteilung Erbringung von sonstigen wirtschaftlichen Dienstleistungen z�hlen Un-
ternehmen und Einrichtungen zur Aus�bung einer freiberuflichen T�tigkeit, deren
Schwerpunkte ihrer sehr heterogenen wirtschaftlichen T�tigkeiten auf folgenden Ge-
bieten liegen:

– Rechts-, Steuer und Unternehmensberatung, Wirtschaftspr�fung, Buchf�hrung,
Markt- und Meinungsforschung, Managementt�tigkeiten von Holdinggesellschaf-
ten,

– Architektur- und Ingenieurb�ros,

– Technische, physikalische und chemische Untersuchung,

– Werbung,

– Personal- und Stellenvermittlung, �berlassung von Arbeitskr�ften,

– Wach- und Sicherheitsdienste sowie Detekteien,

– Reinigung von Geb�uden, Inventar und Verkehrsmitteln sowie

– Erbringung von sonstigen wirtschaftlichen Dienstleistungen, anderweitig nicht ge-
nannt.

Diese vorwiegend unternehmensnahen Dienstleister realisieren ihre T�tigkeiten vor-
rangig f�r die Wirtschaft und den Staat, aber auch f�r private Haushalte. In dieser
Wirtschaftsabteilung sind insgesamt 312050 Unternehmen und Einrichtungen t�tig.
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Schwerpunktm�ßig arbeiten 124350 Unternehmen und Einrichtungen auf den Gebie-
ten Rechts-, Steuer- und Unternehmensberatung, Wirtschaftspr�fung, Buchf�hrung,
Markt- und Meinungsforschung, Managementt�tigkeiten von Holdinggesellschaften
und 83700 Unternehmen und Einrichtungen sind Architektur- und Ingenieurb�ros.

Die Unternehmensdienstleister erwirtschafteten im Jahr 2003 einen Umsatz in Hçhe
von 181,1 Mrd. Euro. Davon entfielen gut zwei F�nftel (77,3 Mrd. Euro) auf Unterneh-
men und Einrichtungen mit Beratungs- und Pr�ft�tigkeiten. Je Unternehmen oder
Einrichtung wurde ein Umsatz von 580000 Euro erwirtschaftet. Dabei erzielten Call-
center durchschnittlich einen Umsatz von fast 2,5 Mill. Euro je Unternehmen.

Bei Unternehmensdienstleistern arbeiteten 2,9 Mill. Personen. Der Anteil der Lohn-
und Gehaltsempf�nger an den t�tigen Personen betrug in dieser Wirtschaftsabteilung
88,5 %. Deutlich �ber diesem Durchschnitt lag der Anteil der Lohn- und Gehaltsemp-
f�nger mit 97,7 % bei Callcentern sowie mit 96,9 % bei Wach- und Sicherheitsdiens-
ten und Detekteien. Bei den Unternehmensdienstleistern arbeiteten durchschnittlich
neun Mitarbeiter je Unternehmen.

Abb. 14: Anteile der Wirtschaftszweige am Umsatz und den t�tigen Per-
sonen in der Abteilung Erbringung von sonstigen wirtschaftlichen
Dienstleistungen 2003



Kostenstruktur und Investitionen im Wirtschaftsabschnitt K

Im betrachteten Wirtschaftsabschnitt K betrug der Anteil der Personal- und Sach-
aufwendungen zur Durchf�hrung der wirtschaftlichen T�tigkeit gemessen am Umsatz
69,6 %. Deutlich unter diesem Durchschnitt lag das Grundst�cks- und Wohnungs-
wesen mit 49,7 %, w�hrend es im Bereich Datenverarbeitung und Datenbanken
82,1 % waren.

Eine Ausnahme bildet der Bereich Forschung und Entwicklung, in dem die Aufwen-
dungen die erzielten Ums�tze um 835 Millionen Euro �bersteigen. Zum Ausgleich
daf�r erhielten die Forschungs- und Entwicklungseinrichtungen im Jahr 2003 Sub-
ventionen in Hçhe von �ber 1,8 Milliarden Euro.

Von den gesamten Aufwendungen im Wirtschaftsabschnitt K in Hçhe von 252,8
Mrd. Euro entfielen 99,5 Mrd. Euro (39,3 %) auf Personalaufwendungen und 153,3
Mrd. Euro (60,7 %) auf Sachaufwendungen. Hinsichtlich der Verteilung der Aufwen-
dungen gab es zwischen den einzelnen Wirtschaftszweigen erhebliche Unterschiede.

Tab. 16: Anteil des Personal- und Sachaufwandes im Wirtschaftsabschnitt K
im Jahr 2003

Wirtschaftszweig Personal-
aufwand

Sach-
aufwand

in % der Gesamt-
aufwendungen

Grundst�cks- und Wohnungswesen, Vermietung
beweglicher Sachen, Erbringung von sonstigen
wirtschaftlichen Dienstleistungen 39,3 60,7
davon:
Grundst�cks- und Wohnungswesen 19,0 81,0
Vermietung beweglicher Sachen ohne
Bedienungspersonal 18,7 81,3
Datenverarbeitung und Datenbanken 42,2 57,8
Forschung und Entwicklung 52,0 48,0
Erbringung von sonstigen wirtschaftlichen
Dienstleistungen 46,1 53,9

Besonders personalkostenintensiv waren die Forschungs- und Entwicklungseinrich-
tungen, bei denen sich Personal- und Sachaufwendungen nahezu gleich verteilen.
Demgegen�ber gab es Zweige wie das Grundst�cks- und Wohnungswesen und die
Vermietung beweglicher Sachen, bei denen der Anteil der Personalaufwendungen
unter 20 % lag.

Im betrachteten Wirtschaftsbereich wurden im Jahr 2003 rund 43,3 Mrd. Euro inves-
tiert, das waren 11,9 % des Umsatzes. W�hrend im Grundst�cks- und Wohnungs-
wesen dieser Anteil bei 20 % und im Bereich der Vermietung beweglicher Sachen
sogar bei 44,8 % lag, waren es bei den Unternehmen zur Erbringung von sonstigen
wirtschaftlichen Dienstleistungen nur 5 %.
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15.7 Weitere Dienstleistungsbereiche
(Wirtschaftsabschnitte M bis O)

�ber die dargestellten Wirtschaftszweige hinaus gibt es weitere Dienstleistungen, die
bisher gar nicht oder nur unzureichend in der amtlichen Statistik ber�cksichtigt wur-
den. Dabei handelt es sich um die Wirtschaftsabschnitte
– M Erziehung und Unterricht,
– N Gesundheits-, Veterin�r- und Sozialwesen sowie
– O Erbringung von sonstigen çffentlichen und persçnlichen Dienstleistungen.

Um diese Datenl�cken zu schließen, werden in diesen Bereichen Kostenstrukturerhe-
bungen in ausgew�hlten Wirtschaftszweigen durchgef�hrt. Dabei handelt es sich um
Unternehmen und Einrichtungen, die ihre Leistungen zumeist nicht anderen Unter-
nehmen, sondern vorwiegend Privatpersonen anbieten. Die betrachteten Branchen
sind oftmals gepr�gt durch kleine Unternehmen, Einrichtungen und Praxen mit einer
verh�ltnism�ßig geringen Anzahl an t�tigen Personen.

Beispielhaft f�r den Bereich der weiteren Dienstleistungen sollen im Folgenden aus-
gew�hlte Ergebnisse der Kostenstrukturstatistiken bei Fahrschulen, bei Frisçrsalons,
im Wellnessbereich sowie bei audiovisuellen Dienstleistungen f�r das Berichtsjahr
2002 vorgestellt werden.

Im Jahr 2002 waren bundesweit 11074 Unternehmen als Fahrschulen t�tig. Hiervon
waren 90,4 % in der Rechtsform eines Einzelunternehmens und nur 4,6 % als Ka-
pitalgesellschaft organisiert. Die Fahrschulen erwirtschafteten einen Umsatz von ins-
gesamt knapp 1,3 Mrd. Euro und besch�ftigten 34400 Personen. Der durchschnitt-
liche Umsatz je t�tiger Person betrug 36800 Euro. Bei den Fahrschulen handelt
es sich immer noch um eine M�nnerdom�ne. Nur 33,7 % der t�tigen Personen wa-
ren Frauen. Die Teilzeitquote lag bei 36,2 % der Gesamtzahl der t�tigen Personen.
Die Fahrschulen hatten im Berichtsjahr Aufwendungen in Hçhe von insgesamt rund
758 Mill. Euro, was einem Anteil von 59,9 % des bundesweit erwirtschafteten Um-
satzes entspricht.

Im Frisçrgewerbe waren im Jahr 2002 insgesamt 42757 Unternehmen aktiv, bei denen
226200 Personen besch�ftigt waren. Damit arbeiteten im Durchschnitt 5,3 Personen
in einem Frisçrsalon. Im Gegensatz zu den Fahrschulen ist hier die Pr�senz der Frauen
mit einem Anteil von 88,7 % ganz erheblich. 35,7 % der t�tigen Personen waren auf
Teilzeitbasis besch�ftigt. Die Frisçre erwirtschafteten einen Gesamtumsatz von
4,6 Mrd. Euro, das sind 108700 Euro je Salon. Der Aufwand der Frisçre betrug
3,6 Mrd. Euro. Allein der Personalaufwand hatte dabei einen Anteil von 52,2 % an
den Aufwendungen insgesamt, der Anteil des Personalaufwands am Umsatz ent-
sprach 43,0 %.

Angesichts des Booms in der Wellnessbranche in den letzten Jahren wurde f�r das
Berichtsjahr 2002 erstmalig der Bereich B�der, Saunas, Solarien u.�. befragt, der auch
die Fitnesszentren umfasst. Danach waren 3683 Einrichtungen im Wellnessbereich
t�tig. Die Unternehmen erzielten einen Umsatz von insgesamt 844 Mill. Euro. Von den



36400 Besch�ftigten in diesem Sektor waren 86,7 % Lohn- und Gehaltsempf�nger.
Jedes Wellnessunternehmen besch�ftigte im Schnitt 9,9 Personen. 75,8 % der Be-
sch�ftigten waren Frauen, und nur knapp ein Drittel der Besch�ftigten arbeitete in
Vollzeit. Der Sachaufwand der Einrichtungen war mit 458 Mill. Euro mehr als doppelt
so hoch wie der Personalaufwand mit 222 Mill. Euro. Allein die zum Sachaufwand
z�hlenden Aufwendungen f�r Mieten, Pachten und Leasing machten 20,3 % des Um-
satzes aus.

Ein Dienstleistungssektor, der in den vergangenen zwanzig Jahren großen Auf-
schwung erfahren hat, ist der Bereich der audiovisuellen Dienstleistungen. Bis Mitte
der 1980er-Jahre lag der Hçrfunk- und Fernsehmarkt noch fest in çffentlicher Hand.

Tab. 17: Unternehmen, t�tige Personen, Umsatz und Aufwendungen
in den weiteren Dienstleistungsbereichen 2002

Wirtschaftszweig Unternehmen/
Einrichtung/

Praxis1

T�tige
Personen

Umsatz/
Einnahmen

Aufwen-
dungen

Anzahl Mill. EUR

Kraftfahrschulen 11074 34363 1264,2 757,6
Praxen von Masseuren,
medizinischen Bademeistern,
Krankengymnasten, Hebammen
und verwandten Berufen 17388 97680 2905,1 1875,4
Sonstige selbstst�ndige T�tigkeiten
im Gesundheitswesen 3121 22959 781,4 590,3
Audiovisuelle Dienstleistungen 2836 42868 10304,1 9995,1
W�scherei und chemische
Reinigung 5652 61784 1969,7 1636,6
Frisçrgewerbe und Kosmetik-
salons 52624 244353 5180,2 3999,8
Bestattungsinstitute 3557 21929 1098,4 844,2
B�der, Saunas, Solarien, Fitness-
zentren u.�. 3683 36393 844,2 680,2

1 Mit einem Mindestumsatz von 12500 Euro f�r Kraftfahrschulen und Einrichtungen des Gesund-
heitswesens bzw. 16620 Euro f�r audiovisuelle und sonstige Dienstleistungen.

Mit der Deregulierung und dem Fall technischer Barrieren entstanden – angefan-
gen mit RTL und Sat1 – private Unternehmen in diesem Marktsegment. Von dem
hierdurch eingeleiteten Wachstum der Hçrfunk- und Fernsehbranche profitierten
schließlich auch eng mit diesem Markt verbundene Branchen.

Im audiovisuellen Sektor waren im Jahr 2002 insgesamt 2836 privatrechtliche Un-
ternehmen t�tig, die einen Gesamtumsatz von rund 10,3 Mrd. Euro erzielten. Die Un-
ternehmen besch�ftigten 42900 Personen und hatten einen Gesamtaufwand von
knapp 10 Mrd. Euro, was 97 % des erwirtschafteten Umsatzes entspricht. Die vier
Bereiche waren daran wie folgt beteiligt:
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– Die rund 257 privaten Hçrfunk- und Fernsehanstalten realisierten �ber die H�lfte
des Umsatzes, n�mlich 5,4 Mrd. Euro. Sie besch�ftigten 9900 Personen, darunter
waren 46 % Frauen.

– In der Film- und Videofilmherstellung erzielten 1722 Unternehmen mit 15000 Be-
sch�ftigten einen Umsatz in Hçhe von 2,4 Mrd. Euro.

– Im Bereich Filmverleih und Videoprogrammanbieter erwirtschafteten 274 Unter-
nehmen mit 1930 t�tigen Personen einen Umsatz von 1,7 Mrd. Euro.

– Die 583 Unternehmen, die Filmtheater betrieben, besch�ftigten 16000 Personen
und vereinnahmten rund 750 Mill. Euro.



16 Preise, Verdienste und Arbeitskosten

16.1 Preisindizes – Mittel der Preisbeobachtung

Um die Preisentwicklungen auf den verschiedenen M�rkten statistisch beobachten
und darstellen zu kçnnen, gibt es in der Bundesrepublik Deutschland ein nahezu
l�ckenloses System von Preisindizes. F�r viele wichtige Stadien des Wirtschafts-
ablaufs, vom Einkauf der f�r die Produktion notwendigen G�ter bis zum Absatz
der Waren an die Endverbraucher, werden von der amtlichen Statistik laufend Preise
erhoben und zu Indizes weiterverarbeitet.

So gibt es Preisindizes f�r landwirtschaftliche Betriebsmittel, f�r Erzeugerpreise ge-
werblicher und landwirtschaftlicher sowie forstwirtschaftlicher Produkte, f�r Großhan-
delsverkaufspreise und schließlich f�r Verbraucherpreise. Dar�ber hinaus werden In-
dizes der Baupreise, der Preise f�r Verkehrsleistungen sowie Indizes der Ein- und
Ausfuhrpreise berechnet.

Alle Preisindizes haben das Ziel, die Preisentwicklung in einem bestimmten Bereich
auf eine Kennziffer zu komprimieren und damit eine »Messlatte« zu liefern, an der
durchschnittliche Ver�nderungen gegen�ber einem Vergleichszeitraum quantifiziert
werden kçnnen. Wie ein solcher Preisindex zustande kommt, wird im Folgenden bei-
spielhaft und stark vereinfacht am Verbraucherpreisindex f�r Deutschland, dem wohl
bekanntesten Indikator des Statistischen Bundesamtes, erl�utert.

16.2 Verbraucherpreisindex

Bei der Interpretation des Verbraucherpreisindex f�r Deutschland kommt es in der
�ffentlichkeit h�ufig zu Missverst�ndnissen. Weit verbreitet ist der Irrtum, die nach-
gewiesene Teuerung kçnne unbesehen auf die Situation des eigenen Haushalts �ber-
tragen werden. Dabei wird jedoch verkannt, dass in der Statistik die einzelne Person
oder der einzelne Haushalt stets nur als Teil des Ganzen Ber�cksichtigung findet. F�r
die Statistik tritt die Einzelbetrachtung gegen�ber einer Gesamtbetrachtung zur�ck,
die mit Durchschnittswerten arbeitet.

Der Verbraucherpreisindex ist ein Maßstab daf�r, in welchem Maße die Gesamtheit
aller privaten Haushalte in Deutschland von Preisver�nderungen betroffen ist. Das
Gewicht, mit dem die Preisver�nderungen der einzelnen Waren und Dienstleistungen
in diesen Index eingehen, wird aufgrund durchschnittlicher Verbrauchsgewohnheiten
der privaten Haushalte bestimmt. Diese Verbrauchsgewohnheiten werden im Rahmen
der Einkommens- und Verbrauchsstichproben und der Statistik der laufenden Wirt-
schaftsrechnungen anhand von Aufzeichnungen der Haushalte in Haushaltsb�chern
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ermittelt. Die fr�her �bliche Nachweisung von Verbraucherpreisindizes f�r spezielle
Haushaltstypen wurde eingestellt, da diese speziellen Haushaltstypen mit der Zeit
immer weniger repr�sentativ f�r die Gesamtheit der Haushalte in Deutschland wurden
und sich die Ergebnisse in der Regel ohnehin nur geringf�gig unterschieden haben.
Auch die Preisentwicklung im fr�heren Bundesgebiet und in den neuen L�ndern
einschl. Berlin-Ost hatte sich in der zweiten H�lfte der 1990er-Jahre weitgehend an-
gen�hert. Auf einen getrennten Nachweis wird daher seit der Umstellung auf das
Basisjahr 2000 = 100 verzichtet.

Die Berechnung des Verbraucherpreisindex basiert auf einer gezielten Auswahl von
etwa 700 Waren und Dienstleistungen, die die F�lle und Vielfalt des Marktangebotes

mçglichst gut repr�sentieren sollen. Sie werden unter Auswertung der Anschreibun-
gen in den Haushaltsb�chern und weiterer amtlicher und nichtamtlicher Quellen in den
»Warenkorb« der Indexberechnung aufgenommen. Entsprechend ihrer Verbrauchs-
bedeutung, die sich aus dem jeweiligen Anteil amHaushaltsbudget ableitet, wird ihnen
im Warenkorb ein entsprechendes »Gewicht« zugeteilt. Im so genannten W�gungs-
schema ist durch dieses Gewicht quantifiziert, welchen Anteil z.B. die Mietausgaben
oder die Nahrungsmittel an den gesamten Verbrauchsausgaben der privaten Haus-
halte haben. Dadurch ist gew�hrleistet, dass z.B. eine Preiserhçhung bei Heizçl eine
st�rkere Auswirkung auf die Ver�nderung des Preisindex hat als eine Verteuerung von
Kartoffeln oder einem anderen Gut mit geringer Verbrauchsbedeutung.

Abb. 1: W�gungsschema f�r den Verbraucherpreisindex in Deutschland
2000 = 100, Angaben in Promille



F�r alle im Verbraucherpreisindex ber�cksichtigten Positionen verfolgen Preisbeob-
achter in 190 �ber ganz Deutschland verteilten Gemeinden im Auftrag der amtlichen
Statistik laufend in den verschiedenartigsten Gesch�ften jede Preisver�nderung.

Die einzelnen Meldungen, die in die Gesamtberechnung des Index eingehen, sum-
mieren sich monatlich zu rund 350000 Preisreihen. Schon diese hohe Zahl macht
deutlich, wie umfassend die Dokumentation der Preisentwicklung ist. In regelm�ßi-
gen Abst�nden wird der »Warenkorb« aktualisiert und werden die Gewichte der In-
dizes neu berechnet, um �nderungen der Verbrauchsgewohnheiten ber�cksichtigen
zu kçnnen.

Das hierf�r ausgew�hlte Jahr wird als Basisjahr bezeichnet (zurzeit 2000 = 100).

Welche Preisver�nderungen sich von Jahr zu Jahr ergaben, zeigt Abb. 2. Ihr liegt der
Verbraucherpreisindex zugrunde, der f�r Gesamtdeutschland seit 1991 ermittelt wird.

Die aktuelle Preisentwicklung

Die Hauptpreistreiber der vergangenen Jahre in Deutschland waren Gesundheitspfle-
ge, Energie und Tabakwaren. Im Jahr 2004 beschleunigten neben gestiegenen Mi-
neralçlpreisen vor allem das In-Kraft-Treten der Gesundheitsreform zum 1. Januar
2004 sowie Anhebungen der Tabaksteuer im M�rz und im Dezember 2004 die Preis-
entwicklung. Insbesondere durch gestiegene Zuzahlungen zu Arzneimitteln und die
Einf�hrung der Praxisgeb�hr hatten sich pharmazeutische Erzeugnisse und Gesund-
heitsdienstleistungen �berdurchschnittlich verteuert. Die Maßnahmen der Gesund-
heitsreform trugen 2004 somit wesentlich zur Teuerungsrate von 1,6 % bei.

Im Jahr 2005 verteuerten sich Energie und Tabakwaren besonders heftig. Sie lie-
ßen die Verbraucherpreise im Schnitt um 2,0 % ansteigen, die hçchste Steigerung
seit 2001. Ohne Mineralçlprodukte und Tabakwaren h�tte die Teuerung nur 1,2 %
betragen.
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Abb. 2: Verbraucherpreisindex f�r Deutschland
durchschnittliche Jahresteuerungsraten in Prozent
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Vor allem f�r leichtes Heizçl mussten Haushalte 2005 deutlich mehr bezahlen als 2004
(+32,0 %); Mineralçlprodukte insgesamt verteuerten sich um 12,3 %. Auch die Preise
f�r die anderen Haushaltsenergietr�ger erhçhten sich �berdurchschnittlich. Gaspreise
stiegen innerhalb eines Jahres um 10,5 % und Strompreise um 4,2 %. Besonders
betroffen waren Besitzer von dieselbetriebenen Fahrzeugen. Sie mussten beim Tan-
ken Preiserhçhungen von 13,6 % in Kauf nehmen; insgesamt wurde Tanken f�r die
Verbraucher um 8,1 % teurer.

Auch das Rauchen ist 2005 nochmals deutlich teurer geworden: Die Tabaksteuerer-
hçhungen von Dezember 2004 und September 2005 f�hrten bei Zigaretten, Zigarren,
Zigarillos und Feinschnitt zu Preiserhçhungen von 14,0 %.

Preise f�r Nahrungsmittel hingegen sind im Durchschnitt im Jahr 2005 unver�ndert
geblieben. Lediglich Bohnenkaffee verteuerte sich nennenswert um 12,7 %, das kom-
pensierte jedoch nur teilweise die zuvor gut sechs Jahre lang gefallenen Kaffeepreise.

Technische Ger�te sind auch 2005 wieder billiger geworden: Allen voran wurden Te-
lefon- und Telefaxger�te durchschnittlich um 13,8 % billiger, Informationsverarbei-
tungsger�te immerhin um 10,3 %. Auch wer eine Foto- und Filmausr�stung erstehen
wollte, sparte im Schnitt 8,3 % gegen�ber dem Vorjahr.

Abb. 3: Preisentwicklung ausgew�hlter G�ter
(Verbraucherpreisindex, 2000 = 100)



Auch im vierten Jahr nach der Euro-Einf�hrung wird noch h�ufig die Vermutung ge-
�ußert, der Verbraucherpreisindex weise zu geringe Preissteigerungen nach. Viele
Verbraucher nehmen die Teuerung intensiver wahr, als sie von der amtlichen Statistik
gemessen wird, da zum einen Preissteigerungen viel st�rker empfunden werden als
Preissenkungen oder unver�nderte Preise und dies besonders zu Buche schl�gt,
wenn vor allem h�ufig gekaufte Produkte teurer werden, so wie dies in den Jahren
2000 und 2001 der Fall war. Zum anderen wird h�ufig vergessen, dass auch Ausgaben
f�r langlebige Gebrauchsg�ter das Ausgabebudget der privaten Haushalte belasten.
Die Preise hierf�r entwickeln sich seit Jahren unterdurchschnittlich, z.T. sogar r�ck-
l�ufig. Sie werden von den privaten Haushalten aber kaum wahrgenommen, weil sie
nur in langen Abst�nden f�r den einzelnen Haushalt wirksam werden. Und schließlich
orientiert sich die Wahrnehmung sehr vieler Verbraucher auch heute noch an einem
mittleren letzten D-Mark-Preis, wenn auch in immer geringerem Maße.

Messung der Teuerung auf europ�ischer
und internationaler Ebene

Zus�tzlich zumnationalen Verbraucherpreisindex (VPI) f�r Deutschland berechnet und
verçffentlicht das Statistische Bundesamt einen Harmonisierten Verbraucherpreis-
index (HVPI) f�r Deutschland. Die Berechnungsmethoden dieses Index sind mit
den anderen Mitgliedstaaten der EU abgestimmt, er stellt den deutschen Baustein
f�r die Berechnung von Verbraucherpreisindizes f�r die Europ�ische Union bzw. f�r
die Eurozone dar und unterscheidet sich vom Verbraucherpreisindex f�r Deutschland
im Wesentlichen durch die Nichteinbeziehung der Aufwendungen der privaten Haus-
halte f�r das Wohnen im eigenen Heim.

Wichtigste Zielsetzung des HVPI ist der Vergleich der Preisver�nderungsraten zwi-
schen den Mitgliedstaaten der Europ�ischen Union (EU). Erforderlich ist die Berech-
nung des HVPI, weil sich die nationalen Verbraucherpreisindizes in vielf�ltiger Weise
unterscheiden. Diese Unterschiede sind z.T. historisch bedingt, resultieren aber auch
aus unterschiedlichen gesellschaftlichen Rahmenbedingungen oder abweichenden
Strukturen des statistischen Systems. Auch sind die Ziele der VPI-Berechnung oft
weiter gefasst als die des HVPI. W�hrend der HVPI ausschließlich das Ziel »Inflati-
onsmessung« verfolgt, dienen die nationalen Verbraucherpreisindizes zus�tzlich als
»Kompensationsmaßstab« (Wertsicherungsklauseln) sowie als »Deflator« (z.B. zur Be-
rechnung des realen Wachstums). Auch wenn die nationalen Indizes in ihrem Umfeld
durchaus ein Optimum darstellen kçnnen, f�hrt die Verwendung unterschiedlicher
Berechnungsformeln und Konzepte zu nicht immer vergleichbaren Ergebnissen. Da-
her wurden auf Basis einer Analyse der nationalen Praktiken gemeinsame Methoden,
Konzepte und Verfahren f�r den HVPI verbindlich festgelegt.

Um eine optimale Vergleichbarkeit der Indizes der Mitgliedstaaten der EU zu errei-
chen, wird der HVPI in den n�chsten Jahren noch in erheblichem Umfang weiterent-
wickelt. Dies macht eine Verwendung in Wertsicherungsklauseln nicht unmçglich,
wirkt aber erschwerend.
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Deutschland verzeichnete, gemessen am HVPI, 2005 eine Inflationsrate von 1,9 %.
Die Jahresteuerungsraten der EU insgesamt und der Eurozone erhçhten sich leicht
auf jeweils 2,2 %.

Tab. 1: Harmonisierte Verbraucherpreisindizes in Europa

Land Jahr

2001 2002 2003 2004 2005

Belgien 2,4 1,6 1,5 1,9 2,5
D�nemark 2,3 2,4 2,0 0,9 1,7
Deutschland 1,9 1,3 1,0 1,8 1,9
Estland 5,6 3,6 1,4 3,0 4,1
Finnland 2,7 2,0 1,3 0,1 0,8
Frankreich 1,8 1,9 2,2 2,3 1,9
Griechenland 3,7 3,9 3,4 3,0 3,5
Irland 4,0 4,7 4,0 2,3 2,2
Italien 2,3 2,6 2,8 2,3 2,2
Lettland 2,5 2,0 2,9 6,2 6,9
Litauen 1,3 0,3 – 1,1 1,2 2,7
Luxemburg 2,4 2,1 2,5 3,2 3,8
Malta 2,5 2,6 1,9 2,7 2,5
Niederlande 5,1 3,9 2,2 1,4 1,5
�sterreich 2,3 1,7 1,3 2,0 2,1
Polen 5,3 1,9 0,7 3,6 2,2
Portugal 4,4 3,7 3,3 2,5 2,1
Schweden 2,7 2,0 2,3 1,0 0,8
Slowakei 7,2 3,5 8,4 7,5 2,8
Slowenien 8,6 7,5 5,7 3,6 2,5
Spanien 2,8 3,6 3,1 3,1 3,4
Tschechische Republik 4,5 1,4 – 0,1 2,6 1,6
Ungarn 9,1 5,2 4,7 6,8 3,5
Vereinigtes Kçnigreich 1,2 1,3 1,4 1,3 2,1
Zypern 2,0 2,8 4,0 1,9 2,0

Europ�ische Union1 2,2 2,1 2,0 2,0 2,2
Eurozone 2,3 2,3 2,1 2,1 2,2

Beitrittskandidaten
Bulgarien 7,4 5,8 2,3 6,1 5,0
Rum�nien 34,5 22,5 15,3 11,9 9,1
T�rkei 56,8 47,0 25,3 10,1 8,1

1 VPI der 15 EU-Mitgliedstaaten bis April 2004, der 25 EU-Mitgliedstaaten ab Mai 2004.

In den baltischen Staaten Lettland (+6,9 %) und in Estland (+4,1 %) mussten Kon-
sumenten die hçchsten Teuerungsraten hinnehmen. Besser hatten es manche skan-
dinavische Verbraucher: Die niedrigsten Preiserhçhungen gab es in Finnland und
Schweden mit je 0,8 %.



16.3 Preisindex f�r Bauwerke, Kaufwerte f�r Bauland

In der Statistik der Baupreise wird die Entwicklung der Preise f�r den Neubau aus-
gew�hlter Bauwerksarten des Hoch- und Tiefbaus sowie f�r Instandhaltungsmaßnah-
men an Wohngeb�uden ermittelt. Baupreisindizes werden f�r Wohngeb�ude, B�ro-
geb�ude, Gewerbliche Betriebsgeb�ude, Straßen, Br�cken im Straßenbau sowie f�r
Ortskan�le berechnet. Die Statistik basiert auf rund 200 Bauleistungen – vergleichbar
mit dem »Warenkorb« beim Preisindex f�r die Lebenshaltung. Die einzelnen Bauarbei-
ten (z.B. die Erdarbeiten im Hochbau) setzen sich aus mehreren Bauleistungen (z.B.
Baugrube ausheben, Boden abfahren …) zusammen. F�r diese rund 200 Bauleistun-
gen werden bei baugewerblichen Unternehmen die Preise erfragt und aus den Ergeb-
nissen wird entsprechend dem Anteil beim Neubau (W�gungsanteil) der Preisindex f�r
die jeweiligen Bauwerke berechnet.

Die Preise f�r den Neubau von Wohngeb�uden haben sich in Deutschland zwischen
1991 und 2004 um 16,9 % erhçht. Hinter diesem Durchschnittswert steht eine zu-
n�chst deutliche Zunahme der Neubaupreise nach der deutschen Vereinigung
(+6,5 % von 1991 auf 1992). Der Preisanstieg wurde danach fast stetig schw�cher.
Ab 1996 fielen dann sogar infolge der schlechten Baukonjunktur die Baupreise, und ab
1999 blieben sie praktisch unver�ndert. Erst seit 2004 sind wieder im Vergleich zum
Vorjahr nennenswerte Preisanstiege zu beobachten (+1,3 % von 2003 auf 2004 und
+0,9 % von 2004 auf 2005).

Die Statistik der Kaufwerte f�r Bauland erfasst die Verk�ufe von unbebauten Grund-
st�cken mit einer Fl�che ab 100 Quadratmetern. Im Jahr 2004 wurden in Deutschland
rund 77 300 Verk�ufe von unbebautem Bauland statistisch ausgewertet. Danach wur-
den 92 Quadratkilometer Bauland ver�ußert. Je Ver�ußerungsfall wechselten 1189
Quadratmeter Bauland den Besitzer. Der durchschnittliche Kaufwert betrug 76,93
Euro pro Quadratmeter. Die Kaufwerte f�r Bauland variieren sehr stark nach Regio-

Tab. 2: Durchschnittlicher Kaufwert f�r Bauland nach Baulandarten
in EUR je m2

Jahr Bauland
insgesamt

Baureifes
Land

Rohbauland Sonstiges
Bauland

1992 25,09 43,16 10,94 15,60
1995 35,93 58,02 14,68 19,51
1996 41,53 61,37 17,60 22,43
1997 44,47 64,70 18,84 21,23
1998 48,25 69,69 21,30 23,36
1999 49,60 70,65 20,51 23,42
2000 51,79 76,21 22,70 25,62
2001 50,18 75,20 19,46 25,60
2002 58,43 80,44 22,66 25,51
2003 76,90 99,89 24,13 41,04
2004 76,93 103,47 27,00 34,91
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Abb. 4: Preisindex f�r Wohngeb�ude insgesamt1

Ver�nderungen gegen�ber dem Vorjahr in Prozent

1 Neubau und Bauleistungen am Bauwerk. – Einschl. Umsatzsteuer. – Bis einschl. 1990 fr�heres
Bundesgebiet.



nen, Gemeindegrçßen, çrtlicher Lage, Baugebieten sowie Art und Grçße des Grund-
st�cks. Typisch ist, dass sich mit der steigenden Einwohnerzahl in den St�dten und
Gemeinden die Kaufwerte f�r Bauland stark erhçhen. Differenziert man nach Bau-
gebieten, wurden die hçchsten Verkaufserlçse in Gesch�ftsgebieten und die nied-
rigsten in Dorf- und Industriegebieten erzielt.

Tab. 3: Kaufwerte f�r baureifes Land im Jahr 2004 nach L�ndern

Land Durchschnittl.
Kaufwert
in EUR/m2

Land Durchschnittl.
Kaufwert
in EUR/m2

Baden-W�rttemberg 175,42 Niedersachsen 66,81
Bayern 218,48 Nordrhein-Westfalen 128,24
Berlin 118,46 Rheinland-Pfalz 91,79
Brandenburg 49,35 Saarland 61,70
Bremen 117,76 Sachsen 47,47
Hamburg . Sachsen-Anhalt 39,34
Hessen 135,94 Schleswig-Holstein 100,41
Mecklenburg-Vorpommern 42,09 Th�ringen 38,69

Deutschland 103,47

16.4 Verdienste

Verdienste sind Arbeitseinkommen oder Arbeitsentgelte, die Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmer f�r ihre T�tigkeiten regelm�ßig beziehen. Verdienste sind oft der wich-
tigste Teil des gesamten Einkommens von Familien oder Alleinstehenden und ent-
scheiden �ber den Lebensstandard und die Mçglichkeiten der Sozialen Sicherung.
Gesamtwirtschaftliche Angaben �ber Arbeitnehmerentgelt, Brutto- und Nettolçhne
und -geh�lter enthalten die Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen (siehe Teil I,
Kap. 12).

16.4.1 Bruttomonatsverdienste in Deutschland

Vollzeitbesch�ftigte Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen verdienten 2005 im Pro-
duzierenden Gewerbe, Handel, Kredit- und Versicherungsgewerbe in Deutschland
durchschnittlich 3 024 Euro brutto im Monat und damit 22,9 % mehr als 1996.
Der Preisindex f�r die Lebenshaltung stieg in diesem Zeitraum um 13,6 %. Dabei
wichen die Bruttoverdienste zwischen dem Osten und dem Westen Deutschlands,
Frauen und M�nnern, Angestellten sowie Arbeitern und Arbeiterinnen erheblich von-
einander ab.

In den neuen L�ndern und Berlin-Ost lag der durchschnittliche Verdienst 2005 mit
2263 Euro brutto um 27,4 % unter dem im fr�heren Bundesgebiet. Der Ost-West-
Verdienstabstand hat sich in den Jahren von 1996 bis 2005 kaum ver�ndert.
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Frauen verdienten im Durchschnitt weniger als ihre m�nnlichen Kollegen. 2005 lag der
Verdienst der Arbeitnehmerinnen in Deutschland um 20,2 % unter dem ihrer m�nn-
lichen Kollegen. Es bestehen allerdings Unterschiede zwischen Ost- und West-
deutschland: Mit 11,7 % war der geschlechtsspezifische Verdienstabstand in den
neuen L�ndern und Berlin-Ost erheblich geringer als im fr�heren Bundesgebiet
mit 20,3 %. Gegen�ber 1996 stiegen deutschlandweit die Frauenverdienste st�rker
als die der M�nner. Aus dem geschlechtsspezifischen Verdienstabstand kann nicht
geschlossen werden, dass Frauen im selben Unternehmen f�r die gleiche T�tigkeit

Abb 5: Durchschnittliche Bruttomonatsverdienste im Produzierenden
Gewerbe, Handel, Kredit- und Versicherungsgewerbe1 1996 und 2005

1 Vollzeitbesch�ftigter Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen; im Handel, Kredit- und Versicherungs-
gewerbe: nur Angestellte.

Abb. 6: Durchschnittliche Bruttomonatsverdienste von M�nnern
und Frauen im Produzierenden Gewerbe, Handel, Kredit- und
Versicherungsgewerbe in Deutschland1 1996 und 2005

1 Vollzeitbesch�ftigter Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen; im Handel, Kredit- und Versicherungs-
gewerbe: nur Angestellte.



unterschiedlich bezahlt werden. Die Verdienstunterschiede zwischen M�nnern und
Frauen lassen sich teilweise durch geschlechtspezifische Unterschiede hinsichtlich
der ausge�bten T�tigkeit, dem Ausbildungsniveau, der pr�ferierten Berufe und der
Wirtschaftszweige erkl�ren (siehe hierzu auch die folgenden Abschnitte 16.4.2 bis
16.4.4).

Tab. 4: Bruttomonatsverdienste 2005

Wirtschaftsbereich/
Arbeitnehmergruppe

Insgesamt M�nner Frauen

EUR

Deutschland
Produzierendes Gewerbe, Handel, Kredit-
und Versicherungsgewerbe 3024 3182 2539
Produzierendes Gewerbe
Arbeitnehmer insgesamt 3029 3139 2525
Arbeiter 2542 2630 1952
Angestellte 3884 4201 3015
Handel, Kredit- und Versicherungsgewerbe
Angestellte 3011 3353 2555

Fr�heres Bundesgebiet
Produzierendes Gewerbe, Handel, Kredit-
und Versicherungsgewerbe 3118 3276 2612
Produzierendes Gewerbe
Arbeitnehmer insgesamt 3129 3236 2614
Arbeiter 2626 2712 2024
Angestellte 3972 4271 3098
Handel, Kredit- und Versicherungsgewerbe
Angestellte 3088 3430 2610

Neue L�nder und Berlin-Ost
Produzierendes Gewerbe, Handel, Kredit-
und Versicherungsgewerbe 2263 2346 2071
Produzierendes Gewerbe
Arbeitnehmer insgesamt 2243 2316 2004
Arbeiter 1960 2036 1586
Angestellte 2965 3300 2458
Handel, Kredit- und Versicherungsgewerbe
Angestellte 2324 2501 2164

Auch zwischen Arbeitern und Arbeiterinnen sowie Angestellten bestand ein erheb-
licher Verdienstunterschied: Angestellte im Produzierenden Gewerbe erhielten 2005 in
Deutschland 52,8 % mehr als Arbeiter und Arbeiterinnen. Diese Differenz hat in den
letzten Jahren zugenommen. Gegen�ber 1996 stieg der durchschnittliche Brutto-
monatsverdienst der Angestellten um 22,1 %, der Verdienst der Arbeiter und Arbeite-
rinnen aber nur um 18,0 %. Im Osten war diese Entwicklung noch ausgepr�gter. 2005
verdienten Angestellte 25,4 % mehr als 1996, Arbeiter und Arbeiterinnen lediglich
17,5 %.
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Im Handel, Kredit- und Versicherungsgewerbe wird weniger verdient als im Produzie-
renden Gewerbe. 2005 erzielten die Angestellten dieser Dienstleistungsbereiche in
Deutschland durchschnittlich 3011 Euro brutto, 873 Euro weniger als die Angestellten
im Produzierenden Gewerbe.

16.4.2 Verdienste nach der ausge�bten T�tigkeit

Die Hçhe des Verdienstes wird auch stark davon bestimmt, wie qualifiziert die T�tig-
keiten sind, die Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen an ihrem Arbeitsplatz aus�ben. Um
die vielf�ltigen T�tigkeiten zu b�ndeln, werden Arbeiter und Angestellte qualifikations-
abh�ngigen Leistungsgruppen zugeordnet.

Die Einteilung der Arbeiter ber�cksichtigt ausschließlich die erforderlichen Kenntnisse
bei der Durchf�hrung der ausge�bten T�tigkeit. Facharbeiter und Facharbeiterinnen,
die der hçchsten Leistungsgruppe 1 zugeordnet sind, erreichen deutlich hçhere Ver-
dienste als Angelernte und Ungelernte: 2005 waren es in Deutschland durchschnittlich
2795 Euro brutto, 21,0 % mehr als angelernte (Leistungsgruppe 2) und 36,1 % mehr
als ungelernte Kr�fte (Leistungsgruppe 3).

Bei der Leistungsgruppeneinteilung bestehen erhebliche Unterschiede zwischen
M�nnern und Frauen. Rund sechs Zehntel der M�nner, aber nur knapp 15 % der
Frauen �bten im Jahr 2005 Facharbeitert�tigkeiten aus; umgekehrt waren �ber
40 % der Frauen, aber nur knapp ein Zehntel der M�nner mit ungelernten T�tigkeiten
besch�ftigt.

Tab. 5: Bruttomonatsverdienste der Arbeiter und Arbeiterinnen
im Produzierenden Gewerbe 2005 nach Leistungsgruppen

Leistungs-
gruppe

Verteilung der Arbeiter-/innen auf die
Leistungsgruppen

Durchschnittliche
Bruttomonatsverdienste

Insgesamt M�nner Frauen Insgesamt M�nner Frauen

% EUR

Deutschland
Insgesamt 100 100 100 2542 2630 1952
1 54,9 61,0 14,6 2795 2814 2266
2 31,5 29,7 43,3 2310 2394 1925
3 13,6 9,3 42,1 2053 2176 1870

Fr�heres Bundesgebiet
Insgesamt 100 100 100 2626 2712 2024
1 55,2 61,3 12,5 2885 2897 2453
2 30,5 29,0 41,3 2407 2483 2027
3 14,2 9,7 46,2 2097 2225 1906

Neue L�nder und Berlin-Ost
Insgesamt 100 100 100 1960 2036 1586
1 52,7 58,3 25,3 2155 2185 1806
2 38,0 34,9 53,2 1799 1857 1526
3 9,3 6,9 21,4 1595 1673 1472



Tab. 6: Bruttomonatsverdienste der Angestellten
im Produzierenden Gewerbe 2005 nach Leistungsgruppen

Leistungsgruppe/
Besch�ftigungsart

Verteilung der Angestellten auf die
Leistungsgruppen

Bruttomonatsverdienste

Insgesamt M�nner Frauen Insgesamt M�nner Frauen

% EUR

Deutschland
Insgesamt 100 100 100 3884 4201 3015
II 39 47 18 4911 5001 4276
III 45 44 48 3482 3656 3046
IV 14 9 30 2531 2782 2336
V 1 1 3 2021 2277 1893

Fr�heres Bundesgebiet
Insgesamt 100 100 100 3972 4271 3098
II 40 47 18 4993 5069 4410
III 45 44 48 3552 3711 3130
IV 14 8 30 2588 2827 2394
V 1 1 3 2049 2312 1914

Neue L�nder und Berlin-Ost
Insgesamt 100 100 100 2965 3300 2458
II 31 40 18 3832 3968 3375
III 47 47 48 2786 2991 2478
IV 20 12 32 2128 2392 1976
V 1 1 3 1749 1870 1702

Arbeiterinnen verdienten durchschnittlich 25,8 % weniger als ihre m�nnlichen Kol-
legen. Innerhalb der einzelnen Leistungsgruppen lag der Verdienstabstand jedoch
deutlich geringer. H�tten die Arbeiterinnen die Leistungsgruppenstruktur der Arbeiter,
w�rde der Verdienstabstand 19,1 % ausmachen.

Die Einteilung der Angestellten in f�nf Leistungsgruppen ber�cksichtigt zus�tzlich zu
den erforderlichen Kenntnissen noch die mit der T�tigkeit verkn�pfte Selbstst�ndig-
keit, Verantwortung und Dispositionsbefugnis. Bei den Angestellten im Produzie-
renden Gewerbe zeigen sich die gleichen Strukturen wie bei den Arbeitern und Ar-
beiterinnen: Frauen sind bei qualifizierten T�tigkeiten unterdurchschnittlich und bei
weniger qualifizierten T�tigkeiten �berdurchschnittlich vertreten. F�r Leistungsgrup-
pe l, Leitende Angestellte, werden in der Laufenden Verdiensterhebung keine Daten
erhoben. In Leistungsgruppe II sind 47 % der M�nner, aber nur 18 % der Frauen ver-
treten. Sie m�ssen besondere Erfahrungen haben und selbstst�ndige Leistungen in
verantwortungsvollen T�tigkeiten erbringen, allerdings bei eingeschr�nkter Dispositi-
onsbefugnis. Nur 1 % der M�nner, aber 3 % der Frauen sind mit Aufgaben betraut,
die keine Berufsausbildung erfordern (Leistungsgruppe V).

Weibliche Angestellte erzielten im Jahr 2005 ein um 28,2 % geringeres Durchschnitts-
gehalt als ihre m�nnlichen Kollegen. Bei Betrachtung der Angestellten nur einer Leis-
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tungsgruppe verringert sich – wie bei den Arbeitern – der Verdienstabstand betr�cht-
lich. H�tten die weiblichen Angestellten die Leistungsgruppenstruktur ihrer Kollegen,
w�re ihr Verdienst nur um 15,5 % geringer.

Der Verdienstunterschied zwischen M�nnern und Frauen erkl�rt sich somit auch da-
raus, dass Frauen wesentlich h�ufiger T�tigkeiten in niedrigeren Leistungsgruppen
aus�ben als M�nner. In den neuen L�ndern und Berlin-Ost sind die geschlechtspezi-
fischen Unterschiede weniger stark ausgepr�gt.

16.4.3 Verdienste nach Wirtschaftszweigen im Produzierenden Gewerbe

Auch zwischen den einzelnen Wirtschaftszweigen im Produzierenden Gewerbe be-
stehen große Verdienstunterschiede. Die Spanne reichte 2005 in Deutschland von
4045 Euro in der Kokerei, Mineralçlverarbeitung und Herstellung von Brutstoffen
bis zu 2274 Euro im Textilgewerbe. In diesen beiden Wirtschaftszweigen sind jedoch
nur wenige Menschen besch�ftigt.

Die Rangfolge der besser und schlechter zahlenden Wirtschaftszweige stimmt in den
neuen Bundesl�ndern und dem fr�heren Bundesgebiet weitgehend �berein. In ihrer
Bedeutung f�r die Besch�ftigung ergeben sich jedoch große Unterschiede. Im Osten

Tab. 7a: Bruttomonatsverdienste der Arbeitnehmer
im Produzierenden Gewerbe nach Wirtschaftszweigen 2005

Wirtschaftszweig Bruttomonats-
verdienst

Anteil der
Frauen an allen
Arbeitnehmern

EUR %

Deutschland
Kokerei, Mineralçlverarb., H. v. Spalt- und Brutstoffen 4045 15,2
Fahrzeugbau 3484 11,0
Energie- und Wasserversorgung 3442 17,2
Chemische Industrie 3381 26,7
Herstellung von B�romaschinen, DV-Ger�ten
und -einrichtungen; Elektrotechnik usw. 3260 27,0

Maschinenbau 3213 13,0
Papier-, Verlags- und Druckgewerbe 3029 26,7
Bergbau und Gewinnung von Steinen und Erden 2896 5,9
Metallerzeugung und -bearbeitung, Herstellung
von Metallerzeugnissen 2804 13,7

Glasgewerbe, Keramik, Verarb. von Steinen und Erden 2639 15,7
Herstellung von Gummi- und Kunststoffwaren 2640 21,6
Ern�hrungsgewerbe und Tabakverarbeitung 2627 29,5
Hoch- und Tiefbau 2566 5,6
Herstellung von Mçbeln, Schmuck, Musikinstrumenten
usw., Recycling 2453 24,2

Holzgewerbe 2400 11,2
Bekleidungsgewerbe 2364 70,3
Ledergewerbe 2363 47,6
Textilgewerbe 2274 37,2
Produzierendes Gewerbe insgesamt 3029 18,0



Tab. 7b: Bruttomonatsverdienste der Arbeitnehmer
im Produzierenden Gewerbe nach Wirtschaftszweigen 2005

Wirtschaftszweig Bruttomonats-
verdienst

Anteil der
Frauen an allen
Arbeitnehmern

EUR %

Fr�heres Bundesgebiet

Kokerei, Mineralçlverarb., H. v. Spalt- und Brutstoffen 4195 14,2
Fahrzeugbau 3550 10,8
Energie- und Wasserversorgung 3564 14,3
Chemische Industrie 3451 26,0
Herstellung von B�romaschinen, DV-Ger�ten
und -einrichtungen; Elektrotechnik usw. 3357 26,0

Maschinenbau 3279 13,0
Papier-, Verlags- und Druckgewerbe 3098 25,7
Bergbau und Gewinnung von Steinen und Erden 2972 4,0
Metallerzeugung und -bearbeitung, Herstellung
von Metallerzeugnissen 2889 13,5

Glasgewerbe, Keramik, Verarb. von Steinen und Erden 2756 14,6
Herstellung von Gummi- und Kunststoffwaren 2710 20,8
Ern�hrungsgewerbe und Tabakverarbeitung 2755 27,2
Hoch- und Tiefbau 2705 5,3
Herstellung von Mçbeln, Schmuck, Musikinstrumenten
usw., Recycling 2560 23,2

Holzgewerbe 2487 10,1
Bekleidungsgewerbe 2420 69,2
Ledergewerbe 2477 45,7
Textilgewerbe 2447 32,7
Produzierendes Gewerbe insgesamt 3129 17,3

Neue L�nder und Berlin-Ost

Kokerei, Mineralçlverarb., H. v. Spalt- und Brutstoffen 3179 20,5
Fahrzeugbau 2532 14,2
Energie- und Wasserversorgung 2939 29,2
Chemische Industrie 2642 34,0
Herstellung von B�romaschinen, DV-Ger�ten
und -einrichtungen; Elektrotechnik usw. 2371 36,2

Maschinenbau 2362 13,4
Papier-, Verlags- und Druckgewerbe 2378 36,9
Bergbau und Gewinnung von Steinen und Erden 2506 15,8
Metallerzeugung und -bearbeitung, Herstellung
von Metallerzeugnissen 2129 15,5

Glasgewerbe, Keramik, Verarb. von Steinen und Erden 2110 20,5
Herstellung von Gummi- und Kunststoffwaren 1929 29,5
Ern�hrungsgewerbe und Tabakverarbeitung 1957 41,5
Hoch- und Tiefbau 2044 7,0
Herstellung von Mçbeln, Schmuck, Musikinstrumenten
usw., Recycling 1737 30,9

Holzgewerbe 1935 16,8
Bekleidungsgewerbe 1402 89,4
Ledergewerbe 1312 65,1
Textilgewerbe 1498 57,3
Produzierendes Gewerbe insgesamt 2243 23,4
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waren im Hoch- und Tiefbau rund 13,3 % aller Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen
des Produzierenden Gewerbes besch�ftigt, im Westen nur rund 6,1 %. Hier domi-
nierten der Maschinen- (10,8 %) und der Fahrzeugbau (11,8 %).

In Deutschland schwankt der Anteil der Frauen an den Besch�ftigten der einzel-
nen Wirtschaftszweige im Produzierenden Gewerbe zwischen 5,6 % im Hoch- und
Tiefbau und 70,3 % im Bekleidungsgewerbe. Wirtschaftszweige mit einem niedrigen
Durchschnittsverdienst haben meist einen hohen Frauenanteil. Auch hierin ist das
niedrigere Verdienstniveau der Frauen begr�ndet. In den neuen L�ndern und Berlin-
Ost weisen die am schlechtesten zahlenden Wirtschaftszweige ebenfalls einen �ber-
durchschnittlichen Frauenanteil auf – er liegt sogar deutlich hçher als im fr�heren
Bundesgebiet.

16.4.4 Verdienste in verschiedenen Berufen

Auch zwischen den einzelnen Berufen bestehen erhebliche Verdienstunterschiede.
Die meisten angestellten M�nner und die meisten angestellten Frauen arbeiten als
B�rofachkr�fte. Die M�nner verdienten 2004 in diesem Beruf 3509 Euro, die Frauen
25 % weniger. Am zweith�ufigsten waren M�nner als Gesch�ftsf�hrer und Filialleiter
t�tig und erzielten hier den hçchsten Bruttomonatsverdienst in Hçhe von 6197 Euro,
die Frauen verdienten in diesem Beruf 31 % weniger. Es folgten Datenverarbeitungs-
fachleute, Bankfachleute und sonstige Techniker.

Bei den Frauen ergibt sich eine etwas abweichende Reihenfolge. Nach den B�ro-
fachkr�ften waren die weiblichen Angestellten �berwiegend als Verk�uferinnen, als
Bankfachleute, als Groß- und Einzelhandelskaufleute und als Sekret�rinnen t�tig.
Die Sekret�rinnen haben zum Teil sehr hohe Verdienste, die f�r den relativ nied-
rigen Verdienstabstand zwischen M�nner und Frauen von 16 % in diesem Beruf
verantwortlich sind. Ihren hçchsten Verdienst erzielten die Frauen mit 4345 Euro
als Elektroingenieurinnen, 13 % weniger als die M�nner in diesem Beruf.

Manche Berufe gelten als typische Frauenberufe. Der Frauenanteil betrug zum
Beispiel bei den B�roberufen 62 %. Zu diesen B�roberufen z�hlen B�rofachkr�fte,
Sekret�rinnen, Buchhalterinnen, B�rohilfskr�fte, Telefonistinnen und Datentypistin-
nen. Bei einzelnen dieser B�roberufe war der Anteil der Frauen mit 80 bis 90 % so-
gar noch hçher. Auch im Handel waren 59 % der Verk�ufer und Verk�uferinnen und
79 % der Kassierer und Kassiererinnen Frauen. In den meisten der genannten Berufe
wird unterdurchschnittlich verdient. Nicht nur die Frauen, sondern auch die M�nner
verdienten hier schlechter als in anderen Berufen.

Bei den f�nf h�ufigsten Arbeiterberufen sind die Verdienstunterschiede nicht so groß
wie bei den Angestellten. Auch die Verdienstunterschiede zwischen M�nnern und
Frauen sind in der Regel etwas niedriger. Am h�ufigsten waren die Arbeiter als Kraft-
fahrzeugf�hrer t�tig und erzielten 2004 einen Bruttomonatsverdienst in Hçhe von
2440 Euro. Es folgten Elektroinstallateure und -monteure, Lager-, Transportarbeiter,
Metallarbeiter und Maschinenschlosser. Die Frauen waren �berwiegend im Versand
besch�ftigt. Hiermit erzielten sie einen Verdienst von 1 813 Euro. Die n�chsten vier



Tab. 8: Bruttomonatsverdienste in den h�ufigsten Berufen 20041

Beruf EUR

Angestellte/M�nner
B�rofachkr�fte 3509
Gesch�ftsf�hrer, Filialleiter und andere 6197
Datenverarbeitungsfachleute 4546
Bankfachleute 4063
Sonstige Techniker 3857

Angestellte/Frauen
B�rofachkr�fte 2646
Verk�uferinnen 1914
Bankfachleute 2933
Groß- u. Einzelhandelskaufleute, Eink�uferinnen 2705
Sekret�rinnen 3164

Arbeiter/M�nner
Kraftfahrzeugf�hrer 2440
Elektroinstallateure, -monteure 2614
Lager-, Transportarbeiter 2256
Metallarbeiter 2518
Maschinenschlosser 2828

Arbeiter/Frauen
Arbeiterinnen im Versand 1813
Elektroger�te-, Elektroteilemontiererinnen 2080
Hilfsarbeiterinnen 1771
Kunststoffverarbeiterinnen 1857
Metallarbeiterinnen 2010

1 Ergebnisse der Gehalts- und Lohnstrukturerhebung 2001 fortgesch�tzt mit der Ver�nderungsrate
des Bruttojahresverdienstes aus der laufenden Verdiensterhebung.

R�nge nach der H�ufigkeit nahmen Arbeiterinnen, die Elektroger�te oder Elektroteile
montierten, Hilfsarbeiterinnen, Kunststoffverarbeiterinnen undMetallarbeiterinnen ein.

16.4.5 Verdienste im Handwerk

Mit 12,47 Euro brutto je Stunde verdienten die Handwerksgesellen in Deutschland
in zehn ausgew�hlten Gewerbezweigen im Mai 2005 deutlich weniger als die Fach-
arbeiter und Facharbeiterinnen im Produzierenden Gewerbe im April 2005 mit 17,10
Euro. Auch die Erhçhung der Bruttostundenverdienste der Gesellen fiel in den zehn
ausgew�hlten Gewerben des Handwerks geringer aus: Seit Mai 1997 steigen die
Bruttostundenverdienste im Handwerk um 12,9 %, bei den Facharbeitern und Fach-
arbeiterinnen im Produzierenden Gewerbe um 18,4 %.

Zwischen den einzelnen Gewerben bestehen große Verdienstunterschiede. Die
hçchsten Bruttostundenverdienste erzielten im Mai 2005 die Gas- und Wasserin-
stallateure mit 13,05 Euro, die niedrigsten B�ckergesellen mit 11,23 Euro.
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Tab. 9: Durchschnittliche Bruttostundenverdienste der Gesellen/-innen im
Handwerk und der Facharbeiter/-innen im Produzierenden Gewerbe1

in EUR

Jahr Durchschnittliche Bruttostundenverdienste

der Gesellen und Gesellinnen
im Handwerk

der Facharbeiter und Fach-
arbeiterinnen in der Industrie

1997 11,05 14,44
1998 11,22 14,97
1999 11,43 15,35
2000 11,58 15,50
2001 11,84 15,86
2002 12,09 16,03
2003 12,32 16,53
2004 12,45 16,95
2005 12,47 17,10

1 Verdiensterhebung im Handwerk: Stand Mai; Laufende Verdiensterhebung im Produzierenden Ge-
werbe: Stand April.

Mit durchschnittlich 9,09 Euro erzielten Handwerksgesellen in den neuen L�ndern
und Berlin-Ost im Mai 2005 knapp 70 % des Verdienstes im fr�heren Bundesge-
biet (13,22 Euro), und das entspricht dem Verdienstabstand von 1997.

Abb. 7: Bruttostundenverdienste vollzeitbesch�ftigter Gesellen
und Gesellinnen im Handwerk in Deutschland im Mai 2005
in EUR



16.4.6 Nettoverdienste nach Haushaltstypen (Modellrechnungen)

F�r den Lebensstandard der Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen sind Netto-
verdienste von entscheidender Bedeutung. Um eine Vorstellung �ber die Hçhe
der Nettoverdienste verschiedener Arbeitnehmergruppen zu gewinnen, berechnet
das Statistische Bundesamt mit Hilfe von Modellannahmen Nettoverdienste f�r
ausgew�hlte Haushaltstypen (siehe Tab. 10). Hierbei werden Lohn-, Kirchensteuer,
Solidarit�tszuschlag sowie Arbeitnehmerbeitr�ge zur Sozialversicherung abgezo-
gen und das gesetzliche Kindergeld addiert. F�r das fr�here Bundesgebiet und die
neuen L�nder und Berlin-Ost werden gesonderte Werte berechnet, da bei den Ver-
diensten noch ein großer Abstand zwischen dem Osten und Westen Deutschlands
besteht.

Der Anteil des Bruttomonatsverdienstes, �ber den die Haushalte frei verf�gen kçn-
nen, schwankt erheblich. Die geringsten Abz�ge entfallen auf den Haushaltstyp »Ar-
beiterehepaar mit zwei Kindern und Mann als Alleinverdiener« in den neuen L�n-
dern und Berlin-Ost. Vom Bruttomonatsverdienst von 2036 Euro verbleiben 91,9 %
zur freien Verf�gung. Die hçchsten Abz�ge fallen auf einen allein stehenden Ange-
stellten im fr�heren Bundesgebiet. Nach den Abz�gen bleiben ihm von 3538 Euro
brutto noch 54,5 %.

Da die Haushalte im Westen hçhere Abz�ge tragen, besteht zwischen den Netto-
verdiensten in Ost und West ein deutlich geringerer Unterschied als zwischen den
Bruttowerten: Der Ost-West-Verdienstabstand lag 2005 bei den Nettoverdiensten
zwischen 17,1 % bei einem Angestelltenehepaar ohne Kinder und 19,3 % bei einem
allein stehenden Arbeiter oder einer allein stehende Arbeiterin ohne Kinder. Bei den
Bruttoverdiensten lag er zwischen 25,8 % (allein stehende Angestellte ohne Kin-
der) und 22,4 % (Angestelltenehepaar ohne Kinder).

16.5 Arbeitskosten

Die Arbeitskosten umfassen alle Aufwendungen, die den Arbeitgebern in Zusammen-
hang mit der Besch�ftigung von Arbeitnehmern und Arbeitnehmerinnen entstehen:
Bruttolçhne und -geh�lter, Sozialbeitr�ge der Arbeitgeber, Kosten der beruflichen
Bildung, Einstellungskosten, Kosten des Arbeitgebers f�r die Berufskleidung und
Steuern zu Lasten sowie Zusch�sse zu Gunsten der Arbeitgeber.

Hçhe und Struktur der Arbeitskosten werden durch die vierj�hrlichen Arbeitskosten-
erhebungen erfasst. Die letzten verf�gbaren Daten liegen f�r das Berichtsjahr 2000
vor. 29000 Unternehmen im Produzierenden Gewerbe sowie ausgew�hlten Dienst-
leistungsbereichen berichten �ber Kosten, die ihnen im Zusammenhang mit der
Besch�ftigung von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern entstehen. Einen Groß-
teil dieser Angaben konnten die Befragten ihren Jahresabschl�ssen und aus ihrem
Rechnungswesen entnehmen.

344



345

Tab. 10: Durchschnittliche Nettomonatsverdienste 20051

Ergebnisse von Modellrechnungen

Einheit Einzelperson2 Ehepaar3, beide
mit jeweiligem
Durchschnitts-

verdienst
ohne Kinder

Ehepaar mit 2
Kindern, Mann mit
Durchschnitts-

verdienst4, Ehefrau
nicht erwerbst�tig

Fr�heres Bundesgebiet
Arbeiter/-innen

Bruttomonatsverdienst EUR 2626,00 4736,00 2712,00
– Lohn- und Kirchensteuer sowie
Solidarit�tszuschlag EUR 507,23 844,51 187,66

– Renten und Arbeitslosenversicherung EUR 341,37 615,68 352,56
– Kranken- und Pflegeversicherung EUR 220,57 397,81 221,02
+ Kindergeld EUR – – 308,00
Nettomonatsverdienst EUR 1556,83 2878,00 2258,76
Anteil des Netto- am Bruttomonatsverdienst % 59,3 60,8 83,3

Angestellte
Bruttomonatsverdienst EUR 3538,00 6708,00 3909,00
– Lohn- und Kirchensteuer sowie
Solidarit�tszuschlag EUR 851,39 1574,33 556,98

– Renten und Arbeitslosenversicherung EUR 459,93 872,02 508,16
– Kranken- und Pflegeversicherung EUR 297,18 531,19 287,28
+ Kindergeld EUR – – 308,00
Nettomonatsverdienst EUR 1929,50 3730,46 2864,58
Anteil des Netto- am Bruttomonatsverdienst % 54,5 55,6 73,3

Neue L�nder und Berlin-Ost
Arbeiter/-innen

Bruttomonatsverdienst EUR 1960,00 3622,00 2036,00
– Lohn- und Kirchensteuer sowie
Solidarit�tszuschlag EUR 286,61 483,24 44,00

– Renten und Arbeitslosenversicherung EUR 254,80 470,85 264,68
– Kranken- und Pflegeversicherung EUR 162,68 300,61 163,89
+ Kindergeld EUR – – 308,00
Nettomonatsverdienst EUR 1255,91 2367,30 1871,43
Anteil des Netto- am Bruttomonatsverdienst % 64,1 65,4 91,9

Angestellte

Bruttomonatsverdienst EUR 2626,00 5208,00 2925,00
– Lohn- und Kirchensteuer sowie
Solidarit�tszuschlag EUR 507,23 1005,38 251,52

– Renten und Arbeitslosenversicherung EUR 341,37 677,02 380,24
– Kranken- und Pflegeversicherung EUR 217,95 432,25 235,46
+ Kindergeld EUR – – 308,00
Nettomonatsverdienst EUR 1559,45 3093,35 2365,78
Anteil des Netto- am Bruttomonatsverdienst % 59,4 59,4 80,9

1 Nettomonatsverdienst der Arbeiter/-innen und Angestellten im Produzierenden Gewerbe; Handel;
Instandhaltung und Reparatur von Kraftfahrzeugen und Gebrauchsg�tern; Kredit- und Versiche-
rungsgewerbe.

2 Durchschnittsverdienst von Arbeiter/-innen bzw. Angestellten zusammen.
3 Jeweils ein Durchschnittsverdienst eines Arbeiters/einer Arbeiterin bzw. eines m�nnlichen/einer weib-

lichen Angestellten.
4 Ohne Ber�cksichtigung von Steuerfreibetr�gen.
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Abb. 8: Struktur der Arbeitskosten im Produzierenden Gewerbe
und in ausgew�hlten Dienstleistungsbereichen 2000
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In Deutschland betrug im Jahr 2000 der Anteil der Bruttolçhne und -geh�lter an den
Arbeitskosten 77 %. Zu den Bruttolçhnen und -geh�ltern z�hlen das Entgelt f�r ge-
leistete Arbeitszeit, Sonderzahlungen, Vermçgenswirksame Leistungen, Verg�tung
f�r nicht gearbeitete Tage, wie Urlaubs- und Feiertage, sowie Sachleistungen, wie
die private Nutzung von Firmenwagen. Die Sozialbeitr�ge der Arbeitgeber machten
im Jahr 2000 in Deutschland 22 % der Arbeitskosten aus. Hierzu z�hlen alle Kosten,
die die Arbeitgeber tragen, um ihren Arbeitnehmern und Arbeitnehmerinnen eine So-
zialleistung zu gew�hren oder einen Anspruch auf Sozialleistungen zu sichern: die
Arbeitgeberpflichtbeitr�ge zur Sozialversicherung, freiwillige, vertragliche sowie tarif-
lich vereinbarte Sozialbeitr�ge, die garantierte Lohn- und Gehaltsfortzahlung im
Krankheitsfall, Abfindungen bei Entlassungen sowie bei Nichteinhaltung der K�ndi-
gungsfrist. Die �brigen Arbeitskosten betrugen rund ein Prozent.

Die wichtigsten gesetzlichen Sozialbeitr�ge sind die Arbeitgeberpflichtbeitr�ge zu
den Sozialversicherungen. Ihre Hçhe wird u.a. durch die Beitragss�tze bestimmt
und ist von den Arbeitgebern nicht unmittelbar beeinflussbar. Zus�tzlich zu den ge-
setzlich vorgeschriebenen Sozialleistungen erbringen die Arbeitgeber freiwillige So-
zialbeitr�ge, vornehmlich in Form von Aufwendungen f�r die betriebliche Altersver-
sorgung.

Die betriebliche Altersversorgung stellt eine Erg�nzung der privaten Vorsorge und der
gesetzlichen Rentenversicherung dar. Seit der Rentenreform vom 1. Januar 2002 ha-
ben alle Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen einen Rechtsanspruch auf Umwandlung von
Bruttolohn (Entgeltumwandlung) in Beitr�ge zur betrieblichen Altersversorgung. Dabei
kçnnen Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen aus f�nf Alternativen der staatlich ge-
fçrderten betrieblichen Altersversorgung ausw�hlen (Direktversicherung, Direktzusa-
ge, Unterst�tzungskasse, Pensionskasse und Pensionsfonds).

Tabelle 11 beruht auf o.g. Arbeitskostenerhebung und zeigt, wie stark sich die Kosten
der Arbeitgeber zum Sozialschutz der Arbeitnehmer in einzelnen Wirtschaftszweigen
unterscheiden.

Die Hçhe der Sozialbeitr�ge der Arbeitgeber je Arbeitnehmer (Vollzeiteinheit) wird u.a.
durch die Hçhe der Lçhne und Geh�lter beeinflusst. Der Anteil der Sozialbeitr�ge an
den gesamten Arbeitskosten liegt zwischen 30,9 % in der Energieversorgung und
20,3 % im Einzelhandel. Die Unterschiede zwischen den einzelnen Wirtschaftszwei-
gen resultieren aus der Zahlung freiwilliger Sozialleistungen. Dies zeigt sich auch deut-
lich bei den Aufwendungen f�r die betriebliche Altersversorgung: In der Energiever-
sorgung brachten die Arbeitgeber hierf�r 6097 Euro je Arbeitnehmer (Vollzeiteinheit)
auf, im Gastgewerbe hingegen nur 172 Euro.

Dienstleistungsbereiche, die durch eine hohe Anzahl Teilzeitbesch�ftigter gekenn-
zeichnet sind, weisen deutlich niedrigere Sozialbeitr�ge auf. Die Aufwendungen f�r
die betriebliche Altersversorgung sind in diesen Wirtschaftszweigen ebenfalls deut-
lich geringer.

Die Entwicklung der Arbeitskosten wird durch den Arbeitskostenindex dargestellt.
Dieser Index basiert auf der Grçße »Arbeitskosten je geleistete Arbeitsstunde« und



Tab. 11: Sozialbeitr�ge der Arbeitgeber in ausgew�hltenWirtschaftszweigen 2000

Wirtschaftsbereich Sozialbeitr�ge
der Arbeitgeber
je Arbeitnehmer
(Vollzeiteinheit)

Darunter:
Aufwendungen f�r
die betriebliche
Altersversorgung
je Arbeitnehmer
(Vollzeiteinheit)

Auf 1000 EUR
Bruttolohn und
-gehalt entfallen
… EUR Sozial-
beitr�ge der
Arbeitgeber

EUR
% der

Arbeitskosten EUR EUR

Energieversorgung 17805 30,9 6097 452
Kokerei, Mineralçlverarb.,
Herst. v. Brutstoffen 16763 25,8 5172 355
Versicherungsgewerbe 14891 25,6 4698 353
Chemische Industrie 14314 25,2 4060 342
Kreditgewerbe 13446 25,2 4265 345
Fahrzeugbau 13145 24,1 3210 321
Maschinenbau 9866 21,6 1097 278
Einzelhandel 6057 20,3 283 255
Gastgewerbe 4615 20,8 172 263

gibt die viertelj�hrliche Entwicklung der Arbeitskosten aller Arbeitnehmer im Produ-
zierenden Gewerbe, Handel, Gastgewerbe, Verkehr und Nachrichten�bermittlung,
Kredit- und Versicherungsgewerbe sowie bei unternehmensnahen Dienstleistungen

Tab. 12: Index der Arbeitskosten f�r das Produzierende Gewerbe
und ausgew�hlte Dienstleistungsbereiche1

Ver�nderung gegen�ber dem Vorjahr in Prozent

Land 2000 2001 2002 2003 2004 2005

Europ�ische Union (EU25) + 4,7 + 4,8 + 3,8 + 3,4 + 3,4 + 2,8
Eurozone + 3,9 + 3,9 + 3,5 + 3,0 + 2,5 + 2,6
Deutschland + 3,4 + 2,5 + 2,2 + 2,5 + 1,1 + 0,9
Belgien + 2,0 + 5,0 + 4,9 + 1,3 + 2,2 –
D�nemark + 4,2 + 4,5 + 3,8 + 3,5 + 3,3 + 2,8
Estland + 9,9 + 12,7 + 12,6 + 9,1 + 6,5 + 10,7
Finnland + 2,7 + 6,7 + 4,7 + 3,9 + 4,3 + 3,7
Frankreich + 5,7 + 4,8 + 3,9 + 2,5 + 2,9 + 3,2
Lettland + 2,8 + 7,5 + 7,8 + 9,6 + 11,3 + 15,3
Litauen – 4,3 + 1,1 + 4,2 + 3,9 + 4,5 + 11,4
Niederlande – + 5,8 + 5,5 + 4,1 + 3,5 + 2,0
�sterreich + 2,0 + 2,5 + 3,0 + 2,1 – 0,5 + 4,1
Polen + 6,5 + 20,1 + 2,1 + 3,5 + 3,3 + 3,9
Portugal + 4,6 + 5,4 + 5,3 + 2,4 + 3,3 + 2,0
Schweden + 4,5 + 5,2 + 3,4 + 4,9 + 3,1 + 3,0
Spanien + 4,7 + 5,6 + 5,3 + 4,8 + 4,1 + 3,7
Ungarn + 15,0 + 14,9 + 13,6 + 5,9 + 8,3 + 7,5
Vereinigtes Kçnigreich + 4,3 + 5,6 + 4,4 + 4,1 + 6,5 + 3,0

1 Rechenstand: Berichtszeitraum 4. Quartal 2005, kalenderbereinigt.
Quelle: Eurostat, Statistisches Bundesamt.
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wieder. Unter den Begriff »Geleistete Arbeitsstunden« fallen nur die tats�chlich ge-
leisteten Arbeitsstunden, d.h. dass z.B. Krankheits-, Feier- und Urlaubstage nicht
darin enthalten sind, w�hrend geleistete �berstunden einfließen.

Die Ver�nderungsraten der Arbeitskosten in Deutschland liegen in den letzten Jah-
ren deutlich unter den vergleichbaren Werten f�r alle EU-Mitgliedstaaten bzw. der
der Eurozone.

Die l�ngerfristige Beobachtung der Arbeitskostenentwicklung in Europa weist in eine
gemeinsame Richtung: Die meisten Mitgliedstaaten verzeichneten die grçßten Arbeits-
kostensteigerungen in den Jahren 2000 und 2001. In den Jahren nach 2001 gingen die
Arbeitskostensteigerungen zur�ck. Dennoch gibt es bezogen auf die Hçhe der Ver-
�nderungsraten erhebliche Unterschiede. In den Jahren seit 2001 z�hlt Deutschland
stets zu den Mitgliedsstaaten mit den geringsten Zunahmen der Arbeitskosten. Nur in
�sterreich ist im Jahr 2004 die Arbeitskostenentwicklung mit einem R�ckgang von
– 0,5 % niedriger als in Deutschland mit +1,1 %. Im Jahr 2005 weist Deutschland mit
einemWachstum der Arbeitskosten von +0,9 % den geringsten Anstieg aller Mitglied-
staaten auf. Frankreich und das Vereinigte Kçnigreich liegen mit einem Anstieg von
+3,2 % bzw. +3,0 % deutlich dar�ber.



17 Verkehr

17.1 Verkehr im Spannungsfeld
von Wachstum und Umwelt

In einer modernen Industrie- und Dienstleistungsgesellschaft wie der Bundesrepublik
Deutschland ist die immense Bedeutung des Sektors Verkehr durch seinen Anteil am
Bruttoinlandsprodukt von rund 3,2 % nur unzureichend beschrieben, da die funktio-
nale Seite des Verkehrs hierbei unber�cksichtigt bleibt. Zwischen Verkehr einerseits
und Wirtschaft und Gesellschaft andererseits bestehen enge Wechselwirkungen. Ver-
kehr bedeutet Mobilit�t von G�tern und Personen, Verkehr ermçglicht nationale und
internationale Arbeitsteilung, Tourismus und Freizeitaktivit�ten, Verkehr heißt aber
auch Belastung, z.B. durch Unf�lle, L�rm und Luftverschmutzung.

Die Entwicklung der Industriegesellschaften, das Ausmaß der internationalen Arbeits-
teilung und der wirtschaftlichen Verflechtung der Volkswirtschaften, die Globalisierung
der Weltwirtschaft, aber auch das Entstehen eines Tourismus- und Freizeitgewerbes
w�ren ohne technische Innovationen im Verkehr und ohne massive Investitionen in
die Verkehrsinfrastruktur sicherlich nicht mçglich gewesen. Die Wechselwirkungen
zwischen Wirtschaftswachstum und Verkehrsentwicklung waren in der Aufbauphase
der Bundesrepublik Deutschland besonders stark: Beide wiesen ann�hernd gleiche
Wachstumsraten auf. In den 1980er-Jahren blieb die Verkehrsentwicklung hinter dem
Wirtschaftswachstum zur�ck, verzeichnete aber weiterhin erhebliche Zuwachsraten.
Seit der deutschen Vereinigung w�chst der Personenverkehr in Deutschland etwas
geringer als das Inlandsprodukt: Das preisbereinigte Bruttoinlandsprodukt stieg von
1991 bis zum Jahr 2004 um rund 20 %, die Anzahl der befçrderten Personen lag im
Jahr 2004 um 14 % und die dabei erbrachte Befçrderungsleistung um 16 % hçher als
1991. Im G�terverkehr dagegen ist die Befçrderungsleistung um rund 37 % und damit
wesentlich st�rker als das Inlandsprodukt gestiegen, die befçrderte G�termenge lag
dagegen nur um rund 4 % hçher als 1991, insbesondere da seit 1999 aufgrund der
Schw�che der Bauwirtschaft die Transporte von Baustoffen mengenm�ßig stark zu-
r�ckgegangen sind.

Die �ber lange Zeit vorherrschende positive Grundeinstellung zum Verkehr ist im Ver-
lauf der vergangenen Jahrzehnte durch eine kritischere Einsch�tzung abgelçst worden.
Die negativen Auswirkungen des Verkehrs, etwa durch Fl�chenverbrauch f�r Verkehrs-
infrastruktur, Energieverbrauch, Luftverschmutzung, L�rm sowie Todesopfer, Verletzte
und Sachsch�den durch Verkehrsunf�lle, werden nicht mehr als unvermeidbar akzep-
tiert. W�hrend die Erhçhung der Verkehrssicherheit bereits seit langem als �ußerst
wichtige Aufgabenstellung erkannt worden war, r�ckten seit Beginn der 1980er-Jahre
auch Umweltschutz sowie Kooperation und Integration der Verkehrstr�ger in den Vor-
dergrund des Interesses. Die Verkehrspolitik ist daher gefordert, im Spannungsfeld
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zwischen çkonomischen, çkologischen und sozialen Anforderungen die Mobilit�ts-
bed�rfnisse der Menschen und der Unternehmen zu befriedigen und gleichzeitig
die unerw�nschten Folgen des Verkehrs auf ein vertretbares Maß zu begrenzen. Ei-
senbahn, Binnenschiff und Seeschiff werden dabei als relativ umweltfreundliche Trans-
portmittel betrachtet. Es ist daher erkl�rtes politisches Ziel, mçglichst viel Straßen- und
Luftverkehr auf Schiene und Wasserstraßen zu verlagern. Mittels einer integrierten und
nachhaltigen Verkehrspolitik sollen dabei die verschiedenen Verkehrstr�ger und -netze
miteinander verkn�pft werden, um die Kapazit�t des gesamten Verkehrsnetzes und die
spezifischen Vorteile der einzelnen Verkehrstr�ger besser zu nutzen.

17.2 Verkehrsinfrastruktur

F�r die Wettbewerbsf�higkeit einer modernen Volkswirtschaft ist eine leistungsf�hige
Verkehrsinfrastruktur von zentraler Bedeutung. Schon fr�hzeitig wurde in der Bundes-
republik Deutschland die çffentliche, d.h. jedermann zu gleichen Bedingungen zug�ng-
liche, Verkehrsinfrastruktur als wichtiger Standortfaktor erkannt und entsprechend fi-
nanziell gefçrdert. Im Vordergrund stand zun�chst der Verkehrswegeausbau f�r den
G�terverkehr. Der steigende Wohlstand breiter Bevçlkerungskreise in den 1950er-Jah-
ren (»Wirtschaftswunder«) f�hrte bald zu einer massiven Zunahme des Pkw-Individual-
verkehrs. Dieser Entwicklung wurde durch einen priorit�ren Ausbau des Straßennetzes
Rechnung getragen, der von Streckenstilllegungen im Schienenverkehr vor allem in
l�ndlichen Gebieten begleitet war. So betrug 1990 die Streckenl�nge der Eisenbahnen
des çffentlichen Verkehrs auf demGebiet des fr�heren Bundesgebietes etwa 30000 km,
zu Beginn der 1950er-Jahre waren es noch mehr als 38000 km gewesen. Die Deutsche
Reichsbahn brachte in das vereinte Deutschland ein Streckennetz von etwa 14000 km
ein. Bis Ende 2003 hat sich der Gesamtumfang des Eisenbahnnetzes auf 41500 km
verringert, da trotz einer Reihe von Neubaumaßnahmen insbesondere Nebenstrecken in
den neuen L�ndern, auf denen die Nachfrage erheblich nachgelassen hatte, stillgelegt
wurden. In das verbliebene Netz wird seit einigen Jahren allerdings wieder verst�rkt
investiert. So erhçhte sich der Kilometer-Anteil elektrifizierter Strecken von 38 % (1991)
auf 48 % Ende 2003.

Das Straßennetz des �berçrtlichen Verkehrs (an Autobahnen, Bundes-, Landes- und
Kreisstraßen) hat heute eine L�nge von etwa 231400 km, davon entfallen 12000 km
(ca. 5 %) auf Autobahnen. Damit verf�gt Deutschland nach den USA �ber eines der
l�ngsten Autobahnnetze der Welt und �ber das l�ngste in Europa. Im Verlauf des
vergangenen Jahrzehnts hat allerdings die Diskussion �ber die Grenzen einer Aus-
weitung des Straßennetzes zur Bew�ltigung des Lkw-G�terverkehrs und des Pkw-
Individualverkehrs aufgrund begrenzter finanzieller Mittel der çffentlichen Hand einer-
seits und der begrenzten Verf�gbarkeit von Fl�chen in einem dicht besiedelten Land
wie Deutschland andererseits zugenommen.

Die Straßenbaumaßnahmenwurden seit Anfang der 1980er-Jahre zunehmend auf den
Erhalt der Infrastruktur, die einen hohen volkswirtschaftlichen Wert darstellt, und auf



punktuelle Ausbaumaßnahmen des vorhandenen Netzes, z.B. L�ckenschl�sse, den
Bau von Ortsumgehungen oder von dritten Spuren auf Autobahnen, konzentriert. Der
Anstieg der Straßenl�ngen um 2,2 % seit 1991 ist daher vor allem auf unverzichtbare
Neubauten in den neuen L�ndern zur�ckzuf�hren. Daneben r�ckte die Sanierung und
Modernisierung des Schienennetzes der Eisenbahnen in den Vordergrund der Ver-
kehrsinfrastrukturpolitik. Neben der Elektrifizierung bestehender Eisenbahnstrecken
wurde der Bau eines Hochgeschwindigkeitsnetzes in Angriff genommen und haupt-
s�chlich in den 1990er-Jahren vorangetrieben. Dieses Netz, das seit �ber einem Jahr-
zehnt insbesondere in Nord-S�d-Richtung in Betrieb ist, wurde im September 1998
um den Abschnitt Hannover–Berlin (264 km) erg�nzt; die Streckenverbindung Kçln–
Frankfurt wurde im Jahre 2002, die Streckenverbindung Kçln–Aachen 2005 in Be-
trieb genommen. P�nktlich zur Fußball-Weltmeisterschaft im Juni 2006 in Deutsch-
land wurde die Neubaustrecke N�rnberg– Ingolstadt in Betrieb genommen, auf der
ICE-Z�ge im Shuttle-Betrieb M�nchen mit N�rnberg verbinden. Das Netz ermçglicht
mit InterCityExpress-Z�gen Reisegeschwindigkeiten von 250 Stundenkilometern und
mehr; es hat sich zwischenzeitlich zu einer ernst zu nehmenden Konkurrenz f�r den
innerdeutschen Flugverkehr entwickelt.

Im Zuge der deutschen Einheit und der Grenzçffnungen zu Osteuropa setzte die Ver-
kehrspolitik neue Schwerpunkte der Verkehrsinfrastrukturplanung. Dies war zum ei-
nen die Anpassung des Verkehrswegenetzes der ehemaligen DDR an die Anforde-
rungen einer modernen Gesellschaft. Der politische und çkonomische Wandel in
Osteuropa hat Deutschland weitaus st�rker als fr�her zu einer Drehscheibe der Ver-
kehrsstrçme in der Mitte Europas gemacht. Daher erhielt neben der Verbesserung der
Verkehrsinfrastruktur innerhalb der neuen Bundesl�nder auch der Neu- und Ausbau
von �ber das Gebiet der neuen L�nder verlaufenden Ost-West-Verkehrsverbindungen
hohe Priorit�t. Seit 1991 finanziert der Bund im Schwerpunkt und mit Priorit�t 17
besonders wichtige Vorhaben: die Verkehrsprojekte Deutsche Einheit (VDE). Dazu
z�hlen sieben Straßenverkehrsprojekte, neun Schienenverkehrsprojekte – u.a. die

Tab. 1: L�nge der innerdeutschen Verkehrswege

Art der Verkehrswege 1995 2000 2002 2004

1000 km

Straßen
Straßen des �berçrtlichen Verkehrs 228,6 230,7 230,8 231,4
dar. Autobahnen 11,1 11,5 11,8 12,0
Gemeindestraßen1 413 413 413 413

Schienenstrecken
Eisenbahnstrecken 45,1 41,7 40,6 …
dar. elektrifiziert 18,9 19,5 19,8 …
Straßen-, Stadt- und
U-Bahnstrecken 2,9 3,1 3,2 …

Bundeswasserstraßen insgesamt 7,5 7,5 7,5 7,5
Rohçlleitungen 2,5 2,4 2,4 2,4

1 Stand: 1. 1. 1993.

352



353

Tab. 2: Entwicklung der Verkehrsausgaben des Bundes

Jahr1 Verkehrs-
ausgaben
insgesamt

Mill. EUR

In % der
Gesamt-
ausgaben

Darunter

f�r Bundes-
fernstraßen
Mill. EUR

in %
der Verkehrs-
ausgaben

1950 269 4,2 105 39,2
1960 1841 8,7 869 47,2
1970 5722 12,7 2612 45,6
1980 12416 11,2 3492 28,1
1990 13273 8,2 3438 25,9
2000 19986 8,2 5070 25,4
2001 18343 7,5 5578 30,4
2002 21027 8,4 5631 26,8
2003 20683 8,1 5572 26,9
2004 19517 7,8 5848 30,0

1 Bis einschl. 1990 fr�heres Bundesgebiet, 1950 ohne Saarland und Berlin-West; ab 2000 Deutschland.

Quelle: Deutsches Institut f�r Wirtschaftsforschung.

bereits erw�hnte Strecke Hannover–Berlin – sowie der Ausbau der Wasserstraßen-
verbindung Hannover–Magdeburg–Berlin zu einer leistungsf�higen europ�ischen
Wasserstraße mit dem Wasserstraßenkreuz Magdeburg als wichtigstem Teilprojekt,
das im Oktober 2003 f�r den Schiffsverkehr freigegeben wurde. Mit den VDE sind
Gesamtinvestitionen von 36 Mrd. Euro verbunden, bis Ende 2003 waren mit rund
23 Mrd. Euro 64 % davon realisiert.

Neben Straßen, Schienen und Binnenwasserstraßen z�hlen zur Verkehrsinfrastruktur
auch Bahnhçfe, Terminals des kombinierten Verkehrs, Flugh�fen, Binnenh�fen, See-
h�fen und Rohrleitungen, die erst in ihrer Gesamtheit ein modernes Verkehrssystem
bilden.Mit demMain-Donau-Kanal wurde 1992 eine durchgehende »nasse« Verkehrs-
verbindung zwischen der Nordsee und dem Schwarzen Meer geschaffen. Im selben
Jahr wurde der neue Flughafen M�nchen in Betrieb genommen, der sich schnell zu
einem weiteren Drehkreuz des stark anwachsenden internationalen Luftverkehrs auf
deutschem Boden entwickelt hat. 1995 sind die Start- und Landebahnen des Flug-
hafens Stuttgart dem heutigen Standard eines internationalen Flugplatzes angepasst
worden. Weiterhin wurde entschieden, den Flughafen Schçnefeld am s�dlichen Rand
von Berlin zu einem Großflughafen auszubauen, der mittelfristig auch den Flugverkehr
des Flugplatzes Berlin-Tempelhof und l�ngerfristig den des Flughafens Berlin-Tegel
vollst�ndig �bernehmen soll. Daneben haben einige Flugh�fen (z.B. Hahn) in den
letzten Jahren eine rasante Entwicklung durch so genannte Low-Cost-Carrier genom-
men.

Das urspr�nglich geplante Magnetschnellbahnprojekt Transrapid zwischen Hamburg
und Berlin hat sich unter wirtschaftlichen Gesichtspunkten als nicht realisierbar er-
wiesen. Aufgrund der großen Bedeutung dieser Technologie f�r denWirtschaftsstand-
ort Deutschland und ihrer Vorteile gegen�ber herkçmmlichen Verkehrsmitteln werden
weitere Streckenvorschl�ge im Inland n�her auf ihre Realisierbarkeit untersucht: Dabei



wird die Verbindung zwischen dem Flughafen M�nchen und dem M�nchener Haupt-
bahnhof weiter vorangetrieben, hier wurde das Planfeststellungsverfahren Anfang
2005 eingeleitet. Die Ruhrgebietstrasse zwischen Dortmund und D�sseldorf wird da-
gegen nicht weiter verfolgt.

Maßnahmen zur effizienten Nutzung der Gesamtinfrastruktur werden u.a. in der Fçr-
derung des Kombinierten Verkehrs, in der Initiative »from Road to Sea/Waterways«
und im Einsatz der Verkehrstelematik gesehen. Beim Kombinierten Verkehr �berneh-
men Eisenbahnen und Binnenschiffe den Ferntransport, Lkws dagegen das Sammeln
bzw. Verteilen der G�ter im Nahverkehr. »From Road to Sea/Waterways« bedeutet die
Verlagerung von Transporten vor allem von der Straße auf die K�sten- und Binnen-
schifffahrt. Kombinierter Verkehr und »from Road to Sea/Waterways« zielen auf einen
ver�nderten Modal Split – die Gewichtung der Anteile der einzelnen Verkehrstr�ger
am gesamten G�terverkehr – hin zu umweltfreundlicheren Verkehrstr�gern. Mit Ver-
kehrstelematik, d.h. dem Einsatz von Kommunikations-, Informations- und Leittech-
nologien im Verkehrsbereich, wird daneben vor allem die effiziente Auslastung sowie
die Vernetzung von Verkehrswegen und -mitteln und damit auch eine Verbesserung

Tab. 3: Bundesverkehrswegeplan 2003

Verkehrszweige Erhaltung Ausbau- und Neubau

Mrd. Euro Anteil in % Mrd. Euro Anteil in %

Schienenwege der
Eisenbahnen des Bundes 38,4 60,1 25,5 39,9
Bundesfernstraßen 37,7 48,6 39,8 51,4
Bundeswasserstraßen 6,6 88,0 0,9 12,0
Insgesamt 82,7 55,5 66,2 44,5

Quelle: Bundesministerium f�r Verkehr, Bau und Stadtentwicklung.

des Verkehrsflusses und der Verkehrssicherheit im Rahmen der bestehenden Infra-
struktur angestrebt. Zu erw�hnen ist hier z.B. das europ�ische zivile Satellitennavi-
gationssystem Galileo, f�r das ein von zwei Kontrollzentren in Deutschland angesie-
delt wird und dessen erster Testsatellit im Dezember 2005 gestartet wurde.

Auch die L�nder, Kreise und Kommunen beteiligen sich an den Kosten f�r Instand-
haltung und Ausbau der çffentlichen Verkehrsinfrastruktur, die finanzielle Hauptlast
tr�gt aber nach wie vor der Bund. Das Bundeskabinett hat am 2. Juli 2003 den
Bundesverkehrswegeplan 2003 (BVWP) beschlossen, der als Investitionsrahmenplan
und Planungsinstrument f�r den Zeitraum 2001 bis 2015 f�r die drei Verkehrstr�ger
Schiene, Straße und Wasserstraße ein Finanzvolumen in der Grçßenordnung von
150 Mrd. Euro vorsieht. Der BVWP 2003 unterscheidet sich von seinem Vorg�nger
aus dem Jahr 1992, der ersten gesamtdeutschen Planung, insbesondere durch die
Anwendung einer modernisierten Bewertungsmethodik. Neben der Bewertung nach
der aktualisierten Nutzen-Kosten-Analyse wurden alle Vorhaben umwelt- und natur-
schutzfachlich untersucht und hinsichtlich ihrer çkologischen Risiken eingestuft. Der
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BWVP 2003 sieht f�r die Erhaltung der Bestandsnetze knapp 83 Mrd. Euro vor. Der
Anteil f�r die Erhaltungsinvestitionen an dem Gesamtinvestitionsvolumen steigt ge-
gen�ber dem BVWP '92 von 46 % auf nahezu 56 %. F�r den Neu- und Ausbau der
Schienenwege des Bundes, der Bundesfernstraßen und der Bundeswasserstraßen
sind rund 66 Mrd. Euro vorgesehen. Die Investitionen zwischen alten und neuen Bun-
desl�ndern verteilen sich – unter Einbeziehung einer Planungsreserve – im Verh�lt-
nis 65 % zu 35 %. Zudem wurde im Koalitionsvertrag zwischen CDU, CSU und SPD
vom 11. November 2005 festgelegt, die Verkehrsinvestitionen in der laufenden Le-
gislaturperiode um weitere 4,3 Mrd. Euro zu erhçhen.

Parallel zur nationalen Verkehrspolitik wurden auf Ebene der Europ�ischen Union
Leitlinien f�r den Aufbau eines Transeurop�ischen Verkehrsnetzes (TEN-Programm)
mit dem Ziel des Ausbaus einer staaten�bergreifenden Verkehrsinfrastruktur erarbei-
tet, f�r das auch erg�nzende Finanzmittel der EU bereitstehen. Der Schwerpunkt des
Programms, das sich aus einer grçßeren Zahl von Einzelprojekten mit jeweils erheb-
lichem Investitionsvolumen zusammensetzt, liegt auf Straßen- und Schienenverbin-
dungen zwischenWest- undOsteuropa, weil auf diesen Routen der st�rkste Verkehrs-
zuwachs erwartet wird. Die Realisierung des Transeurop�ischen Netzes erfolgt
entsprechend der Verf�gbarkeit nationaler Haushaltsmittel der Mitgliedstaaten und
umfasst nach Sch�tzungen der EU-Kommission bis zum Jahr 2020 Gesamtinvesti-
tionen von rund 600 Mrd. Euro.

17.3 Fahrzeugbest�nde

Anzahl und Struktur inl�ndischer Fahrzeugbest�nde sind ein wichtiger Maßstab f�r die
Mobilit�t der Menschen in einer Volkswirtschaft. Angesichts des heutigen hohen An-
teils von ausl�ndischen Fahrzeugen am inl�ndischen Verkehr l�sst sich aber nur mit
grçßeren Unsicherheiten von �nderungen inl�ndischer Fahrzeugbest�nde auf ent-
sprechende Entwicklungen des Verkehrsvolumens schließen. Hinzu kommt in der
Schifffahrt und in der Luftfahrt, dass zahlreiche von inl�ndischen Unternehmen ein-
gesetzte Schiffe bzw. Flugzeuge nicht im Inland, sondern im Ausland registriert sind
und somit nicht als inl�ndische Fahrzeugbest�nde angesehen werden.

Anfang 2005 waren in Deutschland 54,5 Mill. Kraftfahrzeuge (Pkws, Lkws, Sattel-
schlepper, Omnibusse, Motorr�der, sonstige Kraftr�der und andere Kfz) zugelas-
sen. Das seit vielen Jahren zu registrierende ungebrochene Wachstum f�hrte im
Jahr 2005 somit wiederum zu einem neuen Hçchststand des Kfz-Bestandes in der
Bundesrepublik Deutschland (+0,8 % gegen�ber dem Vorjahr). Auf 100 in Deutsch-
land lebende Personen kommen derzeit statistisch betrachtet 66 Kraftfahrzeuge. Die
grçßte Kfz-Gruppe bilden mit 45,4 Mill. Fahrzeugen und einem Anteil von 83 % am
Kfz-Bestand die Pkws. Bereits seit dem Jahre 1996 finden – rein rechnerisch – alle
Einwohner Deutschlands auf den Vordersitzen aller Pkws Platz. Mit weitem Abstand
hinsichtlich der Best�nde folgten den Pkws 3,8 Mill. Kraftr�der (7 %) und 2,6 Mill.
Lastkraftwagen (5 %).



Im fr�heren Bundesgebiet stieg die Zahl der Lkws (einschl. Sattelzugmaschinen) zwi-
schen 1950 und 1990 auf das Dreieinhalbfache, die Pkw-Zahl nahm in diesem Zeit-
raum auf mehr als das F�nfzigfache zu. Im Jahr 1962 besaß lediglich ein Viertel der
Haushalte im fr�heren Bundesgebiet mindestens einen Pkw, im Jahr 2004 waren es
rund drei Viertel (77 %) der Haushalte.

In der ehemaligen DDR bestimmte der Trabant, von 1957 bis zum 30. April 1991 fast
3,1 Mill. mal gebaut, wesentlich das Straßenbild. �ber 50 % des Pkw-Bestandes wa-
ren »Trabis«. Bis zur Mauerçffnung im Jahr 1989 hatte die Pkw-Dichte hier 237 Fahr-
zeuge je 1000 Einwohner (50 % des Westniveaus) betragen, somit bestand im Ver-
gleich zum fr�heren Bundesgebiet ein sehr großer Nachholbedarf, der vor allem in den
ersten Jahren nach dem Fall der Mauer mit �ußerst hohen Wachstumsraten abgebaut
wurde. Im Jahr 2004 verf�gten rund 71 % der Haushalte in den neuen Bundesl�ndern
�ber mindestens einen eigenen Pkw.

Der Pkw-Bestand w�chst weiter: Anfang 2005 lag er um 0,8 % �ber dem entspre-
chenden Vorjahreswert und um 13,7 % �ber dem Wert von Anfang 1995. Eine starke
Bestandsausweitung erlebten in diesem Zeitraum Kraftr�der: Ihre Anzahl lag Anfang
2005 um rund 1,7 Mill. Motorr�der, Roller, Leichtkraftr�der etc. (+80 %) hçher als
Anfang 1995. Ein Ende des Pkw-Wachstums ist nicht in Sicht. Im Rahmen der im
April 2001 im Auftrag des Bundesministeriums f�r Verkehr, Bau- undWohnungswesen
vorgelegten »Verkehrsprognose 2015« rechnen die Prognostiker damit, dass der Pkw-
Bestand bis zum Jahr 2015 auf 49,8 Mill. steigen wird. Bezogen auf die Zahl der
Einwohner �ber 18 Jahre wird erwartet, dass die Pkw-Dichte in Deutschland 713 Pkw
je 1000 Erwachsene (2005: 672) betragen wird.

Tab. 4: Kraftfahrzeugbestand
in 1000

Jahr1 Zulassungspflichtige Kraftfahrzeuge

Insgesamt darunter

Personen-
kraftwagen

Kraft-
r�der

Kraftomni-
busse, Obusse

Lastkraft-
wagen

1950 2021 540 930 15 385
1960 8004 4489 1892 33 681
1970 16783 13941 229 47 1028
1980 27116 23192 738 70 1277
1990 35748 30685 1414 70 1389
2000 50726 42423 3179 85 2491
2001 52487 43772 3410 87 2611
2002 53306 44383 3557 86 2649
2003 53656 44657 3657 86 2619
2004 54082 45023 3745 86 2586
2005 54520 45376 3828 86 2572

1 Bis einschl. 1990 fr�heres Bundesgebiet, 1950 ohne Saarland und Berlin-West; ab 2000 Deutschland;
bis 1990 Bestand 1. 7.; ab 2000 Bestand am 1. 1.

Quelle: Kraftfahrt-Bundesamt.
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Tab. 5: Bestand an Schienenfahrzeugen
Anzahl

Jahr1 Eisenbahn-Fahrzeuge Straßenbahn-, Stadtschnell-
u. U-Bahn-Fahrzeuge

Lokomotiven,
Triebwagen,
Triebkçpfe

G�ter-
waggons

Personen-
wagen

Straßen-
bahnen

Stadtbahnen-
u. U-Bahnen

1950 13700 270000 25100 10200 400
1960 12000 272700 22000 11700 1400
1970 10500 282500 18200 6600 1600
1980 10200 287400 14500 4400 2400
1990 8900 206800 11500 2900 3500
2000 13700 131400 13900 4900 4400
2001 13300 128400 12900 4700 4500
2002 13600 111300 11900 4600 4500
2003 14500 107000 12300 4400 4500

1 Bis einschl. 1990 fr�heres Bundesgebiet, 1950 ohne Saarland und Berlin-West; ab 2000 Deutschland.

Das am meisten in den Haushalten verbreitete Fahrzeug ist allerdings das Fahrrad. Im
Jahr 2004 verf�gten 80 % der Haushalte in Deutschland �ber Fahrr�der. Dabei sind
Haushalte mit zwei Kindern am besten mit Fahrr�dern ausgestattet: Hier waren in
99 % der Haushalte Fahrr�der vorhanden. Hinsichtlich des Ausstattungsbestands
kamen im Bundesdurchschnitt 2004 auf 100 Haushalte 180 Fahrr�der. Bei den Paa-
ren mit zwei Kindern verf�gten 100 Haushalte �ber 384 Fahrr�der. Dies bedeutet,
dass bei diesem Haushaltstyp im Durchschnitt nahezu jedes Familienmitglied ein
eigenes Fahrrad besaß. Insgesamt besaßen die Haushalte rund 64 Mill. Fahrr�der.

Der Fahrzeugpark im Eisenbahnverkehr des fr�heren Bundesgebietes ist seit den
1950er-Jahren kontinuierlich geschrumpft, wobei der Bestand an Personenwagen
seit 1950 um knapp die H�lfte verringert wurde. Ein Teil der Waggons wurde aber
durch Fahrzeuge mit mehr Sitzpl�tzen ersetzt, sodass die Sitzplatzkapazit�t in die-
ser Zeitspanne lediglich um etwa ein Drittel abgenommen hat. Auch die Zahl der
im fr�heren Bundesgebiet eingesetzten Lokomotiven und Triebwagen sank zwischen
1950 und 1990 um rund ein Drittel. Dieser Bestandsabbau ging ebenfalls einher mit
der Inbetriebnahme leistungsf�higerer Triebfahrzeuge. Seit den 1960er-Jahren voll-
zog sich der �bergang von der Dampflokomotive auf Lokomotiven mit Elektro- oder
Dieselantrieb.

Die noch im Jahre 1960 im fr�heren Bundesgebiet eingesetzten 7700 Dampflokomo-
tiven sind aus dem heutigen normalen Zugbetrieb vçllig verschwunden. In den neuen
Bundesl�ndern wurden mehrere Dutzend noch regelm�ßig genutzte Dampfloks erst
im Laufe der sp�ten 1990er-Jahre ausrangiert. Seit der deutschen Einheit liegt der
Bestand an Lokomotiven und Triebwagen allerdings wieder wesentlich hçher, sodass
2003 zahlenm�ßig die Fahrzeugzahl sogar wieder �ber dem Wert von 1950 lag. G�-
terwaggons dagegen wurden insbesondere in den vergangenen Jahren stark abge-
baut. Lag ihr Bestand 1990 noch bei 206800 Einheiten, so bedeutet die aktuelle Zahl



von 107000 G�terwaggons einen R�ckgang um fast die H�lfte, wobei insbesondere
2002 und 2003 nochmals starke R�ckg�nge zu verzeichnen waren.

Zahlreiche Großst�dte – vor allem im fr�heren Bundesgebiet – schafften in den
1960er- und 1970er-Jahren ihre Straßenbahnen ab und bauten stattdessen das Stra-
ßennetz f�r den Individualverkehr aus oder ersetzten die Straßenbahnen durch Om-
nibuslinien. In den 1980er-Jahren begann dann ein Umdenkungsprozess, der zu einer
Neubewertung der Rolle von Straßenbahnen und ihrer speziellen Varianten – der
Stadtschnellbahnen und U-Bahnen – in den Fçrderprogrammen zum Ausbau des
çffentlichen Personennahverkehrs und zur Zur�ckdr�ngung des motorisierten Indivi-
dualverkehrs f�hrte. St�dte mit einem noch einigermaßen intakten und fl�chen-
deckenden Straßenbahnnetz modernisierten seitdem ihre Gleise und vor allem ihren
Fahrzeugpark. Die Zahl der Straßenbahnfahrzeuge hat in den vergangenen Jahren
abgenommen, ein großer Teil der verbleibenden Fahrzeuge ist jedoch grundlegend
modernisiert, durch grçßere Neufahrzeuge ersetzt oder durch Stadt- und U-Bahnen
abgelçst worden. Auch hat das Angebot an Fahrzeugen in Niederflurbauweise, die ein
komfortables Ein- und Aussteigen ermçglichen, stetig zugenommen: Im Jahr 2003
waren 3930 Straßen-, Stadt- und U-Bahnen und damit 44 % dieser Fahrzeuge nach
dem Niederflursystem gebaut.

Der zur deutschen Flagge z�hlende Binnenschiffsbestand zur G�terbefçrderung ist im
fr�heren Bundesgebiet seit den 1960er-Jahren stetig verringert worden und konnte
auch nach der Deutschen Einheit – also einschließlich der Binnenschiffsflotte der
ehemaligen DDR – nicht mehr die Grçßenordnung der Nachkriegszeit erreichen. Be-

Tab. 6: Schiffsbestand
Anzahl

Jahr1 Binnenschiffe2 Seeschiffe (Handelsschiffe)3

Frachtschiffe Schub- u.
Schlepp-
schiffe

Passa-
gier-

schiffe4

Trocken-
frachter

Tanker Passa-
gier-
schiffeMotor-

schiffe
Leichter,
K�hne u.
Schuten

1950 1958 3477 913 494 1595 38 104
1960 4560 2931 788 491 2434 103 169
1970 5190 1146 448 515 2315 131 178
1980 3190 622 341 670 1211 138 146
1990 2207 516 267 628 858 94 112
2000 1333 1236 450 924 520 38 131
2001 1297 1202 443 943 450 33 122
2002 1294 1169 444 955 390 34 125
2003 1298 1160 449 962 323 35 124
2004 1300 1159 445 978 352 40 116

1 Bis einschl. 1990 fr�heres Bundesgebiet, 1950 ohne Saarland und Berlin-West; ab 2000 Deutschland.
2 Ab 2000 Quelle: WSD S�dwest.
3 1950–1970: Schiffe mit mehr als 17,65 BRZ (= Bruttoraumzahl); ab 1980: Schiffe mit mehr als 100

BRZ.
4 Ab 1970 Fahrgast- und Fahrgastkabinenschiffe.
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Tab. 7: Luftfahrzeugbestand des zivilen Luftverkehrs
Anzahl

Jahr1 Ins-
gesamt2

Flugzeuge mit einem Startgewicht Hub-
schrauber

bis 2 t �ber 2 t
bis 20 t

�ber 20 t

zusam-
men

darunter
mit Strahl-
turbinen

1960 1111 975 83 38 4 14
1970 3792 3263 288 115 100 126
1980 7769 6565 685 153 146 366
1990 9158 7702 682 306 284 468
2000 12272 9950 907 595 556 820
2001 12289 9883 930 633 583 843
2002 12245 9820 905 651 602 869
2003 12075 9747 843 681 637 804
2004 12135 9862 819 652 619 802

1 Bis einschl. 1990 fr�heres Bundesgebiet, 1950 ohne Saarland und Berlin-West; ab 2000 Deutschland.
2 Nur motorisierte Luftfahrzeuge (ohne Luftschiffe), einschl. Motorsegler.

Quelle: Luftfahrt-Bundesamt.

trachtet man die Struktur dieses Schiffsbestandes n�her, so zeigt sich, dass haupt-
s�chlich veraltete, kleine und nicht flexibel einsetzbare Binnenschiffe aus dem Ver-
kehr genommen wurden.

Die heute eingesetzten G�terschiffe sind wesentlich leistungsf�higer als fr�her. Sie
verf�gen �ber eine hçhere Ladekapazit�t und Motorleistung, weisen teilweise eine
grçßere Transportsicherheit auf (z.B. Doppelh�llen-Tankschiffe) und sind zumeist mit
Radar f�r einen Betrieb »rund um die Uhr« ausgestattet. Die Zahl der Spezialschiffe
u.a. f�r Containertransporte und Roll-on-roll-off-Ladungen nimmt seit Jahren stetig
zu. Angestiegen ist die Zahl der Passagierschiffe. Diese dienen weitgehend Ausflugs-
und Flusskreuzfahrten und sind damit vor allem zur Urlaubs- und Freizeitgestaltung
von Privatpersonen bestimmt.

Wie in der Binnenschifffahrt ist auch im Seeverkehr tendenziell eine kontinuierliche
Verringerung des Schiffsbestandes unter deutscher Flagge bei gleichzeitiger Moder-
nisierung der Flotte feststellbar. Aktuell z�hlen 352 Trockenfrachter, 40 Tankschiffe
und 116 Passagierschiffe zur deutschen Seeschiffsflotte. Im Unterschied zur Binnen-
schifffahrt hat zur Abnahme des Seeschiffsbestandes allerdings auch das Ausflaggen
von Schiffen, d.h. die Registrierung der Schiffe in einem anderen Staat, beigetragen.
Die ausgeflaggten (unter fremder Flagge fahrenden) Schiffe werden im Regelfall wei-
terhin unter deutschem Management bzw. deutschem wirtschaftlichen Einfluss be-
trieben.

Die Fahrzeugbestandsentwicklung in der Luftfahrt ist in den vergangenen Jahrzehn-
ten �hnlich dynamisch wie im Straßenverkehr verlaufen und hat sich seit Mitte der
1990er-Jahre bei rund 12000 Luftfahrzeugen stabilisiert. Bis 1997 war eine �berdurch-
schnittliche Zunahme derjenigen Fahrzeugtypen zu beobachten, die ausschließlich



oder �berwiegend privat, d.h. zur aktiven Freizeitgestaltung, genutzt werden. Es
handelt sich dabei vor allem um kleine ein- und zweimotorige Flugzeuge sowie
um Motorsegler. Seit 1998 geht deren Bestand allerdings tendenziell zur�ck, auch
wenn im Jahr 2004 ein Anstieg insbesondere der Motorsegler zu verzeichnen war,
sodass der Bestand im Jahr 2004 bei 9862 Einheiten lag. Die n�chst grçßere Klasse
der Flugzeuge (bis 20 Tonnen Startgewicht) wird haupts�chlich f�r Gesch�ftsfl�ge
eingesetzt; bei dieser Grçßenklasse kam es seit Vorliegen gesamtdeutscher Zahlen
erstmals 1997 zu einem nennenswerten Bestandsr�ckgang gegen�ber dem Vorjahr,
bis zum Jahr 2002 lag ihre Anzahl mit Schwankungen um 900 Einheiten, in den
Jahren 2003 und 2004 kam es jedoch jeweils zu st�rkeren R�ckg�ngen. Flugzeuge
der hçchsten Gewichtsklasse, die heute nahezu ausnahmslos �ber Turbinenantrieb
verf�gen, werden von der gewerblichen Luftfahrt zur Befçrderung von Personen,
Fracht und Post eingesetzt. Hier waren in den vergangenen Jahren in der Regel (Aus-
nahme 2004) substanzielle Wachstumsraten zu verzeichnen: So war der Bestand
2004 um 113 % hçher als im Jahr 1990. Im Bereich des Arbeitsflugs – hierzu z�h-
len neben dem Einsatz von Luftfahrzeugen im Hochbau oder in der Landwirtschaft
auch Verkehrs�berwachungs- und Rettungsfl�ge – hat sich der Hubschrauber als
dominierendes Flugger�t durchgesetzt.

17.4 Verkehrsleistungen

Im Personenverkehr bestimmen die Anzahl der Fahrten der Fahrg�ste (befçrderte
Personen) sowie die Befçrderungsleistung die Verkehrsleistungen. Die Maßeinheit
f�r die Befçrderungsleistung sind dabei Personenkilometer, d.h. das Produkt aus
der Zahl der Fahrten der Fahrg�ste und der zur�ckgelegten Entfernung. Im G�ter-
verkehr wird die Menge der befçrderten G�ter in Tonnen (t) und die Befçrderungs-
leistung in Tonnenkilometern (tkm) gemessenen. Zur Verdeutlichung seien folgende
Beispiele angef�hrt: Fahren in einem Pkw drei Personen �ber eine Entfernung von 20
km zwischen den Orten A und B, so werden drei befçrderte Personen und eine Befçr-
derungsleistung von 60 Pkm nachgewiesen; werden in einem Lkw 15 Tonnen �ber
eine Entfernung von 200 km transportiert, so ergibt das eine Befçrderungsmenge von
15 Tonnen und eine Befçrderungsleistung von 3000 tkm.

17.4.1 Befçrderungen im Personenverkehr

Der Pkw ist das beherrschende Verkehrsmittel im Personenverkehr in Deutschland. Im
fr�heren Bundesgebiet wurden bereits ab Mitte der 1950er-Jahre mehr Fahrten mit
dem eigenen Pkw als mit çffentlichen Verkehrsmitteln unternommen, im Jahr 1990
waren es 84 % aller Fahrten.

Auch die Deutsche Einheit bewirkte keine Trendumkehr im Personenverkehr. In den
neuen Bundesl�ndern, in denen zu DDR-Zeiten kein mit dem Westen vergleichbares
Wachstum des Pkw-Individualverkehrs zugelassen worden war, musste der çffent-
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liche Personenverkehr vor allem bis 1993 massive R�ckg�nge hinnehmen, w�hrend
Fahrten mit dem Pkw parallel dazu in k�rzester Zeit stark zunahmen. Insgesamt entfiel
im Jahr 2004 in Deutschland auf Fahrten mit dem Pkw mit 84 % ein genauso hoher
Anteil am gesamten motorisierten Personenverkehr wie im fr�heren Bundesgebiet
kurz vor der Deutschen Einheit.

Im Jahr 2004 wurde der motorisierte Individualverkehr mit Pkw und Motorr�dern von
Fahrern und Mitfahrern knapp 58 Mrd. mal genutzt. Durchschnittlich unternahm jeder
Inl�nder hier somit 707 Fahrten pro Jahr bzw. knapp 2 Fahrten pro Tag. Im Zehn-
Jahres-Vergleich ist die Nutzung des motorisierten Individualverkehrs seit 1994 um
8,6 % angestiegen, nicht zuletzt aufgrund der immer noch steigenden Motorisierung
der privaten Haushalte. Auch die verhaltene Konjunkturentwicklung und steigende

Kraftstoffpreise in den letzten Jahren konnten die generell steigende Tendenz allen-
falls verlangsamen, sodass im Jahr 2004 der hçchste Wert seit der deutschen Einheit
registriert wurde.

Den çffentlichen Personenverkehr mit Bussen und Bahnen nahmen in Deutschland im
Jahr 2004 die Fahrg�ste 10,4 Mrd. mal in Anspruch. Durchschnittlich wurden somit je
Einwohner rund 125 Fahrten unternommen. Dabei fuhren sie im Nahverkehr durch-
schnittlich 9 Kilometer und im Fernverkehr 318 Kilometer weit. Die Befçrderungsleis-
tung – als Produkt aus den befçrderten Personen und der Fahrtweite – lag damit bei
155 Mrd. Personenkilometern. Mit den Unternehmen des çffentlichen Linien-Nahver-
kehrs fuhren im Jahr 2004 rund 10,2 Mrd. Fahrg�ste (Anteil an der Gesamtzahl der
Fahrg�ste: 97,9 %). Da Fahrg�ste bei einer Fahrt auch zwischen den unterschied-
lichen Verkehrsmitteln eines Unternehmens umsteigen kçnnen, benutzten sie dabei

Abb. 1: Personenverkehr der Verkehrszweige 2004
Befçrderte Personen



2,0 Mrd. mal die Eisenbahn, 3,4 Mrd. mal die Straßenbahn (einschl. Stadt-, U-Bahnen,
Hochbahnen) und 5,4 Mrd. mal den Bus. 124 Millionen Fahrg�ste reisten im Linien-
Fernverkehr mit Eisenbahnen und Omnibussen (Anteil: 1,2 %), davon 115 Mill. mal
mit der Eisenbahn und 8 Mill. mal mit Linienbussen. Im Reiseverkehr mit Omnibus-
sen fuhren 95 Mill. beziehungsweise 0,9 % der Fahrg�ste. Im Luftverkehr konnte im
Jahr 2004 der bis zum Jahr 2000 zu beobachtende Aufw�rtstrend wieder aufge-
nommen werden. Nach den durch die Konjunkturentwicklung und Terroranschl�ge
verursachten Einbr�chen in den Jahren 2001 und 2002 wurde im Jahr 2004 mit
135,8 Mill. Passagieren auf deutschen Flugh�fen ein Zuwachs gegen�ber dem Vor-
jahr von 9,4 % beim Fluggastaufkommen registriert. Insgesamt war damit 2004 f�r
alle Verkehrstr�ger ein Jahr mit Zunahmen bei den Fahrg�sten.

Gem�ß dem im Juli 2003 vom Bundeskabinett verabschiedeten Bundesverkehrs-
wegeplan 2003 wird insgesamt damit gerechnet, dass der Personenverkehr weiter
wachsen wird. Dabei wird die Dominanz des Pkw-Individualverkehrs weiter anhalten,
auch wenn bei çffentlichen Verkehrsmitteln mit hçheren Wachstumsraten gerechnet
wird. Im Rahmen des so genannten Integrationsszenarios, das extreme Annahmen
vermeidet und mit dem die unterschiedlichen Anforderungen an die Verkehrspolitik
soweit wie mçglich in �bereinstimmung gebracht werden, wird prognostiziert, dass
die in Personenkilometern (Pkm) gemessene Verkehrsleistung im motorisierten Per-
sonenverkehr zwischen 1997 und 2015 um 20 % auf 1130 Mrd. Pkm steigen wird.

F�r die einzelnen Verkehrstr�ger werden f�r den genannten Zeitraum folgendeWachs-
tumsraten erwartet:

– Pkw (einschl. motorisierte Zweir�der) + 16 %

– Omnibusse, Straßen-, Stadt- und U-Bahnen + 4 %

– Eisenbahn + 32 %

– Luftverkehr + 103 %.

Hinsichtlich des Modal Split, d.h. des Anteils der einzelnen Verkehrstr�ger an den
gesamten Personenverkehrsleistungen des motorisierten Verkehrs, bedeutet dies f�r
das Jahr 2015 einen R�ckgang des Anteils des Pkw auf 77,3 %, einen Anstieg des
Eisenbahnverkehrsanteils auf 8,7 % und des Luftverkehrsanteils auf 6,5 %, w�hrend
der Anteil des çffentlichen Straßenpersonenverkehrs auf 7,6 % sinken wird. Zur�ck-
zuf�hren sind die geschilderten Wachstumsraten des Personenverkehrs insbesonde-
re auf �berproportional wachsende Urlaubs- (+38 %) und Privatfahrten (+27 %) in
Kombination mit ebenfalls deutlich �berproportional wachsendem grenz�berschrei-
tendem Personenverkehr.

F�r den nicht-motorisierten Personenverkehr, d.h. den Fußg�nger- und den Fahrrad-
verkehr, geht die Verkehrsprognose f�r 2015 von einem Wachstum des Fahrradver-
kehrs, aber von R�ckg�ngen bei den zu Fuß zur�ckgelegten Wegen aus. Erwartet
wird, dass im Jahr 2015 zu Fuß 29,5 Mrd. Pkm und per Fahrrad 24,8 Mrd. Pkm, zu-
sammen also im nicht-motorisierten Verkehr 54,3 Mrd. Pkm zur�ckgelegt werden
(1997: 53,0 Mrd. Pkm). Gegen�ber 1997 bedeutet dies einen Anstieg des Fahrrad-
verkehrs um 6,0 %, aber eine Abnahme des Fußg�ngerverkehrs um 0,3 %.
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Tab. 8: Personenverkehr der Verkehrszweige

Jahr1 Befçrderte Personen und Befçrderungsleistung

Motorisierter
Individualverkehr2

�ffentlicher Straßen-
personenverkehr3

Eisenbahn-
verkehr4

Luft-
verkehr

Mill. Mrd. Pkm5 Mill. Mrd. Pkm Mill. Mrd. Pkm5 Mill.

1950 4300 30,7 4367 25,0 1470 31,9 0,4
1960 15300 161,7 6418 48,5 1400 40,9 4,9
1970 23120 350,6 6170 58,4 1053 39,2 21,3
1980 34209 477,4 6730 73,9 1167 41,0 35,9
1990 38600 601,8 5878 65,0 1172 44,6 62,6
2000 55430 849,6 7865 77,3 2000 75,4 120,4
2001 56500 872,0 7946 77,0 2003 75,8 117,8
2002 57203 888,7 7981 75,7 1973 71,4 114,0
2003 56980 885,8 8111 75,8 2024 71,3 120,8
2004 58335 907,0 8962 82,1 2090 72,9 135,8

1 Bis einschl. 1990 fr�heres Bundesgebiet, 1950 ohne Saarland und Berlin-West; ab 2000 Deutschland.
2 Quelle: Deutsches Institut f�r Wirtschaftsforschung.
3 2000 bis 2003 Unternehmensfahrten der Straßenbahn- und der grçßeren Omnibusunternehmen,

2004 Verkehrsmittelfahrten aller Unternehmen.
4 Bis 1980 ohne S-Bahnverkehr in Berlin-West.
5 Personenkilometer im Inland.

17.4.2 Befçrderungen im G�terverkehr

Vor mehr als hundert Jahren – im Jahr 1896 – wurde der erste speziell f�r G�terbe-
fçrderungen konstruierte Lastkraftwagen zugelassen. Lkws verdr�ngten binnen kurzer
Zeit die bis dahin vorherrschenden Pferdefuhrwerke. Heute dominiert der Lkw im
Fernverkehr und ist im Nahverkehr nahezu konkurrenzlos.

In der Vergangenheit wurde der Lkw-Einsatz durch zahlreiche Reglementierungen
quantitativ begrenzt. Insbesondere Anfang der 1990er-Jahre kam es jedoch zu wich-
tigen Liberalisierungsmaßnahmen, allerdings bestanden noch bis zum In-Kraft-Tre-
ten des neuen G�terkraftverkehrsgesetzes im Jahr 1998 Einschr�nkungen in Form
von Kontingenten, Konzessionen und der Nahzonenregelung. Es ist sicherlich nicht
zuletzt auf diese administrativen Reglementierungen zur�ckzuf�hren, dass bis An-
fang der 1980er-Jahre im fr�heren Bundesgebiet mehr G�ter mit der Bahn als im
Lkw-Fernverkehr transportiert wurden. In den folgenden Jahren wurde der Markt-
anteil der Lkws am gesamten G�terfernverkehr stetig ausgebaut, w�hrend der Bahn-
anteil deutlich schrumpfte. Das Binnenschiff als weiterer direkter Konkurrent von Lkw
und Eisenbahn im G�terfernverkehr konnte sein Frachtvolumen bis heute in etwa hal-
ten, sein Marktanteil ging jedoch ebenfalls zur�ck.

In der ehemaligen DDR waren G�terbefçrderungen per Lkw mengenm�ßig noch we-
sentlich st�rker als im fr�heren Bundesgebiet zugunsten von Eisenbahntransporten
beschr�nkt worden. Die politische Wende brachte ebenso wie im Personenverkehr
auch im G�terverkehr den Durchbruch des Straßenfahrzeugs zum dominierenden
Verkehrsmittel. Die Eisenbahn musste dagegen insbesondere in den ersten Jahren



nach der deutschen Einheit massive R�ckg�nge ihrer bisherigen Transportmengen
hinnehmen, die neben der erfolgreichen Konkurrenz des Lkw aber auch auf Produk-
tionseinschr�nkungen oder -stilllegungen in wichtigen Gewerbezweigen mit f�r den
Bahntransport geeigneten G�tern, insbesondere des Braunkohlebergbaus und der
Mineralçlindustrie, sowie auf das veraltete und schlecht gewartete Schienennetz zu-
r�ckzuf�hren waren.

Im Jahr 2004 wurden in Deutschland rund 3,9 Mrd. Tonnen G�ter per Lkw, Eisenbahn,
Schiff, Flugzeug und in Rohrleitungen transportiert; dabei wurde eine Befçrderungs-
leistung von 547 Mrd. Tonnenkilometern erbracht.

Lkws befçrderten im Jahr 2004 auf deutschen Straßen 3,0 Mrd. Tonnen G�ter, gefolgt
von den Eisenbahnen mit 310 Mill. Tonnen, dem Seeverkehr mit 270 Mill. Tonnen und
der Binnenschifffahrt mit 240 Mill. Tonnen. Das Jahr 2004 war f�r alle genannten
Verkehrstr�ger ein Jahr des Wachstums, besonders stark in der Binnenschifffahrt,
die 7,2 % an Tonnage hinzu gewann, nachdem allerdings 2003 aufgrund lang anhal-
tender Trockenheit und des damit verbundenen Niedrigwassers ein sehr schlechtes
Jahr f�r die Binnenschifffahrt gewesen war. Am geringsten wuchs im Jahr 2004 der
Straßeng�terverkehr mit 1,2 %. Dabei musste der Nahverkehr eine Abnahme der Ton-
nage verkraften, da aufgrund der Schw�che der Bauwirtschaft weniger der gewichts-
m�ßig bedeutenden, aber in der Regel �ber geringere Entfernung transportierten
»Steine und Erden« transportiert wurden. Der Fernverkehr inl�ndischer und ausl�n-
discher Lkws ist dagegen weiter stark angestiegen.

Der Anteil der einzelnen Verkehrstr�ger am gesamten G�terverkehr – der Modal
Split – hatte sich von 1991 bis 1999 zugunsten der Straße verschoben. Der Anteil der
Straße an der Befçrderungsmenge lag 1991 bei 76,9 %, im Jahr 1999 dagegen bei
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Abb. 2: G�terverkehr der Verkehrszweige 2004
Befçrderte G�termengen in Prozent
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Tab. 9: G�terverkehr der Verkehrszweige

Jahr1 Eisenbahnverkehr Binnenschifffahrt See-
verkehr

Luft-
verkehr

Mill. t Mrd. tkm2 Mill. t Mrd. tkm2 Mill. t Mill. t

1950 208,8 34,9 71,9 16,7 25,7 0,0
1960 317,1 53,1 172,0 40,4 77,2 0,1
1970 378,0 71,5 240,0 48,8 131,9 0,4
1980 350,1 64,9 241,0 51,4 154,0 0,7
1990 303,7 61,8 231,6 54,8 143,5 1,3
2000 299,2 77,5 242,2 66,5 238,3 2,2
2001 291,1 76,2 236,1 64,8 242,2 2,1
2002 289,2 76,3 231,7 64,2 242,5 2,2
2003 303,8 79,8 220,0 58,2 251,3 2,3
2004 310,3 86,4 235,9 63,7 268,2 2,7

1 Bis einschl. 1990 fr�heres Bundesgebiet, 1950 ohne Saarland und Berlin-West; ab 2002 Deutschland.
2 Tonnenkilometer im Inland.

80,5 %. Seitdem ist der Anteil der Straße r�ckl�ufig und betr�gt aktuell wieder – wie
bereits 1991 – 76,9 %. Zur�ckzuf�hren ist die zuletzt genannte Entwicklung auf den
starken R�ckgang der Transporte von Baustoffen, die die Entwicklung der Befçrde-
rungsmenge im Straßeng�terverkehr entscheidend mitbestimmen. Der Anteil der
Eisenbahn sank von 10,9 % (1991) auf 7,9 % (2004). Die Binnenschifffahrt konnte
ihren Anteil mit aktuell 6,0 % in etwa halten. Der Seeverkehr konnte seine Markt-
anteile ausbauen und erbringt derzeit 6,8 % der Befçrderungsmenge, der Anteil
des Transports von Rohçl in Rohrleitungen lag seit 1991 in den meisten Jahren rela-
tiv konstant zwischen 2,1 und 2,2 %, aktuell betr�gt er 2,4 %. Im Luftverkehr werden
0,1 % der gesamten Befçrderungsmenge transportiert.

Bei den Befçrderungsleistungen zeigt sich eine eindeutige Entwicklung des Modal
Split zugunsten der Straße. W�hrend der Straßeng�terverkehr seit 1991 bis auf eine
Wachstumspause im Jahr 1993 ungebrochen gewachsen ist, mussten seine wich-
tigen Konkurrenten Eisenbahn und Binnenschiff seit der deutschen Einheit in manchen
Jahren R�ckg�nge hinnehmen. Die Befçrderungsleistung aller Verkehrstr�ger ist von
1991 bis 2004 um 37 % gestiegen, die tonnenkilometrische Leistung des Straßen-
g�terverkehrs lag dagegen um knapp 55 % hçher als 1991. Die Straße konnte damit
ihren Anteil an der gesamten Befçrderungsleistung von 61,8 % (1991) auf 69,6 % im
Jahr 2004 erhçhen, vor allem zu Lasten der Eisenbahn, deren Anteil von 20,7 % auf
15,8 % sank. Seit einigen Jahren kann die Eisenbahn, die ihren geringsten Modal-
Split-Anteil mit 14,6 % im Jahr 1999 hatte, allerdings ihre relative Position zwar lang-
sam, aber stetig wieder verbessern. Die Binnenschifffahrt konnte sich insgesamt et-
was besser behaupten. Ihr Anteil an der insgesamt erbrachten Befçrderungsleistung
sank weniger deutlich von 14,1 % (1991) auf 11,6 % im Jahr 2004.

Der G�terverkehr wird aller Voraussicht nach weiter stark wachsen. Gem�ß dem
bereits erw�hnten Bundesverkehrswegeplan 2003 wird erwartet, dass die Befçr-
derungsleistung im Fernverkehr auf der Straße, mit der Eisenbahn und dem Bin-



nenschiff zwischen 1997 und 2015 von im Jahre 1997 rund 371 Mrd. tkm um ins-
gesamt 64 % auf 608 Mrd. tkm steigen wird, unabh�ngig davon, welches der drei
angenommenen Szenarien (Laisser-faire, Integration, �berforderung) eintreten wird.
Zu beeinflussen durch die Politik ist nach Auffassung der Prognostiker lediglich die
Verteilung dieser Befçrderungsleistung auf die drei genannten Verkehrstr�ger, nicht
dagegen die absolute Zunahme. Im Integrationsszenario ergeben sich bei Beseiti-
gung der f�r die Bahn bestehenden oder absehbaren Kapazit�tsengp�sse folgende
Wachstumsprognosen f�r die Befçrderungsleistung im Fernverkehr:

– Lkw (Fernverkehr) + 58 %

– Eisenbahn + 103 %

– Binnenschiff + 39 %

F�r den Straßeng�ternahverkehr wird daneben bis 2015 ein Wachstum von 26 %
auf 84 Mrd. tkm erwartet.

Tab. 10: Straßeng�terverkehr

Jahr Deutsche Lkw Ausl�ndische Lkw

Fernverkehr1 Nahverkehr1

Mill. t Mrd. tkm Mill. t Mrd. tkm Mill. t Mrd. tkm

1991 583,0 130,9 2185,0 65,1 150,7 49,7
1995 628,8 145,4 2536,5 71,8 181,7 62,5
1996 630,4 147,9 2377,9 68,2 181,0 64,6
1997 659,8 156,7 2315,2 66,5 221,0 78,6
1998 442,6 153,7 2517,7 77,0 236,6 85,3
1999 507,9 168,6 2663,2 80,9 254,0 92,3
2000 519,7 171,5 2474,1 79,1 250,5 95,7
2001 541,9 179,0 2328,2 77,3 245,4 96,7
2002 541,5 179,6 2163,7 72,1 255,4 102,7
2003 560,5 182,3 2167,7 73,5 265,0 107,0
2004 584,8 192,2 2165,2 74,5 279,0 113,5

1 Bis einschl. 1997 Nahverkehr: Befçrderungen innerhalb eines Umkreises von 75 Kilometern Luftlinie
um den Ortsmittelpunkt des Standorts des Fahrzeugs. Ab 1998 Befçrderungen im Nah- und Regio-
nalbereich, d.h. Befçrderungen bis 150 km Fahrtstrecke: Fernverkehr jeweils �briger Verkehr. Be-
fçrderungsmenge und -leistung im Inland.

Quellen: Bundesamt f�r G�terverkehr, Deutsches Institut f�r Wirtschaftsforschung, Kraftfahrt-Bun-
desamt, BVU Beratergruppe Verkehr + Umwelt.

17.5 Verkehrsunf�lle

Eine negative Folge des Verkehrs ist die hohe Zahl an Verkehrsopfern, die j�hrlich
verletzt oder getçtet werden. So starben im Jahr 2004 im Luftverkehr 23 Passagiere
und Besatzungsmitglieder, im Eisenbahnverkehr wurden im Jahr 2003 insgesamt
173 Personen getçtet.
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Abb. 3: Bei Straßenverkehrsunf�llen Getçtete je 1 Mill. Einwohner
nach Bundesl�ndern 2004



Mit Abstand die meisten Getçteten und Verletzten wurden allerdings bei Straßenver-
kehrsunf�llen registriert: Im Jahr 2004wurden bei rund 339000 Unf�llen mit Personen-
schaden (–4,3 % gegen�ber dem Vorjahr) 5842 Menschen getçtet (–11,7 %) und
mehr als 440000 verletzt ( –4,8 %). Im Durchschnitt des Jahres 2004 starben bei
Unf�llen in Deutschland pro Tag 16 Personen im Straßenverkehr, weitere 1206 wur-
den verletzt. Die Zahl der Verkehrstoten war seit Einf�hrung der Statistik im Jahre 1953
noch nie so niedrig wie 2004. Im Jahr 1972 lag sie mit fast 21000 Verkehrstoten im
Bereich des heutigen Bundesgebietes mehr als dreieinhalb mal so hoch. Zum R�ck-
gang der tçdlichen Unf�lle haben viele Faktoren beigetragen: Neben der Gurtpflicht
und Helmpflicht, verbesserter Fahrzeugtechnik, der weitgehenden Trennung ge-
sch�tzter und ungesch�tzter Verkehrsteilnehmer und anderen Verbesserungen im
Straßenbau hat sicher auch ein ver�ndertes Fahrverhalten eine Rolle gespielt.
Auch f�r das Jahr 2005 wird sich ein weiterer R�ckgang bei der Zahl der Verkehrsto-
ten zeigen. Erfreulich ist, dass in den neuen L�ndern bei der Zahl der Verkehrstoten
ein weiterer R�ckgang ermittelt werden konnte und sich damit der seit 1992 anhal-
tende positive Trend fortsetzte. Im Vergleich zu 2003 sank die Zahl der Verkehrstoten
im Jahr 2004 in Mecklenburg-Vorpommern um 28 %, in Th�ringen um 23 %, in Bran-
denburg um 15 %, in Sachsen-Anhalt um 14 % und in Sachsen um 9 %.

Bezogen auf die Einwohnerzahlen wurden die meisten Verkehrsteilnehmer in den
letzten Jahren allerdings – trotz eines absoluten R�ckgangs – immer noch in Meck-
lenburg-Vorpommern getçtet. Je 1 Mill. Einwohner kamen 2004 hier 119 Personen
ums Leben und damit wesentlich mehr als im Bundesdurchschnitt (71). Weit �ber
dem Durchschnitt lagen auch die Werte in Brandenburg mit 109 und Sachsen-Anhalt
mit 103, weit darunter in den Stadtstaaten Hamburg (28), Berlin (21) und Bremen (11).
Die positive Entwicklung in den neuen L�ndern zeigt sich sehr eindr�cklich, wenn man
die aktuellen Werte mit den Hçchstwerten von 1991 vergleicht. Damals gab es in
Mecklenburg-Vorpommern 327, in Brandenburg 363 und in Sachsen-Anhalt 245 Ver-
kehrstote je 1 Mill. Einwohner.

55 % der Verkehrstoten kamen im Jahr 2004 als Pkw-Insassen zu Schaden. 17 % der
Getçteten waren Motorrad-, Mofa- und Mopedbenutzer, 14 % Fußg�nger, 8 % Fahr-
radbenutzer und 5 % kamen als �brige Verkehrsteilnehmer ums Leben. Dabei war im
Vergleich zu 2003 bei allen Gruppen mit Ausnahme der Fußg�nger (+3,2 %) eine
Abnahme der Zahl der Getçteten festzustellen, besonders stark bei den Fahrrad-
benutzern (–22,9 %). Besonders unfallgef�hrdet sind die jungen Pkw-Insassen im
Alter zwischen 18 und 24 Jahren. 22 % der Verkehrstoten sind aus dieser Altersgrup-
pe, obwohl ihr Anteil an der Gesamtbevçlkerung nur 8,2 % betr�gt. Auch �ltere Men-
schen �ber 65 Jahren z�hlen mit einem Anteil von 21 % an den Verkehrstoten h�ufig
zu den Opfern. Die Zahl der getçteten Kinder unter 15 Jahren erreichte im Jahr 2004
den niedrigsten Stand seit Einf�hrung der Statistik im Jahr 1953. Trotzdem starben
noch 153 Kinder ( –26,4 % gegen�ber 2003).

Nach wie vor ereignen sich die meisten Unf�lle mit Personenschaden innerhalb von
Ortschaften (66 %). Aufgrund der Verkehrsdichte und des grçßeren Anteils unge-
sch�tzter Verkehrsteilnehmer ist die Gef�hrdung auf innerçrtlichen Straßen beson-
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Tab. 11: Straßenverkehrsunf�lle Anzahl

Jahr Unf�lle mit
Personenschaden

Getçtete1 Schwerverletzte Leichtverletzte

1955 … 14041 392891
1960 … 16477 502316
1970 414362 21332 578032
1980 412672 15050 540916
1990 389350 11046 510931
2000 382949 7503 102416 401658
2001 375345 6977 95040 399735
2002 362054 6842 88382 388031
2003 354534 6613 85577 376593
2004 339310 5842 80801 359325

1 Bis 1970 im Gebiet der ehemaligen DDR innerhalb von 72 Stunden an den Unfallfolgen Gestorbene,
ab 1980 innerhalb von 30 Tagen Gestorbene.

ders hoch. Auf die innerhalb der Ortschaften niedrigeren Fahrgeschwindigkeiten ist
es jedoch zur�ckzuf�hren, dass hier nur 25 % der Getçteten registriert wurden. Auf
den Außerortsstraßen (ohne Autobahnen) ereigneten sich 28 % der Personenscha-
densunf�lle, aber fast zwei Drittel (63 %) der Verkehrsopfer kamen hier ums Leben.
Auf den Autobahnen wurden 6,3 % aller Unf�lle mit Personenschaden und 12 % der
Getçteten gez�hlt.

Als Hauptunfallursachen werden seit Jahren die »nicht angepasste Geschwindigkeit«
und die »Missachtung der Vorfahrt« festgestellt. Insbesondere bei schweren Unf�llen
spielt auch »Alkoholeinfluss« eine bedeutende Rolle. Einige Unfallursachen zeigen
eine deutliche Alters- oder Geschlechtsabh�ngigkeit. So werden »nicht angepasste
Geschwindigkeit«, »Abstandsfehler« oder »Fehler beim �berholen« �berdurchschnitt-
lich h�ufig j�ngeren Fahrern vorgeworfen, w�hrend »Abbiegefehler« oder »Vorfahrts-
missachtung« mit steigendem Alter deutlich zunehmen. Frauen verursachen weniger
h�ufig als M�nner Unf�lle durch »nicht angepasste Geschwindigkeit«, durch »�ber-
holfehler« oder durch »Alkoholeinfluss«. Sie missachten jedoch çfter die Vorfahrt oder
machen Fehler beim Abbiegen.

Tab. 12: Straßenverkehrsunf�lle 2004 in Deutschland
und die dabei Getçteten nach der Ortslage

Ort des Unfalls Unf�lle mit
Personen-
schaden

Getçtete
insgesamt

Darunter
Kinder unter
15 Jahren

Innerhalb von Ortschaften 223314 1484 51
Außerhalb von Ortschaften
(ohne Autobahnen) 94538 3664 84
Auf Autobahnen 21458 694 18
Insgesamt 339310 5842 153



18 Energie und Rohstoffe

18.1 Wie wird die Energieversorgung gesichert?

Die wirtschaftliche Leistung einer Volkswirtschaft h�ngt u.a. von einem kontinuier-
lichen und gesicherten Energieeinsatz ab. Die hohen Energiepreise der letzten Jahre,
bedingt durch die weltweit gestiegene Nachfrage, oder auch Ereignisse wie der Gas-
streit im letzten Winter zwischen Russland und der Ukraine, lassen die Frage nach der
zuk�nftigen Versorgungssicherheit aufkommen.

Die Gewinnung der Energietr�ger, ihre Aufbereitung, ihr Transport, die Umwandlung in
Endenergie f�r den Verbrauch und ihre Vermarktung obliegen der Energiewirtschaft.
Der Energieverbrauch wird mit Hilfe der so genannten Prim�renergie gedeckt, die in
der Natur vorkommt bzw. durch technische Prozesse und »Know-how« vom Men-
schen nutzbar gemacht wird. Grundlage unserer Energieversorgung bilden nach wie
vor die fossilen Prim�renergietr�ger Kohle, Erdçl und Erdgas. Aber auch die erneuer-
baren Energietr�ger haben in den letzten 20 Jahren zunehmend an Bedeutung ge-
wonnen. In Verbindung mit den angestreben Klimazielen, und um die Abh�ngigkeit
von Importen zu reduzieren, soll ihr Einsatz in den kommenden Jahren noch wesent-
lich gesteigert werden. Zu den erneuerbaren Energien z�hlen Wind, Sonne, Wasser-
kraft, Gezeitenenergie, Geothermie und Biomasse.

Ein Teil der Energiedaten in den nachfolgenden Ausf�hrungen f�r Deutschland wurde
uns freundlicherweise vom DIW Berlin und der Arbeitsgemeinschaft Energiebilanzen
e.V. zur Verf�gung gestellt bzw. deren Verçffentlichungen entnommen.

18.2 Messung des Energieverbrauchs

Zur Messung des Energieverbrauchs lassen sich imWesentlichen zwei Grçßen heran-
ziehen: Zum einen der Prim�renergieverbrauch, zum anderen der Endenergiever-
brauch.

Der Prim�renergieverbrauch kann von der Entstehungsseite her als Summe aus

– der Gewinnung von Energietr�gern im Inland,

– den Bestandsver�nderungen sowie

– dem Außenhandelssaldo abz�glich der Hochseebunkerungen

und andererseits von der Verwendungsseite her als Summe aus

– dem Endenergieverbrauch,

– dem Nichtenergetischen Verbrauch sowie dem

– Saldo in der Umwandlungsbilanz

berechnet werden.
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Der Prim�renergieverbrauch bildet den Verbrauch von Energietr�gern vor der Um-
wandlung ab; �ber 90 %der hier erfassten Energietr�ger befinden sich im Rohzustand
und werden erst durch Umwandlungsprozesse in einen f�r Verbrauchszwecke nutz-
baren Zustand �berf�hrt.

Im Endenergieverbrauch werden der Verbrauch sowohl von Prim�renergietr�gern
als auch von Sekund�renergietr�gern, d.h. Energietr�gern, die Produkte eines Um-
wandlungsprozesses sind, bei den Endabnehmern (Industrie, Verkehr, private Haus-
halte sowie Handel, Gewerbe, çffentliche Einrichtungen und Dienstleistungen) erfasst.
Der Einsatz von Energietr�gern f�r nichtenergetische Zwecke (z.B. zur Herstellung
von Kunststoffen) sowie zur Stromerzeugung in der Industrie wird hier nicht ber�ck-
sichtigt.

Eine Unterscheidung beider Grçßen ist vor allem deshalb notwendig, weil die Prim�r-
energietr�ger im Rohzustand meist nicht unmittelbar f�r Verbrauchszwecke nutzbar
sind und daher eine Umwandlung durchgef�hrt werden muss, bei der Energieverluste
entstehen. Beispielsweise muss man, um ein Auto zu betreiben, Rohçl in Benzin oder
Dieseltreibstoff umwandeln. Der Anteil des Endenergieverbrauchs am Prim�renergie-
verbrauch betr�gt etwa zwei Drittel.

Das vereinfachte Schema der Energiebilanz verdeutlicht die Zusammenh�nge:

Prim�renergieverbrauch

– Eigenverbrauch im Energiesektor

– Fackel- und Leitungsverluste

– Nichtenergetischer Verbrauch

= Endenergieverbrauch.

Tab. 1: Entwicklung des Energieverbrauchs
in Petajoule1

Jahr2 Prim�renergie-
verbrauch

Endenergie-
verbrauch

Jahr Prim�renergie-
verbrauch

Endenergie-
verbrauch

1950 3971 2541 19953 14269 9322
1960 6199 4270 19963 14746 9687
1970 9870 6751 19973 14614 9535
1980 11436 7529 19983 14521 9459
1989 11219 7223 19993 14324 9301
19903 14916 9488 20003 14401 9234
19913 14611 9366 20013 14679 9455
19923 14319 9127 20023 14414 9228
19933 14310 9233 20033,4 14457 9266
19943 14184 9110 20043,4 14408 9237

1 1 Petajoule = 1015 Joule.
2 Bis einschl. 1989 fr�heres Bundesgebiet, ab 1990 Deutschland.
3 Auf der Basis des Wirkungsgradansatzes berechnet.
4 Vorl�ufige Angaben.

Quelle: Arbeitsgemeinschaft Energiebilanzen e.V. bzw. DIW Berlin.



Seit 1950 hat sich im fr�heren Bundesgebiet sowohl der Prim�r- als auch der End-
energieverbrauch mehr als verdreifacht. Zwischen 1950 und 1973, dem Jahr der ers-
ten �lpreiskrise, stieg der Energieverbrauch im fr�heren Bundesgebiet kontinuierlich
an. Die j�hrlichen Zuwachsraten (bezogen auf den Prim�renergieverbrauch) lagen im
Durchschnitt bei 4,5 %. Seither ist die Aufw�rtsentwicklung mehrmals unterbrochen
worden. Als Folge der ersten �lpreiskrise ging der Energieverbrauch im fr�heren Bun-
desgebiet von 1973 bis 1975 um rund 4,2 % pro Jahr zur�ck, um dann bis 1979
j�hrlich um rund 4,1 % zu wachsen. Die zweite �lpreiskrise f�hrte zu einem erneuten
R�ckgang (rund 4 % j�hrlich), der bis 1982 anhielt und an den sich eine erneute Phase
moderaten Wachstums des Verbrauchs um etwa 1,1 % im Jahr bis Anfang der
1990er-Jahre anschloss.

Seit 1990, dem Jahr der Wiedervereinigung, ist in Deutschland der Prim�renergie-
verbrauch von 14 916 Petajoule auf 14 184 Petajoule (1994) gesunken. Stark reduziert
hat sich der Energieverbrauch in den neuen L�ndern und Berlin-Ost. Dort wurden in
den Jahren 1990 bis 1992 mit rund 1100 Petajoule ein Drittel des Verbrauchs einge-
spart.

Ab dem Jahr 2000 wurde die Entwicklung des Energieverbrauchs in Deutschland
haupts�chlich durch die Witterung (z.B. der relativ kalte Winter im Jahr 2001) und
die schwache konjunkturelle Entwicklung beeinflusst. Im Jahr 2004 lag der Prim�r-
energieverbrauch bei 14408 Petajoule.

18.3 Prim�renergieverbrauch im L�ndervergleich

In den Industriel�ndern bestimmen die kommerziellen Energietr�ger (Kohle, Mineralçl,
Gas, Kernenergie und Wasserkraft) das Bild. Hauptenergiequelle der Dritten Welt ist
dagegen eine Kombination kommerzieller und nichtkommerzieller Brennstoffe: Brenn-
holz und Holzkohle, tierische und pflanzliche Abfallprodukte. Rund drei Milliarden
Menschen – etwa die H�lfte der Weltbevçlkerung – sind auf diese Energietr�ger
angewiesen.

2004 betrug der kommerzielle Weltprim�renergieverbrauch 10,224 Mrd. t R�E (die
Tonne Rohçleinheit ist eine theoretische Berechnungseinheit). Die beiden Hauptver-
braucher waren die Vereinigten Staaten (22,8 %) und China (13,6 %). Den hçchsten
Pro-Kopf-Verbrauch wiesen die Vereinigten Arabischen Emirate auf (16,81 t R�E/
Einw.), gefolgt von Singapur (10,45 t R�E/Einw.) und Kanada (9,69 t R�E/Einw.).
Der durchschnittliche Pro-Kopf-Verbrauch in den L�ndern Afrikas lag hingegen bei
nur 0,36 t R�E/Einw.

Verf�gbarkeit und Preisniveau der Energietr�ger pr�gen auch deren Bedeutung, d.h.
ihren Beitrag zum gesamten Energieverbrauch. Dies wird beispielsweise deutlich an
den relativ hohen Anteilen der Energie aus Wasserkraft in Norwegen, aber auch in
Brasilien, der Schweiz, Schweden und Kanada, oder der großen Bedeutung von Kohle
in S�dafrika, China und Polen.
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Tab. 2: Prim�renergieverbrauch im internationalen Vergleich 2004

Land Je Ein-
wohner

in t R�E1

Anteile der Energietr�ger in %

Kohle Mineralçl Gas Kern-
energie

Wasser-
kraft

Europa2 3,39 18,0 39,4 24,2 12,0 6,4
Deutschland 4,00 25,9 37,4 23,4 11,4 1,8
Belgien + Luxemburg 6,46 8,7 54,2 20,9 15,5 0,7
Frankreich 4,35 4,8 35,8 15,3 38,6 5,6
Italien 3,16 9,3 48,7 35,9 – 6,0
Niederlande 5,85 9,5 48,5 41,0 0,9 0,0
Norwegen 8,57 1,5 24,6 10,5 – 63,3
�sterreich 4,04 10,6 41,5 25,8 – 22,1
Polen 2,40 62,9 23,2 13,0 – 0,9
Russische Fçderation 4,70 15,8 19,2 54,1 4,8 6,0
Schweden 5,38 5,0 31,6 1,4 35,7 26,2
Schweiz 4,05 0,3 41,4 9,3 21,0 27,6
Spanien 3,41 14,5 53,3 16,9 9,8 5,4
T�rkei 1,20 27,0 37,5 23,3 – 12,2
Vereinigtes Kçnigreich 3,79 16,8 35,6 38,9 8,0 0,7

Afrika 0,36 32,9 39,8 19,8 1,1 6,3
S�dafrika 2,74 76,4 20,1 – 2,7 0,6

Amerika 2,35 19,1 41,1 24,9 6,6 8,4
Brasilien 1,04 6,1 44,9 9,1 1,4 38,6
Kanada 9,69 9,9 32,4 26,2 6,7 24,8
Mexiko 1,38 6,2 58,6 29,8 1,4 3,9
Vereinigte Staaten 7,85 24,2 40,2 25,0 8,1 2,6

Asien3 0,98 41,2 36,4 14,9 3,2 4,2
China4 1,07 69,0 22,3 2,5 0,8 5,4
Taiwan 4,31 37,6 42,4 9,3 9,1 1,5
Indien 0,35 54,5 31,7 7,7 1,0 5,1
Indonesien 0,49 20,3 49,9 27,6 – 2,3
Japan 4,03 23,5 46,9 12,6 12,6 4,4
Korea, Republik 4,53 24,4 48,3 13,1 13,6 0,6
Philippinen 0,31 20,0 63,2 8,8 – 7,6
Saudi-Arabien 5,51 – 58,0 42,0 – –
Singapur 10,45 – 84,5 15,5 – –
Ver. Arab. Emirate 16,81 – 30,4 69,4 – –

Australien und Ozeanien5 . . . . . .
Australien 5,98 45,7 32,6 18,6 – 3,2

1 1 t R�E = 1 Tonne Rohçleinheit = 41 860 kJ Hu/kg (unterer Heizwert/kg).
2 Ohne Angaben f�r die europ�ischen Staaten der ehemaligen Sowjetunion und die Staaten des ehe-

maligen Jugoslawiens.
3 Ohne Angaben f�r die asiatischen Staaten der ehemaligen Sowjetunion. Einschl. der Angaben f�r

Australien und Ozeanien.
4 Ohne Angaben f�r Hongkong und Taiwan.
5 Die Angaben f�r Australien und Ozeanien sind bei Asien einbezogen.

Quelle: BP-Statistical Review of World Energy, BP, London.



18.4 Rohstoffgewinnung

Deutschland verf�gt nur �ber sehr geringe Rohstoffvorkommen. Ausnahmen bilden
lediglich die Vorkommen von Salz, Steinkohle und Braunkohle. Da der Anteil der In-
landsenergie am gesamten Energieverbrauch nur bei ca. 26 % liegt, ist Deutschland
auf die Einfuhr von Energietr�gern angewiesen.

Braunkohle ist mit einem Anteil von knapp 44 % an der Inlandsenergie der bedeu-
tendste heimische Energietr�ger. So wurden im Jahr 2004 in Deutschland rund 181,9
Mill. Tonnen Braunkohle gefçrdert, davon rund 44 % in den Revieren der neuen L�n-
der. W�hrend die Fçrderung der Braunkohle in Deutschland gegen�ber 2000 gestie-
gen ist, war die Fçrderung der Steinkohle – die nur in den westdeutschen Revieren
abgebaut wird – r�ckl�ufig. Die Fçrderung von Steinkohle reduzierte sich bis zum
Jahr 2004 auf 25,9 Mill. Tonnen. Mit einem Anteil von knapp 21 % an der Inlands-
gewinnung nimmt sie den zweiten Platz bei den einheimischen Energietr�gern ein.
Von der verbrauchten Steinkohle wird �ber die H�lfte aus dem Ausland importiert.
Die inl�ndische Verwendung von Braunkohle stammt nahezu vollst�ndig aus der
heimischen Fçrderung. Von der gesamten deutschen Braunkohlefçrderung wurden
2004 rund 92 % zur Stromerzeugung eingesetzt. An die Kraftwerke der allgemeinen
Stromversorgung wurden z.B. 2004 rund 167 Mill. Tonnen Braukohle angeliefert. Die
inl�ndische Fçrderung von Erdçl und Erdgas bleibt wegen mangelnder Vorkommen
noch erheblich weiter hinter dem Bedarf zur�ck.

Tab. 3: Fçrderung wichtiger Rohstoffe

Jahr Braunkohle Steinkohle Erdçl Erdgas

Mill. t PJ1 Mill. t PJ1 Mill. t PJ1 Mrd. m3 2 PJ1

1995 192,8 1709 53,6 1595 3,0 126 19,1 670
1996 187,2 1658 48,2 1434 2,8 121 20,7 727
1997 177,2 1571 46,8 1391 2,8 120 20,4 716
1998 166,0 1483 41,6 1234 2,9 123 19,9 699
1999 161,3 1451 39,5 1194 2,7 116 21,2 744
2000 167,7 1526 33,6 1012 3,1 131 20,1 706
2001 175,4 1612 27,4 825 3,3 140 20,3 713
2002 181,8 1653 26,4 790 3,6 152 20,3 712
2003 179,1 1639 25,9 777 3,7 161 21,1 741
2004 181,9 1658 25,9 783 3,4 147 19,5 685

1 PJ = Petajoule = 1015 Joule.
2 Heizwert = 35 169 kJ/m3.
Quelle: Arbeitsgemeinschaft Energiebilanzen e.V. bzw. DIW Berlin.

18.5 Energietr�ger

Der in den 1950er- und 1960er-Jahren stark gestiegene Energiebedarf wurde �ber-
wiegend durch den Import von Mineralçl gedeckt, das sich seinerzeit gegen�ber den
heimischen Energietr�gern Braunkohle und Steinkohle als kosteng�nstiger erwies.

374



375

Bei mengenm�ßig etwa gleich bleibendem Einsatz von Kohle stieg der Mineralçlver-
brauch von 1950 bis 1980 fast auf das Dreißigfache. Hierdurch hat sich die Bedeu-
tung der einzelnen Energietr�ger f�r die Energieversorgung des fr�heren Bundes-

Tab. 4: Prim�renergieverbrauch nach Energietr�gern
in Petajoule (PJ) bzw. Prozent

Jahr1 Steinkohle Braunkohle Mineralçl Naturgase Kernenergie Sonstige

PJ % PJ % PJ % PJ % PJ % PJ %

1950 2893 72,8 607 15,2 185 4,7 3 0,1 – – 284 7,2
1960 3760 60,7 856 13,8 1301 21,0 32 0,5 – – 249 4,0
1970 2839 28,8 896 9,1 5242 53,1 543 5,5 61 0,6 289 2,9
1980 2259 19,8 1149 10,0 5443 47,6 1887 16,5 420 3,7 278 2,4
19902 2306 15,5 3201 21,5 5238 35,1 2316 15,5 1668 11,2 187 1,2
19952 2060 14,4 1734 12,2 5689 39,9 2826 19,8 1682 11,8 278 1,9
20002 2021 14,0 1550 10,8 5499 38,2 3015 20,9 1851 12,9 465 3,2
20012 1949 13,3 1633 11,1 5577 38,0 3180 21,7 1868 12,7 472 3,2
20022 1912 13,3 1664 11,5 5381 37,3 3180 22,1 1798 12,5 479 3,3
20032, 3 2013 13,9 1639 11,3 5280 36,5 3263 22,6 1802 12,5 460 3,2
20042, 3 1940 13,5 1647 11,4 5214 36,2 3280 22,8 1823 12,7 504 3,4

1 Ab 1990 Deutschland, vorher fr�heres Bundesgebiet.
2 Auf Basis des Wirkungsgradansatzes berechnet.
3 Vorl�ufige Angaben.
Quelle: Arbeitsgemeinschaft Energiebilanzen e.V. bzw. DIW Berlin.



Tab. 5: Anteil1 der Kernenergie in der Europ�ischen Union
an der Stromerzeugung 2004

Land % Land %

Niederlande 3,9 Slowenien 35,8
Vereinigtes Kçnigreich 19,1 Schweden 49,6
Spanien 22,7 Belgien 56,0
Finnland 26,5 Slowakei 56,1
Deutschland 27,12 Frankreich 78,3
Tschechische Republik 31,2 Litauen 79,43

Ungarn 35,4

1 Quelle: Electricity Information, IEA Paris.
2 Quelle: Arbeitsgemeinschaft Energiebilanzen e.V. bzw. DIW Berlin.
3 2003.

gebietes erheblich ver�ndert. 1950 hatte die Kohle noch einen Anteil von 88 %, 1980
nur noch von knapp 30 % an der gesamten Energieerzeugung, w�hrend auf Mineralçl
fast die H�lfte entfiel.

Allerdings haben die starken �lpreiserhçhungen und die Furcht vor wachsender Ab-
h�ngigkeit von den �llieferanten Ende der 1970er- und zu Beginn der 1980er-Jahre
eine R�ckbesinnung auf die heimischen Energiequellen bewirkt. Außerdem wurde
mehr Gas verwendet und der Ausbau der Kernenergie forciert.

In der Bundesrepublik Deutschland hatte das Mineralçl 2004 einen Anteil von 36,2 %,
die Kohle von 24,9 %, Gas von 22,8 % und die Kernenergie von 12,7 % am Prim�r-
energieverbrauch. Nach wie vor gering ist der Anteil der Wasser- und Windkraft am
Prim�renergieverbrauch mit 1,1 %.

Tab. 6: Endenergieverbrauch nach Energietr�gern
in Petajoule (PJ) bzw. Prozent

Jahr1 Feste
Brennstoffe

Kraftstoffe Heizçl Gas Strom Fernw�rme

PJ % PJ % PJ % PJ % PJ % PJ %

1950 2041 80,3 112 4,4 16 0,6 235 9,3 122 4,8 12 0,5
1960 2398 56,2 475 11,1 547 12,8 471 11,0 340 8,0 34 0,8
1970 1356 20,1 1197 17,8 2586 38,4 759 11,3 718 10,6 127 1,9
1980 796 10,6 1736 23,1 2283 30,3 1432 19,0 1115 14,8 163 2,2
1990 1610 17,1 2525 26,6 1447 15,2 1870 19,7 1653 17,4 383 4,0
1995 760 8,1 2695 28,9 1593 17,1 2260 24,3 1648 17,7 366 3,9
2000 728 7,9 2803 30,4 1249 13,5 2410 26,1 1779 19,2 265 2,9
2001 731 7,7 2736 28,9 1424 15,1 2519 26,7 1778 18,8 267 2,8
2002 716 7,7 2706 29,3 1270 13,8 2464 26,7 1801 19,5 271 3,0
20032 730 7,8 2620 28,3 1237 13,3 2547 27,5 1802 19,6 330 3,5
20042 753 8,0 2657 28,7 1134 12,3 2544 27,6 1819 19,8 330 3,6

1 Ab 1990 Deutschland, vorher fr�heres Bundesgebiet.
2 Vorl�ufige Angaben.

Quelle: Arbeitsgemeinschaft Energiebilanzen e.V. bzw. DIW Berlin.
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In den neuen L�ndern und Berlin-Ost wird seit 1991 keine Atomenergie mehr erzeugt.
Die Kernenergie blieb 2004 mit 27,1 % der wichtigste Energietr�ger f�r die Strom-
erzeugung, gefolgt von der Braunkohle (25,7 %) und Steinkohle (22,9 %). Der Anteil
von Erdgas lag bei 10,0 % und von Heizçl bei 1,6 %. Die Windkraft trug rund 4 % zur
Stromerzeugung bei. Wichtigste erneuerbare Energie bei der Stromerzeugung blieb
die Wasserkraft mit einem Anteil an der Stromerzeugung von 4,5 %. Innerhalb der EU
hat in Litauen und in Frankreich die Atomenergie mit fast 80 % den hçchsten Anteil an
der Stromerzeugung. Aber auch in Belgien und der Slowakei (mit jeweils rund 56 %)
sowie in Schweden (50 %) stand die Atomenergie 2004 bei der Stromerzeugung an
erster Stelle. 2006 waren in Deutschland 17 Kernkraftwerke in Betrieb.

Bei den Endabnehmern wirkt sich bei l�ngerfristiger Beobachtung die ge�nderte Be-
deutung der Energietr�ger in nachlassendem Heizçlverbrauch, aber einer wachsen-
den Nachfrage nach Gas, Strom und Kraftstoff aus.

18.6 Energieverbraucher

Der Energiebedarf f�r die drei Verbrauchergruppen Industrie, Verkehr, Haushalte
(einschl. Kleinverbraucher) entwickelte sich in der Vergangenheit unterschiedlich.
W�hrend im fr�heren Bundesgebiet 1950 noch die Industrie mit einem Anteil von
rund 46 % Hauptabnehmer von Endenergie war und die Haushalte und Kleinverbrau-
cher nur mit 37 % am Endverbrauch partizipierten, hat sich das Verh�ltnis mittlerweile
umgekehrt.

Abb. 2: Anteil der Energiearten am Endenergieverbrauch 2004
in Prozent

Quelle: Arbeitsgemeinschaft Energiebilanzen e.V. bzw. DIW Berlin.



Bei einem Endenergieverbrauch von 9237 Petajoule im Jahr 2004 entfielen 45,7 % auf
Haushalte und den Sektor Gewerbe, Handel, Dienstleistungen und sonstige Verbrau-
cher (einschl. Milit�r). Der Anteil der Industrie lag bei 25,9 % und der Anteil des Ver-
kehrs bei 28,4 %. Die Ursachen f�r diese Entwicklung liegen insbesondere in der
zunehmenden Ausstattung der privaten Haushalte mit elektrischen Haushaltsger�ten,
in gestiegenen Verkehrsleistungen und im relativ sparsameren Einsatz im Rahmen der
Industrieproduktion.

18.7 Energiepreise

Kaum ein anderer Teilbereich im Preisindex f�r die Lebenshaltung hat �hnlich starke
Preisschwankungen aufzuweisen wie die Warengruppe »Energie«. In dieser Entwick-
lung kommen die Preissch�be auf den internationalen Rohçlm�rkten und ihre Fol-
gewirkungen zum Ausdruck. Der Durchschnittswert je eingef�hrter Tonne Rohçl ist
von 31 Euro im Jahre 1970 auf 318 Euro im Jahre 1985 gestiegen, also auf mehr als
das Zehnfache. Danach war aber ein umgekehrter Trend fallender Preise feststell-
bar, deren vorl�ufiger Tiefstand 1995 mit 95 Euro pro Tonne erreicht wurde. Nach
einem kurzen Anstieg in den Jahren 1996 und 1997 fiel 1998 der Preis noch weiter
auf 87 Euro je Tonne. In den folgenden Jahren stieg der Durchschnittswert f�r Rohçl
bis zum Jahr 2000 auf 227 Euro je Tonne an. In den Jahren 2002 und 2003 blieben
die Preise relativ konstant mit 190 bzw. 191 Euro je Tonne. Nach einem Anstieg im
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Abb. 3: Verbrauch an Endenergie1 nach Verbrauchergruppen

1 Bis 1980 fr�heres Bundesgebiet, 2000 und 2004 Deutschland.
2 Vorl�ufige Angaben.

Quelle: Arbeitsgemeinschaft Energiebilanzen e.V. bzw. DIW Berlin.
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Tab. 7: Einfuhr von rohem Erdçl nach Wert und Menge1

Jahr Mill. EUR 1000 t EUR je t Jahr Mill. EUR 1000 t EUR je t

1970 3036 98786 31 1996 12263 102990 119

1975 10082 88414 114 1997 12668 99096 128
1980 22583 96876 233 1998 9390 107892 87
1985 20410 64193 318 1999 12574 103572 121
1990 10326 72400 143 2000 23793 105008 227
1991 11618 89951 129 2001 21356 104627 204
1992 11231 97309 115 2002 19854 104353 190
1993 10630 99446 107 2003 21336 111333 191
1994 10556 106844 99 2004 24991 112610 222
1995 9542 100328 95 2005 34722 113013 307

1 Bis einschl. 1990 fr�heres Bundesgebiet, ab 1991 Deutschland.

Jahr 2004 auf 222 Euro je Tonne, mussten im Jahr 2005 bereits im Durchschnitt
307 Euro je Tonne Rohçl gezahlt werden.

Preisunterschiede bei den einzelnen Fçrderl�ndern haben neben anderen Ursa-
chen (z.B. neue Funde) zu einer �nderung der Rangfolge der Lieferanten gef�hrt.
1976 stammten �ber 90 % der bundesdeutschen �limporte aus OPEC-Staaten,
1990 noch 52 % und 2005 nur noch ca. 21 %. Demgegen�ber erhçhte sich im glei-
chen Zeitraum der Anteil des Nordseeçls von rund 1 % auf 35 %. Die wichtigsten
L�nder, aus denen die Bundesrepublik Deutschland Mineralçl bezog, waren 2005
die Russische Fçderation, das Vereinigte Kçnigreich, Norwegen, Libyen und Ka-
sachstan.

In den letzten Jahrzehnten hat der Anteil von Erdgas am Energieverbrauch einen
immer grçßeren Anteil gewonnen. Der Erdgasverbrauch wurde im Jahr 2005 zu
ca. 15 % aus deutscher Produktion und zu 85 % aus Importen gedeckt.

Tab. 8: Einfuhr von rohem Erdçl aus den wichtigsten Fçrderl�ndern

Ursprungsland 2004 2005

1000 t EUR je t 1000 t EUR je t

Russische Fçderation 35288 199 37048 279
Vereinigtes Kçnigreich 19350 237 19316 322
Norwegen 20745 234 16846 329
Libyen 11723 237 11572 330
Kasachstan 7806 237 6760 326
Algerien 2563 261 4530 337
Saudi Arabien 4145 198 4062 278
Syrien 3938 203 3007 278
D�nemark 2361 247 2909 311
Nigeria 1020 242 1774 373
Venezuela 871 168 1203 243
Aserbaidschan 694 225 890 304
Niederlande 705 241 713 322



Tab. 9: Einfuhr von Erdgas

Jahr 1000 t Mill. EUR EUR je t

1999 63657 5321 84
2000 64259 9490 148
2001 63438 12383 195
2002 74355 12372 166
2003 84484 14853 176
2004 77411 13134 170
2005 76138 17015 223
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19 Umwelt

19.1 Umweltçkonomische Trends

Die Sch�digung und die Schutzw�rdigkeit der nat�rlichen Umwelt haben in den
vergangenen Jahren im Bewusstsein der Allgemeinheit, in der Medienlandschaft
und in den Parteiprogrammen wesentlich an Bedeutung gewonnen. Persçnlich er-
fahrene Umweltbelastungen wie L�rm, Luft- und Wasserverschmutzung f�hrten in
weiten Bevçlkerungskreisen zu einem gesch�rften Bewusstsein f�r die Gef�hrdung
der nat�rlichen Lebensgrundlagen. Zunehmend wird deutlich, dass Umwelt- und
Wirtschaftspolitik aufeinander abgestimmt werden m�ssen, dass Management und
Umweltschutz ihre langfristigen Ziele nur in Zusammenarbeit und nicht �ber Kon-
frontation erreichen kçnnen. Sp�testens seit der Konferenz der Vereinten Nationen
�ber Umwelt und Entwicklung im Juni 1992 in Rio de Janeiro ist das Schlagwort sus-
tainability oder nachhaltige, zukunftsf�hige Entwicklung allgemein bekannt. Dahinter
verbirgt sich die çkonomische Grundregel, dass ein Kapitalstock, aus dem Einkom-
men erzielt wird, im alten Zustand (intakt) gehalten werden muss, und zwar – das ist
das entscheidend Neue an diesem Ziel – auch und gerade �ber die zeitlichen Gren-
zen der Gegenwart hinaus. Das Naturvermçgen soll an unsere Kinder mçglichst in
dem Zustand und Wert �bergeben werden, wie wir es von unseren Eltern erhalten ha-
ben – Verantwortung f�r die Zukunft als neues Prinzip. Auf dem Weg zur Nachhaltig-
keit sind Maßnahmen von Interesse und Bedeutung, die die Effizienz des Einsatzes
nat�rlicher Ressourcen verbessern, die einen Strukturwandel zu umweltschonen-
deren wirtschaftlichen T�tigkeiten fçrdern und die auch im Verhalten der Konsu-
menten die Inanspruchnahme von Umweltg�tern auf das erforderliche Mindestmaß
reduzieren.

Eine l�ngerfristige Betrachtung der Entwicklung der Einsatzmenge nat�rlicher Fak-
toren unter diesem Aspekt zeigt, dass deren Nutzung im Zeitraum von 1960 bis 1980
gestiegen, in den 1980er- und 1990er-Jahren aber – mit Ausnahme der Siedlungs-
und Verkehrsfl�che – wieder zur�ckgegangen ist. F�r den Zeitraum 2000 bis 2004 ist
die Ver�nderung je nach Umweltfaktor unterschiedlich und f�r den Betrachtungszeit-
raum 1991 bis 2004 lassen sich keine vçllig einheitlichen Trends erkennen.

Einheitliche Trends lassen sich f�r den Betrachtungszeitraum lediglich bez�glich des
Wachstums der Siedlungs- und Verkehrsfl�che sowie f�r die r�ckl�ufige Wasserent-
nahme aus der Natur beobachten. F�r CO2- und die Treibhausgase wurden in den
1990er-Jahren zwar erhebliche Reduktionen erzielt, dieser R�ckgang setzte sich je-
doch zwischen 2000 und 2004 nicht weiter fort. Der Energieverbrauch stagnierte –
�ber den gesamten Betrachtungszeitraum gesehen. Anfang der 1990er-Jahre wurden
noch erhebliche Einsparungen von 0,6 % j�hrlich erzielt, in der zweiten H�lfte der
1990er-Jahre stieg der Energieverbrauch dagegen wieder leicht an, und zwischen
2000 und 2004 blieb der Energieverbrauch nahezu konstant. Die Rohstoffentnahme



(einschließlich Importe) wurde im gesamten Betrachtungszeitraum reduziert. Anfang
der 1990er-Jahre war diese wiedervereinigungsbedingt – durch den Bauboom in den
neuen L�ndern – noch angestiegen. In der zweiten H�lfte des Jahrzehnts und noch
st�rker zwischen 2000 und 2004 wurde die Rohstoffentnahme dagegen substantiell
verringert. Die Inanspruchnahme von Fl�chen f�r Siedlungs- und Verkehrszwecke
stieg zwar im Betrachtungszeitraum durchschnittlich um 1,0 % pro Jahr, allerdings
mit zuletzt leicht r�ckl�ufiger Tendenz.

Sowohl bei der Wasserentnahme aus der Natur als auch bei der mengenm�ßigen
Wasserabgabe ist in der zweiten H�lfte der 1990er-Jahre mit 1,8 % j�hrlich ein deut-
lich hçherer R�ckgang als in der ersten H�lfte ( –1,2 %) zu verzeichnen. In den 1980er-
Jahren wiesen beide noch einen leichten Zuwachs (+0,3 %) auf. Insgesamt ging somit
bei den meisten der betrachteten Produktionsfaktoren der mengenm�ßige Einsatz,
der das Ausmaß der Belastungen der Umwelt aufzeigt, in der zweiten H�lfte der
1990er-Jahre zur�ck, und zwar in teilweise deutlich st�rkerem Ausmaß als in den
1980er-Jahren im fr�heren Bundesgebiet. Lediglich der Fl�chenverbrauch weist
nach wie vor relativ stabile Zuwachsraten auf hohem Niveau aus.
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Abb. 1: Einsatz von Umweltressourcen f�r wirtschaftliche Zwecke
Mengen- bzw. Volumenentwicklung 1991–2004
Durchschnittliche j�hrliche Ver�nderung in Prozent

1 Ver�nderungen 2001 gegen�ber 1991.
2 Ver�nderungen 2004 gegen�ber 1993.
3 Ver�nderungen 2003 gegen�ber 1991.
4 Preisbereinigt.
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Vor dem Hintergrund einer solchen Betrachtungsweise sind die Entnahme von Res-
sourcen aus der Natur und ihre Verarbeitung sowie die Nutzung der daraus hergestell-
ten Produkte und die Beseitigung der entstehenden Reststoffe mit Belastungen von
Mensch und Umwelt verbunden. Das Ausmaß der Belastung h�ngt somit auch von der
Menge der in Anspruch genommenen Ressourcen ab und nicht nur von der Art und
Weise der Ressourcennutzung. Eine Einsch�tzung der Frage, wie effizient mit den
einzelnen Einsatzfaktoren f�r die Produktion umgegangen wird, liefert das Verh�ltnis
von gesamtwirtschaftlicher Leistung – gemessen am Bruttoinlandsprodukt – zu den
verschiedenen Einsatzgrçßen (so genannte Produktivit�ten). Ihre Entwicklung �ber
l�ngere Zeitr�ume kann dar�ber Auskunft geben, wie sich das Verh�ltnis dieser Fak-
toren u.a. durch technischen Fortschritt ver�ndert.

Die Effizienz bei der Nutzung der nat�rlichen Einsatzfaktoren – gemessen als Pro-
duktivit�t, d.h. als wirtschaftliche Leistung (reales Bruttoinlandsprodukt) je Einheit
eines Einsatzfaktors – erhçhte sich f�r alle betrachteten Faktoren in den 1990er-Jah-
ren und – mit Ausnahme der Produktivit�t bez�glich der Siedlungs- und Verkehrs-
fl�che – auch zwischen 2000 und 2004.

Allerdings entwickelte sich die Produktivit�t in den drei Teilzeitr�umen in jeweils un-
terschiedlichem Ausmaß. W�hrend f�r den Energieverbrauch und die CO2- und Treib-

Abb. 2: Einsatz von Umweltressourcen f�r wirtschaftliche Zwecke Produk-
tivit�t (Bruttoinlandsprodukt je Einheit Umweltressource) 1991–2004
Durchschnittliche j�hrliche Ver�nderung in Prozent

1 Ver�nderungen 2001 gegen�ber 1991.
2 Ver�nderungen 2004 gegen�ber 1993.
3 Ver�nderungen 2003 gegen�ber 1991.



hausgase eine Abschw�chung im Zeitablauf beobachtet werden kann, zeigt sich be-
z�glich der Wasser- und Rohstoffentnahme ein hoher Effizienzgewinn in der zweiten
H�lfte der 1990er-Jahre im Vergleich zur ersten H�lfte des Jahrzehnts. Dieser Effi-
zienzgewinn schw�cht sich f�r die Rohstoffe in den Jahren 2000 bis 2004 etwas ab,
liegt jedoch immer noch �ber den Werten der ersten H�lfte der 1990er-Jahre.

Ein Vergleich der Produktivit�tsentwicklung mit der Entwicklung der absoluten Ein-
satzmengen der Umweltfaktoren zeigt, dass die Ressourcenproduktivit�t durchweg
st�rker gestiegen ist, als die reine Einsparung bzw. verminderte Inanspruchnahme des
Umweltfaktors. Einzige Ausnahme bildet die Sieldungs- und Verkehrsfl�che deren
Produktivit�t im Zeitraum 2000–2004 mit –0,2 % pro Jahr r�ckl�ufig war. Die Pro-
duktivit�tssteigerungen weisen also auf eine Entkoppelung der Nutzung von Umwelt-
faktoren und der wirtschaftlichen Entwicklung hin. F�r alle nat�rlichen Einsatzfaktoren
mit Ausnahme des Energieverbrauchs und der Siedlungs- und Verkehrsfl�che lag der
Fortschritt der Produktivit�t in der zweiten H�lfte der 1990er-Jahre �ber den Steige-
rungen der Arbeitsproduktivit�t von 2,0 %. Im Zeitraum von 2000 bis 2004 weisen
dagegen nur der CO2-Indikator und die Rohstoffentnahme eine hçhere Produktivi-
t�tssteigerung als die – der auf 1,3 % gesunkenen – Arbeitsproduktivit�t auf.

Zu diesen Themenbereichen hat die Bundesregierung umweltbezogene Indikatoren
der Nachhaltigkeitsstrategie entwickelt, um nachhaltiges Wirtschaften zu fçrdern. Da-
bei sind die Indikatoren in denmeisten F�llenmit quantitativen Zielwerten versehen, so
dass die tats�chliche Entwicklung im Lichte der gesellschaftlich festgelegten Zielvor-
gaben betrachtet werden kann.

Umweltrelevante Nachhaltigkeitsindikatoren

Zu den umweltbezogenen Nachhaltigkeitsindikatoren, die im Fr�hjahr 2002 von der
Bundesregierung festgelegt wurden, gehçren:
– Rohstoff- und Energieproduktivit�t
– Treibhausgasemissionen (Treibhausgasemissionen insgesamt und

CO2-Emissionen)
– Anteil der erneuerbaren Energie am gesamten Energieverbrauch
– Anstieg der Siedlungs- und Verkehrsfl�che
– Entwicklung des Bestandes bestimmter Tierarten
– Transportintensit�t und Anteil der Bahn am Transportaufkommen
– Anteil des Biolandbaus und Stickstoff�berschuss
– Luftschadstoffe

Quelle: Bundesministerium f�r Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit, 2002.

Die Indikatoren Rohstoffproduktivit�t, Energieproduktivit�t, Treibhausgasemissionen
insgesamt, CO2-Emissionen, Inanspruchnahme von Siedlungs- und Verkehrsfl�che
sowie Emissionen von Luftschadstoffen kçnnen durch einen einheitlichen Gesamt-
rechnungsdatensatz unterlegt werden, der sowohl den Wirtschaftsprozess selbst als
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auch die damit zusammenh�ngenden Umwelteinwirkungen integriert abbildet. Dieser
Datenhintergrund erçffnet zum Beispiel die Mçglichkeit, die anhand der Indikatoren
gemessenen Umwelteineinwirkungen im Zusammenhang mit den verursachenden
wirtschaftlichen Aktivit�ten zu analysieren. Eine solche Analyse von Ursache-Wir-
kungsbeziehungen ist zumeist eine notwendige Grundlage zur Formulierung vonMaß-
nahmen zur Erreichung einer nachhaltigen Entwicklung.

Bei den Luftschadstoffen – zu diesen werden Schwefeldioxid (SO2), Stickstoffoxide
(NOx), fl�chtige organische Verbindungen ohne Methan (NMVOC) und Ammoniak
(NH3) gez�hlt – soll nach der Zielvorgabe in der Nachhaltigkeitsstrategie der Bundes-
regierung eine Reduzierung des Ausstoßes um 70 % zwischen 1990 und 2010 erreicht
werden. Bis 2003 verringerten sich die Emissionen bereits um mehr als die H�lfte
( –54 %), das entspricht einer mittleren j�hrlichen Abnahme um 4,1 Prozentpunkte.
Besonders stark war der R�ckgang bei Schwefeldioxid (SO2) mit 88 % (–4,7 Mill.
Tonnen). Der Ausstoß von NMVOC verminderte sich um 58 % (–2,1 Mill. Tonnen),
der Stickoxidausstoß ging um rund 50 % (–1,4 Mill. Tonnen) zur�ck, und die Emis-
sionen von NH3 sanken um 18 % (–135 Tsd. Tonnen). Hauptverantwortlich f�r diese
Entwicklungen waren vor allem die Bereiche »Elektrizit�t« und »Kokerei, Mineralçlver-
arbeitung« durch drastische Reduktionen bei SO2, die Landwirtschaft, die durch eine
Verminderung der tierischen Produktion nahezu alleine den NH3-Emissionsr�ckgang
ermçglichte, sowie die privaten Haushalte bei den NMVOC. In den verbleibenden
Jahren bis zum Zieljahr 2010 m�sste sich der j�hrliche R�ckgang der Luftschadstoffe
rechnerisch nur noch auf 2,3 % belaufen, damit der vorgegebene Zielwert der Nach-
haltigkeitsstrategie erreicht wird, d.h. auch bei sich deutlich abschw�chendem Re-
duktionstempo kann der Zielwert erreicht werden.

�hnlich f�llt der Ist-Soll-Vergleich beim Ausstoß von Treibhausgasen aus. Hier hat
sich die Bundesregierung im Rahmen des Kyoto-Protokolls und der daran anschlie-
ßenden EU-internen Lastenverteilung verpflichtet, die Emissionen f�r Deutschland
bis zum Jahre 2010 (2008–2012), gemessen an dem Basiswert von 1990, um insge-
samt 21 % zu vermindern. Bis 2003 betrug die durchschnittlich j�hrliche Reduk-
tion etwa 1,4 %. Um die Zielvorgabe zu erreichen, m�sste der Ausstoß zuk�nftig
bis zum Zieljahr 2010 noch um 0,4 % j�hrlich zur�ckgehen, also um deutlich we-
niger als in der Vergangenheit. Allerdings konnten im Zeitraum 2000 bis 2003 keine
weitere Minderung der Treibhausgas erzielt werden. An der Reduktion der drei wich-
tigsten Treibhausgase bis 2001 waren die »Elektrizit�t« mit 4,8 Mill. Tonnen j�hrlicher
Senkung, der Bereich »Kokereien, Mineralçlverarbeitung« mit 2,6 Mill. Tonnen pro
Jahr und der Bereich »chemische Erzeugnisse« mit j�hrlich 1,9 Mill. Tonnen maßgeb-
lich beteiligt. Zusammen mit den privaten Haushalten (–1,0 Mill. Tonnen) verursach-
ten diese Bereiche im Jahr 2001 rund 62 % der gesamten Emissionen.

F�r das wichtigste Treibhausgas, n�mlich Kohlendioxid hat die Bundesregierung al-
lerdings im Vergleich zu dem Ziel f�r Treibhausgase insgesamt ein weitaus ehrgei-
zigeres nationales Ziel formuliert, das eine Reduzierung des Ausstoßes zwischen 1990
und 2005 um 25 % vorsieht. Die bisherige durchschnittliche Reduktion zwischen 1990
und 2001 belief sich auf 13,1 Mill. Tonnen pro Jahr. Damit das Ziel noch erreicht



werden kann, m�sste sich der Emissionsr�ckgang in den verbleibenden Jahren deut-
lich auf j�hrlich 27,5 Mill. Tonnen beschleunigen.

Zum Energie- und Rohstoffverbrauch hat die Bundesregierung kein absolutes men-
genm�ßiges Minderungsziel gesetzt, sondern fordert eine Verbesserung der jeweili-
gen Umweltproduktivit�t. Die Energieproduktivit�t – das bedeutet das Verh�ltnis von
realem Bruttoinlandsprodukt zum Prim�renergieverbrauch im Inland – soll sich zwi-
schen 1990 und 2020 verdoppeln. Bis zum Jahr 2004 ist sie um j�hrlich 2 %, d.h. um
27 % gegen�ber 1990 gestiegen. Diese Zunahme ist das Resultat einer gestiegenen
wirtschaftlichen Leistung bei einem gleichzeitigen leichten R�ckgang des gesamtwirt-
schaftlichen Energieverbrauchs. Zwar erhçhte sich der direkte Energieverbrauch der
privaten Haushalte zwischen 1991 und 2003 um rund 2,3 %, aber bei der Produktion
war ein R�ckgang von 3,7 % zu verzeichnen. Insgesamt ergab sich daraus eine Sen-
kung des Energieverbrauchs von 2,1 % zwischen 1991 und 2003. Deutliche Beitr�ge
zur Reduktion des Energieeinsatzes bei der Produktion lieferten der Bereich »che-
mische Erzeugnisse« (–6,7 Petajoule [PJ]) sowie der Bereich »Elektrizit�t« ( –13,6 PJ).
Zur Erreichung des angestrebten Zieles der Verdopplung der Energieproduktivit�t
w�re bis zum Jahr 2020 bei einer unterstellten gleichbleibenden Entwicklung rech-
nerisch ein weiterer prozentualer Anstieg um 4,5 % j�hrlich erforderlich. Dies ist weit
mehr als der zuletzt im Zeitraum 2000 bis 2004 beobachtbare Anstieg der Energie-
produktivit�t von 0,8 % j�hrlich.

Auch f�r die Rohstoffproduktivit�t – das Verh�ltnis von realem Bruttoinlandsprodukt
zur inl�ndischen Entnahme abiotischer Rohstoffe zuz�glich Import von abiotischen
G�tern – wird in der Nachhaltigkeitsstrategie, diesmal f�r den Zeitraum 1994 bis 2020,

Tab. 1: Einsatz von Umweltressourcen f�r wirtschaftliche Zwecke

Maß-
einheit

Deutschland

1991 1995 2000 20048

Prim�renergieverbrauch Petajoule 14611 14269 14404 14483
Rohstoffentnahme und Import1 Mill. t 1435 1455 1409 1343
Wasserentnahme aus der Natur2 Mill. m3 51245 48831 44929 –
Siedlungs- und Verkehrsfl�che km2 403053 420524 43459 45090
Treibhausgase Mill. t CO2-

�quivalent 1191 1103 1017 10186

dar.: Kohlendioxid (CO2) Mill. t 977 902 860 834
Abschreibungen5 Mrd. EUR 230 268 308 3346

Arbeitsstunden Mrd. Std. 60 58 58 56
Bruttoinlandsprodukt7 Mrd. EUR 1535 1848 2063 2216

1 Nur verwertete Entnahme.
2 Einschl. Fremd- und Regenwasser.
3 1993.
4 1997.
5 In Preisen von 2000.
6 2003.
7 In jeweiligen Preisen.
8 Zum Teil gesch�tzt.
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eine Verdoppelung angestrebt. Die Rohstoffproduktivit�t ist von 1994 bis 2002 durch-
schnittlich um 42,8 Euro je Tonne pro Jahr gestiegen. Diese Rohstoffproduktivit�ts-
steigerung entstand – analog zur Verbesserung der Energieproduktivit�t – durch
einen r�ckl�ufigen Materialverbrauch bei gleichzeitig gestiegenem Bruttoinlandspro-
dukt. Der R�ckgang des Rohstoffeinsatzes um durchschnittlich 28,6 Mill. Tonnen pro
Jahr war insbesondere gepr�gt durch eine deutliche Verminderung der Entnahme von
»Mineralien, Steinen und Erden« um durchschnittlich 22,4 Mill. Tonnen pro Jahr als
Folge einer erheblich abgeschw�chten Baut�tigkeit in den letzten Jahren. Damit der
Sollwert erreicht werden kann, m�sste sich der jahresdurchschnittliche Produktivi-
t�tsanstieg von 2,9 % f�r den Zeitraum 1994 bis 2004 auf 4,4 % j�hrlich beschleu-
nigen, d.h. das bisherige Entwicklungstempo reicht nicht aus, um das angestrebte
Ziel zu erreichen.

Zusammengefasst l�sst sich Folgendes feststellen:

– Mit Ausnahme der Siedlungs- und Verkehrsfl�che entwickeln sich die genannten
umweltbezogenen Nachhaltigkeitsindikatoren trendm�ßig in die angestrebte Rich-
tung.

– Die Zielvorgaben der Bundesregierung bez�glich der beiden Indikatoren Luft-
schadstoffe und Treibhausgasausstoß kçnnen bei Beibehaltung des bisherigen
durchschnittlichen Entwicklungstempos erreicht werden.

– Bei den Indikatoren Kohlendioxidemissionen, Energieproduktivit�t und Rohstoff-
produktivit�t ist dagegen eine erhebliche Beschleunigung der bisherigen Entwick-
lung erforderlich, um das gesetzte Soll zu erf�llen.

Die hier dargestellten Ergebnisse zeigen, inwieweit die Ver�nderungen wirtschaftlicher
und gesellschaftlicher Rahmenbedingungen zu Belastungen von Natur und Umwelt
beitragen. Im Folgenden wird auf ausgew�hlte umweltrelevante Themen, wie Luft-
belastung und Abfallentsorgung, n�her eingegangen.

19.2 Umweltbelastungen

19.2.1 Fl�chennutzung

Die Umweltrelevanz des Themas Fl�chennutzung h�ngt zusammen mit der begrenz-
ten Ressource Boden und der Entwicklung der Siedlungs- und Verkehrsfl�chen (SuV).
Der zunehmende SuV-Anteil an der Bodenfl�che im Verh�ltnis zum Anteil der land-
und forstwirtschaftlich genutzten Fl�chen sowie die zunehmende Landschaftszer-
schneidung durch Verkehrstrassen sind mit negativen Umweltauswirkungen verbun-
den. Zu nennen sind hier beispielsweise Konflikte zwischen Verkehrswachstum und
Erholungsnutzung, der Lebensraumverlust und die Barrierewirkung f�r wildlebende
Tierarten und die Ausbreitung von Schadstoffen.

Die Bodenfl�che Deutschlands wurde im Jahr 2004 (Stichtag 31.12.) wie folgt genutzt:
F�r Landwirtschaftszwecke wurde mit 53,0 % der grçßte Fl�chenanteil in Anspruch



genommen, gefolgt von der Waldfl�che mit 29,8 %. F�r Siedlungs- und Verkehrs-
zwecke wurden 12,8 % der Fl�che bençtigt. Von Wasserfl�chen waren 2,3 % und
von sonstigen Fl�chen (Milit�risches �bungsgel�nde, Abbauland u.a.) 2,1 % der Bo-
denfl�che bedeckt.

Die Beobachtung und Steuerung der Entwicklung der Fl�cheninanspruchnahme f�r
Siedlung- und Verkehrszwecke spielt eine wichtige Rolle in der bereits erw�hnten
Nachhaltigkeitsstrategie der Bundesregierung. Als Indikator dient die durchschnitt-
liche t�gliche Zunahme der Siedlungs- und Verkehrsfl�che. Betrachtet man die letzten
Erhebungszyklen, so stieg diese Grçße von 120 ha/Tag (Durchschnitt von 1993–1996)
auf 129 ha/Tag (1997–2000) an und ging dann wieder auf 115 ha/Tag (2001–2004)
zur�ck. Ziel der Nachhaltigkeitsstrategie ist eine Reduktion des t�glichen Zuwachses
der Siedlungs- und Verkehrsfl�che auf 30 ha/Tag im Jahr 2020.

Die Entwicklung der SuV in der letzten Erhebungsperiode weist also in die angestrebte
Richtung. Beeinflusst sein d�rfte sie insbesondere durch den deutlichen Einbruch bei
den Bauinvestitionen ab dem Jahr 2001. In Anbetracht dieses zu vermutenden Zu-
sammenhangs kann gegenw�rtig noch nicht von einer deutlichen Trendumkehr bei
der Inanspruchnahme von Fl�che f�r Siedlungs- und Verkehrszwecke gesprochen
werden. Dies insbesondere insofern, als die Betrachtung der j�hrlichen SuV-Entwick-
lung (die allerdings gegenw�rtig von externen Effekten �berlagert ist) f�r das Jahr 2004
wieder einen Anstieg des t�glichen SuV-Zuwachses ausweist.

Die SuV setzt sich aus folgenden Nutzungsarten zusammen (Anteile 2004): Geb�ude-
und Freifl�che (Fl�chen mit Geb�uden und unbebaute Fl�chen, die Zwecken der Ge-
b�ude untergeordnet sind) 52,5 %, Betriebsfl�che (ohne Abbauland) 1,7 %, Verkehrs-
fl�che 38,2 %, Erholungsfl�che 6,9 % und Friedhçfe 0,8 %. Die n�here Betrachtung
dieser Kategorien zeigt, dass »Siedlungs- und Verkehrsfl�che« und »versiegelte Fl�-
che« nicht gleichgesetzt werden kçnnen, da in die SuV auch unbebaute und nicht
versiegelte Fl�chen eingehen.

Angaben zum Versiegelungsgrad der SuV lassen sich aus der amtlichen Fl�chensta-
tistik nicht ableiten. Auf aktuellen Studien beruhende Sch�tzungen ergeben einen
Versiegelungsgrad der Siedlungs- und Verkehrsfl�che von 35 bis 63 % (s. Bundes-
tagsdrucksache 15/4472).

Zur Erreichung des Ziels, die SuV-Zunahme auf maximal 30 ha/Tag im Jahr 2020 zu
reduzieren, sieht die Bundesregierung in erster Linie die L�nder und Kommunen ge-
fordert, die im Rahmen ihrer Raumordnungs- und Bauleitplanung Festlegungen �ber
die Fl�chenwidmung treffen. Zur nachhaltigen Entwicklung der Siedlungsstruktur wird
einerseits ein quantitativer Ansatz verfolgt; in diesem Zusammenhang spielen Stich-
worte wie fl�chensparendes Bauen, kompakte Stadt, B�ndelung von Infrastruktur,
Bereitstellung von Ausgleichsfl�chen und Entsiegelung von nicht mehr genutzten Fl�-
chen eine Rolle. Andererseits setzt man auf die Ber�cksichtigung des qualitativen
Aspekts bei der Bereitstellung von Fl�chen. So kann beispielsweise die Verbesse-
rung des Wohnumfeldes in Innenst�dten die Bereitschaft der Bevçlkerung steigern,
das Wohnen in der Stadt wieder als attraktive Alternative zum Haus im Gr�nen an-
zuerkennen. Gleichzeitig ist es von Bedeutung, das Landschaftsbild und den Erho-

388



389

Tab. 2: Bodenfl�che nach Nutzungsarten
in Quadratkilometern

Nutzungsart 1992 1996 2000 2004

Geb�ude- und Freifl�che 20733 21937 23081 23938
Betriebsfl�che ohne Abbauland 550 620 732 754
Erholungsfl�che 2255 2374 2659 3131
Verkehrsfl�che 16441 16786 17118 17446
darunter:
Straße, Weg, Platz 14815 15005 15264 15583
Landwirtschaftsfl�che 195112 193075 191028 189324
Waldfl�che 104536 104908 105314 106488
Wasserfl�che 7837 7940 8085 8279
Fl�chen anderer Nutzung 7630 7497 7219 5925
darunter:
Friedhof 327 335 350 352
Unland 2452 . 2666 2702
Bodenfl�che insgesamt 356970 357030 357031 357050
Nachrichtlich:
Siedlungs- und Verkehrsfl�che 40305 42052 43939 45621

lungswert des Freiraums im Umfeld der Stadtregionen zu verbessern. In l�ndlichen
Regionen ist die Erhaltung von unzerschnittenen landschaftlichen Freir�umen von
besonderer Bedeutung.

19.2.2 Luftbelastung

Eine andere Fragestellung, die die Wechselwirkungen zwischen Wirtschaft und Um-
welt in den Vordergrund stellt, ist die nach den Gr�nden f�r bestimmte Umweltbelas-
tungen. Dabei reicht es nicht aus, allein die technischen Quellen umweltrelevanter
Faktoren zu kennen und statistisch zu unterscheiden. Vielmehr stellen sich folgende
Kernfragen:

– Im Zusammenhang mit welchem Gut bzw. welcher Dienstleistung fallen Umwelt-
belastungen – sozusagen zwangsl�ufig – als ungewolltes Ergebnis an? Was sind
mithin die externen Effekte der Produktion?

– Welchen Stufen derWeiterverarbeitung dienen die G�ter und Dienstleistungen und
die mit ihnen verbundenen produktionsbedingten Belastungen?

– Wie teilt sich die Gesamtmenge an Umweltbelastungen auf, wenn man sie jeweils
den letzten Verwendungszwecken zuweist?Wie hoch sind die Umweltbelastungen
durch den privaten Verbrauch?

Alle drei Fragen stehen gleichwertig nebeneinander. Sie verdeutlichen, dass es in
einem volkswirtschaftlichen System nicht sinnvoll ist, nach einem Verantwortlichen
zu suchen. Wie das Bruttoinlandsprodukt als wirtschaftliche Leistung folgt auch die
Belastung der Umwelt einem Zusammenspiel von Angebot und Nachfrage, von Pro-
duktion und Verwendung.



Umweltbelastungen entstehen sowohl beim Ge- und Verbrauch von G�tern und
Dienstleistungen als auch bei den zu ihrer Herstellung notwendigen Produktionspro-
zessen. Die mit der Produktion verbundenen Belastungen sind n�mlich an den Kon-
sum indirekt gekoppelt. So entstehen durch Verbrauch von Strom im Haushalt selbst
keine Schadstoffe, wohl aber bei der Erzeugung des Stroms im Kraftwerk. Das Bei-
spiel der Emissionen von Kohlendioxid (CO2) im Jahre 2000 kann dies verdeutlichen
(s. Abb. 3).

Der Energieverbrauch und die damit ausgelçsten CO2-Emissionen kçnnen, in Ana-
logie zur Darstellung der Einkommens- und Wertschçpfungsgrçßen in den Volkswirt-
schaftlichen Gesamtrechnungen, sowohl von der Entstehungs- als auch von der Ver-
wendungsseite her betrachtet werden. Denn CO2-Emissionen entstehen einerseits
bei der Herstellung der G�ter, zum Teil auch direkt bei den Konsumaktivit�ten der pri-
vaten Haushalte (beispielsweise Raumheizung oder Individualverkehr), andererseits
werden sie aber durch die Endnachfrage nach G�tern ausgelçst. Die Verwendungs-
seite bei den CO2-Emissionen setzt sich – wie in Abbildung 3 dargestellt – zusam-
men aus den Komponenten Export (339,6 Mill. Tonnen) sowie der inl�ndischen Ver-
wendung (820,5 Mill. Tonnen). Letztere umfasst als wesentliche Positionen die Emis-
sionen durch den G�terkonsum der privaten Haushalte (604,6 Mill. Tonnen), durch
den G�terkonsum des Staates (69,9 Mill. Tonnen) sowie durch die Anlageinvestiti-
onen (136,6 Mill. Tonnen). Die Aufkommensseite zeigt die direkten Emissionen, un-
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in Millionen Tonnen
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terteilt nach den Aktivit�ten Produktion und Konsum der privaten Haushalte, sowie
Emissionen, die bei der Herstellung der importierten G�ter in der �brigen Welt (in-
direkte Emissionen) entstanden sind. Der durch wirtschaftliche Aktivit�ten bedingte
direkte Ausstoß von Kohlendioxid in Deutschland belief sich 2000 auf 854,9 Mill.
Tonnen. Davon wurden 651,2 Mill. Tonnen (76,2 %) bei der Produktion von Waren
und Dienstleistungen abgegeben und 203,7 Mill. Tonnen (23,8 %) entstanden direkt
durch die Konsumaktivit�ten der privaten Haushalte.

Bei den Produktionsbereichen, in denen die Treibhausgase unmittelbar entstanden
sind, ergibt sich folgendes Bild (s. Abb. 4).

Die Verteilung der Emissionen nach den Produktionsbereichen zeigt deutliche
Schwerpunkte. 76,6 % der gesamten direkten Emissionen 2003 wurden durch die
Produktion von Waren und Dienstleistungen verursacht und 23,4 % durch den Kon-
sum der privaten Haushalte. Darunter entfielen 63,9 % der gesamten Emissionen auf
das Produzierende Gewerbe. 41,8 % stammten aus dem Produktionsbereich »Er-
zeugung von Strom und Gas«. Bei den CO2-Emissionen dieses Produktionsbereichs
handelt es sich vor allem um Emissionen bei der Stromerzeugung. Der Bereich »Me-
tallerzeugung« folgt von der Grçßenordnung her mit 6,3 %, »Glas, Keramik, Verarbei-
tung von Steinen u. Erden« brachte 3,6 % aller Emissionen auf und auf »Chemische
Erzeugnisse« entfielen 2,3 %. Der Anteil des Bereichs »Kokerei- und Mineralçler-

Abb. 4: Direkte CO2-Emissionen nach wirtschaftlichen Aktivit�ten 2003



zeugnisse« belief sich auf 2,6 %. Zu ber�cksichtigen ist dabei, dass die rund 360 Mill.
Tonnen CO2-Emissionen des Produktionsbereichs »Erzeugung von Strom und Gas«
aus seiner prim�ren Funktion resultieren, fossile Energietr�ger in Strom umzuwandeln
und an die anderen Produktionsbereiche zu liefern. Die Dienstleistungsbereiche zu-
sammen hatten einen Anteil von 12,7 %.

Die Ozonschicht der Stratosph�re sch�tzt die Erde vor vermehrter ultravioletter Strah-
lung der Sonne. Ohne sch�tzende Ozonschicht w�rde die erhçhte ultraviolette Strah-
lung erhebliche negative Folgen auf das menschliche, tierische und pflanzliche Leben
aus�ben. Seit Anfang der 1980er-Jahre h�ufen sich die Meldungen �ber den Abbau
des stratosph�rischen Ozons in etwa 20 bis 30 Kilometer Hçhe. Durch das In-Kraft-
Treten des Montrealer Protokolls �ber Stoffe, die zum Abbau der Ozonschicht f�hren,
hat sich der Abbau der Ozonschicht verlangsamt. Nach Sch�tzungen von Atmosph�-
ren-Chemikern wird sich die Reduktion der Ozonschicht in den n�chsten Jahren mit
sinkender Geschwindigkeit fortsetzen, so dass fr�hestens mit einer Erholung der
Ozonschicht in der oberen Stratosph�re in 10 Jahren zu rechnen sein wird.

Im Berichtsjahr 2003 wurden insgesamt 38742 Tonnen ozonschichtsch�digende und
klimawirksame Stoffe verwendet. Bei den eingesetzten Stoffen handelt es sich �ber-
wiegend um Ausgangsstoffe f�r sonstige Mittel (29719 Tonnen), die zur Herstellung
anderer chemischer Erzeugnisse bestimmt sind und in der Produktion vollst�ndig
vernichtet oder umgewandelt werden. Rechnet man die Ausgangsstoffe von der Ge-
samtmenge ab, verbleiben 9023 Tonnen potenziell emissionsrelevante Stoffe. Die
Hauptmenge dieser Stoffe befindet sich �berwiegend in geschlossenen Systemen,
wie etwa in K�lte- oder Klimaanlagen. Sie werden aber auch als Treibmittel f�r
Aerosolerzeugnisse und bei der Versch�umung von Kunst- und Schaumstoffe sowie
als Lçsch- und Lçsemittel eingesetzt.

Die ozonschichtsch�digende Wirkung wird mit Hilfe des Ozonabbaupotenzials ODP
(Ozon Depletion Potential) ausgedr�ckt. Umgerechnet in ODP-gewichtete Tonnen

Tab. 3: Verwendung emissionsrelevanter Mengen an ozonschicht-
sch�digenden und klimawirksamen Stoffen 2002 bis 2003,
gegliedert nach ausgew�hlten Wirtschaftszweigen

Wirtschaftszweig-
gliederung
(WZ 2003)

metrische Tonnen ODP-gewichtete Tonnen

2002 2003 Ver�n-
derung

Ver�nd.
in %

2002 2003 Ver�n-
derung

Ver�nd.
in %

Insgesamt 9341 9023 – 318 – 3,4 622 305 – 316 – 50,9
WZ 24
Chemische Industrie 1840 1210 – 630 – 34,2 407 79 – 329 – 80,7
WZ 29
Maschinenbau 2140 2303 163 7,6 52 55 2 4,6
WZ 34 H. v. Kraftwagen-
u. Kraftwagenteilen 3185 3299 114 3,6 4 3 – 1 – 25
WZ 45
Baugewerbe 819 874 55 6,7 19 21 2 10,2
Sonstige WZ 1357 1338 – 19 – 1,4 139 148 9 6,5
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wurden im Jahr 2003 rund 305 Tonnen verwendet, gegen�ber 622 Tonnen im
Jahr 2002 (s. Tab. 3). Bei einer mçglichen Freisetzung dieser Stoffe h�tte sich gegen-
�ber dem Vorjahr nahezu eine Halbierung der ozonschichtsch�digenden Wirkung
ergeben.

Abb. 5: Anteil an der Gesamtmenge in ODP-gewichteten Tonnen 2002
nach Wirtschaftszweigen1

1 Wirtschaftsklassifikation 2003.

Abb. 6: Anteil an der Gesamtmenge in ODP-gewichteten Tonnen 2003
nach Wirtschaftszweigen1

1 Wirtschaftsklassifikation 2003.



Die hohe Abnahme der Stoffe in ODP-gewichteten Tonnen erkl�rt sich durch den
verst�rkten Einsatz von Ersatzstoffen und Blends, die kein oder ein wesentlich ge-
ringeres Ozonzerstçrungspotenzial aufweisen und zumeist auch weniger klimawirk-
sam sind. So ging zum Beispiel der Einsatz des ozonschichtsch�digenden Stoffes
R 12 (Dichlordifluormethan), der haupts�chlich in Sprays als Treibmittel Verwendung
findet um 91 % zur�ck, w�hrend der Einsatz des verwendeten Ersatzstoffes R 134a
(1,1,1,2-Tetrafluorethan) im Vergleich zum Vorjahr um 58 % stieg.

Die Verteilung der verwendeten emissionsrelevanten Mengen nach Wirtschafts-
zweigen (WZ) zeigt deutliche Schwerpunkte. Bezogen auf die eingesetzte Gesamt-
menge entfielen 2003 auf den WZ 34 »Herstellung von Kraftwagen und Kraftwagen-
teilen« knapp 37 %, das ist eine leichte Steigerung von 3,6 % zu 2002. Etwa 26 %
stammen aus dem Wirtschaftsbereich »Maschinenbau«, der ebenfalls einen Anstieg
von 7,6 % im Jahr 2003 aufzeigt. Der Anteil der »Chemischen Industrie« liegt 2003
bei rund 13 % und weist einen klaren R�ckgang von 34,2 % zu 2002 auf. Wird wie-
derum der Gesamtanteil der WZ nach ODP-gewichteten Tonnen betrachtet, nimmt
der Bereich »Sonstige Wirtschaftzweige« gut 49 % im Jahr 2003 ein, das ist eine
Steigerung von 6,5 %. Zur�ckzuf�hren ist dies auf den WZ 35 »Sonstiger Fahrzeug-
bau«, der alleine 44 % an der Gesamtmenge der »Sonstigen Wirtschaftszweige«
ausmacht.

In der »Chemischen Industrie« ist 2003 ein deutlicher R�ckgang der anteiligen Ge-
samtmenge nach ODP-gewichteten Tonnen zu verzeichnen. 2002 nahm dieser Be-
reich rund 66 % der Gesamtmenge ein und sank 2003 auf fast 26 % ab.

19.2.3 Abfall

Abfallaufkommen

Das Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetz fordert in erster Linie die Vermeidung von
Abf�llen. In zweiter Linie ist die stoffliche oder energetische Verwertung der Besei-
tigung von Abf�llen immer vorzuziehen.

Um die Effektivit�t dieser umweltpolitischen Strategie bemessen zu kçnnen, wird,
basierend auf den durchgef�hrten Abfallstatistiken, ein Gesamtaufkommen aller ent-
sorgten Abf�lle in Deutschland berechnet. Die Abfallgruppen Siedlungsabf�lle, Bau-
und Abbruchabf�lle, Bergematerial aus dem Bergbau, Abf�lle aus Produktion und
Gewerbe und die besonders �berwachungsbed�rftigen Abf�lle wurden als Eckpfeiler
des Gesamtaufkommens definiert.

Im Jahr 2003 wurden 366,4 Mill. Tonnen Abf�lle an Entsorgungsanlagen angeliefert.
Wie in Abbildung 7 zu sehen ist, macht die Menge der Bauabf�lle mit 61 % fast zwei
Drittel des Abfallaufkommens in Deutschland aus. Wurden im Jahr 2001 noch
251,3 Mill. Tonnen Bau- und Abbruchabf�lle an Entsorgungsanlagen angeliefert, wa-
ren es im Folgejahr nur rund 241 Mill. Tonnen. Im Jahr 2003 sank die Menge weiter
auf 223,4 Mill. Tonnen. Der r�ckl�ufige Trend bei der entsorgten Abfallmenge h�ngt
haupts�chlich mit der sinkenden Baut�tigkeit und dem damit verbundenen R�ckgang
der Bau- und Abbruchabf�lle zusammen.
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Siedlungsabf�lle

Die Siedlungsabf�lle, die mit einer Summe von 49,6 Mill. Tonnen im Jahr 2003 im-
merhin 13,5 % des Aufkommens bilden, beinhalten die Abfallmengen aus Haushalten
(s. Abb. 8) und die anderen Siedlungsabf�lle.

Im Jahr 2003 betrugen die Haushaltsabf�lle rund 43,7 Mill. Tonnen. An der mengen-
m�ßigen Entwicklung der Haushaltsabf�lle kçnnen Ver�nderungen im Verhalten der
privaten Endverbraucher festgestellt werden. Haushaltsabf�lle sind zum Beispiel

Abb 7: Zusammensetzung des Abfallaufkommens im Jahr 2003

Abb. 8: Haushaltsabf�lle (ungef�hrlich) 2003



hausm�ll- und hausm�ll�hnliche Gewerbeabf�lle, die �ber die çffentliche M�llabfuhr
eingesammelt werden, Sperrm�ll, kompostierbare Abf�lle aus der Biotonne und ge-
trennt gesammelte Fraktionen. In den Jahren 1999 bis 2003 nimmt die entsorgte
Menge der getrennt gesammelten Abfallfraktionen immer mehr zu von 12,8 Mill. Ton-
nen im Jahr 1999 auf 17,9 Mill. Tonnen in 2003, dass sind 41 % der gesamten Haus-
haltsabf�lle. Daraus kann geschlossen werden, dass sich das Bewusstsein der Be-
vçlkerung im Hinblick auf die Wiederverwertbarkeit der Abf�lle gesch�rft hat und der
Trend zur verst�rkten Abfalltrennung der Haushaltsabf�lle geht.

Im Jahr 2003wurden in Deutschland 529 kg Haushaltsabf�lle pro Einwohner an Abfall-
anlagen angeliefert. Im Vergleich zu den Vorjahren ist der �ber die çffentliche M�ll-
abfuhr eingesammelte Hausm�ll von 209 kg pro Einwohner im Jahr 1999 auf 192 kg
pro Einwohner im Jahr 2003 zur�ckgegangen. Die entsorgte Menge an Sperrm�ll ist
seit 1999 relativ konstant mit durchschnittlich 34 kg pro Einwohner und Jahr.

Tab. 4: Siedlungsabfallaufkommen
Kilogramm je Einwohner

1999 2000 2001 2002 2003

Siedlungsabf�lle 604 609 599 636 601
darunter Haushaltsabf�lle zusammen
(ungef�hrlich) 441 457 440 562 529
davon
Hausm�ll, hausm�ll�hnliche Ge-
werbeabf�lle �ber die çffentliche
M�llabfuhr eingesammelt 209 219 200 207 192
Sperrm�ll 37 31 32 36 32
Kompostierbare Abf�lle aus der
Biotonne 39 43 46 42 42
Garten- und Parkabf�lle biologisch
abbaubar . . . 50 47
Andere getrennt gesammelte
Fraktionen zusammen 156 164 162 227 217
nachrichtlich: Einwohner zum
Jahresende (1000) 82163 82260 82440 82537 82532

1 Daten teilweise mit Hamburg 1999.
2 F�r 2002 erfolgten Verschiebungen durch die Einf�hrung des Europ�ischen Abfallverzeichnisses

insbesondere innerhalb der Siedlungsabf�lle.
. Zahlenwert unbekannt.

Die anderen Siedlungsabf�lle mit 5,7 Mill. Tonnen im Jahr 2003 sind zum grçßten Teil
hausm�ll�hnliche Gewerbeabf�lle, die nicht �ber die çffentliche M�llabfuhr eingesam-
melt werden, kleine Mengen an nicht biologisch abbaubaren Garten- und Parkabf�llen
sowie Straßenreinigungs- und Marktabf�lle.

Einsammlung von Verpackungen

Die eingesammelten Verpackungen sind ein Teil des oben genannten, an Ent-
sorgungsanlagen gelieferten Abfallaufkommens. Es wird unterschieden zwischen
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Tab. 5: Einsammlung von Verpackungen von 1996 bis 2004
in 1000 Tonnen

Jahr
Verpackungsarten

eingesammelte
Menge

insgesamt

Verbleib

bei Sortier-
anlagen

bei Verwerter-
betrieben

sonstiger
Verbleib

1000 t

Insgesamt 1996 9265 6114 3095 56
Insgesamt 1997 9878 6542 3319 17
Insgesamt 1998 10303 6668 3620 15
Insgesamt 1999 10822 7081 3720 21
Insgesamt 2000 11313 7511 3792 10
Insgesamt 2001 11111 7313 3792 6
Insgesamt 2002 11128 7550 3573 5
Insgesamt 2003 10812 7123 3681 8
Insgesamt 20041 10622 6853 3769 –

Transport-, Um- und Verkaufsverpackungen, bei Gewerbe
und Industrie eingesammelt 2004

Zusammen 4655 2143 2512 –
f�r nicht schadstoff-
haltige F�llg�ter 4650 2142 2508 –
Glas 96 37 60 –
Papier, Pappe, Karton 3076 1312 1763 –
Metalle 128 23 105 –
Kunststoffe 243 99 144 –
Holz 412 143 269 –
Verbunde 38 8 30 –
sonstige Materialien 657 520 137 –
f�r schadstoffhaltige
F�llg�ter 5 1 4 –

Verkaufsverpackungen, bei privaten Endverbrauchern
eingesammelt 2004

Zusammen 5967 4710 1257 –
davon:
Leichtstoff-Fraktionen 2197 2197 x –
Papier, Pappe, Karton 1451 1237 214 –
Glas 2234 1240 994 –
Kunststoffe 33 15 18 –
Metalle 44 17 26 –
Verbunde 8 5 4 –

1 Vorl�ufiges Ergebnis.

den bei den privaten Endverbrauchern eingesammelten Verkaufsverpackungen, die
gleichzeitig zu den genannten, getrennt eingesammelten Fraktionen der Haushalts-
abf�lle z�hlen, und den Transport- und Umverpackungen, die den Abf�llen aus Pro-
duktion und Gewerbe zugeschlagen werden.

In Tabelle 5 wird die getrennte Einsammlung von Verpackungen dargestellt. Ver-
packungen belasten die Umwelt bei der Produktion, beim Transport und anschlie-
ßend bei ihrer Entsorgung. Mit der vorgeschriebenen getrennten Einsammlung von
Verpackungen soll die weitgehende Wiederverwertung der Verpackungsmateria-



lien sichergestellt werden. Dadurch werden einerseits Rohstoffe und Energie einge-
spart, andererseits gehen die Haus- und Gewerbem�llmengen zur�ck. Der grçßte
Teil (65 % im Jahr 2004) der getrennt eingesammelten Verpackungen wird in Sor-
tieranlagen sortiert, um anschließend verwertet werden zu kçnnen. Das ist insbe-
sondere bei den im Dualen System durch Gelbe S�cke oder Container gesammel-
ten Gemischen von verschiedenen Verpackungsmaterialien (diese stellen den �ber-
wiegenden Teil der Leichtstoff-Fraktionen) erforderlich, um eine sinnvolle Verwertung
zu ermçglichen. Aber auch bereits getrennt eingesammelte Materialien, wie zum Bei-
spiel Altglas, werden in speziellen Verfahren nachsortiert. Immerhin 35 % der im
Jahr 2004 eingesammelten Verpackungen konnten ohne weitere Sortierung an Ver-
werterbetriebe geliefert werden.

In den letzten vier Jahren bis 2004 ist das Gesamtgewicht der eingesammelten Ver-
packungen leicht r�ckl�ufig. Ursache f�r den R�ckgang ist insbesondere ein zuneh-
mender Wechsel von schweren Glasverpackungen hin zu leichten Kunststoffver-
packungen, sowie eine ab 2004 angepasste Berechnungsgrundlage der Anteile an
Verpackungen aus Papier und Pappe, die in den Depotcontainern enthalten sind.

19.2.4 Unf�lle mit wassergef�hrdenden Stoffen

Die Erhebung umfasst Unf�lle beim Umgang und bei der Befçrderung wasserge-
f�hrdender Stoffe. Unter Umgang ist das Lagern, Abf�llen, Umschlagen, Herstel-
len, Behandeln und Verwenden einschließlich des innerbetrieblichen Transports zu
verstehen. Im Jahr 2004 ereigneten sich in Deutschland 2340 Unf�lle mit wasser-
gef�hrdenden Stoffen. Dabei wurde ein Volumen von 5518 Kubikmeter freigesetzt,
wovon 3754 Kubikmeter nicht wiedergewonnen werden konnten, d.h. in der Umwelt
verblieben. In der Mehrzahl der Unf�lle (70 %) waren Stoffe der Wassergef�hrdungs-
klasse 2 betroffen. Dazu gehçren zum Beispiel Heizçl, Benzin und Dieselkraftstoff.
Sie bildeten jedoch nur 22 % des freigesetzten Volumens. Stark wassergef�hrdende
Stoffe mit Wassergef�hrdungsklasse 3 wie Altçle, Rohbenzin und Quecksilber wur-
den bei 11 % der Unf�lle freigesetzt. Der Anteil der schwach wassergef�hrdenden
Stoffe (Wassergef�hrdungsklasse 1) wie schweres Heizçl, Methanol und schweflige
S�ure betrug 8 %. Einen Anteil von 49 % am freigesetzten Volumen, aber nur 11 %

Tab. 6: Unf�lle mit wassergef�hrdenden Stoffen
(Freigesetztes und nicht wiedergewonnenes Volumen)

1999 2000 2001 2002 2003 2004

Anzahl
Unf�lle 2630 2620 2514 2357 2023 2340

m3

Freigesetztes Volumen 6980 6829 5026 4705 5733 5518
Nicht wiedergewonnenes
Volumen 4589 2516 2571 3323 4261 3754
Prozent 66 37 51 71 74 68
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der Unf�lle bildeten Stoffe mit unbekannter Wassergef�hrdungsklasse. Hierin sind
mehrere Unf�lle mit grçßeren Mengen G�lle, Jauche oder Silagesickersaft enthalten,
die nicht in Wassergef�hrdungsklassen eingestuft werden. Insgesamt beliefen sich
die Kosten der Maßnahmen zur Schadensbegrenzung auf 12,6 Mill. Euro.

19.3 Umweltzustand

Eine besonders schwierige Aufgabe ist es, die durch umweltbelastende Aktivit�ten
verursachten Umweltver�nderungen statistisch zu erfassen. Zwar liegen vielf�ltige
Einzelinformationen aus Messnetzen, Verwaltungsunterlagen und Forschungsprojek-
ten vor, aber gleichzeitig fehlen in der Regel bundesweit einheitlich erfasste und aus-
sagekr�ftige Daten f�r diesen Bereich. Daher wurden Methoden f�r eine systemati-
sche Umweltbeobachtung in ausgew�hlten Regionen bzw. durch repr�sentative
Stichprobenerhebungen erarbeitet. Hierzu z�hlt u.a. das vom Statistischen Bundes-
amt entwickelte Konzept einer »�kologischen Fl�chenstichprobe«, mit deren Hilfe f�r
das gesamte Bundesgebiet Zustand und Entwicklung der Qualit�t von Landschaft und
�kosystemen – insbesondere auch hinsichtlich der Biodiversit�t – ermittelt werden
kçnnen. Allerdings konnten diese Konzepte bisher noch nicht eingesetzt werden,
sodass entsprechende Informationen zum Umweltzustand in Deutschland weiterhin
nicht im erw�nschten Maße vorhanden sind. Die nachfolgenden Kapitel beleuchten
insofern nur einzelne Aspekte von Zustandsver�nderungen hinsichtlich spezieller Fra-
gestellungen, die zu Beginn der 1980er-Jahre besonders dringlich erschienen und
deren statistische Erfassung daher fr�hzeitig in Angriff genommen wurde.

19.3.1 Waldsch�den

Seit Ende der 1970er-Jahre wurden in Deutschland zunehmend fl�chenhafte Wald-
sch�den registriert, die sich nicht mehr ausschließlich auf nat�rliche Ursachen wie
Sch�dlingsbefall, Windwurf, Schneebruch, Wildsch�den und sonstige bekannte Ur-
sachen zur�ckf�hren ließen.

Zur Beurteilung des Zustandes der W�lder werden seit 1984 j�hrlich Waldschadens-
erhebungen durch die Landesforstverwaltungen durchgef�hrt. Um die Schadensent-
wicklung �ber lange Zeitr�ume beobachten und den Umfang der Sch�den vergleichen
zu kçnnen, sind die Abgrenzungen nach verschiedenen Schadensklassen bis heute
beibehalten worden, wenngleich die einzelnen Schadstufen nach der Entlaubung/Ent-
nadelung bzw. Vergilbung inzwischen differenzierter betrachtet werden.

Nach den j�hrlichen Waldzustandsberichten der Bundesregierung sind die Ursachen
f�r diese Sch�den vielschichtig. Neben den Dauerbelastungen durch Luftschadstoffe
und aufgrund von Standortfaktoren beeinflussen auch andere Faktoren, etwa Witte-
rungsextreme wie Trockenperioden oder Temperaturst�rze sowie unterschiedlicher
Befall mit Schadorganismen den jeweiligen Kronenzustand der Waldb�ume.



In den letzten 20 Jahren hat sich das Wissen �ber die Waldçkosysteme und �ber das
Ausmaß ihrer Belastung sowie �ber die Auswirkungen der Luftverunreinigung auf un-
sere W�lder deutlich erweitert. Zahlreiche Maßnahmen zur Verbesserung der Luft-
qualit�t f�hrten zu ges�nderen W�ldern. Jedoch sind 20 Jahre f�r das Leben des
Waldes eine relativ geringe Zeitspanne und die erfolgreiche Schadstoffreduzierung
in der Luft bedeutet nicht gleichzeitig auch eine Reduzierung der �ber viele Jahrzehnte
angesammelten Schadstoffeintr�ge in die Bçden. Damit die W�lder angesichts der
sich �ndernden Klimabedingungen mit immer h�ufiger werdenden Extremwitterungs-
bedingungen wie Orkane, Hochwasser wie im Sommer 2002, oder Trockenheit wie im
Sommer 2003 ohne grçßere Sch�den �berstehen kçnnen, m�ssen weitere Anstren-
gungen unternommenwerden, umdieW�lder ges�nder und damit widerstandsf�higer
zu machen.

Unbesehen aller regionalen und baumartenspezifischen Unterschiede zeigen die Er-
gebnisse der Waldschadenserhebung der letzten Jahre, dass sich die seit 1991 zu
beobachtende allm�hliche Verbesserung des Kronenzustandes nicht weiter fortset-
zen konnte. Die deutlichen Sch�den sind von 30 % im Jahr 1991 auf 21 % im Jahr
1998 zur�ckgegangen. Eine weitere Reduzierung konnte seitdem nicht erreicht wer-
den, im Jahr 2005 lag der Anteil bei 29 %. 42 % der Waldfl�che war 2005 schwach
gesch�digt (Warnstufe), ohne erkennbare Schadmerkmale waren 29 %. Die Wald-
schadenserhebung belegt zudem, dass �ltere B�ume von Kronenverlichtungen we-
sentlich st�rker betroffen sind als junge.
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Abb. 9: Fl�chenanteil der Waldschadensstufen 1984–20051

1 Ergebnis der Waldschadenserhebung (Ermittlung der Landesforstverwaltungen). Der Gesundheits-
zustand wird durch Beobachtung der Baumkronen w�hrend der Vegetationszeit ermittelt.

Quelle: Bundesministerium f�r Verbraucherschutz, Ern�hrung und Landwirtschaft.
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F�r einzelne Baumarten stellen sich die Schadmerkmale recht unterschiedlich dar:

Nach einer anf�nglichen Verschlechterung des Zustandes Anfang der 1990er-Jahre
(1992: 30 %) und einer darauf folgenden Verbesserung (1996: 22 %), stagnierten die
deutlichen Sch�den bei der Fichte in den Folgejahren (bis 2003) auf einem Niveau um
25 % und erreichten 2004 mit 35 % ihren bisher hçchsten Wert. Im Jahr 2005 hat sich
der Fl�chenanteil um vier Prozentpunkte verringert und liegt nun bei 31 %.

Bei der Kiefer hat der Anteil der deutlichen Sch�den von 1991 bis 1998 kontinuierlich
abgenommen undmit 10 %das niedrigste Niveau aller Baumarten erreicht. Aber auch
hier konnte sich die Entwicklung nicht fortsetzen. Der Anteil der Kiefernfl�che mit
deutlichen Sch�den hat gegen�ber dem Vorjahr um zwei Prozentpunkte auf 19 %
im Jahr 2005 zugenommen. Die Kiefer bleibt aber die Baumart mit dem geringsten
Sch�digungsanteil in den Schadstufen 2–4.

Die Buche ist mit 15 % Anteil an der Waldfl�che die am weitesten verbreitete Laub-
baumart in Deutschland. Nachdem der Anteil deutlich gesch�digter B�ume �ber einen
l�ngeren Zeitraum (bis 2003) um 30 % lag, stieg er im Jahr 2004 auf 55 %und ging jetzt
wieder auf 44 % (2005) zur�ck.

Von wenigen Ausnahmen abgesehen hat die Kronenverlichtung bei der Eiche bis zum
Jahr 1996 (47 %) st�ndig zugenommen (1984: 9 %). Die Eiche entwickelte sich zu der
am meisten gesch�digten Baumart. Seit dem Jahr 1997 war eine kontinuierliche Ver-
besserung des Kronenzustandes der Eichen zu vermerken (2002: 29 %). Auch hier ist
jedoch in den Folgejahren wieder eine deutliche Verschlechterung eingetreten. Der
Anteil der Eichen mit deutlichen Sch�den stieg �ber 39 % (2003) und 45 % (2004) auf
einen neuen Hçchststand von 51 % im Jahr 2005.

19.3.2 Gef�hrdete Tiere und Pflanzen

Artengef�hrdung und -vernichtung resultieren meist aus der Ver�nderung oder Zer-
stçrung der nat�rlichen Lebensr�ume. Besonders bedroht sind Gebiete, die aufgrund
ihrer besonderen Standortbedingungen ohnehin einen geringen Raum einnehmen
(beispielsweise Feuchtgebiete und Trockenrasen). W�hrend die Landwirtschaft in fr�-
heren Jahrhunderten wesentlich zur Entstehung und Pflege einer hohen Artenvielfalt
beigetragen hat, wurde sie in den letzten 40 Jahren zu einem Hauptverursacher der
Artenverarmung. Die Gr�nde liegen in der Ver�nderung n�hrstoffarmer, trockener oder
nasser Standorte hin zu f�r die Landwirtschaft besser geeigneten mittleren Stand-
orteigenschaften, in Flurbereinigungsmaßnahmen und in der Nutzungsintensivierung
durch D�ngung oder den Einsatz von Pflanzenschutzmitteln. Des Weiteren werden
naturnahe Lebensr�ume und wildlebende Arten durch Straßenbau und Verkehr, durch
Siedlungsbau, den Tourismus oder durch Landschaftseingriffe bei der Rohstoffgewin-
nung gef�hrdet und dezimiert.

Der aktuelle Gef�hrdungsgrad von Lebensr�umen, von Tieren, Pflanzen, Pilzen oder
Flechten wird in Deutschland seit mehr als 20 Jahren durch so genannte »Rote Listen«
dokumentiert, die in grçßeren Abst�nden (etwa alle 10 Jahre) vom Bundesamt f�r



Naturschutz bearbeitet und verçffentlicht werden. Als Bezug und Vergleichsmaßstab
f�r die Bewertung der aktuellen Gef�hrdung dienen die Artenvorkommen aus derMitte
des 19. Jahrhunderts. Die Listen basieren vor allem auf der Einsch�tzung vieler, meist
ehrenamtlicher Experten f�r die verschiedenen Lebensraumtypen, Regionen und Ar-
tengruppen, also nicht auf einer standardisierten Erhebung des Statistischen Bundes-
amtes.

Global gesehen z�hlt Deutschland aufgrund seiner naturr�umlichen Bedingungen zu
den arten�rmeren Gebieten.
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Abb. 10: Gef�hrdung von Tierarten

Abb. 11: Gef�hrdung von Pflanzenarten
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F�r die Aufstellung der Roten Liste der Pflanzen (letzter Stand 1996) wurden 13907 Ar-
ten und damit etwa die H�lfte der 28000 heimischen Pflanzenarten bewertet. Tabelle 7
zeigt den Gef�hrdungsgrad einiger Artengruppen. Von den Farn- und Bl�tenpflanzen
gelten 27 % als bestandsgef�hrdet, von den Moosen und den Algen (insgesamt 2653
untersuchte Algenarten) 35 % (mit einer besonders hohen Bestandsgef�hrdung von
73 % bei den Armleuchteralgen). Flechtenarten sind zu 44 % im Bestand gef�hrdet.

In der Roten Liste der Tiere wurden von gesch�tzten 49000 heimischen Tierarten (inkl.
Einzeller) rund 15850 Arten hinsichtlich ihrer Gef�hrdung bewertet (Stand 1998). Mit

Tab. 7: Tier- und Pflanzenarten nach dem Grad ihrer Gef�hrdung

Systematische Gruppe Daten-
stand

Unter-
suchte
Arten
(Arten-
zahl)

Gef�hrdung extrem
selten

Vor-
warn-
liste

Ungef�hrdet
oder Daten
ungen�gendausge-

storben/
ver-

schollen

be-
stands-
gef�hr-
det1

in %

Pflanzen und Pilze insg. 1996 13907 4 29 7 3 58
darunter
Farn- und Bl�tenpflanzen 3001 2 27 3 6 63
Moose 1121 5 35 6 15 40
Flechten 1691 11 44 6 – 39
Armleuchteralgen 40 13 73 5 – 10
Großpilze 4385 1 23 9 – 68

Tiere 1998 15850 3 36 4 3 54
darunter
S�ugetiere 100 13 33 5 8 41
Brutvçgel 256 6 27 11 7 49
Kriechtiere 14 0 79 0 0 21
Lurche 21 0 62 5 10 24
Fische/Rundm�uler
(Meerwasser) 207 2 19 6 0 73
Fische/Rundm�uler
(S�sswasser) 70 6 64 4 0 26
Großschmetterlinge 1450 2 31 5 10 51
K�fer2 5984 4 41 1 0,3 54

1 Beinhaltet die Gef�hrdungskategorien: Vom Aussterben bedroht, stark gef�hrdet, gef�hrdet, Ge-
f�hrdung anzunehmen.

2 Ohne Lauf- und Sandlaufk�fer.

Quelle: Nach Bundesamt f�r Naturschutz (BfN): Daten zur Natur 2004.

54 % gelten etwas mehr als die H�lfte der untersuchten Gruppen als ungef�hrdet
(bzw. es liegen keine ausreichenden Daten zur Bewertung vor). 3 % sind ausgestorben
oder verschollen, 36 % gelten als (nach unterschiedlichen Kategorien) gef�hrdet und
3 % stehen in einer Vorwarnliste. Weitere 4 % sind generell sehr selten anzutreffen.
Weitere Differenzierungen nach Tierartengruppen sind der Tabelle 7 zu entnehmen.
Besonders gef�hrdet sind Kriechtiere und Lurche, aber auch S�ßwasserfische.



Obwohl bei der Bestandssicherung bedrohter Pflanzen- und Tierarten in Einzelf�llen
Erfolge verzeichnet werden konnten, ist eine generelle Trendwende nicht in Sicht. Von
den 21 Themen der Nachhaltigkeitsstrategie der Bundesregierung f�r Deutschland
befasst sich auch einer der Indikatoren mit der Artenvielfalt. Er st�tzt sich auf die
Bestandsentwicklung von 51 Vogelarten, die stellvertretend f�r den Zustand in der
gesamten Landschaft genommen werden. Bezogen auf die Situation zu Anfang der
1970er Jahre (Index 100) sank die Vielfalt danach bis zum Jahr 2002 um 28 %, wobei
der grçßte R�ckgang bereits bis zum Jahr 1990 stattgefunden hat (Bundesregierung
2005: Wegweiser Nachhaltigkeit 2005). Es besteht das politische Ziel, bis zum Jahr
2015 wieder den Wert der 1970er-Jahre zu erreichen.

19.3.3 Gesundheitsbeeintr�chtigungen der Bevçlkerung

Die Zusammenh�nge zwischen Umweltfaktoren und der Gesundheit und Lebensqua-
lit�t sind komplex und werden maßgeblich durch eine Vielzahl von weiteren Faktoren
wie der sozialen Lage und dem individuellen Lebensstil beeinflusst. Eindeutige Nach-
weise von urs�chlichen Zusammenh�ngen zwischen Umweltbelastungen und spezi-
fischen Gesundheitsbeeintr�chtigungen sind daher selten. Zudem lassen sich die
Wechselwirkungen verschiedener umweltbedingter Risikomerkmale und ihr Einfluss
auf die gesundheitliche Lage mit den derzeit verf�gbaren Methoden nicht angemes-
sen erfassen.

Im Folgenden soll daher vorwiegend auf umweltbedingte Gesundheitsrisiken einge-
gangen werden, �ber die gesicherte Erkenntnisse vorliegen.

Der Gesundheitsbericht f�r Deutschland, der 2006 vom Robert Koch-Institut heraus-
gegeben wird, nennt hierzu vor allem Belastungen von Außen- und Innenraumluft,
L�rm, Strahlung und die Schadstoffbelastung.

Luftqualit�t

ImHinblick auf diemenschliche Gesundheit ist die Belastung der Außenluft mit Schad-
stoffenwie Feinstaub undOzon von besonderem Interesse. Epidemiologische Studien
haben insbesondere f�r den Feinstaub (PM10, Schwebstaubpartikel mit einem Durch-
messer unter 10 mm) gesundheitssch�dliche Wirkungen nachweisen kçnnen. Beson-
ders bei alten Menschen und Personen mit Atemwegs- oder Herz-Kreislauferkran-
kungen kann Feinstaub zu einer Zunahme der Beschwerden und einer erhçhten
Sterblichkeit f�hren. Bedingt durch Verbesserungen in der Verbrennungs- und Filter-
technik ist die Belastung mit Schwebstaub insgesamt im letzten Jahrzehnt zur�ck-
gegangen. Der relative Anteil der gesundheitsrelevanten Staubanteile am gesamten
Schwebstaub hat sich dadurch jedoch erhçht. Der seit 2005 bundesweit g�ltige
Grenzwert von 40 mg/m3 PM10 im Jahresmittel und der Grenzwert von 50mg/m3 im
Tagesmittel, der maximal an 35 Tagen pro Jahr �berschritten werden darf, kann mo-
mentan in vielen Ballungsgebieten noch nicht eingehalten werden.

Zu den wichtigsten Schadstoffen der Innenraumluft gehçren Tabakrauch, nat�rliche
Allergenewie Schimmelpilzsporen undHausstaubmilbenexkremente sowie Stoffe, die
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beispielsweise aus Bauprodukten oder Einrichtungsgegenst�nden freigesetzt wer-
den. Insbesondere Kinder sollten vor der Belastung mit Tabakrauch in Innenr�umen
gesch�tzt werden. Den Ergebnissen des Umweltsurveys 1998 zufolge leben ca. 50 %
der Kinder in Deutschland in Haushalten, in denen mindestens eine Person raucht.

Abb. 12: Anzahl der PM10-Messstationen, an denen der seit 1. 1. 2005
geltende Tagesmittelwert von 50 mg/m3 PM10 an mehr als 35 Tagen
�berschritten wurde

Quelle: Umweltbundesamt, 2006 (http://www.env-it.de/luftdaten/start.fwd).

Abb. 13: L�rmbel�stigung durch verschiedene L�rmquellen

1 �nderung des Befragungsinstrumentes zwischen 1998 und 2000.



Daneben ist in einigen Regionen Deutschlands die Innenraumluft mit radioaktivem
Radon belastet, was erhebliche Folgen haben kann. So stellt Radon in Innenr�umen
nach dem Zigarettenrauch die zweith�ufigste Ursache f�r Lungenkrebs in Europa dar.

L�rm

Der L�rm von Autos, Eisenbahnen und Flugzeugen schr�nkt die Lebensqualit�t vieler
Menschen erheblich ein. Hohe L�rmbelastungen kçnnen aber auch ein Risiko f�r die
Gesundheit darstellen. Der Verkehrsl�rm gehçrt mittlerweile zu den grçßten Umwelt-
problemen in unserem dicht besiedelten und verkehrsreichen Land. Jeder zehnte
Deutsche f�hlt sich durch Verkehrsl�rm bel�stigt. Erhçhte L�rmpegel kçnnen bei-
spielsweise zu Schlafstçrungen, Stress und Konzentrationsschw�chen f�hren. Dar�-
ber hinaus kann eine lang andauernde L�rmbelastung das Risiko f�r Herz-Kreislauf-
erkrankungen erhçhen.

Strahlung

Die Belastung der Bevçlkerung mit UV-Strahlung hat sich durch vermehrtes Sonnen-
baden und die zunehmende Nutzung von Solarien kontinuierlich erhçht. Dies hat mit
zur Steigerung der Hautkrebsrate beigetragen. Wahrscheinlich ist auch die verbes-
serte Erfassung neuer Hautkrebsf�lle in den Krebsregistern f�r einen Teil des beob-
achteten Anstiegs verantwortlich.

Sowohl durch nat�rliche Strahlung (kosmische Strahlung, radioaktive Stoffe in der
Erdkruste, Anteile des UV-Lichts) als auch zivilisatorisch bedingte bzw. zivilisatorisch
ver�nderte Strahlenquellen (medizinische und technische Anwendungen) ist jeder
Mensch st�ndig einer bestimmten Dosis hoch energetischer (ionisierender) Strahlung
ausgesetzt. Ionisierende Strahlen kçnnen Sch�den am Erbgut der Zellen verursachen
und sind potenziell Krebs erregend. Die mittlere effektive Dosis betr�gt f�r die na-
t�rliche wie zivilisatorisch bedingte bzw. ver�nderte Strahlung jeweils etwa die �qui-
valentdosis von zwei milli-Sievert (mSv) pro Jahr und blieb somit gegen�ber dem
Vorjahr unver�ndert. Insgesamt machte die Strahlenbelastung durch Rçntgendiag-
nostik und Nuklearmedizin mit 1,9 mSv den Hauptteil der zivilisatorisch bedingten
Dosis aus. Die Beitr�ge anderer zivilisatorischer Strahlenquellen sind sehr gering.

Schadstoffbelastung der Bevçlkerung

�ber die Nahrung, die Atemluft oder direkten Kontakt gelangt t�glich eine Vielzahl
unterschiedlichster Chemikalien in den Organismus. Die gesundheitlichen Wirkungen
eines Großteils der heute verwendeten chemischen Substanzen sind allerdings nur
wenig erforscht. Betrachtet man jene Chemikalien und Schwermetalle, deren poten-
ziell sch�dliche Wirkung hinreichend erforscht ist, so ist bei etwa 99 Prozent der Be-
vçlkerung derzeit kein Gesundheitsrisiko zu bef�rchten, ausgenommen sind krebs-
erregende Substanzen. Bei verschiedensten weiteren Chemikalien (z.B. hormonell
wirksame Substanzen, bestimmte Krebs erregende Stoffe) sind die Effekte allerdings
noch nicht gen�gend bekannt, um eine Bewertung vorzunehmen. Die kçrperliche
Schadstoffbelastung der Bevçlkerung mit Blei, Cadmium, Quecksilber und Penta-
chlorphenol (PCP) hat in den letzten zehn bis zwanzig Jahren deutlich abgenommen.
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19.4 Umweltschutz

19.4.1 Internationales Umweltrecht

Die Bedrohung der nat�rlichen Lebensgrundlagen durch Umweltverschmutzung
macht vor L�ndergrenzen nicht Halt und ist ein internationales Problem. Deshalb bleibt
auch der Erfolg r�umlich begrenzter Umweltschutzmaßnahmen beschr�nkt. Die Eu-
rop�ische Union trug diesem Tatbestand Rechnung, indem sie auf der Grundlage von
mittlerweile sechs Umweltaktionsprogrammen eine Vielzahl bedeutsamer Umwelt-
schutzrichtlinien erließ. Alle Mitgliedstaaten sind verpflichtet, diese Richtlinien, die
Mindestanforderungen festlegen, in nationales Recht umzusetzen. Neben diesen Re-
gelungen auf EU-Ebene treten eine Reihe weiterer internationaler Abkommen, die sich
vornehmlich auf Fragen der Luftreinhaltung und des Klimaschutzes beziehen.

Nicht zuletzt die Konferenz der Vereinten Nationen �ber Umwelt und Entwicklung im
Juni 1992 in Rio de Janeiro sowie nachfolgende Klimakonferenzen – zuletzt in Mont-
real 2005 – haben gezeigt, wie schwer internationale Vereinbarungen im Umwelt-
schutz und -recht, gerade im Hinblick auf den sich versch�rfenden Nord-S�d-Konflikt,

Abb. 14: Korporale Belastung mit Arsen, Cadmium und Quecksilber (mg/l) der
deutschen 25–69-j�hrigen Bevçlkerung der Jahre 1990/92 und 1998

Quelle: Umweltbundesamt.



erreicht werden kçnnen. Das Abkommen von Kyoto, nach dem die sechs maßgeb-
lichen Treibhausgase in der Periode 2008 bis 2012 insgesamt um 5,2 % (Basis 1990)
verringert werden sollen, muss durch die konkrete Ausgestaltung dauerhaft gesichert
werden. Durch die Einf�hrung des Emissionshandels ist hierf�r ein wichtiger Schritt
getan.

19.4.2 Ausgaben f�r Umweltschutz

Ein wichtiger Ansatzpunkt f�r die statistische Beschreibung von Umweltschutzmaß-
nahmen sindmonet�re Grçßen, wie die Ausgaben f�r Umweltschutzeinrichtungen. Die
folgenden Daten �ber Ausgaben f�r Umweltschutz – das ist die Summe aus Inves-
titionen und laufenden Ausgaben f�r den Betrieb von Umweltschutzeinrichtungen –
beschr�nken sich auf die Bereiche Abfallbeseitigung, Gew�sserschutz, L�rmbek�mp-
fung sowie Luftreinhaltung. Dabei wird auch �ber Umweltschutzausgaben der immer
bedeutsameren privatisierten çffentlichen Entsorgungsunternehmen berichtet.

Im Jahr 2002 wurden insgesamt fast 34 Mrd. Euro an Umweltschutzausgaben get�-
tigt, das sind 1,6 % des Bruttoinlandprodukts. Davon entfielen 7,2 Mrd. Euro auf das
Produzierende Gewerbe, 9,5 Mrd. Euro auf die çffentlichen Haushalte (Staat) und
17,3 Mrd. Euro auf die privatisierten çffentlichen Unternehmen. In allen Umweltberei-
chen waren jeweils rund ein Viertel investive Umweltschutzausgaben, es �berwogen
eindeutig die laufenden Ausgaben f�r den Betrieb der Umweltschutzeinrichtungen mit
rund 75 %.

Die Analyse der Ausgabenstrçme nach Umweltbereichen macht die Dominanz des
Gew�sserschutzes und der Abfallbeseitigung deutlich, die beide in erster Linie beim
Staat bzw. den çffentlichen Unternehmen angesiedelt sind. Auf diese beiden Umwelt-
schutzbereiche entfielen im Jahr 2002 rund 90 % der gesamten Umweltschutz-
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Abb. 15: Umweltschutzausgaben1 nach Umweltschutzbereichen 2002
Mrd. Euro in jeweiligen Preisen

1 Ohne Ausgaben f�r integrierte Umweltschutzmaßnahmen.
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ausgaben. Die Maßnahmen f�r die Luftreinhaltung, die sich fast ausschließlich im
Produzierenden Gewerbe finden, erreichten einen Ausgabenanteil von 9 %. L�rm-
schutzausgaben stellen knapp 1 % der Gesamtausgaben dar.

W�hrend von 1994 bis 1996 von Jahr zu Jahr mehr f�r den Umweltschutz gezahlt
wurde, sind die Ausgaben im Beobachtungszeitraum 1997 bis 2000 gesunken und
danach wieder leicht angestiegen. Dies ist auf einen deutlichen R�ckgang der Inves-
titionen f�r Umweltschutz des Staates und des Produzierenden Gewerbes zur�ck-
zuf�hren. Beim Produzierenden Gewerbe haben die Investitionen zwischen 1994 und
2001 stark abgenommen. Von 2001 auf 2002 ist eine leichte Zunahme zu verzeichnen.
Hier spielen mehrere Gr�nde eine Rolle. Zum einen d�rften die vorliegenden Daten die
Entwicklung unterzeichnen, weil die in der Darstellung nicht erfassten integrierten
Umweltschutzmaßnahmen an Bedeutung gewinnen. Gleichzeitig sind die Einsatzfel-
der f�r kostenintensive, dem Produktionsprozess in der Regel nachgeschaltete Um-
weltschutzanlagen, so genannte End-of-pipe-Anlagen, zu einem großen Teil bereits
ausgeschçpft. Im Staatssektor sind die Investitionen in diesem Zeitraum um 65 %
zur�ckgegangen, bei den çffentlichen Entsorgungsunternehmen lag der R�ckgang bei
rund 16 %.

19.4.3 Umweltsteuern

In der Diskussion �ber Maßnahmen zum Umweltschutz sind neben den Umwelt-
schutzausgaben die umweltbezogenen Steuern von besonderem Interesse. Sie ge-
hçren zu den wirtschaftlichen Instrumenten in der Umweltpolitik und setzen zur Rea-
lisierung des Umweltschutzes st�rker auf die Kr�fte des Marktes im Unterschied zu
Gesetzen und Verordnungen, die in der Vergangenheit die Umweltpolitik haupts�ch-
lich bestimmten. Zu den Umweltsteuern rechnen in Deutschland die Mineralçlsteuer,
die Kraftfahrzeugsteuer und die Stromsteuer. Die »�kosteuer« wurde in Deutschland
zum 1. April 1999 eingef�hrt. Sie zielt auf eine schrittweise Erhçhung der Energie-
besteuerung durch Anhebung der Mineralçlsteuers�tze und durch Einf�hrung der
Stromsteuer. Bereits zuvor war die Mineralçlsteuer im Laufe der 1990er-Jahre mehr-
fach angehoben und die Kraftfahrzeugsteuer auf eine andere Basis gestellt worden.

Wichtige Problemfelder, die mit den hier pr�sentierten Daten untersucht werden kçn-
nen, sind zum einen Fragen nach der Entwicklung der Steuereinnahmen selbst, nach
dem Einfluss von Steuererhçhungen auf den Verbrauch und damit nach der Effizienz
des Umgangs mit den besteuerten Rohstoffen, zum anderen aber auch nach Rela-
tionen zu gesamtwirtschaftlichen Grçßen, beispielsweise zu den Steuereinnahmen
insgesamt oder zu nationalen Umweltschutzausgaben.

Im Jahr 2002 beliefen sich die umweltbezogenen Steuereinnahmen auf rund 56 Mrd.
Euro. Davon entfielen knapp 42 Mrd. Euro auf die Mineralçlsteuer, 7,7 Mrd. Euro auf die
Kraftfahrzeugsteuer und 6,6 Mrd. Euro auf die Stromsteuer. Von 1991 bis 2004 hat sich
das Aufkommen an umweltbezogenen Steuern um 88 % erhçht. Dabei stiegen die Ein-
nahmen aus der Mineralçlsteuer um 73 %, die Einnahmen aus der Kraftfahrzeugsteuer
erhçhten sich im gleichen Zeitraum um 37 %. Die Einnahmen aus der Stromsteuer, die



erst 1999 eingef�hrt wurde, haben sich seither mehr als verdreifacht. Die gesamten
Steuereinnahmen der çffentlichen Haushalte sind von 1991 bis 2004 um rund 42 %
gestiegen. Der Anteil umweltbezogener Steuern am gesamten Steueraufkommen in
Deutschland lag 2004 bei 11,7 % und damit deutlich hçher als 1991 (8,8 %), aber
auch hçher als in den Jahren 1992 bis 2000, als ihr Anteil zwischen 9,2 % und
9,9 % schwankte. Gegen�ber dem Vorjahr sind die umweltbezogenen Steuern erstmals
seit 1997 zur�ckgegangen, und zwar um 937 Mill. Euro (–1,6 %).

Der weit �berwiegende Teil der umweltbezogenen Steuereinnahmen steht mit dem
Verkehrsbereich, insbesondere mit dem Straßenverkehr, im Zusammenhang. Die
Steuern auf Vergaser- und Dieselkraftstoffe beliefen sich im Jahr 2004 auf rund
42 Mrd. Euro. Zusammen mit den Einnahmen aus der Kraftfahrzeugsteuer lagen
die Einnahmen aus verkehrsbezogenen Steuern bei rund 50 Mrd. Euro und damit
bei 88 % der Umweltsteuern.

19.4.4 Natur- und Landschaftsschutz

Bisher haben sich die Naturschutzbem�hungen stark auf die Ausweisung von Schutz-
gebieten konzentriert. Diese Praxis hat jedoch gezeigt, dass ein System voneinander
isolierter Schutzgebiete inmitten eines dicht genutzten und besiedelten Landes Prob-
leme wie anhaltende Artenverluste, Destabilisierung von �kosystemen und Land-
schaftsverbrauch nicht aufhalten kann. Vor diesem Hintergrund wurde das Jahr
1995 vom Europarat – zum zweiten Mal seit 1970 – zum »Europ�ischen Naturschutz-
jahr« erkl�rt und die Mitgliedsl�nder wurden aufgerufen, den Naturschutz nicht auf die
Ausweisung und Pflege von Schutzgebieten zu beschr�nken.

Vielmehr soll »Naturschutz auf der ganzen Fl�che« angewendet werden, weil das
gesamte System nur intakt zu halten ist, wenn Naturschutzbelange bei allen Fl�chen-
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Abb. 16: Umweltbezogene Steuereinnahmen 2004
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nutzungen Ber�cksichtigung finden. Inwieweit dieser nachhaltige und »moderne Na-
turschutz« als Basis in Zukunft realisiert werden kann, erscheint offen. Im vorliegenden
Report kann bislang nur �ber den Fl�chenbestand an Schutzgebieten verschiedener
Kategorien berichtet werden, ohne dass Angaben �ber die Qualit�t von Natur und
Landschaft – sowohl innerhalb als auch außerhalb dieser Gebiete – mçglich sind.

Mit der Fauna-Flora-Habitat (FFH)-Richtlinie der EU von 1992 wurde erstmals f�r Eu-
ropa ein einheitliches Auswahl- und Bewertungsverfahren zur Einrichtung von »Ge-
bieten gemeinschaftlicher Bedeutung« bzw. FFH-Gebieten vorgegeben. F�r die L�n-
der der EU besteht damit eine rechtliche Verpflichtung zur Einrichtung entsprechender
Gebiete f�r das Schutzgebietssystem »Natura 2000«, wobei der Schutz bestimmter
Lebensraumtypen sowie Arten nach den biogeographischen Regionen des Landes zu
gew�hrleisten ist. Mit Stand Januar 2005 wurden von Deutschland 4596 FFH-Gebiete
mit einer terrestrischen Fl�che von 3309000 Hektar und einer marinen Fl�che von
2002000 Hektar an die EU gemeldet (Bundesamt f�r Naturschutz). Der terrestrische
Anteil betr�gt 9,3 % der Bundesfl�che. Nach einer formalen Ausweisung und Unter-
schutzstellung kommt den Gebieten ein strenger Schutzstatus zu, der dem Status der
Naturschutzgebiete mindestens vergleichbar ist.

Die strengste Schutzgebietskategorie nach dem Bundesnaturschutzgesetz stellen die
Naturschutzgebiete und die Nationalparks dar. Sie sollen einen besonderen Schutz
von Natur und Landschaft f�r Lebensgemeinschaften oder Lebensst�tten, aus wis-
senschaftlichen, naturgeschichtlichen oder landeskundlichen Gr�nden oder wegen
ihrer Seltenheit, besonderen Eigenart oder Schçnheit gew�hrleisten. Teilweise sind
innerhalb von Naturschutzgebieten andere Nutzungen (wie Land- u. Forstwirtschaft,
Freizeit u.a.) zugelassen. Ende 2003 gab es im Bundesgebiet 7278 Naturschutzge-
biete mit 10474 Quadratkilometern Fl�che. Die Naturschutzgebietsfl�che schwankt
in den Bundesl�ndern zwischen 1,8 % (Rheinland-Pfalz) und 7,3 % (Hamburg); der
Durchschnitt f�r das Bundesgebiet betr�gt 2,9 %. In welchem Maße ein Schutz ge-
w�hrleistet werden kann, wird auch von der Fl�chengrçße eines Schutzgebietes
beeinflusst. Die Naturschutzgebiete in Deutschland sind relativ klein, knapp zwei Drit-
tel sind kleiner als 50 Hektar und nur 14 % umfassen eine Fl�che von 200 Hektar
und mehr.

Die Schutzkategorie der Nationalparks umfasst großr�umige Ausschnitte charakte-
ristischer nat�rlicher Großlandschaften, die �berwiegend die Voraussetzung von Na-
turschutzgebieten erf�llen. Sie sollen sich in einem vom Menschen nicht oder wenig
beeinflussten Zustand befinden und insbesondere der Erhaltung eines mçglichst ar-
tenreichen heimischen Pflanzen- und Tierbestandes dienen. In der Bundesrepublik
Deutschland existieren gegenw�rtig 15 Nationalparks mit einer Fl�che von insgesamt
9620 Quadratkilometern. Nationalparks kçnnen, da großr�umig ausgewiesen, in ihren
»Kernzonen« den Schutzgebietsstatus von Naturschutzgebieten �bertreffen, aber in
Teilbereichen durch starken Tourismus und andere menschliche Nutzungen entwertet
werden.

Biosph�renreservate sind Gebiete, die im Rahmen des UNESCO-Umweltprogramms
»Der Mensch und die Biosph�re« geschaffen wurden. Das weltweite Netzwerk soll alle



wichtigen Hauptçkosystemtypen der Erde erfassen. In Biosph�renreservaten sollen
die Natur gesch�tzt, �kosystemforschung betrieben sowie naturferne in naturnahe
und nat�rliche Lebensgemeinschaften und Lebensr�ume �berf�hrt werden. Die tra-
ditionelle und langfristig tragf�hige Wirtschaftsweise der einheimischen Bevçlkerung
wird ausdr�cklich in das Konzept einbezogen. Biosph�renreservate sind in Schutz-
zonen untergliedert. Diese sind durch die im Bundesnaturschutzgesetz festgelegten
Schutzgebietskategorien f�r den Naturschutz unterschiedlich stark gesch�tzt. 4,5 %
oder rund 16000 Hektar der Fl�che Deutschlands sind derzeit als Biosph�renreser-
vate ausgewiesen.

Die 93 Naturparks weisen eine Gesamtfl�che von 80968 Quadratkilometern auf. Na-
turparks sind großr�umige Landschaftsausschnitte, die nach den Grunds�tzen und
Zielen der Raumordnung und Landesplanung f�r die Erholung oder den Fremden-
verkehr vorgesehen sind. Sie sind daher weniger als Schutzkategorie, sondern eher
als Planungskategorie im raumordnerischen Sinne zur Sicherung und Entwicklung
einer landschaftsbezogenen Erholung anzusehen. Der Fl�chenanteil der Naturparks
ist meist als Landschaftsschutzgebiet ausgewiesen. In den Landschaftsschutzgeset-
zen der neuen Bundesl�nder ist dem Naturschutz in den Naturparks ein hçherer Stel-
lenwert einger�umt worden.

Landschaftsschutzgebiete sind trotz hohen Anspruchs nach demBundesnaturschutz-
gesetz als schw�chste Schutzkategorie einzuordnen. Ihr Ziel ist der Schutz und der
Erhalt von Natur und Landschaft zur Erhaltung und Wiederherstellung der Leistungs-
f�higkeit des Naturhaushaltes oder der Nutzungsf�higkeit der Naturg�ter wegen der
Vielfalt, Eigenart oder Schçnheit des Landschaftsbildes oder wegen der Erholungs-
bedeutung. Auf dem Gebiet der Bundesrepublik bestanden Ende 2003 insgesamt
7181 Landschaftsschutzgebiete mit einer Fl�che von 106010 Quadratkilometern.

Naturwaldreservate wurden in den vergangenen Jahren in den Bundesl�ndern ver-
st�rkt auf der Grundlage der novellierten Landeswaldgesetze ausgewiesen. Unter
verschiedenen Bezeichnungen gibt es zurzeit 824 solcher Reservate mit zusammen
30587 Hektar, also einer durchschnittlichen Grçße von knapp 37 Hektar. In der Praxis
gibt es zwei Kategorien solcher Waldschutzgebiete: In Baden-W�rttemberg beispiels-
weise die »Bannw�lder« als Totalreservate, in denen jedeWaldbewirtschaftung grund-
s�tzlich untersagt ist (auch Totholz bleibt in der Fl�che), und die »Schonw�lder«, in
denen durch gezielte forstliche Maßnahmen bestimmte Waldformen mit den f�r sie
typischen Pflanzen- und Tierarten erhalten werden. Letztere sind in Tabelle 8 nicht
enthalten. Aufgrund der fehlenden oder nur sehr extensiven Bewirtschaftung haben
diese Waldschutzgebiete als Fl�chen f�r den Biotop- und Artenschutz einen beson-
ders hohen Wert. Einige Waldschutzgebiete sind deshalb gleichzeitig Naturschutz-
gebiete, in denen verst�rkt Waldçkosystemforschung betrieben wird.

Die Feuchtgebiete von internationaler Bedeutung f�r Watt- und Wasservçgel umfas-
sen Gew�sser und andere wasserbeeinflusste Landschaftsteile, die wichtigsten Le-
bensst�tten charakteristischer Tier- und Pflanzengemeinschaften, landschaftliche
Besonderheiten oder f�r die Landschaft charakteristische Ausschnitte. Es sind 32
Feuchtgebiete internationaler Bedeutung mit 8410 Quadratkilometern oder 2,3 %
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Fl�chenanteil ausgewiesen. Es wird angestrebt, diese Feuchtgebiete mit der Zeit alle
nach den Naturschutzgesetzen rechtlich zu sichern.

International bedeutsame Lebensr�ume f�r Watt- und Wasservçgel kçnnen das Pr�-
dikat »Europareservat« vom Internationalen Rat f�r Vogelschutz verliehen bekommen.
Hier m�ssen Kernbereiche als Naturschutzgebiete gesichert sein, die Jagd teilweise
verboten und andere Beunruhigungen, beispielsweise durch Wassersport und Sport-
fischerei, ausgeschlossen sein. Es gibt derzeit 20 Europareservate mit einem Fl�chen-
anteil von 0,8 %.

Die Novelle des Bundesnaturschutzgesetzes schreibt in § 3 die Einrichtung eines Bio-
topverbundsystems vor, das bundesweit im Minimum 10 % der Landesfl�che umfas-
sen muss. Hier sollen u.a. bestehende Schutzgebiete wie Nationalparke, besonders
gesch�tzte Biotoptypen nach § 30 des Bundesnaturschutzgesetzes, Naturschutz-
gebiete und Biosph�renreservate eingehen.

Im gesamten Bundesgebiet f�hrenMehrfachzuordnungen von nationalen und interna-
tionalen Schutzgebietskategorien mit und ohne Rechtsverbindlichkeit zu Schutz-
gebiets�berlagerungen. Daher ist es nicht zul�ssig, die Schutzgebietsfl�chen in Ta-
belle 8 zu summieren.

Tab. 8: Schutzgebiete in der Bundesrepublik Deutschland

Typ Anzahl Fl�che Anteil an
der Staats-

fl�che

Bemerkung

km2 %

Nationalparks
(Stand: Jan. 2005)

15 9620 2,7 Davon ca. 80 %Watt- undWasser-
fl�chen an der Nord- und Ostsee

Biosph�renreservate
(Stand: Feb. 2004)

14 15798 4,2 Davon ca. 43 %Watt- undWasser-
fl�chen an der Nord- und Ostsee

Naturschutzgebiete
(Stand: Dez. 2003)

7278 10474 2,9 OhneWasserfl�chen der Nord- und
Ostsee

Naturparks
(Stand: Jan. 2005)

93 80968 22,7

Landschaftsschutz-
gebiete
(Stand: Dez. 2003)

7181 106010 29,7

Naturwaldreservate
(Stand: Dez. 2001)

824 306 0,1 0,2 % an der Waldfl�che

Feuchtgebiete inter-
nationaler Bedeutung
(Stand: Jan. 2004)

32 8410 2,3 Inkl. Schleswig-Holsteinischem
Wattenmeer

Europareservate
(Stand: Feb. 2004)

20 2684 0,8 Vogelschutzgebiete f�rWatt- und
Wasservçgel; �berwiegend
Naturschutzgebiete

Quelle: Bundesamt f�r Naturschutz. Neben inhaltlichen Unterschieden ist darauf hinzuweisen, dass
eine Addition der Schutzgebietstypen nicht mçglich ist, da sie sich in erheblichem Umfang �ber-
schneiden.



20 Deutschland und die Europ�ische Union

20.1 Einf�hrung

Die Mitgliedschaft Deutschlands in der Europ�ischen Union entspricht dem in der
Pr�ambel des Grundgesetzes enthaltenen Auftrag »als gleichberechtigtes Glied in
einem vereinten Europa dem Frieden der Welt zu dienen« und ist nach der Wieder-
vereinigung im neuen Europa-Artikel des Grundgesetzes (Art. 23) konkretisiert wor-
den. Aber auch die wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Verflechtungen mit den
Partnerstaaten der Europ�ischen Union sind so wichtig, dass in diesem Kapitel die
Europ�ische Union gesondert betrachtet wird.

Zu zentralen Themenbereichen wie Europ�ische Wirtschafts- und W�hrungsunion,
EU-Finanzierung, Erweiterung, Bevçlkerung und Arbeitsmarkt, allgemeine Wirt-
schaftsentwicklung und außenwirtschaftliche Beziehungen sowie zu den Lebens-
verh�ltnissen in den EU-Staaten werden in diesem Abschnitt Vergleichstabellen
kommentiert.

Neben den 25 EU-Mitgliedstaaten werden auch die Beitrittskandidaten Bulgarien,
Kroatien, Rum�nien und die T�rkei betrachtet. Damit wird nach der Erweiterung
im Jahr 2004 auch der in den n�chsten Jahren zu erwartenden Aufnahme neuer Mit-
gliedstaaten Rechnung getragen. Gesamtergebnisse werden sowohl f�r alle 25 EU-
Staaten (»EU-25«) als auch f�r die 15 EU-Staaten vor der Erweiterung (»EU-15«) so-
wie f�r die so genannte Eurozone, d.h. f�r die 12 Mitgliedsl�nder der Europ�ischen
W�hrungsunion, dargestellt.

Die Werte in den Tabellen stammen vor allem aus den Verçffentlichungen und Da-
tenbanken des Statistischen Amtes der Europ�ischen Gemeinschaften (Eurostat)
in Luxemburg sowie aus verschiedenen Quellen internationaler Organisationen. Die
Zahlen f�r Deutschland kçnnen aus diesem Grunde von den Angaben in anderen
Kapiteln, die weitgehend auf bundesstatistischen Ergebnissen basieren, abweichen.
Unterschiede der statistischen Begriffe, der Erhebungsverfahren sowie der Bearbei-
tungsmethoden beeintr�chtigen trotz weitgehender Harmonisierung der Angaben
deren Vergleichbarkeit in Einzelf�llen.

20.2 Entstehung, Entwicklung und Ziele
der Europ�ischen Union

Der Europ�ische Integrationsprozess begann mit der Unterzeichnung des Vertrages
�ber die Gr�ndung der Europ�ischen Gemeinschaft f�r Kohle und Stahl (Montanunion)
im April 1951 durch Belgien, die Bundesrepublik Deutschland, Frankreich, Italien,
Luxemburg und die Niederlande. Diese sechs Staaten gr�ndeten 1958 die Europ�-
ische Wirtschaftsgemeinschaft (EWG) sowie die Europ�ische Atomgemeinschaft
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(Euratom). Aus diesen drei Gemeinschaften entstanden 1967 die Europ�ischen Ge-
meinschaften (EG). Ziel der EG ist die politische und wirtschaftliche Einigung Europas.
Die ersten Schritte bestanden in dem Abbau der zwischenstaatlichen Zollschranken
und der Einf�hrung eines gemeinsamen Außenzolltarifsystems.

Am 1. Januar 1973 kam es mit dem Beitritt D�nemarks, Irlands sowie des Vereinigten
Kçnigreichs zur ersten Erweiterung der Europ�ischen Gemeinschaften. Am 1. Januar
1981 folgte Griechenland. 1986 fand mit dem Beitritt Portugals und Spaniens die sog.
S�derweiterung statt. Zum 1. Januar 1995 wurden die Staaten Finnland, �sterreich
und Schweden als neue Vollmitglieder in die Europ�ische Union aufgenommen.

Durch die Schaffung des EG-Binnenmarktes 1993 wurde neben der Liberalisierung
des G�teraustausches auch der Personen-, Dienstleistungs- und Kapitalverkehr zwi-
schen den Mitgliedstaaten freigegeben.

Mit dem in Maastricht geschlossenen »Vertrag �ber die Europ�ische Union (EU)« vom
7. Februar 1992, der am 1. November 1993 in Kraft trat, vereinbarten die Staats- und
Regierungschefs der Europ�ischen Gemeinschaften einen Stufenplan zur Schaffung
einer Wirtschafts- und W�hrungsunion bis zum Jahr 1999, deren dritte Stufe die Ein-
f�hrung der einheitlichenW�hrung »Euro« darstellte. Zugleich wurden Schritte zu einer
gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik sowie die Zusammenarbeit in der Innen-
und Rechtspolitik beschlossen.

Der »Vertrag von Amsterdam« vom 2. Oktober 1997 setzte den Integrationsprozess
mit Blick auf die (Ost-)Erweiterung der EU fort. Von 13 Bewerberstaaten, die eine
Mitgliedschaft in der EU beantragt hatten, wurden nach erfolgreichem Abschluss
der Beitrittsverhandlungen die L�nder Estland, Lettland, Litauen, Malta, Polen, die
Slowakei, Slowenien, die Tschechische Republik, Ungarn und Zypern zum Mai 2004
in die Europ�ische Union aufgenommen.

Der Beitritt von Bulgarien und Rum�nien ist f�r 2007 vorgesehen; mit Kroatien und
der T�rkei wurden 2005 die Beitrittsverhandlungen aufgenommen.

Ziel der Beitrittsverhandlungen ist u.a. die �bernahme des so genannten »acquis
communautaire« der EU durch die Beitrittsl�nder. Dies sind die gemeinsamen Rechts-
grundlagen der Europ�ischen Union auf der Basis der Vertr�ge von Rom, Maastricht
und Amsterdam. Regelm�ßige Berichte der EU-Kommission informieren �ber den
Stand der Verhandlungen.

20.3 Konvergenz und Europ�ische Wirtschafts-
und W�hrungsunion

Ein wichtiges Eckdatum der Europ�ischen Union bildete die Einf�hrung der gemein-
samen W�hrung, des Euro, zum 1. Januar 1999 in Vollzug der dritten Stufe der im
»Vertrag vonMaastricht« vereinbarten Schaffung einer Europ�ischenWirtschafts- und
W�hrungsunion (EWWU). Auf dem Weg zur Einf�hrung des Euro galt es, mehrere
geld-, w�hrungs- und haushaltspolitische Voraussetzungen zu erf�llen, um die Sta-



bilit�t des Euro von Anfang an zu garantieren. Die zentralen Kennziffern wurden als
»Maastricht-Kriterien« bzw. »Konvergenzkriterien« bezeichnet. Nur diejenigen Staa-
ten, die hinsichtlich dieser Kriterien vorgegebene Schwellenwerte unterschritten bzw.
die Tendenz einer deutlichen Verbesserung aufwiesen und sich zu einer Teilnahme
entschieden, sollten Mitglieder der W�hrungsunion werden.

Auf dieser Grundlage und auf Empfehlung der am 24. bzw. 25. M�rz 1998 vom
Europ�ischen W�hrungsinstitut (EWI) und von der EU-Kommission gleichzeitig vor-

Tab. 1: Konvergenz- bzw. Stabilit�tskriterien 2004

Land Harmonisierter
Verbraucher-
preisindex

Langfristiger
Zinssatz1

Defizit
des Staates

Verschuldung
des Staates

Ver�nderung
zu 2003 in %

% % des
Bruttoinlandsprodukts

Belgien + 1,9 4,2 0,0 95,7
D�nemark + 0,9 4,3 – 2,32 43,2
Deutschland + 1,8 4,0 3,7 66,4
Estland + 3,0 4,4 – 1,72 5,5
Finnland + 0,1 4,1 – 2,12 45,1
Frankreich + 2,3 4,1 3,6 65,1
Griechenland + 3,0 4,3 6,6 109,3
Irland + 2,3 4,1 – 1,42 29,8
Italien + 2,3 4,3 3,2 106,5
Lettland + 6,2 4,9 0,9 14,7
Litauen + 1,2 4,5 1,4 19,6
Luxemburg + 3,2 4,2 0,6 6,6
Malta + 2,7 4,7 5,1 75,9
Niederlande + 1,4 4,1 2,1 53,1
�sterreich + 2,0 4,2 1,0 64,3
Polen + 3,6 6,9 3,9 43,6
Portugal + 2,5 4,1 3,0 59,4
Schweden + 1,0 4,4 – 1,62 51,1
Slowakei + 7,5 5,0 3,1 42,5
Slowenien + 3,6 4,7 2,1 29,8
Spanien + 3,1 4,1 0,1 46,9
Tschechische Republik + 2,6 4,8 3,0 36,8
Ungarn + 6,8 8,2 5,4 57,4
Vereinigtes Kçnigreich + 1,3 4,9 3,1 41,5
Zypern + 1,9 5,8 4,1 72,0
Europ�ische Union (EU-25) + 2,1 4,4 2,6 63,4
Europ�ische Union (EU-15) + 2,0 4,3 2,6 64,3
Eurozone + 2,1 4,1 2,7 70,8
Beitrittskandidaten
Bulgarien + 6,13 5,3 – 1,32 38,8
Kroatien . 4,1 5,2 44,2
Rum�nien + 11,93 18,8 1,4 18,5
T�rkei + 10,13 21,8 3,9 80,1

1 Harmonisierte langfristige Zinss�tze: Renditen von Zehn-Jahres-Staatsanleihen.
Kroatien, Rum�nien und T�rkei: Tagesgeldzinss�tze f�r Kredite am Geldmarkt mit einer F�lligkeit
von einem Werktag.

2 �berschuss.
3 Nicht vollst�ndig harmonisierte Verbraucherpreisindizes.
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gelegten Konvergenzberichte beschloss der Europ�ische Rat am 2. Mai 1998 ter-
mingerecht den Start der Europ�ischen W�hrungsunion zum 1. Januar 1999 mit
den elf Teilnehmerstaaten Belgien, Deutschland, Finnland, Frankreich, Irland, Ita-
lien, Luxemburg, den Niederlanden, �sterreich, Portugal und Spanien. Griechen-
land trat am 1. Januar 2001 als zwçlftes Mitglied der Europ�ischen W�hrungsunion
bei. Diese Staaten werden als »Eurozone« bezeichnet. D�nemark, Schweden so-
wie das Vereinigte Kçnigreich nehmen an der Europ�ischen W�hrungsunion nicht
teil und haben den Euro nicht eingef�hrt.

F�r die neu hinzugekommenen Mitgliedstaaten ist die Aufnahme in die Europ�ische
Union nicht automatisch mit der Einf�hrung des Euro verbunden. Neue Mitgliedstaa-
ten m�ssen sich zun�chst dem revidierten Europ�ischen W�hrungssystem (EWS II)
anschließen. Dazu gehçrt u.a., dass ihre W�hrungen nur in einer bestimmten Spanne
(€ 15 %) zum festgesetzten Euro-Leitkurs schwanken d�rfen. F�r einen Beitritt zur
Eurozone und damit f�r die Einf�hrung des »Euro« muss jedes Land die im Maas-
tricht-Vertrag festgelegten Konvergenzkriterien hinsichtlich Inflation, langfristigem
Zinsniveau, Haushaltsdefizit und -verschuldung erf�llen. Außerdem schreiben die
Konvergenzkriterien eine zweij�hrige abwertungsfreie Teilnahme am EWS vor.

Die verf�gbaren Werte f�r die Konvergenz- und Stabilit�tskriterien im Jahr 2004 (sie-
he Tab. 1) zeigen, dass einige L�nder bei der Inflationsbek�mpfung noch Anstrengun-
gen unternehmen m�ssen (Slowakei, Ungarn, Lettland), w�hrend andere besonderes
Augenmerk auf die Reduzierung des Staatsdefizits richten sollten (Griechenland, Un-
garn, Malta, Zypern, Polen, Deutschland, Frankreich) bzw. auf die Eind�mmung der
Staatsverschuldung (Griechenland, Italien, Belgien).

ZumStichtag 1. Januar 1999 wurden dieWechselkurse der nationalenW�hrungen der
(zun�chst) elf Mitgliedstaaten der Europ�ischen W�hrungsunion gegen�ber dem Euro
unwiderruflich festgeschrieben (siehe nachfolgende �bersicht). Bis zum Jahresende
2001 fand die neue gemeinsame W�hrung nur f�r bargeldlose Transaktionen Verwen-

Wechselkurse gegen�ber dem Euro ab 1. 1. 1999

Land 1 Euro =
… W�hrungseinheiten

Belgien 40,3399 bfr
Deutschland 1,95583 DM
Finnland 5,94573 Fmk
Frankreich 6,55957 FF
Griechenland1 340,750 Dr.
Irland 0,787564 Ir£
Italien 1936,27 Lit
Luxemburg 40,3399 lfr
Niederlande 2,20371 hfl
�sterreich 13,7603 S
Portugal 200,482 Esc
Spanien 166,386 Pta

1 Wechselkurs seit 31. 12. 2000.



dung. Seit dem 1. Januar 2002 ist der Euro das einzig g�ltige gesetzliche Zahlungs-
mittel innerhalb der Eurozone; die fr�heren Landesw�hrungen der Eurozone-Staaten
behielten lediglich f�r kurze �bergangsfristen G�ltigkeit.

Wichtigstes Organ der Europ�ischen W�hrungsunion, das im Zusammenwirken mit
den nationalen Zentralbanken der Mitgliedstaaten �ber die Stabilit�t des Euro wacht,
ist die Europ�ische Zentralbank. Sie ist aus dem Europ�ischen W�hrungsinstitut her-
vorgegangen und hat unmittelbar nach dem Beschluss des Europ�ischen Rates �ber
die Teilnehmer an der W�hrungsunion ihre Arbeit in Frankfurt/Main aufgenommen.

20.4 Die Finanzierung der Europ�ischen Union

Die Finanzierung des EU-Haushalts erfolgt im Wesentlichen durch direkte Abgaben
bzw. Transfers der Mitgliedstaaten, insbesondere von Anteilen ihres Mehrwertsteuer-
aufkommens (MWSt-Eigenmittel) und einer nach dem jeweiligen Bruttonationalein-
kommen (Bruttosozialprodukt) der einzelnen EU-L�nder bemessenen Abgabe (BNE-
Eigenmittel). Dar�ber hinaus sind f�r die Einnahmenseite des EU-Haushaltes Zçlle,
Agrarabschçpfungen auf die Importe aus Drittstaaten sowie Zucker- und Isoglukose-
abgaben von Bedeutung.

Betrachtet man die direkt von den Mitgliedstaaten stammenden Einnahmen des EU-
Haushaltes, dann zeigt sich, dass Deutschland im Jahr 2003 mit 19,203 Mrd. Euro
bzw. 23,0 % der Gesamteinnahmen des EU-Haushalts in Hçhe von 83,633 Mrd. Euro

Tab. 2: Einnahmen und Zahlungen der EU nach Mitgliedstaaten 2003

Land Einnahmen von den
Mitgliedstaaten

Zahlungen an die
Mitgliedstaaten

Mill. EUR %1 Mill. EUR %1

Belgien 3486,0 4,2 1687,6 1,9
D�nemark 1777,7 2,1 1449,1 1,6
Deutschland 19202,6 23,0 10371,8 11,5
Finnland 1337,9 1,6 1303,9 1,4
Frankreich 15153,7 18,1 13039,8 14,4
Griechenland 1533,7 1,8 4801,0 5,3
Irland 1127,5 1,3 2645,7 2,9
Italien 11758,5 14,1 10438,6 11,5
Luxemburg 204,5 0,2 119,1 0,1
Niederlande 4919,5 5,9 1919,4 2,1
�sterreich 1935,9 2,3 1555,3 1,7
Portugal 1292,9 1,5 4744,1 5,2
Schweden 2501,3 3,0 1414,8 1,6
Spanien 7429,4 8,9 15814,1 17,5
VereinigtesKçnigreich 9971,2 11,9 6008,5 6,6
Europ�ischeUnion (EU-15) 83632,5 100 90557,52 100

1 Anteil an EU-Staaten insgesamt.
2 Einschl. nicht aufteilbarer Zahlungen sowie Ausgaben f�r Verwaltung.
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der grçßte Zahler unter den EU-L�ndern war. Mit deutlichem Abstand folgten Frank-
reich mit 15,154 Mrd. Euro (18,1 %) sowie Italien mit 11,759 Mrd. Euro (14,1 %).

Bei den Zahlungen an die Mitgliedstaaten bzw. den Einnahmen der Mitgliedstaaten
aus dem EU-Haushalt von insgesamt 90,558 Mrd. Euro lagen 2003 Spanien und
Frankreich mit 15,814 bzw. 13,040 Mrd. Euro und Anteilen von 17,5 % bzw. 14,4 %
an der Spitze. Es folgten Italien mit 10,439 Mrd. Euro (11,5 %) und Deutschland mit
10,372 Mrd. Euro (11,5 %). Den grçßten Netto-Finanztransfer erhielt Spanien mit
8,385 Mrd. Euro.

Die Verwendung der Haushaltsausgaben der EU zeigt, dass auf die Gemeinsame
Agrarpolitik (Europ�ischer Ausrichtungs- und Garantiefonds f�r die Landwirtschaft/
EAGFL) 2003 etwa die H�lfte (49,0 %) der Gesamtausgaben entfielen, auf Struktur-
maßnahmen und Fischerei 31,5 %. Die �brigen Ausgaben verteilten sich haupts�chlich
auf innenpolitische Maßnahmen (6,3 %; vor allem f�r Forschung und technologische
Entwicklung), Verwaltung (5,9 %) sowie außenpolitische Maßnahmen (4,7 %; vor allem
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Nahrungsmittelhilfe).

20.5 Bevçlkerung und Arbeitsmarkt

Im Jahr 2003 lebten nach vorl�ufigen Angaben des Statistischen Amtes der Euro-
p�ischen Gemeinschaften (Eurostat) in den 25 EU-Staaten (EU-25) ann�hernd 456
Mill. Einwohner auf einer Fl�che von 3,959 Mill. Quadratkilometern. Allein 307,8 Mill.
bzw. mehr als zwei Drittel aller EU-B�rger lebten zu diesem Zeitpunkt in einem der
L�nder der Eurozone. Bevçlkerungsreichstes Mitglied der Europ�ischen Union war
Deutschland mit 82,5 Mill. Einwohnern und einem Anteil von rund 18 %.

Abb. 1: Ausgaben der EU nach Bereichen 2003 in Prozent

1 Europ�ischer Ausrichtungs- und Garantiefonds f�r die Landwirtschaft, Abteilung Garantie, Br�ssel.



Tab. 3: Fl�che, Bevçlkerung, nat�rliche und r�umliche
Bevçlkerungsbewegung 20031

Land Fl�che

1000
km2

Bevçlkerung Lebend-
gebo-
rene

Gestor-
bene

Nat�r-
liche

Bevçlke-
rungsbe-
wegung

Wanderungs-
saldo

ins-
gesamt

Einwoh-
ner

je km2

1000 Anzahl
je 1000

Einwohner 1000

je 1000
Einwoh-

ner

Belgien 31 10376 340 10,8 10,3 0,5 35,5 3,4
D�nemark 43 5391 125 12,0 10,7 1,3 7,0 1,3
Deutschland 357 82534 231 8,6 10,3 – 1,8 142,2 1,7
Estland 45 1354 31 9,6 13,4 – 3,8 0,1 0,1
Finnland 338 5213 17 10,9 9,4 1,5 5,8 1,1
Frankreich 544 59768 110 12,7 9,2 3,5 132,7 2,2
Griechenland 132 11024 84 9,5 9,6 – 0,1 35,4 3,2
Irland 70 3996 58 15,4 7,2 8,2 31,4 7,9
Italien 301 57605 191 9,4 10,2 – 0,7 609,6 10,6
Lettland 65 2325 37 9,0 13,9 – 4,9 – 0,8 – 0,4
Litauen 63 3454 53 8,9 11,9 – 3,0 – 6,3 – 1,8
Luxemburg 3 450 174 11,8 9,0 2,8 2,1 4,6
Malta 0,3 399 1263 10,1 7,9 2,2 1,7 4,3
Niederlande 42 16225 480 12,3 8,7 3,6 7,1 0,4
�sterreich 84 8121 97 9,5 9,5 0,0 38,2 4,7
Polen 313 38205 122 9,2 9,6 – 0,4 – 13,8 – 0,4
Portugal 92 10441 114 10,8 10,4 0,4 63,5 6,1
Schweden 441 8958 22 11,1 10,4 0,7 28,7 3,2
Slowakei 49 5380 110 9,6 9,7 – 0,1 1,4 0,3
Slowenien 20 1996 99 8,7 9,7 – 1,1 3,5 1,8
Spanien 506 42005 83 10,5 9,1 1,3 625,5 14,9
Tschechische Rep. 79 10207 132 9,2 10,9 – 1,7 – 25,8 2,5
Ungarn 93 10130 109 9,3 13,4 – 4,1 15,6 1,5
Vereinigtes

Kçnigreich 244 59569 244 11,7 10,3 1,4 151,0 2,5
Zypern2 6 723 127 11,2 7,2 4,0 12,3 17,1
Europ. Union (EU-25) 3959 455846 117 10,4 10,0 0,4 1955,1 4,3
Europ. Union (EU-15) 3227 381675 121 10,6 9,8 0,7 1915,6 5,0
Eurozone 2498 307757 125 10,3 9,7 0,6 1728,9 5,6
Beitrittskandidaten
Bulgarien 111 7824 70 8,6 14,3 – 5,7 0,0 0,0
Kroatien 57 4442 78 8,9 11,8 – 2,9 12,0 2,7
Rum�nien 238 21742 91 9,8 12,3 – 2,5 – 7,4 – 0,3
T�rkei 784 70713 90 19,4 6,2 13,2 156,6 2,2

1 Teilweise vorl�ufige oder gesch�tzte Angaben.
2 Griechisch-zypriotischer Teil.

Die Besiedlungsdichte ist innerhalb der EU sehr unterschiedlich. Im EU-Durchschnitt
liegt die Bevçlkerungsdichte bei 117 Einwohnern je Quadratkilometer, wobei die Band-
breite von 17 bzw. 22 Einwohnern je Quadratkilometer in Finnland und Schweden bis
zu 480 Einwohnern je Quadratkilometer in den Niederlanden bzw. 1263 Einwohnern
in Malta reicht. Deutschland liegt mit einer Bevçlkerungsdichte von 231 Einwohnern
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je Quadratkilometer deutlich �ber dem Durchschnitt. Die neuen Mitgliedstaaten der
Europ�ischen Union sind generell d�nner besiedelt und liegen, abgesehen von Malta,
der Tschechischen Republik und Polen, unter dem EU-Durchschnitt.

Bei den Geburtenzahlen weisen die meisten neuen EU-Mitglieder Werte unter dem
EU-Durchschnitt auf. Die Fruchtbarkeit bei den neuen EU-L�ndern lag im Jahr 2003,
außer in Zypern, durchweg unter dem EU-Durchschnitt von 10,4 Lebendgeborenen je
1000 Einwohner. In den fr�heren EU-Staaten wurden teilweise deutlich hçhere Ge-
burtenziffern erreicht (Irland 15,4; Frankreich 12,7; Niederlande 12,3). Gleichzeitig wei-
sen einige neue EU-L�nder auch �ber dem EU-Durchschnitt liegende Sterbeziffern
auf, weshalb das nat�rliche Bevçlkerungswachstum vor allem in den baltischen Staa-
ten sowie in Ungarn negativ ist, d.h. es sterben j�hrlich mehr Menschen als geboren
werden. Ein R�ckgang in der Bevçlkerungszahl ist aber auch in den L�ndern Deutsch-
land, Griechenland, Italien, Polen, in der Slowakei, in Slowenien und in der Tsche-
chischen Republik festzustellen.

In vielen EU-L�ndern sind grenz�berschreitende Wanderungsbewegungen f�r die
Bevçlkerungsentwicklung �hnlich wichtig wie die Entwicklung der Geburten und Ster-
bef�lle. Die Nettozuwanderung in die EU-15-Staaten betrug im Jahr 2003 nach vor-
l�ufigen Angaben von Eurostat 1,916 Mill. Menschen. Den hçchsten Wanderungs-
zuwachs verbuchte Spanien mit 625500 Nettozuwanderern vor Italien (609600). Be-
zogen auf die Gesamteinwohnerzahl (Wanderungssaldo je 1000 Einw.) registrierten
die L�nder Zypern, Spanien, Italien und Irland die hçchste Zuwanderung. Einige der
neuen EU-Staaten (Lettland, Litauen und Polen) verzeichneten demgegen�ber sogar
eine Netto-Abwanderung.

Der Anteil der Besch�ftigten in der Land- und Forstwirtschaft (einschl. Fischerei) be-
trug 2004 in der alten EU (EU-15) 3,8 %, in der EU nach der Erweiterung (EU-25)
jedoch 5,0 %, bedingt durch den relativ hohen Anteil der im Agrarsektor T�tigen
in vielen neuen EU-Mitgliedstaaten, u.a. in Polen, Lettland und Litauen. Gleichzeitig
hat sich der Anteil des Dienstleistungssektors mit dem Beitritt der zehn neuen Staaten
im Jahr 2004 auf 67,1 % reduziert (EU-15: 69,1 %). Der Erwerbst�tigenanteil des
Produzierenden Gewerbes liegt in der EU durchschnittlich bei 27,9 %.

Das Ausmaß der Erwerbslosigkeit in der Europ�ischen Union zeigt sich an der Ge-
samtzahl von 19,5 Mill. Betroffenen im Jahr 2004 (EU-15: 14,7 Mill.). Die Arbeitslosen-
quote belief sich im Schnitt auf 9,0 % (EU-15: 8,1 %).

Im zwischenstaatlichen Vergleich bestehen allerdings erhebliche Disparit�ten im
Niveau der Arbeitslosigkeit. W�hrend sich die Arbeitslosenquote in den 15 alten
Mitgliedsl�ndern zwischen 4,5 % (Irland) und 11,0 % (Spanien) erstreckte (im Ver-
gleich: Deutschland 9,5 %), gab es einige neue Mitgliedstaaten mit teilweise er-
heblich dar�ber liegenden Werten, u.a. Polen mit 18,8 % sowie die Slowakei mit
18,2 %.

Als noch schwerwiegender als die allgemeine Arbeitslosigkeit wird das Problem
der Jugendarbeitslosigkeit in der Europ�ischen Union angesehen. Durchschnitt-
lich 18,7 % der Erwerbspersonen unter 25 Jahren besaßen in der EU im Jahr 2004
keinen Arbeitsplatz. Am gravierendsten stellte sich die Jugendarbeitslosigkeit unter



den alten EU-Staaten in Italien, Griechenland, Spanien, Finnland, Belgien und Frank-
reich dar (jeweils �ber 20 %), w�hrend sie in Deutschland bei 15,1 % lag. In den
neuen EU-Staaten haben vor allem Polen (40,0 %) und die Slowakei (32,7 %) schwer

Tab. 4: Erwerbst�tige, Erwerbslose und Erwerbslosenquoten 20041

Land Erwerbst�tige Erwerbs-
lose

Erwerbslosen-
quoten

ins-
gesamt2

Land- u.
Forstwirt-
schaft,
Fischerei

Produzie-
rendes
Gewerbe

Dienst-
leistungs-
gewerbe

ins-
gesamt

ins-
gesamt

unter
25

Jahren

1000 % der Erwerbst�tigen 1000 %

Belgien 4114 2,2 24,9 72,9 355 7,9 20,4
D�nemark 2693 3,3 23,7 73,0 156 5,4 8,4
Deutschland 35413 2,4 31,3 66,4 3931 9,5 15,1
Estland 573 5,4 35,1 59,5 61 9,2 21,3
Finnland 2345 5,0 26,1 68,9 229 8,8 20,7
Frankreich 24277 3,8 24,9 71,3 2636 9,6 21,8
Griechenland 4235 12,6 22,5 64,9 506 10,5 26,9
Irland 1830 6,4 27,6 66,0 88 4,5 8,4
Italien 22060 4,2 30,8 65,0 1960 8,0 23,6
Lettland 988 13,3 27,2 59,5 111 9,8 19,2
Litauen 1413 16,3 28,3 55,4 176 10,9 20,8
Luxemburg 186 2,2 19,9 78,0 9 4,8 18,1
Malta 147 2,1 29,5 68,5 12 7,7 19,0
Niederlande 8014 3,3 20,1 76,6 387 4,6 8,0
�sterreich 3716 5,0 28,2 66,8 191 4,8 9,5
Polen 13504 17,6 29,0 53,4 3184 18,8 40,0
Portugal 4806 12,1 31,2 56,7 367 6,7 15,4
Schweden 4220 2,5 22,4 75,1 296 6,3 16,3
Slowakei 2160 5,1 39,2 55,7 481 18,2 32,7
Slowenien 917 9,7 36,3 53,8 60 6,0 14,4
Spanien 17861 5,5 30,4 64,1 2211 11,0 22,1
Tschechische Republik 4639 4,4 39,3 56,3 426 8,3 21,1
Ungarn 3875 5,3 32,9 61,8 248 6,0 15,4
Vereinigtes Kçnigreich 27485 1,3 22,3 76,5 1372 4,7 12,1
Zypern 330 5,1 23,5 71,7 18 5,2 11,3
Europ. Union (EU-25) 191800 5,0 27,9 67,1 19469 9,0 18,7
Europ. Union (EU-15) 163254 3,8 27,1 69,1 14693 8,1 16,6
Eurozone 128856 4,4 28,4 67,2 12869 8,8 17,7
Beitrittskandidaten
Bulgarien 2877 10,8 32,9 56,3 393 11,7 24,5
Kroatien 1505 16,9 29,6 53,4 251 13,6 .
Rum�nien 8635 32,6 31,1 36,4 767 7,6 23,2
T�rkei 21014 34,9 24,6 40,5 2479 10,3 19,6

1 Bzw. letztverf�gbarer Wert.
2 Einschl. Erwerbst�tiger, deren Zuordnung zu Wirtschaftsbereichen nicht eindeutig bestimmt ist.

mit diesem Problem zu k�mpfen, aber auch in Estland (21,3 %), der Tschechischen
Republik (21,1 %) und Litauen (20,8 %) ist �ber ein F�nftel dieser Altersgruppe davon
betroffen.
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20.6 Gesamtwirtschaftliche Entwicklung
der Europ�ischen Union

Im Jahr 2004 erwirtschafteten die EU-Staaten ein Bruttoinlandsprodukt (in jeweiligen
Preisen) von 10364 Mrd. Euro. Allein Deutschland trug mit 2216 Mrd. Euro rund
21,4 % dazu bei, gefolgt vom Vereinigten Kçnigreich mit 1715 Mrd. Euro (16,5 %)
sowie Frankreich mit 1648 Mrd. Euro (15,9 %) und Italien mit 1351 Mrd. Euro
(13,0 %). Die Eurozone vereinigte 2004 eine Wirtschaftskraft von 7696 Mrd. Euro
auf sich. Die zehn neuen Mitgliedstaaten erhçhten das Bruttoinlandsprodukt der al-

Tab. 5: Bruttoinlandsprodukt 2004

Land Bruttoinlandsprodukt zu Marktpreisen

in jeweiligen
Preisen

je Einwohner
nach Kaufkraft

Ver�nderung
gegen�ber 20031

Mrd. EUR EU-25 = 100 %

Belgien 283,8 118 + 2,9
D�nemark 196,3 123 + 2,1
Deutschland 2215,7 109 + 1,6
Estland 9,0 51 + 7,8
Finnland 149,7 114 + 3,6
Frankreich 1648,4 110 + 2,3
Griechenland 167,2 82 + 4,7
Irland 148,6 140 + 4,5
Italien 1351,3 105 + 1,2
Lettland 11,0 43 + 8,3
Litauen 17,9 48 + 7,0
Luxemburg 25,7 222 + 4,5
Malta 4,3 71 + 0,4
Niederlande 488,7 125 + 1,7
�sterreich 237,0 122 + 2,4
Polen 195,2 47 + 5,3
Portugal 142,4 76 + 1,2
Schweden 279,0 116 + 3,6
Slowakei 33,1 52 + 5,5
Slowenien 26,1 79 + 4,2
Spanien 837,6 98 + 3,1
Tschechische Republik 86,8 70 + 4,4
Ungarn 81,1 61 + 4,6
Vereinigtes Kçnigreich 1715,1 119 + 3,2
Zypern 12,5 82 + 3,8
Europ�ische Union (EU-25) 10363,5 100 + 2,4
Europ�ische Union (EU-15) 9886,5 109 + 2,3
Eurozone 7696,1 107 + 2,1
Beitrittskandidaten
Bulgarien 19,5 30 + 5,6
Kroatien 27,6 46 + 3,7
Rum�nien 58,9 32 + 8,3
T�rkei 239,9 29 + 7,7

1 Errechnet aus Angaben in Landesw�hrung und in konstanten Preisen.



ten EU-15 um rund 5 %, wobei Polen als grçßtes neues Mitglied f�r �ber 40 % des
Zuwachses an wirtschaftlicher Leistung verantwortlich war.

Das BIP je Einwohner lag 2004 in den meisten neuen Mitgliedstaaten mit Ausnahme
Zyperns und Sloweniens noch unter 75 % des EU-25-Durchschnitts und damit deut-

Tab. 6: Verwendungsstruktur des Bruttoinlandsprodukts 2004

Land Konsumausgaben Brutto-
investi-
tionen

Außen-
beitrag

Exporte Importe

Private
Haushalte1

Staat von Waren und
Dienstleistungen

% des Bruttoinlandsprodukts

Belgien 54,0 22,6 20,4 + 2,9 83,7 80,8
D�nemark 48,1 26,7 20,2 + 5,1 43,5 38,4
Deutschland 59,1 18,7 17,3 + 4,9 38,0 33,1
Estland2 56,3 19,0 31,3 – 7,4 79,7 87,1
Finnland2 51,7 22,4 19,4 + 5,6 37,1 31,5
Frankreich2 56,1 23,9 19,7 + 0,3 26,0 25,7
Griechenland 66,0 17,1 25,5 – 8,6 20,9 29,5
Irland2 43,9 16,0 24,5 + 15,7 80,4 64,7
Italien 60,1 19,2 19,8 + 0,8 26,6 25,8
Lettland 62,5 20,9 32,3 – 15,8 43,8 59,5
Litauen 65,3 17,8 23,2 – 6,3 52,7 59,0
Luxemburg 40,5 18,3 19,5 + 21,6 146,2 124,6
Malta 63,6 22,0 22,1 – 7,7 75,8 83,5
Niederlande 48,8 25,3 20,5 + 5,4 65,4 60,0
�sterreich2 55,8 17,8 21,7 + 4,8 51,0 46,2
Polen 64,9 16,9 20,0 – 1,8 39,1 40,9
Portugal 62,8 21,3 23,5 – 7,6 30,9 38,5
Schweden 48,1 27,7 16,1 + 8,0 46,3 38,2
Slowakei2 56,6 19,4 26,3 – 2,7 76,8 79,5
Slowenien 54,0 19,8 26,8 – 0,6 59,9 60,5
Spanien 57,7 17,7 28,3 – 3,6 25,7 29,3
Tschechische Republik 50,1 22,7 27,6 – 0,3 71,7 72,1
Ungarn 55,0 23,7 24,2 – 3,0 65,1 68,0
Vereinigtes Kçnigreich2 65,1 21,3 17,0 – 3,3 24,7 28,0
Zypern 64,8 18,3 20,7 – 3,8 46,9 50,8
Europ. Union (EU-25) 58,4 20,6 20,2 + 0,8 36,2 35,4
Europ. Union (EU-15) 58,3 20,7 19,9 + 1,0 34,4 33,4
Eurozone 57,4 20,3 20,6 + 1,7 36,0 34,3
Beitrittskandidaten
Bulgarien2 68,1 19,3 23,5 – 10,3 58,4 68,7
Kroatien 58,1 19,9 30,2 – 8,2 47,5 55,7
Rum�nien2 69,8 14,1 24,6 – 9,5 37,0 46,5
T�rkei2 68,4 12,5 25,4 – 5,7 29,1 34,8

1 Einschl. privater Organisationen ohne Erwerbszweck.
2 Einschl. einer statistischen Differenz.

lich unter dem der 15 alten EU-Staaten von 109 %. Die niedrigsten Werte unter den
neuen EU-Mitgliedern verzeichneten die baltischen Staaten Lettland und Litauen so-
wie Polenmit unter 50 %, w�hrend Slowenien und Zypern 79 %bzw. 82 %des durch-
schnittlichen BIP je Einwohner in der EU erreichten.
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Tab. 7: Wirtschaftsdaten des Produzierenden Gewerbes

Land Index der
Produktion
f�r das Pro-
duzierende
Gewerbe2

Produktion1

Steinkohle Rohstahl Elektrizit�t,
brutto

Pkw3

2000 = 100 1000 t
Mill. kWh
je 100000
Einwohner

1000

Belgien 103,4 – 11135 813 792
D�nemark 101,3 – 3924 853 –
Deutschland 100,8 27053 44809 719 5121
Estland 144,2 – 1 751 –
Finnland 110,5 – 4766 1608 19
Frankreich 102,4 1174 19758 951 3220
Griechenland 103,1 – 1701 529 –
Irland 124,3 – – 631 –
Italien 99,9 – 26832 508 1026
Lettland 136,0 – 520 1704 –
Litauen 157,4 – – 5114 –
Luxemburg 114,7 – 2675 853 –
Malta . – – 5184 –
Niederlande 99,0 – 6571 596 163
�sterreich 114,0 – 6261 740 119
Polen 116,4 102497 9107 397 334
Portugal 97,9 – 730 447 166
Schweden 105,4 – 5707 1479 4094

Slowakei 123,9 – 4588 587 281
Slowenien 111,8 – 541 702 111
Spanien 106,8 131945 16472 627 2399
Tschechische Republik 133,1 13645 6783 815 436
Ungarn 122,6 689 1984 337 122
Vereinigtes Kçnigreich 99,3 29422 13268 664 1658
Zypern 113,1 – – 5344 –
Europ. Union (EU-25) 103,1 187674 . . .
Europ. Union (EU-15) 102,2 70843 . 721 .
Eurozone 102,7 41421 141710 707 13025
Beitrittskandidaten
Bulgarien 158,96 20 2317 5424 –
Kroatien 121,26 – 41 298 –
Rum�nien 128,56 3326 5691 2524 76
T�rkei 120,96 3014 18298 198 294

1 2003.
2 Einschl. Baugewerbe. Arbeitst�glich bereinigte Daten f�r 2004. Teilweise vorl�ufige oder gesch�tzte

Angaben.
3 Einschl. Montage eingef�hrter zerlegter Fahrzeuge.
4 2002.
5 Gefçrderte »Lignito negro« gilt als Steinkohle.
6 Verarbeitendes Gewerbe.

Doch selbst innerhalb der EU-15 existieren noch große Unterschiede in der wirtschaft-
lichen Leistungsf�higkeit pro Kopf. W�hrend in Luxemburg das BIP je Einwohner das
EU-Niveau um das Doppelte deutlich �bertraf (222 %), wiesen Portugal und Griechen-



land nur 76 % bzw. 82 % auf. Der Wert des BIP pro Kopf lag f�r Deutschland bei
109 % und entsprach damit exakt dem EU-15-Mittelwert.

Mit 2,4 % ist das Wirtschaftswachstum in der Europ�ischen Union im Jahr 2004 erst-
mals wieder merklich hçher ausgefallen als in den beiden Vorjahren. Im EU-15-Durch-
schnitt und in der Eurozone nahm das BIP real um 2,3 % bzw. 2,1 % zu. Hçhere
Steigerungsraten hatten vor allem Griechenland (4,7 %) sowie Irland und Luxemburg
(jeweils 4,5 %) zu verzeichnen sowie alle neuen osteurop�ischen Mitgliedstaaten,
deren Wirtschaftsleistung durchweg um �ber 4 Prozent anstieg, im Falle der balti-
schen L�nder sogar um �ber 7 Prozent.

Von großer Bedeutung f�r wirtschaftlichen Erfolg und Innovationsf�higkeit eines Lan-
des ist die inl�ndische Investitionst�tigkeit. Einen hohen Anteil an Bruttoinvestitionen
(gemessen am Bruttoinlandsprodukt) in der EU wiesen 2004 einige der neuen EU-
Mitglieder auf (u.a. Lettland 32,3 %, Estland 31,3 %), aber auch Spanien (28,3 %),
Griechenland (25,5 %), Irland (24,5 %) und Portugal (23,5 %), w�hrend Schweden,
das Vereinigte Kçnigreich, Deutschland, Finnland, Luxemburg, Frankreich und Italien
allesamt unterhalb des EU-25-Mittels von 20,2 % lagen. In der Eurozone machten die
Bruttoinvestitionen durchschnittlich 20,6 % des BIP aus.

Die Entwicklung der Industrie in der Europ�ischen Union zeigt der Produktionsindex
f�r das Produzierende Gewerbe in Tab. 7. Der Index l�sst einen leichten R�ckgang
der Produktion seit 2000 in den westeurop�ischen Industriestaaten Italien, Nieder-
lande, Portugal und Vereinigtes Kçnigreich erkennen. Dagegen erreichten die neuen
EU-Mitgliedstaaten zumeist Zuw�chse in der Produktion. Besonders große Wachs-
tumsraten seit 2000 erzielten dabei die baltischen L�nder Litauen (57,4 %), Estland
(44,2 %) und Lettland (36,0 %), aber auch die Tschechische Republik (33,1 %), Ir-
land (24,3 %), die Slowakei (23,9 %) und Ungarn (22,6 %) wiesen bemerkenswerte
Industriezuw�chse auf.

20.7 Die außenwirtschaftlichen Beziehungen
der Europ�ischen Union

Der Außenhandel besitzt f�r alle EU-Staaten eine große Bedeutung.Mehr als 40 %des
globalen Warenhandels entfallen auf die Europ�ische Union, die damit weltweit den
wichtigsten Handelsblock darstellt. Wie Tab. 8 zeigt, betrug die Summe der Importe
der EU-L�nder im Jahr 2004 (einschl. Intra-EU-Handel, d.h. einschl. der »Eing�nge«
aus anderen EU-L�ndern) insgesamt 2959 Mrd. Euro, allein 2208 Mrd. Euro bzw.
75 % davon entfielen auf die 12 Staaten der Eurozone. Dem standen Gesamtexporte
(»Ausfuhren und Versendungen«) der EU-Staaten von 2988 Mrd. Euro gegen�ber. Mit
2335 Mrd. Euro lag der Anteil der Eurozone hier bei 78 %. Per Saldo ergab sich ein
Ausfuhr�berschuss der EU-25-Staaten von 29,1 Mrd. Euro und ein Ausfuhr�ber-
schuss der Eurozone-Staaten von 127,0 Mrd. Euro. Aufgrund der durchweg negativen
Handelsbilanzen der neuenMitgliedstaaten f�llt der Saldo f�r die EU-25-Staaten deut-
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lich geringer aus als der Saldo der EU-15-Staaten bzw. Eurozone-Staaten. Deutsch-
lands Export�berschuss belief sich auf 157,0 Mrd. Euro. Das Vereinigte Kçnigreich
war hingegen das Land mit dem hçchsten Import�berschuss von 93,7 Mrd. Euro.

Der so genannte Intra-EU-Handel, d.h. der Warenaustausch zwischen den EU-L�n-
dern, machte f�r die Staaten der Europ�ischen Union (EU-25) im Jahr 2004 zwei Drittel
ihres gesamten Außenhandels aus. Am st�rksten ist die Handelsverflechtung mit Part-
nerl�ndern innerhalb der Europ�ischen Union im Falle von Belgien, Estland, Lettland,
Luxemburg, �sterreich, Polen, Portugal, der Slowakei, Slowenien, der Tschechischen

Tab. 8: Außenhandel 2004

Land Einfuhr
und Eing�nge

Ausfuhr
und Versendungen

Saldo Anteil
des Intra-
EU-25-
Handelsins-

gesamt
je Ein-
wohner

ins-
gesamt

je Ein-
wohner

ins-
gesamt

je Ein-
wohner

Mill. EUR EUR Mill. EUR EUR Mill. EUR EUR %

Belgien 229168 22013 246324 23661 + 17156 + 1648 74,8
D�nemark 54546 10093 62074 11486 + 7528 + 1393 70,7
Deutschland 576353 6986 733387 8889 + 157034 + 1903 64,4
Estland 6750 5006 4795 3556 – 1955 – 1450 76,5
Finnland 41356 7913 49458 9464 + 8102 + 1550 62,2
Frankreich 374312 6234 360767 6009 – 13545 – 226 67,1
Griechenland 42284 3823 12225 1105 – 30059 – 2717 57,3
Irland 48759 12032 83834 20687 + 35075 + 8655 63,5
Italien 282205 4862 280692 4836 – 1513 – 26 59,6
Lettland 5704 2467 3223 1394 – 2481 – 1073 76,1
Litauen 9879 2874 7452 2168 – 2427 – 706 64,5
Luxemburg 16116 35515 13063 28787 – 3053 – 6728 82,3
Malta 2950 7340 2003 4984 – 947 – 2356 63,6
Niederlande 256717 15755 287955 17672 + 31238 + 1917 67,1
�sterreich 96394 11861 95165 11710 – 1229 – 151 76,6
Polen 72166 1891 60272 1579 – 11894 – 312 76,6
Portugal 44174 4207 28770 2740 – 15404 – 1467 78,1
Schweden 80314 8931 98952 11003 + 18638 + 2073 64,6
Slowakei 23693 4406 22146 4118 – 1547 – 288 81,9
Slowenien 13826 6920 12727 6370 – 1099 – 550 72,0
Spanien 200424 4701 143586 3368 – 56838 – 1333 69,4
Tschechische Republik 55881 5476 55195 5409 – 686 – 67 82,8
Ungarn 47698 4720 44101 4364 – 3597 – 356 72,8
Vereinigtes Kçnigreich 372563 6234 278857 4666 – 93706 – 1568 56,4
Zypern 4423 6020 762 1037 – 3661 – 4983 67,6
Europ. Union (EU-25) 2958655 6466 2987785 6529 + 29130 + 64 66,4
Europ. Union (EU-15) 2715685 7081 2775109 7236 + 59424 + 155 65,5
Eurozone 2208262 7139 2335226 7549 + 126964 + 410 66,7
Beitrittskandidaten1

Bulgarien 11577 1490 7708 992 – 3869 – 498 56,7
Kroatien 13241 2998 6218 1408 – 7023 – 1590 69,2
Rum�nien 26235 1210 18754 865 – 7481 – 345 68,5
T�rkei 78160 1089 50335 701 – 27825 – 388 49,9

1 F�r die Beitrittskandidaten: Anteil des Außenhandels mit den EU-Staaten (EU-25).



Tab. 9: Wirtschaftliche Transaktionen zwischen In- und Ausl�ndern 2004
in Mill. US-Dollar

Land Saldo der
Leistungsbilanz

J�hrliche Direktinvestitionen (Netto)

im
Ausland

des Auslands
im Land

Belgien + 11915 18334 42337
D�nemark + 5941 – 9930 – 8804
Deutschland + 103770 – 810 – 34900
Estland – 1432 268 1049
Finnland + 9698 – 1539 3075
Frankreich + 8380 47710 24520
Griechenland – 13148 606 1355
Irland – 1423 15816 11040
Italien – 15137 19144 16772
Lettland – 1766 103 699
Litauen – 1724 263 773
Luxemburg + 3562 82943 78678
Malta – 563 9 407
Niederlande + 54414 17293 377
�sterreich + 765 7427 4022
Polen – 10357 787 12613
Portugal – 13158 6121 825
Schweden + 27485 15369 – 588
Slowakei – 2821 – 155 1122
Slowenien – 670 551 827
Spanien – 55380 50211 16594
TschechischeRepublik – 5595 572 4454
Ungarn – 8842 1071 4608
VereinigtesKçnigreich – 41880 80240 72560
Zypern – 923 633 1108
Europ�ische Union (EU-25) + 36890 353037 255523
Europ�ische Union (EU-15) + 69044 348935 227863
Eurozone + 77498 263256 164695
Beitrittskandidaten
Bulgarien – 2053 – 221 2005
Kroatien – 1641 345 1243
Rum�nien – 5589 70 5440
T�rkei – 15543 858 1733

1 Stand: 2003.

Republik und Ungarn, die allesamt �ber 70 % ihres gesamten grenz�berschreitenden
G�terhandels mit anderen EU-Staaten abwickeln. Am niedrigsten ist der Anteil des
Intrahandels in Griechenland, Italien und dem Vereinigten Kçnigreich. Dort machte der
Anteil des Warenaustausches mit anderen EU-Mitgliedstaaten jeweils unter 60 % des
Gesamthandelsumsatzes aus.

Ein umfassendes Bild �ber die externen Wirtschaftsverflechtungen bietet die Leis-
tungsbilanz, d.h. die Summe aller grenz�berschreitenden G�ter- und Dienstleistungs-
transaktionen sowie der �bertragungen. Die Europ�ische Union als Ganzes (EU-25)
verbuchte 2004 einen positiven Leistungsbilanzsaldo in Hçhe von 36,9 Mrd. US-
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Dollar. Die L�nder der Eurozone kamen auf einen Leistungsbilanz�berschuss von
77,5 Mrd. US-Dollar.

Im L�ndervergleich erweisen sich die Leistungsbilanzergebnisse als sehr unterschied-
lich. Den hçchsten Leistungsbilanz�berschuss wies Deutschland mit 103,8 Mrd. US-
Dollar auf vor den Niederlanden mit 54,4 Mrd. US-Dollar. Spanien und das Vereinigte
Kçnigreich hatten vornehmlich aufgrund ihrer stark negativen Handelsbilanz auch das
grçßte Leistungsbilanzdefizit zu verzeichnen. Leistungsbilanzdefizite traten außerdem
in allen neuen EU-Mitgliedstaaten wegen negativer Handelsbilanzen auf.

Ein Gradmesser f�r die weltwirtschaftliche Verflechtung einzelner Volkswirtschaf-
ten sind die im Ausland get�tigten Direktinvestitionen bzw. deren Zufluss. Unterneh-
men aus der Europ�ischen Union (EU-25) investierten 2004 �ber 353 Mrd. US-Dol-
lar im Ausland (Eurozone: 263 Mrd. US-Dollar). In die Europ�ische Union flossen aus
anderen L�ndern Direktinvestitionen in Hçhe von rund 256 Mrd. US-Dollar (Euro-
zone: 165 Mrd. US-Dollar). Werden die Direktinvestitionsfl�sse ins Ausland mit den
Direktinvestitionen aus dem Ausland verrechnet, so ergeben sich daraus f�r 2004
Nettoabfl�sse aus der EU in Hçhe von 98 Mrd. US-Dollar.

Am regsten war im Jahr 2004 die Investitionst�tigkeit Luxemburgs, das 83 Mrd. US-
Dollar ins Ausland transferierte, gefolgt vom Vereinigten Kçnigreich mit 80 Mrd. US-
Dollar. Umgekehrt verzeichneten auch Luxemburg und das Vereinigte Kçnigreich mit
rund 79 Mrd. US-Dollar bzw. 73 Mrd. US-Dollar die grçßten Zufl�sse an ausl�ndi-
schen Direktinvestitionen in der EU.

20.8 Die Lebensverh�ltnisse in der Europ�ischen Union

Trotz erheblicher Nettofinanztransfers in die �rmeren EU-L�nder in den zur�ckliegen-
den Jahren kann noch nicht von einer EU-weiten Angleichung der Lebensverh�ltnisse
gesprochen werden, wie Tab. 10 belegt.

Am weitesten vorangekommen ist die Angleichung im Hinblick auf die Lebenserwar-
tung. Bei den M�nnern lag 2003 die Bandbreite der Lebenserwartung bei Geburt in
den 15 alten EU-Staaten zwischen 77,9 Jahren in Schweden und 74,2 Jahren in Por-
tugal (Deutschland: 75,7 Jahre). Bei den Frauen reichte die Spanne von 83,6 Jahren im
Falle Spaniens bis 79,9 Jahre im Falle D�nemarks (Deutschland: 81,4 Jahre). Im Ver-
gleich mit den neuen EU-Staaten f�llt auf, dass nur die Lebenserwartung in den beiden
mediterranen Staaten Malta und Zypern dem EU-15-Schnitt entspricht. In den ost-
europ�ischen Staaten, die der EU beigetreten sind, lag im Jahr 2003 die Lebens-
erwartung sowohl bei M�nnern als auch bei Frauen im Schnitt jeweils einige Jahre
unter dem Niveau der alten EU-Staaten (EU-15).

Besonders ausgepr�gt sind die Unterschiede im Lebensstandard bei einem Vergleich
der durchschnittlichen Bruttojahresverdienste. Auffallend ist hier ein Nord-S�d-Ge-
f�lle, mit dem hçchsten Verdienst in D�nemark und weit geringeren Verdiensten in den



Tab. 10: Lebensverh�ltnisse

Land Lebenserwartung bei
Geburt1

Durch-
schnitt-
licher
Brutto-
jahres-

verdienst2

Prim�r-
energie-
verbr. 3

Pkw4 Inter-
net-

Nutzer3,5

Mobil-
telefone3

M�nner Frauen je
Einwohner

je 1000
Einwohner

Jahre EUR t R�E6 Anzahl

Belgien 75,9 81,7 34643 6,467 459 406 876
D�nemark 75,1 79,9 44692 3,40 351 700 956
Deutschland 75,7 81,4 40375 4,00 546 500 864
Estland 66,0 76,9 52788 . 321 512 931
Finnland 75,1 81,8 30996 5,47 436 630 954
Frankreich 75,9 82,9 28847 4,35 493 414 738
Griechenland 76,5 81,3 16739 2,96 352 178 999
Irland 75,8 80,7 . 3,51 374 270 929
Italien 76,8 82,5 214948 3,16 593 498 1079
Lettland 65,7 75,9 35158 . 280 354 664
Litauen 66,5 77,7 41958 2,62 365 281 996
Luxemburg 75,0 81,0 39587 .9 65010 590 1189
Malta 76,7 80,7 13603 . 506 760 723
Niederlande 76,2 80,9 36600 5,85 42311 616 910
�sterreich 75,9 81,6 288088 4,04 49810 475 978
Polen 70,5 78,8 6434 2,40 294 234 605
Portugal 74,2 80,5 134501 2,38 379 293 981
Schweden 77,9 82,5 32177 5,38 454 755 1034
Slowakei 69,9 77,8 4945 3,46 252 421 794
Slowenien 72,6 80,4 119328 . 446 480 871
Spanien 76,9 83,6 19220 3,41 443 349 905
Tschechische Republik 72,1 78,7 61308 4,36 36310 469 1054
Ungarn 68,4 76,7 6196 2,34 275 275 863
Vereinigtes Kçnigreich 76,2 80,7 38793 3,79 501 633 1021
Zypern 77,0 81,4 18406 . 414 369 866
Europ. Union (EU-25) 74,9 81,3 . . . 454 897
Europ. Union (EU-15) 75,9 81,8 . 3,94 . 482 925
Eurozone 75,9 81,9 . 3,94 . 442 903
Beitrittskandidaten
Bulgarien 68,9 75,9 1678 2,43 296 281 608
Kroatien 71,4 78,4 . . 291 295 575
Rum�nien 67,8 75,3 21428 1,81 142 202 471
T�rkei 68,6 70,9 . 1,20 66 141 488

1 2003.
2 Vollzeitbesch�ftigte im Produzierenden Gewerbe und im Dienstleistungssektor. Stand: 2003.
3 2004.
4 Ohne Kombinationskraftwagen. Stand: Jahresende 2003.
5 Grçßtenteils Sch�tzungen, die als N�herungswert betrachtet werden sollten.
6 1 Tonne Rohçleinheit (t R�E) = 41860 kJ Hu/kg (unterer Heizwert/kg).
7 Einschl. der Angaben f�r Luxemburg.
8 Vollzeit�quivalente.
9 Die Angaben f�r Luxemburg sind bei Belgien einbezogen.

10 Einschl. Kombinationskraftwagen.
11 2002.
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s�deurop�ischen EU-Mitgliedsl�ndern wie Portugal, Griechenland oder Spanien. Alle
neuen Mitgliedstaaten, außer Zypern und Malta, liegen jedoch noch (zum Teil weit)
unter dem Gehaltsniveau der angesprochenen s�deurop�ischen Staaten.

Auch bei der Ausstattung mit Personenkraftwagen bestanden zum Jahresende 2003
noch deutliche Unterschiede. L�nder wie Luxemburg (650 Pkw je 1000 Einwohner)
oder Italien (593 Pkw je 1000 Einwohner) �bertrafen deutlich den EU-Durchschnitt,
der Wert f�r Deutschland lag bei 546 Pkw. In allen neuen osteurop�ischen EU-Mit-
gliedstaaten erreichte die Pkw-Dichte dagegen noch bei weitem nicht das EU-Niveau.

Bei der Betrachtung der Kommunikationsindikatoren f�llt der hohe Verbreitungsgrad
des Internets im Jahr 2004 in den skandinavischen L�ndern auf (Schweden: 755 Nut-
zer je 1000 Einwohner, D�nemark 700 Nutzer je 1000 Einwohner). Auch in Deutsch-
land (2004: 500 Nutzer je 1000 Einwohner) liegt die Internet-Verbreitung auf einem
hçheren Niveau als im EU-Durchschnitt (EU-25: 454 Nutzer je 1000 Einwohner). Die
Verbreitung des Internets ist in den osteurop�ischen Mitgliedstaaten, außer in Slo-
wenien, der Tschechischen Republik und in Estland, zumeist noch unterentwickelt.

Der Verbreitungsgrad von Mobiltelefonen liegt in allen L�ndern �ber dem des Inter-
nets. Außerordentlich hoch ist dabei die Zahl von Mobiltelefon-Nutzern in Luxemburg
(2004: 1189 Mobil-Telefone je 1000 Einwohner).

Weitere Informationen zu Deutschland und Europa siehe auch Teil II, Kap. 22.
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A Einleitung

1 Objektive Lebensbedingungen und
subjektives Wohlbefinden im vereinten
Deutschland: Konzepte und Daten der
Sozialberichterstattung

Ziel einer regelm�ßigen und umfassenden Sozialberichterstattung, wie sie der Daten-
report verfolgt, ist die kontinuierliche Wohlfahrtsmessung und Dauerbeobachtung des
sozialen Wandels. F�r die verschiedenen Aspekte der objektiven Lebensbedingungen
sowie die darauf bezogenen subjektiven Perzeptionen und Bewertungen sollen zuver-
l�ssige Daten bereitgestellt werden, die es erlauben, den aktuellen Zustand und die
Entwicklung der deutschen Gesellschaft zu beurteilen. Dar�ber hinaus zielt die Be-
richterstattung auch darauf ab, signifikante Trends des gesellschaftlichen Wandels –
auf der Ebene sozialer Strukturen, aber auch individueller Einstellungen und Verhal-
tensweisen – aufzusp�ren und empirisch zu beschreiben.

Obwohl seit der deutschen Vereinigung inzwischen mehr als eineinhalb Jahrzehnte
vergangen sind, verdient die Beobachtung des Zusammenwachsens und der Her-
stellung gleichwertiger Lebensverh�ltnisse in Ost und West immer noch eine beson-
dere Beachtung, steht aber nicht mehr so sehr im Mittelpunkt der Betrachtung, wie
das in fr�heren Ausgaben der Fall war. Trotz der nach wie vor bestehenden Dispari-
t�ten zwischen Ost- und Westdeutschland in manchen Bereichen und teilweise ver-
bliebenen Unterschieden in Verhaltensweisen undWertorientierungen sindmittlerwei-
le andere Probleme der gesellschaftlichen Entwicklung in den Vordergrund getreten.
Dazu gehçren neben der anhaltenden Wachstumsschw�che der Wirtschaft und den
unzureichenden Besch�ftigungsmçglichkeiten auch die ungelçsten Probleme der so-
zialen Sicherungssysteme, die zutage getretenen Defizite des Bildungswesens und
nicht zuletzt Fragen der Integration von Migranten und des gesellschaftlichen Zusam-
menhalts im Allgemeinen. Dar�ber hinaus wurde in den letzten Jahren mit zunehmen-
der Sorge betrachtet, wie sich Deutschland im internationalenWettbewerb behaupten
kann. Um der gestiegenen Bedeutung einer international vergleichenden Perspektive
und den Prozessen der europ�ischen Integration Rechnung zu tragen, enth�lt der
Datenreport 2006 in diesem Teil wieder einen Beitrag, in dem der Vergleich verschie-
dener europ�ischer Gesellschaften im Vordergrund steht und die Situation in Deutsch-
land im europ�ischen Kontext betrachtet wird.



Bei einem »social monitoring« der gesellschaftlichen Entwicklung, wie es dem Daten-
report zugrunde liegt, geht es auch darum, den Entscheidungstr�gern in Politik und
Wirtschaft handlungsrelevante Informationen zur Verf�gung zu stellen, aber mehr
noch stellt sich der Datenreport die Aufgabe, dem Informationsbed�rfnis einer inte-
ressierten �ffentlichkeit gerecht zu werden. Der Teil II dieses Datenreports erweitert
das Informationsangebot der amtlichen Statistik um die Perspektive einer nichtamt-
lichen, sozialwissenschaftlichen Sozialberichterstattung. In den Beitr�gen dieses Teils
kommt daher nicht nur eine in st�rkeremMaße analytische, durch sozialwissenschaft-
liche Theorieans�tze strukturierte Betrachtungsweise zur Geltung; die Beitr�ge die-
ses Teils st�tzen sich auch auf eine nichtamtliche, spezifisch sozialwissenschaftliche
Datenbasis. Die Zusammenarbeit von amtlicher Statistik und wissenschaftlicher So-
zialberichterstattung hat sich erstmals in dem Datenreport von 1985 niedergeschla-
gen. Die spezifische Arbeitsteilung, die dabei gefunden wurde, hat sich – das zeigen
die seither erschienenen Ausgaben und die Reaktionen der Leser/innen und Nutzer/
innen – bew�hrt.

Die einzelnen Beitr�ge entsprechen thematisch zu einem großen Teil denen des
Teils I. Sie sind darauf ausgerichtet, einerseits die verschiedenen Lebenslagen und
andererseits subjektive Wahrnehmungen, Erwartungen und Pr�ferenzen sowie Ein-
stellungen und das subjektive Wohlbefinden der Bundesb�rger zu beschreiben und
zu analysieren. Dabei finden objektive Aspekte der Lebensbedingungen und sub-
jektive Situationseinsch�tzungen mit unterschiedlichen Schwerpunktsetzungen Be-
r�cksichtigung. Die Beitr�ge sind zudem darauf ausgerichtet, Ver�nderungen �ber
die Zeit – teilweise auch auf der Basis individueller L�ngsschnittdaten – zu erfas-
sen und zu analysieren. Gegenstand der Sozialberichterstattungsperspektive dieses
Teils des Datenreports sind daher nicht nur die verschiedenen Aspekte der Wohl-
fahrtsentwicklung, das heißt Ver�nderungen der individuellen und gesellschaftli-
chen Lebensqualit�t, sondern auch zentrale Dimensionen des fortdauernden Struk-
tur- und Einstellungswandels in der deutschen Gesellschaft.

Obwohl die amtliche Statistik nach wie vor der wichtigste Anbieter von Informationen
�ber die Lebensverh�ltnisse und die Entwicklung der deutschen Gesellschaft ist, hat
die Erfahrung gezeigt, dass eine leistungsf�hige sozialwissenschaftliche Umfragefor-
schung f�r eine aktuelle, differenzierte und anspruchsvolle Sozialberichterstattung
unverzichtbar ist. Die sozialwissenschaftliche Umfrageforschung stellt nicht nur Infor-
mationen zu Themen und Fragestellungen bereit, die außerhalb des gesetzlich fest-
gelegten Erhebungsprogrammes der amtlichen Statistik liegen, wie zum Beispiel
Informationen zu Einstellungen und subjektiven Perzeptionen und Bewertungen.
Dar�ber hinaus erg�nzt sie das System der Informationsgewinnung auch in metho-
discher Hinsicht. Die sozialwissenschaftliche Umfrageforschung verf�gt nicht �ber
die umfangreichen Stichproben der amtlichen Statistik. Sie kann aber mit ihrem In-
strumentarium vielfach schneller und flexibler auf ver�nderte Bedingungen und In-
formationsanforderungen reagieren und ihr Erhebungsprogramm den spezifischen
Umst�nden und Erfordernissen leichter anpassen. Sozialwissenschaftliche Repr�sen-
tativbefragungen, wie sie diesem Teil des Datenreports zugrunde liegen, leisten einen
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wesentlichen Beitrag zur Dateninfrastruktur, indem sie die gesellschaftliche Wirklich-
keit z.T. auch aus anderen Perspektiven beleuchten als die amtliche Statistik und
damit nicht nur offensichtlich vorhandene Informationsl�cken schließen, sondern
das Informationsangebot insgesamt wesentlich bereichern. Ihre Informationen unter-
scheiden sich daher in Art und Inhalt von denen der amtlichen Statistik, ohne aber
weniger solide und zuverl�ssig zu sein.

F�r eine wissenschaftsbasierte Sozialberichterstattung stehen in Deutschland Da-
ten aus verschiedenen kontinuierlich angelegten Erhebungsprogrammen der em-
pirischen Sozialforschung zur Verf�gung, die speziell f�r die gesellschaftliche Dau-
erbeobachtung konzipiert worden sind: das Sozio-oekonomische Panel (SOEP),
der Wohlfahrtssurvey und die daran anschließenden Erhebungen »Wohlfahrtssur-
vey-Trend« sowie die Allgemeine Bevçlkerungsumfrage der Sozialwissenschaften
(ALLBUS). Dar�ber hinaus werden von Fall zu Fall auch andere Datens�tze verwen-
det: das International Social Survey Programme (http://www.gesis.org/en/social_
monitoring/issp/index.htm, 24.04.06), die Eurobarometer-Umfragen (http://europa.
eu.int/comm/public_opinion, 24.04.06) sowie der European Social Survey (http://
www.europeansocialsurvey.org/, 24.04.06), der in einer ersten Runde in den Jah-
ren 2002/2003 in 22 europ�ischen L�ndern und dann in der zweiten Runde im Jahr
2005 in insgesamt 24 L�ndern erhoben worden ist.

Die Mehrzahl der Beitr�ge im Teil II dieses Datenreports beruht auf den Daten des
Sozio-oekonomischen Panels – SOEP (http://www.diw.de/deutsch/sop/, 24.04.06).
Das Sozio-oekonomische Panel ist eine repr�sentative L�ngsschnitterhebung zur em-
pirischen Beobachtung des sozialen Wandels, in der seit 1984 zwei Ausgangsstich-
proben (Deutsche und Ausl�nder) von 5921 Haushalten, in denenmehr als 15000 Per-
sonen leben, in der fr�heren Bundesrepublik und West-Berlin j�hrlich befragt werden.
Das Sozio-oekonomische Panel wurde urspr�nglich im Rahmen des durch die Deut-
sche Forschungsgemeinschaft (DFG) finanzierten Sonderforschungsbereichs 3 »Mi-
kroanalytische Grundlagen der Gesellschaftspolitik« der Universit�ten Frankfurt am
Main und Mannheim konzipiert und wird vom Deutschen Institut f�r Wirtschaftsfor-
schung (DIW) in Berlin durchgef�hrt. Als eine L�ngsschnitterhebung zielt das SOEP
prim�r darauf ab, Informationen �ber Ver�nderungen im Zeitablauf auf derMikroebene
von Individuen und Haushalten bereitzustellen. Die thematischen Schwerpunkte des
SOEP liegen in den Bereichen des Einkommens und der Erwerbst�tigkeit, aber es
werden – im Rahmen variierender thematischer Vertiefungen – auch zu anderen
Aspekten der sozioçkonomischen Lebensverh�ltnisse, wie zum Beispiel Bildung
und Weiterbildung, Soziale Sicherung und Armut, soziale Netzwerke und in begrenz-
tem Umfang auch zu subjektiven Perzeptionen, Bewertungen und Einstellungen,
L�ngsschnittinformationen erhoben. Noch vor In-Kraft-Treten der W�hrungs-, Wirt-
schafts- und Sozialunionwurde auf demGebiet der ehemaligen DDR im Juni 1990 eine
Basisbefragung des Sozio-oekonomischen Panels mit der Zielsetzung durchgef�hrt,
eine L�ngsschnittdatenbasis als Grundlage f�r die Beobachtung der Transformations-
prozesse in den neuen Bundesl�ndern zu schaffen. Die Stichprobe der Basisbefra-
gung des SOEP-Ost umfasste 2179 Haushalte, in denen �ber 6000 Personen lebten.



Die weiteren Wellen des SOEP-Ost wurden parallel mit den Wellen des SOEP-West
durchgef�hrt. Das SOEP wurde 1994/95 durch eine Zuwanderungs- (536 Haushalte)
sowie 1998 durch eine Erneuerungsstichprobe (1060 Haushalte) erg�nzt. In den Jah-
ren 2000 und 2002 wurde der Stichprobenumfang des SOEP nochmals erheblich auf
nunmehr fast 24000 Befragte in mehr als 12000 Haushalten erweitert.

Die allgemeine Bevçlkerungsumfrage der Sozialwissenschaften – ALLBUS (http://
www.gesis.org/Dauerbeobachtung/Allbus/index.htm, 24.04.06) ist eine Repr�senta-
tivbefragung, die in der Bundesrepublik seit 1980 in zweij�hrigem Turnus durchgef�hrt
wird. Verantwortlich f�r die Konzeption und Durchf�hrung der ALLBUS-Erhebung ist
das Zentrum f�r Umfragen, Methoden und Analysen (ZUMA) in Mannheim. Die Daten-
aufbereitung, Archivierung und Weitergabe der Daten erfolgt �ber das Zentralarchiv
f�r empirische Sozialforschung (ZA) in Kçln. Mit wechselnden inhaltlichen Themen-
schwerpunkten und der teilweisen Replikation von Fragen stellt der ALLBUS eine der
meistgenutzten Datenquellen f�r die sozialwissenschaftliche Forschung und Lehre in
Deutschland dar. Orientiert an den Zielsetzungen der deskriptiven Sozialberichterstat-
tung, der Untersuchung des sozialen Wandels und der international vergleichenden
Analyse werden regelm�ßig Informationen zu den Bereichen Sozialstruktur und So-
zialbeziehungen, Wertorientierungen und Grundeinstellungen sowie der Legitimit�t
der sozialen und politischen Ordnung erhoben.

Zu den thematischen Schwerpunkten des ALLBUS 2004 gehçrten u.a. »Freizeitakti-
vit�ten und Mediennutzung«. Seit der Erhebung von 2000 wird der ALLBUS in der
Form von computergest�tzten persçnlichen Interviews (CAPI) durchgef�hrt. Die
Grundgesamtheit der ALLBUS-Umfragen bestand bis einschließlich 1990 aus den
wahlberechtigten Personen in der fr�heren Bundesrepublik und West-Berlin, die in
Privathaushalten leben. Seit 1991 besteht die Grundgesamtheit aus der erwachse-
nen Wohnbevçlkerung – Deutschen und Ausl�ndern – in Deutschland. Die Stichpro-
bengrçße betrug bis 1991 rund 3000 Befragte. Seit 1992 betr�gt die Nettofallzahl
2400 Befragte in den alten und 1100 Befragte in den neuen Bundesl�ndern.

Weitergehende Informationen, darunter auch detaillierte Angaben zu den jewei-
ligen Stichproben und Erhebungsverfahren, finden sich f�r alle hier verwendeten
Datens�tze im Internet. �ber die Internetadresse des Deutschen Instituts f�r Wirt-
schaftsforschung (http://www.diw.de, 24.04.06) findet sich eine Vielzahl von Infor-
mationen zum SOEP sowie zu Publikationen, die auf diesem Datensatz beruhen.
Das ZUMA bietet �ber seine Internetadresse Informationen sowohl zum ALLBUS
als auch zu den Wohlfahrtssurveys an (http://www.gesis.org/Dauerbeobachtung/
index.htm, 24.04.06). �ber das Internetangebot der Abteilung Soziale Indikatoren
von ZUMA (http://www.gesis.org/Dauerbeobachtung/Sozialindikatoren/index.htm,
24.04.06) wird mit »Wohlfahrtssurvey-Online« auch die Mçglichkeit geboten, auf
die Daten der Wohlfahrtssurveys 1978–1998 online zuzugreifen, das heißt die Daten
beispielsweise f�r die Erstellung von Tabellen oder andere Auswertungsformen zu
nutzen. Zudem wird dort auch ein umfangreiches Kompendium zur Wohlfahrtsent-
wicklung in Deutschland 1978 bis 1998 auf der Basis der Wohlfahrtssurveys ange-
boten. Dar�ber hinaus informiert der »Informationsdienst Soziale Indikatoren« (ISI), der
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ebenfalls �ber das Internet verf�gbar ist, �ber aktuelle Trends der Wohlfahrtsentwick-
lung und des sozialstrukturellen Wandels aus der Perspektive der Sozialberichterstat-
tung. �ber die Internetadresse des Wissenschaftszentrums Berlin f�r Sozialforschung
(WZB) schließlich werden Informationen und neuere Publikationen sowohl zu den
Wohlfahrtssurveys als auch zu europ�isch vergleichenden Umfragen (Euromodul)
zur Verf�gung gestellt (http://www.wz-berlin.de/wzb/projekte_habich/datenmanage
ment.de.htm, 24.04.06).

Die in den folgenden Beitr�gen pr�sentierten Daten und Analysen vermitteln ein Bild
der Lebensverh�ltnisse sowie der erkennbaren Tendenzen des Wandels sozialer
Strukturen und individueller Einstellungen in Deutschland, wie es sich aus einer Per-
spektive der Wohlfahrtsforschung und Sozialberichterstattung – gest�tzt auf repr�-
sentative empirische Daten der gesellschaftlichen Dauerbeobachtung – gegenw�rtig
darstellt. Zusammenmit den Daten der amtlichen Statistik in Teil I dieses Datenreports
wird damit zugleich ein wesentlicher Ausschnitt der verf�gbaren quantitativen Infor-
mationen zum Zustand und Wandel der deutschen Gesellschaft, ihrer »inneren Ein-
heit« und der Lebensqualit�t ihrer B�rgerinnen und B�rger auch im europ�ischen
Vergleich in einer spezifischen Form aufbereitet und der �ffentlichkeit zug�nglich
gemacht.

(Heinz-Herbert Noll /Roland Habich)
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B SubjektivesWohlbefinden

2 Zufriedenheit in Lebensbereichen

Die Lebensqualit�t in einem Land l�sst sich nur zum Teil mit Hilfe der objektiven
Lebensbedingungen beschreiben. Dies liegt insbesondere daran, dass die B�rger
identische objektive Bedingungen in Abh�ngigkeit von ihren eigenen Anspr�chen
und Erwartungen durchaus unterschiedlich bewerten kçnnen. Resultat derartiger Be-
wertungsprozesse ist die subjektive Zufriedenheit einer Person, die zwar auf ihre tat-
s�chlichen Lebensumst�nde bezogen ist, aber in ansonsten vergleichbaren Situatio-
nen dennoch recht unterschiedlich ausfallen kann.

Um sich ein vollst�ndiges Bild von der Lebensqualit�t in der Bundesrepublik Deutsch-
land zumachen, ist es also erforderlich, neben den objektiven Lebensumst�nden auch
die darauf bezogenen Zufriedenheiten der B�rger zu untersuchen. Da zudem in man-
chen Bereichen auch heute noch deutliche Unterschiede zwischen den beiden Lan-
desteilen existieren, steht neben einer gesamtdeutschen Perspektive auch eine ge-
trennte Betrachtung der Lage in Ost- und Westdeutschland im Mittelpunkt dieses
Beitrags. Neben der aktuellen Situation werden dabei insbesondere die langfristigen
Entwicklungstendenzen in beiden Teilen der Republik eine Rolle spielen. Den im Fol-
genden dargestellten Ergebnissen liegen dabei Daten zugrunde, welche die Zufrie-
denheit der Befragten in den einzelnen Bereichen auf einer Skala von 0 (ganz und gar
unzufrieden) bis 10 (ganz und gar zufrieden) erfassen.

2.1 Zufriedenheit in einzelnen Lebensbereichen

Auch noch im Jahr 2004 lassen sich nicht unwesentliche Zufriedenheitsdifferenzen
zwischen Ost- und Westdeutschland feststellen. Dies zeigt sich zun�chst an der
allgemeinen Lebenszufriedenheit, die ein zusammenfassendes Maß f�r das subjek-
tive Wohlbefinden darstellt. Wie die Ergebnisse in Abbildung 1 verdeutlichen, liegt in
diesem Jahr die allgemeine Lebenszufriedenheit der Befragten im Osten des Lan-
des mit einem Abstand von 0,7 Skalenpunkten erheblich unter derjenigen der West-
deutschen.

Dieser allgemeine Befund muss jedoch insofern eingeschr�nkt werden, als die Un-
terschiede in den einzelnen Lebensbereichen durchaus variieren kçnnen und auch
die Rangfolge der einzelnen Bereichszufriedenheiten in beiden Landesteilen anders
ausf�llt.



Die B�rger in beiden Teilen des Landes sind, wie auch schon in den Vorjahren, mit dem
Bereich Wohnung am zufriedensten. Und auch �ber die Bereiche mit der geringsten
Zufriedenheit herrscht Einigkeit zwischen Ost und West: Das persçnliche Einkommen
und das Haushaltseinkommen rangieren klar am Ende der Skala. Diese die Rangfolge
betreffende Einigkeit �ndert jedoch nichts daran, dass sich in den beiden letztgenann-
ten Bereichen mit einem Abstand von 0,7 (beim persçnlichen Einkommen) bzw. 1,0
Skalenpunkten (beim Haushaltseinkommen) die ausgepr�gteste Differenz zwischen
den beiden Teilen des Landes feststellen l�sst.

Was die �brigen Lebensbereiche angeht, so sind die Westdeutschen vor allem mit
ihrem Lebensstandard (0,6 Skalenpunkte), ihrer Gesundheit (0,4 Skalenpunkte) und
ihrer Arbeit (0,3 Skalenpunkte) zufriedener als die Ostdeutschen. Diese weisen ledig-
lich was ihre Schul- und Berufsausbildung (mit einer Differenz von 0,1 Skalenpunkten)
sowie die Kinderbetreuung (0,4 Skalenpunkte) angeht eine hçhere Zufriedenheit auf
als die Menschen in den alten Bundesl�ndern. Bei der Kinderbetreuung hat sich dieser
Unterschied aufgrund der traditionell besseren Infrastruktur in den çstlichen Bundes-
l�ndern bereits in den Vorjahren gezeigt.

Anhand des l�ngerfristigen Vergleichs in Tabelle 1, die neben den Mittelwerten zu-
s�tzlich den Anteil »eher zufriedener« und »eher unzufriedener« Befragter darstellt,
wird außerdem klar, dass die Tendenz einer hçheren Zufriedenheit mit diesen beiden
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Abb. 1: Zufriedenheit in Lebensbereichen und allgemeine Lebenszufriedenheit

1 Zufriedenheit mit der Arbeit und Zufriedenheit mit dem persçnlichen Einkommen: nur Erwerbst�ti-
ge; Zufriedenheit mit der Kinderbetreuung; nur Befragte mit Kindern bis 6 Jahren im Haushalt.

Datenbasis: SOEP 2004.
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Tab. 1a: Anteile eher Zufriedener und eher Unzufriedener
in Lebensbereichen, 2000–2004

Jahr Zufriedenheit in Lebensbereichen1

Anteil
»eher

unzufrieden«

Anteil
»eher

zufrieden«

Darunter
»ganz und gar
zufrieden«

Mittelwert

Ost West Ost West Ost West Ost West

in % ø

Gesundheit 2000 19 16 64 70 8 11 6,4 6,7
2001 19 16 65 71 7 10 6,4 6,7
2002 19 16 65 70 6 8 6,3 6,6
2003 18 17 65 69 5 7 6,3 6,6
2004 23 18 61 67 5 8 6,1 6,5

Arbeit3 2000 11 10 76 81 11 12 7,0 7,2
2001 11 10 77 80 9 10 7,0 7,2
2002 12 11 76 79 7 10 6,9 7,1
2003 13 12 73 78 5 9 6,8 7,0
2004 13 12 73 77 5 8 6,7 7,0

Haushaltseinkommen 2000 28 16 54 69 5 10 5,7 6,6
2001 27 15 55 71 5 9 5,8 6,7
2002 30 18 52 68 3 7 5,6 6,5
2003 32 19 48 66 3 7 5,4 6,3
2004 34 21 46 64 3 6 5,2 6,2

Lebensstandard 2000 11 7 74 83 5 11 6,7 7,3
2001 11 7 74 83 5 10 6,7 7,3
2002 13 9 72 80 3 7 6,5 7,1
2003 15 9 69 80 3 8 6,4 7,1
2004 15 9 69 80 3 7 6,4 7,0

Freizeit 2000 16 13 70 77 12 18 6,7 7,2
2001 14 13 73 77 12 17 6,9 7,2
2002 14 13 74 76 12 15 6,9 7,1
2003 14 13 72 76 10 15 6,8 7,1
2004 14 14 74 76 10 14 6,8 7,1

Wohnung 2000 9 7 81 85 16 23 7,4 7,8
2001 7 7 83 85 17 21 7,6 7,8
2002 8 7 83 85 14 19 7,5 7,7
2003 8 8 82 85 14 19 7,4 7,7
2004 7 7 85 86 17 20 7,6 7,8

Angebot von Waren,
Dienstleistungen

2000 25 18 63 72 8 13 6,1 6,7
2001 – 17 63 73 7 12 6,1 6,7
2002 26 – – – – – – –
2003 26 18 61 72 7 10 6,0 6,6
2004 25 20 61 69 6 9 5,9 6,5

Umweltzustand 2000 16 12 64 74 3 6 6,2 6,7
2001 14 10 69 76 3 7 6,4 6,8
2002 17 15 63 69 2 4 6,1 6,4
2003 16 11 68 76 2 6 6,3 6,7

Anmerkungen s. S. 444 2004 – – – – – – – –

Datenbasis: SOEP 2000–2004.



Tab. 1b: Anteile eher Zufriedener und eher Unzufriedener
in Lebensbereichen, 2000–2004

Jahr Zufriedenheit in Lebensbereichen1

Anteil
»eher

unzufrieden«

Anteil
»eher

zufrieden«

Darunter
»ganz und gar
zufrieden«

Mittelwert

Ost West Ost West Ost West Ost West

in % ø

T�tigkeit im Haushalt 2000 14 14 65 67 8 9 6,5 6,6
2001 13 14 67 68 8 9 6,5 6,6
2002 16 14 65 68 5 7 6,4 6,5
2003 14 14 67 68 6 7 6,5 6,5
2004 15 13 64 68 5 7 6,3 6,6

Kinder-Betreuung2 2000 14 19 76 69 15 13 7,1 6,6
2001 13 17 75 70 16 13 7,1 6,8
2002 9 19 84 67 15 11 7,3 6,5
2003 11 20 76 64 18 9 7,2 6,4
2004 17 17 73 69 14 9 6,9 6,5

Schul- und Berufs-
bildung

2000 8 11 78 76 12 13 7,2 7,1
2004 9 12 77 74 10 10 7,0 6,9

Persçnliches
Einkommen3 2004 30 19 53 66 2 5 5,6 6,3
Soziale Sicherung 2002 34 26 43 54 2 3 5,2 5,7

1 Zufriedenheitsskala von 0 bis 10; 0 = »Ganz und gar unzufrieden«, 10 = »Ganz und gar zufrieden«;
Kategorien: »Eher unzufrieden« (0 bis 4), »Eher zufrieden« (6 bis 10).

2 Nur Befragte mit Kindern bis 6 Jahre im Haushalt.
3 Nur Erwerbst�tige (Voll- und Teilzeit).
Fehlende Jahre: Indikator nicht erhoben.
Datenbasis: SOEP 2000–2004.

Lebensaspekten im Osten auch �ber die Zeit stabil ist, selbst wenn bei der Kinder-
betreuung die exakte Hçhe der Differenz �ber die Zeit schwankt.

Dar�ber hinaus lassen sich anhand der Angaben in Tabelle 1 auch weitere Entwick-
lungen �ber die Zeit sowie dauerhafte Problembereiche identifizieren. Als besonders
prek�r scheint das Haushaltseinkommen wahrgenommen zu werden: Sowohl im Jahr
2004 als auch in den Vorjahren ist dies der Aspekt der Lebensverh�ltnisse, mit dem die
Menschen am wenigsten zufrieden sind. Seit ihrem hçchsten Stand im Jahre 2001
sind die entsprechenden Zufriedenheitswerte zudem nicht unwesentlich zur�ckge-
gangen. Dabei hat die Zufriedenheit im Westen um 0,5 und im Osten um 0,6 Skalen-
punkte abgenommen, sodass inzwischen �ber 20 % der Westdeutschen sowie ein
gutes Drittel der Ostdeutschen eher unzufrieden mit ihrem Haushaltseinkommen sind.
Zweifelsohne spiegelt sich in diesen Ergebnissen die allgemein eher angespannte
wirtschaftliche Lage seit Anfang der 2000er-Jahre wieder. Diese Vermutung wird
auch durch die bei der Zufriedenheit mit der Arbeit zu beobachtenden Werte gest�tzt,
wo es �ber den gleichen Zeitraum zu einer �hnlichen Entwicklung kam – wenn auch
mit einem vergleichsweise gering ausgepr�gten R�ckgang von 0,2 (West) bzw. 0,3
(Ost) Skalenpunkten und auf einem insgesamt hçheren Zufriedenheitsniveau.
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2.2 Zufriedenheit in einzelnen Bevçlkerungsgruppen

Betrachtet man die Zufriedenheit einzelner Bevçlkerungsgruppen, dann zeigen sich
in den meisten Teilpopulationen �hnliche Ost-West-Unterschiede wie bei der globa-
len Differenzierung zwischen den Landesteilen: Mit Ausnahme der Kinderbetreuung
und der Schul- und Berufsbildung sind die Westdeutschen in nahezu allen Bereichen
zufriedener als die Ostdeutschen.

Interessanter sind hingegen die Unterschiede zwischen einzelnen Gruppen innerhalb
der beiden Landesteile (vgl. Tab. 2a und Tab. 2b). Dabei sind die Differenzen zwi-
schen M�nnern und Frauen in den meisten F�llen eher schwach ausgepr�gt – wo-

Tab. 2a: Zufriedenheit in Lebensbereichen nach Bevçlkerungsgruppen, 2004

Zufriedenheit mit …1 Geschlecht Alter Bildung

M�nner Frauen 18–34
Jahre

35–59
Jahre

60+
Jahre

Haupt-
schulab-
schluss

Mittlere
Reife

Abitur

ø

Gesundheit West 6,6 6,4 7,6 6,6 5,6 6,1 6,7 6,9
Ost 6,2 6,0 7,2 6,1 5,1 5,3 6,3 6,7

Arbeit3 West 7,0 7,0 7,1 6,9 7,3 7,0 7,0 7,0
Ost 6,7 6,7 7,1 6,6 6,9 6,4 6,6 7,1

T�tigkeit im West 6,5 6,6 6,7 6,5 6,6 6,6 6,5 6,4
Haushalt Ost 6,3 6,4 6,5 6,3 6,3 6,3 6,4 6,4
Haushalts- West 6,2 6,2 6,0 6,2 6,5 6,0 6,3 6,7
einkommen Ost 5,2 5,2 5,1 4,9 5,7 5,2 4,9 6,0
Wohnung West 7,7 7,8 7,5 7,7 8,1 7,8 7,8 7,8

Ost 7,6 7,7 7,5 7,5 7,8 7,6 7,6 7,9
Freizeit West 7,0 7,1 6,8 6,5 7,9 7,4 6,9 6,7

Ost 6,9 6,8 6,7 6,3 7,5 7,3 6,5 6,6
Kinder- West 6,7 6,4 6,9 6,3 ( ) 6,9 6,3 6,4
betreuung2 Ost 6,6 7,1 6,6 7,2 ( ) ( ) 6,7 7,4
Persçnliches West 6,4 6,1 6,2 6,3 6,7 6,1 6,2 6,6
Einkommen3 Ost 5,6 5,5 5,8 5,4 6,2 5,1 5,4 6,4
Schul- und West 7,0 6,8 7,1 6,8 6,8 6,2 7,1 8,0
Berufsbildung Ost 7,1 7,0 7,1 7,0 7,0 6,5 7,1 8,1
Lebens- West 7,0 7,1 7,1 6,9 7,1 6,8 7,2 7,4
standard Ost 6,4 6,5 6,7 6,2 6,5 6,1 6,3 7,0
Soziale West 5,7 5,7 5,6 5,4 6,1 5,7 5,5 5,7
Sicherung4 Ost 5,1 5,2 5,2 4,9 5,5 5,4 4,9 5,3

1 Zufriedenheitsskala von 0 bis 10; 0 = »Ganz und gar unzufrieden«, 10 = »Ganz und gar zufrieden«;
Kategorien: »Eher unzufrieden« (0 bis 4), »Eher zufrieden« (6 bis 10).

2 Nur Befragte mit Kindern bis 6 Jahren im Haushalt.
3 Nur Erwerbst�tige (Voll- und Teilzeit).
4 Daten f�r 2002.
( ) Ergebnisse nicht ausgewiesen, da Zellenbesetzung < 30.

Datenbasis: SOEP 2002, 2004.



bei eigentlich nur die Kinderbetreuung in Ostdeutschland eine Ausnahme darstellt.
Die Unterschiede zwischen den Altersgruppen fallen hingegen st�rker aus. Allerdings
sind letztere in den meisten F�llen auch insofern nahe liegend, als sie relativ klar mit
Ungleichheiten in den objektiven Lebensumst�nden korrespondieren. So mag zum
Beispiel die sich mit zunehmendem Alter verschlechternde Bewertung des eigenen
Gesundheitszustandes wenig �berraschen. Und auch die vergleichsweise positive
Bewertung der Freizeit durch die – sich in den meisten F�llen wohl im Ruhestand
befindlichen – Mitglieder der �ltesten Kohorte erscheint durchaus folgerichtig.

Auff�llig ist hingegen, dass die Zufriedenheit der �lteren auch in den meisten mate-
riellen Lebensbereichen, das heißt beim persçnlichen und beim Haushaltseinkommen
sowie bei der Wohnung, am hçchsten ist. Lediglich im Fall des Lebensstandards weist
die j�ngste Altersgruppe eine vergleichbare Zufriedenheit auf.

Betrachtet man die Differenzen zwischen den einzelnen Bildungsgruppen, so ist es
plausibel, dass Personen mit hçherer Bildung (Fachhochschulreife oder Abitur) auch
zufriedener mit ihrer Schul- und Berufsausbildung sind als die �brigen Befragten,
wobei der grçßte Abstand zwischen der Gruppe mit der hçchsten und der niedrigsten
Bildung in Westdeutschland 1,8 Skalenpunkte betr�gt. Auch die hçhere Zufriedenheit
mit den materiellen Lebensumst�nden (Einkommen und Lebensstandard) unter den
besser Gebildeten d�rfte durch das hçhere Erwerbspotential dieser Gruppe zu er-
kl�ren sein. Ein vergleichsweise großer Abstand findet sich bei der Zufriedenheit mit
der Gesundheit, die von Personen mit hçherer oder mittlerer Bildung positiver be-
wertet wird als von Personenmit einemHauptschul- oder gar keinemAbschluss. Daf�r
ist die letztgenannte Gruppe erheblich zufriedener mit ihrer Freizeit als Befragte mit
hçherer Bildung. Bei den hier ausgewiesenenMittelwertunterschieden ist allerdings zu
beachten, dass sich diese Werte zumindest teilweise durch die Altersstruktur der
einzelnen Bildungsgruppen erkl�ren lassen. Denn einerseits weisen Personen mit
Hauptschul- oder ohne Schulabschluss im Westen ein um gut zehn und im Osten
ein um �ber 15 Jahre hçheres Durchschnittsalter auf und andererseits konnten f�r die
hçchste Altersgruppe ganz �hnliche Tendenzen wie f�r Personenmit niedriger Bildung
festgestellt werden.

Auch bei der Unterscheidung nach dem Erwerbsstatus lassen sich Muster erkennen,
die partiell auf einen Alterseffekt zur�ckzuf�hren sind: Die Zufriedenheit der Rentner
mit ihrer Gesundheit ist niedriger und ihre Freizeitzufriedenheit ist hçher als bei Er-
werbst�tigen oder Arbeitslosen. In den anderen Lebensbereichen sind zumeist die
Arbeitslosen unzufriedener als die �brigen Gruppen, was entweder – wie bei der
Zufriedenheit mit Lebensstandard, Haushaltseinkommen oder Wohnung – auf ihre
durch die Arbeitslosigkeit verursachte schlechtere materielle Lage zur�ckzuf�hren
sein d�rfte oder aber – wie im Falle der Schul- und Berufsbildung – mit den mçg-
lichen Ursachen ihrer Arbeitslosigkeit in Zusammenhang steht. Die einzige Ausnahme
stellt hier die Kinderbetreuung dar, mit der zumindest im Westen die Arbeitslosen
zufriedener sind als die Erwerbst�tigen, wobei allerdings auch anzunehmen ist, dass
erstere in geringerem Maß auf die Verf�gbarkeit von Kinderbetreuung angewiesen
sein d�rften als berufst�tige Befragte.
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Tab. 2b: Zufriedenheit in Lebensbereichen nach Bevçlkerungsgruppen, 2004

Zufriedenheit mit …1 Erwerbsstatus Einkommen2

Erwerbs-
t�tig

Arbeitslos Rentner Unteres
Quintil

Oberes
Quintil

ø

Gesundheit West 6,9 6,3 5,4 6,4 6,8
Ost 6,6 6,1 4,9 6,1 6,3

Arbeit3 West 7,0 – – 7,1 7,1
Ost 6,7 – – 6,4 6,9

T�tigkeit im Haushalt West 6,6 6,2 6,6 6,5 6,7
Ost 6,6 6,1 6,2 6,1 6,5

Haushaltseinkommen West 6,4 4,0 6,4 4,8 7,4
Ost 5,5 3,3 5,7 3,4 6,7

Wohnung West 7,7 6,9 8,1 7,2 8,1
Ost 7,7 7,2 7,8 7,0 7,9

Freizeit West 6,5 7,2 8,0 7,0 7,1
Ost 6,2 7,1 7,5 6,7 6,7

Kinderbetreuung4 West 6,6 7,1 ( ) 6,9 5,9
Ost 7,2 7,2 ( ) 5,9 7,4

Persçnliches West 6,3 – – 5,4 7,1
Einkommen3 Ost 5,6 – – 4,1 6,5
Schul- und West 7,2 5,6 6,8 6,0 7,6
Berufsbildung Ost 7,3 6,3 6,9 6,6 7,7
Lebensstandard West 7,2 5,5 7,1 6,1 7,8

Ost 6,7 5,1 6,5 5,3 7,3
Soziale Sicherung5 West 5,5 5,3 6,1 5,5 5,8

Ost 5,0 4,7 5,5 4,9 5,3

1 Zufriedenheitsskala von 0 bis 10; 0 = »Ganz und gar unzufrieden«, 10 = »Ganz und gar zufrieden«;
Kategorien: »Eher unzufrieden« (0 bis 4), »Eher zufrieden« (6 bis 10).

2 Bedarfsgewichtetes Haushaltseinkommen, Bedarfsgewichtung nach alter OECD-Skala; separate
Einkommensverteilung f�r Ost- und Westdeutschland.

3 Nur Erwerbst�tige (Voll- und Teilzeit).
4 Nur Befragte mit Kindern bis 6 Jahren im Haushalt.
5 Daten f�r 2002.
( ) Ergebnisse nicht ausgewiesen, da Zellenbesetzung < 30.
– Trifft nicht zu.

Datenbasis: SOEP 2002, 2004.

Das Zufriedenheitsniveau im obersten und untersten Einkommensquintil unterschei-
det sich insbesondere in Hinblick auf die materiellen Lebensumst�nde betr�chtlich:
Bei der Wohnung liegt die Differenz bei knapp einem, bei Lebensstandard und per-
sçnlichem Einkommen um die zwei und im Fall des Haushaltseinkommens im Westen
bei 2,6 und imOsten sogar bei 3,3 Skalenpunkten. Mit Ausnahme der Zufriedenheit mit
der Wohnung sind die entsprechenden Abst�nde zudem im Osten ausgepr�gter als in
Westdeutschland. In den anderen Lebensbereichen sind die Unterschiede hingegen
eher gering. Lediglich bei der Bildung und der Kinderbetreuung zeigen sich nennens-
werte Abweichungen. Dabei d�rfte im ersten Fall die hçhere Zufriedenheit der Ein-



kommensst�rkeren nicht weiter verwundern, da eine hçhere Bildung in der Regel
ja auch das Einkommenspotential der Betroffenen verbessert. Weniger klar sind
hingegen die Ergebnisse im Fall der Kinderbetreuung. In den ostdeutschen L�ndern
sind Personen mit hçherem Haushaltseinkommen diesbez�glich deutlich zufriede-
ner als Befragte im untersten Einkommensbereich. Im Westen ist die Zufriedenheit
mit der Kinderbetreuung unter den wohlhabenderen Befragten hingegen geringer.
Hier d�rften insbesondere subjektive Faktoren wie ein hçheres Anspruchsniveau
aber auch ein hçherer Betreuungsbedarf, beispielsweise wegen l�ngerer Arbeits-
zeiten oder einer im Vergleich st�rkeren Bedeutung von Doppelerwerbst�tigkeit,
eine Rolle spielen.

2.3 Entwicklung der Zufriedenheit in ausgew�hlten
Lebensbereichen im vereinigten Deutschland

Eine St�rke der hier verwendeten Daten liegt darin, dass sich gesellschaftliche Ent-
wicklungen langfristig nachvollziehen lassen. Seit 1990 wurde die ost- und die west-
deutsche Bevçlkerung insgesamt 15-mal befragt, was f�r die meisten der untersuch-
ten Lebensbereiche eine sehr detaillierte Beschreibung der langfristigen Entwicklung
der Zufriedenheit im vereinigten Deutschland ermçglicht.

Bei der in Abbildung 2 dargestellten Entwicklung der allgemeinen Lebenszufriedenheit
zeigt sich, dass die Werte in Ostdeutschland nach der deutschen Vereinigung zu-
n�chst deutlich zur�ckgegangen waren, bevor bis in die zweite H�lfte der 1990er-
Jahre eine Ann�herung der Zufriedenheit in beiden Landesteilen stattfand. Wie bereits
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Abb. 2: Entwicklung der allgemeinen Lebenszufriedenheit
in Ost- und Westdeutschland, 1990–2004

Datenbasis: SOEP 1990–2004.
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Abb. 3: Ver�nderungen der Zufriedenheit in Lebensbereichen, 1990–2004

1 Zufriedenheit mit der Arbeit: nur Erwerbst�tige (Voll- und Teilzeit), 1992–1995 einschl. der separat
ausgewiesenen Personen in Kurzarbeit.

Fehlende Jahre: Indikator nicht erhoben.

Datenbasis: SOEP 1990–2004.



fr�here Untersuchungen gezeigt haben, erfolgte diese Ann�herung jedoch nicht in der
urspr�nglich erhofften Weise einer Angleichung an das konstant hohe westdeutsche
Niveau, sondern wurde zumindest teilweise auch durch einen R�ckgang der Zufrie-
denheit in den alten Bundesl�ndern getragen. Seitdem ist es zu einer Verfestigung der
noch bestehenden Unterschiede gekommen, wobei sich allerdings sowohl bei der
allgemeinen Lebenszufriedenheit als auch bei einzelnen Bereichszufriedenheiten spe-
zifische Entwicklungsmuster andeuten, die auf eine langfristige Angleichung oder aber
auch auf eine erneute Auseinanderentwicklung hinweisen kçnnten. So zeigt sich bei-
spielsweise bei der allgemeinen Lebenszufriedenheit im Vergleich zu den Jahren 1997
bis 1999, in denen der Ost-West-Unterschied mit 0,5 Skalenpunkten am geringsten
ausfiel, seitdem eine leichte Zunahme der Differenz, die bis 2004 wieder auf 0,7 Ska-
lenpunkte angewachsen ist.

Wie Abbildung 3 verdeutlicht, l�sst sich dieses Verlaufsmuster allerdings nicht einfach
auf die Zufriedenheit in den einzelnen Lebensbereichen �bertragen. Vielmehr kann
man anhand der bereichsspezifischen Entwicklung der Zufriedenheit mindestens drei
unterschiedliche Verlaufstypen identifizieren.

Der erste Verlaufstyp entspricht dem der allgemeinen Lebenszufriedenheit: Zun�chst
kommt es in Ostdeutschland Anfang der 1990er-Jahre zu einem R�ckgang der Zu-
friedenheit. Bis sp�testens zur Mitte des Jahrzehnts erfolgt dann eine Ann�herung an
die westdeutschen Werte, bevor sich eine Phase mit einer parallelen Entwicklung und
mehr oder minder stabilen Unterschieden zwischen den beiden Landesteilen an-
schließt. Im Laufe dieser Entwicklung geht die Zufriedenheit in Westdeutschland
�ber den gesamten Beobachtungszeitraum hinweg zur�ck. Dieser Verlaufstyp findet
sich in dreien der vier Bereiche, die sich den materiellen Lebensbedingungen zuord-
nen lassen: der Zufriedenheit mit der Arbeit, dem Haushaltseinkommen und dem
Lebensstandard. Bei der Zufriedenheit mit der Wohnung wird hingegen in den letzten
Jahren immer offensichtlicher, dass sie trotz einiger �hnlichkeiten nicht dem ersten
Verlaufstyp zuzurechnen ist. Zwar findet sich auch hier ein R�ckgang der Zufriedenheit
zu Anfang der 1990er-Jahre, die anschließende Angleichung ist hingegen �ber den
gesamten Zeitraum kontinuierlich verlaufen. Die Differenz zwischen den Landesteilen
hat sich erst seit Anfang der 2000er-Jahre auf einem Niveau von etwa 0,2 Skalen-
punkten stabilisiert, wobei sich f�r die Zukunft nicht ausschließen l�sst, dass es zu
einer vollst�ndigen Angleichung kommt. Zudem hat sich die Zufriedenheit in West-
deutschland bis auf geringf�gige Schwankungen praktisch nicht ver�ndert. Insgesamt
scheint die Zufriedenheit mit der Wohnung eher eine Mischform zwischen dem ersten
und dem im Folgenden pr�sentierten zweiten Verlaufstyp darzustellen.

Eine hohe Stabilit�t der Zufriedenheit und eine �ber weite Strecken parallele Entwick-
lung mit bestenfalls langfristig stattfindenden Ver�nderungen sind Kennzeichen des
zweiten Verlaufstyps. Dar�ber hinaus waren hier bereits in den fr�hen 1990er-Jahren
die Unterschiede zwischen den Landesteilen eher gering. Unter diesen Verlaufstyp
fallen die Zufriedenheiten mit den nicht materiellen Aspekten der privaten Lebens-
f�hrung, also die Zufriedenheit mit der Gesundheit, die Zufriedenheit mit der Freizeit
sowie die (hier nicht dargestellte) Zufriedenheit mit der T�tigkeit im Haushalt. Allen-
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falls bei der Zufriedenheit mit der Gesundheit ist einschr�nkend festzustellen, dass
in diesem Fall im l�ngerfristigen Zeitverlauf ein Ost-West-Unterschied (von 0,4 Ska-
lenpunkten) entstanden ist, der zu Anfang des Beobachtungszeitraums noch nicht
existierte.

Besonders bemerkenswert ist allerdings der dritte Verlaufstyp, da er am ehesten der
urspr�nglichen Vorstellung einer z�gigen Angleichung der ostdeutschen Lebens-
umst�nde an das hçhere Westniveau entspricht. Kennzeichnend f�r diesen Verlaufs-
typ ist die niedrige ostdeutsche Ausgangsbasis im Jahr 1990 sowie eine zwar unter-
schiedlich schnelle, aber in beiden F�llen betr�chtliche Ann�herung an die Werte in
Westdeutschland, ohne diese jedoch vollst�ndig zu erreichen. Dieser Verlaufstyp fin-
det sich bei der Zufriedenheit mit dem Angebot an Waren und Dienstleistungen und
der Zufriedenheit mit dem Zustand der Umwelt und betrifft damit genau diejenigen
Aspekte des Lebensumfelds der Befragten, die sich in den ostdeutschen Bundes-
l�ndern seit der Vereinigung tats�chlich erheblich ver�ndert haben. Das Tempo der
Angleichung der Zufriedenheit scheint dabei auch das Tempo der tats�chlichen Ver-
�nderungen in diesen beiden Lebensbereichen widerzuspiegeln. In dem Maße, wie
sich das Warenangebot in Ostdeutschland im Anschluss an die Wiedervereinigung
schlagartig erweiterte, steigt auch die Zufriedenheit mit Waren und Dienstleistungen
innerhalb nur eines Jahres zwischen 1990 und 1991 um ganze 2,5 Skalenpunkte. Der
Zustand der Umwelt in Ostdeutschland verbesserte sich dagegen im Verlauf der ers-
ten H�lfte der 1990er-Jahre kontinuierlich, wobei hier allerdings auch negativ zu be-
wertende Aspekte wie der Zusammenbruch großer Teile der ostdeutschen Industrie
eine weniger r�hmliche Rolle spielten. In beiden F�llen schließt sich an die Phase des
schnellen Zufriedenheitszuwachses eine Periode mit einer erheblich langsamer ver-
laufenden Ann�herung an, bevor sp�testens seit Anfang des neuen Jahrhunderts eine
in beiden Teilen des Landes weitgehend parallele Entwicklung mit einer sich offenbar
verfestigenden Zufriedenheitsdifferenz folgt.

2.4 Zusammenfassung

Insgesamt lassen sich die dargestellten Befunde so zusammenfassen, dass auch
im Jahr 2004 in den meisten untersuchten Lebensbereichen noch mehr oder minder
klar ausgepr�gte Differenzen zwischen dem westlichen und dem çstlichen Landes-
teil Deutschlands existieren. Konzentriert man den Blick jedoch auf die l�ngerfris-
tigen Entwicklungen, so ist es in den meisten F�llen zu einer deutlichen Ann�herung
zwischen der Zufriedenheit im Westen und im Osten der Bundesrepublik gekommen.
Der Verlauf dieser Ann�herung wich jedoch f�r verschiedene Gruppen von Lebens-
bereichen recht deutlich voneinander ab. W�hrend sich in den beiden Bereichen mit
relativ rapiden Verbesserungen der objektiven Lebensbedingungen – dem Waren-
und Dienstleistungsangebot sowie der Umwelt – auch die Zufriedenheit der Ostdeut-
schen relativ schnell verbesserte, kam es im Bereich der materiellen Lebensbedingun-
gen zu einem vergleichsweise unerfreulichen Modus der Angleichung, der zumindest



teilweise auch von einem Zufriedenheitsr�ckgang in Westdeutschland getragen wur-
de. Ein dritter Verlaufstyp l�sst sich im Bereich der privaten Lebensf�hrung identifi-
zieren, der – wenn �berhaupt – durch relativ langfristig verlaufende Ver�nderungen
und einen schon zu Beginn des Beobachtungszeitraums vergleichsweise geringen
Ost-West Unterschied gekennzeichnet ist. Allen drei Verlaufstypen ist dabei ge-
meinsam, dass zumindest kurzfristig eine weitere Ann�herung der Lebensverh�ltnis-
se aus heutiger Sicht eher unwahrscheinlich w�re. Eine Ausnahmestellung scheint
die Zufriedenheit mit der Wohnung einzunehmen. Nicht nur, dass sie sich keinem
der hier diskutierten Verlaufstypen klar zuordnen l�sst. Dar�ber hinaus handelt es
sich hier um den einzigen Lebensbereich, in dem eine vollst�ndige Angleichung der
Zufriedenheit von Ost- und Westdeutschen innerhalb der n�chsten Jahre denkbar
erscheint.

(Bernhard Christoph)
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3 Wertorientierungen,
Anspr�che und Erwartungen

F�r das subjektive Wohlbefinden sind die persçnlichen Wertorientierungen, Anspr�-
che und Erwartungen von großer Bedeutung. Sie definieren den Bezugsrahmen, inner-
halb dessen die bestehenden Lebensumst�nde und -bedingungen beurteilt werden.
Wertorientierungen und individuelle Erwartungen sind keine unver�nderlichenGrçßen,
sondern unterliegen dem demographischen und gesellschaftlichen Wandel. In diesem
Kapitel soll untersucht werden, wie sich die Wertorientierungen, Anspr�che und Zu-
kunftserwartungen der Deutschen in Ost und West seit 1990 ver�ndert haben. Im
Vordergrund steht dabei die Wichtigkeit verschiedener Ziele der persçnlichen Ent-
wicklung sowie des privaten und gesellschaftlichen Lebens. Parallel wird betrachtet,
wie sich die Wahrnehmung der Rahmenbedingungen im gleichen Zeitraum ver�ndert
hat. Die Gegen�berstellung beider Perspektiven erlaubt einen Einblick in die Haltung,
mit der die Deutschen den wahrgenommenen Bedingungen begegnen und welche
Zukunftschancen sie dabei erwarten.

3.1 Wichtigkeit verschiedener Dinge im Leben

Das Sozio-oekonomische Panel (SOEP) erhebt in unregelm�ßigen Zeitabst�nden die
Wichtigkeit, die die Befragten der Erf�llung unterschiedlicher Ziele im Leben zumes-
sen. Diese Ziele lassen sich verschiedenen Lebensbereichen zuordnen. Im Bereich
der persçnlichen Entwicklung liegen die Ziele »sich etwas leisten kçnnen«, »sich selbst
verwirklichen«, »Erfolg im Beruf haben« und »die Welt sehen, viele Reisen machen«.
Den Bereich des Privatlebens betreffen die Ziele »eine gl�ckliche Ehe/Partnerschaft
haben«, »Kinder haben« und »ein eigenes Haus haben«. Zwei weitere Ziele gehçren in
den Bereich des gesellschaftlichen Lebens, n�mlich »sich politisch, gesellschaftlich
einsetzen« und »f�r andere da sein«. Die Wichtigkeit der Erf�llung dieser Ziele wurde
1990 f�rWestdeutschland sowie 1992, 1995 und 2004 f�r Gesamtdeutschland erfragt.
Damit kçnnen Entwicklungen in der Wichtigkeit der Ziele der Deutschen f�r die Zeit
seit der Wiedervereinigung beobachtet werden. Aufgrund des unterschiedlichen Er-
fahrungshintergrunds ist zu erwarten, dass die Deutschen in Ost und West nach wie
vor deutliche Unterschiede in ihren Wertorientierungen aufweisen, auch wenn mit
Angleichungstendenzen zu rechnen ist.

Von den Erwartungen an die persçnliche Entwicklung steht das Ziel »sich etwas leisten
kçnnen« klar im Vordergrund (vgl. Tab. 1). Danach folgen »Erfolg im Beruf haben« und
»sich selbst verwirklichen«. »Die Welt sehen, viele Reisen machen« wird seltener ge-
nannt, gehçrt aber bei knapp der H�lfte der Deutschen in Ost und West zu den wich-



Tab. 1: Wichtigkeit von verschiedenen Zielen im Leben

Westdeutschland Ostdeutschland

1990 1992 1995 2004 1992 1995 2004

wichtig/sehr wichtig in %

Persçnliche Entwicklung
Sich etwas leisten kçnnen 79 82 81 82 86 86 85
Erfolg im Beruf haben 70 69 71 71 75 77 76
Sich selbst verwirklichen 70 68 70 68 73 76 73
Die Welt sehen, viel reisen 50 51 47 45 52 45 42
Privatleben
Gl�ckliche Ehe/Partnerschaft haben 90 91 91 91 89 89 90
Kinder haben 77 77 77 77 82 83 80
Ein eigenes Haus haben 51 53 54 56 41 49 44
Gesellschaftliches Leben
F�r andere da sein 89 88 91 91 89 90 91
Sich politisch/gesellschaftlich
einsetzen 24 17 18 27 14 13 23

Datenbasis: SOEP 1990, 1992, 1995 und 2004.

tigen Dingen im Leben. Die Deutschen in Ost undWest unterscheiden sich leicht in der
Hçhe der Erwartungen an die persçnliche Entwicklung. Die Ziele »sich etwas leisten
kçnnen«, »Erfolg im Beruf haben« und »sich selbst verwirklichen« werden von Ost-
deutschen etwas h�ufiger genannt als von Westdeutschen. Lediglich die Wichtigkeit
des Ziels »die Welt sehen, viele Reisen machen« ist im Osten marginal schw�cher
ausgepr�gt als imWesten. Betrachtet man die Entwicklung der Wichtigkeit von Zielen
persçnlicher Entwicklung im Zeitverlauf, so zeigt sich eine Konzentration auf das Not-
wendige. W�hrend das Reisen und die Selbstverwirklichung in Ost und West heute
seltener genannt werden als vor zehn Jahren, sind finanzielle Freiheit und beruflicher
Erfolg von gleich bleibender Bedeutung.

Die Ziele im Bereich des Privatlebens haben eine klare Hierarchie. An erster Stelle
steht »eine gl�ckliche Ehe/Partnerschaft haben«. Rund 90 % der B�rger in Ost und
West erachten dies als wichtig in ihrem Leben. Darauf folgt das Ziel »Kinder haben«
(ca. 80 %) sowie »ein eigenes Haus haben« (ca. 50 %). Hinsichtlich der Wichtigkeit
einer gl�cklichen Partnerschaft gibt es keine Unterschiede zwischen Ost und West.
Anders sieht dies beim Wunsch nach Kindern aus. W�hrend die Wichtigkeit von Kin-
dern in Westdeutschland �ber die Zeit konstant bleibt, geht sie im Osten langsam
zur�ck, bleibt aber weiterhin leicht �ber dem westdeutschen Niveau. Der Wunsch
nach einem eigenen Haus schließlich ist insgesamt im Westen st�rker ausgepr�gt
und steigt im Zeitverlauf stetig an. In Ostdeutschland wird dieses Ziel etwas seltener
genannt, und der Trend �ber die Zeit ist uneinheitlich.

Der Bereich des gesellschaftlichen Lebens wird hier mit zwei recht unterschiedlichen
Zielen erfasst. »F�r andere da sein« hat f�r die Deutschen in Ost und West einen sehr
hohen Stellenwert, vergleichbar dem einer gl�cklichen Ehe oder Partnerschaft. Dieses
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Ergebnis mag der sozialen Erw�nschtheit ebenso entsprechen wie demGrundbed�rf-
nis nach Einbindung in die menschliche Gemeinschaft. Im Zeitverlauf zeigt sich sogar
eine leichte Zunahme der Wichtigkeit dieses Ziels. Ganz anders ist die Situation bei
dem Ziel »sich politisch, gesellschaftlich einsetzen«. Nicht nur wird dies in Ost und
West von hçchstens einem Viertel der Befragten als wichtig bezeichnet, die Anteile
unterliegen zudem Schwankungen, die mçglicherweise durch die Themen der poli-
tischen Agenda bedingt sind. So wichtig die Einbindung des Individuums im klein-
r�umigen Umfeld ist, so wenig relevant erscheint das gesellschaftliche oder politische
Engagement des Einzelnen.

Betrachtet man die Wichtigkeit der Ziele f�r verschiedene Bevçlkerungsgruppen,
so lassen sich einige Profile erkennen (vgl. Tab. 2a und 2b). M�nner und Frauen zeigen
vor allem in den Bereichen Unterschiede, in denen sich die klassischen Rollenvorstel-
lungen widerspiegeln. M�nner halten deutlich h�ufiger den Erfolg im Beruf f�r wich-
tig, w�hrend Frauen h�ufiger »Kinder haben« oder »f�r andere da sein« als wichti-
ges Ziel nennen. Die Altersgruppen zeigen zumeist ein typisches Muster: Je j�nger
die Menschen, desto wichtiger sind die meisten Ziele. Mit dem Alter nimmt ins-
besondere die Bedeutung von Zielen der persçnlichen Entwicklung (wie Erfolg im

Tab. 2a: Wichtigkeit einzelner Bereiche in verschiedenen Bevçlkerungsgruppen
Ost- und Westdeutschlands 1

Sich
etwas leisten

kçnnen

Erfolg
im Beruf
haben

Sich selbst
verwirklichen

Die Welt se-
hen, viele Rei-
sen machen

Gl�ckliche
Ehe/Partner-
schaft haben

West Ost West Ost West Ost West Ost West Ost

wichtig/sehr wichtig in %

Gesamt 82 85 71 76 68 73 45 42 91 90
Geschlecht
M�nner 83 86 79 80 71 75 46 43 93 92
Frauen 81 84 64 72 66 72 45 41 89 89
Alter
18–34 Jahre 89 89 87 91 85 87 55 52 93 93
35–49 Jahre 84 87 79 86 73 77 42 39 95 95
50–65 Jahre 81 84 65 72 61 68 46 41 91 90
66 Jahre und �lter 72 76 38 35 46 54 37 35 82 80
Erwerbsstatus
Erwerbst�tig 87 88 85 90 75 78 48 46 93 96
Sch�ler/Student 86 90 92 95 90 91 64 60 87 88
Rentner 75 79 40 39 51 56 40 37 84 83
Arbeitslos 83 85 78 81 75 77 44 28 90 93
Hausfrau/-mann 78 76 47 72 59 76 38 31 97 91
Familienstand
Ledig 86 88 86 89 84 85 57 51 84 86
Verheiratet 82 84 68 74 63 69 41 39 99 99
Verwitwet 73 74 37 35 50 51 34 36 70 64
Geschieden 83 85 74 75 71 76 52 40 79 79

Datenbasis: SOEP 2004.



Tab. 2b: Wichtigkeit einzelner Bereiche in verschiedenen Bevçlkerungsgruppen
Ost- und Westdeutschlands 2

Kinder haben Ein eigenes
Haus haben

F�r andere
da sein

Sich politisch,
gesellschaftlich

einsetzen

West Ost West Ost West Ost West Ost

wichtig/sehr wichtig in %

Gesamt 77 80 56 44 91 91 27 23
Geschlecht
M�nner 73 75 58 46 87 89 29 26
Frauen 81 85 54 43 93 93 24 20
Alter
18–34 Jahre 69 73 51 43 92 93 26 24
35–49 Jahre 77 83 55 49 91 89 28 20
50–65 Jahre 81 85 60 46 91 92 28 24
66 Jahre und �lter 85 84 57 37 89 89 25 23
Erwerbsstatus
Erwerbst�tig 74 84 56 51 91 91 28 23
Sch�ler/Student 57 63 52 39 89 93 30 23
Rentner 83 83 57 39 89 90 25 22
Arbeitslos 71 78 42 40 89 91 21 21
Hausfrau/-mann 92 85 68 46 94 95 23 21
Familienstand
Ledig 52 62 44 38 90 90 28 24
Verheiratet 88 92 66 54 92 92 27 21
Verwitwet 84 81 50 28 90 89 23 19
Geschieden 72 75 34 28 88 88 26 27

Datenbasis: SOEP 2004.

Beruf und Selbstverwirklichung) ab. Eine Ausnahme ist hier das Ziel Kinder zu ha-
ben, das von der �ltesten Gruppe am st�rksten und der j�ngsten Gruppe am we-
nigsten betont wird. Hier deutet sich ein Mentalit�tswandel zwischen den Genera-
tionen an. Die beobachtbaren Unterschiede zwischen den Erwerbsgruppen lassen
sich h�ufig mit dem Alter erkl�ren. W�hrend f�r Studenten Ziele der eigenen Ent-
wicklung sehr wichtig sind, haben diese f�r Rentner zumeist an Bedeutung verlo-
ren. F�r Nichterwerbst�tige (Arbeitslose, Rentner und Hausfrauen) sind Ziele des
Privatlebens (gl�ckliche Ehe/Partnerschaft und Kinder) mindestens so wichtig wie
f�r Erwerbst�tige. �hnliche Regelm�ßigkeiten gelten f�r den Familienstand: Ledige
nennen Ziele der persçnlichen Entwicklung am h�ufigsten, Verwitwete am seltens-
ten; Verheiratete und Geschiedene liegen dazwischen etwa gleichauf. Die Ziele des
Privatlebens werden von Verheirateten deutlich h�ufiger genannt als von Ledigen,
Verwitweten oder Geschiedenen.

Ziele der persçnlichen Entwicklung werden in j�ngerer Zeit seltener als wichtig er-
achtet. Dies l�sst vermuten, dass die wahrgenommene Wahrscheinlichkeit, diese Zie-
le zu erreichen, abgenommen hat. Daher soll im Folgenden die Wahrnehmung der
Rahmenbedingungen und der Zukunftschancen behandelt werden.
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3.2 Anspr�che an den Lebensstandard und ihre Erf�llung

Die Zufriedenheit der B�rger mit ihrer Gesellschaft h�ngt unter anderem auch davon
ab, ob sie meinen, im Großen und Ganzen ihren »gerechten Anteil« am Wohlstand
zu erhalten. Das Thema der sozialen Gerechtigkeit hat in der j�ngsten politischen De-
batte eine erhebliche Rolle gespielt und die Bedeutung gerechter Lebenschancen
deutlich gemacht. Der Eindruck von Gerechtigkeit oder Ungerechtigkeit ergibt sich
aus dem Vergleich des eigenen Anteils mit dem der anderen. In der Vergangenheit
ließen sich deutliche Unterschiede in den Urteilen beobachten, die durch die unter-
schiedlichen Lebensverh�ltnisse in Ost- und Westdeutschland erkl�rbar sind. Die
Frage ist nun, ob bei diesen Unterschieden eine Angleichung zwischen Ost und
West zu beobachten ist.

Wie aus Abbildung 1 ersichtlich ist, hat sich der Anteil derjenigen Ostdeutschen, die
ihren Anteil amWohlstand als gerecht empfinden, im beobachteten Zeitraum deutlich
ver�ndert und im Vergleich von 1992 bis 2004 fast verdoppelt (von 19 auf 32 %). Im
gleichen Zeitraum hat sich der Anteil der Westdeutschen, die ihren Anteil als gerecht
empfinden, leicht reduziert (von 65 auf 61 %). Insgesamt ist in Ostdeutschland der

Tab. 3: Gerechtigkeitsbewertung1 des »eigenen Anteils« am Wohlstand
in Deutschland

Sehr viel weniger/etwas weniger als
den gerechten Anteil

Gerechten Anteil/mehr als
gerechten Anteil

West Ost West Ost

1992 2002 2004 1992 2002 2004 1992 2002 2004 1992 2002 2004

Geschlecht
M�nner 32 32 38 81 60 66 67 68 62 19 40 34
Frauen 38 33 39 82 59 70 63 67 61 18 41 30

Alter
18–34 Jahre 35 30 40 81 52 63 64 70 60 19 48 37
35–49 Jahre 35 35 39 84 61 70 65 65 61 16 39 30
50–65 Jahre 34 32 37 82 67 72 65 68 63 18 33 28
66 Jahre und �lter 36 30 39 76 57 64 64 70 61 24 43 36

Erwerbsstatus
Erwerbst�tig 32 33 37 80 56 67 68 67 63 20 44 33
Sch�ler/Student 19 11 22 – – 31 79 89 78 – – 69
Rentner 37 31 40 37 75 66 63 69 60 22 37 34
Arbeitslos 54 65 60 55 74 87 45 35 40 10 25 13
Hausfrau/-mann 40 32 39 – – – 61 68 61 – – –

Familienstand
Ledig 34 32 39 80 51 67 66 68 61 20 49 33
Verheiratet 32 30 37 82 62 67 67 70 63 18 38 33
Verwitwet 42 39 42 78 59 61 58 61 58 22 41 39
Geschieden 47 50 53 86 69 80 49 50 47 14 31 20

1 Frage: im Vergleich dazu, wie andere hier in Deutschland leben: »Glauben Sie, dass Sie Ihren ge-
rechten Anteil erhalten, mehr als Ihren gerechten Anteil, etwas weniger oder viel weniger?«

– Fallzahl zu gering.
Datenbasis: ALLBUS 1992, 2002, 2004.



Anteil derjenigen gestiegen, die glauben, ihren gerechten Anteil zu erhalten, w�hrend
er in Westdeutschland geschrumpft ist. Nach wie vor empfinden jedoch mehr B�rger
im Osten als im Westen ihren Anteil am Wohlstand als nicht gerecht.

Das Gef�hl, weniger als den gerechten Anteil zu erhalten, hat sich in Westdeutsch-
land zwischen 2002 und 2004 vor allem bei der j�ngsten und der �ltesten Altersgrup-
pe (und entsprechend bei den Studenten und Rentnern) verst�rkt, w�hrend es bei
den Arbeitslosen zur�ckgegangen ist (vgl. Tab. 3). In Ostdeutschland zeigen sich
�hnliche Tendenzen in den Altersgruppen, doch f�hlten sich hier die Rentner 2002
gerechter behandelt als 2004, w�hrend die Arbeitslosen in zunehmendem Maße das
Gef�hl haben, nicht ihren gerechten Anteil am Wohlstand zu erhalten.

3.3 Zukunftserwartungen

Parallel zur wachsenden Unzufriedenheit mit dem eigenen Anteil am Wohlstand
w�chst auch die Bef�rchtung, dass »eine Verschlechterung der Lebensbedingungen
f�r die einfachen Leute« zu erwarten sei (vgl. Tab. 4). Dieser Aussage stimmen im Jahr
2004 fast alle Befragten in Ostdeutschland (94 %) und eine breite Mehrheit in West-
deutschland (87 %) zu. Im Zeitverlauf zeigt sich, dass sich die negativen Erwartungen
f�r einfache Leute in Ostdeutschland schrittweise verst�rkt haben, w�hrend sie in
Westdeutschland vor allem zwischen den Jahren 2000 und 2004 zugenommen haben.
Zwischen den Erwerbsgruppen sind kaum nennenswerte Unterschiede zu beobach-
ten. Am st�rksten ist die pessimistische Stimmung jedoch bei den Arbeitslosen und
den Rentnern ausgepr�gt.

458

Abb. 1: Gerechtigkeitsbewertung – »eigener Anteil« an Verteilung des
Wohlstands

Datenbasis: ALLBUS 1992, 1996, 1998, 2000, 2002, 2004.
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Tab. 4: Zukunftserwartungen der wirtschaftlichen Lage
in verschiedenen Bevçlkerungsgruppen, 1992–2004

1992 2000 2004

in %

Verschlechterung f�r die einfachen Leute ist zu erwarten: Bin derselben Meinung

Gesamt West 71 71 87
Ost 66 81 94

Erwerbst�tig West 72 69 87
Ost 63 80 92

Rentner West 66 69 88
Ost 69 82 96

Arbeitslos West 81 81 88
Ost 74 89 98

Auszubildend West 61 57 82
Ost – – 85

Hausfrau/-mann West 61 57 82
Ost – – 85

– Fallzahl zu gering.

Datenbasis: ALLBUS 1992, 2000, 2004.

Abb. 2: Zukunftserwartungen der wirtschaftlichen Lage 1992–2004
– Westdeutschland

Datenbasis: ALLBUS 1992, 1996, 1998, 2000, 2002, 2004.



Die sich eintr�bende Stimmung kannman auch an der Beurteilung der wirtschaftlichen
Lage ablesen. Der Anteil der Befragten, der eine Verschlechterung der wirtschaftlichen
Lage Deutschlands in einem Jahr erwartet, ist in Ost- und Westdeutschland seit dem
Jahr 2000 kontinuierlich gestiegen (vgl. Abb. 2 und 3). Zugleich ist der Anteil der-
jenigen, die in einem Jahr eine Verbesserung erwarten, zwischen 2002 und 2004
zur�ckgegangen. Die Erwartung hinsichtlich der eigenen wirtschaftlichen Lage ist
demgegen�ber in beiden Teilen Deutschlands bis 2002 zunehmend optimistisch
ausgefallen, im Jahr 2004 jedoch macht sich auch hier eher Pessimismus breit.

Die negativen Erwartungen hinsichtlich der allgemeinen wirtschaftlichen Lage im Ver-
gleich zu fr�heren Zeitpunkten sind in Ostdeutschland besonders ausgepr�gt, und
zwar sowohl bei den Erwerbst�tigen als auch bei den Rentnern und Arbeitslosen (vgl.
Tab. 5). Der Optimismus der Ostdeutschen in den fr�hen 1990er-Jahren hat sich bis
zum Jahr 2000 abgeschw�cht und ist seitdem einem ausgepr�gten Pessimismus
gewichen, der kaum Hoffnung auf Besserung zul�sst. In Westdeutschland hingegen
�berwogen im Jahr 1992 die negativen Erwartungen, w�hrend die Erwartungen zur
allgemeinen wirtschaftlichen Lage im Jahr 2000 deutlich positiver waren. Diese Hoff-
nungen sind im Jahr 2004 ged�mpft, doch sind die Erwartungen in Westdeutschland
bei weitem nicht so pessimistisch wie in Ostdeutschland.

Die Erwartungen zur persçnlichen wirtschaftlichen Lage sind �blicherweise g�nstiger
als die zur wirtschaftlichen Lage des Landes. Dies ist auch hier wieder zu beobachten.
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Abb. 3: Zukunftserwartungen der wirtschaftlichen Lage 1992–2004
– Ostdeutschland

Datenbasis: ALLBUS 1992, 1996, 1998, 2000, 2002, 2004.
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Die Erwartungen zur persçnlichen wirtschaftlichen Lage sind vergleichsweise stabil –
immerhin zwei Drittel erwarten in Ost und West gleich bleibende Verh�ltnisse – , doch
zeigt sich zumindest in Ostdeutschland im Zeitverlauf eine gewisse Ern�chterung, weil
die anf�nglich große Hoffnung auf Verbesserung der persçnlichen Verh�ltnisse deut-
lich zur�ckgegangen ist. Bemerkenswert ist, dass die Erwerbsgruppen unterschied-
liche Ver�nderungen aufweisen. Rentner erwarten in beiden Landesteilen h�ufiger
eine Verschlechterung der persçnlichen wirtschaftlichen Situation. Die Entwicklung
bei den Arbeitslosen geht hingegen in Ost und West auseinander: W�hrend sie in
Westdeutschland ihren Optimismus nicht verloren haben, f�rchten viele Arbeitslose
in Ostdeutschland um ihre persçnliche Situation in einem Jahr.

Tab. 5: Zukunftserwartungen der wirtschaftlichen Lage
in verschiedenen Bevçlkerungsgruppen, 1992–2004

1992 2000 2004

Ver-
bessern

Ver-
schlech-

tern

Ver-
bessern

Ver-
schlech-

tern

Ver-
bessern

Ver-
schlech-

tern

in %

Wirtschaftliche Lage in Deutschland in einem Jahr

Gesamt West 12 46 25 16 20 35
Ost 40 12 22 17 13 42

Erwerbst�tig West 11 47 27 16 21 35
Ost 41 12 21 18 14 42

Rentner West 13 41 24 16 19 38
Ost 38 13 25 15 13 40

Arbeitslos West 21 46 24 23 23 40
Ost 39 11 22 18 9 54

Auszubildend West 15 46 43 4 23 23
Ost – – – – 14 35

Hausfrau/-mann West 9 50 13 22 14 38
Ost – – – – – –

Eigene wirtschaftliche Lage in einem Jahr

Gesamt West 16 17 21 8 19 18
Ost 40 12 17 13 14 24

Erwerbst�tig West 20 15 26 7 23 15
Ost 43 10 21 12 17 18

Rentner West 4 20 5 9 4 27
Ost 31 16 3 10 2 29

Arbeitslos West 39 25 43 11 37 15
Ost 43 13 25 21 19 42

Auszubildend West 33 9 52 5 40 7
Ost – – – – 33 10

Hausfrau/-mann West 12 18 14 10 17 16
Ost – – – – – –

– Fallzahl zu gering.

Datenbasis: ALLBUS 1992, 2000, 2004.



Die Betrachtung der Erwartungen zur wirtschaftlichen Entwicklung macht deutlich,
dass sich in beiden Teilen Deutschlands zwischen 2002 und 2004 eine pessimistische
Grundhaltung hinsichtlich der allgemeinen wirtschaftlichen Lage durchgesetzt hat;
bez�glich der persçnlichen wirtschaftlichen Lage geschieht dies in nennenswertem
Ausmaß nur in Ostdeutschland. Der insgesamt grçßere Pessimismus in Ostdeutsch-
land ist bei den Arbeitslosen am st�rksten ausgepr�gt. Diese Gem�tslage kçnnte die
Grundlage f�r politische Protestbewegungen im Jahr 2004 in Ostdeutschland gewe-
sen sein.

3.4 Zusammenfassung

Zu Beginn dieses Beitrags wurde dargestellt, dass Verschiebungen in der Wichtig-
keit verschiedener Ziele im Leben beobachtbar sind, die vor allem auf zur�ckgestellte
Erwartungen im Bereich der persçnlichen Entwicklungen hindeuten. Die nach wie vor
hçheren Erwartungen der Ostdeutschen lassen auf einen weiter fortbestehenden
Nachholbedarf schließen. Diesen Erwartungen steht eine zunehmend negative Beur-
teilung des eigenen Anteils am Wohlstand, der Chancen einfacher Leute und der wirt-
schaftlichen Entwicklung gegen�ber. W�hrend die B�rger beider Landesteile f�r das
folgende Jahr eine klare Verschlechterung der allgemeinen wirtschaftlichen Lage er-
warten, sind die Ostdeutschen auch hinsichtlich ihrer persçnlichen wirtschaftlichen
Lage pessimistisch. Die negative Grundstimmung, die in diesen Daten zum Ausdruck
kommt, stellt in ihrer Auspr�gung – jenseits der objektiven Problemlagen – mçglicher-
weise bereits eine eigene Problematik dar.

(Angelika Scheuer)
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C Lebensbedingungen
und ihre Bewertung

4 Gesundheit

Der nachhaltige Umbau der Systeme der sozialen Sicherung in Deutschland steht
weiterhin auf der Agenda der politischen Entscheidungen. Insbesondere die demo-
graphische Entwicklung ist nicht nur eine Herausforderung f�r die finanzielle Absiche-
rung im Alter, sondern auch f�r die Absicherung im Krankheitsfall. Und wenn es an-
gesichts der wirtschaftlichen Situation und den zunehmenden finanziellen Problemen
der Gesetzlichen Krankenversicherung weiterhin Prinzip der deutschen Gesundheits-
politik sein soll, f�r alle Schichten und Gruppen der Bevçlkerung gleichermaßen eine
umfassende Versorgung mit medizinischen Leistungen sicherzustellen, dann bedarf
es weiterer Reformen, um gleichen Zugang zu den verschiedenen Einrichtungen des
gesundheitlichen Versorgungssystems zu gew�hrleisten – unabh�ngig von Alter und
Geschlecht, von Ausbildung, Einkommen oder Wohnort.

Im Herbst 2003 wurden zwar die gesundheitspolitischen Weichen gestellt, aber –
darin sind sich die Experten und die politischen Entscheidungstr�ger einig – der
Reformprozess hat erst begonnen. Umso wichtiger werden angesichts dieser Um-
bruchsituation die dauerhafte und detaillierte Beobachtung der Indikatoren der In-
anspruchnahme des Versorgungssystems und die Erfassung der individuellen Pr�-
ferenzen von Versicherten und Patienten. Denn die Ber�cksichtigung ihrer W�nsche
und Interessen ist eine entscheidende Bedingung f�r die Umsetzung der notwendi-
gen Reformen.

4.1 Einsch�tzungen des Gesundheitszustandes
und der Gesundheitszufriedenheit

Angaben zur Beschreibung des Gesundheitszustandes und zur Gesundheitszufrie-
denheit unterscheiden sich durch den Grad der subjektiven Pr�gung. Die Einsch�t-
zung des Gesundheitszustandes bildet st�rker die »objektive« Bewertung ab, die
Aussagen zur Zufriedenheit das »subjektive« Moment. Die Zufriedenheit mit der Ge-
sundheit ist zwar zun�chst vom tats�chlichen Krankheitsgeschehen abh�ngig, sie ist
aber auch abh�ngig vom jeweiligen Anspruch an das gesundheitliche Wohlbefinden.
Wenn die Zufriedenheit sinkt, kann dies auf eine tats�chliche Verschlechterung des



Gesundheitszustandes oder auf ein gestiegenes Anspruchsniveau zur�ckzuf�hren
sein. Dies erkl�rt zumBeispiel den Befund, dass bei vergleichbarem gesundheitlichem
Status die Zufriedenheit �lterer Menschen hçher ist als die j�ngerer. Diese Differen-
zierung wird noch deutlicher, wenn die Ver�nderungen der beiden Indikatoren nicht
gleichfçrmig verlaufen; wenn also mit einer Verbesserung der Gesundheitszustands-
beschreibung eine Verschlechterung der Zufriedenheit verbunden ist.

In Tabelle 1 wird die Einsch�tzung des Gesundheitszustandes in den Jahren 2000,
2002 und 2004 gezeigt, aufgeschl�sselt nach sozialen Merkmalen. Insbesondere die
Werte f�r die Altersgruppen best�tigen den Zusammenhang zwischen dem tats�ch-
lichen Gesundheitszustand und der Einsch�tzung durch die Befragten. Denn mit hç-
herem Alter nimmt die Wahrscheinlichkeit zu, an einer oder an mehreren Krankhei-
ten zu leiden. Mit steigendem Bildungsniveau und hçherem Einkommen wird der Ge-

Tab. 1: Bewertung des Gesundheitszustandes
nach sozio-demographischen Merkmalen, 2002–2004

Bewertung des Gesundheitszustandes

Gut Zufriedenstellend Schlecht

2000 2002 2004 2000 2002 2004 2000 2002 2004

in %

Insgesamt 49 48 48 33 34 32 18 18 20
Geschlecht
M�nner 52 51 50 32 33 32 15 16 18
Frauen 46 45 45 34 35 33 20 20 22

Alter
Unter 40 Jahre 71 69 71 22 24 21 7 7 8
40–59 Jahre 46 47 46 36 36 35 18 17 19
60 Jahre und �lter 23 23 24 45 45 42 32 32 35

Berufsausbildung
Ohne Abschluss 45 46 48 33 32 29 23 22 23
Mittlerer Abschluss 48 46 46 35 36 34 17 18 20
Fachhoch-, Hochschule 58 54 53 30 33 31 11 13 16

Erwerbst�tigkeit
Voll erwerbst�tig 61 60 59 29 30 29 10 9 12
Teilzeit besch�ftigt 54 50 53 34 39 33 12 12 14
Nicht erwerbst�tig 37 36 38 37 37 35 26 27 28

Verf�gbares Haushalts-
nettoeinkommen1

Keine Angabe 55 53 53 30 33 29 15 14 17
Unterste Gruppe 39 36 36 32 34 32 29 30 32
Zweite Gruppe 41 41 40 37 37 35 22 22 25
Dritte Gruppe 52 49 51 32 35 32 16 16 17
Hçchste Gruppe 58 59 57 31 31 30 11 10 13

Region
Westdeutschland 49 48 48 33 34 32 18 18 20
Ostdeutschland 46 46 45 35 35 34 18 18 21

1 Die Einkommensgrenzen f�r die Bildung der Gruppen sind: bis 1000 EUR, bis 2000 EUR, bis
3000 EUR, �ber 3000 EUR.

Datenbasis: SOEP 2000, 2002, 2004.
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Tab. 2: Zufriedenheit mit der Gesundheit, 2000–2004

Zufriedenheit1 mit der
Gesundheit

Ver�nderung2 der
Zufriedenheit 2000/2002

Ver�nderung2 der
Zufriedenheit 2002/2004

2000 2002 2004 Zufrie-
dener

Etwa
gleich

Unzu-
friede-
ner

Zufrie-
dener

Etwa
gleich

Unzu-
friede-
ner

Mittelwert in %

Insgesamt 6,6 6,6 6,4 16 64 20 14 64 22
Geschlecht
M�nner 6,8 6,7 6,5 15 65 20 13 67 20
Frauen 6,6 6,5 6,3 17 62 21 16 62 23

Alter
Unter 40 Jahre 7,5 7,5 7,4 14 67 19 15 66 19
40–59 Jahre 6,5 6,5 6,3 16 64 20 15 64 21
60 Jahre und �lter 5,6 5,7 5,5 18 60 22 14 61 25

Berufsausbildung
Ohne Abschluss 6,4 6,5 6,4 18 62 20 15 62 23
Mittlerer Abschluss 6,7 6,6 6,4 16 63 21 15 64 22
Fachhoch-, Hochschule 7,0 6,9 6,7 13 68 18 13 68 19

Erwerbst�tigkeit
Voll erwerbst�tig 7,2 7,1 6,9 14 66 20 13 67 19
Teilzeit besch�ftigt 7,0 6,9 6,7 16 63 21 16 62 22
Nicht erwerbst�tig 6,1 6,1 6,0 18 61 21 15 61 23

Verf�gbares Haushalts-
nettoeinkommen3

Keine Angabe 7,0 6,7 6,6 13 64 24 13 64 22
Unterste Gruppe 6,0 6,0 5,7 19 61 20 17 59 25
Zweite Gruppe 6,3 6,3 6,1 17 62 21 15 62 23
Dritte Gruppe 6,8 6,7 6,6 16 64 21 14 65 21
Hçchste Gruppe 7,1 7,1 6,9 15 67 19 14 68 19

Region
Westdeutschland 6,7 6,7 6,5 16 64 20 14 64 21
Ostdeutschland 6,4 6,3 6,1 16 62 21 15 63 22

1 Mittelwert auf der Zufriedenheitsskala von 0 bis 10; 0 = »Ganz und gar unzufrieden«, 10 = »Ganz
und gar zufrieden«; Kategorien: »Eher unzufrieden« (0 bis 4), »Eher zufrieden« (6 bis 10).

2 Ver�nderungen um mindestens zwei Skalenwerte auf der Skala von 0 bis 10.
3 Die Einkommensgrenzen f�r die Bildung der Gruppen sind: bis 1000 EUR, bis 2000 EUR, bis

3000 EUR, �ber 3000 EUR.

Datenbasis: SOEP 2000, 2002, 2004.

sundheitszustand besser beurteilt. Auch wenn es einen Zusammenhang zwischen
Alter einerseits und Einkommen und Berufsbildung andererseits gibt: Zul�ssig ist
die Schlussfolgerung, dass Bevçlkerungsgruppen mit weniger qualifizierten Berufs-
abschl�ssen und niedrigerem Einkommen einen schlechteren Gesundheitszustand
haben.

Daneben finden sich auch geschlechtsspezifische Unterschiede: Frauen beurteilen
ihren Gesundheitszustand kritischer als M�nner. Diese Unterschiede spiegeln aller-
dings keine realen Morbidit�tsdifferenzen wider. Bisher gibt es f�r diese Differenzen
noch keine umfassenden und allgemein akzeptierten Erkl�rungen. Weitgehend an-



geglichen haben sich die Einsch�tzungen in den beiden Landesteilen Deutschlands,
die beobachtbaren Differenzen sind nur noch marginal.

Von 2002 auf 2004 hat sich die Beurteilung des Gesundheitszustandes insgesamt
etwas verschlechtert. F�r alle hier aufgef�hrten Gruppen gilt, dass die Anteile derer,
die ihren Gesundheitszustand eher schlecht beurteilen, gestiegen sind. Und da zwi-
schen der Einsch�tzung des Gesundheitszustandes und der Gesundheitszufrieden-
heit ein enger Zusammenhang besteht, �berrascht es nicht, dass in diesem Zeitraum
auch die Gesundheitszufriedenheit f�r die einzelnen Gruppen insgesamt etwas zu-
r�ckgegangen ist (vgl. Tab. 2).

4.2 Inanspruchnahme von
ambulanten Gesundheitsleistungen

In Indikatoren zur Inanspruchnahme von Gesundheitsleistungen dokumentiert sich
zun�chst das Krankheitsgeschehen der Bevçlkerung; dar�ber hinaus stellen sie
aber auch eine wichtige Basis zur Einsch�tzung der Versorgungssituation dar. Struk-
tur und Entwicklung der Inanspruchnahme von Gesundheitsleistungen geben zu-
dem auch Hinweise f�r die Beurteilung der Kosten im Gesundheitswesen sowie auf
Versorgungsdefizite, �berkapazit�ten und Ineffizienzen. Diese Indikatoren stellen da-
mit auch eine empirische Basis zur Beurteilung der Bedarfsgerechtigkeit dar und sie
bieten Hinweise auf Tendenzen zur �ber-, Fehl- oder zur Unterversorgung.

Die ambulante Inanspruchnahme wird hier mit zwei Indikatoren beschrieben. Die so
genannte »Quartalsinanspruchnahme« bezieht sich auf den Anteil derjenigen Per-
sonen, die in den letzten drei Monaten vor der Befragung mindestens einmal einen
Arzt aufgesucht haben. Als zweite Kennziffer wird die Kontakth�ufigkeit pro Patient
im letzten Quartal genutzt. Dieser Indikator bezieht sich st�rker auf einzelne Krank-
heitsepisoden und sagt auch etwas aus �ber die Entscheidungen der �rzte und
ihr therapeutisches Handeln. Die Kontakth�ufigkeiten innerhalb der Krankheitsepi-
soden werden deshalb auch durch das �berweisungs- bzw. Wiederbestellverhalten
der jeweiligen �rzte bestimmt.

Tabelle 3 zeigt, dass etwa 70 % der Bevçlkerung mindestens einmal im Quartal zum
Arzt gehen. Dieser Anteil hat sich in den letzten Jahren kaum ver�ndert. Auch die
Unterschiede zwischen Frauen und M�nnern sowie zwischen den einzelnen Alters-
gruppen sind im Vergleich der Jahre �hnlich. Stets gilt, dass Frauen h�ufiger zum Arzt
gehen als M�nner. Je schlechter die Einsch�tzung des Gesundheitszustandes, desto
grçßer der Wert der Quartalsinanspruchnahme. Dieser Zusammenhang gilt auch f�r
die H�ufigkeit der Arztkontakte. Bemerkenswert ist hier jedoch die r�ckl�ufige Ent-
wicklung seit 1995. Dazu d�rften auch die Ver�nderungen im Honorierungssystem der
ambulanten Versorgung beigetragen haben.

Die Einf�hrung der Praxisgeb�hren hat zu einer Verringerung der Arztkontakte ge-
f�hrt. Dies l�sst sich daran erkennen, dass von 2002 auf 2004 die durchschnittliche
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Tab. 3: Arztbesuche und durchschnittliche Anzahl der Arztbesuche
pro Patient im letzten Quartal, 2000–2004

Mindestens
ein Arztbesuch pro Patient

im letzten Quartal

Durchschnittliche Anzahl
der Arztbesuche pro Patient

im letzten Quartal

2000 2002 2004 2000 2002 2004

Anteil in % Mittelwert

Insgesamt 69 69 69 4,0 3,9 3,6
Geschlecht
M�nner 61 61 61 3,8 3,7 3,4
Frauen 75 75 76 4,2 4,0 3,8

Alter
Unter 40 Jahre 59 59 58 3,3 3,3 2,9
40–59 Jahre 66 64 64 3,9 3,8 3,6
60 Jahre und �lter 84 84 86 4,7 4,5 4,2

Berufsausbildung
Ohne Abschluss 69 67 67 4,3 3,9 3,6
Mittlerer Abschluss 69 70 70 4,0 4,0 3,7
Fachhoch-, Hochschule 67 69 69 3,5 3,6 3,4

Erwerbst�tigkeit
Voll erwerbst�tig 60 60 59 3,3 3,3 3,1
Teilzeit besch�ftigt 68 71 71 3,6 3,3 3,2
Nicht erwerbst�tig 76 76 76 4,6 4,4 4,1

Verf�gbares Haushalts-
nettoeinkommen1

Keine Angabe 63 62 63 3,4 3,4 3,2
Unterste Gruppe 74 73 72 4,8 4,7 4,0
Zweite Gruppe 72 72 73 4,3 4,0 3,9
Dritte Gruppe 67 66 67 3,8 4,1 3,7
Hçchste Gruppe 64 67 66 3,5 3,3 3,1

Region
Westdeutschland 68 68 68 4,1 4,0 3,7
Ostdeutschland 71 72 72 3,5 3,5 3,3

Gesundheitszustand
Sehr gut 44 42 45 2,1 2,4 1,9
Gut 58 57 58 2,6 2,6 2,5
Zufrieden stellend 76 76 75 3,7 3,5 3,3
Weniger gut 90 92 89 6,1 5,7 5,2
Schlecht 97 94 96 9,9 9,9 8,0

1 Die Einkommensgrenzen f�r die Bildung der Gruppen sind: bis 1000 EUR, bis 2000 EUR, bis
3000 EUR, �ber 3000 EUR.

Datenbasis: SOEP 2000, 2002, 2004.

Anzahl an Arztkontakten st�rker als in den Jahren vorher r�ckl�ufig ist. Da der R�ck-
gang in der untersten Einkommensgruppe und bei Personen mit schlechtem Ge-
sundheitszustand am st�rksten ist, mag eingetreten sein, was Kritiker bef�rchtet
haben: Die Praxisgeb�hr belastet vor allem einkommensschw�chere Schichten und
chronisch Kranke. Es kann aber auch vermutet werden, dass durch die gleichzeitige
Einf�hrung von �berweisungsscheinen bisher »unnçtige« Mehrfachuntersuchungen
unterbleiben.



4.3. Station�re Inanspruchnahme –
Krankenhausaufenthalte

Auch die station�re Inanspruchnahme wird durch zwei Indikatoren abgebildet. Die
erste Kennziffer erfasst den Anteil derjenigen Personen, die im letzten Jahr mindes-
tens eine Nacht als Patient im Krankenhaus verbracht haben. Die zweite Kennziffer
ist die Gesamtzahl der im letzten Jahr verbrachten N�chte im Krankenhaus pro Pa-
tient. Da die niedergelassenen �rzte �ber die station�re Einweisung entscheiden,
ist die Hçhe des Anteils derer, die mindestens einmal im Jahr im Krankenhaus
waren, auch von dem Verhalten der �rzte abh�ngig. Die Gesamtzahl der im Kran-
kenhaus verbrachten N�chte – die Verweildauer – ist ein zentraler Indikator f�r die
station�re Versorgung. Von der Verringerung der Verweildauer verspricht man sich

Tab. 4: Krankenhausaufenthalt im letzten Jahr und Dauer des Aufenthalts,
2000–2004

Krankenhausaufenthalt Durchschnittliche Anzahl der N�chte

2000 2002 2004 2000 2002 2004

Anteil in % Mittelwert

Insgesamt 12 13 13 16 15 15
Geschlecht
M�nner 11 11 11 16 16 16
Frauen 13 14 14 15 14 13

Alter
Unter 40 Jahre 10 10 9 11 9 10
40–59 Jahre 10 10 10 14 14 15
60 Jahre und �lter 18 19 20 21 18 17

Berufsausbildung
Ohne Abschluss 13 13 12 17 15 17
Mittlerer Abschluss 13 13 14 16 15 15
Fachhoch-, Hochschule 10 11 12 13 12 11

Erwerbst�tigkeit
Voll erwerbst�tig 10 10 10 11 10 10
Teilzeit besch�ftigt 8 9 9 10 12 8
Nicht erwerbst�tig 15 16 16 19 18 17

Verf�gbares Haushalts-
nettoeinkommen1

Keine Angabe 12 13 12 21 12 14
Unterste Gruppe 15 15 16 20 17 20
Zweite Gruppe 14 14 14 17 17 16
Dritte Gruppe 12 11 13 15 14 14
Hçchste Gruppe 10 11 10 11 12 11

Region
Westdeutschland 12 13 13 16 14 14
Ostdeutschland 12 13 13 15 17 16

1 Die Einkommensgrenzen f�r die Bildung der Gruppen sind: bis 1000 EUR, bis 2000 EUR, bis
3000 EUR, �ber 3000 EUR.

Datenbasis: SOEP 2000, 2002, 2004.
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eine deutliche Senkung der Ausgaben f�r das Gesundheitswesen. Denn die Aus-
gaben f�r die station�re Versorgung machen ein Drittel der gesamten Gesundheits-
ausgaben aus.

Bemerkenswert ist die unterschiedliche Entwicklung der beiden Indikatoren zur sta-
tion�ren Inanspruchnahme. W�hrend die H�ufigkeit der station�ren Einweisungen
insgesamt leicht gestiegen ist, bleibt die Zahl der im Krankenhaus verbrachten N�chte
etwa gleich. Zu beachten ist, dass die Verweildauer sich hier auf die Zahl der N�chte
pro Jahr bezieht. Wenn also bei steigenden Einweisungen die Zahl der N�chte etwa
gleich bleibt, dann sinkt die Verweildauer pro Fall. Diese Zahlen kçnnten ein Hinweis
auf den bef�rchteten »Dreht�reffekt« sein: Die Patienten werden zwar im Durchschnitt
fr�her wieder entlassen, daf�r steigt aber die Wahrscheinlichkeit, dass sie bald wieder
eingewiesen werden m�ssen.

4.4. Fehlzeiten

W�hrend in der offiziellen Krankenstandsstatistik lediglich die vom Arzt vorgenom-
mene Krankschreibung ber�cksichtigt wird, sind in den Angaben zu den Fehlzeiten
alle Tage erfasst, die die Erwerbst�tigen nach eigenen Angaben im Lauf des letzten
Jahres krankheitsbedingt nicht gearbeitet haben. Ausgewiesen in der Tabelle 5 wer-
den die Anteile derer, die mindestens einen Tag wegen Krankheit nicht gearbeitet
haben, und die durchschnittliche Zahl von Krankheitstagen.

Der in den letzten Jahren kontinuierlich gesunkene Krankenstand spiegelt sich in
den Fehlzeiten der Jahre 2000 bis 2004 nicht wider. Denn sowohl die Anteile derje-
nigen, die mindestens an einem Tage krankheitshalber nicht gearbeitet haben, als
auch die durchschnittliche Zahl der nicht gearbeiteten Tage sind weitgehend gleich
geblieben. Vor dem Hintergrund des aber tats�chlich gesunkenen Krankenstands
heißt dies, dass die F�lle kurzen, krankheitsbedingten Absentismus zugenommen
haben m�ssen.

Der statistische Zusammenhang zwischen Krankenstand und Arbeitslosigkeit bezie-
hungsweise konjunktureller Entwicklung war schon immer Gegenstand kontroverser
Interpretationen. W�hrend Arbeitgeber dazu neigen, niedrigere Krankenstandsziffern
als Eind�mmung des »Krankfeierns« zu interpretieren, sehen Gewerkschaften darin
eher ein Zeichen daf�r, dass die Besch�ftigten aus Furcht vor Arbeitslosigkeit auch bei
gesundheitlichen Beeintr�chtigungen zur Arbeit gehen. Die f�r Ostdeutschland ge-
fundenen Ergebnisse scheinen diese Argumentation zu best�tigen, da der Absentis-
mus im Osten Deutschlands deutlich geringer ausf�llt.

Dass sowohl soziale Kontrolle als auch Furcht vor Arbeitsplatzverlust durch Absen-
tismus einen Einfluss auf die Fehlzeiten haben, zeigen die Daten zu den unterschied-
lichen Betriebsgrçßen und der Zugehçrigkeit zum çffentlichen Dienst. Denn mit stei-
gender Betriebsgrçße steigt die Wahrscheinlichkeit massiv an, mindestens einen Tag
krankheitshalber zu fehlen. Auch die durchschnittliche Zahl der wegen Krankheit nicht



Tab. 5: Fehlzeiten – Anteile und durchschnittliche Zahl der wegen Krankheit nicht
gearbeiteten Tage im letzten Jahr, 2000–2004

Anteil der wegen Krankheit nicht
gearbeiteten Tage im letzten Jahr

Durchschnittliche Zahl der wegen
Krankheit nicht gearbeiteten Tage im

letzten Jahr

2000 2002 2004 2000 2002 2004

In % Mittelwert

Insgesamt 50 49 49 9 9 9
Geschlecht
M�nner 49 48 48 10 9 8
Frauen 50 50 50 9 10 10

Alter
Unter 35 Jahre 54 52 52 8 7 6
35–50 Jahre 48 48 49 8 9 9
50–60 Jahre 48 47 46 15 13 12

Berufsausbildung
Ohne Abschluss 50 47 44 13 12 8
Mittlerer Abschluss 50 49 50 10 10 10
Fachhoch-, Hochschule 47 49 49 6 6 7

Erwerbst�tigkeit
Voll erwerbst�tig 51 51 51 9 9 8
Teilzeit besch�ftigt 48 47 50 8 8 9
Nicht mehr erwerbst�tig 39 35 35 16 16 12

Verf�gbares Haushalts-
nettoeinkommen1

Keine Angabe 38 40 36 7 9 5
Unterste Gruppe 39 41 39 9 10 8
Zweite Gruppe 51 50 51 12 11 11
Dritte Gruppe 51 49 49 9 9 9
Hçchste Gruppe 50 51 51 8 8 8

Region
Westdeutschland 50 49 50 9 9 9
Ostdeutschland 45 45 42 10 9 9

Betriebsgrçße
Selbst�ndig ohne
Mitarbeiter

24 24 28 4 4 5

Unter 5 Mitarbeiter 34 32 32 5 5 5
5–200 Mitarbeiter 49 48 48 8 8 8
�ber 200 Mitarbeiter 57 58 58 10 10 10

�ffentlicher Dienst
Ja 60 58 60 10 10 10
Nein 46 46 45 8 8 7

1 Die Einkommensgrenzen f�r die Bildung der Gruppen sind: bis 1000 EUR, bis 2000 EUR, bis
3000 EUR, �ber 3000 EUR.

Datenbasis: SOEP 2000, 2002, 2004.

gearbeiteten Tage ist in Betrieben mit mehr als 200 Besch�ftigten im Vergleich zu den
Kleinstbetrieben bis f�nf Mitarbeitern etwa doppelt so hoch. Im çffentlichen Dienst,
einem Bereich mit vergleichsweise hoher Besch�ftigungssicherheit, liegen die krank-
heitsbedingten Fehlzeiten deutlich �ber denen anderer Bereiche.
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Tab. 6: Versicherte der Gesetzlichen Krankenversicherung mit einer privaten
Zusatzversicherung, 2000–2004

2000 2002 2004

Anteil in %

Versicherte der GKV mit einer privaten
Zusatzversicherung 10 11 12
Leistungsumfang1

Krankenhausbehandlung 7 8 9
Zahnersatz 4 5 6
Heil- und Hilfsmittel 3 4 4
Auslandsaufenthalt 3 4 4
Sonstiges 1 2 2
Geschlecht
M�nner 9 11 12
Frauen 10 11 12
Alter
Unter 40 Jahre 9 11 12
40–59 Jahre 11 12 13
60 Jahre und �lter 9 11 11
Berufsbildung
Ohne Abschluss 6 6 7
Mittlerer Abschluss 10 12 13
Fachhoch-, Hochschule 17 18 20
Erwerbst�tigkeit
Voll erwerbst�tig 11 14 15
Teilzeit besch�ftigt 11 13 16
Nicht erwerbst�tig 8 9 9
Verf�gbares Haushaltsnettoeinkommen2

Keine Angabe 15 17 19
Unterste Gruppe 6 5 5
Zweite Gruppe 6 7 9
Dritte Gruppe 9 11 12
Hçchste Gruppe 17 21 22
Kassenwechsler (nur GKV)
Nein 10 11 12
Ja 12 14 15
Region
Westdeutschland 11 13 13
Ostdeutschland 4 5 6
Gesundheitszustand
Sehr gut 10 12 14
Gut 11 13 12
Zufrieden stellend 9 11 13
Weniger gut 8 8 11
Schlecht 6 6 7

1 Mehrfachnennungen mçglich.
2 Die Einkommensgrenzen f�r die Bildung der Gruppen sind: bis 1000 EUR, bis 2000 EUR, bis

3000 EUR, �ber 3000 EUR.

Datenbasis: SOEP 2000, 2002, 2004.



4.5 Private Krankenzusatzversicherungen

Ein Hinweis auf Ver�nderungen im System der gesetzlichen Krankenversicherung ist
die zunehmende Zahl der privaten Krankenzusatzversicherungen, die von den gesetz-
lichen Kassen in Kooperation mit privaten Krankenkassen angeboten werden. Gr�nde
f�r den wachsenden Markt lassen sich an den Leistungsmerkmalen erkennen, die
auch Hinweise auf die Motive geben, derartige Policen abzuschließen (siehe Tab. 6
auf S. 471).

Die Differenzierung nach Einkommensgruppen zeigt, dass mit hçheren Einkommen
auch der Anteil an Versicherten mit Zusatzpolicen ansteigt. Versicherte, die die Kasse
gewechselt haben, haben im Durchschnitt erheblich mehr Zusatzversicherungen als
andere Nichtwechsler. Dies ist ein Hinweis darauf, dass diese Angebote auch ein
Anreiz f�r den Wechsel gewesen sein d�rften.

Die Zahlen zur Struktur der privaten Krankenzusatzversicherung sind auch Ausdruck
eines verst�rkten, politisch gew�nschten Wettbewerbs zwischen den gesetzlichen
Kassen. Sie zeigen, dass Versicherte und Patienten nicht mehr allein die Hçhe
des Beitragssatzes als Wechselmotiv ansehen, sondern dass dabei auch Leistungs-
umfang und Leistungsqualit�t zunehmend an Bedeutung gewinnen.

4.6 Zusammenfassung

Internationale Vergleichsstudien zeigen, dass in Deutschland die Kosten f�r die Ge-
sundheitsversorgung gemessen am Bruttoinlandsprodukt nach den USA und der
Schweiz am hçchsten sind. Gleichwohl nimmt Deutschland im Vergleich der Qualit�t
der Gesundheitsversorgung in einzelnen Bereichen keinen vorderen Rangplatz ein.
Dennoch kann die Gesundheitsversorgung insgesamt als durchaus zufriedenstellend
eingesch�tzt werden. Hervorzuheben ist insbesondere die bisher im internationalen
Vergleich breite Abdeckung gesundheitlicher Risiken durch das deutsche Kranken-
versicherungssystem. Allerdings wird sich im Zuge des nachhaltigen Umbaus der
Umfang der Abdeckung gesundheitlicher Risiken ebenso �ndern wie die finanzielle
Belastung f�r die Versicherten und Patienten. Die zus�tzliche private Versicherung
des Zahnersatzes sowie die Einf�hrung von Praxisgeb�hren sind als erste Schritte
zu sehen.

(Hanfried Andersen/Markus Grabka /Johannes Schwarze)

Weitere Informationen zum Thema Gesundheit siehe Teil I, Kap. 8, zum Thema
Gesetzliche Krankenversicherung Teil I, Kap. 9.5.
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5 Bildung

In der aktuellen Bildungsdebatte werden ethnische Differenzierung imBildungssystem
und Anbindung von Bildungschancen an den Migrationsstatus als zunehmend wich-
tige Ungleichheitsdimensionen angesehen. Trotz vielf�ltiger bildungs- und schulpoli-
tischer Bem�hungen und auch angesichts gestiegener Bildungsbeteiligung und ei-
niger Bildungserfolge bestehen immer noch deutliche und weiterhin zunehmende
Bildungsungleichheiten zu Ungunsten der Migrantenkinder. Nicht zuletzt haben Er-
gebnisse von PISA 2000 f�r Deutschland wieder in Erinnerung gerufen, dass sowohl
Kinder aus j�ngst zugewanderten Migrantengruppen als auch Kinder von Migranten
aus der zweiten und dritten Generation in der Regel nicht nur schlechtere Lesekom-
petenzen als einheimische Jugendliche aufweisen, sondern auch – mit großen Varia-
tionen zwischen den fremdsprachigen Ausl�ndern – im bundesdeutschen Bildungs-
system benachteiligt sind. Die Geburt in Deutschland ist kein Garant f�r vorteilhafte
Schulbildung.

Im vorliegenden Kapitel werden ausgew�hlte sozialstrukturelle Verteilungen von Bil-
dungschancen – Chancen der Bildungsbeteiligung und des Erwerbs von Bildungs-
abschl�ssen – in der Logik des Lebensverlaufs beschrieben. Hierbei steht der Ver-
gleich von Migranten und Einheimischen im Vordergrund. F�r die empirischen
Auswertungen werden Quer- und L�ngsschnittsdaten des Sozio-oekonomischen Pa-
nels (SOEP) herangezogen. Das SOEP bietet aufgrund der �berproportionalen Aus-
l�nderstichprobe und der Zuwandererstichprobe die Mçglichkeit, Bildungschancen
von Migranten differenziert zu untersuchen.

5.1 Chancenungleichheit vor Eintritt in die Schule

In den bildungspolitischen Debatten wird angesichts der Befunde von PIRLS und PISA
�ber den engen Zusammenhang von Schichtzugehçrigkeit, Migrationshintergrund
und schulischen Leistungen auch davon ausgegangen, dass vorschulische Bildung
zum Abbau der schichtspezifischen Bildungsungleichheiten beitragen kann. Ins-
besondere wird die Ansicht geteilt, dass sich f�r Migrantenkinder der Besuch von
vorschulischen Einrichtungen g�nstig auf ihre sp�teren Bildungschancen auswirkt.

In Abbildung 1 wird die Beteiligung verschiedener Gruppen im Vorschulbereich dar-
gestellt. Die Teilnahmequoten vonMigrantenkindern an vorschulischen Einrichtungen,
insbesondere den Kinderg�rten, liegen im Zeitraum von 1984 bis 2003 zwischen 49
und 67 %. Allenfalls zwei Drittel der Ausl�nderkinder im Alter zwischen drei und sieben
Jahre besuchen vorschulische Einrichtungen, w�hrend fast drei Viertel der westdeut-
schen Kinder und mehr als 80 % der ostdeutschen Kinder in diesem Lebensalter in



vorschulischen Einrichtungen betreut werden. Auch die zunehmende Beteiligung der
Kinder von Aus- und Sp�taussiedlern in diesem Zeitraum von 44 auf 70 % �hnelt der
Entwicklung f�r die Migrantenkinder. Gemessen an der Partizipation ist bei den deut-
schen Kindern – im Unterschied zu den Migranten- und Immigrantenkindern – der
Kindergarten zur »Regel-Einrichtung« geworden.

Der Besuch vorschulischer Bildungseinrichtungen differiert nach demAlter der Kinder:
Mit zunehmendem Alter und dem N�herr�cken der Einschulung wird der Besuch von
Kindergarten und Vorschule immer wahrscheinlicher (siehe Tab. 1). Diese Entwick-
lungen sind f�r die einzelnen Subpopulationen unterschiedlich. In Ostdeutschland
f�hrt neben der fortgesetzten Tradition aus DDR-Zeiten das strukturelle Angebot
an vorschulischer Kinderbetreuung auch zur entsprechenden Nutzung, die durch

die starke Erwerbsorientierung ostdeutscher M�tter zus�tzlich gefçrdert wird. Neben
Alternativen zur institutionellen Kinderbetreuung ist die soziokulturelle Distanz zu Bil-
dungsinstitutionen in Deutschland mçglicherweise der entscheidende Grund f�r die
vergleichsweise niedrigen Besuchsquoten bei den Migranten und Immigranten.

Analysen zum sozialstrukturellen Hintergrund der Kinder vor ihrer Einschulung weisen
darauf hin, dass die Verf�gbarkeit des Elternhauses �ber çkonomisches, kulturelles
und soziales Kapital einen Einfluss auf die vorschulische Betreuung ihrer Kinder hat.
Verf�gen Haushalte �ber hçhere Einkommen, dann besuchen Kinder vorschulische
Einrichtungen h�ufiger als Kinder in Haushaltenmit geringerem Einkommen. Je grçßer
der Haushalt ist, desto seltener besuchen Kinder vorschulische Einrichtungen. Von der
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Abb. 1: Besuch von vorschulischen Betreuungseinrichtungen –
3- bis 7-j�hrige Kinder vor ihrer Einschulung, 1984–2003

Datenbasis: SOEP 1984–2003.
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Tab. 1: Besuch einer vorschulischen Bildungseinrichtung in Deutschland
nach Alter, 1984–2003

Westdeutsche Kinder mit
Migrationshinter-
grund (West)

Aussiedler
(West)

Ostdeutsche

in %

Alter
Drei Jahre 16 9 14 66
Vier Jahre 57 45 55 86
F�nf Jahre 88 67 75 91
Sechs Jahre 93 74 83 92
Sieben Jahre 88 73 81 92
Insgesamt 66 51 60 85

Datenbasis: SOEP 1984–2003.

Mçglichkeit der kosteng�nstigeren Kinderbetreuung im eigenen Haushalt machen vor
allem Migranten Gebrauch. Je niedriger das Bildungsniveau der Eltern ist, desto sel-
tener besuchen Kinder vorschulische Bildungseinrichtungen; dies ist vor allem bei den
Migranten der Fall. Bei den Ostdeutschen kommt eine solche Selektivit�t durch das
Bildungsniveau der Eltern im Unterschied zu Westdeutschen nicht vor.

Weiterhin kann gezeigt werden, dass mit hçherem sozioçkonomischem Status des
Elternhauses eine h�ufigere außerh�usliche Kinderbetreuung in vorschulischen Ein-
richtungen einhergeht. Auch die Erwerbst�tigkeit der Mutter f�hrt zu einer st�rkeren
vorschulischen Betreuung der Kinder. Die dabei auftretende strukturelle Notwendig-
keit, die Kinder außerh�uslich betreuen zu lassen, um die Vereinbarkeit von Familie
und Beruf zu sichern, verliert dann an Trivialit�t, wenn ber�cksichtigt wird, dass dieser
Zusammenhang vor allem bei Migranten auftritt, die die besten Alternativen zur in-
stitutionellen außerh�uslichen Betreuung aufweisen.

Insgesamt zeigt sich bei den Migranten, dass berufliche Integration, kulturelle Assi-
milation und verf�gbares Kulturkapital die wichtigstenMechanismen f�r die Teilnahme
der Kinder in den vorschulischen Betreuungseinrichtungen darstellen. F�r die einhei-
mischen Kinder dagegen h�ngen die Partizipationschancen vornehmlich von den vor-
teilhaften sozioçkonomischen Ressourcen des Elternhauses ab.

Bei der Gruppe der Migranten kçnnte es auch Unterschiede zwischen den einzelnen
Nationalit�ten geben, die dazu f�hren, dass es die Gruppe der benachteiligten Kinder
von Migranten im vorschulischen und schulischen Bildungssystem so allgemein nicht
gibt. Wird nur die Nationalit�t des Haushaltsvorstandes ber�cksichtigt, dann scheinen
t�rkische Kinder die geringste Chance auf vorschulische Bildung zu haben. Allerdings
sind solche nationalen Unterschiede nicht mehr wesentlich, wenn zudem die Res-
sourcen des Elternhauses in Betracht gezogen werden. Dann zeigt sich, dass eben
nicht die nationale Herkunft oder Zugehçrigkeit zu einer bestimmten Nationalit�t die
fr�hen Bildungschancen determinieren, sondern die Verf�gbarkeit �ber Ressourcen,
die f�r die Bildung und Ausbildung der Kinder mobilisiert werden kçnnen.



5.2 Chancenungleichheit in der Schule

Die ungleiche Partizipation an Bildung findet ihre Fortsetzung in den weiterf�hrenden
Schulen in der Sekundarstufe I (vgl. Abb. 2). Mehr als zehn Prozent der ostdeutschen
und rund ein Viertel der westdeutschen Jugendlichen besuchen imAlter von 14 Jahren
die Hauptschule.

Der Anteil der Migranten, der die Hauptschule besucht, liegt 2003 dagegen bei etwa
einem Drittel und hatte Mitte der 1990er-Jahre sogar noch rund zwei Drittel betragen.
Insofern haben sich relative Bildungserfolge f�r diese Jugendlichen ergeben, die zu
einem wachsenden Anteil auf die Real- oder Gesamtschulen sowie auf das Gymna-
sium gewechselt sind. Allerdings haben im Jahr 2003 Migranten immerhin noch ein
3,6-mal hçheres Risiko als Ostdeutsche und ein 1,7-mal hçheres Risiko als West-
deutsche, nach der Grundschule die Hauptschule zu besuchen.

Die Bildungschancen unter den Migranten sind sehr heterogen. So kann vermutet
werden, dass Migranten mit vorschulischer Bildung eher hçhere Schullaufbahnen
einschlagen, als die Hauptschule zu besuchen. Solche positiven Bildungseffekte
der vorschulischen Kinderbetreuung sind f�r Migranten deswegen zu erwarten,
weil sie im Umgang mit einheimischen Kindern soziale Kompetenzen erwerben,
die sp�ter in der Schule nachgefragt werden, und �ber Kontakte mit anderen Kindern
in die deutsche Sprache einge�bt werden.

Weitergehende Analysen machen darauf aufmerksam, dass bei Ber�cksichtigung des
sozial selektiven Besuchs von Kindergarten oder Vorschule sowie der sozialen Her-
kunft und Nationalit�t f�r den Zeitraum von 1992 bis 2003 Migranten mit vorschu-
lischer Bildung eine rund zweimal hçhere Chance haben, auf das Gymnasium zu
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Abb. 2: Entwicklung der Bildungsbeteiligung – Hauptschulquoten, 1992–2003

Datenbasis: SOEP 1992–2003.
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Tab. 2: Bildungsbeteiligung von 14-J�hrigen nach Nationalit�t und
Besuch vorschulischer Bildungseinrichtung, 1992–2003

Besuch vorschulischer
Bildungseinrichtung

Ja Nein Insgesamt

in %

Westdeutsche
Hauptschule 27 51 29
Realschule 31 24 31
Gymnasium 42 25 41
Kinder mit Migrationshintergrund (West)
Hauptschule 49 59 52
Realschule 29 34 31
Gymnasium 22 7 18
Ostdeutsche
Hauptschule 12 6 11
Realschule 46 71 48
Gymnasium 42 24 40

Datenbasis: SOEP 1992–2003.

wechseln, als die altersgleichen Migranten ohne Vorschule. F�r einheimische Jugend-
liche, die vor ihrer Einschulung mindestens ein Jahr den Kindergarten oder die Vor-
schule besuchten, fallen entsprechende Effekte geringer aus. Ber�cksichtigt man
zudem die Nationalit�t der Jugendlichen, dann haben Migrantenkinder aus Griechen-
land bessere und diejenigen aus Italien geringere Chancen, auf die Realschule oder
gar auf das Gymnasium zu wechseln, als Jugendliche aus Spanien, Ex-Jugoslawien
und der T�rkei. In Deutschland haben Griechen deutlich bessere Bildungschancen als
die grçßte Ausl�ndergruppe in Deutschland, die T�rken. Die Italiener weisen sogar
noch schlechtere Bildungserfolge als die T�rken auf, was gegen die These eines
kulturellen Defizits an Kenntnissen und Verhaltensweisen, die in der Schule nach-
gefragt werden, bei den ausl�ndischen Kindern spricht.

Trotzdem sollten die Bildungseffekte vorschulischer Bildung bei den Migranten nicht
�bersch�tzt werden, wie ein Vergleich mit den Bildungschancen einheimischer Ju-
gendlicher zeigt. Ohne Betrachtung der sozialen Selektivit�t der vorschulischen Bil-
dung haben westdeutsche Schulkinder mit Kindergarten- und Vorschulbesuch eine
doppelt so hohe Chance, auf das Gymnasium zu wechseln, wie diejenigen ohne vor-
schulische Betreuung (vgl. Tab. 2). �hnliche Chancenrelationen bestehen bei den ost-
deutschen Schulkindern, wobei diejenigen ohne vorschulische Bildung bessere Chan-
cen als Westdeutsche haben, mindestens auf die Realschule zu wechseln. Ohne
Kindergarten- und Vorschulbesuch haben westdeutsche Schulkinder ein 2,7-mal grç-
ßeres Risiko, in die Hauptschule zu gelangen, alsWestdeutschemit Kindergarten- und
Vorschulbesuch.

Im Vergleich dazu verf�gen Kinder von Migranten – unabh�ngig davon, ob sie Kin-
derg�rten bzw. Vorschulen besucht haben oder nicht – �ber deutlich ung�nstigere
Bildungschancen als deutsche Jugendliche. So haben deutsche Jugendliche rund
dreimal bessere Chancen, von der Grundschule auf das Gymnasium zu wechseln,



w�hrend Migrantenkinder ein fast neunmal hçheres Risiko haben, in die Hauptschule
zu wechseln. Besuchen sie vorschulische Einrichtungen, dann habenMigrantenkinder
jedoch 3,4-mal bessere Chancen, auf das Gymnasium zu wechseln, als ihre Lands-
leute ohne Kindergarten- oder Vorschulbesuch. Verglichen mit den einheimischen
Schulkindern, die ebenfalls vorschulische Betreuungseinrichtungen besucht haben,
sind die Migranten jedoch auch in dem Fall des �bergangs in die Sekundarstufe I
immer noch deutlich benachteiligt. Einheimische mit vorschulischer Bildung haben
2,5-mal bessere Chancen, auf das Gymnasium zu wechseln, als Migrantenkinder mit
vorschulischer Bildung. L�sst man die Differenzen zwischen den Nationalit�ten unbe-
r�cksichtigt, dann entsprechen die Bildungschancen von Migranten etwa denen der
westdeutschen Arbeiterkinder (vgl. Tab. 3).

Tab. 3: Bildungsbeteiligung von 14-j�hrigen Schulkindern mit Vorschulbildung
nach sozialer Herkunft, 1992–2003

Hauptschule Realschule Gymnasium

in %

Westdeutsche Kinder
Arbeiterkinder
Mit Kindergartenbesuch 39 35 27
Ohne Kindergartenbesuch 71 23 7
Kinder un- und angelernter Arbeiter
Mit Kindergartenbesuch 53 28 18
Ohne Kindergartenbesuch 71 18 12

Kinder aus der oberen und unteren
Dienstklasse
Mit Kindergartenbesuch 13 27 61
Ohne Kindergartenbesuch 0 36 64

Kinder mit Migrationshintergrund (West)
Arbeiterkinder
Mit Kindergartenbesuch 53 32 16
Ohne Kindergartenbesuch 61 31 8
Kinder un- und angelernter Arbeiter
Mit Kindergartenbesuch 55 29 17
Ohne Kindergartenbesuch 69 27 4

Kinder aus der oberen und unteren
Dienstklasse
Mit Kindergartenbesuch 10 24 67
Ohne Kindergartenbesuch 33 67 0

Ostdeutsche Kinder
Arbeiterkinder
Mit Kindergartenbesuch 16 49 35
Ohne Kindergartenbesuch 0 75 25

Lesehilfe: Von allen Arbeiterkindern (Westdeutschland) die einen Kindergarten besucht hatten, befin-
den sich im Alter von 14 Jahren 39 % an der Hauptschule, 35 % an der Realschule und 27 % am
Gymnasium.

Datenbasis: SOEP 1992–2003.
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Aber offensichtlich tr�gt vorschulische Bildung zur Verringerung von Bildungs-
ungleichheiten zwischen Sozialschichten bei. So haben westdeutsche Arbeiterkin-
der eine 4,9-mal bessere Chance, auf das Gymnasium zu wechseln, wenn sie in
der Zeit vor ihrer Einschulung Kindergarten oder Vorschule besucht haben. Geringer
sind die Chancenunterschiede bei den ostdeutschen Arbeiterkindern, die aber mehr
von Kindergarten und Vorschule profitieren als die westdeutschen Arbeiterkinder.
Im Vergleich zu den Kindern aus der oberen und unteren Dienstklasse bleiben so-
wohl einheimische als auch ausl�ndische Arbeiterkinder in ihren Bildungschancen be-
nachteiligt, auch wenn sie Kindergarten und Vorschule besuchen. Partizipieren die
Kinder aus den hçheren Sozialschichten an vorschulischer Bildung, dann bleiben die
Unterschiede in den Bildungschancen bestehen.

Zudem zeigen weiterf�hrende Analysen auch f�r Arbeiterkinder, dass sich der Bil-
dungseffekt vorschulischer Bildung relativiert, wenn Ressourcen des Elternhauses
mit einbezogen werden. Hierbei wird deutlich, dass sich die Bildungseffekte vor-
schulischer Betreuung nur f�r Kinder qualifizierter Arbeiter (»wohlhabende Arbei-
ter«, wie etwa Facharbeiter, Meister und Poliere sowie Industriewerkmeister) er-
geben, w�hrend Kinder un- und angelernter Arbeiter in ihren Bildungschancen wei-
terhin besonders benachteiligt sind. Ihre Benachteiligung kann gegenw�rtig auch
durch entsprechende Maßnahmen der vorschulischen Einrichtungen kaum ausge-
glichen werden. Insgesamt liegen positive Bildungseffekte f�r Migranten und Arbei-
terkinder in Deutschland und hierbei besonders im Westen Deutschlands vor, aber
keine Angleichung von Bildungschancen sowie kein Ausgleich der Bildungsdefizite
durch vorschulische Bildung.

5.3 Chancenungleichheit in der Berufsausbildung

Nach der Sekundarstufe I erfolgt entweder eine Fortsetzung der allgemeinbildenden
Schulbildung oder der Wechsel in die duale Berufsausbildung. Voraussetzung f�r eine
Berufsausbildung ist in der Regel der erfolgreiche Abschluss der Schulbildung mit
einem qualifizierten Abschlusszeugnis.

Jedoch verlassen gerade Migranten das Schulsystem ohne Schulabschluss. Im Jahr
1984 verf�gten noch rund 21 % der nichtdeutschen M�nner und Frauen im Alter von
21 Jahren �ber keinen Schulabschluss. Bis Ende der 1990er-Jahre waren dies immer
noch 17 % (vgl. Abb. 3). W�rde man die zugewanderten Migranten ber�cksichtigen,
die bereits im Herkunftsland ihre Schulbildung beendet haben, dann w�re der Anteil
von Migranten ohne Schulabschluss noch hçher. Im gleichen Zeitraum ist aber auch
f�r Westdeutsche der Anteil ohne Abschluss um das sechsfache angestiegen. Auch
unter den ostdeutschen Schulabg�ngern nimmt der Anteil ohne Abschluss von 11 auf
17 % zu.

Das hohe Arbeitslosigkeitsrisiko unter den Migranten und Aussiedlern im deutschen
Arbeitsmarkt steht in engem Zusammenhang mit dem Erlangen beruflicher Bildungs-
abschl�sse. Im Jahre 1984 verf�gten noch 62 % der Migranten im Alter zwischen 20



und 29 Jahren im Vergleich zu rund 16 %der westdeutschen Frauen undM�nner �ber
keinen Berufsabschluss (vgl. Abb. 4). Bis zum Jahr 2004 sank zwar der Anteil bei den
Migranten auf 33 %, aber sie hatten immer noch ein 2,4-mal hçheres Risiko, ohne
Berufsabschluss zu bleiben, als die altersgleichen Westdeutschen. Auch die Aus-
siedler haben ein hçheres Risiko als die West- oder Ostdeutschen, keinen Berufs-
abschluss zu erwerben. Allerdings ist in Ostdeutschland im Zeitraum von 1990–2004
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Abb. 3: Ohne Abschluss in die Berufswelt? –
Relative Anteile von 21-J�hrigen ohne Schulabschluss

Datenbasis: SOEP 1984–1999.

Abb. 4: Ohne Berufsausbildung in den Arbeitsmarkt? –
Relative Anteile von 20- bis 29-J�hrigen ohne Berufsabschluss

Datenbasis: SOEP 1984–2004.
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unter den 20- bis 29-J�hrigen der Anteil von Personen ohne Berufausbildung deutlich
von 3 auf 12 % angestiegen.

5.4 Fazit

Das Bildungssystem hat durch die Vermittlung von Wissen und die Vergabe von Zer-
tifikaten einen entscheidenden Einfluss auf die soziale Platzierung seiner Absolventen
und daran gekn�pfte Lebenschancen: Je hçher der erreichte Abschluss, desto grçßer
die Chancen auf den gew�nschten Ausbildungs- oder Studienplatz und damit im
Allgemeinen auch auf die sp�tere berufliche Position. Mit dem Einschlagen bestimm-
ter Schul- und Ausbildungswege sind klare Unterschiede im Hinblick auf Einkom-
menschancen, Aufstiegsmçglichkeiten und Besch�ftigungssicherheit im weiteren
Berufsleben verbunden. Migranten und Immigranten in Deutschland kçnnen in ge-
ringerem Maße an diesen Chancen teilhaben als Einheimische.

Die dargestellten Befunde belegen die eklatante Schlechterstellung von Migranten
und Immigranten sowie von deutschen Kindern nach sozialer Herkunft bei der Bil-
dungsbeteiligung und beimErwerb von Bildungszertifikaten. Migrantenkinder erfahren
gegen�ber deutschen Kindern weniger vorschulische Betreuung, und die Lernvoraus-
setzungen vor der Einschulung weisen Disparit�ten zwischen Migrantenkindern und
einheimischen Kindern auf, die sich dann in der Primarstufe verst�rken. Des Weiteren
erhalten Migrantenkinder h�ufiger eine Bildungsempfehlung f�r Haupt- und Sonder-
schulen, wechseln deutlich h�ufiger als einheimische Kinder von der Primarschule in
die unteren Schullaufbahnen in der Sekundarstufe I. Ausl�ndische Jugendliche be-
suchen �berdurchschnittlich h�ufig die Hauptschule und verlassen diese h�ufiger
vorzeitig ohne Schulabschluss mit vergleichsweise geringen Anschlussmçglichkeiten
beim �bergang in die Berufsausbildung. Migrantenkinder wechseln seltener auf die
hçheren Schullaufbahnen in der Sekundarstufe II �ber und nehmen seltener als ein-
heimische Jugendliche ein Studium auf.

Diese Befunde verdeutlichen, dass trotz einiger Teilerfolge im deutschen Bildungs-
system die Benachteiligungen von Kindern und Jugendlichen mit nichtdeutscher
Staatsangehçrigkeit immer noch augenf�llig sind. Diese Tatsache wiegt aus bildungs-
und gesellschaftspolitischer Sicht vor allem deshalb schwer, weil Bildung eine wich-
tige Voraussetzung f�r die soziale Integration von Migranten und Immigranten auf
ann�hernd allen relevanten Dimensionen des Lebens in Deutschland darstellt. Nicht
zuletzt ist Bildung eine relevante Ressource, bei der ein kleiner Niveauunterschied am
Anfang des Bildungsverlaufs in großen Ungleichheiten im weiteren Verlauf des Lebens
enden kann.

(Rolf Becker)

Weitere Informationen zum Thema Bildung siehe Teil I, Kap. 2, zum Thema
Berufliche Bildung Teil I, Kap. 3.6 und 3.10.



6 Situation und Erwartungen
auf dem Arbeitsmarkt

Immer mehr Menschen in Deutschland mçchten einer Erwerbst�tigkeit nachgehen.
Dies spiegelt sich in den Erwartungen von Erwerbst�tigen und Pl�nen von Nicht-
erwerbst�tigen f�r ihre berufliche Zukunft wider. Die Situation auf dem Arbeitsmarkt
ist jedoch nach wie vor schwierig. Von den bestehenden Problemen sind aber nicht
alle Personen gleichermaßen betroffen. Dieses Kapitel untersucht die Lage auf dem
Arbeitsmarkt aus der unterschiedlichen Sicht von Erwerbst�tigen und Nichterwerbs-
t�tigen im Vergleich der Jahre 1994, 1999 und 2004 in West- und Ostdeutschland.

Zu beachten ist, dass nachfolgend entsprechend internationaler Abgrenzungen Nicht-
erwerbst�tige, die eine Nebent�tigkeit aus�ben (zum Beispiel auch Arbeitslose und
Studierende), als Erwerbst�tige ausgewiesen werden. Dies ist in Berichten der na-
tionalen amtlichen Arbeitsmarktstatistik gewçhnlich nicht der Fall, wird allerdings in
j�ngerer Zeit auch durch die so genannte Arbeitsmarkterhebung des Statistischen
Bundesamtes ber�cksichtigt (vgl. Teil I, Kap. 3.1).

6.1 Entwicklung auf dem Arbeitsmarkt

Die Erwerbsorientierung von Personen h�ngt in hohem Maße vom Alter ab. Ein großer
Anteil der J�ngeren (16- bis 34-J�hrige) ist h�ufig noch in der Ausbildung und tritt erst
danach in das Erwerbsleben ein. Personen mittleren Alters (35- bis 55-J�hrige) stehen
in der Haupterwerbsphase ihres beruflichen Lebens. Die Familiengr�ndung ist h�ufig
bereits abgeschlossen, die Kosten f�r den Lebensunterhalt des Haushalts steigen,
Familienarbeit spielt eine wichtige Rolle. F�r Frauen undM�nner haben diese Entwick-
lungen aufgrund der traditionellen Aufgabenteilung im Haushalt meist unterschiedli-
che berufliche Auswirkungen. Bei den �lteren Erwerbst�tigen (56- bis 65-J�hrige) wird
dann der allm�hlich beginnende �bergang in den Ruhestand zum Thema. Die indi-
viduellen Verhaltens�nderungen in den verschiedenen Lebensphasen beeinflussen
somit das Angebot auf dem Arbeitsmarkt erheblich.

Zwischen 1994 und 1999 war in Westdeutschland ein starker Zugang von Frauen
mittleren Alters auf dem Arbeitsmarkt zu verzeichnen (vgl. Tab. 1a und 1b). Dieses
waren insbesondere verheiratete Frauen und M�tter, die �ber die Aufnahme einer
Teilzeitarbeit/geringf�gigen Besch�ftigung Familie und Beruf vereinbaren wollten.
Im Zuge dieser Entwicklung wurden neue Arbeitspl�tze geschaffen, zum Teil aber
auch ehemals von Vollzeitbesch�ftigten ausge�bte T�tigkeiten in Arbeitspl�tze mit
reduzierter Stundenzahl umgewandelt. Eine eigenst�ndige Existenzsicherung ist
mit Teilzeitarbeit/geringf�giger Besch�ftigung gewçhnlich nicht mçglich. Diese Be-
sch�ftigungsformen werden daher eher gew�hlt, wenn bereits eine weitere finanzi-

482



483

Tab. 1a: Arbeitsmarktbeteiligung in West- und Ostdeutschland 1994–2004,
Frauen

Frauen nach Altersgruppen Westdeutschland Ostdeutschland

1994 1999 2004 1994 1999 2004

in %

16 bis 34 Jahre
Insgesamt 100 100 100 100 100 100
Erwerbst�tig1 60 63 65 61 59 56
Vollzeit besch�ftigt 42 39 35 39 36 28
Teilzeit/geringf�gig besch�ftigt 11 17 21 10 13 17
In Berufsausbildung (Lehre) 7 7 9 13 9 12

Nicht erwerbst�tig 41 37 35 39 42 44
Mutterschutz/Elternzeit (Erziehungsurlaub) 7 10 8 9 10 9
In Ausbildung 10 11 12 10 13 21
Arbeitslos gemeldet2 6 3 5 17 13 8
Nicht erwerbst�tig, arbeitsmarktorientiert 10 7 8 3 5 5
Nicht erwerbst�tig, ohne Arbeitsmarktn�he 7 6 3 – – –

35 bis 55 Jahre
Insgesamt 100 100 100 100 100 100
Erwerbst�tig1

63 71 72 74 76 74
Vollzeit besch�ftigt 35 37 33 61 55 48
Teilzeit/geringf�gig besch�ftigt 27 33 38 13 21 26
In Berufsausbildung (Lehre) – – – – – –

Nicht erwerbst�tig 37 29 28 26 24 26
Mutterschutz/Elternzeit (Erziehungsurlaub) – 2 3 – – 2
In Ausbildung – – – – – –
Arbeitslos gemeldet2 5 5 7 20 15 18
Nicht erwerbst�tig, arbeitsmarktorientiert 6 5 5 2 3 1
Nicht erwerbst�tig, ohne Arbeitsmarktn�he 25 17 13 4 6 5

56 bis 65 Jahre
Insgesamt 100 100 100 100 100 100
Erwerbst�tig1 32 35 45 12 22 34
Vollzeit besch�ftigt 18 17 19 11 16 19
Teilzeit/geringf�gig besch�ftigt 14 17 25 – 6 15
In Berufsausbildung (Lehre) – – – – – –

Nicht erwerbst�tig 68 65 56 88 78 66
Mutterschutz/Elternzeit (Erziehungsurlaub) – – – – – –
In Ausbildung – – – – – –
Arbeitslos gemeldet2 6 8 7 17 18 11
Nicht erwerbst�tig, arbeitsmarktorientiert – – – – – –
Nicht erwerbst�tig, ohne Arbeitsmarktn�he 62 56 47 69 59 54

1 Nichterwerbst�tige (d.h. auch Arbeitslose) mit Nebenerwerbst�tigkeit werden als Erwerbst�tige aus-
gewiesen.

2 Arbeitslose ohne jegliche Arbeitsmarktbeteiligung.

Datenbasis: SOEP 1994, 1999, 2004.

elle Absicherung besteht – sei es durch das Einkommen eines Partners, der Eltern
oder auch durch den Bezug von Transfers. Ein Anstieg von Teilzeitarbeit/geringf�-
giger Besch�ftigung hat sich zwischen 1994 und 2004 – wenn auch nur in gerin-



gerem Umfang – auch bei den j�ngeren und �lteren Frauen vollzogen. M�nner
waren 2004 h�ufiger in T�tigkeiten mit eingeschr�nkter Stundenzahl besch�ftigt als
1994, jedoch nach wie vor eher selten.

Tab. 1b: Arbeitsmarktbeteiligung in West- und Ostdeutschland 1994–2004,
M�nner

M�nner nach Altersgruppen Westdeutschland Ostdeutschland

1994 1999 2004 1994 1999 2004

in %

16 bis 34 Jahre
Insgesamt 100 100 100 100 100 100
Erwerbst�tig1 76 80 70 81 75 68
Vollzeit besch�ftigt 66 61 54 67 56 43
Teilzeit/geringf�gig besch�ftigt 2 9 8 – 3 10
In Berufsausbildung (Lehre) 9 10 9 14 16 15
Nicht erwerbst�tig 24 20 30 19 26 32
Elternzeit (Erziehungsurlaub) – – – – – –
In Ausbildung 10 10 15 8 10 13
Arbeitslos gemeldet2 9 6 9 9 12 14
Nicht erwerbst�tig, arbeitsmarktorientiert 5 4 6 2 3 5
Nicht erwerbst�tig, ohne Arbeitsmarktn�he 1 1 1 – – –

35 bis 55 Jahre
Insgesamt 100 100 100 100 100 100
Erwerbst�tig1 90 92 89 83 84 80
Vollzeit besch�ftigt 89 90 85 81 82 76
Teilzeit/geringf�gig besch�ftigt 1 3 4 – – 4
In Berufsausbildung (Lehre) – – – – – –
Nicht erwerbst�tig 10 8 11 17 16 20
Elternzeit (Erziehungsurlaub) – – – – – –
In Ausbildung – – – – – –
Arbeitslos gemeldet2 6 4 8 14 12 17
Nicht erwerbst�tig, arbeitsmarktorientiert 1 1 1 – – –
Nicht erwerbst�tig, ohne Arbeitsmarktn�he 3 2 2 – 4 2

56 bis 65 Jahre
Insgesamt 100 100 100 100 100 100
Erwerbst�tig1 54 50 57 27 39 44
Vollzeit besch�ftigt 52 46 48 26 35 37
Teilzeit/geringf�gig besch�ftigt – 4 10 – – 7
In Berufsausbildung (Lehre) – – – – – –
Nicht erwerbst�tig 46 50 43 73 61 56
Elternzeit (Erziehungsurlaub) – – – – – –
In Ausbildung
Arbeitslos gemeldet2 10 11 10 28 22 15
Nicht erwerbst�tig, arbeitsmarktorientiert – – 2 – – –
Nicht erwerbst�tig, ohne Arbeitsmarktn�he 36 38 31 43 39 42

1 Nichterwerbst�tige (d.h. auch Arbeitslose) mit Nebenerwerbst�tigkeit werden als Erwerbst�tige aus-
gewiesen.

2 Arbeitslose ohne jegliche Arbeitsmarktbeteiligung.

Datenbasis: SOEP 1994, 1999, 2004.
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Die Arbeitsmarktbindung von Frauen in Ostdeutschland verharrt auch nach mehr als
15 Jahren deutscher Einheit auf hohem Niveau. Zwar stieg die Teilzeitquote unter den
erwerbst�tigen Frauen, sie liegt aber nach wie vor deutlich unter der Quote von Frauen
in Westdeutschland. Eine Angleichung an die (fr�heren) westdeutschen Verh�ltnisse
mit niedrigen Erwerbsquoten von Frauen ist kaum zu erwarten. Vollzeitarbeit ist nach
wie vor bei den ostdeutschen Frauenweit h�ufiger anzutreffen als in den alten Bundes-
l�ndern. Die gesunkene Erwerbst�tigkeit in Ostdeutschland ging zudem mit einer
hohen Betroffenheit von Arbeitslosigkeit einher. In der mittleren Altersgruppe lag
der Anteil arbeitsloser Frauen im Jahr 2004 mit 18 % weitaus hçher als in West-
deutschland (7 %). Der R�ckzug vom Arbeitsmarkt aufgrund der dort schwierigen
Lage ist f�r diese Frauen praktisch keine Alternative. Bei den j�ngeren Frauen in Ost-
deutschland f�llt zudemder starke Anstieg der Bildungsbeteiligung auf. Offenbar »rea-
gieren« diese Personen dadurch auf die Arbeitsmarktprobleme, dass sie durch eine
Verbesserung ihrer Qualifikation versuchen ihre Erwerbschancen zu erhçhen. Bei den
j�ngeren M�nnern in Ostdeutschland ist dies so nicht zu beobachten. Sie weisen
geringere Anteile bei der schulischen Bildung auf. Viele J�ngere fanden im Beobach-
tungszeitraum keinen Arbeitsplatz. Dadurch stieg bei den M�nnern in Ostdeutschland
die Arbeitslosenquote an, wohingegen sie sich bei den j�ngeren Frauen im Beobach-
tungszeitraum halbiert hat. Diese Entwicklung ist im Zusammenhang mit der Abwan-
derung von j�ngeren Frauen nach Westdeutschland zu sehen, wo die Arbeitsmarkt-
lage insgesamt etwas besser war.

Auffallend ist, dass immer mehr �ltere seit 1994 im Arbeitsmarkt verbleiben. In Ost-
deutschland ging diese Entwicklung vor allem mit einem Anstieg der Vollzeitbesch�f-
tigten einher, in Westdeutschland dagegen mit einer Zunahme von Besch�ftigungen
mit reduziertem Erwerbsumfang, was mçglicherweise auf die st�rkere Inanspruch-
nahme von Altersteilzeitangeboten zur�ckzuf�hren ist. In Ostdeutschland reduzierte
sich die Arbeitslosigkeit �lterer im Beobachtungszeitraum erheblich, in Westdeutsch-
land verharrte sie mit zehn Prozent im Jahr 2004 auf dem Niveau von 1994.

6.2 Erwerbsorientierung von M�ttern

F�r die Kinderbetreuung sind in Deutschland wie in anderen L�ndern in erster Linie die
M�tter zust�ndig. Trotz des allgemeinen Trends zu immer sp�teren Geburten (vgl.
Teil I, Kap. 1.5), geb�ren die meisten Frauen ihre Kinder vor dem 35. Lebensjahr.
Entsprechend wird bis zu diesem Alter Elternzeit bzw. Erziehungsurlaub/Mutterschutz
besonders h�ufig in Anspruch genommen (Tab. 1a). Insgesamt waren 2004 etwa
60 % aller M�tter mit Kleinkindern (bis drei Jahre) im Mutterschutz oder in Elternzeit
(vgl. Tab. 2). Sie gingen nebenher meist keiner Besch�ftigung nach. In Ostdeutschland
war ein Drittel der M�tter mit Kleinkindern statt in Elternzeit berufst�tig, in West-
deutschland traf dies f�r ein F�nftel zu. Nach Ablauf der Elternzeit sind die Kinder
schon etwas �lter und bençtigen weniger Betreuung von den Eltern. Viele M�tter
kehren daher auf den Arbeitsmarkt zur�ck. Im Jahr 2004 waren gut zwei Drittel



der M�tter mit Kindern zwischen vier und elf Jahren erwerbst�tig. Insbesondere in
Ostdeutschland fanden viele M�tter nach der Elternzeit jedoch keine Erwerbsarbeit
und wurden arbeitslos (27 %, Westdeutschland 8 %). Die Situation stellte sich nur
leicht verbessert f�r Frauen mit �lteren Kindern zwischen 12 und 16 Jahren dar. Ins-
gesamt gesehen ziehen sich M�tter kaum noch vollst�ndig vom Arbeitsmarkt zur�ck.
Das traditionelle Modell der reinen Hausfrauen-Ehe hat damit selbst bei Frauen mit
Kindern keinen R�ckhalt mehr.

Tab. 2: M�tter mit Kindern (im Haushalt) nach Erwerbsbeteiligung im Jahr 2004

Westdeutschland Ostdeutschland

Alter des j�ngsten Kindes im Haushalt

Unter 4
Jahren

4–11
Jahre

12–16
Jahre

Unter 4
Jahren

4–11
Jahre

12–16
Jahre

in %

Insgesamt 100 100 100 100 100 100
Erwerbst�tig (nicht in Mutterschutz
oder Elternzeit) 19 67 72 33 67 74
In Mutterschutz oder Elternzeit 59 2 1 60 1 –
Davon:
mit geringf�giger Besch�ftigung 9 – – – – –
mit sonstiger Besch�ftigung 8 – – – – –
ohne aktuelle Besch�ftigung 42 – – 47 – –

Arbeitslos gemeldet1 2 8 7 – 27 19
Stille Reserve: stark arbeitsmarktorientiert 4 7 6 – – –
Stille Reserve: gem�ßigt arbeitsmarktorientiert 6 4 3 – – –
Nichterwerbst�tige ohne Arbeitsmarktn�he 10 12 12 – – –

Alle Angaben sind gewichtet.
1 Nichterwerbst�tige, die angeben arbeitslos gemeldet zu sein.

Datenbasis: SOEP 2004.

6.3 Nichterwerbst�tige und Erwerbsaufnahme

Dem verbreiteten Wunsch nach Erwerbst�tigkeit stehen zum Teil erhebliche Barrieren
auf dem Arbeitsmarkt gegen�ber. Gemessen am Indikator, ob es »leicht, schwierig
oder praktisch unmçglich sei, eine geeignete Stelle zu finden«, stellte sich im Be-
obachtungszeitraum die Besch�ftigungssituation aus Sicht der erwerbsorientierten
Nichterwerbst�tigen im Alter zwischen 16 und 64 Jahren als schwierig dar, wobei
in Ostdeutschland erwartungsgem�ß die Probleme noch etwas grçßer als in West-
deutschland empfunden wurden (vgl. Tab. 3). Insgesamt verbesserte sich aus Sicht
der Nichterwerbst�tigen die Lage im Zeitverlauf. So ging der Anteil derer zur�ck, die
meinten, es sei praktisch unmçglich eine Stelle zu finden (bei den Frauen st�rker
als bei den M�nnern). Die meisten Nichterwerbst�tigen waren im Jahr 2004 davon
�berzeugt, dass es schwierig oder gar unmçglich w�re, eine geeignete Arbeits-
stelle zu finden.
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Tab. 3: Subjektive Arbeitsmarktchancen von Nichterwerbst�tigen1

Eine geeignete Stelle zu finden w�re…2

leicht schwierig praktisch unmçglich

in %

Westdeutschland

M�nner
1994 14 59 27
1999 17 50 33
2004 12 64 24

Frauen
1994 13 48 40
1999 14 52 35
2004 16 64 21

Ostdeutschland

M�nner
1994 8 54 39
1999 7 60 33
2004 5 61 34

Frauen
1994 2 56 42
1999 4 59 37
2004 6 64 30

1 Nichterwerbst�tige im Alter von 16 bis 64 Jahren.
2 Frage: »Wenn Sie jetzt eine Arbeit suchen w�rden: Ist oder w�re es f�r Sie leicht, schwierig oder

praktisch unmçglich, eine geeignete Stelle zu finden?«.

Datenbasis: SOEP 1994, 1999, 2004.

6.4 Bereitschaft zur Teilzeitarbeit

Vor dem Hintergrund der bestehenden Arbeitsmarktprobleme ist es immer h�ufi-
ger notwendig eine Erwerbsarbeit anzunehmen, die nicht unbedingt den eigenen
Vorstellungen voll und ganz entspricht. Arbeitskr�fte sehen sich zudem zunehmend
Flexibilit�tsanspr�chen auf dem Arbeitsmarkt gegen�bergestellt. Die meisten nicht-
erwerbst�tigen M�nner sind zwar an einer Vollzeitt�tigkeit interessiert, doch der
Trend zur Teilzeitarbeit geht auch an ihnen nicht spurlos vor�ber (vgl. Tab. 4). F�r
immerhin ein Viertel der nichterwerbst�tigen M�nner in Westdeutschland kam Teil-
zeitarbeit 2004 als Besch�ftigungsform infrage, 1994 waren es erst zwçlf Prozent
gewesen. Meistens sind es jedoch die Frauen, die eine Erwerbsarbeit mit reduzierter
Stundenzahl entweder anstreben oder akzeptieren w�rden, dies vor allem in West-
deutschland. In Ostdeutschland �ußerten im Jahr 2005 dagegen 44 % (1994 51 %)
der nichterwerbst�tigen Frauen denWunsch nach einer Vollzeitstelle, inWestdeutsch-
land waren das lediglich 29 % der Frauen (1994 29 %).



Tab. 4: Nichterwerbst�tige1 und ihr Interesse an Vollzeit-
oder Teilzeitbesch�ftigung

Interesse an …2

Vollzeit-
besch�ftigung

Teilzeit-
besch�ftigung

Beides recht Weiß noch nicht

in %

Westdeutschland
M�nner
1994 81 2 10 7
1999 70 4 16 11
2004 71 9 16 5
Frauen
1994 29 47 9 14
1999 29 48 13 10
2004 29 47 16 9

Ostdeutschland
M�nner
1994 79 4 12 4
1999 78 6 14 3
2004 73 5 17 6
Frauen
1994 51 16 27 5
1999 46 22 23 9
2004 44 23 25 8

1 Nichterwerbst�tige im Alter von 16 bis 64 Jahren.
2 Frage: »W�ren Sie an einer Vollzeit- oder einer Teilzeitbesch�ftigung interessiert, oder w�re Ihnen

beides recht?«

Datenbasis: SOEP 1994, 1999, 2004.

6.5 Erwerbst�tige und ihre Erwartungen
auf dem Arbeitsmarkt

F�r Besch�ftigte ist ein Arbeitsplatzwechsel dann attraktiv, wenn hierdurch Verbes-
serungen zum Beispiel bei den Besch�ftigungsbedingungen oder bei der Bezahlung
zu erwarten sind. Wird der Arbeitsplatz unfreiwillig verloren, ist die Wiederbesch�f-
tigung zu gleichen Konditionen h�ufig ein Problem. Weibliche Erwerbst�tige sch�tzen
ihre Chancen, nach einem Arbeitsplatzverlust eine mindestens gleichwertige Stelle zu
finden, im Jahr 2004 in Westdeutschland zu �ber 80 % und in Ostdeutschland zu �ber
90 % als schwierig oder sogar praktisch unmçglich ein (vgl. Tab. 5a und 5b). Bei den
M�nnern lagen die Anteile sogar noch hçher. Als leicht wurde die Suche nach einer
ad�quaten Stelle am h�ufigsten von Personen ohne abgeschlossene Berufsausbil-
dung bewertet. Am schwierigsten sch�tzten Akademiker/innen ihre Chancen ein. Un-
abh�ngig von der Qualifikation sch�tzten M�nner ihre Wiederbesch�ftigungschancen
etwas h�ufiger als praktisch unmçglich ein. Dies h�ngt auch damit zusammen, dass
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Frauen h�ufiger als M�nner bereit sind, geringer qualifizierte und damit auch schlech-
ter bezahlte T�tigkeiten anzunehmen, insbesondere dann, wenn sie »nur« einen Zuver-
dienst imHaushalt erzielen. Im Vergleich zu 1994 stellte sich im Jahr 2004 die Lage aus
Sicht der Befragten, nach einer leichten Verbesserung im Jahr 1999, wieder etwas
pessimistischer dar.

Tab. 5a: Subjektive Arbeitsmarktchancen von Erwerbst�tigen, Frauen

Frauen Westdeutschland Ostdeutschland

Stelle zu finden, w�re …1

leicht schwierig praktisch
unmçglich

leicht schwierig praktisch
unmçglich

in %

1994
Ohne abgeschlossene
Berufsausbildung 21 56 23 10 77 13

Abgeschlossene Berufs-
ausbildung2 28 55 17 9 63 28

Hochschule, Universit�t3 23 49 28 9 57 34

1999
Ohne abgeschlossene
Berufsausbildung 31 51 18 19 70 11

Abgeschlossene Berufs-
ausbildung2 25 59 17 8 69 22

Hochschule, Universit�t3 17 61 22 5 71 24

2004
Ohne abgeschlossene
Berufsausbildung 25 59 16 19 64 17

Abgeschlossene Berufs-
ausbildung2 18 60 22 7 66 27

Hochschule, Universit�t3 19 60 21 9 56 36

1 Frage: »Wenn Sie Ihre jetzige Stelle verlieren w�rden, w�re es f�r Sie dann leicht, schwierig oder
praktisch unmçglich, wieder eine mindestens gleichwertige Stelle zu finden?«

2 Lehre, Berufsfachschule, Handelsschule, Schule des Gesundheitswesens, Fachschule, Beamten-
ausbildung oder »sonstiger (beruflicher) Bildungsabschluss«.

3 Fachhochschule/Ingenieurschule oder Universit�t/Hochschule.

Datenbasis: SOEP 1994, 1999, 2004.

6.6 Ausblick

Die Entwicklung am Arbeitsmarkt war in den letzten zehn Jahren durch große Probleme
gekennzeichnet. Dennoch haben die Erwerbsw�nsche in allen Altersklassen zugenom-
men. Besonders h�ufig wurden Frauen im mittleren Alter in Westdeutschland erwerbs-
t�tig. Bei den J�ngeren und �lteren verlief der Trend gegenl�ufig: Immer mehr �ltere
verblieben im Erwerbsleben, immer weniger J�ngere �bten eine Erwerbst�tigkeit aus



(Ausnahme: Frauen in Westdeutschland). Diese Entwicklung ist weniger auf eine ge-
sunkene Erwerbsorientierung, sondern eher auf einen Mangel an Besch�ftigungsmçg-
lichkeiten beim Berufseinstieg zur�ckzuf�hren. J�ngere sind seit 1994 zunehmend von
Arbeitslosigkeit betroffen. In dieser Situation versuchen viele ihre Arbeitsmarktchancen
durch eine Ausbildung zu verbessern, insbesondere Frauen. Praktisch alle nicht er-

Tab. 5b: Subjektive Arbeitsmarktchancen von Erwerbst�tigen, M�nner

M�nner Westdeutschland Ostdeutschland

Stelle zu finden, w�re …1

leicht schwierig praktisch
unmçglich

leicht schwierig praktisch
unmçglich

in %

1994
Ohne abgeschlossene
Berufsausbildung 25 56 19 21 65 14

Abgeschlossene Berufs-
ausbildung2 20 56 24 24 58 17

Hochschule, Universit�t3 18 53 28 14 59 27

1999
Ohne abgeschlossene
Berufsausbildung 26 59 15 21 68 11

Abgeschlossene Berufs-
ausbildung2 22 56 23 13 70 17

Hochschule, Universit�t3 26 50 24 14 58 28

2004
Ohne abgeschlossene
Berufsausbildung 20 56 24 12 72 16

Abgeschlossene Berufs-
ausbildung2 14 61 26 11 63 27

Hochschule, Universit�t3 18 57 25 9 54 37

1 Frage: »Wenn Sie Ihre jetzige Stelle verlieren w�rden, w�re es f�r Sie dann leicht, schwierig oder
praktisch unmçglich, wieder eine mindestens gleichwertige Stelle zu finden?«

2 Lehre, Berufsfachschule, Handelsschule, Schule des Gesundheitswesens, Fachschule, Beamten-
ausbildung oder »sonstiger (beruflicher) Bildungsabschluss«.

3 Fachhochschule/Ingenieurschule oder Universit�t/Hochschule.

Datenbasis: SOEP 1994, 1999, 2004.

werbst�tigen j�ngeren Frauen und M�nner wollen in Zukunft eine Erwerbst�tigkeit aus-
�ben. Einen vollst�ndigen R�ckzug vom Arbeitsmarkt planen in nennenswertem Um-
fang erwartungsgem�ß lediglich �ltere, aber auch hier mit sinkender Tendenz. Das
Arbeitsangebot �lterer wird sich mit dem R�ckgang von Anreizen f�r die Inanspruch-
nahme von speziellen Vorruhestands- und Altersteilzeitangeboten noch weiter erhçhen.
Auch eine Ausweitung des Alters beim Rentenzugang hat diesen Effekt. Insgesamt
verharren die Erwerbsw�nsche in Ostdeutschland auf hohem Niveau, in Westdeutsch-
land nehmen sie nachwie vor zu. Nichterwerbst�tige und Erwerbst�tige sch�tzten daher
ihre beruflichen Chancen auch eher zur�ckhaltend ein.
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In den kommenden Jahren wird sich in Deutschland der demographische Wandel
infolge r�ckl�ufiger Geburtenraten und l�ngerer Lebenserwartung weiter fortsetzen.
In einzelnen Regionen sind die Konsequenzen bereits sichtbar. Nach 2020 wird sich
die Abnahme von Personen im erwerbsf�higen Alter (15–64 Jahre) noch einmal rasant
beschleunigen. F�r den Arbeitsmarkt hat dies erhebliche Konsequenzen. Vor allem
wird die Nachfrage nach hoch qualifizierten Arbeitskr�ften zunehmen. Gut ausgebil-
dete Frauen werden noch st�rker in den Arbeitsmarkt integriert sein als heute. Auch
wird sich der Trend zur st�rkeren Erwerbsbeteiligung �lterer fortsetzen, wenn das
regul�re Renteneintrittsalter schrittweise erhçht wird.

Derartige Ver�nderungen machen ein Umdenken in der Organisation von Arbeit in den
Betrieben notwendig. �ltere Besch�ftigte sind zudem gefordert, sich verst�rkt wei-
terzuqualifizieren. J�ngere m�ssen sich auf ein lebenslanges Lernen einstellen. Bei
einigen Gruppen d�rfte auch eine Aufnahme von Zweit- oder Drittt�tigkeiten nicht
auszuschließen sein. Die st�rkere Integration von Frauen in den Arbeitsmarkt macht
es zudem notwendig, dass V�ter in grçßerem Maße Aufgaben in der Familie �ber-
nehmen. Damit sind auch sie auf die Mçglichkeit flexibler Erwerbszeiten angewiesen.
Somit stehen die Tarifparteien und insbesondere die Privatwirtschaft vor der Heraus-
forderung, entsprechendeMçglichkeiten f�r beide Elternteile bereitzuhalten. Derartige
Ver�nderungen in der Organisation von Arbeit sind zur eigenen Daseinsvorsorge not-
wendig und eine Voraussetzung zur Sicherung k�nftigen gesellschaftlichen Wohl-
stands.

(Elke Holst /J�rgen Schupp)

Weitere Informationen zum Thema Erwerbst�tigkeit siehe Teil I, Kap. 3, zum
Thema Elternzeit und Besch�ftigung Teil I, Kap. 9.9.



7 Wohnverh�ltnisse und Wohnkosten

Massive private Investitionen und hohe staatliche Subventionen in den Wohnungs-
markt haben zu einer merklichen Ann�herung der Wohnverh�ltnisse zwischen Ost-
und Westdeutschland gef�hrt. Dennoch sind in einigen Bereichen auch heute noch
deutliche Unterschiede zu finden. So ist insbesondere die Wohneigentumsquote in
den neuen L�ndern deutlich niedriger als im Westen. Aufgrund großfl�chigerer Bau-
weise und gleichzeitig r�ckl�ufiger Bevçlkerungsentwicklung hat sich die Versorgung
mit Wohnraum in Ostdeutschland zwar verbessert; die durchschnittliche Wohnfl�che
je Haushaltsmitglied liegt aber immer noch unter der in den alten L�ndern. Die Mieten
in ganz Deutschland haben sich in den letzten Jahren nur moderat erhçht, dabei ist der
Abstand der Miete je Quadratmeter Wohnfl�che zwischen Ost- und Westdeutschland
stabil geblieben und betrug im Jahr 2004 rund 13 % bzw. etwa 80 Cent. Aufgrund der
nach wie vor niedrigeren Haushaltseinkommen in den neuen L�ndern haben sich
hingegen die Unterschiede in der Mietbelastungsquote (Anteil der Bruttokaltmiete
am Haushaltsnettoeinkommen) von Hauptmietern in Ost- und Westdeutschland in-
zwischen auf lediglich zwei Prozentpunkte (25 bzw. 27 %) reduziert (vgl. Abb. 1). Die
erste H�lfte der 1990er-Jahre war in Ostdeutschland durch die sprunghaften j�hrli-
chen Mieterhçhungen und die erste Modernisierungsphase gepr�gt. Fortschreitende
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Abb. 1: Entwicklung von Miete und Mietbelastung
in Ost- und Westdeutschland, 1990–2004

Datenbasis: SOEP 1990–2004.
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Verbesserungen der Wohn- und Wohnumfeldsituation haben sich auch in der Bewer-
tung der eigenen Wohnverh�ltnisse niedergeschlagen.

7.1 Wohneigentum

In Ostdeutschland kam es nach 1990 zu einem deutlichen Anstieg der Eigent�mer-
quote. Durch diverse Maßnahmen zur Wohneigentumsfçrderung ist der Anteil von
sehr niedrigen 24 % im Jahr 1994 auf immerhin 33 % im Jahr 2004 gestiegen. Den-
noch ist die Eigent�merquote in den neuen Bundesl�ndern niedriger als in den alten
Bundesl�ndern (vgl. Tab. 1). Im internationalen Vergleich liegt Deutschland trotz der
positiven Entwicklung weit hinter europ�ischen Spitzenreitern wie z.B. Irland mit einer
Eigent�merquote von rund 80 %.

Tab. 1: Eigentumsquote1 privater Haushalte in Deutschland, 1994–2004

Haushaltsmerkmal Westdeutschland Ostdeutschland

1994 1999 2004 1994 1999 2004

in %

Insgesamt 39,5 40,8 43,4 24,4 29,8 32,9
Ausgew�hlte Haushaltstypen
Allein stehend, Mann 19,5 18,7 25,1 10,8 20,7 17,1
Allein stehend, Frau bis 64 Jahre 16,2 16,9 20,8 5,6 15,6 13,3
Allein stehend, Frau ab 65 Jahre 31,6 34,5 43,0 15,0 13,6 15,7
(Ehe-)Paare ohne Kinder 45,3 47,5 52,2 29,5 33,4 39,5
(Ehe-)Paare mit Kindern
bis 16 Jahre 48,2 52,4 50,2 28,6 36,6 47,9

(Ehe-)Paare mit Kindern
ab 17 Jahre 65,0 61,1 69,7 38,0 54,2 63,8

Allein Erziehende 28,0 29,6 24,2 16,9 8,2 16,5
Alter des Haushaltsvorstandes
Bis 40 Jahre 23,5 25,3 22,2 18,4 22,5 23,5
41–65 Jahre 49,8 49,5 51,1 29,8 37,9 40,3
66 Jahre und �lter 43,2 45,7 54,8 23,3 23,7 30,3
Einkommensquintil2

Unterstes Quintil 28,2 25,2 26,2 21,8 21,8 21,1
Zweites Quintil 34,6 34,9 36,2 28,7 29,2 32,6
Mittleres Quintil 38,6 38,7 46,5 25,9 30,6 37,7
Viertes Quintil 41,3 46,8 47,6 22,4 36,5 37,5
Oberstes Quintil 50,8 54,8 55,4 18,0 39,7 51,1
Haushalte mit Arbeitslosen 28,2 27,6 26,7 24,7 32,2 32,8

1 Anteil der Haushalte in selbst genutztem Wohneigentum an allen privaten Haushalten.
2 Jedes Quintil umfasst 20 % aller nach dem bedarfsgewichteten Haushaltsnettoeinkommen geord-

neten Haushalte.

Datenbasis: SOEP 1994, 1999 und 2004.



Die Differenzierung nach dem Alter des Haushaltsvorstandes und nach den Haus-
haltstypen verweist auf einen eindeutigen Zusammenhang zwischen Eigent�mer-
status und Lebenszyklus. Im Durchschnitt aller Haushalte gibt es nach wie vor Un-
terschiede zwischen Ost und West, bei j�ngeren Haushalten aber nicht mehr. In
Westdeutschland war f�r diese Haushalte in den letzten Jahren sogar ein leichter
R�ckgang der Eigent�merquote von 25 % (1999) auf 22 % (2004) festzustellen. Eben-
so hat sich der Eigent�meranteil unter ostdeutschen Haushalten mit Kindern unter
16 Jahren bis zum Jahr 2004 dem Niveau in Westdeutschland weitgehend angegli-
chen. Sicherlich haben spezifische Anreizstrukturen (z.B. Wohneigentumsfçrderung
und Baukindergeld) und die Stadt-Umland-Wanderungen im Falle von Berlin diese
Entwicklung beg�nstigt. Die derzeit noch bestehenden Unterschiede sind insbeson-
dere bei Haushalten von �lteren Singles bzw. (Ehe-)Paaren in der nachelterlichen
Phase zu finden – Haushalte, in denen �blicherweise auch kein Wohneigentum
mehr erworben wird.

Mittlerweile ist auch in Ostdeutschland der klare Zusammenhang zwischen Wohn-
eigentumsbildung und Einkommen zu erkennen. Der Unterschied in der Eigent�mer-
quote zwischen dem untersten und obersten Einkommens-F�nftel der Bevçlkerung
liegt im Jahr 2004 bereits bei rund 30 Prozentpunkten. Dies entspricht, wenn auch
auf etwas niedrigerem Niveau, der westdeutschen Struktur (21 bzw. 51 % im Osten
im Vergleich zu 26 bzw. 55 % im Westen).

7.2 Wohnsituation

Auch der Zustand der Wohngeb�ude in Ostdeutschland hat sich nach Auskunft der
Bewohner deutlich verbessert (vgl. Tab. 2). Bei Betrachtung des gesamten bewohn-
ten Bestandes zeigen sich im Jahre 2004 nur noch geringe Ost-West-Unterschie-
de. Der Anteil aller Haushalte in den neuen L�ndern, der den Zustand des von ihnen
bewohnten Geb�udes als »gut« bewertet, hat sich innerhalb von 10 Jahren von 31
auf 68 % mehr als verdoppelt. Nur noch 5 % bewerten den Zustand als »ganz
renovierungsbed�rftig«. Die entsprechenden Werte f�r die alten L�nder liegen bei
70 % (»gut«) bzw. 2 % (»ganz renovierungsbed�rftig«).

Erwartungsgem�ß bestehen allerdings deutliche Unterschiede zwischen Mietern und
Eigent�mern. Wohnen nimmt bei Eigent�mern oft einen hçheren Stellenwert ein, und
sie haben eine hçhere Bindung an das Eigentum, was insgesamt zu mehr Investitio-
nen in Substanzerhalt und -verbesserung f�hrt. Eventuelle Unterschiede zwischen
west- und ostdeutschen Eigent�mern sind zudem dem niedrigeren Haushaltsnetto-
einkommen in den neuen L�ndern geschuldet, wodurch weitere Renovierungs- und
Modernisierungsmaßnahmen noch zur�ckgestellt werden.

In Westdeutschland ver�nderte sich die Beurteilung des Geb�udezustands durch die
Bewohner kaum. Eigent�mer sch�tzen ihr Geb�ude zu rund 80 % als »gut« und zu
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etwa 20 % als »teilweise renovierungsbed�rftig« ein; bei den Mietern sind dies rund
60 % bzw. gut ein Drittel.

In Ostdeutschland hat sich die Qualit�t der Wohnungen dank massiver Investitionen
in den Wohnungsbau erheblich verbessert, die Beurteilung des Geb�udezustands
fiel entsprechend zunehmend positiv aus. Vor allem der Anteil der Mieterhaushalte,
die den Geb�udezustand als »gut« bewerteten, war mit 68 % (2004) fast dreimal so
hoch wie noch 1994 und lag damit sogar sechs Prozentpunkte �ber dem Wert in
Westdeutschland (62 %). Nur noch 26 % der ostdeutschen Mieter sch�tzten den Ge-
b�udezustand im Jahr 2004 als »teilweise renovierungsbed�rftig« ein, dieser Anteil
hat sich seit 1994 mehr als halbiert. Um fast zwei Drittel ist der Anteil derer zur�ck-

Tab. 2: Zustand der Wohngeb�ude in Deutschland, 1994–2004

Beurteilung des Geb�udezustandes
durch den Haushaltsvorstand

Westdeutschland Ostdeutschland

1994 1999 2004 1994 1999 2004

in %

Insgesamt
Gut 67 67 70 31 56 68
Teilweise renovierungsbed�rftig 29 30 28 52 36 26
Ganz renovierungsbed�rftig
oder abbruchreif 3 2 2 17 8 5

Eigent�mer
Gut 76 79 79 54 67 69
Teilweise renovierungsbed�rftig 23 20 20 40 31 27
Ganz renovierungsbed�rftig
oder abbruchreif 1 1 1 6 2 3

Hauptmieter
Gut 62 59 62 23 51 68
Teilweise renovierungsbed�rftig 33 38 34 56 38 26
Ganz renovierungsbed�rftig
oder abbruchreif 5 4 3 21 11 7

Datenbasis: SOEP 1994, 1999 und 2004.

gegangen, die den Geb�udezustand als »ganz renovierungsbed�rftig oder abbruch-
reif« bewerteten; das waren 2004 nur noch 7 %. Diese Ver�nderungen sind zum
Teil auf den Auszug aus bauf�lligen Geb�uden zur�ckzuf�hren, die nun h�ufig leer
stehen bzw. abgerissen worden sind, sowie auf die Abriss- und R�ckbaumaßnah-
men im Rahmen des Programms »Stadtumbau Ost«. Bei den ostdeutschen Eigent�-
mern verlief die Entwicklung �hnlich, jedoch lag das Ausgangsniveau 1994 mit 54 %
als »gut« eingestuften Geb�uden bereits deutlich hçher. Insgesamt betrachtet, be-
werten ostdeutsche Eigent�mer ihre Geb�ude derzeit schlechter als vergleichbare
Haushalte in Westdeutschland, w�hrend die Qualit�t der Mietwohnungen erheblich
zugenommen hat und sich in der subjektiven Beurteilung durch den Haushaltsvor-
stand auf westlichem Niveau befindet.



7.3 Wohnraumversorgung

Bez�glich der Wohnraumversorgung bestehen trotz bemerkenswerter Fortschrit-
te auch weiterhin Unterschiede zwischen Ost- und Westdeutschland. Großz�giger
dimensionierte Wohnfl�chen bei Neubauten seit Beginn der 1990er-Jahre haben da-
zu beigetragen, dass in Ostdeutschland die durchschnittliche Wohnungsgrçße pro
Kopf inzwischen 43 qm betr�gt, rund 9 qm mehr als noch 1994 (vgl. Tab. 3). Die Aus-
stattung mit Wohnraum in den alten Bundesl�ndern liegt jedoch immer noch 9 qm
�ber dem Ost-Niveau. Die durchschnittliche Wohnfl�che von Hauptmietern in West-
deutschland ist im Jahre 2004 mit 77 qm sogar rund 12 qm grçßer als im Osten
(vgl. Tab. 4). Haushalten in selbstgenutztem Wohneigentum steht in Ost- wie West-
deutschland durchschnittlich 22 bzw. 28 % mehr Wohnfl�che zur Verf�gung als
Mietern.

Tab. 3: Wohnraumversorgung privater Haushalte in Deutschland, 1994–2004

Haushaltsmerkmal Wohnfl�che je Haushaltsmitglied Anteil der Haushalte mit Wohnraum-
Unterversorgung1

West-
Deutschland

Ost-
Deutschland

West-
Deutschland

Ost-
Deutschland

1994 2004 1994 2004 1994 2004 1994 2004

Mittelwert in qm in %

Insgesamt 48,0 52,2 34,1 43,4 8,0 4,7 12,1 4,4
Wohnstatus
Eigent�mer 53 59 39 49 5 2 9 3
Hauptmieter 44 46 32 40 10 7 13 5
Ausgew�hlte Haushaltstypen
Allein stehend, Mann 65 67 51 57 0 0 0 0
Allein stehend, Frau bis 64 Jahre 67 68 55 60 0 0 0 0
Allein stehend, Frau ab 65 Jahre 70 78 45 58 0 0 0 0
(Ehe-)Paare ohne Kinder 45 50 33 40 2 1 2 1
(Ehe-)Paare mit Kindern bis 16 Jahre 29 31 22 31 28 17 38 17
(Ehe-)Paare mit Kindern ab 17 Jahre 34 37 25 31 10 4 11 7
Allein Erziehende 39 39 30 32 3 3 4 4
Alter des Haushaltsvorstandes
Bis 40 Jahre 41 44 30 41 13 9 26 10
41–65 Jahre 47 51 34 42 9 4 6 3
66 Jahre und �lter 60 65 41 49 0 1 1 0
Einkommensquintil2

Unterstes Quintil 44 44 35 40 11 10 14 9
Zweites Quintil 42 47 33 43 14 8 13 2
Mittleres Quintil 45 48 33 43 10 5 11 4
Viertes Quintil 48 53 34 46 5 2 10 1
Oberstes Quintil 57 64 39 55 3 0 5 2

1 Unterversorgung liegt vor, falls die Zahl der Haushaltsmitglieder die Zahl der Wohnr�ume (�ber
6 qm, ohne K�che und Bad) �bersteigt.

2 Jedes Quintil umfasst 20 % aller nach dem bedarfsgewichteten Haushaltsnettoeinkommen geord-
neten Haushalte.

Datenbasis: SOEP 1994, 1999 und 2004.
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Tab. 4: Wohnungsmieten der Hauptmieter in Deutschland, 1994–2004

Westdeutschland Ostdeutschland Ost
in %
von

West4
Brutto-Kaltmiete

in E/qm2
Index3 Brutto-Kaltmiete

in E/qm2
Index3

1994 1999 2004 2004 1994 1999 2004 2004 2004

Mittelwert Mittelwert %

Insgesamt 4,94 5,78 6,30 100 3,55 5,16 5,48 100 87
Geb�udezustand1

Gut 5,08 5,98 6,49 103 3,93 5,83 5,79 106 89
Teilw. renovierungsbed�rftig 4,75 5,54 6,03 96 3,55 4,55 4,93 90 82
Ganz renovierungsbed�rftig 4,54 5,20 5,57 88 3,14 4,17 4,38 80 79
Baujahr
Vor 1949 4,47 5,20 5,76 91 3,29 4,58 5,23 95 91
1949 bis 1971 4,82 5,69 6,17 98 3,69 5,25 5,56 101 90
1972 bis 1980 5,56 6,08 6,52 103 3,80 5,17 5,32 97 82
1981 bis 1990
(f�r 1994: ab 1981) 6,16 6,54 6,87 109 3,74 4,92 5,30 97 77
1991 und sp�ter – 6,82 7,29 116 – 6,89 6,56 120 90
Wohndauer
Bis 4 Jahre 5,47 6,14 6,57 104 3,61 5,50 5,74 105 87
5 bis 11 Jahre 4,87 5,78 6,30 100 3,64 5,10 5,60 102 89
12 und mehr Jahre 4,50 5,29 5,86 93 3,46 4,76 5,05 92 86
Gemeindegrçße
Bis unter 20000 Einw. 4,65 5,18 5,58 89 3,68 5,34 5,14 94 92
20000 bis 100000 Einw. 4,69 5,63 6,20 98 3,52 4,89 5,34 97 86
100000 bis 500000 Einw. 4,86 5,68 6,25 99 3,47 5,14 5,78 105 92
500000 Einw. und mehr 5,37 6,47 7,05 112 3,49 5,27 5,75 105 82
Geb�udetyp
Ein-/Zweifamilienhaus, freistehend 4,29 5,05 5,22 83 4,06 6,15 4,56 83 87
Ein-/Zweifamilien-Reihenhaus 4,32 5,16 6,09 97 3,32 5,50 5,26 96 86
Wohnhaus mit 3 bis 4 Whg. 4,71 5,54 5,96 95 3,46 4,56 5,27 96 88
Wohnhaus mit 5 bis 8 Whg. 5,00 5,78 6,52 103 3,45 4,91 5,52 101 85
Wohnhaus mit 9 u.m. Whg. 5,53 6,63 7,03 112 3,59 5,34 5,56 101 79
Hochhaus 5,91 6,46 6,86 109 3,87 5,44 5,97 109 87
Ausstattung mit modernem
Heizsystem
Ja 5,12 5,87 6,39 101 3,74 5,30 5,58 102 87
Nein 3,82 4,73 5,17 82 3,37 4,48 4,60 84 89
Eigent�mer der Wohnung
Kommunale Wohnung 4,54 5,55 5,80 92 3,54 4,88 5,27 96 91
Genossenschaftliche Whg. 4,67 5,59 5,95 94 3,51 4,93 5,40 99 91
Betriebs-, Werkswohnung 4,30 5,00 5,85 93 3,13 3,68 4,81 88 82
Privater Eigent�mer 5,11 5,87 6,38 101 3,58 5,70 5,79 106 91
Nachrichtlich:
Bruttokaltmiete in E/Whg. 340 405 456 – 197 321 342 – 75
Wohnfl�che in qm 71 73 77 – 59 64 65 – 84

1 Beurteilung durch den Haushaltsvorstand.
2 Mietangaben im SOEP bis 2001 wurden urspr�nglich in DM erhoben. Entsprechend wurden alle

hier ausgewiesenen Berechnungen ggf. auf der Basis von DM durchgef�hrt und nachtr�glich in
Euro umgerechnet.

3 Durchschnittliche Brutto-Kaltmiete pro qm = 100.
4 Durchschnittliche Brutto-Kaltmiete pro qm in Westdeutschland 2004 = 100.

Datenbasis: SOEP 1994, 1999 und 2004.



Erwartungsgem�ß leben Mehrpersonenhaushalte (insbesondere solche mit Kindern)
in deutlich beengteren Verh�ltnissen. Analog zu den Befunden zur Eigent�merquote
steigt auch die verf�gbare Wohnfl�che je Haushaltsmitglied mit zunehmendem Alter
des Haushaltsvorstandes. Auch hier zeigt sich bei der Wohnraumversorgung junger
Haushalte (Bezugsperson bis 40 Jahre) mit 44 qm in den alten L�ndern und 41 qm in
den neuen L�ndern eine weitgehende �bereinstimmung, w�hrend diese Differenz bei
�lteren Haushalte noch rund 15 qm betr�gt (65 qm gegen�ber 49 qm).

Ein alternativer Indikator zur Wohnraumversorgung ist das Maß »Wohnr�ume pro
Kopf« (Wohnr�ume ohne Bad und K�che sowie Kammern mit weniger als 6 qm Fl�-
che). Im Zeitverlauf 1994 bis 2004 ist hier in West- und in Ostdeutschland eine deut-
liche Verbesserung zu beobachten. Gegenw�rtig steht in lediglich noch 5 bzw. 4 %
aller Haushalte weniger als ein Wohnraum pro Kopf zur Verf�gung. Vor allem in
ostdeutschen Haushalten mit Kindern unter 16 Jahren bzw. Haushalten mit jungen
Haushaltvorst�nden hat sich dieser Anteil der »Wohnraum-Unterversorgung« mehr
als halbiert. Hier ist allerdings zu beachten, dass die durchschnittliche Zahl der Haus-
haltsmitglieder in Ostdeutschland nach der Wende aufgrund des Geburtenr�ckgangs
st�rker gesunken ist als im Westen. Die durchschnittliche Haushaltsgrçße verringerte
sich zwischen 1994 und 2004 im Osten von 2,30 auf 2,05 Personen pro Haushalt, in
Westdeutschland hingegen lediglich von 2,21 auf 2,13 (siehe auch Teil I, Kapitel 1.6).

7.4 Wohnungsmieten

Die Entwicklung derWohnungsmieten in Ostdeutschland ist bis zum Jahre 2004 durch
einen deutlichen Anstieg des Mietenniveaus gekennzeichnet. Mit 5,48 Euro pro Qua-
dratmeter lag im Jahr 2004 hier die durchschnittliche Bruttokaltmiete um 54 % hçher
als 1994 (vgl. Tab. 4). Die Mietsteigerung hat sich jedoch in den letzten Jahren abge-
schw�cht. Im Zeitraum von 1999 bis 2004 stieg die durchschnittliche Quadratmeter-
Miete in den neuen L�ndern um 6 %, in den alten L�ndern um 9 %. Nachdem das
ostdeutsche Mietniveau 1999 bereits 89 % des westdeutschen Vergleichswertes er-
reicht hatte, waren es aufgrund der beschriebenen Entwicklung in 2004 nur noch
87 %. Pro Wohnung hatten ostdeutsche Mieter 2004 im Schnitt 25 % weniger zu
bezahlen als westdeutsche Mieter bzw. 342 Euro im Vergleich zu 456 Euro. Dieser
betr�chtliche Unterschied ergibt sich auch daraus, dass Mietwohnungen in Ost-
deutschland kleiner sind als in Westdeutschland.

Wohnungsmieten variieren im Allgemeinen aufgrund von wohnungsbezogenen Krite-
rien wie Lage, Ausstattung und Qualit�t des bewohnten Geb�udes sowie der Wohn-
dauer. Erwartungsgem�ß sind die Mieten in Neubauten nach 1990 in Ost- und West-
deutschland jeweils am hçchsten. W�hrend jedoch die Mieten in �lteren Geb�uden in
den alten L�ndern klar nach Altersstufen strukturiert sind, f�llt in Ostdeutschland der
Renovierungszustand als entscheidendes Strukturmerkmal auf. Auch dieser Effekt
ergibt sich aus der Situation der DDR-Best�nde, welche �berwiegend bautechnische

498



499

M�ngel aufwiesen und sich daher heute vornehmlich nach dem Grad der inzwischen
erfolgten Modernisierung differenzieren. Die Mietenstruktur in Abh�ngigkeit von der
Wohndauer weist zwischenWest undOst inzwischen jedoch kaum nochUnterschiede
auf. Die Ausstattung der Mietwohnungen mit vollst�ndigen Sanit�ranlagen und einem
modernen Heizsystem ist im Jahr 2004 auch in Ostdeutschland sehr weit fortgeschrit-
ten. Das Fehlen einer solchen Ausstattung f�hrt in West wie Ost zu Mietabschl�gen
von rund einem F�nftel gegen�ber dem Durchschnitt. Die Spreizung der Mieten
zwischen kleineren Gemeinden und Großst�dten hat im Laufe der 1990er-Jahre in
Westdeutschland weiter zugenommen, ist in Ostdeutschland inzwischen zwar �hnlich
strukturiert, jedoch noch deutlich geringer ausgepr�gt. In beiden Landesteilen sind die
Wohnungsmieten in Geb�uden privater Eigent�mer jeweils �berdurchschnittlich hoch,
was wohl durch steuerrechtliche Maßnahmen wie die Abzugsf�higkeit der entspre-
chenden Investitionen beg�nstigt wird.

7.5 Mietbelastung und Wohngeldbezug

Die Wohnkostenbelastung von Mieter-Haushalten wird neben anderem definitions-
gem�ß auch von der Einkommenssituation bestimmt (siehe Teil II, Kapitel 18). Diese
ist in den neuen L�ndern von Einkommensverlusten durch Arbeitslosigkeit gepr�gt.
Dennoch lag im Jahr 2004 die Mietbelastungsquote in Ostdeutschland – also der
Teil des Haushaltseinkommens, der f�r die Bruttokaltmiete aufzubringen war – mit
rund 25 % noch zwei Prozentpunkte unter der Mietbelastung in den alten L�ndern
(vgl. Tab. 5).

Dabei gibt es deutliche Unterschiede zwischen verschiedenen Bevçlkerungsgruppen.
So liegen die durchschnittlichen Belastungsquoten von (Ehe-)Paaren ohne Kinder (oft
auch Personen in der nach-elterlichen Phase) weit unter dem Durchschnitt. Dies gilt
aufgrund der h�ufig hohen Erwerbsbeteiligung auch f�r vollst�ndige Familien mit er-
wachsenen Kindern. Paare mit minderj�hrigen Kindern weisen indes durchschnittliche
Wohnkostenbelastungsquoten auf.

Augenf�llig ist die hohe Abh�ngigkeit von Wohngeld bei Haushalten von Alleiner-
ziehenden sowie bei Haushalten mit Arbeitslosen in West- wie in Ostdeutschland. Im
Jahr 2004 mussten diese rund ein Drittel ihres Haushaltseinkommens f�r die Miete in-
klusive »kalter« Betriebskosten aufwenden. F�r diese einkommensschwachen Haus-
halte wird als sozialstaatlicher Ausgleich auf Antrag Wohngeld gew�hrt, um die Kos-
ten f�r angemessenen und familiengerechten Wohnraum tragen zu kçnnen. Entspre-
chend konzentriert sich der Bezug dieser Transferleistung (vgl. rechte Spalten von
Tab. 5) auf Haushalte im untersten Einkommensquintil. In den alten L�ndern bezieht
in dieser Gruppe etwa jeder vierte Haushalt Wohngeld, in den neuen L�ndern so-
gar mehr als jeder Dritte. Trotzdem wenden Mieterhaushalte mit Wohngeldbezug
rund 39 % (West) bzw. 36 % (Ost) ihres monatlichen Einkommens f�r die Bruttokalt-
miete auf. Die Mietbelastungsquoten von Haushalten im obersten Einkommensquin-



Tab. 5: Mietbelastung und Wohngeldbezug von Hauptmietern, 1994–2004

Haushaltsmerkmal Mietbelastungsquote in % des
Haushaltsnettoeinkommens

Anteil der Haus-
halte mit Bezug

von Wohngeld in %
aller Haushalte

Westdeutschland Ostdeutschland West Ost

1994 1999 2004 1994 1999 2004 2004

in %

Insgesamt 24,0 26,6 27,2 17,3 24,1 25,5 6,6 13,0
Ausgew�hlte Haushaltstypen
Allein stehend, Mann 23,5 27,1 27,7 19,4 28,1 28,5 5,0 17,8
Allein stehend, Frau bis 64 Jahre 29,8 31,4 32,4 27,2 33,0 33,0 5,3 19,3
Allein stehend, Frau ab 65 Jahre 29,8 32,8 32,5 22,2 28,5 26,8 7,1 7,1
(Ehe-)Paare ohne Kinder 19,4 21,7 22,5 14,5 20,2 19,8 3,0 3,0
(Ehe-)Paare mit Kindern
bis 16 Jahre 22,2 24,0 25,1 13,5 19,7 24,8 10,2 15,0
(Ehe-)Paare mit Kindern
ab 17 Jahre 19,7 21,0 21,3 11,5 17,2 18,3 1,7 6,5
Allein Erziehende 29,8 36,3 32,9 23,4 27,5 30,4 21,0 32,3
Alter des Haushaltsvorstandes
Bis 40 Jahre 24,1 27,0 26,5 16,2 23,9 27,8 7,7 19,0
41–65 Jahre 22,1 25,1 26,9 17,0 23,3 24,9 5,5 14,4
66 Jahre und �lter 26,9 28,5 29,5 19,9 25,6 23,5 6,6 3,7
Einkommensquintil1

Unterstes Quintil 37,1 39,0 41,0 26,1 34,3 34,0 25,4 37,1
Zweites Quintil 24,8 27,4 28,5 16,1 22,8 24,6 3,7 2,3
Mittleres Quintil 22,2 24,3 23,4 12,7 19,4 20,0 1,2 0,2
Viertes Quintil 19,8 21,2 22,2 10,4 16,1 19,0 0,3 0,0
Oberstes Quintil 16,4 19,0 17,9 8,3 17,2 14,1 0,0 0,0
Haushalte mit Arbeitslosen 29,8 31,2 35,1 19,5 27,0 30,0 22,3 31,1
Haushalte mit Wohngeldbezug – 42,1 39,2 – 40,0 36,4 100,0 100,0

1 Jedes Quintil umfasst 20 % aller nach dem bedarfsgewichteten Haushaltsnettoeinkommen geord-
neten Haushalte.

Datenbasis: SOEP 1994, 1999 und 2004.

til sind in Ost- und in Westdeutschland dagegen mit lediglich 14 bzw. 18 % weniger
als halb so hoch.

Der Anteil der Haushalte, die Wohngeld beziehen, ist 2004 mit knapp 7 % in West-
deutschland etwa halb so hoch wie in den neuen L�ndern (13 %). Insgesamt kommt
hier zum Ausdruck, dass in den neuen L�ndern der subjektbezogenen Fçrderung
durch Wohngeld hçhere Bedeutung als wohnungspolitisches Instrument beigemes-
sen wird als in den alten L�ndern, wo eher (noch) der soziale Wohnungsbau dominiert.

7.6 Wohnumfeld

Umwelteinfl�sse wie L�rm, Luftverschmutzung undMangel an Gr�nfl�chen, aber auch
erhçhte Kriminalit�t im direkten Wohnumfeld stellen relevante Faktoren der Wohn-
ortqualit�t dar. Dabei kommt es nicht nur auf objektiv messbare Zust�nde wie z.B. die

500



501

Kohlendioxidbelastung an, sondern auch auf die subjektive Wahrnehmung solcher
Faktoren durch die Bewohner.

Bez�glich der Luftverschmutzung sind in Ostdeutschland positive Effekte aufgrund
des massiven R�ckgangs der Schwerindustrie und des Einbaus von Filteranlagen
in Industrieanlagen einerseits sowie der verbesserten Heiztechnik, besserer Isolie-
rung und der großfl�chigen Umstellung des Heizenergietr�gers von Kohle auf Gas

Tab. 6: Einsch�tzung der Beeintr�chtigung durch Umwelteinfl�sse
und Kriminalit�t, 1994–2004

Beurteilung der Beeintr�chtigung
durch den Haushaltsvorstand

Westdeutschland Ostdeutschland

1994 1999 2004 1994 1999 2004

in %

L�rmbel�stigung
Gar nicht 33,1 36,3 40,7 19,8 24,1 35,5
Gering 38,8 40,6 38,0 36,2 48,1 42,1
Ertr�glich 18,6 16,4 14,2 27,0 18,1 14,8
Stark/sehr stark 9,6 6,7 7,1 17,0 9,7 7,6
Luftverschmutzung
Gar nicht 28,4 38,1 46,1 15,7 28,4 42,4
Gering 42,0 40,1 38,8 38,9 47,4 42,7
Ertr�glich 20,7 15,8 10,5 27,1 16,7 11,1
Stark/sehr stark 8,9 6,0 4,5 18,4 7,6 3,8
Mangel an Gr�nfl�chen
Gar nicht 69,2 71,3 70,1 56,2 63,0 66,8
Gering 20,3 19,4 21,5 22,8 24,4 23,6
Ertr�glich 7,3 6,8 6,1 10,8 9,3 6,0
Stark/sehr stark 3,2 2,6 2,3 10,2 3,3 3,5
Kriminalit�t im Wohngebiet
F�hle mich sehr sicher – – 16,8 – – 12,1
F�hle mich ziemlich sicher – – 71,5 – – 77,5
F�hle mich ziemlich
unsicher/sehr unsicher – – 11,7 – – 10,4

»F�hle mich ziemlich unsicher/
sehr unsicher« nach Gemein-
degrçße
Unter 20000 Einwohner – – 5,7 – – 7,1
20000 bis < 100000 Einwohner – – 10,2 – – 13,8

100000 bis < 500000 Einwohner – – 14,8 – – 13,8
500000 Einwohner und mehr – – 21,4 – – 13,6

Datenbasis: SOEP 1994, 1999 und 2004.

und �l andererseits erwartbar. Dies schl�gt sich in der Einsch�tzung der Luftqualit�t
entsprechend nieder. So f�hlen sich im Osten nur noch 4 % stark oder sehr stark
von Luftverschmutzung beeintr�chtigt, dieser Wert betrug 1994 noch �ber 18 % (vgl.
Tab. 6). Auch im Westen ist eine Verbesserung zu konstatieren; diese f�llt jedoch
geringer aus, da die Situation schon fr�her besser eingesch�tzt wurde. Ein �hnlicher
Befund gilt f�r die L�rmbel�stigung. W�hrend sich hier der Anteil der (sehr) stark



Beeintr�chtigten in Ostdeutschland im Untersuchungszeitraum von anf�nglich 17 %
mehr als halbiert hat, sank dieser Wert im Westen um 3 Prozentpunkte auf ebenfalls
nur noch 7 %.

Aufgrund von Kriminalit�t im Wohngebiet f�hlen sich in West wie Ost etwas mehr als
10 % der Bewohner »ziemlich unsicher« bzw. sogar »sehr unsicher«. Dabei gibt es in
den alten L�ndern eine Abh�ngigkeit dieses Unsicherheitsgef�hls von der Gemein-
degrçße: Der Anteil derjenigen, die angeben sich »(sehr) unsicher« zu f�hlen, steigt von
knapp 6 % in l�ndlichen Regionen �ber 10 bis 15 % in Klein- bzw. mittelgroßen St�d-
ten und erreicht in Großst�dten rund 21 %. In Ostdeutschland ist die kriminalit�ts-
bedingt empfundene Unsicherheit auf dem Lande zwar ebenfalls am niedrigsten, je-
doch gibt es keine weiteren Unterschiede nach Gemeindegrçße (vgl. auch Teil II,
Kapitel 11).

Zusammenfassend ist im Zeitraum 1994 bis 2004 in Ost- und Westdeutschland eine
Verbesserung der Bewertung des Wohnumfeldes durch die Bewohner festzustellen.
Da dieser Prozess in den neuen L�ndern schneller vorangeschritten ist als im Westen,
haben sich Niveau und Struktur der Wohnumfeld-Bewertung in beiden Landesteilen
weitgehend angen�hert.

7.7 Wohnzufriedenheit

Eine umfassende Beurteilung der Wohnsituation durch die privaten Haushalte ergibt
sich aus dem Indikator »Wohnzufriedenheit«. Allgemein sind selbst nutzende Eigen-
t�mer, die dem Lebensbereich »Wohnen« oft eine hçhere Bedeutung beimessen
als Mieter, auch �berdurchschnittlich zufrieden mit ihrer Wohnsituation (vgl. Tab. 7).
In beiden Teilen Deutschlands hat sich die Wohnzufriedenheit bei Eigent�mern seit
1994 kaum ver�ndert; gemessen auf der 10-stufigen Zufriedenheitsskala liegt diese
2004 in den alten L�ndern bei 8,3 Punkten und in den neuen L�ndern bei 8,1 Punk-
ten. Mieter-Haushalte erreichen im Durchschnitt in Ost- und in Westdeutschland je-
weils 7,3 Punkte. Im Gegensatz zur stabilen Entwicklung im Zeitraum von 1994 bis
2004 bei westdeutschen Mietern hat sich die durchschnittliche Wohnzufriedenheit
ostdeutscher Mieter seit dem Jahr 1994 um 0,9 Punkte verbessert. Weitere Analy-
sen belegen, dass dies mit den Qualit�tsverbesserungen im Wohngeb�udebestand
durch Modernisierungsarbeiten und Neubauten zusammenh�ngt. Dar�ber hinaus ist
die Versorgung mit Wohnraum eine zentrale Determinante der Wohnzufriedenheit:
Bei Unterversorgung sinkt die durchschnittliche Wohnzufriedenheit in West wie Ost
auf lediglich 6,4 bzw. 6,1 Punkte ab.

Auch Wohnumfeldfaktoren wie die Wahrnehmung von Umweltbelastung und Kri-
minalit�t im Wohngebiet beeinflussen die Wohnzufriedenheit. Insgesamt zeigt sich
hier der erwartete Zusammenhang: Je geringer die Beeintr�chtigung durch schlechte
Umweltzust�nde bzw. je st�rker das Sicherheitsgef�hl im Wohngebiet, desto hçher
ist die Wohnzufriedenheit. Im Westen ist dieser Zusammenhang im Zeitverlauf sta-
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Tab. 7: Wohnzufriedenheit1 nach objektiven Merkmalen in Deutschland,
1994–2004

Haushaltsmerkmal Westdeutschland Ostdeutschland

1994 1999 2004 1994 1999 2004

Mittelwert

Insgesamt 7,6 7,6 7,7 6,8 7,3 7,6
Wohnstatus
Selbst nutzende Eigent�mer 8,4 8,4 8,3 8,0 8,1 8,1
darunter: Geb�udezustand2

Gut 8,6 8,6 8,6 8,6 8,5 8,6
Teilweise renovierungsbed�rftig 7,7 7,7 7,5 7,5 7,5 7,2
Ganz renovierungsbed�rftig 6,0 6,7 5,9 6,2 6,3 4,9

Mieter 7,2 7,2 7,3 6,4 7,0 7,3
darunter: Geb�udezustand2

Gut 7,8 7,7 7,8 8,0 7,7 7,8
Teilweise renovierungsbed�rftig 6,4 6,5 6,5 6,4 6,6 6,5
Ganz renovierungsbed�rftig 4,5 4,7 4,8 4,6 5,1 5,1

Ausgew�hlte Haushaltstypen
Allein stehend, Mann 7,3 6,9 7,2 6,3 7,0 7,1
Allein stehend, Frau bis 64 Jahre 7,0 7,4 7,6 7,0 7,6 7,6
Allein stehend, Frau ab 65 Jahre 8,3 8,1 8,1 7,5 7,6 7,9
(Ehe-)Paare ohne Kinder 7,9 7,9 8,0 7,3 7,5 7,8
(Ehe-)Paare mit Kindern bis 16 Jahre 7,3 7,6 7,6 6,3 7,0 7,7
(Ehe-)Paare mit Kindern ab 17 Jahre 7,9 7,9 8,0 6,6 7,6 7,7
Allein Erziehende 7,2 6,9 7,0 5,9 6,8 7,3
Alter des Haushaltsvorstandes
Bis 40 Jahre 7,1 7,3 7,4 6,1 7,0 7,5
41–65 Jahre 7,6 7,7 7,6 7,0 7,4 7,5
66 Jahre und �lter 8,3 8,0 8,2 7,5 7,6 7,9
Einkommensquintil3

Unterstes Quintil 7,2 7,0 7,2 6,8 7,2 7,1
Zweites Quintil 7,6 7,4 7,7 6,9 7,4 7,7
Mittleres Quintil 7,7 7,9 7,8 6,9 7,4 7,9
Viertes Quintil 7,8 7,7 7,8 6,8 7,7 7,9
Oberstes Quintil 7,9 8,1 8,1 6,2 7,2 8,1
Wohnraumversorgung
Unterversorgung4 6,5 6,3 6,4 5,6 6,2 6,1
Wohnraumgleichgewicht 7,0 7,1 7,1 6,6 7,0 7,4
Gut versorgt5 8,0 7,8 7,9 7,2 7,5 7,8

1 Mittelwert der Angaben des Haushaltsvorstandes auf einer Skala von 0 (= »ganz und gar unzufrie-
den«) bis 10 (= »ganz und gar zufrieden«).

2 Beurteilung durch den Haushaltsvorstand.
3 Jedes Quintil umfasst 20 % aller nach dem bedarfsgewichteten Haushaltsnettoeinkommen geord-

neten Haushalte.
4 Weniger als ein Wohnraum (�ber sechs Quadratmeter, ohne K�che und Bad) pro Haushaltsmitglied.
5 Mehr als ein Wohnraum pro Haushaltsmitglied.

Datenbasis: SOEP 1994, 1999 und 2004.



Tab. 8: Wohnzufriedenheit1 nach subjektiven Merkmalen in Deutschland,
1994–2004

Haushaltsmerkmal Westdeutschland Ostdeutschland

1994 1999 2004 1994 1999 2004

Mittelwert

Beeintr�chtigung durch L�rm-
bel�stigung
Gar nicht 8,1 8,1 8,2 7,4 7,9 8,1
Gering 7,7 7,6 7,6 6,9 7,5 7,6
Ertr�glich 7,2 7,2 7,3 6,6 6,6 7,0
Stark/sehr stark 6,6 6,1 6,5 6,2 6,4 6,7

Beeintr�chtigung durch Luft-
verschmutzung
Gar nicht 8,2 8,1 8,1 7,6 7,8 8,0
Gering 7,8 7,6 7,6 7,0 7,5 7,5
Ertr�glich 7,2 7,0 7,1 6,3 6,5 6,8
Stark/sehr stark 6,2 6,2 6,6 6,3 6,4 6,6

Beeintr�chtigung durch Mangel
an Gr�nfl�chen
Gar nicht 8,0 7,9 8,0 7,2 7,7 7,9
Gering 7,0 7,1 7,4 6,5 7,0 7,3
Ertr�glich 6,8 6,8 6,6 6,0 6,2 6,5
Stark/sehr stark 5,6 5,8 6,4 5,8 5,4 7,7

Kriminalit�t im Wohngebiet
F�hle mich sehr sicher – – 8,3 – – 8,1
F�hle mich ziemlich sicher – – 7,7 – – 7,6
F�hle mich ziemlich unsicher/
sehr unsicher – – 7,0 – – 6,9

1 Mittelwert der Angaben des Haushaltsvorstandes auf einer Skala von 0 (= »ganz und gar unzufrie-
den«) bis 10 (= »ganz und gar zufrieden«).

Datenbasis: SOEP 1994, 1999 und 2004.

bil; im Osten zeigt sich zwischen 1994 und 2004 eine kontinuierliche Verbesse-
rung der Wohnzufriedenheit. Diese ist, wie bereits oben gezeigt, stark von weiteren
Wohnwertverbesserungen bei Wohnstatus, Geb�udequalit�t oder Wohnfl�chenver-
sorgung bedingt.

7.8 Zusammenfassung

Die Entwicklung objektiver und subjektiver Indikatoren zur Wohnsituation in Ost- und
Westdeutschland zeigt im Untersuchungszeitraum ein insgesamt positives Bild. Im
Gegensatz z.B. zur Arbeitsmarktentwicklung (siehe Teil II, Kapitel 6.1) wurde hier in-
zwischen eine weitgehende Angleichung der Lebensverh�ltnisse in beiden Landes-
teilen erreicht. Der in Ostdeutschland deutlich gestiegene Wohnstandard geht gem�ß
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marktwirtschaftlicher Prinzipien mit entsprechend gestiegenen Kosten einher, den-
noch ist die durchschnittliche Wohnzufriedenheit in Ost wie West inzwischen ver-
gleichbar. Markant bleibt der Unterschied im Wohneigentum von rund 10 Prozent-
punkten und damit zusammenh�ngend in der Wohnfl�chenversorgung. Von zentraler
Bedeutung im weiteren Angleichungsprozess sind daher neben der Entwicklung der
verf�gbaren Einkommen der privaten Haushalte auch Ver�nderungen der institutio-
nellen Rahmenbedingungen, wie z.B. die Abschaffung der Wohneigentumsfçrderung
ab 2006.

(Joachim R. Frick /Patrick J. Dross)

Weitere Informationen zum Thema Wohnen siehe Teil I, Kap. 5, zum Thema
Ausgaben f�r Wohnen Teil I, Kap. 4.5 und 5.5, zum Thema Wohngeld Teil I,
Kap. 9.10.



8 Familie und Lebensformen

In der Politik und den Medien werden im Zusammenhang mit der Familie eine Rei-
he von Problemfeldern zum Teil kontrovers diskutiert. Die Familienfreundlichkeit von
Arbeitswelt, Kinderbetreuungseinrichtungen und Schule wird in Frage gestellt. Die
Verbindung von Erwerbst�tigkeit und der Erziehung von Kleinkindern erweist sich
f�r viele Frauen als schwer vereinbar. Weiterhin wirft der steigende Anteil alter Men-
schen erhebliche Probleme f�r das System der sozialen Sicherung auf und bringt
auch hohe Anforderungen in Form von Hilfeleistungen und Unterst�tzung f�r alte
Familienmitglieder in den privaten Haushalten mit sich. Aus der zunehmenden Ver-
breitung nichtehelicher Lebensformen, bei r�ckl�ufigen Geburtenraten und hohen
Scheidungszahlen wird auch auf einen Bedeutungsverlust der Familie in der Bevçl-
kerung geschlossen. Vor diesem Hintergrund wird im Folgenden dargestellt, welche
Lebens- und Familienformen in der Bundesrepublik vorherrschen, wie sich die Fami-
liengr�ndung und die Ehestabilit�t in der Folge von Geburtsjahrgangskohorten ver-
�ndert haben, aber auch welche Einsch�tzungen in der Bevçlkerung zu beobachten
sind. Erg�nzt wird die Darstellung durch die Untersuchung des Zusammenhangs
von Lebensformen mit Indikatoren des subjektiven Wohlbefindens.

8.1 Lebens- und Familienformen

In Deutschland lebt mehr als ein Viertel der Bevçlkerung in einer Kernfamilie, das
heißt zusammen mit einem Ehepartner und mindestens einem Kind. W�hrend in
Ostdeutschland ein etwas hçherer Anteil von Ehepaaren mit erwachsenen Kindern
zusammenlebt als in Westdeutschland, ist der Anteil von Personen mit minderj�h-
rigen Kindern in den neuen Bundesl�ndern kleiner. Dies ist nicht zuletzt auf den
R�ckgang der Heirats- und Geburtenzahl seit dem Ende der fr�heren DDR zur�ck-
zuf�hren. Im Alter endet der Familienzyklus mit dem Tod eines Ehepartners: Sieben
Prozent aller M�nner und Frauen in Deutschland sind verwitwet und leben allein in
einem Haushalt. Da Frauen eine hçhere Lebenserwartung haben als M�nner und
Ehefrauen meistens j�nger sind als ihre Ehem�nner, �berwiegen �ltere Frauen in
dieser Lebensform. Auch Scheidungen schlagen sich in der Verteilung der Lebens-
formen nieder. Bei den Anteilen der Geschiedenen oder getrennt Alleinlebenden
sind keine Unterschiede zwischen Ost- und Westdeutschland (6 %) festzustellen
(vgl. Abb. 1). Durch neue Partnerschaften und Wiederverheiratung bleibt der Um-
fang dieser Lebensform begrenzt.

In den Medien wird im Zusammenhang mit der Ausbreitung so genannter »alternati-
ver Lebensformen« �ber eine Krise der Familie diskutiert. Die grçßte Gruppe stel-
len in diesem Zusammenhang »Singles« dar. So leben in den alten Bundesl�ndern
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zehn Prozent der Befragten und in den neuen Bundesl�ndern acht Prozent ledig
und allein in einem Haushalt. Seit dem Ende der DDR hat sich auch in Ostdeutsch-
land diese Lebensform weiter ausgebreitet. Der Anteil von unverheirateten Paaren
ohne Kinder unterscheidet sich nicht wesentlich zwischen West- und Ostdeutsch-
land, w�hrend in den neuen Bundesl�ndern unverheiratete Paare mit Kindern einen
hçheren Anteil ausmachen als in den alten Bundesl�ndern.

Eine gesunkene Heiratsquote bedeutet nicht, dass ledige M�nner und Frauen auf eine
dauerhafte Partnerschaft verzichten. So haben in den alten und in den neuen Bundes-
l�ndern jeweils ca. 40 % der Personen, die nicht mit einem Ehepartner zusammen-

Tab. 1: Lebenspartnerschaften 2004

Altersgruppen

16–30 Jahre 31–45 Jahre 46–60 Jahre 61 Jahre
und �lter

West Ost West Ost West Ost West Ost

in %

Derzeit feste Partnerschaft 47 54 57 54 39 41 14 19
Davon: Partner wohnt im Haushalt 40 46 65 70 54 68 46 58

Datenbasis: SOEP 2004.

Abb. 1: Lebens- und Familienformen in Ost- und Westdeutschland

Datenbasis: SOEP 2004.



leben, dennoch einen festen Lebenspartner. In den beiden mittleren Altersgruppen
zwischen 30 und 60 Jahren leben auch unverheiratete Partner �berwiegend in einem
gemeinsamen Haushalt (vgl. Tab. 1). Dagegen haben Lebenspartner unter 30 Jahren
vorwiegend getrennte Haushalte. Auch unverheiratete Lebenspartner �ber 60 Jahre
leben in den alten Bundesl�ndern meist nicht in gemeinsamen Haushalten.

8.2 Heiratsalter und Ehedauer

Der sozialstrukturelle Wandel im Bereich der Familie ist letztlich auf Verhaltens�n-
derungen zur�ckzuf�hren. Von besonderer Bedeutung ist in diesem Zusammenhang,
ob und in welchem Alter M�nner und Frauen heiraten und auch wie stabil die Ehen
sind. Ein Wandel in der Heiratsneigung l�sst sich anhand der Quote von bisher Un-
verheirateten im Alter von 18 bis 40 Jahren anschaulich darstellen. Abbildung 2 zeigt,
welcher Anteil einer Kohorte von Geburtsjahrg�ngen zu bestimmten Lebensjahren
noch keine Ehe geschlossen hat. Der Verlauf der Kurve unterscheidet sich deut-
lich zwischen den verschiedenen Geburtskohorten in den alten Bundesl�ndern. Seit
den Geburtsjahrg�ngen der fr�hen 1950er-Jahre bleiben in der jeweils j�ngeren Ko-
horte immer mehr junge Frauen l�nger ledig, und die Kurven zeigen dementsprechend
einen flacheren Verlauf. W�hrend in der �ltesten Kohorte nahezu 80 % bereits mit 26
Jahren verheiratet waren, trifft das nur f�r 60 % der n�chst j�ngeren Kohorte (1956–
1965) zu. Bei der j�ngsten Kohorte verl�uft der Heiratsprozess noch langsamer, das
heißt es wird noch sp�ter eine Ehe geschlossen. Von dieser Geburtskohorte haben
auch mit dem Ende des dritten Lebensjahrzehntes erst 60 % eine Ehe geschlos-
sen. Dieser Anstieg des Heiratsalters fand zeitgleich mit der Bildungsexpansion statt.
Allein durch die l�ngere Ausbildungsdauer der davon profitierenden Kohorten ist ein
Aufschub bei der Erstheirat zu erwarten, da meist erst nach dem Abschluss der schu-
lischen und beruflichen Ausbildung geheiratet wird. Diskutiert wird auch, ob durch
die hçhere Bildung und die verbesserten beruflichen Mçglichkeiten f�r Frauen die
Attraktivit�t einer Heirat gesunken ist und damit nicht nur ein Aufschub der Heirat,
sondern auch dauerhaft hçhere Ledigenquoten einhergehen. Wenn auch f�r die
allerj�ngsten Jahrg�nge nur Prognosen mçglich sind, so sind weniger als 20 %
der westdeutschen Frauen, die zwischen 1956 und 1965 geboren sind, bis zum
40. Lebensjahr unverheiratet geblieben.

In Ostdeutschland ist eine andere Entwicklung zu beobachten als inWestdeutschland.
Die weitgehende Eingliederung der Frauen in die berufliche Ausbildung und das Be-
rufsleben hatte sich in der damaligen DDR nicht in einem hçheren Heiratsalter nieder-
geschlagen. Allerdings waren auch die Wahlmçglichkeiten geringer und ein Leben
außerhalb der elterlichen Wohnung wurde f�r junge M�nner und Frauen in der Regel
nur �ber eine Heirat oder Elternschaft ermçglicht. In den beiden �lteren Kohorten in
Ostdeutschland wurde der �berwiegende Teil der Ehen innerhalb einer kurzen Alters-
spanne geschlossen: Bereits bis zum Ende des 25. Lebensjahres waren nahezu 80 %
der Frauen verheiratet. Erst in der j�ngsten Kohorte, den Geburtsjahrg�ngen ab 1966,
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Abb. 2: Der Anteil unverheirateter Frauen nach Altersgruppen

Datenbasis: ALLBUS 1980–2000 (Kumuliert).



ist eine erhebliche Ver�nderung festzustellen. Es wird nun auch in den neuen Bundes-
l�ndern deutlich sp�ter geheiratet. Hier zeigt sich aus der Kohortenperspektive der
drastische R�ckgang in der Heiratsneigung nach dem Ende der damaligen DDR. In
den neuen Bundesl�ndern fand damit eine rasche Ann�herung an die alten Bundes-
l�nder in Richtung eines deutlich gestiegenen Heiratsalters und hçherer Ledigenquo-
ten statt. Zunehmende Wahlmçglichkeiten, aber auch wirtschaftliche und soziale Un-
sicherheiten, die mit dem sozialen Transformationsprozess auftraten, haben wohl
maßgeblich zu dieser raschen Ver�nderung des Verhaltens beigetragen.

In der Diskussion um Auflçsungstendenzen der Ehe wird vielfach auf gestiegene
Scheidungszahlen verwiesen. Im Vergleich zur amtlichen Ehescheidungsstatistik
ist zu ber�cksichtigen, dass das Scheidungsrisiko auf der Basis von Bevçlkerungs-
stichproben geringer ausf�llt. Dennoch kann man davon ausgehen, dass Zusammen-
h�nge sozialstruktureller Merkmale mit dem Scheidungsrisiko deshalb nicht verzerrt
werden. Ehen werden in den j�ngeren Geburtsjahrg�ngen h�ufiger geschieden als in
den �lteren. So steigen bei den jeweils j�ngeren Kohorten in Westdeutschland die
Anteile derjenigen deutlich, die nach f�nf, zehn oder 15 Ehejahren geschieden wurden
(vgl. Abb. 3). Allerdings ist bei der j�ngsten Heiratskohorte, deren Ehen zwischen 1981
und 2000 geschlossen wurden, keine wesentliche Zunahme der Scheidungsh�ufigkeit
mehr zu erkennen. W�hrend Frauen mit hoher beruflicher Qualifikation bereits in den
�lteren Geburtsjahrg�ngen ein hçheres Scheidungsrisiko aufwiesen, ist in den j�n-
geren Kohorten auch das Scheidungsrisiko bei Frauen mit niedriger beruflicher Qua-
lifikation angestiegen. Damit hat eine Angleichung des Scheidungsverhaltens zwi-
schen den Bildungsgruppen stattgefunden.

Fr�her als in den alten Bundesl�ndern ist in Ostdeutschland bereits f�r die zwischen
1961 und 1970 geschlossenen Ehen ein Anstieg des Scheidungsrisikos zu verzeich-
nen. Zu ber�cksichtigen ist dabei, dass eine Scheidung in der damaligen DDR auf-
grund der rechtlichen Lage in Bezug auf Unterhaltsverpflichtungen und Versorgungs-
ausgleich sowie der �berwiegenden Vollerwerbst�tigkeit vonM�nnern und Frauen nur
geringe Folgen hatte. Dementsprechend waren die H�rden einer Scheidung auch
niedriger als in Westdeutschland. In der j�ngeren Heiratskohorte 1971–1980 war
nach 15 Ehejahren etwa jede f�nfte Ehe geschieden. Wie in Westdeutschland ist
bei den Heiratsjahrg�ngen ab 1981 kein Trend zu einer weiteren Abnahme der Ehe-
stabilit�t mehr zu erkennen. Das Leben in Großst�dten geht in den alten und neuen
Bundesl�ndern mit einem erhçhten Scheidungsrisiko einher.

Ehen werden sowohl durch Scheidung als auch Verwitwung aufgelçst und Betroffene
kçnnen erneut eine Ehe schließen. Die �lteren Geburtsjahrg�nge waren durch die
Auswirkungen des ZweitenWeltkriegs h�ufig auch in j�ngeren Jahren von Verwitwung
betroffen, bei den j�ngeren Jahrg�ngen hat das gestiegene Scheidungsrisiko ver-
mehrt zu Eheauflçsungen gef�hrt. M�nner schließen h�ufiger eine erneute Ehe als
Frauen (vgl. Abb. 4). Bei Wiederverheiratungen spielt die hçhere Mortalit�t von M�n-
nern eine erhebliche Rolle, da sich dadurch Ungleichgewichte auf dem Heiratsmarkt
ergeben, die sich auf die Chancen einer erneuten Heirat auswirken. Mit zunehmendem
Alter, aber auch mit der Dauer der Erstehe, sinkt die Wiederverheiratungsrate. Neben
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Abb. 3: Ehedauer bis zur Scheidung (1. Ehen)

Datenbasis: ALLBUS 1980–2000 (Kumuliert).



emotionalen Aspekten kçnnen hier auch Versorgungsanspr�che, die im Laufe einer
langj�hrigen Ehe erworben wurden, einer erneuten Heirat entgegenstehen. Dies trifft
in besonderemMaße f�r Frauen zu. Auch die Art der Eheauflçsung ist nicht unwesent-
lich f�r die Wahrscheinlichkeit einer erneuten Heirat. Da Scheidungen meist fr�her im
Verlauf einer Ehe auftreten als der Tod des Partners, ist bei Geschiedenen schon
deshalb eine st�rkere Neigung zur erneuten Heirat zu beobachten als bei Verwitweten.

8.3 Stellenwert von Ehe und Familie

Sinkende Heiratsneigung und Ehestabilit�t werden h�ufig als Ergebnis einer abneh-
menden subjektiven Bedeutung der Familie in der Bevçlkerung gewertet. Es stellt
sich daher die Frage, welche subjektive Bedeutung der Familie in Ost und West
zugeschrieben wird. Zwischenmenschliche Beziehungen im privaten Bereich ha-
ben in Ost und West einen besonders hohen Stellenwert. Eine gl�ckliche Ehe (bzw.
Partnerschaft) steht in der Wichtigkeitsrangfolge sowohl bei der westdeutschen als
auch bei der ostdeutschen Bevçlkerung an erster Stelle (vgl. Tab. 2). Andere Berei-
che wie Beruf und Lebensstandard werden zwar auch �berwiegend als »wichtig«
eingestuft, aber seltener als »sehr wichtig«. Die �berwiegendeMehrheit der Befragten,
das heißt jeweils etwa 90 % in Ost- und Westdeutschland beurteilen eine gl�ckliche
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Abb. 4: Scheidung und Wiederverheiratung: Anteil der Geschiedenen nach
Anzahl der vergangenen Jahre nach der Scheidung

Datenbasis: ALLBUS 1980–2000 (Kumuliert).
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Ehe oder Partnerschaft mindestens als »wichtig« f�r ihr Leben, etwa zwei Drittel so-
gar als »sehr wichtig«. In den Altersgruppen der �ber 60- und unter 30-J�hrigen wird
einer gl�cklichen Ehe und Partnerschaft eine etwas geringere Bedeutung zugemes-
sen. Eine ausgesprochene Familienorientierung mit Kindern als zentralem Bestand-
teil hat insgesamt keine so hohe Priorit�t wie Ehe und Partnerschaft. Dabei sind
sowohl alters- als auch geschlechtsspezifische Unterschiede zu identifizieren. So ge-

Tab. 2: Wichtigkeit von gl�cklicher Ehe, Partnerschaft und Kindern, 2004

Westdeutschland Ostdeutschland

Sehr
wichtig

Wichtig Sehr
wichtig

Wichtig

in %

Wichtigkeit ausgew�hlter Lebensbereiche
F�r andere da sein im Leben 26 65 25 66
Erfolg im Beruf 21 50 23 52
Eigenes Haus im Leben 23 33 18 27
Sich selbst verwirklichen 18 51 18 55
Sich etwas leisten kçnnen 19 64 20 65
Reisen im Leben wichtig 10 35 9 33
Politischer, gesellschaftlicher Einsatz 3 24 2 21

Gl�ckliche Ehe, Partnerschaft
Insgesamt 64 27 61 29
M�nner 64 29 60 32
Frauen 64 25 62 27

Altersgruppen
16–30 Jahre 62 29 56 35
31–45 Jahre 72 23 66 30
46–60 Jahre 65 27 64 29
61 Jahre und �lter 57 28 58 26

Kinder haben im Leben
Insgesamt 41 36 44 37
M�nner 36 38 36 40
Frauen 47 34 51 34

Altersgruppen
16–30 Jahre 28 36 27 38
31–45 Jahre 48 30 52 30
46–60 Jahre 45 33 47 39
61 Jahre und �lter 41 43 44 40

Datenbasis: SOEP 2004.

ben 36 % der M�nner und 47 % der Frauen in Westdeutschland an, dass Kinder zu
haben »sehr wichtig« f�r ihr Leben ist (Ostdeutschland: 36 und 51 %). Immerhin er-
achten etwa drei Viertel der Westdeutschen und etwa 80 % der Ostdeutschen Kin-
der mindestens als »wichtig« f�r ihr Leben. In der Altersgruppe von 31 bis 45 Jah-
ren haben Kinder einen besonders hohen Stellenwert, in der j�ngsten Altersgruppe
von 16 bis 30 Jahren den geringsten. Insgesamt zeigen M�nner eine st�rkere beruf-
liche Orientierung und eine geringere Familienorientierung als Frauen. Neben Ehe



und Partnerschaft haben auch Kinder, trotz gesunkener Heiratsneigung und zuneh-
mender Kinderlosigkeit, immer noch einen zentralen Platz in der subjektiven Prio-
rit�tenliste �ber verschiedene Lebensbereiche.

8.4 Familie, Partnerschaft und subjektives Wohlbefinden

Das subjektiveWohlbefinden ist nicht unabh�ngig von der Lebensform derMenschen.
Die allgemeine Lebenszufriedenheit, gemessen auf der Skala von 0 »ganz und gar
unzufrieden« bis 10 »ganz und gar zufrieden«, ist in den neuen Bundesl�ndern mit
einem Wert von 6,1 im Durchschnitt geringer als in den alten Bundesl�ndern mit 6,8.
Differenzen zeigen sich auch zwischen den einzelnen Familien- und Lebensformen.
Die niedrigste Lebenszufriedenheit �ußern sowohl in den alten als auch in den neuen
Bundesl�ndern geschiedene oder vom Partner getrennt lebende Befragte in Einper-
sonenhaushalten: Deren durchschnittliche Zufriedenheit mit dem Leben betr�gt 6,0 im
Westen und 5,5 im Osten. Alleinerziehende in den neuen Bundesl�ndern liegen mit
durchschnittlich 6,0 nur knapp unter dem ostdeutschen Durchschnitt, Alleinerziehen-
de in den alten Bundesl�ndern mit einem Wert von 6,1 deutlicher unter dem west-
deutschen Niveau. Neben der Einsch�tzung der Gegenwart sind auch die Erwartun-
gen zu Verbesserungen oder Verschlechterungen der Lebensbedingungen imHinblick

Tab. 3: Zufriedenheit mit der T�tigkeit im Haushalt und dem Leben
gegenw�rtig und in 5 Jahren, 2004

Zufriedenheit mit

Leben, gegenw�rtig Leben, in 5 Jahren T�tigkeit
im Haushalt

West Ost West Ost West Ost

Mittelwert

Insgesamt 6,8 6,1 6,8 5,9 6,6 6,3
Allein lebend
ledig 6,6 6,1 7,1 6,4 6,5 6,1
verwitwet 6,6 5,8 6,1 5,0 6,6 5,8
getrennt lebend 6,0 5,5 6,1 5,5 6,5 6,5

Ehepaare
ohne Kinder 6,9 6,2 6,5 5,4 6,7 6,4
Kinder bis 5 Jahre 7,1 6,9 7,5 7,0 6,6 6,7
Kinder von 6–17 Jahre 6,9 6,0 7,1 6,0 6,5 6,5
Kinder ab 18 Jahre 6,8 6,0 6,6 5,6 6,7 6,4

Partner
ohne Kinder 6,7 6,2 7,1 6,1 6,7 6,4
mit Kindern 6,8 6,2 7,3 6,8 6,4 6,6

Alleinerziehende 6,1 6,0 6,7 6,3 6,0 6,1
Sonstige 7,0 6,4 7,3 6,6 6,5 6,2

Datenbasis: SOEP 2004
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auf das subjektive Wohlbefinden von Bedeutung. Alleinerziehende �ußern sich ver-
gleichsweise optimistisch �ber ihre zuk�nftig erwartete Lebenszufriedenheit. Ostdeut-
sche Alleinerziehende erwarten in f�nf Jahren eine Erhçhung ihrer Lebenszufriedenheit
um durchschnittlich 0,3, westdeutsche sogar um 0,6 Skalenpunkte (vgl. Tab. 3). Die
derzeitige Lebenslage wird offensichtlich nicht als statisch, sondern eher als eine
vor�bergehende Phase im Lebensverlauf wahrgenommen. Verwitwete Menschen,
die allein leben, erwarten dagegen in der Zukunft eine Abnahme ihrer Lebenszufrie-
denheit. Der Verlust des Ehepartners und zunehmende gesundheitliche Einschr�n-
kungen geben Anlass f�r einen skeptischen Blick in die Zukunft. Die hçchste Lebens-
zufriedenheit verbunden mit durchaus optimistischer Sicht in die Zukunft �ußern
dagegen Ehepartner mit kleinen Kindern.

T�tigkeiten im Haushalt stellen zwar einen eher speziellen Aspekt der Lebensbedin-
gungen dar, kçnnten aber dennoch in spezifischen Lebensformen eine erhebliche
Belastung darstellen, insbesondere wenn die Versorgung kleiner Kinder zu gew�hr-
leisten ist. Die Zufriedenheit mit der T�tigkeit im Haushalt liegt in den alten Bundes-
l�ndern 0,2 Skalenpunkte unter und in den neuen 0,2 Skalenpunkte �ber der jeweiligen
Lebenszufriedenheit (vgl. Tab. 3). Auffallend ist das niedrige Zufriedenheitsniveau der
Alleinerziehenden in Westdeutschland und der Verwitweten in Ostdeutschland. Eine
hohe Zufriedenheit mit der T�tigkeit im Haushalt wird �berraschenderweise auch von
Ehe- und Lebenspartnern mit Kindern ge�ußert, bei denen viel Hausarbeit anf�llt. Zu
einem objektiv hohen Umfang an Hausarbeit m�ssen offensichtlich weitere belasten-
de Faktoren hinzukommen, damit dieser Aspekt des Lebens negativ bewertet wird.
Insgesamt unterstreichen die dargestellten Zusammenh�nge die Bedeutung von Fa-
milie und insbesondere von Partnerschaft f�r das subjektive Wohlbefinden.

(Stefan Weick)

Weitere Informationen zum Thema Haushalts- und Lebensformen siehe Teil I,
Kap. 1.6, zum Thema Heirat und Scheidungen Teil I, Kap. 1.7.



9 Einstellungen zur Rolle der Frau

Die Rolle der Frau in Familie und Beruf hat sich in den letzten Jahrzehnten deutlich
ver�ndert: Die Zahl der Ehescheidungen nimmt zu, die Geburtenrate sinkt und die
Erwerbsquote der Frauen steigt. Im Folgenden wird untersucht, wie sich verschiedene
Einstellungen zur Rolle der Frau ver�ndert haben, die wichtige Indikatoren f�r das
gesellschaftliche Klima bez�glich der Gleichstellung von Mann und Frau darstellen.
F�r Westdeutschland liegen Daten vor, die bis 1982 zur�ckreichen. F�r Ostdeutsch-
land kann die Entwicklung seit 1991 nachgezeichnet werden. In einem ersten Schritt
werden einige Einstellungen zur Rolle der Frau im Zeitvergleich zusammenfassend
dargestellt. In einem zweiten Schritt werden einzelne Ergebnisse zu zentralen Fragen
pr�sentiert.

9.1 Die Einstellungen zur Rollenverteilung
zwischen Mann und Frau und zu den Konsequenzen
der Frauenerwerbst�tigkeit im Zeitvergleich

Hinsichtlich der Einstellungen zur Rolle der Frau kçnnen zwei Dimensionen unter-
schieden werden: die Vorstellungen zur Rollenverteilung zwischen Mann und Frau
und die Einstellungen zu den Konsequenzen der Frauenerwerbst�tigkeit. Erstere be-
zieht sich auf Vorstellungen �ber die Arbeitsteilung zwischen Mann und Frau sowie
den Stellenwert der Berufst�tigkeit der Frau. Letztere betrifft die Einstellungen �ber
die Konsequenzen ihrer Berufst�tigkeit, z.B. f�r die Erziehung der Kinder. In Ta-
belle 1 ist dargestellt, anhand welcher Frageformulierungen diese beiden inhaltlichen
Dimensionen erhoben werden.

Die vorliegende Analyse unterscheidet zwischen einem »traditionellen« und einem
»modernen« Verst�ndnis der Frauenrolle. Als »traditionell« wird ein Rollenverst�ndnis
dann bezeichnet, wenn eine Frau prim�r zu Hause bleibt, sich um die Erziehung der
Kinder und den Haushalt k�mmert und ihre eigene berufliche Karriere einen nur ge-
ringen Stellenwert hat. Geht die Frau hingegen einer Erwerbst�tigkeit nach, soll ihre
Rolle als »modern« bezeichnet werden. Einstellungen werden ebenfalls als modern
gewertet, wenn die Konsequenzen der Erwerbst�tigkeit der Frau f�r deren Kinder
positiv eingesch�tzt werden.

Den Tabellen 2 und 3 ist zu entnehmen, dass der Anteil von – in diesem Sinne –
modernen Einstellungen �ber die Jahre hinweg in West- und Ostdeutschland im-
mer grçßer wird. F�r die Einstellungen zur Rollenverteilung zwischen Mann und Frau
ist f�r beide Landesteile, nach nur geringen Ver�nderungen in den 1990er-Jahren,
zwischen 2000 und 2004 eine starke Zunahme moderner Einstellungen festzustellen.
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Dabei zeigt sich, dass sich die Ostdeutschen im Hinblick auf die Vorstellungen zur
Rollenverteilung zwischen Mann und Frau und die Konsequenzen der Berufst�tig-
keit der Frau deutlich moderner �ußern als Westdeutsche, wobei diese Unterschiede
bei der Einsch�tzung der Konsequenzen der Berufst�tigkeit der Frau grçßer sind
als bei den Fragen zur Rollenverteilung. Dieser Befund ist nicht zuletzt auf die unter-
schiedlichen sozialen und çkonomischen Kontextbedingungen zur�ckzuf�hren, die
in den neuen Bundesl�ndern eine bessere Vereinbarkeit von Familie und Erwerbs-
t�tigkeit ermçglichen bzw. notwendig machen.

Tab. 1: Einstellungen zur Rolle der Frau:
Frageformulierungen und deren Zuordnung zu inhaltlichen
Dimensionen sowie die Klassifikation der Antworten

Dimension Frageformulierung Zuordnung der Antworten zu
einem traditionellen oder

modernen Rollenverst�ndnis

Zustimmung Ablehnung

Vorstellungen
zur Rollenver-
teilung zwi-
schen Mann
und Frau

»Es ist f�r alle Beteiligten viel besser, wenn
der Mann voll im Berufsleben steht und die
Frau zu Hause bleibt und sich um den
Haushalt und die Kinder k�mmert.«

traditionell modern

»F�r eine Frau ist es wichtiger, ihrem Mann
bei seiner Karriere zu helfen, als selbst
Karriere zu machen.«

traditionell modern

»Eine verheiratete Frau sollte auf eine
Berufst�tigkeit verzichten, wenn es nur eine
begrenzte Anzahl von Arbeitspl�tzen gibt
und wenn ihr Mann in der Lage ist, f�r den
Unterhalt der Familie zu sorgen.«

traditionell modern

Konsequenzen
der Erwerbs-
t�tigkeit der
Frau

»Ein Kleinkind wird sicherlich darunter
leiden, wenn seine Mutter berufst�tig ist.«

traditionell modern

»Eine berufst�tige Mutter kann ein genauso
herzliches und vertrauensvolles Verh�ltnis
zu ihren Kindern finden wie eine Mutter, die
nicht berufst�tig ist.«

modern traditionell

»Es ist f�r ein Kind sogar gut, wenn seine
Mutter berufst�tig ist und sich nicht nur auf
den Haushalt konzentriert.«

modern traditionell

Da sich die Erwerbsquoten der Frauen und die Kinderbetreuungsmçglichkeiten in
West und Ost im Trend angleichen (aber noch deutlich unterscheiden), h�tte man
erwarten kçnnen, dass sich auch die Einstellungen der West- und Ostdeutschen be-
z�glich der Konsequenzen der Erwerbst�tigkeit der Frau angleichen werden. Wie aus
Tabelle 3 jedoch ersichtlich ist, gleichen sich die Einstellungen beider Gruppen nicht
an, sondern werden gleichermaßen moderner, allerdings auf unterschiedlich hohem
Niveau.



Tab. 2: Vorstellungen zur Rollenverteilung zwischen Mann und Frau
Anteil moderner �ußerungen

Ost West

1991 1996 2000 2004 1982 1991 1996 2000 2004

in %

Insgesamt1 67 74 75 86 32 56 58 61 68
Geschlecht
M�nner 65 75 74 86 32 56 55 59 67
Frauen 70 74 77 86 32 56 61 62 70

Alter
18–30 Jahre 83 86 82 92 57 73 81 80 84
31–45 Jahre 76 84 82 89 37 66 72 74 84
46–65 Jahre 62 67 73 86 21 47 45 55 63
�ber 65 Jahre 34 59 59 74 10 25 22 28 33

1 Befragte mit deutscher Staatsangehçrigkeit.

Datenbasis: ALLBUS 1982, 1991, 1996, 2000, 2004.

M�nner und Frauen unterscheiden sich kaum im Hinblick auf die Vorstellungen zur
Rollenverteilung zwischen Mann und Frau (vgl. Tab. 2); dies gilt f�r West- und f�r
Ostdeutschland. Frauen sch�tzen aber in beiden Landesteilen die Konsequenzen ihrer
Erwerbst�tigkeit f�r die Kinder weniger negativ ein als die M�nner. Dieser Unterschied
ist im Westen st�rker ausgepr�gt als im Osten. Auch dies kann wieder mit der Er-
fahrung ostdeutscher Familien mit der Vereinbarkeit von Familie und Beruf erkl�rt
werden: In Ostdeutschland konnten und kçnnen mehr M�nner die Erfahrung machen,
dass die Erwerbst�tigkeit der Frau nicht zu negativen Konsequenzen f�hrt, so wie es
westdeutsche M�nner offensichtlich bef�rchten.

Den st�rksten Einfluss auf die Einstellungen zur Rolle der Frau hat das Alter der
Befragten. Im Großen und Ganzen sind j�ngere Menschen moderner eingestellt als

Tab. 3: Konsequenzen der Erwerbst�tigkeit der Frau
Anteil moderner �ußerungen

Ost West

1991 1996 2000 2004 1982 1991 1996 2000 2004

in %

Insgesamt1 74 80 83 88 29 43 46 53 59
Geschlecht
M�nner 70 76 81 85 25 37 40 46 50
Frauen 77 84 85 92 32 49 52 60 67

Alter
18–30 Jahre 79 78 84 85 37 50 55 65 61
31–45 Jahre 78 82 87 90 34 53 53 57 70
46–65 Jahre 70 79 80 90 24 36 42 50 55
�ber 65 Jahre 64 80 82 87 16 28 26 41 40

1 Befragte mit deutscher Staatsangehçrigkeit.

Datenbasis: ALLBUS 1982, 1991, 1996, 2000, 2004.
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�ltere. Dies gilt f�r beide untersuchten Dimensionen und trifft auf West- und Ost-
deutschland gleichermaßen zu.

Aus Tabelle 2 ist ersichtlich, dass sich in Ostdeutschland die Einstellungen der un-
terschiedlichen Altersgruppen zur traditionellen Rollenverteilung zwischen 1991 und
2004 angen�hert haben. Betrug die Differenz bei der Zustimmung 1991 noch ca.
50 Prozentpunkte, so hat sich diese bis 2004 auf ca. 22 Prozentpunkte verringert.
Im Gegensatz dazu n�herten sich die Einstellungen der einzelnen Altersgruppen im
Westen f�r den Zeitraum 1982–2004 nicht an, sondern vergrçßerten sich sogar. Be-
merkenswert ist eine Trendwende bei den 18 bis 30- sowie 31 bis 45-J�hrigen in
West- und Ostdeutschland hinsichtlich der Vorstellungen zur Rollenverteilung. W�h-
rend zwischen 1996 und 2000 eine Stagnation bzw. sogar ein leichter R�ckgang
moderner Werte festzustellen war, nimmt der Anteil moderner Einstellungen 2004
wieder zu. Der Trend zu modernen Werten bei den �lteren Generationen ist dagegen
im Westen und im Osten �ber die Zeit ungebrochen.

F�r die Einsch�tzung der Konsequenzen der Erwerbst�tigkeit der Frau ist festzu-
stellen, dass die Unterschiede zwischen den Altersgruppen im Westen und im Osten
�ber die Zeit relativ stabil bleiben (vgl. Tab. 3). Im Osten finden sich dabei nur ge-
ringe Unterschiede zwischen den Altersgruppen, w�hrend im Westen die j�ngeren
Gruppen deutlich seltener als die �lteren Gruppen negative Konsequenzen f�r die Er-
ziehung der Kinder erwarten, wenn die Frau auch erwerbst�tig ist.

Im Folgenden werden nun drei ausgew�hlte Fragen zur Rolle der Frau etwas genauer
betrachtet. Diese beziehen sich auf die traditionelle Arbeitsteilung zwischenMann und
Frau, auf den Stellenwert der Berufst�tigkeit der Frau und auf die Konsequenzen der
Erwerbst�tigkeit der Frau f�r ihre Kinder.

9.2 Traditionelle Arbeitsteilung

Im Verlauf von mehr als zwei Jahrzehnten ist die Zustimmung zur traditionellen
Arbeitsteilung von 1982 bis 2004 in Westdeutschland stark zur�ckgegangen (vgl.
Tab. 4). Nach einer Stagnation in den 1990er-Jahren ist f�r alle hier untersuchten
Gruppen in nahezu gleicher Weise eine starke Abnahme traditioneller Einstellungen
zur Arbeitsteilung zu verzeichnen. Waren im Jahr 2000 noch insgesamt ca. 50 %
der Befragten im Westen der Ansicht, dass »es f�r alle Beteiligten viel besser sei,
wenn der Mann voll im Berufsleben steht und die Frau zu Hause bleibt«, so sind
es 2004 nur ca. 40 % der Befragten. Junge Menschen sind bez�glich der Arbeits-
teilung zwischen Mann und Frau weitaus moderner eingestellt als die �lteren. So
stimmen im Jahre 2004 beispielsweise nur 22 % der unter 30-J�hrigen einer tra-
ditionellen Arbeitsteilung zu, w�hrend dies bei 71 % der �ber 65-J�hrigen der Fall
ist. F�r verheiratete Frauen l�sst sich auch ein deutlicher Einfluss ihres Erwerbssta-
tus feststellen: Ca. 53 % der nicht berufst�tigen, aber nur 21 % der berufst�tigen
Frauen stimmen den traditionellen Vorstellungen zu. Im Hinblick auf den Bildungs-



abschluss zeigt sich, dass mit steigender Bildung die Zustimmung zur traditionellen
Arbeitsteilung sinkt.

In Ostdeutschland ist die »Wiederbelebung« traditioneller Werte, die bei allen unter-
suchten Gruppen im Osten zwischen 1996 und 2000 zu beobachten war, nicht mehr
festzustellen. Ihr folgt im Jahr 2004 eine umso st�rkere Hinwendung zu einer mo-
dernen Arbeitsteilung.

Tab. 4: Traditionelle Arbeitsteilung

»Es ist f�r alle Beteiligten viel besser, wenn der Mann
voll im Berufsleben steht und die Frau zu Hause bleibt
und sich um den Haushalt und die Kinder k�mmert«
«Stimme voll und ganz zu« bzw. »Stimme eher zu«

Ost West

1991 1996 2000 2004 1982 1991 1996 2000 2004

in %

Insgesamt1 33 26 31 17 70 50 50 49 40
Geschlecht
M�nner 35 27 35 19 71 51 53 51 40
Frauen 30 26 27 16 70 49 47 47 40

Verheiratete Frauen2

berufst�tig 23 18 19 6 54 31 30 30 21
nicht berufst�tig 37 30 36 21 85 58 65 62 53

Alter
18–30 Jahre 22 18 21 10 48 33 30 29 22
31–45 Jahre 26 18 25 13 65 39 35 38 25
46–65 Jahre 37 31 34 18 79 60 62 54 47
�ber 65 Jahre 53 38 46 29 90 77 80 78 71

Bildung
Hauptschulabschluss 45 38 46 29 80 64 66 61 56
mittlere Reife/poly-
technische Oberschule 27 19 25 15 62 43 43 41 30

Abitur/Fachabitur 19 16 17 5 44 27 25 33 20

1 Befragte mit deutscher Staatsangehçrigkeit.
2 Verheiratet und mit dem Partner zusammenlebend.

Datenbasis: ALLBUS 1982, 1991, 1996, 2000, 2004.

9.3 Stellenwert der Berufst�tigkeit der Frau

Im Jahr 1982 waren in Westdeutschland 52 % der Befragten der Ansicht, dass es f�r
eine Frau wichtiger sei, ihremMann bei seiner Karriere zu helfen, als selbst Karriere zu
machen. 2004 wird diese Einstellung nur noch von ca. 24 % der Befragten geteilt (vgl.
Tab. 5). Im Osten reduziert sich der bereits 1991 geringe Anteil von 30 % auf nur noch
13 % im Jahr 2004.

Insgesamt findet sich bei der Einsch�tzung des Stellenwerts der Berufst�tigkeit der
Frau ein �hnliches Muster wie bei der Zustimmung zur Frage traditioneller Arbeits-
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teilung. Frauen sind darauf bezogen moderner eingestellt als M�nner, berufst�tige
Frauen �ußern sich moderner als nicht berufst�tige Frauen, junge Menschen mo-
derner als �ltere und Menschen mit einem hohen Bildungsabschluss moderner als
Menschen mit einem niedrigeren Bildungsabschluss. Auf die Ann�herung zwischen
den Einstellungen in West und Ost in den 1990er-Jahren folgen 2004 grçßere Un-
terschiede zwischen den Landesteilen. Dabei sind die Unterschiede zwischen West
und Ost bei den nicht erwerbst�tigen Frauen, den �ber 65-J�hrigen und Personen mit
Hauptschulabschluss am grçßten.

Tab. 5: Stellenwert der Berufst�tigkeit der Frau

»F�r eine Frau ist es wichtiger, ihrem Mann bei seiner Karriere zu helfen,
als selbst Karriere zu machen.«

»Stimme voll und ganz zu« bzw. »Stimme eher zu«

Ost West

1991 1996 2000 2004 1982 1991 1996 2000 2004

in %

Insgesamt1 30 25 28 13 52 32 34 32 24
Geschlecht
M�nner 30 23 30 14 50 30 34 33 24
Frauen 31 27 27 13 54 34 35 32 24

Verheiratete Frauen2

berufst�tig 20 19 20 6 47 25 23 22 15
nicht berufst�tig 41 33 40 17 53 41 48 41 33

Alter
18–30 Jahre 19 15 22 8 31 20 16 16 13
31–45 Jahre 23 16 23 11 47 20 22 21 12
46–65 Jahre 35 32 31 12 60 43 44 38 27
�ber 65 Jahre 54 37 41 24 75 54 66 59 53

Bildung
Hauptschulabschluss 46 40 39 22 61 42 47 45 37
mittlere Reife/poly-
technische Oberschule 22 15 24 11 42 30 26 25 17

Abitur/Fachabitur 16 12 16 4 29 16 18 16 10

1 Befragte mit deutscher Staatsangehçrigkeit.
2 Verheiratet und mit dem Partner zusammenlebend.

Datenbasis: ALLBUS 1982, 1991, 1996, 2000, 2004.

9.4 Konsequenzen der Erwerbst�tigkeit der Frau
f�r die Kinder

Hinsichtlich der Einsch�tzung der Konsequenzen der Frauenerwerbst�tigkeit f�r die
Kinder zeigen sich grçßere Unterschiede zwischen West- und Ostdeutschen als bei
den beiden vorherigen »normativen« Fragestellungen. Sind beispielsweise im Jahr
2004 63 % der Westdeutschen der Ansicht, dass ein Kleinkind darunter leidet,
wenn seine Mutter berufst�tig ist, so sind im Osten nur 29 % dieser Ansicht (vgl.



Tab. 6). Interessanterweise ist im Osten zwischen 1991 und 2004 f�r alle Gruppen
eine starke Zunahme moderner Einstellungen festzustellen, im Westen hingegen nur
bei den erwerbst�tigen verheirateten Frauen.

Insgesamt sind die Unterschiede zwischen den Alters- und den Bildungsgruppen
sowie zwischen den erwerbst�tigen und nicht erwerbst�tigen verheirateten Frauen
bezogen auf die Einstellungen zu den Konsequenzen der Erwerbst�tigkeit der Frau im
Osten durchweg niedriger als im Westen Deutschlands. Dies ist mçglicherweise eine
Folge der im Osten weitverbreiteten auch Generationen �bergreifenden Erfahrung der
Vereinbarkeit von Familie und Beruf.

Tab. 6: Konsequenzen der Erwerbst�tigkeit

»Ein Kleinkind wird sicherlich darunter leiden,
wenn seine Mutter berufst�tig ist«

»Stimme voll und ganz zu« bzw. »Stimme eher zu«

Ost West

1991 1996 2000 2004 1982 1991 1996 2000 2004

in %

Insgesamt1 58 49 41 29 88 76 76 71 63
Geschlecht
M�nner 59 49 43 35 88 79 80 77 70
Frauen 57 49 39 23 87 73 72 66 56

Verheiratete Frauen2

berufst�tig 54 46 30 19 77 71 64 52 42
nicht berufst�tig 61 52 41 23 93 75 77 78 68

Alter
18–30 Jahre 47 45 42 33 82 68 67 58 57
31–45 Jahre 55 43 39 27 87 70 69 66 53
46–65 Jahre 64 54 40 27 90 83 81 76 65
�ber 65 Jahre 63 54 47 30 93 85 88 84 80

Bildung
Hauptschulabschluss 63 52 45 29 88 81 82 76 73
mittlere Reife/poly-
technische Oberschule 53 46 42 30 88 75 74 66 56

Abitur/Fachabitur 56 48 32 23 84 65 64 64 51

1 Befragte mit deutscher Staatsangehçrigkeit.
2 Verheiratet und mit dem Partner zusammenlebend.

Datenbasis: ALLBUS 1982, 1991, 1996, 2000, 2004.

9.5 Zusammenfassung

In Ostdeutschland findet sich sowohl im Hinblick auf die Vorstellungen zur Rollen-
verteilung zwischen Mann und Frau als auch im Hinblick auf die Konsequenzen der
Frauenerwerbst�tigkeit eine grçßere Zustimmung zu modernen Werten als in West-
deutschland. Die Einstellungen zur Rolle der Frau n�herten sich in West und Ost in
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den letzten Jahren nicht an, vielmehr vergrçßerten sich die Unterschiede im Zeit-
raum 1991 bis 2004, da im Osten die modernen Einstellungen st�rker zunahmen
als im Westen. West- und Ostdeutsche unterscheiden sich in Bezug auf ihre Ein-
sch�tzung der Konsequenzen der Frauenerwerbsbeteiligung deutlich st�rker als in
Bezug auf ihre Vorstellungen zur Rollenverteilung zwischen Mann und Frau. Die
hçhere Zustimmung zu modernen Werten darf aber nicht mit der Forderung nach
gleichen Erwerbschancen oder nach weiblicher Selbstentfaltung gleichgesetzt wer-
den. Vielmehr war und ist die Erwerbsbeteiligung der Frau im Osten aufgrund çko-
nomischer Zw�nge und unterschiedlicher struktureller Rahmenbedingungen weiter
verbreitet als im Westen. Diese Erfahrung beeinflusst offenbar die Bewertung der
Konsequenzen der Frauenerwerbsbeteiligung nachhaltig.

(Michael Blohm)



10 Freizeitaktivit�ten und Mediennutzung

Nach den Ergebnissen der Zeitbudgetstudie des Statistischen Bundesamtes von
2001/2002 (vgl. Teil I, Kap. 6.1) verwenden die Menschen in Deutschland durch-
schnittlich gut sechs Stunden pro Tag f�r Freizeitaktivit�ten wie Fernsehen, Sport,
Hobbys und Spiele sowie f�r das soziale Leben – etwa genauso viel wie f�r Er-
werbst�tigkeit/Ausbildung und unbezahlte Arbeit in Haushalt, Familie und Ehren�m-
tern zusammengenommen. Die �brige Zeit nehmen persçnliche Verrichtungen wie
Essen, Kçrperpflege und Schlafen in Anspruch.

W�hrend in Erwerbsarbeit und Ausbildung die individuellen Wahl- und Gestaltungs-
mçglichkeiten zumeist stark eingeschr�nkt und in anderen Bereichen, etwa in der
Haus- und Familienarbeit, die Grenzen zwischen freier Verf�gung und Verpflichtung
h�ufig fließend sind, zeichnet sich die Freizeit durch ein besonders hohes Maß an
Selbstbestimmtheit aus.

In der Allgemeinen Bevçlkerungsumfrage der Sozialwissenschaften (ALLBUS) wurden
1998 und 2004 verschiedene Freizeitt�tigkeiten erfasst: Computer- und Mediennut-
zung, Freizeitaktivit�ten wie Sport oder k�nstlerische Bet�tigungen, Außer-Haus-Ak-
tivit�ten wie Veranstaltungsbesuche und soziale Kontakte zu Familie und Freunden.
Anhand dieser Daten soll im Folgenden dargestellt werden, wie die Menschen in
Deutschland die im Hinblick auf die Gestaltung der Freizeit gegebenen Spielr�ume
nutzen.

10.1 Mediennutzung

Einen großen Teil ihrer Freizeit verwenden die Menschen in Deutschland f�r die Me-
diennutzung. Was die H�ufigkeit angeht, mit der die verschiedenen traditionellen und
neuenMedien genutzt werden, sind dabei kaumUnterschiede zwischenWest und Ost
auszumachen (vgl. Abb. 1). Lediglich mit dem Internet besch�ftigen sich die West-
deutschen etwas h�ufiger.

Zu den Medien, die von einer breiten Mehrheit der Bevçlkerung zumindest hin und
wieder genutzt werden, gehçren Schallplatten/CDs, die Printmedien »Buch« und
»Zeitschriften« und vor allem das Fernsehen, das jeweils drei Viertel der Befragten
in West und Ost t�glich einschalten. Von den Personen ab 60 Jahre tun dies 2004
sogar 89 % gegen�ber »nur« 61 % der unter 35-J�hrigen (vgl. Tab. 1). Tontr�ger (CDs
etc.) und Bildtr�ger (Videokassetten, DVDs etc.) finden dagegen bei den j�ngeren
Altersgruppen mehr Anklang.

Die Mediennutzung ist jedoch nicht nur eine Frage des Alters, sondern variiert auch
zwischen Bevçlkerungsgruppen mit unterschiedlichem Niveau der formalen Bildung.
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Vor allem das traditionelle Medium »Buch« wird von den Hçhergebildeten st�rker
genutzt. So nehmen von den unter 60-J�hrigen in der hçchsten Bildungsgruppe (vgl.
Tab. 1) zwei Drittel mindestens einmal in der Woche ein Buch zur Hand, in der nied-

Tab. 1: Mediennutzung nach Alter und Bildung, 2004

B�cher Zeit-
schriften

CD DVD Fernsehen

% Mindestens einmal pro Woche % t�glich

Insgesamt 38 66 56 22 97 75
Alter
18–34 Jahre 41 62 83 44 96 61
35–59 Jahre 38 69 58 20 97 73
60 Jahre und �lter 38 65 28 8 98 89

Unter 60-J�hrige:
Schulabschluss
< 60 Jahre – Hauptschule 25 61 62 29 98 77
< 60 Jahre – Mittlere Reife 36 69 66 28 97 69
< 60 Jahre – Fachhoch-
schul-/Hochschulreife 67 71 72 27 95 58

Datenbasis: ALLBUS 2004.

Abb. 1: Medien- und Computernutzung, 2004

Datenbasis: ALLBUS 2004.



rigsten Bildungsgruppe verbringt nur jeder Vierte so h�ufig seine Freizeit mit Lesen.
Demgegen�ber wird Fernsehen als t�glich ausge�bte Freizeitaktivit�t von den Be-
fragten mit niedrigerer Bildung deutlich h�ufiger genannt.

Die auff�lligsten Ver�nderungen in der Freizeitgestaltung seit 1998 (vgl. Abb. 2) be-
treffen eindeutig die Nutzung von Computer und Internet. Vor allem beim Internet ist
eine rasante Entwicklung zu verzeichnen. W�hrend 1998 erst acht Prozent (West)
beziehungsweise sechs Prozent (Ost) der Befragten angaben, mindestens einmal
pro Woche das Internet in der Freizeit zu nutzen, sind es 2004 �ber 38 % im Westen
und 33 % im Osten. Der Zuwachs bei der Nutzung von Computer und Internet in der

Freizeit ging jedoch nicht auf Kosten der Nutzung der anderen Medien. Bild- und
Tontr�ger, also CDs, DVDs etc., spielen 2004 in West und Ost eine etwas wichtigere
Rolle als 1998, und sogar beim Fernsehen, dessen Nutzung schon 1998 auf einem
sehr hohen Niveau war, hat der Anteil derjenigen, die das Fernsehen t�glich einschal-
ten, im Westen noch einmal von 65 auf 74 % (und damit auf das Ostniveau) zuge-
nommen (nicht ausgewiesen in Abb. 2). Auch die Printmedien haben unter dem Boom
der neuen Medien nicht erkennbar gelitten. In Ostdeutschland greifen die Befragten
2004 sogar h�ufiger zum Buch als 1998.

Der Trend zu Computer und Internet hat jedoch noch lange nicht alle Bevçlkerungs-
gruppen erfasst (vgl. Tab. 2). So nutzen zwar 82 % der 18- bis 34-J�hrigen und 68 %
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Abb. 2: Medien- und Computernutzung, 1998 und 2004

Datenbasis: ALLBUS 1998, 2004.



527

Tab. 2: Computer- und Internetnutzung nach Alter und Bildung, 2004

Computer Internet

Min. ein-
mal pro
Woche

Seltener Nie Min. ein-
mal pro
Woche

Seltener Nie

Insgesamt 46 11 43 37 11 53
Alter
18–34 Jahre 69 13 18 59 16 25
35–59 Jahre 54 14 32 43 13 44
60 Jahre und �lter 15 5 81 10 3 87
Unter 60-J�hrige:
Schulabschluss
< 60 Jahre – Hauptschule 38 14 48 26 12 62
< 60 Jahre – Mittlere Reife 61 17 23 49 17 34
< 60 Jahre – Fachhoch-
schul-/Hochschulreife 80 10 10 71 14 16

Datenbasis: ALLBUS 2004.

der 35- bis 59-J�hrigen zumindest gelegentlich einen Computer, aber nur 20 % der
�ber 60-J�hrigen. F�r das Internet sieht es �hnlich aus: 75 % der j�ngsten, immerhin
56 % der mittleren, aber nur 13 % der �lteren Alterskategorie geben an, wenigstens
gelegentlich ins Internet »zu gehen«. Die Nutzung hat entscheidend auch mit dem
Bildungsniveau zu tun: Fast die H�lfte der Befragten unter 60 Jahren mit hçchstens
Hauptschulabschluss besch�ftigt sich in der Freizeit nie mit dem Computer und so-
gar 62 % dieser Gruppe gehen nie online. Bei den unter 60-j�hrigen Personen mit

Abb. 3: Gr�nde f�r die Nichtnutzung von Computer und Internet

Datenbasis: ALLBUS 2004.



(Fach-)Hochschulreife nutzt dagegen nur jeder Zehnte nie einen Computer in seiner
Freizeit und nur 16 % nutzen nie das Internet. Die Problematik der »digitalen Spaltung«
zwischen den Generationen und zwischen verschiedenen Bildungsgruppen besteht
also nach wie vor.

Die Gr�nde f�r die Nichtnutzung von Computer und Internet (vgl. Abb. 3) sind viel-
f�ltig; so geben etwa zwei Drittel der Befragten an, dass ihnen die Kosten zu hoch
seien. Jeweils etwa genauso viele glauben nicht, dass das Internet f�r sie von Nut-
zen w�re, oder bef�rchten, dass es zu kompliziert f�r sie sei. Diese beiden Gr�nde
werden f�r den Computer sogar noch etwas h�ufiger genannt. Auff�llig ist, dass
von den �lteren Mitb�rgern der f�r sie nicht erkennbare Nutzen und vor allem die
komplizierte Bedienung besonders h�ufig als Grund f�r die Nichtnutzung angef�hrt
werden, w�hrend bei den Befragten unter 60 Jahren mit hçchstens Hauptschulab-
schluss die Kosten eine wichtigere Rolle bei ihrer Entscheidung gegen Computer
bzw. Internet zu spielen scheinen.

10.2 Sport, Hobbys und Geselligkeit

Die Mediennutzung erfolgt nicht selten isoliert und passiv konsumierend. Dagegen
sollen nun aktive und gesellige Formen der Freizeitgestaltung n�her betrachtet werden
(vgl. Abb. 4). Hierzu z�hlen Freizeitaktivit�ten, die zu den am h�ufigsten ausge�bten
�berhaupt gehçren, wie Heimwerken/Autobasteleien/Gartenarbeit, Spazierengehen/
Wandern und gegenseitige Besuche in der Familie/Verwandtschaft und im Freundes-
kreis. Was sportliche Bet�tigung in der Freizeit angeht, gibt es zwar auf der einen Seite
immerhin 44 % (West) beziehungsweise 32 % (Ost) sportlich Aktive, die angeben,
mindestens einmal wçchentlich Sport zu treiben, aber andererseits auch 32 % (West)
beziehungsweise 45 % (Ost) »Sportmuffel«, die nie Sport treiben. Karten- oder Gesell-
schaftsspiele im Familienkreis und k�nstlerische Aktivit�ten schließlich spielen als
Freizeitbesch�ftigungen nur f�r eine Minderheit eine wichtige Rolle.

Bei allen hier betrachteten Aktivit�ten findet sich der grçßte Anteil an Personen, die
dies gar nicht tun, jeweils in der �ltesten Altersgruppe. Hier mçgen gesundheitliche
Beeintr�chtigungen, aber auch – etwa bei den Gesellschaftsspielen – der Haushalts-
kontext eine Rolle spielen. Andererseits finden sich die eifrigsten Heimwerker/G�rtner
und Spazierg�nger/Wanderer unter den ab 60-J�hrigen (vgl. Tab. 3). Alle anderen
Aktivit�ten werden jedoch von den J�ngeren h�ufiger ausge�bt. Das gilt besonders
f�r die aktive sportliche Bet�tigung.

Unterschiede zwischen M�nnern und Frauen bestehen beim Spazierengehen/Wan-
dern, das Frauen bevorzugen, und der aktiven sportlichen Bet�tigung, die bei M�n-
nern h�ufiger ist.

Um einen Anhaltspunkt daf�r zu haben, welche Rolle der tats�chlich zur Verf�gung
stehenden freien Zeit f�r die Aus�bung der betrachteten Freizeitaktivit�ten zukommt,
werden in Tabelle 3 auch Gruppen verglichen, die sich nach den Merkmalen »Voll-
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Tab 3: Sport und Hobbys in verschiedenen Gruppen, 2004

Sport Wandern Heimwerken/
G�rtnern

K�nstlerische
Aktivit�ten

Spiele

% Mindestens einmal pro Woche

Insgesamt 41 61 49 13 17
Alter
18–34 Jahre 57 53 35 17 18
35–59 Jahre 43 60 53 12 18
60 Jahre und �lter 27 70 54 10 14

Geschlecht
M�nner 53 56 42 12 16
Frauen 45 66 43 14 18

< 50 Jahre – Vollerwerbst�tig
– Kind unter 15 43 60 53 9 26

< 50 Jahre – Vollerwerbst�tig
– kein Kind 56 47 38 15 9

< 50 Jahre – Nicht vollerw.
– Kind unter 15 45 69 52 16 31

< 50 Jahre – Nicht vollerw.
kein Kind 62 52 30 22 14

Datenbasis: ALLBUS 2004.

Abb. 4: Sport, Hobbys und Geselligkeit, 2004

Datenbasis: ALLBUS 2004.



zeiterwerbst�tigkeit« und »Vorhandensein von Kindern unter 15 Jahren im Haushalt«
unterscheiden. Das Bild, das sich dabei ergibt, ist uneinheitlich:

Do-it-yourself-Aktivit�ten werden von ganztags Erwerbst�tigen und Personenmit Kin-
dern im Haushalt trotz ihrer vermutlich relativ knapp bemessenen Freizeit besonders
h�ufig ausge�bt. Man kçnnte vermuten, dass dies mit dem hçheren M�nneranteil bei
den Vollzeitbesch�ftigten zusammenh�ngt. Allerdings ist das gleiche Muster auch zu
beobachten, wenn man nur die M�nner betrachtet.

F�r Wandern/Spazierengehen und Gesellschaftsspiele scheint – nicht sehr �berra-
schend – das Vorhandensein von Kindern im Haushalt fçrderlich zu sein. Vermutlich
handelt es sich hier, insbesondere beim Spielen, um T�tigkeiten, die gemeinsam mit
den Kindern ausge�bt werden. Dagegen scheint eine ganzt�gige Berufst�tigkeit die-
sen Freizeitaktivit�ten doch eher im Wege zu stehen.

Sport und k�nstlerische T�tigkeiten schließlich werden h�ufiger von Personen aus-
ge�bt, die auch �ber mehr Freizeit verf�gen, also von Personen, die keiner ganzt�gi-
gen Erwerbsarbeit nachgehen, und von Personen ohne Kinder im Haushalt. Beim
Sport sind die Unterschiede nur sehr gering. Dies liegt an gegenl�ufigen geschlechts-
spezifischen Effekten. Bei den M�nnern tritt das beschriebene Zeitmangelmuster re-
lativ klar zu Tage, bei den Frauen hingegen nicht. Erwerbst�tige Frauen mit Kind im
Haushalt treiben sogar h�ufiger Sport (52 %mindestens einmal pro Woche) als Nicht-
erwerbst�tige mit Kind (45 %).

2004 berichten die Befragten von h�ufigeren Besuchen bei oder von Verwandten und
Freunden als 1998 (vgl. Tab. 4). Dabei haben sich die Menschen in Ostdeutschland,
insbesondere was die sozialen Kontakte zu Freunden angeht, dem urspr�nglich deut-
lich hçheren westdeutschen Niveau angen�hert. Gleichzeitig gingen im Osten auch
die Anteile derjenigen, die kaum soziale Kontakte pflegen und seltener als einmal im
Monat jemanden besuchen oder besucht werden, zur�ck.

Der zweite Bereich mit bemerkenswerten Zuwachsraten ist der Sport. Der Anteil der-
jenigen, die kaum einmal Sport treiben, ist gesunken und der Anteil der mindestens

Tab. 4: Soziale Kontakte und Sport 1998 und 2004

West Ost

1998 2004 1998 2004

in %

Besuche Freunde
Mindestens einmal pro Woche 49 56 31 50
Seltener als einmal pro Monat 6 6 23 18

Besuche Familie
Mindestens einmal pro Woche 40 52 31 49
Seltener als einmal pro Monat 14 11 24 18

Sport
Mindestens einmal pro Woche 31 44 21 32
Seltener als einmal pro Monat 57 48 68 61

Datenbasis: ALLBUS 1998, 2004.
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einmal wçchentlich sportlich Aktiven ist in beiden Landesteilen seit 1998 um mehr als
zehn Prozentpunkte gestiegen – Ver�nderungen, die man als erfreuliche Ans�tze zu
einem gesundheitsbewussteren Freizeitverhalten werten kann.

10.3 Ausgehen

Die bisher betrachteten Freizeitaktivit�ten sind gewissermaßen allt�gliche T�tigkei-
ten. Die im Folgenden betrachteten Außer-Haus-Aktivit�ten – Essen-/Trinkengehen,
Ausfl�ge/Kurzreisen und der Besuch von Hochkultur-, Popul�rkultur- und Sportver-
anstaltungen – sind dagegen eher besondere Ereignisse, die entsprechend selte-
ner vorkommen (vgl. Abb. 5). Einen Ausflug unternehmen oder etwas Essen oder
Trinken gehen, tun zwar die meisten hin und wieder, aber zwischen 38 (Kino etc.)
und 53 % (Sportveranstaltungen) der Befragten geben an, nie eine Veranstaltung zu
besuchen.

Zudem werden die Freizeitaktivit�ten dieses Blocks – mit Ausnahme des Besuchs
von Kino und Popkonzerten – im Unterschied zu den bisher betrachteten T�tigkeiten
insgesamt 2004 noch ein wenig seltener als 1998 ausge�bt, was eventuell mit der
allgemeinen Konsumzur�ckhaltung aufgrund der wirtschaftlichen Entwicklung zusam-
menh�ngen kçnnte. Vor allem die Westdeutschen widmen sich den hier betrachteten
Außer-Haus-Aktivit�ten 2004 seltener, mit dem deutlichsten R�ckgang bei Ausfl�gen
und Kurzreisen (1998: 40 % mindestens einmal im Monat, 2004: 32 %).

Abb. 5: »Ausgehen«, 2004

Datenbasis: ALLBUS 2004.



»Ausgehen«, also eine Gastst�tte oder ein Restaurant oder eine Veranstaltung besu-
chen, oder Ausfl�ge unternehmen, das gehçrt nicht f�r alle gleichermaßen zur Frei-
zeitgestaltung dazu. In Abbildung 6 ist f�r einige ausgew�hlte Bevçlkerungsgruppen
dargestellt, wie stark sie sich diesbez�glich jeweils vom Bevçlkerungsdurchschnitt
unterscheiden.

�ltere Befragte ab 60 Jahre sind im Hinblick auf solche T�tigkeiten generell weniger
aktiv. Lediglich zu einem klassischen Konzert oder ins Theater gehen sie sogar etwas
h�ufiger. Wenig �berraschend angesichts der im Alltag f�r jedermann erfahrbaren
Lebensstilunterschiede ist, dass �ltere besonders selten im Kino oder bei Popkon-
zerten anzutreffen sind.

Mit Ausnahme des Besuchs von Sportveranstaltungen �ben Akademiker die hier be-
trachteten Außer-Haus-Aktivit�ten h�ufiger aus als der Bevçlkerungsdurchschnitt.

532

Abb. 6: »Ausgehen« in ausgew�hlten Gruppen, 2004

Datenbasis: ALLBUS 2004.
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Besonders groß f�llt der Unterschied aus, wenn es um den Besuch von Theater,
Klassikkonzert und Ausstellungen geht.

Bewohner von Großst�dten mit mehr als 100000 Einwohnern besuchen zwar Sport-
veranstaltungen etwas seltener, andere Veranstaltungen und Restaurants jedoch
�berdurchschnittlich h�ufig. Hier spielt sicherlich die Gelegenheitsstruktur, das An-
gebot an Veranstaltungen und Lokalen am Wohnort eine große Rolle.

Personen aus einkommensschwachen Haushalten schließlich, hier definiert als das
F�nftel der Befragten mit dem niedrigsten bedarfsgewichteten Haushaltsnettoein-
kommen, kçnnen sich anscheinend alle hier betrachteten Freizeitaktivit�ten weniger
oft leisten als der Durchschnittsb�rger.

10.4 Fazit

Was das Freizeitverhalten angeht, gibt es nur wenige Unterschiede zwischen den
Menschen in West- und Ostdeutschland. Zwar werden viele Freizeitaktivit�ten im
Westen etwas h�ufiger ausge�bt, aber im Großen und Ganzen ist das Bild in beiden
Landesteilen identisch: Die Menschen verbringen ihre Freizeit gern unter Freunden
und Verwandten, sie nutzen eifrig die verschiedenen Medien und widmen sich auch
h�ufig aktiveren Hobbys wie Sport oder wenigstens Spazierengehen/Wandern. An-
dere Aktivit�ten, wie k�nstlerisch-expressive T�tigkeiten und der Besuch von Sport-
oder Hochkulturveranstaltungen sind eher etwas f�r eine kleine Minderheit.

Wenn �berhaupt ein Wandel im Freizeitverhalten zu beobachten ist, dann zumeist
dergestalt, dass bestimmte T�tigkeiten 2004 h�ufiger als 1998 ausge�bt werden:
Das gilt etwa f�r soziale Kontakte und Sport, vor allem aber f�r die Nutzung von
Computer und Internet in der Freizeit. Diese Ver�nderungen gehen in beiden Landes-
teilen in die gleiche Richtung und fallen dort im Allgemeinen auch �hnlich stark aus,
sodass generell weder eine Angleichung noch ein Auseinanderdriften in der Freizeit-
gestaltung in West und Ost zu konstatieren sind.

Deutliche Unterschiede findet man jedoch, wenn man einzelne Bevçlkerungsgruppen
betrachtet. Hier kommt zum Ausdruck, dass gerade im Bereich Freizeit individuelle
Wahl- und Gestaltungsspielr�ume gegeben sind, sodass sich hier differenzierte Le-
bensstile entfalten kçnnen. Gleichzeitig deuten einige Ergebnisse jedoch auch darauf
hin, dass �ußere Restriktionen, etwa was finanzielle und zeitliche Ressourcen angeht,
diesen Gestaltungsspielraum einschr�nken kçnnen.

(Martina Wasmer /Alexander Haarmann)

Weitere Informationen zum Thema Zeit siehe Teil I, Kap. 6, zum Thema
Mediennutzung Teil I, Kap. 4.6.



11 �ffentliche Sicherheit
und
Kriminalit�tsbedrohung

Das Bed�rfnis nach çffentlicher Sicherheit gehçrt zu den wenigen Grundbed�rfnis-
sen, �ber die es einen allgemeinen Konsens in der Gesellschaft gibt. Die Garantie
der çffentlichen Sicherheit, namentlich die Unversehrtheit der Rechtsordnung und
der grundlegenden Einrichtungen des Staates sowie von Gesundheit, Ehre, Frei-
heit und Vermçgen seiner B�rger macht daher eine wesentliche Komponente der
individuellen Wohlfahrt und der gesellschaftlichen Lebensqualit�t aus.

F�r die Beurteilung der çffentlichen Sicherheit werden prim�r die faktische Krimi-
nalit�tsbelastung und die objektiven Risiken, Opfer einer Straftat zu werden, herange-
zogen. Aber auch das subjektive Sicherheitsempfinden der B�rger, das heißt Krimi-
nalit�ts�ngste und Besorgnisse gewinnen als Maßstab f�r die Gew�hrleistung oder
Beeintr�chtigung der çffentlichen Sicherheit an Bedeutung.

In den politischen Programmen und praktischen Maßnahmen der Kriminalpr�ven-
tion – etwa bei der Gestaltung çffentlicher R�ume – wird das Sicherheitsempfin-
den der B�rger ebenfalls zunehmend ber�cksichtigt. Dabei sind die Zusammenh�nge
zwischen objektiver Kriminalit�tsbelastung und subjektivem Sicherheitsempfinden
vielschichtig.

Neben tats�chlichen Kriminalit�tsrisiken sowie eigenen Opfererlebnissen oder Opfer-
erfahrungen von Angehçrigen beeinflussen eine Reihe zus�tzlicher Faktoren die
subjektive Wahrnehmung und Bewertung der çffentlichen Sicherheit. Dazu gehçren
gesellschaftliche Aspekte wie die Berichterstattung in den Medien, lokale Maßnah-
men der Kriminalpr�vention (zum Beispiel Polizeistreifen im Wohngebiet) sowie das
Erscheinungsbild des Wohnumfeldes (wie der Verfall der Wohnviertel). F�r die Ein-
sch�tzung der çffentlichen Sicherheit sind zudem individuelle Merkmale von Bedeu-
tung, insbesondere Sicherheitsanspr�che und Toleranzniveau gegen�ber Kriminali-
t�t, �ngstlichkeit und Verletzbarkeit und die Einsch�tzung der Mçglichkeiten, sich
selbst zu sch�tzen und Risiken vorzubeugen. Zudem kann – wie die Umbruchsphase
in Ostdeutschland nach der Wiedervereinigung belegt – eine allgemeine gesellschaft-
liche Verunsicherung die Furcht vor Kriminalit�t erhçhen.

Anhand verschiedener Indikatoren wird im Folgenden untersucht, wie groß die Kri-
minalit�tsbetroffenheit ist und wie die çffentliche Sicherheit aus der Sicht der B�r-
ger subjektiv wahrgenommen wird. Das Interesse liegt dabei nicht allein auf Aus-
maß, Ver�nderung und Unterschieden innerhalb Deutschlands, sondern schließt die
Betrachtung von Kriminalit�tsfurcht und Kriminalit�tsbetroffenheit im europ�ischen
Vergleich ein.
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11.1 Wahrnehmung der Kriminalit�t im Zeitverlauf

Die Wahrnehmung der çffentlichen Sicherheit hat sich in Deutschland in den letzten
Jahren nennenswert ver�ndert. Im Vergleich zu Mitte der 1990er-Jahre ist die Furcht
vor Kriminalit�t und die Einsch�tzung, Opfer einer Straftat zu werden, zur�ckgegan-
gen. Auch wird Kriminalit�t weniger als gesellschaftliches Problem wahrgenommen.
So sind die Sorgen �ber die Kriminalit�tsentwicklung im eigenen Land seit Ende der
1990er-Jahre eindeutig r�ckl�ufig (vgl. Abb. 1). Die Unterschiede im Kriminalit�ts-

empfinden zwischen Ost- und Westdeutschland sind dabei deutlich geringer gewor-
den. Mit 73 % lag das Besorgnisniveau im Jahr 1994 bei den Ostdeutschen mehr
als 20 Prozentpunkte �ber den Kriminalit�tssorgen der Westdeutschen. Diese Un-
terschiede sind durch den st�rkeren R�ckgang in den neuen Bundesl�ndern zuneh-
mend geringer geworden. Mit 45 % liegt der Anteil der Ostdeutschen, die sich im
Jahr 2004 große Sorgen �ber die Kriminalit�tsentwicklung in Deutschland machen,
vier Prozentpunkte �ber dem Niveau in den alten Bundesl�ndern.

Abb. 1: Kriminalit�tssorgen, 1994–2004

Datenbasis: SOEP 1994–2004.



11.2 Unterschiedliche Erfahrungen und Einsch�tzungen
der çffentlichen Sicherheit in der Bevçlkerung

Die çffentliche Sicherheit wird von den B�rgern unterschiedlich erlebt und wahr-
genommen. Was die Betroffenheit von Kriminalit�t anbelangt, so zeigt sich, dass
�ltere Menschen und Frauen seltener von Erfahrungen als Opfer berichten als andere
Bevçlkerungsgruppen. Im European Social Survey des Jahres 2004/05 (ESS 2004/05)
nannten in Deutschland neun Prozent der befragten Personen ab 60 Jahre und zehn
Prozent der befragten Frauen, dass sie oder der Haushalt in dem sie leben, in den
letzten f�nf Jahren von Einbruchsdelikten betroffen waren oder �berfallen wurden (vgl.
Tab. 1). Im Vergleich dazu waren 11 Prozent der in Westdeutschland und 14 % der in
Ostdeutschland lebenden M�nner im gleichen Zeitraum davon betroffen.

Obwohl Frauen und �ltere Menschen seltener von Kriminalit�t betroffen sind, f�rchten
sie sich mehr vor Kriminalit�t als J�ngere und M�nner. Im ESS 2004/05 gaben 39 %
der Westdeutschen �ber 60 Jahre und 42 % der Ostdeutschen der gleichen Alters-
gruppe an, dass sie sich ziemlich oder sehr unsicher f�hlen, wenn sie nachts allein in
ihrer Wohngegend unterwegs sind (vgl. Tab. 2). Dagegen f�rchten sich unter den 18-
bis 34-J�hrigen lediglich 17 % der West- und 25 % der Ostdeutschen vor Kriminalit�t.

Die hçhere Furcht bei Frauen und �lteren Menschen erkl�rt sich im Wesentlichen
dadurch, dass sich beide Personengruppen im Falle einer Opferwerdung verletzbarer
f�hlen und ihre Mçglichkeiten zur Bew�ltigung von Gefahren als gering einsch�t-
zen. Die Kriminalit�tsfurcht steigt jedoch nicht linear mit dem Alter. Im ESS 2004/05

Tab. 1: Opfer eines Einbruchs oder �berfalls im Haushalt in den letzten 5 Jahren

»Sind Sie oder ein Mitglied Ihres Haushalts
in den letzten f�nf Jahren Opfer eines Einbruchs

oder �berfalls geworden?«1

Westdeutschland Ostdeutschland

in %

Insgesamt 10,7 11,7
Geschlecht
M�nner 11,1 13,7
Frauen 10,3 9,6

Alter
18–34 Jahre 11,0 11,0
35–44 Jahre 12,3 10,1
45–59 Jahre 10,8 13,5
60 Jahre und �lter 8,6 9,1

Wohnumfeld
Großstadt 15,8 11,5
großst�dtisches Randgebiet 15,2 13,5
Kleinstadt 9,1 11,3
Land 6,5 11,7

1 Antwortkategorien: Ja/Nein. Dargestellt: Prozentanteil ja.

Datenbasis: ESS 2004/05.
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Tab. 2: Kriminalit�tsfurcht

»Wie sicher f�hlen Sie sich – oder w�rden Sie
sich f�hlen –, wenn Sie nach Einbruch der

Dunkelheit allein zu Fuß in Ihrer Wohngegend
unterwegs sind oder w�ren?«1

Westdeutschland Ostdeutschland

in %

Insgesamt 23,9 28,6
Geschlecht
M�nner 10,4 19,5
Frauen 35,7 38,4

Alter
18–34 Jahre 16,5 25,0
35–44 Jahre 21,4 20,8
45–59 Jahre 22,1 23,3
60 Jahre und �lter 38,5 41,7

Wohnumfeld
Großstadt 30,0 33,1
großst�dtisches Randgebiet 26,8 26,0
Kleinstadt 23,9 37,4
Land 17,7 13,6

1 Antwortkategorien: sehr sicher, sicher, unsicher, sehr unsicher. Dargestellt: Prozentanteil unsicher
und sehr unsicher.

Datenbasis: ESS 2004/05.

liegt f�r Ostdeutschland der Anteil der Personen mit Kriminalit�tsfurcht bei den 18- bis
34-J�hrigen sogar um vier Prozent hçher als bei den 35- bis 44-J�hrigen.

Eine regionale Differenzierung Deutschlands zeigt nicht nur, dass die Kriminalit�ts-
furcht in Ostdeutschland derzeit noch in leichtem Maße hçher ist. Zudem wird deut-
lich, dass sich Großst�dter mehr vor Kriminalit�t f�rchten als Personen, die auf dem
Land leben. Allerdings steigt die Kriminalit�tsfurcht auch hier nicht linear mit dem
Urbanisierungsgrad. In Ostdeutschland ist die Kriminalit�tsfurcht in den kleinst�dti-
schen Gebieten sogar hçher als die Furcht der Großst�dter (vgl. Tab. 2).

11.3 Kriminalit�tsfurcht und Kriminalit�tsbetroffenheit
im europ�ischen Vergleich

Wie wird die çffentliche Sicherheit in Deutschland im Vergleich zu anderen europ�-
ischen L�ndern erlebt und wahrgenommen? Was die Kriminalit�tsbetroffenheit, spe-
ziell die Opferwerdung im Bereich Einbruch und �berfall in den letzten f�nf Jah-
ren anbelangt, so liegt die Opferrate in Deutschland mit elf Prozent deutlich unter
dem europ�ischen Durchschnitt (vgl. Abb. 2). Von den 24 untersuchten L�ndern des
ESS 2004/05 ist die Opferrate in Deutschland am niedrigsten. Am hçchsten sind die
Opferraten in Finnland (32 %), in den skandinavischen L�ndern Schweden (27 %)



und D�nemark (27 %) sowie in Frankreich (27 %). Mit leichtem Abstand folgen Spa-
nien und Estland.

Das Ausmaß der Kriminalit�tsbetroffenheit deckt sich keineswegs mit dem Sicher-
heitsempfinden in den untersuchten L�ndern. W�hrend die Kriminalit�tsbetroffenheit
in Deutschland deutlich unter dem Durchschnitt der untersuchten L�nder liegt, ist die
Kriminalit�tsfurcht leicht �ber dem europ�ischen Durchschnitt (vgl. Abb. 3). Die Furcht
vor Kriminalit�t ist in den osteurop�ischen L�ndern, das heißt in Polen, der Slowakei,
Tschechien und Estland sowie im Vereinigten Kçnigreich am st�rksten ausgepr�gt.
Bemerkenswert ist das Ergebnis, dass die Kriminalit�tsfurcht in Skandinavien und
Finnland mit am geringsten ist, obwohl die Befragten in diesen L�ndern die hçchste
Kriminalit�tsbetroffenheit im Bereich Einbruch und �berfall angeben.
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Abb. 2: Opfer eines Einbruchs oder �berfalls in den letzten 5 Jahren

Datenbasis: ESS 2004/05.
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11.4 Zufriedenheit mit der çffentlichen Sicherheit

Einen weiteren wichtigen subjektiven Indikator der çffentlichen Sicherheit bildet die
Zufriedenheit und das Vertrauen der B�rger in die Institutionen, die von staatlicher
Seite mit der Gew�hrleistung der çffentlichen Sicherheit betraut sind. Parallel zum
R�ckgang in der wahrgenommenen persçnlichen Kriminalit�tsbedrohung und der ab-
nehmenden Besorgnis �ber die nationale Kriminalit�tsentwicklung ist die Zufrieden-
heit mit der çffentlichen Sicherheit und der Kriminalit�tsbek�mpfung in Deutschland
gestiegen. Im Wohlfahrtssurvey des Jahres 2001 waren 70 % der Westdeutschen mit

Abb. 3: Kriminalit�tsfurcht im europ�ischen Vergleich

Datenbasis: ESS 2004/05.



Tab 3: Zufriedenheit mit der çffentlichen Sicherheit

»Wie zufrieden sind sie – alles in allem – mit der çffentlichen
Sicherheit und der Bek�mpfung der Kriminalit�t?«1

1993 1998 2001

In %

Westdeutschland 43 58 70
Ostdeutschland 22 41 55

1 Antwortkategorien: Skala 0–10, 0 bedeutet ganz und gar unzufrieden, der Wert 10 bedeutet ganz
und gar zufrieden. Dargestellt: Prozentanteil der Befragten in den Kategorien 6–10.

Datenbasis: Wohlfahrtssurvey 1993, 1998, 2001.

der çffentlichen Sicherheit zufrieden. 1993 lag der entsprechende Anteil noch bei 43 %
(vgl. Tab. 3). Zwar unterscheidet sich das Ausmaß der Zufriedenheit mit der çffent-
lichen Sicherheit noch deutlich zwischen Ost und West. Aber auch in den neuen
Bundesl�ndern sind die B�rger zunehmend mit der çffentlichen Sicherheit zufrie-
den. Zwischen 1998 und 2001 stieg der Anteil der Zufriedenen in diesem Bereich von
41 auf 55 %.

Im internationalen Vergleich sind die Deutschen �berdurchschnittlich mit der çffent-
lichen Sicherheit zufrieden. So waren in Deutschland im Jahre 2002 gerade einmal
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Abb. 4: Unzufriedenheit mit der lokalen Polizeiarbeit im EU-15-Vergleich

Datenbasis: Eurobarometer 58.0 (2002).
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25 % der Befragten unzufrieden mit der Arbeit der lokalen Polizei (vgl. Abb. 4). Damit
liegt Deutschland �ber dem Durchschnitt der damaligen 15 EU-Mitgliedsstaaten. Ins-
gesamt schwankt die Unzufriedenheit mit der Polizei zwischen 47 % im Vereinigten
Kçnigreich (Großbritannien und Nordirland) und 16 % in �sterreich sehr deutlich.

11.5 Zusammenfassung

Die Deutschen f�hlen sich zunehmend weniger von Kriminalit�t bedroht und sorgen
sich weniger �ber die Kriminalit�tsentwicklung im eigenen Land als noch vor einem
Jahrzehnt. Gleichzeitig ist die Zufriedenheit mit der çffentlichen Sicherheit gestiegen.

Zwar ist die Kriminalit�tsfurcht in Ostdeutschland weiterhin etwas st�rker ausgepr�gt
als in Westdeutschland, aber die Unterschiede haben sich seit Mitte der 1990er-Jahre
deutlich verringert. �ltere Menschen und Frauen bilden weiterhin die Bevçlkerungs-
gruppen mit der hçchsten Kriminalit�tsfurcht, obwohl sie faktisch seltener Opfer von
Kriminalit�t werden. Im internationalen Vergleich liegt die Furcht vor Kriminalit�t in
Deutschland knapp �ber dem Durchschnitt der untersuchten europ�ischen L�nder.
Hinsichtlich der tats�chlichen Kriminalit�tsbetroffenheit steht Deutschland dagegen
deutlich besser da. Die Opferrate f�r Einbruchs- und �berfallsdelikte ist hierzulande im
Vergleich zu 17 europ�ischen L�ndern mit am niedrigsten.

Als Fazit l�sst sich festhalten, dass alle hier betrachteten objektiven und subjektiven
Indikatoren darauf hindeuten, dass die Deutschen der çffentlichen Sicherheit gegen-
w�rtig ein besseres Zeugnis ausstellen als vor zehn Jahren.

(Jçrg Dittmann)



12 Lebenssituation von Jugendlichen
und jungen Erwachsenen

In diesem Kapitel werden ausgew�hlte Lebensbedingungen der Jugendlichen und
jungen Erwachsenen in Ost- und Westdeutschland vergleichend untersucht. Dazu
werden zun�chst objektive Indikatoren wie die Wohnform, der Erwerbsstatus und
die Betroffenheit von Arbeitslosigkeit dargelegt. Danach werden ausgew�hlte Frei-
zeitaktivit�ten untersucht, da die Freizeitgestaltung ein zentrales Element der Jugend-
phase ist. Durch sie grenzen sich Jugendliche gegen�ber der Erwachsenenwelt und
auch untereinander ab. Schließlich werden Ver�nderungen im Bereich subjektiver
Indikatoren dargestellt – hier wird die Zufriedenheit mit der Freizeit, mit dem Lebens-
standard und mit dem Leben insgesamt betrachtet. Die wahrgenommenen Belastun-
gen der jungen Erwachsenen werden durch die Frage nach Sorgen im wirtschaftlichen
Bereich ber�cksichtigt.

Untersucht wird die Lebenssituation Jugendlicher und junger Erwachsener im Alter
von 17 bis 25 Jahren. Die Betrachtung der Lebensverh�ltnisse beschr�nkt sich aber
nicht nur auf Unterschiede zwischen Ost und West, sondern auch auf die zwischen
deutschen und ausl�ndischen Jugendlichen (in Westdeutschland). Einzelne Aspekte
werden zudem nach Geschlecht und im Vergleich zur Bevçlkerung, die �lter als
25 Jahre ist, betrachtet.

12.1 Bildung und Erwerbsstatus

Mit dem Prozess des �bergangs von der Jugendphase in das Erwachsenendasein
sind der Eintritt in das Erwerbssystem und die Loslçsung vom Elternhaus verbun-
den. So f�hren der Austritt aus dem (Aus-)Bildungssystem und der Eintritt in die Er-
werbst�tigkeit zu çkonomischer Selbstst�ndigkeit. Da Arbeitslosigkeitsphasen in
jungen Jahren aber keine Seltenheit sind, kçnnen sie den Prozess des Selbstst�ndig-
werdens hinauszçgern. Ausz�ge aus dem Elternhaus erfordern zwar eine eigenst�n-
dige Haushaltsf�hrung, bedeuten aber nicht zwangsl�ufig die çkonomische Unab-
h�ngigkeit von den Eltern. Einen deutlichen Einschnitt im Leben junger Erwachsener
stellt die Gr�ndung einer eigenen Familie dar.

Abbildung 1 gibt die Anteile der Jugendlichen wieder, die sich noch in schulischer oder
beruflicher Ausbildung befinden. Der Anteil der jungen Erwachsenen im Bildungssys-
tem hat seit Anfang der 1990er-Jahre kontinuierlich zugenommen. W�hrend 1991 nur
43 % der Jugendlichen noch in schulischer oder beruflicher Ausbildung waren, sind
es 1995 bereits 51 und 55 % Ende der 1990er-Jahre. 2004 ist ihr Anteil noch einmal
angestiegen, und zwar auf 61 %. Die Entwicklung bei den westdeutschen Jugend-
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lichen steht in �bereinstimmung mit dem Gesamttrend, was dem zahlenm�ßigen
�bergewicht westdeutscher Jugendlicher im Vergleich zu den ostdeutschen und
ausl�ndischen Jugendlichen geschuldet ist. Bei den jungen Ostdeutschen l�sst sich
eine �berdurchschnittliche Zunahme der Bildungsbeteiligung seit Mitte der 1990er-
Jahre feststellen. 1991 waren nur 34 % der ostdeutschen Jugendlichen noch im Bil-
dungssystem, aber 47 % der westdeutschen. Ab Mitte der 1990er-Jahre liegen sie
gleich auf. 2004 ist der entsprechende Anteil der Jugendlichen in Ostdeutschland
mit 67 % bereits hçher als der von westdeutschen Jugendlichen (60 %).

Junge Ausl�nder/innen weisen in ihrer Bildungsbeteiligung in allen Jahren Werte auf,
die deutlich unter denen deutscher Jugendlicher in Westdeutschland liegen. Seit

Mitte der 1990er-Jahre f�llt ihre Bildungsbeteiligung auch geringer aus als die der
ostdeutschen Jugendlichen.

Komplement�r dazu verlaufen die Anteile der Jugendlichen, die Vollzeit oder Teilzeit
erwerbst�tig sind (vgl. Abb. 2). Hier ist ein deutlicher R�ckgang von 44 % im Jahre
1991 auf 26 % im Jahr 2004 zu verzeichnen. Am ausgepr�gtesten ist der R�ckgang
der Erwerbst�tigkeit bei den ostdeutschen Jugendlichen (von 51 % im Jahre 1991 auf
20 % in 2004).

Die Altersgruppe der 17- bis 25-J�hrigen ist auch durch Arbeitslosigkeit betroffen.
Jugendliche werden neben �lteren, Frauen sowie Ausl�nder/innen zu den Problem-

Abb. 1: Anteil der jungen Erwachsenen in Ausbildung

Datenbasis: SOEP 1991, 1995, 1999, 2004.



gruppen des Arbeitsmarktes gez�hlt (vgl. Teil I, Kap. 3.9). Arbeits- und Ausbildungs-
losigkeit junger Menschen sind deshalb ein Problem, weil sie langfristige Folgen f�r
die Berufskarriere haben und sich dar�ber hinaus auch ung�nstig auf die Partner-
schaftsbindung und den Beginn der Elternschaft auswirken kçnnen.

Die Betroffenheit von Arbeitslosigkeit l�sst sich auf verschiedene Arten messen. Am
g�ngigsten ist die Betrachtung von Personen, die bei der Bundesagentur f�r Arbeit
offiziell als arbeitslos registriert sind. Jugendliche haben aber oftmals keinen Anspruch
auf Arbeitslosengeld, da sie entweder gar nicht oder nur kurzzeitig Beitr�ge zur Ar-
beitslosenversicherung gezahlt haben. Ein Teil der Jugendlichen meldet sich aus
diesem Grund nicht arbeitslos, sodass sie in der offiziellen Statistik nicht erfasst
sind. Deswegen werden hier zus�tzlich Quoten dargestellt, die sich auf die Defini-

tion des Internationalen Arbeitsamtes (International Labour Office, ILO) beziehen und
denen das Konzept der Erwerbslosigkeit zugrunde liegt (vgl. auch Teil I, Kap. 3.1).
Hiernach gilt als erwerbslos, wer (1) zum Zeitpunkt der Erhebung nicht erwerbst�-
tig ist, (2) gegenw�rtig verf�gbar ist, das heißt, innerhalb von zwei Wochen bereit ist,
eine Arbeit aufzunehmen, und (3) sich aktiv um eine neue Stelle k�mmert. Die aktive
Arbeitssuche umfasst dabei jede Form der Suche wie zum Beispiel �ber Freunde
oder das Internet.

Die Arbeitslosen- bzw. Erwerbslosenquoten werden nach den beiden oben erl�uter-
ten Definitionen f�r die Jahre 1991 (nur f�r registrierte Arbeitslose), 1995, 1999 und
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Abb. 2: Anteil der jungen Erwachsenen in Erwerbst�tigkeit

Datenbasis: SOEP 1991, 1995, 1999, 2004.
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2004 in Tabelle 1 ausgewiesen. Ostdeutsche und in noch st�rkerem Maße ausl�n-
dische Jugendliche in Westdeutschland weisen in allen hier betrachteten Jahren
die hçchsten Arbeitslosenquoten auf. Deutlich wird, dass das Problem Jugendar-
beitslosigkeit zum Teil untererfasst wird, wenn als Abgrenzungskriterium der Status
der offiziellen Registrierung (die Arbeitslosenquote) herangezogen wird. Bei der Be-
trachtung von Erwerbslosenquoten zeigen sich aber deutliche Differenzen dahinge-
hend, dass Jugendliche in den Jahren 1999 und 2004 st�rker von Erwerbslosigkeit
betroffen sind.

Mit dem Anstieg der Jugendarbeitslosigkeit seit Anfang der 1990er-Jahre geht eine
Zunahme der Bildungsbeteiligung einher, die insbesondere bei ostdeutschen Jugend-

Tab. 1: Betroffenheit von Arbeitslosigkeit bzw. Erwerbslosigkeit

Registrierte Arbeitslose Erwerbslose nach der
ILO-Klassifikation1

1991 1995 1999 2004 1995 1999 2004

in %

Jugendliche (17–25), insgesamt 5 8 7 10 8 10 12
Westdeutsche 3 6 6 9 6 7 11
Ostdeutsche 12 8 9 11 8 10 14
Ausl�nder/-innen (West) 4 17 15 17 17 21 23

Erwachsene (26–60) 5 9 8 9 5 6 8

1 Keine Werte f�r 1991, da erst ab 1994 alle notwendigen Informationen zur Bestimmung der Er-
werbslosenquote nach der International Labour Organization (ILO) im SOEP erhoben werden.

Datenbasis: SOEP 1991, 1995, 1999, 2004.

lichen auff�llig ist. Die mit 67 % hohe Bildungsbeteiligung der Jugendlichen in Ost-
deutschland im Jahre 2004 ist vermutlich auch eine individuelle Reaktion auf die
schlechte Arbeitsmarktlage in den neuen Bundesl�ndern. Das Bildungssystem �ber-
nimmt in diesen F�llen die Funktion einer so genannten Warteschleife.

Besonders stark von Arbeitslosigkeit betroffen sind die ausl�ndischen Jugendlichen
in Westdeutschland. Bei ihnen h�ngt die hohe Betroffenheit von Ausbildungs- und
Arbeitslosigkeit auch mit den geringeren schulischen und beruflichen Qualifikatio-
nen zusammen (vgl. Teil I, Kap. 2.3.1).

12.2 Lebens- und Wohnformen

Zwei Lebens- und Wohnformen sind f�r Jugendliche und junge Erwachsene beson-
ders relevant: (1) Wohnen im Elternhaus oder (2) in der eigenen Familie mit Partner
und/oder Kind(ern). Der gemeinsame Haushalt mit den Eltern ist �ber die Jahre hin-
weg die h�ufigste Wohnform (vgl. Abb. 3). Zwei Drittel der Jugendlichen leben noch
in einem Zweigenerationenhaushalt mit mindestens einem Elternteil. Seit Beginn der
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Abb. 3: Anteil der jungen Erwachsenen, der noch bei den Eltern wohnt

Datenbasis: SOEP 1991, 1995, 1999, 2004.

Abb. 4: Anteil der jungen Erwachsenen, der in einer eigenen Familie lebt

Datenbasis: SOEP 1991, 1995, 1999, 2004.
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1990er-Jahre hat dies sogar zugenommen. W�hrend die Anteile f�r westdeutsche
Jugendliche �ber die Jahre hinweg relativ konstant sind, ist bei den ostdeutschen
jungen Erwachsenen hingegen ein deutlicher Anstieg beobachtbar. Wohnte dort
1991 nur jeder zweite Jugendliche noch bei den Eltern, sind es 2004 deutlich �ber
zwei Drittel. Dies h�ngt zum einen mit dem l�ngeren Verweilen im Ausbildungssys-
tem, zum anderen mit der verzçgerten Familiengr�ndung zusammen. Auch die aus-
l�ndischen Jugendlichen ziehen 2004 deutlich sp�ter aus, als noch zu Beginn der
1990er-Jahre. Waren es 1991 knapp zwei Drittel, die noch bei den Eltern lebten, sind
es 2004 fast drei Viertel.

Ein gegenl�ufiger Trend zeigt sich bei den jungen Erwachsenen, die bereits eine ei-
gene Familie gegr�ndet haben (vgl. Abb. 4). Hier ist in der beobachteten Altersgruppe
ein R�ckgang seit Anfang der 1990er-Jahre festzustellen, am deutlichsten in Ost-

deutschland. Lebte 1991 noch knapp ein Drittel dieser Altersgruppe mit einem Partner
und/oder Kind(ern), ist es 2004 nur noch ein Sechstel. In diesen Zahlen dokumen-
tieren sich die verzçgerte Familienbildung und der dramatische Geburtenr�ckgang
in Ostdeutschland nach der Wende (vgl. Teil I, Kap. 1.5). Beide Prozesse sind Folge
der sozialpolitischen Ver�nderungen und çkonomischen Unsicherheiten nach dem
Zusammenbruch der DDR. Bei ausl�ndischen Jugendlichen sind Mitte der 1990er-
Jahre deutliche Schwankungen zu verzeichnen.

In den Lebens- und Wohnformen zeigen sich auch erhebliche geschlechtsspezifische
Unterschiede (vgl. Abb. 5). So bleiben m�nnliche Jugendliche deutlich l�nger im el-
terlichen Haushalt als weibliche Jugendliche. Die Differenz betrug 2004 16 Prozent-
punkte. Junge Frauen gr�nden dagegen fr�her eine eigene Familie (23 %). Ihr Anteil ist
mehr als doppelt so hoch wie der der jungen M�nner.

Abb. 5: Wohnformen der jungen Erwachsenen nach Geschlecht

Datenbasis: SOEP 2004.



12.3 Freizeitaktivit�ten

Bei der Betrachtung der Freizeitgestaltung wird hier zwischen zwei Typen unter-
schieden: (1) die sozialen und die (2) konsumtiven Freizeitaktivit�ten. Zu den Erste-
ren gehçrt die gesellschaftliche Beteiligung in Gruppen und Institutionen, die eine
integrative Funktion innerhalb der Gesellschaft erf�llt. Die konsumtiven Freizeitt�tig-
keiten, allein oder in der Gruppe, dienen dagegen st�rker der Erholung und dem
Spaß.

Die aktive Teilnahme am religiçsen Leben wird durch die H�ufigkeit des Kirchgangs
oder den Besuch anderer religiçser Veranstaltungen erfasst. In Deutschland besuchte

Tab. 2: Regelm�ßige Freizeitaktivit�ten (mindestens einmal pro Monat)

1990 1995 1999 2003 1990 1995 1999 2003

in %

Kirchliche Aktivit�ten1 Ehrenamtliche T�tigkeiten2

Jugendliche (17–25), insg. 16 15 10 11 14 13 14 14
Westdeutsche 18 16 10 11 15 16 16 16
Ostdeutsche 8 5 7 7 11 9 11 12
Ausl�nder/-innen (West) 22 21 15 23 3 5 10 6
Jungen 15 15 9 11 17 16 16 16
M�dchen 18 14 12 11 10 11 12 13

Erwachsene (26 u.�.) 24 22 19 20 16 14 14 16

Aktiver Sport3 Kino4

Jugendliche (17–25), insg. 53 58 53 54 65 69 73 69
Westdeutsche 60 63 55 57 67 72 73 70
Ostdeutsche 28 47 48 46 65 70 79 66
Ausl�nder/-innen (West) 46 50 51 52 50 54 64 62
Jungen 58 66 62 59 71 74 78 70
M�dchen 48 51 44 49 60 64 67 67

Erwachsene (26 u.�.) 30 32 29 31 11 13 19 16

1 Kirchgang, Besuch religiçser Veranstaltungen.
2 Ehrenamtliche T�tigkeiten in Vereinen, Verb�nden oder sozialen Diensten.
3 Werte f�r 2001 statt 2003.
4 Kinobesuch, Besuch von Popkonzerten, Tanzveranstaltungen, Diskos.

Datenbasis: SOEP 1990, 1995, 1999, 2001, 2003.

im Jahr 2003 knapp jeder neunte Jugendliche oder junge Erwachsene mindestens
einmal pro Monat die Kirche (vgl. Tab. 2). Dabei l�sst sich seit 1991 ein R�ckgang
feststellen. Insbesondere bei den westdeutschen Jugendlichen nimmt im Zeitverlauf
die Bindung an die Kirche ab. Besuchten zu Beginn der 1990er-Jahre noch 18 %
mindestens einmal pro Monat Gottesdienste, waren es 2003 lediglich noch 11 %.
Am st�rksten ist die Bindung an religiçse Institutionen bei den Nichtdeutschen,
sie bleibt �ber die Jahre relativ konstant. Am geringsten ist der Anteil der Kirchg�nger
unter den jungen Erwachsenen in Ostdeutschland mit Werten von f�nf bis acht Pro-
zent. Bei der Bevçlkerung �ber 25 Jahre l�sst sich ebenfalls ein abnehmender Trend

548



549

der Teilnahme an kirchlichen Aktivit�ten beobachten; der Anteil ist 2003 mit 20 %
dennoch doppelt so hoch wie bei den jungen Erwachsenen.

2003 �bten 14 % der Jugendlichen oder jungen Erwachsenen in ihrer Freizeit regel-
m�ßig eine ehrenamtliche Aktivit�t aus. Dabei zeigen sich klare Unterschiede zwi-
schen Ost und West. Unter den westdeutschen Jugendlichen ist jeder Sechste in
seiner Freizeit in einem Ehrenamt t�tig, jedoch nur jeder achte ostdeutsche Jugend-
liche. Ausl�ndische Jugendliche in Westdeutschland sind noch seltener ehrenamtlich
aktiv. Dar�ber hinaus zeigen sich geschlechtsspezifische Unterschiede. M�nnliche
Jugendliche sind h�ufiger ehrenamtlich aktiv als weibliche, wobei eine Tendenz
zur Angleichung im Zeitverlauf zu beobachten ist.

Im Vergleich zu den sozialen Freizeitaktivit�ten nehmen die konsumtiven bei den Ju-
gendlichen mehr Raum ein. Mehr als jeder zweite Jugendliche treibt in der Freizeit
Sport, wobei deutsche Jugendliche im Westen aktiver als ausl�ndische und vor allem
als ostdeutsche sind. Allerdings ist der Anteil der ostdeutschen Jugendlichen seit
Beginn der 1990er-Jahre deutlich angestiegen (von 28 auf 46 %). M�nnliche Jugend-
liche sind sportlich aktiver als weibliche (59 gegen�ber 49 %).

Auch Kino, Popkonzerte, Diskotheken oder Sportveranstaltungen werden �berdurch-
schnittlich h�ufig von Jugendlichen und jungen Erwachsenen besucht. 2003 besuch-
ten 69 % der jungen Erwachsenen regelm�ßig eine dieser Veranstaltungen gegen�ber
lediglich 16 % der Personen �ber 25 Jahre. Insgesamt sind kaum noch Unterschiede
zwischen den einzelnen Gruppen in den Beteiligungsquoten zu finden.

12.4 Subjektives Wohlbefinden und Sorgen

Die Zufriedenheit mit einzelnen Lebensbereichen gibt Auskunft dar�ber, wie Men-
schen ihre Lebensverh�ltnisse wahrnehmen und bewerten. Sie sind eine positive
Komponente des subjektiven Wohlbefindens, w�hrend Besorgnis- und Anomiesymp-
tome negative Aspekte darstellen (vgl. Teil II, Kap. 2).

Die Frage nach der Zufriedenheit mit der Freizeit macht deutlich, dass im Jahr 2004
insgesamt 77 % der jungen Erwachsenen mit diesem Lebensbereich eher zufrieden
oder zufrieden sind (vgl. Tab. 3). Dabei zeigt sich in den 1990er-Jahren insgesamt ein
ansteigender Trend, der insbesondere in der zweiten H�lfte der 1990er-Jahre bei den
ostdeutschen Jugendlichen zu erkennen ist.

Die Zufriedenheit mit dem Lebensstandard zielt auf die subjektive Bewertung der
materiellen Lebenssituation ab (vgl. Tab. 3). 2004 waren 81 % der Jugendlichen
und jungen Erwachsenen eher zufrieden oder zufrieden mit ihrem Lebensstandard.
Die hçchsten Anteile an der Zufriedenheit weisen deutsche Jugendliche in West-
deutschland auf. W�hrend sie ihren Lebensstandard �ber die Jahre hinweg kontinu-
ierlich hoch bewerten, zeigt sich f�r ostdeutsche Jugendliche ein deutlicher Anstieg
der Zufriedenheit seit der Wiedervereinigung, die jedoch seit 1999 wieder leicht zu-
r�ckgegangen ist.



Tab. 3: Zufriedenheit mit ausgew�hlten Lebensbereichen

Eher unzufrieden Eher zufrieden

1991 1995 1999 2004 1991 1995 1999 2004

in %

Zufriedenheit mit Freizeit
Jugendliche (17–25), insg. 16 151 11 12 71 751 79 77
Westdeutsche 15 131 12 12 72 721 80 78
Ostdeutsche 22 171 10 10 65 671 76 77
Ausl�nder/-innen (West) 13 171 10 15 73 691 77 73

Erwachsene (26 u.�.) 18 181 15 14 70 701 74 75

Zufriedenheit mit Lebensstandard
Jugendliche (17–25), insg. 10 10 9 9 78 79 81 81
Westdeutsche 8 8 8 8 82 83 83 84
Ostdeutsche 21 15 9 9 61 72 77 75
Ausl�nder/-innen (West) 9 16 17 17 80 69 76 74

Erwachsene (26 u.�.) 10 10 10 10 76 77 79 77

Allgemeine Lebenszufriedenheit
Jugendliche (17–25), insg. 7 7 6 8 85 83 87 80
Westdeutsche 6 6 6 7 89 85 88 83
Ostdeutsche 14 8 6 14 67 79 84 71
Ausl�nder/-innen (West) 5 8 7 8 83 81 84 81

Erwachsene (26 u.�.) 8 10 10 12 79 75 77 73

1 Werte f�r 1994.

Datenbasis: SOEP 1991, 1994, 1995, 1999, 2004.

Am deutlichsten sind die Unterschiede bei der allgemeinen Zufriedenheit mit dem
Leben. Die jungen Erwachsenen �ußern sich 2004 h�ufiger zufrieden als die �ltere
Bevçlkerung (80 gegen�ber 73 %). Bei fast allen hier betrachteten Gruppen waren
die Anteile in den 1990er-Jahren relativ konstant, außer bei den ostdeutschen Ju-
gendlichen. F�r sie l�sst sich, wie auch schon bei der Zufriedenheit mit der Freizeit-
gestaltung und dem Lebensstandard, eine starke Zunahme der Lebenszufriedenheit
in den Nachwendejahren erkennen. Waren Anfang der 1990er-Jahre 67 % eher oder
sogar sehr zufrieden, sind es fast zehn Jahre sp�ter 84 %. Im Jahr 2004 f�llt die
Bewertung in allen betrachteten Gruppen wieder deutlich niedriger aus. Dies ist
insbesondere bei den ostdeutschen Jugendlichen zu beobachten, bei denen der An-
teil der Zufriedenen um 13 Prozentpunkte gesunken ist. Das Niveau der allgemeinen
Lebenszufriedenheit ist damit fast so niedrig wie im Jahr eins nach der Wiederver-
einigung.

Neben der Zufriedenheit sind die Sorgen um politische, wirtschaftliche und gesell-
schaftliche Entwicklungen erg�nzende Indikatoren f�r das subjektive Wohlbefinden.
Hier werden Sorgen betrachtet, die die allgemeine und die eigene wirtschaftliche
Entwicklung sowie die Arbeitsplatzsicherheit betreffen (vgl. Tab. 4). W�hrend sich
der Großteil der Jugendlichen 2004 um die allgemeine und die eigene wirtschaftliche
Entwicklung sorgte (91 beziehungsweise 82 %), waren die Sorgen um die Arbeits-
platzsicherheit deutlich schw�cher ausgepr�gt (63 %), wobei auch hier seit Beginn der
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1990er-Jahre ein ansteigender Trend zu beobachten ist. Daneben sind nach wie vor
Unterschiede zwischen west- und ostdeutschen Jugendlichen zu beobachten. Ost-
deutsche Jugendliche sorgen sich 2004 um die eigene wirtschaftliche Situation und
die Arbeitsplatzsicherheit am h�ufigsten (74 %). Bez�glich der allgemeinen wirtschaft-
lichen Entwicklung �ußern westdeutsche Jugendliche am h�ufigsten Sorgen (92 %).

Ein differenzierter Blick zeigt, dass der Anteil der ostdeutschen Jugendlichen mit aus-
gepr�gten Sorgen zu Beginn der 1990er-Jahre gesunken, in den letzten Jahren aber
wieder angestiegen ist. Dagegen sind die Sorgen bei den westdeutschen und aus-
l�ndischen Jugendlichen und auch bei Personen �ber 25 Jahre in den 1990er-Jahren
kontinuierlich grçßer geworden.

Tab. 4: Anteil der Jugendlichen, die sich im çkonomischen Bereich
Sorgen machen

Allgemeine wirtschaft-
liche Entwicklung

Eigene wirtschaftliche
Entwicklung

Arbeitsplatzsicherheit1

1991 1995 1999 2004 1991 1995 1999 2004 1991 1995 1999 2004

in %

Jugendliche
(17–25), insg. 80 82 83 91 68 77 76 82 39 53 61 63
Westdeutsche 76 81 84 92 62 74 71 80 30 51 55 59
Ostdeutsche 96 86 86 89 92 86 87 90 78 61 73 74
Ausl�nder/-innen
(West) 75 81 77 82 69 82 85 84 45 55 78 70

Erwachsene (26 u.�.) 81 89 90 95 59 66 67 77 40 48 53 60

1 Frage wurde nur von Erwerbst�tigen beantwortet.

Datenbasis: SOEP 1991, 1995, 1999, 2004.

12.5 Zusammenfassung

Die objektive Lebenssituation der Jugendlichen bei der Bildungs- und Erwerbsbetei-
ligung einerseits und der Familienloslçsung und -gr�ndung andererseits hat sich in
den letzten Jahren im vereinten Deutschland weitgehend angeglichen. Waren ost-
deutsche Jugendliche und junge Erwachsene zu Beginn der 1990er-Jahre noch h�u-
figer erwerbst�tig und seltener im Bildungssystem als ihre westdeutschen Alters-
genossen, lassen sich zu Beginn des 21. Jahrhunderts keine Unterschiede mehr
feststellen beziehungsweise 2004 hat sich der Trend teilweise umgekehrt. Dagegen
variiert das Risiko der Arbeitslosigkeit nach wie vor sehr stark. Ostdeutsche Jugend-
liche sind ebensowie ausl�ndische Jugendliche deutlich h�ufiger von diesemProblem
betroffen als ihre westdeutschen Altersgenossen.

Bei den Lebens- und Wohnformen sind die geschlechtsspezifischen Unterschiede
st�rker ausgepr�gt als die zwischen ost- und westdeutschen Jugendlichen. Junge



Frauen ziehen eher aus dem elterlichen Haushalt aus als junge M�nner und leben
deutlich fr�her in einem eigenen Haushalt mit Partner und/oder Kind(ern).

Differenzen zwischen Ost- und Westdeutschland lassen sich auch 2004 noch bei der
Freizeitgestaltung erkennen. Die hçchsten Anteile derjenigen, die in die Kirche gehen,
sich ehrenamtlich in Vereinen, Verb�nden oder sozialen Diensten engagieren und
sportlich aktiv sind, sind bei westdeutschen Jugendlichen zu finden. Beim Besuch
von Kino, Popkonzerten, Diskotheken oder Tanzveranstaltungen gibt es hingegen
kaum Unterschiede zwischen Ost und West. Gerade in diesem Bereich sind die Un-
terschiede zur �lteren Bevçlkerung besonders ausgepr�gt.

Mit der Ann�herung der objektiven Lebensbedingungen und der Freizeitgestaltung
findet auch eine Angleichung in der Zufriedenheitsbewertung der Lebensbedingungen
statt. Demgegen�ber sind bei den Sorgen weiterhin Differenzen erkennbar. Dies kann
mit den regional variierenden Arbeitsmarktperspektiven und den individuellen Arbeits-
losigkeitsrisiken zusammenh�ngen. Besonders ausgepr�gte Sorgen finden sich in
den Bereichen der eigenen wirtschaftlichen Entwicklung und der Arbeitsplatzsicher-
heit bei den Jugendlichen in Ostdeutschland.

(Bettina Isengard /Thorsten Schneider)

552



553

13 Lebenssituation von �lteren

Die Lebensbedingungen und die Lebensqualit�t der �lteren Bevçlkerung r�cken um
so st�rker in den Mittelpunkt des Interesses, je grçßer der Anteil der Bevçlkerung ist,
der sich in dieser Phase des Lebenszyklus befindet, und desto mehr Lebenszeit jeder
Einzelne in der Phase des Ruhestands und des Lebensabends verbringt. Im Vergleich
zu 1970 hat sich die weitere mittlere Lebenserwartung eines bzw. einer 60-J�hrigen in
Westdeutschland mittlerweile um rund f�nf Jahre auf 24 Jahre bei den Frauen bzw.
20 Jahre bei den M�nnern verl�ngert. In Ostdeutschland ist die Lebenserwartung
ebenfalls deutlich gestiegen und hat sich den westdeutschen Werten zunehmend
angen�hert. Informationen zur Qualit�t des Lebens im Alter im Allgemeinen sowie
der Qualit�t der zus�tzlich gewonnenen Jahre im Besonderen sind daher gerade
auch f�r die Gesellschaftspolitik vonwachsender Bedeutung. Gest�tzt auf ausgew�hl-
te Indikatoren wird im vorliegenden Beitrag untersucht, wie sich Lebenssituation und
Lebensqualit�t im Alter im Vergleich zu der j�ngeren Erwachsenenpopulation darstel-
len und �ber die Zeit ver�ndern. Von besonderem Interesse ist zudem, wie sich Le-
benssituation und Lebensqualit�t von j�ngeren und �lteren Alten unterscheiden. Der
Fokus der Betrachtung richtet sich auf verschiedene Aspekte von Haushalt und Part-
nerschaft, Lebensstandard und Mobilit�t, den Gesundheitszustand sowie das sub-
jektive Wohlbefinden.

In diesem Beitrag wird f�r die auf das Jahr 2004 bezogenen Analysen eine Alters-
klassifizierung verwendet, die innerhalb der Bevçlkerung von 60 und mehr Jahren f�nf
Altersgruppen von j�ngeren Alten, �lteren Alten und Hochbetagten unterscheidet so-
wie die unter 60-J�hrigen als Vergleichsgruppe umfasst. Aufgrund der geringeren
Stichprobengrçße bei fr�heren SOEP-Wellen muss f�r Zeitvergleiche eine weniger
differenzierte, lediglich zwei Gruppen von Alten unterscheidende Altersklassifikation
(60 bis 74 und 75 bis 99 Jahre) verwendet werden.

13.1 Familien- und Haushaltssituation

Partnerschaft und Haushaltskonstellation sind zweifellos Faktoren, die das Leben im
Alter entscheidend pr�gen und mit zunehmendem Alter drastischen Ver�nderungen
unterworfen sind. W�hrend rund 70 % der 60- bis 64-J�hrigen mit einem Ehepartner
zusammenleben, ist das bei den 75- bis 79-J�hrigen nur noch bei knapp 50 % und
bei den 80-J�hrigen und �lteren gar nur noch bei 30 % in Westdeutschland und
jedem Vierten in Ostdeutschland der Fall. Entsprechend nimmt der Anteil der Ver-
witweten mit steigendem Alter schnell zu (vgl. Tab. 1). Der Anteil der Geschiedenen
ist in der �lteren Bevçlkerung derzeit noch vergleichsweise gering, weist aber eine
steigende Tendenz auf. Nur sehr geringe Anteile der alten Bevçlkerung leben offen-



Tab. 1: Familienstand, Partnerschaft und Haushaltsgrçße nach Altersgruppen

Altersgruppen

17–59
Jahre

60–64
Jahre

65–69
Jahre

70–74
Jahre

75–79
Jahre

80–99
Jahre

in %

WestdeutschlandFamilienstand
Ledig 36 6 7 3 5 6
Verheiratet, zusammenlebend 52 70 67 64 50 30
Geschieden 12 14 11 7 7 7
Verwitwet 1 11 16 26 39 58

Lebenspartner vorhanden
Lebenspartner wohnt im gleichen
Haushalt 64 73 70 66 53 31

Lebenspartner wohnt nicht im gleichen
Haushalt 11 4 4 3 3 2

Haushaltsgrçße
1-Personen-Haushalte 17 24 28 32 44 61
2-Personen-Haushalte 27 59 64 63 50 34
3- und Mehr-Personen-Haushalte 56 17 8 6 6 5

OstdeutschlandFamilienstand
Ledig 40 4 2 2 1 6
Verheiratet, zusammenlebend 43 74 72 66 53 24
Geschieden 16 13 10 9 8 11
Verwitwet 1 10 16 22 38 60

Lebenspartner vorhanden
Lebenspartner wohnt im gleichen
Haushalt 60 81 75 70 58 29

Lebenspartner wohnt nicht im gleichen
Haushalt 13 1 4 5 0 5

Haushaltsgrçße
1-Personen-Haushalte 16 18 25 30 39 65
2-Personen-Haushalte 27 70 70 68 59 32
3- und Mehr-Personen-Haushalte 57 12 5 3 2 3

Datenbasis: SOEP 2004.

bar mit einem Partner unverheiratet zusammen. Die Anteile derjenigen, die unabh�n-
gig von einer Eheschließung mit einem Partner zusammenleben, sind kaum grçßer
als die der verheiratet Zusammenlebenden.

Die alterstypischen Ver�nderungen des Familienstandes und der Partnerschaftssitu-
ation manifestieren sich auch in der Grçße der Haushalte und deren Ver�nderung
mit steigendem Alter: W�hrend sich der Anteil der Ein-Personen-Haushalte bei den
60- bis 64-J�hrigen mit 24 % noch nicht wesentlich vom Durchschnitt der j�n-
geren Bevçlkerung unterscheidet, steigt dieser Anteil auf �ber 44 % (Ost: 39 %)
bei den 75- bis 79-J�hrigen sowie auf nahezu zwei Drittel bei den �ber 80-J�hrigen.
Drei- und Mehr-Personen-Haushalte bilden heute – bei abnehmender Tendenz –
nur noch f�r eine Minderheit der alten Bevçlkerung den Lebenskontext und spielen
im hçheren Lebensalter kaum noch eine Rolle.
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13.2 Lebensstandard und Mobilit�t

Verwendet man die relative Einkommensposition, ein Maß, welches das eigene
Einkommen – berechnet als Haushalts�quivalenzeinkommen – in Prozent des
Durchschnittseinkommens der Bevçlkerung zum Ausdruck bringt, als zusammen-
fassenden Indikator f�r den Lebensstandard, ergibt sich f�r die �ltere Bevçlkerung
eine vergleichsweise g�nstige Situation (vgl. Tab. 2): Bezogen auf den Einkom-
mensdurchschnitt der Bevçlkerung in Gesamtdeutschland nehmen die 60- bis 64-
j�hrigenWestdeutschen mit einemWert von 115%die g�nstigste Position ein. F�r die
�ltere Bevçlkerung verschlechtert sich die relative Einkommensposition mit zuneh-
mendem Alter nur geringf�gig bis auf 99 % bei den 80- bis 99-J�hrigen, was we-
nigstens zum Teil auf die geringeren Versorgungsanspr�che von verwitweten Frauen
zur�ckzuf�hren sein d�rfte. In Ostdeutschland verf�gen die 60-J�hrigen und �lteren
dagegen �ber 84 bis 89 % des gesamtdeutschen durchschnittlichen �quivalenzein-

Abb. 1: Relative Einkommenspositionen verschiedener Altersgruppen

Datenbasis: SOEP 1991, 2004.



kommens. Ihre Einkommensposition ist damit sogar etwas besser als die der Er-
wachsenenbevçlkerung der unter 60-J�hrigen.

Die vorteilhafte Einkommenssituation der �lteren Bevçlkerung in Ostdeutschland
kommt noch deutlicher zum Ausdruck, wenn man ihre relative Einkommenssituation
am Durchschnittseinkommen der ostdeutschen Bevçlkerung bemisst. Relativ zum
ostdeutschen Durchschnitt erreicht das Einkommen der 60-J�hrigen und �lteren so-
gar einen Wert von 104 % (tabellarisch nicht ausgewiesen). Eindeutig als Gewinner
der Transformationsprozesse nach der deutschen Wiedervereinigung erweist sich
die �ltere ostdeutsche Bevçlkerung, wenn man die relative Einkommensposition im
Vergleich mit 1991 betrachtet (vgl. Abb. 1).

Damals erreichten die 60- bis 74-J�hrigen 89 % und die 75- bis 99-J�hrigen lediglich
73 % des durchschnittlichen ostdeutschen �quivalenzeinkommens. Gemessen am
gesamtdeutschen Durchschnittseinkommen haben sich die 60- bis 74-J�hrigen Ost-
deutschen sogar von 52 auf 87 % und die 75- bis 99-J�hrigen von 44 auf ebenfalls
87 % verbessert. Aber auch in Westdeutschland hat die �ltere Bevçlkerung ihre re-
lative Einkommensposition im Vergleich zu den j�ngeren Altersgruppen im Verlauf
der vergangenen Dekade leicht verbessern kçnnen.
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Abb. 2: Verf�gbarkeit �ber Pkw in verschiedenen Altersgruppen

Datenbasis: SOEP 2003.
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Die allt�gliche Mobilit�t steht und f�llt in hohem Maße – insbesondere außerhalb der
Großst�dte – mit der Verf�gbarkeit �ber einen PKW. Wie aus Abbildung 2 hervorgeht,
nimmt der Anteil derjenigen, die st�ndig �ber einen eigenen PKW verf�gen und in-
sofern in ihren Mobilit�tsmçglichkeiten nicht eingeschr�nkt sind, erwartungsgem�ß
mit steigendem Alter kontinuierlich ab, in Westdeutschland von 62 % (Ostdeutsch-
land 49 %) bei den 65- bis 69-J�hrigen auf etwa 48 % (Ostdeutschland 27 %) bei
den 75- bis 79-J�hrigen und nur noch 22 % (Ostdeutschland 10 %) bei den 80-J�h-
rigen und �lteren.

Tab. 2: Relative Einkommensposition nach Altersgruppen

Altersgruppen

17–59
Jahre

60–64
Jahre

65–69
Jahre

70–74
Jahre

75–79
Jahre

80–99
Jahre

in %

Westdeutschland 107 115 105 100 100 99
Ostdeutschland 84 85 89 85 88 87

Arithmetisches Mittel Gesamtdeutschland = 100.

Datenbasis: SOEP 2004.

13.3 Gesundheitszustand und Inanspruchnahme
von medizinischen Leistungen

Mehr als in jeder anderen Phase des Lebenszyklus wird die Lebensqualit�t im Alter
vom individuellen Gesundheitszustand und von den aus physischen und psychischen
Krankheiten resultierenden Beeintr�chtigungen des Aktivit�tspotentials und des sub-
jektiven Wohlbefindens bestimmt. Dementsprechend messen �ltere Menschen der
Gesundheit auch subjektiv eine herausragende Bedeutung bei. Kçrperliche Gebre-
chen und dauerhafte Behinderungen, aber auch psychische Symptome nehmen in der
Regel mit dem Alter zu und f�hren, vor allem bei den Hochbetagten, zu nachhaltigen
Verschlechterungen der Lebenssituation bis hin zur Pflegebed�rftigkeit, von der ca.
30 % der �ber 80-J�hrigen betroffen sind.

Vor allem gesundheitsbedingte Beeintr�chtigungen von Alltagsaktivit�ten resultieren
vielfach in unmittelbaren Lebensqualit�tseinbußen (vgl. Tab. 3a und 3b). W�hrend
sich beispielsweise in Westdeutschland fast drei Viertel aller 17- bis 59-J�hrigen (Ost-
deutschland 66 %) durch ihren Gesundheitszustand beim Treppensteigen gar nicht
beeintr�chtigt f�hlen, sinkt dieser Anteil bereits auf 43 % bei den 60- bis 64-J�hri-
gen (Ostdeutschland 29 %) und sogar bis auf lediglich 9 % (Ostdeutschland eben-
falls 9 %) bei den �ber 80-J�hrigen, von denen mehr als jeder Zweite angibt, beim
Treppensteigen sehr stark beeintr�chtigt zu sein. Ganz �hnlich nimmt auch der An-
teil derjenigen, die angeben bei anstrengenden T�tigkeiten durch ihren Gesundheits-
zustand nicht beeintr�chtigt zu sein, mit steigendem Alter rasch ab. Gesundheits-



bedingte Einschr�nkungen sozialer Kontakte treten in relevantem Umfang erst im
hçheren Alter auf, in Westdeutschland bei 13 % (Ostdeutschland 21 %) der 75- bis
79-J�hrigen sowie bei 23 % (Ostdeutschland 23 %) der 80- bis 99-J�hrigen.

Dar�ber hinaus kann die Lebensqualit�t aber auch durch Symptome kçrperlicher und
psychischer Krankheiten stark beeintr�chtigt werden, die ebenfalls mit steigendem
Alter zunehmen (vgl. Tab. 3a und 3b): Niedergeschlagenheit ist eine Beeintr�chtigung
des Wohlbefindens, von der im hçheren Alter bis zu einem knappen Viertel der Be-
fragten betroffen ist, die aber auch in der j�ngeren Bevçlkerung in nennenswertem
Umfang (17 %) verbreitet ist und hier sogar geringf�gig h�ufiger vorkommt als bei den
j�ngeren Alten. Dagegen ist das Erleiden starker kçrperlicher Schmerzen, das von
etwa einemDrittel der �ber 80-J�hrigen berichtet wird, ein Symptom, das inWest- und
Ostdeutschland mit zunehmendem Alter gleichermaßen an Verbreitung gewinnt.

Tab. 3a: Gesundheitszustand, gesundheitliche Beeintr�chtigungen und
Inanspruchnahme von medizinischen Leistungen nach Altersgruppen
in Westdeutschland

Westdeutschland Altersgruppen

17–59
Jahre

60–64
Jahre

65–69
Jahre

70–74
Jahre

75–79
Jahre

80–99
Jahre

in %

Gesundheitszustand gegenw�rtig
Sehr gut 14 4 3 2 2 2
Gut 44 29 25 19 15 9
Zufrieden stellend 28 42 42 46 39 38
Weniger gut 11 20 21 24 32 31
Schlecht 2 6 9 9 12 20

Gesundheitszustand beim
Treppensteigen
Stark beeintr�chtigt 5 18 20 26 37 55
Ein wenig beeintr�chtigt 24 39 46 52 46 36
Gar nicht beeintr�chtigt 71 43 34 22 17 9

Gesundheitszustand bei
anstrengenden T�tigkeiten
Stark beeintr�chtigt 8 23 26 31 43 60
Ein wenig beeintr�chtigt 30 45 51 54 44 33
Gar nicht beeintr�chtigt 62 32 24 14 13 7

Niedergeschlagen
in den letzten 4 Wochen 17 14 13 14 16 23

Kçrperliche Schmerzen
in den letzten 4 Wochen 9 21 24 20 28 37

Einschr�nkung sozialer Kontakte
wg. gesundheitlicher Beeintr�ch-
tigungen 6 7 7 10 13 23

Arztbesuche
in den letzten 3 Monaten 60 77 83 85 89 88

Krankenhausaufenthalt
im letzten Jahr 9 12 21 18 27 28

Datenbasis: SOEP 2004.
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Tab. 3b: Gesundheitszustand, gesundheitliche Beeintr�chtigungen und
Inanspruchnahme von medizinischen Leistungen nach Altersgruppen
in Ostdeutschland

Ostdeutschland Altersgruppen

17–59
Jahre

60–64
Jahre

65–69
Jahre

70–74
Jahre

75–79
Jahre

80–99
Jahre

in %

Gesundheitszustand gegenw�rtig
Sehr gut 9 1 1 3 0 1
Gut 48 28 23 12 15 7
Zufrieden stellend 30 44 42 49 44 36
Weniger gut 11 21 28 24 26 37
Schlecht 3 5 7 11 15 19

Gesundheitszustand beim
Treppensteigen
Stark beeintr�chtigt 5 17 21 33 43 56
Ein wenig beeintr�chtigt 29 54 50 48 43 36
Gar nicht beeintr�chtigt 66 29 29 19 14 9

Gesundheitszustand bei
anstrengenden T�tigkeiten
Stark beeintr�chtigt 8 25 26 35 46 60
Ein wenig beeintr�chtigt 35 51 58 48 46 36
Gar nicht beeintr�chtigt 57 24 16 17 7 3

Niedergeschlagen
in den letzten vier Wochen 18 15 15 18 22 24

Kçrperliche Schmerzen
in den letzten vier Wochen 10 21 23 21 33 44

Einschr�nkung sozialer Kontakte
wg. gesundheitlicher Beeintr�ch-
tigungen 6 8 8 12 21 23

Arztbesuche
in den letzten 3 Monaten 62 85 92 91 98 89

Krankenhausaufenthalt
im letzten Jahr 10 14 15 21 20 24

Datenbasis: SOEP 2004.

Dass sich der Gesundheitszustand mit steigendem Alter im Allgemeinen verschlech-
tert, wird durch eine Vielzahl von Indikatoren belegt (vgl. auch Teil II, Kapitel 4). Da-
gegen finden sich Hinweise darauf, dass der durch das Alter bedingte Anstieg der
Gesundheitskosten offenbar geringer ist, als vielfach angenommen und behauptet
wurde. Beide hier verwendeten Indikatoren der Inanspruchnahme von Gesundheits-
leistungen steigen mit dem Alter jedoch deutlich an (vgl. Tabelle 3a und 3b): Der An-
teil derjenigen, die angeben in den letzten drei Monaten einen Arzt aufgesucht zu
haben, steigt in Westdeutschland von 77 % (Ostdeutschland 85 %) bei den 60- bis
64-J�hrigen auf 88 % (Ostdeutschland 89 %) bei den 80- bis 99-J�hrigen, betr�gt
aber lediglich 60 % (Ostdeutschland 62 %) in der Vergleichsgruppe der j�ngeren
Bevçlkerung. Ein �hnlicher Zusammenhang mit dem Alter ist festzustellen, wenn
man die »Krankenhausaufenthalte im letzten Jahr« betrachtet, die auf etwa jeden



vierten 80-J�hrigen und �lteren zutreffen gegen�ber etwa jedem Achten im Alter
von 60 bis 69 Jahren und lediglich jedem zehnten 17- bis 59-J�hrigen.

13.4 Subjektives Wohlbefinden

Die mit dem Alterungsprozess einhergehenden Gesundheitsbeeintr�chtigungen ma-
nifestieren sich nicht zuletzt auch in der subjektiven Beurteilung des eigenen Gesund-
heitszustandes und in der Zufriedenheit mit der Gesundheit: W�hrend in West- wie in
Ostdeutschland lediglich 13 % der 17- bis 59-J�hrigen ihren Gesundheitszustand als
»weniger gut« oder »schlecht« bezeichnen, gilt das f�r 40 % der 75- bis 79-J�hrigen
sowie f�r mehr als die H�lfte der �ber 80-J�hrigen (vgl. Tab. 3a und 3b). Auch die
Zufriedenheit mit der Gesundheit nimmt mit steigendem Alter deutlich ab: In West-
deutschland erreicht sie bei den 60- bis 64-J�hrigen einen Wert von 6,0 auf der von 0
(ganz und gar unzufrieden) bis 10 (ganz und gar zufrieden) reichenden Zufriedenheits-
skala gegen�ber einemWert von 6,9 bei den 17- bis 59-J�hrigen und geht bei den �ber
80-J�hrigen bis auf 4,8 zur�ck. Die Differenz in der Gesundheitszufriedenheit zwi-
schen den beiden Gruppen betr�gt hier somit �ber zwei Skalenpunkte. Solche Dif-
ferenzen sind auch in Ostdeutschland zwischen den Altersgruppen der �ber 80-J�h-
rigen (4,2) und dem Durchschnitt der 17- bis 59-J�hrigen (6,5) zu finden (vgl. Abb. 3).

Die Zufriedenheit mit der Gesundheit ist gerade f�r �ltere Menschen ein Aspekt, der
das subjektive Wohlbefinden wesentlich mitbestimmt, stellt dabei aber dennoch le-
diglich eine Komponente neben anderen dar. Deutlich zufriedener als mit ihrer Ge-
sundheit sind �ltere Menschen mit ihrem Haushaltseinkommen. Das entspricht ihrer –
bereits festgestellten – vergleichsweise g�nstigen faktischen Einkommenssituation
und materiellen Lage. Die Population der 60-J�hrigen und �lteren ist mit ihrem Haus-
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Abb. 3: Allgemeine Lebenszufriedenheit nach Altersgruppen

1 2002 statt 2004.
Datenbasis: SOEP 2002, 2004.
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haltseinkommen im Vergleich mit der j�ngeren Bevçlkerung �berdurchschnittlich zu-
frieden (vgl. Abb. 3). Am zufriedensten sind in Westdeutschland die 70- bis 74-J�h-
rigen sowie die �ber 80-J�hrigen mit einem Wert von 6,6 auf der von 0 bis 10 rei-
chenden Skala gegen�ber 6,3 bei den 60- bis 64-J�hrigen. In Ostdeutschland –
wo die Differenzen zwischen den Altersgruppen besonders ausgepr�gt sind – �u-
ßern sich die 75- bis 79-J�hrigen am zufriedensten (6,4), dagegen liegt das Zufrieden-
heitsniveau bei den 60- bis 64-J�hrigen bei einem Wert von nur 5,1. W�hrend die
Zufriedenheit mit demHaushaltseinkommen inWestdeutschland im Vergleich zu 1991
in allen unterschiedenen Altersgruppen um mehr als 0,5 Skalenpunkte abgenommen
hat, ist in Ostdeutschland in diesem Zeitraum ein deutlicher Anstieg zu beobachten,
der sich in der �ltesten Altersgruppe auf fast einen Skalenpunkt bel�uft (vgl. Tab. 4).
Die f�r die alte Bevçlkerung besonders ausgepr�gten absoluten und relativen Ein-
kommensverbesserungen schlagen sich auch in deutlichen Zufriedenheitsgewinnen
nieder. Die Zufriedenheit mit dem Lebensstandard ist �ber fast alle Altersgruppen
hinweg – in West- und Ostdeutschland – hçher als die mit dem Einkommen. In
Westdeutschland finden sich hier auch nur geringe Unterschiede zwischen den Al-
tersgruppen und kaum Ver�nderungen �ber die Zeit. Auch in Ostdeutschland sind
die Unterschiede zwischen den Altersgruppen nicht sehr ausgepr�gt. Allerdings hat
in Ostdeutschland auch die Zufriedenheit mit dem Lebensstandard zwischen 1992
und 2004, mit Ausnahme der 75-J�hrigen und �lteren, zugenommen (vgl. Tab. 4).

Mit der sozialen Sicherung sind �ltere Menschen in West- und in Ostdeutschland
�berdurchschnittlich zufrieden, wobei das diesbez�gliche Zufriedenheitsniveau f�r
alle Altersgruppen aber deutlich unter den f�r den Lebensstandard und das Haus-
haltseinkommen zu beobachtenden Zufriedenheitsniveaus liegt. Die f�r die j�ngeren
Altersgruppen – im Vergleich zu den derzeitigen Rentnergenerationen – absehbare
Verschlechterung der sozialen Sicherung schl�gt sich auch in ihrer Zufriedenheit nie-
der: Das Niveau der Zufriedenheit mit der sozialen Sicherung liegt in der Gruppe der
80- bis 99-J�hrigen mit einem Wert von 6,5 in Westdeutschland um einen vollen
Skalenpunkt hçher als in der Population der 17- bis 59-J�hrigen; in Ostdeutschland
ist die Differenz mit 1,7 Skalenpunkten sogar noch ausgepr�gter (vgl. Abb. 4).

Die Zufriedenheit mit dem Leben insgesamt wird vielfach als ein globaler, viele ein-
zelne Aspekte und Facetten der Lebensumst�nde und des Lebensverlaufs zusam-
menfassend bilanzierender Indikator f�r das subjektive Wohlbefinden verwendet. Wie
Abbildung 4 zu entnehmen ist, unterscheidet sich die Lebenszufriedenheit der �lteren
Bevçlkerung entgegen der allgemeinen Erwartung kaum von j�ngeren Altersgruppen.
Eine geringf�gig unter dem durchschnittlichen Niveau liegende Zufriedenheit l�sst
sich allenfalls bei den Hochbetagten benennen. Im Zeitverlauf ist f�r Westdeutschland
ein leichter R�ckgang der Lebenszufriedenheit f�r s�mtliche Altersgruppen zu beob-
achten, in Ostdeutschland ein leichter R�ckgang in der �lteren Bevçlkerung sowie ein
geringer Anstieg bei den 17- bis 59-J�hrigen (vgl. Tab. 4).

Weiter gehende Analysen zu den Wirkungen und Einflussst�rken ausgew�hlter Merk-
male der Lebensumst�nde auf die Lebenszufriedenheit f�hren zu einigen bemer-
kenswerten Einsichten: Zun�chst best�tigt sich die Erwartung, dass sich der Gesund-
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Abb. 4: Zufriedenheit mit ausgew�hlten Lebensbereichen nach Altersgruppen

1 2002 statt 2004.

Datenbasis: SOEP 2004.
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heitszustand – gemessen �ber dessen subjektive Einsch�tzung – massiv auf die
Lebenszufriedenheit auswirkt und die St�rke dieses Einflusses mit dem Lebensalter
noch zunimmt. Daraus folgt gleichzeitig auch, dass die Zufriedenheit mit dem Leben
unter ansonsten gleichen Bedingungen mit dem Alter sogar zunimmt, wenn Ver-
schlechterungen des Gesundheitszustandes kontrolliert werden. Wie nicht anders
zu erwarten, mindert auch die Tatsache der Pflegebed�rftigkeit – von der weit �ber-
wiegend �ltere Alte betroffen sind – die Lebenszufriedenheit nachhaltig. Die Bedeu-

Tab. 4: Zufriedenheit mit ausgew�hlten Lebensaspekten nach Altersgruppen
und im Zeitvergleich

Westdeutschland 1984 1991 2004

Altersgruppen

17–59
Jahre

60–74
Jahre

75–99
Jahre

17–59
Jahre

60–74
Jahre

75–99
Jahre

17–59
Jahre

60–74
Jahre

75–99
Jahre

Mittelwert

Zufriedenheiten mit …
Gesundheit 7,3 5,6 5,1 6,9 5,8 5,3 6,9 5,8 5,0
HH-Einkommen 6,3 6,8 6,8 6,8 7,1 7,4 6,1 6,4 6,5
Sozialer Sicherung1 – – – – – – 5,5 6,0 6,4
Lebensstandard2 – – – 7,2 7,4 7,4 7,0 7,2 7,1
Lebenszufriedenheit 7,4 7,5 7,2 7,3 7,5 7,1 6,8 6,8 6,6

Ostdeutschland 1992 2004

Altersgruppen

17–59
Jahre

60–74
Jahre

75–99
Jahre

17–59
Jahre

60–74
Jahre

75–99
Jahre

Mittelwert

Zufriedenheiten mit …
Gesundheit 6,9 5,5 4,5 6,5 5,3 4,5
HH-Einkommen 4,6 5,1 5,5 5,0 5,5 6,4
Sozialer Sicherung1 – – – 5,0 5,3 6,2
Lebensstandard 5,8 5,9 6,3 6,4 6,4 6,9
Lebenszufriedenheit 5,9 6,4 6,5 6,1 6,2 6,0

1 2002 statt 2004.
2 1992 statt 1991.
– Indikator nicht erhoben.

Datenbasis: SOEP 1984, 1991, 1992, 2002, 2004.

tung des Einkommens – hier gemessen als relative Einkommensposition – f�r die
Lebenszufriedenheit ist f�r die j�ngere Bevçlkerung beachtlich, nimmt aber mit zu-
nehmendemAlter kontinuierlich ab und erweist sich in den hçchsten Altersgruppen als
nicht mehr signifikant; und anders als in den anderen Altersgruppen wirkt sich bei den
�ber 80-J�hrigen auch die West-Ost-Zugehçrigkeit nicht auf die Lebenszufriedenheit
aus. �berraschend ist vor allem der Befund, dass das Zusammenlebenmit einemEhe-
oder sonstigen Partner – anders als �blicherweise angenommen – nur in der j�ngeren



Bevçlkerung sowie bei den j�ngeren Alten einen – wenn auch nur leichten – positiven
Einfluss auf die Lebenszufriedenheit aus�bt; in der Gruppe der �ber 70-J�hrigen ist
jedoch kein signifikanter Einfluss des Zusammenlebens mit einem Partner – weder
positiv noch negativ – festzustellen.

13.5 Zusammenfassung

Alles in allem machen die Ergebnisse deutlich, dass sich �ltere Menschen in ihrer
Lebensqualit�t in vielfacher Hinsicht – wenn auch nicht durchg�ngig und nicht nur
negativ – von j�ngeren unterscheiden. Insbesondere hinsichtlich ihres Einkommens
und ihrer materiellen Verh�ltnisse geht es der �lteren Bevçlkerung in Deutschland
derzeit vergleichsweise gut. Deutliche Verbesserungen ihrer absoluten und relativen
Einkommensposition haben insbesondere die hçheren Altersgruppen in den çstlichen
Bundesl�ndern erfahren, was sich auch in ihrem subjektiven Wohlbefinden nieder-
schl�gt. Die aus gesellschaftspolitischer Sicht besonders interessierenden Defizite in
der Lebensqualit�t �lterer Menschen im Vergleich zu j�ngeren Bevçlkerungsgruppen
betreffen vor allem die immateriellen Aspekte des Lebens. Deutliche Einbußen in der
Lebensqualit�t stellen sich insbesondere bei den �lteren Alten, das heißt den Alters-
gruppen ab 70 Jahren ein, die sich von den j�ngeren Alten hinsichtlich einer Vielzahl
der verwendeten Indikatoren negativ unterscheiden.

F�r manche Beobachter �berraschend ist die auch im hohen Lebensalter nur unwe-
sentlich sinkende Zufriedenheit mit dem Leben insgesamt. In der Gesamtbilanz der
Lebenszufriedenheit werden die im hçheren Lebensalter negativ zu Buche schla-
genden Aspekte – wie beispielsweise Beeintr�chtigungen der Gesundheit – offen-
bar durch positiv bewertete Wohlfahrtskomponenten – wie z.B. eine im Durch-
schnitt vergleichsweise g�nstige materielle Lage – wenigstens teilweise kompen-
siert. Dass es �lteren Menschen in der Regel anscheinend gelingt, das Niveau ihres
subjektiven Wohlbefindens weitgehend aufrechtzuerhalten, mag dar�ber hinaus je-
doch auch auf Prozesse der Anspruchsanpassung und der Revision von Wertori-
entierungen, das heißt der Reduzierung von Erwartungen und der Abwertung von in
fr�heren Phasen des Lebenszyklus wichtigeren und der Hçherbewertung von in fr�-
heren Lebensphasen weniger wichtigen Aspekten zusammenh�ngen. Auch wenn
die vielfach gestellte Frage, ob die durch eine steigende Lebenserwartung gewon-
nenen Jahre lebenswert seien, pauschal kaum beantwortet werden kann, ist of-
fensichtlich, dass ihre Qualit�t mit dem Gesundheitsstatus steht und f�llt.

(Heinz-Herbert Noll /Stefan Weick)

Weitere Informationen zum Thema Altersaufbau siehe Teil I, Kap. 1.4, zum
Thema Alter und Gesundheit Teil I, Kap. 8.4.
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14 Zuwanderer und Ausl�nder
in Deutschland

Seit dem Ende des Zweiten Weltkrieges ist die Bevçlkerungsentwicklung der Bundes-
republik Deutschland durch Wanderungsbewegungen gepr�gt. In den letzten 50 Jah-
ren wurden rund 54 Millionen Zu- und Fortz�ge verzeichnet. Dabei wanderten 9 Mil-
lionen Menschen mehr in die Bundesrepublik ein als aus. Ein Teil der Zuwanderer
hat die deutsche Staatsb�rgerschaft angenommen und gilt in der amtlichen Statistik
als Deutsche. Die Zahl der Personen mit Migrationshintergrund liegt deshalb deut-
lich hçher als die Anzahl der Ausl�nder von 7,3 Millionen (vgl. auch Teil I, Kap. 1.8).
Die grçßten Zuwanderergruppen stammen aus den fr�heren Anwerbestaaten f�r so
genannte Gastarbeiter: aus der T�rkei, Italien, Spanien, Griechenland, Portugal und
dem damaligen Jugoslawien. Seit 1989, dem Ende der Ost-West-Konfrontation, gab
es neue Zuwanderungsbewegungen, vor allem immigrierten Fl�chtlinge und Asyl-
suchende aus den Krisengebieten des Balkans und Sp�taussiedler aus Polen, Ru-
m�nien und dem Gebiet der GUS-Staaten. Es gibt mehr und mehr Menschen, die
keinen dauerhaften Lebensmittelpunkt in einem Land mehr haben, sondern zwischen
den Staaten pendeln. Solche Prozesse der transnationalen Migration sind nur schwer
zu dokumentieren. Dies gilt ebenso f�r die Situation der illegalen Zuwanderer, deren
Zahl in der Bundesrepublik Deutschland auf 0,5 bis 1,5 Millionen gesch�tzt wird.

F�r alle Zuwanderer ist die Entscheidung, in ein anderes Land einzuwandern, von
großen Umbr�chen begleitet. Diese Eingliederung in die Aufnahmegesellschaft
wird als Integration bezeichnet. Sie stellt sowohl die Zuwanderer als auch die an-
s�ssige Bevçlkerung und deren Institutionen vor Herausforderungen.

Im Folgenden wird auf Grundlage der Daten des Sozio-oekonomischen Panels (SOEP)
die Lebenssituation der grçßten Zuwanderergruppen in Deutschland dargestellt: der
Zuwanderer aus der T�rkei, aus den EU-Staaten: Griechenland, Italien, Portugal und
Spanien (hier als S�dwest-Europa bezeichnet), aus den Staaten des ehemaligen
Jugoslawiens und Aussiedler. Dabei geht es um die folgenden Bereiche: Lebensbe-
dingungen, Bildungssituation, Besch�ftigung und soziale Integration. Alle Analysen
beziehen sich auf die alten Bundesl�nder, da die große Mehrheit der Zuwanderer
dort lebt.

14.1 Lebensbedingungen im Vergleich

In Tabelle 1 sind wichtige Indikatoren der Lebensbedingungen dargestellt. Die durch-
schnittliche Aufenthaltsdauer verweist auf die unterschiedlichen Zuwanderungspha-
sen. Zuwanderer aus den vier s�dwest-europ�ischen Staaten leben mit 32 Jahren im
Schnitt am l�ngsten in Deutschland, w�hrend (Sp�t-)Aussiedler haupts�chlich erst



nach dem Fall des Eisernen Vorhangs 1989 nach Deutschland immigriert sind. Dem-
entsprechend unterscheidet sich auch der Anteil der 2. Generation zwischen den
Zuwanderergruppen, also derjenigen, die in Deutschland geboren wurden oder als
Kinder nach Deutschland gekommen sind. Ein Vergleich der Daten von Haushalts-
grçße und Familienstand verdeutlicht die stabile, traditionale Familienorientierung
vor allem der t�rkischen Zuwanderergruppe. Mehrgenerationenfamilien mit mehr
als einem Kind sind immer noch typisch, auch wenn sich die Geburtenrate der zu-
gewanderten Frauen allm�hlich an die der deutschen Frauen angleicht.

Tab. 1: Lebenssituation von Deutschen und Zuwanderern
in den alten Bundesl�ndern

Deutsche Zuwanderer aus … Aussiedler

der T�rkei S�dwest-
europa

dem ehemal.
Jugoslawien

1996 2004 1996 2004 1996 2004 1996 2004 1996 2004

in %

Familienstand
Verheiratet 55 53 75 79 66 63 70 65 67 58
In Partnerschaft 18 19 7 6 15 13 11 9 12 16
Ledig 12 14 15 12 13 16 13 20 12 17
Geschieden 5 5 2 2 3 3 2 4 2 3
Verwitwet 10 8 1 0 3 5 4 2 7 6
In Deutschland geboren – – 15 18 17 22 9 13 0 0
Armutsgef�hrdungsquote
(60 % des Median-
einkommens) 12 15 39 35 15 13 30 37 20 27

Mittelwert

Aufenthaltsdauer in
Deutschland (in Jahren) – – 19 23 24 32 18 21 10 15
Monatliches Haushalts-
�quivalenzeinkommen (E) 1140 1360 630 850 870 1110 750 870 810 940
Haushaltsgrçße, Personen 2,5 2,5 3,8 3,8 3,4 3,2 3,2 3,0 3,3 3,3
Wohnfl�che pro Person (qm) 46 49 22 24 27 32 26 31 28 33

Datenbasis: SOEP 1996 und 2004.

Die Ergebnisse zur Wohnfl�che pro Person und zum monatlichen Haushalts�quiva-
lenzeinkommen zeigen deutliche Unterschiede in den materiellen Lebensbedingun-
gen. Deutsche verf�gen im Vergleich zu den Zuwanderern �ber ein deutlich hçhe-
res Einkommen und �ber mehr Wohnraum pro Person. Unter den im Durchschnitt
schlechtesten Lebensbedingungen leben Zuwanderer aus der T�rkei und dem ehe-
maligen Jugoslawien. Mehr als ein Drittel der Zuwanderer aus diesen Regionen le-
ben in einkommensarmen Haushalten. Zwischen 1996 und 2004 verbesserte sich
die Einkommenslage bei den t�rkischen Zuwanderern und den Migranten aus den
vier s�dwest-europ�ischen Staaten deutlich, w�hrend sie sich f�r Aussiedler und
Zuwanderer aus dem ehemaligen Jugoslawien eher verschlechterte. Besonders der
Anstieg an einkommensarmen Haushalten ist bemerkenswert. Die im Schnitt deut-
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lich niedrigere Wohnfl�che bei allen Zuwanderergruppen im Vergleich zur Gruppe
der Deutschen erkl�rt sich allerdings auch aus dem hohen Anteil von Zuwanderern,
die in st�dtischen Mietwohnungen leben.

14.2 Bildung und Ausbildung

Eine gute schulische und berufliche Bildung erçffnet eine Reihe von Wahlmçglich-
keiten f�r die zuk�nftige Lebensgestaltung. In einer mehr und mehr wissensbasierten
Gesellschaft ist eine entsprechend qualifizierte Schul- und Ausbildung zentral f�r die
Integration in den Arbeitsmarkt und die beruflichen Chancen. Dazu gehçren in der
Regel auch gute deutsche Sprach- und Schreibkenntnisse. Bei den Aussiedlern
sch�tzen knapp 80 % ihre deutschen Sprachkenntnisse als gut ein und immerhin
noch 60 % beurteilen ihre Schreibf�higkeit im Deutschen als gut. Hingegen liegen
die Quoten bei Zuwanderern aus der T�rkei und den s�dwest-europ�ischen Staaten
um 20 bis 30 Prozentpunkte niedriger. Bis auf die Gruppe der Zuwanderer aus der
T�rkei ergibt sich im Querschnittsvergleich zwischen 1996 und 2001 eine Verbes-
serung der Sprach- und Schreibkenntnisse. Besonders deutlich ist diese Entwick-
lung bei der Gruppe der Aussiedler und Zuwanderer aus dem fr�herem Jugoslawien
(vgl. Tab. 2).

Bei der Schulbildung bestehen weiterhin starke Unterschiede zwischen der deutschen
Bevçlkerung und den einzelnen Zuwanderergruppen. Wiederum sind es Zuwanderer
aus der T�rkei, die den hçchsten Anteil an Personen ohne Schulabschluss aufweisen.
Bei den hçheren Schulabschl�ssen sind sowohl t�rkische Zuwanderer als auch Zu-
wanderer aus S�dwest-Europa unterrepr�sentiert. Allerdings zeigt sich, dass die
2. Generation deutlich hçhere Schulabschl�sse erreicht. Somit ist ein Teil der Unter-
schiede durch die Wanderungsgeschichte bedingt, da vor allem niedrig qualifizierte
Arbeiter angeworben wurden und es bis Ende der 1970er-Jahre keine bildungspoli-
tischen Integrationsmaßnahmen gab. F�r dieses Ergebnis sprechen auch Befunde,
die nachweisen, dass sich seit den 1980er-Jahren der Bildungsabstand zwischen
Deutschen und Zuwanderergruppen, die seit l�ngerer Zeit in Deutschland leben, zu-
nehmend verringert hat.

Der enge Zusammenhang zwischen Schulbildung und Ausbildung zeigt sich in Ta-
belle 2. Der Anteil der Zuwanderer ohne Berufsausbildung liegt zwischen 28 %bei den
Aussiedlern und 58 % bei den Zuwanderern aus der T�rkei und damit weit �ber dem
entsprechenden Anteil bei den Deutschen. Bemerkenswert ist, dass Zuwanderer aus
dem ehemaligen Jugoslawien gleich oft und Aussiedler sogar çfter �ber eine aka-
demische Ausbildung verf�gen als Deutsche. Wie bei der Schulbildung, so zeigt sich
auch bei der beruflichen Ausbildung die Tendenz, dass die zweite Generation im
Vergleich zur jeweiligen Gesamtgruppe hçhere Berufsabschl�sse erreicht. Insgesamt
ist innerhalb der acht Jahre ein Trend zu hçheren Ausbildungsabschl�ssen zu beob-
achten. Diese zunehmende Qualifizierung wird besonders bei Frauen deutlich. Im



Tab. 2: Sprachkenntnisse und Bildung von Deutschen und Zuwanderern
in Westdeutschland

Deutsche Zuwanderer aus … Aussiedler

der T�rkei S�dwest-
europa

dem ehemal.
Jugoslawien.

1996 2004 1996 2004 1996 2004 1996 2004 1996 2004

in %

Gute deutsche
Sprachkenntnisse – – 55 54 57 64 61 67 69 80

Gute Schreibf�higkeiten
in Deutsch – – 41 43 36 44 35 50 55 69

Schulbildung
Kein Schulabschluss 3 2 28 21 28 16 23 17 7 7
Frauen 3 1 34 27 31 17 29 24 7 8
2. Generation – – 21 3 9 8 13 2 19 1

Haupt-/Pflichtschule 52 44 44 49 50 59 54 48 47 47
Frauen 53 44 43 44 45 52 46 43 45 44
2. Generation – – 43 54 60 51 44 38 35 32

Realschule 25 27 24 20 14 14 18 29 31 35
Frauen 28 31 20 18 16 19 19 27 35 37
2. Generation – – 27 24 16 23 27 45 34 41

Abitur 21 27 4 10 8 10 5 6 14 12
Frauen 16 24 3 11 7 12 7 6 13 11
2. Generation – – 8 19 15 18 16 16 12 27

Ausbildung
Keine Ausbildung 24 20 67 58 64 56 52 40 34 28
Frauen 32 25 74 75 66 68 63 45 39 31
2. Generation – – 57 47 48 34 43 28 52 36

Berufsausbildung 64 63 29 33 30 34 41 44 49 46
Frauen 59 62 23 19 28 22 32 42 46 40
2. Generation – – 41 50 47 57 51 62 45 53

Akademischer Abschluss 13 17 4 9 6 10 7 17 18 26
Frauen 9 13 2 6 6 10 6 13 15 29
2. Generation – – 3 3 5 9 6 11 3 10

Datenbasis: SOEP 1996 und 2004.

Vergleich zu M�nnern verbessern sich ihre Bildungsabschl�sse �berproportional. Al-
lerdings darf dies nicht �ber die weiterhin bestehende Ungleichheit hinwegt�uschen.
�ber 70 %der Frauen aus der T�rkei haben keinen Berufsabschluss. Bei denGruppen
aus den s�dwest-europ�ischen Staaten sind es knapp 70 %.

14.3 Erwerbst�tigkeit und Einkommen

Die Teilnahme am Erwerbsleben ist in den einzelnen Zuwanderergruppen sehr un-
terschiedlich. Abbildung 1 zeigt, dass fast jeder dritte Zuwanderer aus der T�rkei nicht
am Erwerbsleben teilnimmt. Dies betrifft vor allem t�rkische Frauen, die in der Mehr-
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zahl nicht berufst�tig sind. Auch tragen rechtliche Beschr�nkungen bei der Arbeits-
aufnahme f�r Nicht-EU-B�rger dazu bei, dass die Erwerbsbeteiligung von Zuwan-
derern aus der T�rkei und Staatsb�rgern der Nachfolgestaaten des ehemaligen
Jugoslawiens geringer ist als bei Zuwanderern aus EU-L�ndern und Aussiedlern
mit deutscher Staatsb�rgerschaft.

Auch bei der Stellung innerhalb des Erwerbssystems zeigen sich deutliche Unter-
schiede zwischen den einzelnen Gruppen. W�hrend bei den Deutschen und den Zu-
wanderern aus S�dwest-Europa weit �ber 60 % einer Vollzeit- oder Teilzeitbesch�f-
tigung nachgehen, sind dies bei den Aussiedlern und Zuwanderern aus dem
ehemaligen Jugoslawien knapp 60 % und bei den Zuwanderern aus der T�rkei
nur rund 45 %. Teilzeitarbeit wird dabei weitgehend von Frauen ausge�bt. Große
Unterschiede zeigen sich in den Arbeitslosenzahlen. Hier weisen Zuwanderer aus
der T�rkei die hçchste Quote auf. Insgesamt hat sich das Arbeitslosigkeitsrisiko
f�r Zuwanderer in den 1990er-Jahren stark erhçht und liegt deutlich �ber dem
der deutschen Bevçlkerung.

Die berufliche Stellung der Besch�ftigten geht mit einer spezifischen Verteilung nach
Wirtschaftssektoren einher. Die Mehrzahl der besch�ftigten Zuwanderer ist als unge-
lernte und angelernte Arbeiter vorwiegend im industriellen Sektor t�tig (vgl. Tab. 3).
Die berufliche Mobilit�t vor allem bei den als so genannte Gastarbeiter nach Deutsch-
land immigrierten Zuwanderern ist gering. Sie haben den wirtschaftlichen Struktur-
wandel seit den 1970er-Jahren nur unzureichend und verzçgert vollziehen kçnnen.
Dies wiederum ist ein wichtiger Grund f�r die hohen Arbeitslosigkeitsquoten. Nur

Abb. 1: Erwerbsstatus von Deutschen und in Deutschland lebenden
Ausl�ndern

Datenbasis: SOEP 2004.



Zuwanderer aus S�dwest-Europa arbeiten h�ufiger als qualifizierte Facharbeiter und
weisen auch im Vergleich zu den anderen Zuwanderergruppen den hçchsten Anteil
hçherer Angestellter auf. Der Abstand zu den deutschen Besch�ftigten, die in der
Mehrzahl als Angestellte t�tig sind, verringert sich zwar zwischen 1996 und 2004,
bleibt jedoch groß. Dieser Befund dokumentiert sich auch an den durchschnittlichen
Berufsprestigewerten, die f�r Deutsche deutlich hçher sind als f�r die Zuwanderer-
gruppen.

Tab. 3: Besch�ftigungsstruktur von Deutschen und Zuwanderern
in Westdeutschland

Deutsche Zuwanderer aus … Aussiedler

der T�rkei S�dwest-
europa

(bis 2003)

dem ehemal.
Jugoslawien

1996 2004 1996 2004 1996 2004 1996 2004 1996 2004

in %

Berufliche Stellung
Arbeiter 12 12 48 46 45 31 56 42 40 36
Facharbeiter/Meister 18 14 31 20 29 33 25 18 34 25
Einfache Angestellte 4 5 4 3 3 6 4 5 5 4
Mittlere Angestellte 20 23 24 24 19 20 29 25 31 29
Hçhere Angestellte 7 8 0 0 1 4 0 1 1 1
Selbstst�ndige 20 23 24 24 19 20 29 25 31 29

Niedrigeinkommen
(50 % des Durchschnitts) 20 23 24 24 19 20 29 25 31 29

Hocheinkommen
(200 % des Durchschnitts) 7 8 0 0 1 4 0 1 1 1

Mittelwert

Nettoarbeitseinkommen
(Euro, nominal) 1390 1560 1100 1350 1120 1470 1050 1230 1060 1200

Berufsprestige
(0=niedrig, 100=hoch) 64 72 45 45 48 50 43 49 47 58

Datenbasis: SOEP 1996 und 2004.

Die Unterschiede in der beruflichen Qualifikation manifestieren sich auch in den
Arbeitseinkommen. Zuwanderer aus dem ehemaligen Jugoslawien und Aussiedler
beziehen die niedrigsten Einkommen und konnten nur von einer geringen nominalen
Einkommenssteigerung zwischen 1996 und 2004 profitieren. Die Einkommensun-
terschiede zwischen den Gruppen werden weniger durch Niedrigeinkommen ge-
pr�gt, sondern vor allem durch die unterschiedlichen Anteile bei den Hocheinkom-
mensbeziehern. Zuwanderer aus S�dwest-Europa finden sich weniger h�ufig im
Niedrigeinkommensbereich als deutsche Erwerbst�tige. Daf�r gibt es in der Gruppe
der Deutschen acht Prozent, die mehr als das Doppelte des Durchschnittsverdiens-
tes erhalten, ein Anteil der von keiner Zuwanderergruppe erreicht wird. Daran wird
erneut deutlich, dass hçhere Berufspositionen nur selten von Zuwanderern einge-
nommen werden.
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14.4 Soziale Integration

Die Daten des SOEP bieten durch die j�hrliche Befragung derselben Personen auch
die Mçglichkeit, Prozesse der sozialen Integration im L�ngsschnitt zu betrachten und
zu dokumentieren. F�r diese Prozesse liegen verschiedene Fragen und Indikatoren
vor – etwa die Bleibeabsicht in Deutschland, die Beherrschung des Deutschen als
Umgangssprache, die Kontakte zu Deutschen und auch die Wahrnehmung von Be-
nachteiligungen aufgrund der Herkunft. Die diesbez�glichen Ergebnisse (vgl. Tab. 4)
zeichnen ein heterogenes Bild. Erwartungsgem�ß weisen Aussiedler die hçchste Blei-
beabsicht auf und sie sprechen in der Mehrzahl auch Deutsch als Umgangssprache.
Zudem erfahren sie aufgrund ihrer Herkunft selten Benachteiligungen.
Dagegen wollen auch rund 68 % der Zuwanderer aus der T�rkei zwar dauerhaft in
Deutschland bleiben, allerdings spricht nur ein F�nftel der t�rkischen Zuwanderer
Deutsch als Umgangssprache. Im Zeitverlauf zwischen 1996 und 2003 hat dieser
Anteil sogar abgenommen. Zu beiden Zeitpunkten gab es bei einem F�nftel weder
Besuch von noch bei Deutschen, und immerhin 15 % f�hlten sich aufgrund ihrer Her-
kunft oft benachteiligt. Diese Angaben verdeutlichen auf der einen Seite einige der
Schwierigkeiten bei der Integration t�rkischen Zuwanderer. Auf der anderen Seite hat
ein beachtlicher Teil zwischen 1996 und 2004 die deutsche Staatsb�rgerschaft an-
genommen, was unter anderem mit der Nivellierung des Staatsb�rgerschaftsrechts
im Jahre 1999 zusammenh�ngen d�rfte. Im zeitlichen Vergleich reduziert sich auch
bei allen Zuwanderergruppen die wahrgenommene Diskriminierung aufgrund der
Herkunft. Der Kontakt zur einheimischen Bevçlkerung im Alltag durch Besuche von
oder bei Deutschen stagniert zwischen 1996 und 2004. Dennoch weisen die entspre-
chenden Anteile zwischen 80 und 90 % keinesfalls auf Prozesse der Segregation hin.
Abgesehen von der Gruppe der Aussiedler sprechen weniger als die H�lfte aller Zu-
wanderer Deutsch als Umgangssprache, und im Trend nimmt dieser Anteil nur f�r die
Gruppe der Zuwanderer aus S�dwest-Europa und die Aussiedler zu.

Tab. 4: Determinanten sozialer Integration von Zuwanderergruppen
in Westdeutschland

Zuwanderer aus … Aussiedler

der T�rkei S�dwesteuropa
(bis 2003)

dem ehemal.
Jugoslawien

1996 2004 1996 2004 1996 2004 1996 2004

in %

Besuch von/bei Deutschen1 82 78 91 87 93 87 – –
Umgangssprache Deutsch2 23 21 30 38 35 38 52 81
Deutsche Staatsb�rgerschaft 1 19 0 2 6 12 98 99
Dauerhafte Bleibeabsicht 54 68 43 58 56 62 99 98
Benachteiligung aufgrund
der Herkunft 22 15 4 1 9 4 7 11

1 Angaben aus 1997 und 2003.
2 Angaben aus 1996 und 2003.

Datenbasis: SOEP 1996, 1997, 2003 und 2004.



14.5 Fazit

In der Debatte um die Folgen der Alterung der Gesellschaft wird Zuwanderung als ei-
ne Mçglichkeit genannt, mit der die Probleme der demographischen Ver�nderungen
in den n�chsten Jahrzehnten abgemildert werden kçnnte. Gleichzeitig wird auf die
Probleme der Integration von Zuwanderern verwiesen und die Behebung der Integ-
rationsdefizite bei den bisher zugewanderten Personen angemahnt. Die getrennte
Betrachtung der Zuwanderergruppen hat gezeigt, dass sich die Lebensbedingungen
von Zuwanderern je nach Herkunftsregion unterscheiden. Zwar ist in fast allen un-
tersuchten Bereichen die Lebenssituation von Deutschen besser als die von Zuwan-
derern, jedoch zeigt sich �ber die Zeit hinweg eine Tendenz zur Angleichung. Die
soziale Integration dieser Gruppen ist in vielen F�llen ein Prozess, der sich langsam
vollzieht. Die Integrationsprozesse zeigen aber auch, dass Zuwanderer und ihre Nach-
kommen sehr unterschiedliche Voraussetzungen mitbringen und ihnen die Gesell-
schaft im Laufe der Jahrzehnte sehr unterschiedliche Mçglichkeiten bietet, in Deutsch-
land »anzukommen«. Aussiedler und Zuwanderer aus Griechenland, Italien, Portugal
oder Spanien sind h�ufig hçher qualifiziert und besser in den Arbeitsmarkt integriert als
Zuwanderer aus der T�rkei. Dies mag auch ein Grund sein, warum Prozesse der
sozialen Integration bei t�rkischen Zuwanderern weniger voranschreiten und emp-
fundene Benachteiligung wesentlich h�ufiger ist als bei den anderen Zuwanderergrup-
pen. Die Unterschiede zwischen den Gruppen machen auch deutlich, dass gegen-
w�rtige Zuwanderungen nicht mit den Erfahrungen fr�herer Zuwanderergruppen
gleichgesetzt werden kçnnen. Sie vollziehen sich unter anderen sozialen Vorausset-
zungen.

(Wolfgang Keck)

Weitere Informationen zum Thema Ausl�ndische Bevçlkerung siehe Teil I,
Kap. 1.8, zum Thema Ausl�nder und Bildung Teil I, Kap. 2.3 und 2.4, zum Thema
Ausl�nder und Arbeitslosigkeit Teil I, Kap. 3.9.
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15 Lebensbedingungen
im regionalen Vergleich

�konomische und demographische Prozesse tragen zu einer st�rkeren Auseinan-
derentwicklung der unterschiedlichen R�ume in Deutschland bei. Die wirtschafts-
st�rksten Agglomerationen sind zu Metropolregionen avanciert und erhalten ver-
st�rkte Aufmerksamkeit. Abwanderung, Alterung und periphere Lage sind dagegen
Merkmale problematischer Wirtschafts- und Lebensr�ume. In einigen strukturschwa-
chen Regionen geraten bereits heute technische und kulturelle Infrastrukturen an
die Tragf�higkeitsgrenzen, und grundlegende Dienstleistungen sind kaum noch auf-
rechtzuerhalten. Wachsende regionale Ungleichheiten beinhalten die Gefahr, R�u-
me zu schaffen, in denen die Menschen schlechtere Lebenschancen vorfinden und
von der allgemeinen Entwicklung abgekoppelt werden.

Auf EU-Ebene und auf Bundesebene wurde bislang mit enormen Ausgleichszahlun-
gen und Fçrderungen schrittweise eine wirtschaftliche und soziale Ann�herung von
Staaten und Regionen erreicht. Die auf »Gleichwertigkeit« ausgelegten Mechanismen
der Regulierung auf der Nationalstaatenebene und auf europ�ischer Ebene kçnnen
Disparit�ten jedoch nur in bedingtem Maße und zunehmend schlechter ausgleichen.
Unter demMotto »St�rken st�rken« werden zuk�nftig Fçrdermittel vorrangig in Metro-
polregionen gelenkt. Diese Regionen sollen mit ihrer Kraft auch die weniger starken
ankurbeln und zu weiterer Entwicklung bef�higen. In der raumordnerischen Diskus-
sion steht infolgedessen das verfassungsm�ßig verankerte Leitbild der gleichwer-
tigen Lebensbedingungen in den Regionen in Frage, und Mindeststandards einer
ausreichenden Daseinsvorsorge werden in den Mittelpunkt ger�ckt.

Regionen versuchen sich unter den ver�nderten Rahmenbedingungen neu aufzustel-
len, endogene Potentiale zu ermitteln, diese gezielt zu fçrdern und eine zukunftsf�hige
Entwicklung anzustoßen. Die Akteure aus der Wirtschaft und Wirtschaftspolitik ori-
entieren sich an einer St�rkung regionaler Cluster, der Koppelung von Forschung,
Existenzgr�ndung und Verwertungsketten oder Regionalmarketing. Vorhandenes Hu-
manvermçgen, Infrastruktur und politische Akteure beeinflussen maßgeblich die re-
gionalen Entwicklungen. F�r die Sicherung von Lebensstandard und Lebensqualit�t
spielen Regionen als Dimension sozialer Ungleichheit damit eine zunehmende Rolle.

Regionen werden unterschiedlich definiert. Sie beziehen sich in verwaltungspoliti-
scher Hinsicht auf eine mittlere Ebene zwischen der Gemeinde und dem Staat,
das heißt auf L�nder, Bezirke und Kreise. Zugleich wird mit Region ein Verflechtungs-
raum bezeichnet, der wirtschaftlich, geographisch und kulturell bestimmt ist. Bislang
liegen nur f�r verwaltungsm�ßig abgegrenzte Raumeinheiten ausreichend statistische
Informationen zu Lebensbedingungen und Lebensqualit�t vor.

Das Bundesamt f�r Bauwesen und Raumordnung (BBR) ermittelt �ber Verwaltungs-
grenzen hinausgehende Typen: Zentral-, Zwischen- und Peripherieraum. Daneben
wird zwischen den siedlungsstrukturellen Typen Agglomeration, verst�dterter und



l�ndlicher Raum unterschieden, die in einem zweiten Schritt tiefer gegliedert werden:
Agglomerationen werden unterteilt in Kernst�dte, hochverdichtete Kreise, verdichtete
Kreise und l�ndliche Kreise, die durchaus in großer N�he zu Agglomerationen exis-
tieren (z.B. rund um Berlin oder auch Braunschweig). Die verst�dterten R�ume wer-
den unterteilt in Kernst�dte mit mehr als 100000 Einwohnern, verdichtete Kreise
und l�ndliche Kreise. Im l�ndlichen Raum gibt es Kreise hçherer (zwischen 100 und
150 Einwohner/km2) und geringerer Dichte (unter 100 Einwohner/km2).

Um die Lebensqualit�t in den Regionen zu ermitteln, werden im Folgenden Bevçl-
kerung- und Bevçlkerungsentwicklung, Wirtschaftskraft, Haushaltseinkommen und
Wohnen ausgewiesen. Ein Ziel der empirisch orientierten Bestandsaufnahme regio-
naler Disparit�ten besteht darin zu �berpr�fen, inwieweit sich die Lebensbedingungen
in den Regionen West- und Ostdeutschlands voneinander unterscheiden und in wel-
cher Hinsicht problematische Situationen erkennbar werden.

15.1 Bevçlkerungsdichte und Siedlungsstruktur

In Deutschland wohnt die Bevçlkerung auf unterschiedlich dicht besiedeltem Gebiet
(vgl. Abb. 1). Der ostdeutsche Norden und Teile Niedersachsens weisen eine Bevçl-
kerungsdichte von weniger als 50 Einwohner/km2 auf (Kreise M�ritz, Mecklenburg-
Strelitz, L�chow-Dannenberg, Altmarkkreis, Prignitz, Salzwedel, Ostprignitz-Ruppin,
Demmin, Parchim, Uckermark und Uecker-Randow). Am dichtesten besiedelt sind
die St�dte Berlin, M�nchen und Herne mit mehr als 3000 Einwohner/km2.

Eine d�nne Besiedlung ist neben einem durch Land- und Forstwirtschaft gepr�g-
ten Siedlungs- und Landschaftsraum der verbliebene Indikator f�r l�ndliche Regio-
nen. Der Anteil der in der Landwirtschaft Besch�ftigten ist dabei sehr gering (1,8 %
der sozialversicherungspflichtig Besch�ftigten) und betrifft auch in den am d�nnsten
besiedelten Gebieten lediglich jeden zehnten sozialversicherungspflichtig Besch�f-
tigten. Ostdeutsche L�nder haben mit Ausnahme von Sachsen einen vergleichswei-
sen hohen Anteil an l�ndlichen Regionen (vgl. Abb. 1). In westdeutschen Bundesl�n-
dern weisen Bayern, Niedersachsen und Schleswig-Holstein einen beachtenswerten
Anteil l�ndlicher Gebiete auf.

Die Erreichbarkeit l�ndlicher R�ume in Deutschland ist im EU-Vergleich kein dr�n-
gendes Problem, im innerdeutschen Maßstab zeigt sich jedoch, dass �berdurch-
schnittliche Distanzen zum n�chsten Oberzentrum oder zur n�chsten Autobahn teil-
weise wirtschaftliche Ansiedlungen, Absatzm�rkte und Zugangschancen der Be-
vçlkerung zu Infrastrukturen behindern. Die periphere Lage eines Kreises wird an
der durchschnittlichen Pkw-Fahrzeit vom Kreis zum n�chsten Oberzentrum gemes-
sen. In l�ndlichen R�umen hat der Pkw eine hçhere Bedeutung, um die Einrichtun-
gen von Oberzentren (zum Beispiel Theater, Museen, Fachkliniken, Hochschulen
oder Regionalbehçrden) zu erreichen als in dichter besiedelten Regionen, in denen
der çffentliche Nahverkehr ausgebaut ist und zudem kurze Taktzeiten aufweist.
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Abb. 1: Siedlungsstrukturelle Kreistypen

Datenbasis: INKAR 2005.



In Abbildung 2 sind in jedem Bundesland die Kreise mit den l�ngsten Fahrzeiten zum
n�chsten Oberzentrum aufgef�hrt. D�nne Besiedlung und landschaftliche Besonder-
heiten (Mittelgebirge, Alpen) erhçhen die Fahrzeiten. In ostdeutschen l�ndlichen Krei-
sen ist die Distanz zu einem Oberzentrum im Mittel hçher als in l�ndlichen Kreisen
Westdeutschlands. Die L�nder sind in der durchschnittlichen Fahrzeit von einem Kreis
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Abb. 2: Durchschnittliche Pkw-Fahrzeit vom Kreis zum n�chsten Oberzentrum
in Minuten nach Kreisen mit hçchsten Werten und Bundesl�ndern

Datenbasis: INKAR 2005.
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zum n�chsten Oberzentrum angeordnet. Die Fl�chenl�nder Hessen und Bayern wei-
senmit ihren Agglomerationen eine gute Erreichbarkeit auf, w�hrend Th�ringen, Sach-
sen-Anhalt und Brandenburg imMittel lange Fahrzeiten haben. In den Kreisen Prignitz,
Stendal, Dithmarschen, Elbe-Elster und Nordhausen werden etwa 1 1/4 Stunde zum
Oberzentrum bençtigt.

Trotz neuer Kommunikationsmittel (Internet, Funk) und verbesserter technischer In-
frastruktur sind entlegene Kreise vor allem in Norddeutschland und Teilen Ostdeutsch-
lands nur aufw�ndig zu erreichen. Die Wirtschaftskraft, gemessen am Bruttoinlands-
produkt 2003 (BIP; vgl. auch Teil I, Kap. 12) ist in 20 der 26 genannten Kreise niedriger
als im jeweiligen Landesdurchschnitt. In den vier Bundesl�ndern mit guter Erreich-
barkeit liegt auch das BIP der vergleichsweise entfernten Kreise nicht unter dem
Durchschnitt (33,6 Tsd. E/Einw. in Altçtting). Ein wachsendes Problem ist der �rzte-
mangel, da in l�ndlichen Kreisen geringerer Dichte etwa 780 Einwohner pro Arzt ver-
sorgt werden m�ssen. Die Einwohnerdichte betr�gt dabei in Ostdeutschland nur
58 Personen/km2 (83 in Westdeutschland), und die Anzahl der Allgemein�rzte sank
von 1995–2003 st�rker als in anderen Regionen (–9 % Ost, –1 % West).

15.2 Bevçlkerungsentwicklung

Die Bevçlkerungsentwicklung verlief in den verschiedenen regionalen Typen im letz-
ten Jahrzehnt unterschiedlich. In Ostdeutschland ist durch die geringe Geburtenrate
(vgl. Teil I, Kap. 1.5) und die fortw�hrende Ost-West-Wanderung ein Bevçlkerungs-
verlust in nur acht Jahren (1995–2003) von durchschnittlich 4,3 % zu konstatieren,
der alle Kreistypen betrifft, mit Ausnahme der l�ndlichen Kreise in Agglomerations-
r�umen. Diese Kreise liegen rund um Berlin, im Norden Leipzigs und in der N�he
Hamburgs und profitieren von der Suburbanisierung dieser St�dte.

Die Schrumpfung betrifft vor allem die Kernst�dte in verst�dterten R�umen; bei-
spielsweise in den Jahren 1995–2003: Cottbus –18 %, Halle –15 %, Gera –14 %,
Magdeburg –12 % und Zwickau –10 %. Bevçlkerungsverluste verzeichnen auch
die ohnehin sehr d�nn besiedelten l�ndlichen R�ume im Norden sowie im Westen
Th�ringens und entlang der Elbe in Sachsen-Anhalt. Die verdichteten Kreise in ver-
st�dterten R�umen weisen mit –6,7 % ebenfalls einen hohen Bevçlkerungsverlust
auf. Dies gilt insbesondere f�r Th�ringen, Sachsen-Anhalt und das çstliche Sachsen
(Altenburger Land, Vogtland Kreis, Greiz, Weimarer Land, Gotha, Weißenfels, Eisle-
ben, Quedlinburg, Kamenz, Bautzen oder Lçbau-Zittau).

In Westdeutschland ist großteils eine gegenl�ufige Entwicklung zu beobachten. Hier
wachsen die l�ndlichen Kreise sowohl in Agglomerationsn�he als auch in peripheren
Lagen und auch die (hoch-)verdichteten Kreise gewinnen Bevçlkerung hinzu. Einzig
die Kernst�dte sind wegen der Suburbanisierungsprozesse nicht gewachsen. In Ab-
bildung 3 ist die Bevçlkerungsentwicklung von 1990 bis 2001 und weiterf�hrend als
Prognose von 2002 bis 2020 dargestellt.



Die demographischen Prozesse, die sich bis 2020 zuverl�ssig berechnen lassen, be-
wirken eine dynamische Fortsetzung der Trends und damit eine sich beschleunigende
Auseinanderentwicklung von West- und Ostdeutschland. Die Prognosen f�r die ver-
schiedenen Arten l�ndlicher R�ume in Ostdeutschland gehen von einem weiteren
Bevçlkerungsverlust von 12 % aus, mit Ausnahme der agglomerationsnahen l�ndli-
chen Kreise um Berlin und Leipzig, die auch weiterhin wachsen werden (um 7,4 %).
Zudem m�ssen auch die Kernst�dte verst�dterter Regionen mit einem deutlichen

R�ckgang der Einwohnerzahl rechnen. Setzt sich dieser Trend fort, verlieren sie
pro Jahr ein Prozent, das heißt von 1990 bis 2020 knapp ein Drittel ihrer Bevçlke-
rung. Anpassungsleistungen an technischer Infrastruktur, çffentlichen Diensten, so-
zialer und kultureller Infrastruktur sind erforderlich und m�ssen auch bei sinkenden
Einnahmen bew�ltigt werden. Die Auswirkungen beispielsweise auf den Immobilien-
markt mit erheblichen Leerst�nden sind tiefgreifend. Die Attraktivit�t schrumpfender
St�dte und Regionen wird weiter leiden, sodass es schwierig sein wird, junge Men-
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Abb. 3: Bevçlkerungsentwicklung in west- und ostdeutschen Kreistypen
1990–2001 und 2002 bis 2020 (Prognose)

Datenbasis: BBR: INKAR 2003 und 2005.
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schen langfristig zu binden. Auch lassen sich Migranten in wirtschaftsstarken st�d-
tischen Regionen Westdeutschlands nieder, sodass keine Entlastung ostdeutscher
schrumpfender R�ume durch Zuwanderer und durch deren hçhere Geburtenraten
zu erwarten ist.

Vom Bundesamt f�r Bauwesen und Raumordnung wird vorhergesagt, dass die Alters-
gruppe der Personen zwischen 16 und 26 Jahren wegen des Geburtenr�ckgangs
Anfang der 90er-Jahre und der Wanderungsverluste in allen ostdeutschen Kreistypen
nur noch etwa halb so groß sein wird wie im Jahr 2002; Ausnahmen sind Kernst�dte
und l�ndliche Kreise in Agglomerationen, in denen diese Altersgruppe lediglich um
etwa 30 % abnehmen wird. Diese Altersgruppe gilt als Innovations- und Hoffnungs-
tr�ger, da sie sich in der Ausbildung befindet und neu erworbenes Humanvermçgen
bereith�lt. Als zuk�nftige Familiengr�nder und Konsumenten werden sie von den
Kommunen umworben, in Ostdeutschland wird der entsprechende Anteil jedoch
erheblich niedriger sein.

Auch in Westdeutschland setzen sich die Trends der letzten Jahre fort, die Ver�n-
derungen werden sich jedoch eher langsamer vollziehen. Von deutlicher Schrump-
fung sind St�dte des Ruhrgebiets und der Nordosten des Saarlandes betroffen, die
beide einen çkonomischen Strukturwandel vor allem im Bereich der Montanindustrie
durchlaufen. In der peripheren Westpfalz brach die Schuhindustrie weg und ame-
rikanische Streitkr�fte zogen ab, sodass auch hier mit weiteren Bevçlkerungsverlus-
ten von etwa 10 % zu rechnen ist. Des Weiteren sind die Regionen entlang der ehe-
maligen deutsch-deutschen Grenze, bei denen seit 1990 Subventionen und damit
Arbeitspl�tze entfielen, von Schrumpfung betroffen.

Die Prognosen gehen insgesamt von einem weiteren Bevçlkerungszuwachs vor al-
lem in Agglomerationsn�he aus. Die Anzahl schrumpfender Gemeinden und Krei-
se, in denen jedoch ein geringerer Bevçlkerungsanteil wohnt, wird dabei in beiden
Landesteilen zunehmen. Die Siedlungsstruktur wird sich weiter auseinander ent-
wickeln.

15.3 Wirtschaftskraft und Besch�ftigung

Das Bruttoinlandsprodukt (BIP), die Besch�ftigungsquote und Arbeitslosigkeit geben
Auskunft �ber die Wirtschaftskraft und bilden damit auch einen Indikator f�r die Le-
bensqualit�t einer Region.

Die Deindustrialisierung Ostdeutschlands und der çkonomische R�ckstand mit er-
forderlichen Anpassungsleistungen dr�cken sich nach wie vor auch in einem nied-
rigeren Bruttoinlandsprodukt aus (BIP: 27,7 Tsd. E/Einw. in Westdeutschland und
18,6 Tsd. E/Einw. in Ostdeutschland im Jahr 2003). In Abbildung 4 ist das BIP f�r die
Kreise dargestellt.

Hessen, Bayern und Baden-W�rttemberg sind die L�nder mit dem hçchsten Wohl-
stand, gemessen am BIP, in kleinr�umiger Betrachtung weisen die westdeutschen
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Abb. 4: Bruttoinlandsprodukt 2003

Datenbasis: INKAR 2005.



581

Kernst�dte M�nchen (77,9 Tsd. E/Einw.), Frankfurt am Main (72,7 Tsd. E/Einw.),
Wolfsburg (68,8 Tsd. E/Einw.) und D�sseldorf (63,9 Tsd. E/Einw.) das hçchste BIP
auf. Die wirtschaftsschw�chsten Landkreise sind die S�dwestpfalz (11,3 Tsd.
E/Einw.), Nordwestmecklenburg (11,8 Tsd. E/Einw.), Zwickauer Land (11,8 Tsd.
E/Einw.) und Nordvorpommern (11,9 Tsd. E/Einw.).

Folgende Indikatoren geben Auskunft �ber die Lage auf dem Arbeitsmarkt und die
Besch�ftigtenstruktur: die Besch�ftigtenquote (Anteil sozialversicherungspflichtig Be-
sch�ftigter je 100 Einwohner im erwerbsf�higen Alter), weibliche Besch�ftigte, Ar-
beitslosigkeit (Anteil Arbeitsloser an Einwohnern im erwerbsf�higen Alter) und der
Anteil hoch qualifiziert Besch�ftigter (Anteil sozialversicherungspflichtig Besch�ftigter
mit hçherer Fachschul- oder Hochschulausbildung an SV-Besch�ftigten). Im Unter-
schied zur Erwerbsquote, die geringf�gig Besch�ftigte, Beamte, Selbst�ndige und
Arbeitslose einschließt, werden hier die Werte f�r Besch�ftigung herangezogen,
weil sie direkter auf das Arbeitsplatzangebot im betrachteten Gebiet abzielen. Auf
dieser Basis werden intraregionale Differenzen deutlich.

In den L�ndern mit hohem Bruttoinlandsprodukt ist die Arbeitslosigkeit deutlich nied-
riger als in den L�ndern mit niedrigem, das heißt in Ostdeutschland ist die Arbeits-
losigkeit deutlich hçher als im Westen und im Norden etwas hçher als im S�den.
W�hrend in Baden-W�rttemberg, Bayern und Rheinland-Pfalz die Arbeitslosenquoten
unter 8 % liegen, betragen sie in den ostdeutschen L�ndern um die 20 %. In Sachsen-
Anhalt liegt die Rate mit 22,4 % am hçchsten.

In allen ostdeutschen L�ndern und in Berlin ist von 1995 bis 2003 die Besch�ftig-
tenquote um mehr als 15 Prozentpunkte gefallen, w�hrend sie in Bayern und Ba-
den-W�rttemberg leicht gestiegen ist (1,9 bzw. 1,3 %). Die westdeutschen L�nder
weisen jeweils ein breites Spektrum an Kreisen mit Besch�ftigtenzu- und -abnahme
auf, es zeigt sich ein kleinr�umiges Muster. In Niedersachsen sind beispielsweise
Wolfsburg, Cloppenburg und Vechta-Kreis mit einem Besch�ftigungszuwachs (24 %,
13 % und 18 %), w�hrend Goslar, Osterode und Holzminden einen R�ckgang ver-
zeichnen (–16 %, –14 % und –12 %). In Nordrhein-Westfalen sind vor allem Ruhr-
gebietsst�dte negativ betroffen (Remscheid –16 %, Gelsenkirchen –16 %, Reckling-
hausen –15 %), w�hrend M�nster und Paderborn zus�tzliche Arbeitspl�tze z�hlen
(jeweils 10 %).

In Ostdeutschland zeigt sich ein ganz anderes Bild als in Westdeutschland, da
insgesamt nur zwei Kreise ohne Besch�ftigungsabbau existieren: Bad Doberan na-
he der Ostsee (1,3 %) und Potsdam-Mittelmark in der N�he Berlins (0,2 %). Der Be-
sch�ftigungsabbau ist teilweise dramatisch. Im Berichtszeitraum von 1995–2003
haben insgesamt 27 Kreise mehr als jeden vierten sozialversicherungspflichtig Be-
sch�ftigten verloren, einige liegen bei –40 % (Bitterfeld –41 %, Hoyerswerda –39 %,
Oberspreewald –40 %).

Im Hinblick auf die Besch�ftigtenquoten zeigt sich, dass in Westdeutschland Kern-
st�dte mit deutlichem Abstand vor den anderen Kreistypen liegen (vgl. Tab. 1). Die
niedrigsten Werte mit unter 40 % weisen l�ndliche und verdichtete Kreise in Agglo-
merationsr�umen auf. In Ostdeutschland ist die Besch�ftigtenquote ebenfalls in Kern-



st�dten in verst�dterten R�umen am hçchsten (60,3 %). Die �brigen Regionstypen
liegen etwa 20 Prozentpunkte niedriger. Die Quote f�r Frauen schwankt in West-
deutschland nicht stark nach Kreistypen und liegt zwischen 42 und 46 %. In Ost-
deutschland ist Frauenerwerbst�tigkeit noch weiter verbreitet als im Westen, sodass
hier die Werte hçher liegen (zwischen 53 in Kernst�dten und 47 % in l�ndlichen Krei-
sen verst�dterter R�ume).

Tab. 1: Entwicklung der Besch�ftigtenquoten in den Bundesl�ndern, 1995–2003

Bundesland Durch-
schnitt

Kreise mit
niedrigsten Werten

Kreise mit
hçchsten Werten

in %

Bayern 1,9 Hof – 19,1 Freising 26,6
Wunsiedel im
Fichtelgeb. – 18,9

M�nchen 21,9

Baden-
W�rttemberg

1,3 Pforzheim – 14 Heilbronn. 14,5
Zollernalbkreis – 10,1 Bçblingen 10,3

Hessen 0,5 Werra-Meißner-Kreis – 15,3 Main-Taunus-Kreis 15,5
Vogelsbergkreis – 10,3 Hochtaunuskreis 7,7

Saarland 0,5 Saarbr�cken – 3,2 Sankt Wendel 5,7
Neunkirchen – 2,9 Saarlouis 5,4

Rheinland-Pfalz 0 Pirmasens – 12 Alzey-Worms 22,8
S�dwestpfalz – 11,6 Kaiserslautern 15,9

Hamburg – 0,6
Niedersachsen – 0,9 Goslar – 15,5 Wolfsburg 23,7

Osterode am Harz – 13,5 Vechta 17,9
Nordrhein-
Westfalen

– 1,9 Remscheid – 15,7 M�nster 10,2
Gelsenkirchen – 15,5 Herne 9,5

Schleswig-
Holstein

– 3,1 Neum�nster – 9,9 Stormarn – 0,2
Dithmarschen – 6,7 Schleswig-

Flensburg – 0,6
Bremen – 4,4 Bremerhaven – 11,8 Bremen – 2,9
Berlin – 15
Th�ringen – 16,7 Suhl – 27,8 Wartburgkreis – 3,7

Weimar – 27,4 Jena – 6,6
Sachsen – 17,3 Hoyerswerda – 39,4 Kamenz – 1,1

Leipziger Land – 36,5 Zwickau – 7,7
Mecklenburg-
Vorpommern

– 18,5 Mecklenburg-Strelitz – 30,8 Bad Doberan 1,3
Uecker-Randow – 30,2 R�gen – 6,1

Brandenburg – 19,6 Oberspreewald – 40,3 Potsdam-Mittelmark 0,2
Elbe-Elster – 28,6 Teltow-Fl�ming – 0,2

Sachsen-Anhalt – 21,1 Bitterfeld – 40,7 Ohrekreis – 0,1
Kçthen – 30,3 Weißenfels – 5,5

Datenbasis: Indikatoren und Karten zur Raumentwicklung (INKAR) 2005. Eigene Berechnungen.

In den neuen L�ndern ist zugleich ein hçherer Anteil Besch�ftigter mit hoher Schul-
bildung anzutreffen (11 % im Vergleich zu 9 % im Westen). Erwartungsgem�ß sind
diese vor allem in Kernst�dten angestellt, in l�ndlichen Kreisen geht ihr Anteil zur�ck.
L�ndliche R�ume vor allem in Ostdeutschland bieten denMenschen damit vergleichs-
weise geringere Arbeitsmarktchancen.
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Tab. 2: Arbeitsmarktindikatoren im interregionalen Vergleich, 2003

Besch�ftigten-
quote

Anteil weiblicher
Besch�ftigter

Anteil
hochqualifizierter
Besch�ftigter

West Ost West Ost West Ost

in %

Agglomerationsr�ume
Kernst�dte 66 49 44 51 13 15
Hochverdichtete Kreise 44 41 42 47 9 10
Verdichtete Kreise 40 41 45 47 6 10

Verst�dterte R�ume
Kernst�dte 72 60 46 53 10 14
Verdichtete Kreise 44 41 44 49 6 9

L�ndliche Kreise
in Agglomerationsr�umen 37 38 46 48 5 9
in verst�dterten R�umen 41 39 44 47 5 8
hçherer Dichte in l�ndlichen
R�umen 46 44 45 49 5 9

geringerer Dichte in l�ndlichen
R�umen 44 40 44 50 4 7

Insgesamt 50 44 44 50 9 11

Datenbasis: Indikatoren und Karten zur Raumentwicklung (INKAR) 2005. Eigene Berechnungen.

15.4 Lebensstandard

F�r den Lebensstandard werden die Indikatoren Haushaltseinkommen, Arbeitneh-
merentgelte, die Wohnfl�che pro Person und der Anteil an Ein- und Zweifamilien-
h�user – als Ann�herung an die Eigent�merquote – herangezogen (vgl. Tab. 3). Die
Haushaltseinkommen und Arbeitsentgelte liegen in Hessen, Baden-W�rttemberg
und Bayern �ber denjenigen in den norddeutschen L�ndern. Die Arbeitnehmerent-
gelte (Bruttolçhne und -geh�lter sowie Sozialbeitr�ge der Arbeitgeber) differieren
um etwa 400 E zwischen Schleswig-Holstein und Baden-W�rttemberg (2570 E und
2940 E). In Ostdeutschland sind keine l�nderspezifischen Unterschiede festzustel-
len, mit Ausnahme des durch die N�he zu Berlin bedingten hçheren Wertes in Bran-
denburg (2240 E im Vergleich zu 2150 E in den �brigen ostdeutschen L�ndern
ohne Berlin mit 2720 E). Nach wie vor besteht ein ausgepr�gtes Einkommensgef�lle
zwischen West- und Ostdeutschland.

Die Haushaltseinkommen in Deutschland differieren am st�rksten zwischen den
Speckg�rteln in Agglomerationen (1514 E im Westen und 1223 E in Ostdeutschland)
und d�nn besiedelten l�ndlichen Kreisen (1281 E bzw. 1128 E). Angesichts gerin-
gerer Lebenshaltungskosten auf dem Land bedeuten die nominellen Unterschiede
jedoch keine gleichartige Reduktion der Kaufkraft. Die Arbeitnehmerentgelte unter-
scheiden sich entsprechend. Der Unterschied zwischen West- und Ostdeutschland



tritt dabei in den jeweiligen Kreistypen jedoch deutlich st�rker hervor als beim Haus-
haltseinkommen, das auch Transferzahlungen ber�cksichtigt.

Beim Wohnstandard haben die ostdeutschen Regionen deutlich aufgeholt (vgl. auch
Teil II, Kap. 7), wobei die regionsspezifischen Unterschiede nicht sehr ausgepr�gt sind
(Werte zwischen 35,4 m2 pro Person und 38,9 m2). Westdeutsche verf�gen �ber 41 m2

im Durchschnitt, wobei in Kernst�dten der Agglomerationen 37,8 m2 erreicht werden
und 46 m2 in d�nn besiedelten l�ndlichen Regionen. Die Geb�udestruktur besteht
mehrheitlich in allen Kreistypen in beiden Teilen Deutschlands aus kleinen H�usern,
wobei selbstverst�ndlich die Raten f�r Ein- und Zweifamilienh�usern entsprechend
der Siedlungsdichte schwanken.

Tab. 3: Haushaltseinkommen, Arbeitnehmereinkommen und Wohnstandard
nach Kreistypen, 2002

Haushalts-
einkommen

Arbeitnehmer-
entgelte

Wohnfl�che
pro Person

Ein- und Zwei-
familienh�user1

West Ost West Ost West Ost West Ost

in Euro in qm

Agglomerationsr�ume
Kernst�dte 1485 1214 3084 2578 37,8 38,9 62,4 52,3
Hochverdichtete Kreise 1514 1223 2851 1985 40,4 36,2 83,5 71,8
Verdichtete Kreise 1477 1193 2661 2067 42,2 35,4 90 76,8

Verst�dterte R�ume
Kernst�dte 1405 1219 2952 2292 39,8 38,2 69,8 56,7
Verdichtete Kreise 1392 1166 2670 2107 42,3 37,3 88,3 79,3

L�ndliche Kreise
in Agglomerationsr�umen 1354 1244 2505 2206 42,6 37,1 92,4 85,8
in verst�dterten R�umen 1324 1146 2556 2128 44,1 37,9 92 84,8
hçherer Dichte in l�nd-
lichen R�umen 1318 1176 2623 2181 43,6 37,4 88,5 83,2

geringerer Dichte in l�nd-
lichen R�umen 1281 1128 2538 2110 46,0 37,8 91,9 84,9

Insgesamt 1429 1189 2827 2291 41,1 37,8 83,7 76,9

1 Werte f�r 2003.

Datenbasis: INKAR 2005. Eigene Berechnungen.

Der objektive Lebensstandard kommt auch in der Zufriedenheit der B�rger mit seinen
Lebensbedingungen zum Ausdruck (vgl. Teil II, Kap. 2). So findet auch das Gef�lle in
den hier vorgestellten Regionstypen seinen Niederschlag im subjektiven Wohlbefin-
den. Die Regionen in Deutschland unterscheiden sich deshalb nicht nur hinsichtlich
objektiver Aspekte, sie bieten ihren B�rgern damit auch ein unterschiedliches Ausmaß
an Lebensqualit�t.

(Annette Spellerberg)
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D Sozialstruktur

16 Soziale Schichtung und soziale Lagen

Probleme der sozialen Ungleichheit und der Verteilung finden gegenw�rtig nicht im
Zusammenhang mit den Folgen der deutschen Wiedervereinigung Aufmerksamkeit
sondern vor allem auch im Kontext der Reformen der Sozialsysteme sowie der durch
den globalen Wettbewerb ver�nderten wirtschaftlichen Situation. Mit den ver�nderten
Rahmenbedingungen sind Verteilungsdiskussionen und -konflike verbunden, aber
auch unmittelbare Konsequenzen f�r die Verteilung des Wohlstands sowie die so-
ziale Lage und Stellung verschiedener Bevçlkerungsgruppen in der gesellschaftlichen
Statushierarchie.

Begriffe wie soziale Schichtung, Klassenlagen oder soziale Lagen beziehen sich auf
die vertikale Gliederung der Gesellschaft und auf die Position von Personen in einer
Statushierarchie. Soziale Schichtung bezeichnet generell eine strukturelle Ungleich-
heit zwischen sozialen Positionen, die sich z.B. in Einkommens-, Prestige- und Ein-
flussdifferenzen ausdr�ckt. Die Klassenlage von Personen und Haushalten ist dem-
gegen�ber spezifischer und verweist auf Positionen in der vertikalen Statushierarchie,
die mit typischen Erwerbs- und Lebenschancen verbunden sind. Begriffe wie »soziale
Lagen« nehmen daneben auch auf so genannte neue soziale Ungleichheiten Bezug,
die alte, durch soziale Schichtung determinierte Ungleichheiten �berlagern, verst�r-
ken oder abschw�chen. In Dimensionen »neuer« sozialer Ungleichheiten treten neben
objektiven Merkmalen der Benachteiligung auch subjektive Merkmale in den Mittel-
punkt der Betrachtung.

16.1 Soziale Lagen in Deutschland

Im Folgenden wird ein Gesamtbild der Sozialstruktur der Bundesrepublik pr�sentiert,
das einzelne Elemente der sozialen Schichtung aufnimmt (vgl. Abb. 1). Die erwach-
sene Bevçlkerung wird hier f�r West und Ost getrennt nach M�nnern und Frauen,
unter und �ber 60-J�hrigen und nach insgesamt 20 Lagen der Erwerbst�tigen und
der Nichterwerbst�tigen aufgegliedert. Im Blickpunkt steht die Sozialstruktur 2004.
Durch die Vergleichswerte (Tab. 1) zum Jahr 1990 in Ostdeutschland bzw. 1988 in
Westdeutschland werden dar�ber hinaus die Richtung des sozialen Wandels und
insbesondere die sozialstrukturellen Ver�nderungen in Ostdeutschland dokumen-



tiert. In Tabelle 2 wird dann aufgezeigt, dass und inwieweit mit den einzelnen sozia-
len Lagen auch unterschiedliche objektive Lebensbedingungen einhergehen sowie
in Tabelle 3 außerdem belegt, welche Unterschiede in Dimensionen der subjekti-
ven Wahrnehmung und Bewertung mit den verschiedenen sozialen Lagen verbun-
den sind.

Die massivsten Ver�nderungen der Sozialstruktur hat es nach 1990 auf dem ostdeut-
schen Arbeitsmarkt gegeben. Aus einer urspr�nglich vollbesch�ftigten Arbeitsgesell-
schaft hat sich eine zun�chst zerkl�ftete Besch�ftigungsstruktur entwickelt, die sich
dann im Zeitverlauf zunehmend an die westdeutschen Strukturen angepasst hat. Ar-

beitslosigkeit, Vorruhestand und Hausfrauenrolle sind f�r einen erheblichen Teil der
ehemals Erwerbst�tigen in der DDR im Verlauf des Transformationsprozesses zumeist
ungewollte neue Lebensformen geworden. In der westdeutschen Sozialstruktur f�llt in
vergleichbaren Grçßenordnungen lediglich die Abnahme des Anteils der bisher Nicht-
erwerbst�tigen auf, das heißt vorwiegend der Anteil von Hausfrauen und damit ein-
hergehend die Zunahme der Frauenerwerbst�tigkeit. Dabei ist ein bemerkenswerter
Anstieg von qualifizierten Angestelltenpositionen festzustellen.
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Abb. 1: Soziale Lage in Ost- und Westdeutschland, 2004

Datenbasis: Allbus 2004.
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In Westdeutschland dominieren unter den Erwerbst�tigen die Angestellten und Be-
amten. W�hrend die alte Bundesrepublik nach wie vor als eine »Angestelltengesell-
schaft« bezeichnet werden kann, hat sich die ausgepr�gte »Facharbeitergesellschaft«
der damaligen DDR mittlerweile weitgehend aufgelçst, trotz eines allerdings nach wie
vor wesentlich hçheren Anteils an Arbeiterpositionen vor allem bei den M�nnern. Die

Tab. 1: Soziale Lagen in Ost- und Westdeutschland, 1988/90–2004

Soziale Lagen 1988/1990 Soziale Lagen 2004

Ost West Ost West

M�nner Frauen M�nner Frauen M�nner Frauen M�nner Frauen

1990 1988 2004

in %

Bis 60 Jahre
Leit. Ang./Hçhere Beamte 2,1 0,4 2,1 0,2 0,6 0,2 1,2 0,8
Hochqual. Ang./Geh.
Beamte 8,1 5,7 6,5 2,1 4,0 4,0 5,8 4,3

Qual. Ang./Mittl. Beamte1 4,1 8,4 6,1 4,9
Einf. Ang./Beamte1 1,4 4,4 1,0 2,4 3,6 9,2 4,7 9,4
Meister/Vorarbeiter 1,5 0,3 1,6 0,1 2,2 0,1 1,9 0,1
Facharbeiter 15,1 5,8 5,4 0,5 8,4 2,0 6,3 0,8
Un-, angelernte Arbeiter 2,4 3,0 2,6 2,3 1,3 1,6 3,2 1,8
Selbstst�ndige, freie Berufe 0,8 0,5 3,1 1,4 4,5 2,1 3,7 1,8
Arbeitslose 2,1 3,6 1,9 1,5 5,6 7,0 2,8 1,3
Berufs-, Erwerbsunf�hige 0,5 1,1 0,6 0,5 / / / /
Hausfrauen/-m�nner 0 1,6 0 16 0,1 1,7 0,1 8,4
Studium, Lehre 0,5 1,4 4,8 3,8 3,8 2,7 4,0 2,8
Vorruhestand / / / / 0,8 1,4 1,3 0,7
Noch nie erwerbst�tig 0,1 0 0,2 2,7 0,6 0,7 0,6 2,4
Sonstige Nichterwerbst�tige 0,1 2,5 0,4 0,1 0,8 1,6 1,3 1,6

61 Jahre und �lter
Noch erwerbst�tig 0,6 0 0,9 0,4 0,7 0,2 1,2 0,6
Noch nie erwerbst�tig 0 0,6 0 4,5 0 0 0 0,9
Rentner (ehem. Arbeiter) 4,6 6,5 3,7 3,7 6,3 7,6 5,5 5,7
Rentner (ehem. Angestellte) 2,6 7,2 3,8 6,0 4,0 8,7 5,1 5,8
Rentner (ehem. Selbst�ndige) 0 0,4 0,7 1,3 1,1 0,9 1,3 1,0

100 100 100 100

1 2004: einfache und mittlere Angestellte/Beamte zusammengefasst.
/ Nicht ausweisbar.
Datenbasis: Wohlfahrtssurvey 1988, 1990-Ost, Allbus 2004.

große, aber abnehmende Gruppe der Hausfrauen ist ein westdeutsches Ph�nomen,
ebenso wie die Gruppe derjenigen Frauen, die noch nie erwerbst�tig waren.

Beim Zeitvergleich West 1988–2004 und Ost 1990–2004 erkennt man den deutlichen
Unterschied zwischen den Umbr�chen w�hrend der Transformation im Osten und der
relativ undramatischen Entwicklung im Westen. Im Osten finden sich markante Ver-
�nderungen in fast allen sozialen Lagen. Nach wie vor manifestieren sich die Probleme



des Arbeitsplatzabbaus in einem hohen Bestand an Arbeitslosen, insbesondere bei
den Frauen, sowie in den vergleichsweise hohen Anteilen der Rentner. Positiv ent-
wickelten sich dagegen die Anteile der selbst�ndigen M�nner und Frauen, die nach
diesen Daten im Jahr 2004 das westdeutsche Niveau �berschritten haben.

Die Erwerbsquoten in Ostdeutschland entsprechen in etwa den Erwerbsquoten in
Westdeutschland, beschreiben aber insofern eine andere Realit�t, als in der DDR

Tab. 2: Indikatoren der objektiven Lebensbedingungen in Ost- und West-
deutschland nach sozialen Lagen, 2004

Soziale Lagen Quintile
des Haushaltseinkommens

pro Kopf1

Wohneigen-
tum2

Eigene wirt-
schaftliche

Lage ist sehr
gut/gut

West Ost West Ost West Ost

Unters-
tes

Mittle-
res

Obers-
tes

Unters-
tes

Mittle-
res

Obers-
tes

in %

Bis 60 Jahre
Leit. Ang./Hçh.Beamte 3 0 69 – – – 66 – 82 –
Qual. Ang./Geh. Beamte 1 14 54 0 14 38 59 54 65 53
Einf., Mittl. Ang./Beamte 6 21 30 14 29 19 55 51 47 43
Meister/Vorarbeiter 3 27 21 – – – 64 – 49 –
Facharbeiter 7 30 11 11 29 9 48 55 32 31
Un-, angelernte Arbeiter 25 17 13 – – – 25 – 21 –
Selbstst�ndige, freie
Berufe 7 17 48 12 14 31 69 67 36 35

Arbeitslose 58 9 6 59 11 1 38 39 10 5
Hausfrauen/-m�nner 25 15 19 – – – 58 – 34 –
Studium/Lehre 27 19 20 18 25 15 52 56 44 44
Noch nie erwerbst�tig 47 19 6 – – – 29 – 30 –

61 Jahre und �lter
Rentner (ehem. Arbeiter) 65 41 6 32 45 1 61 48 41 34
Rentner (ehem.
Angestellte, Beamte) 10 25 25 14 39 6 66 49 54 56

1 Bedarfsgewichtetes Haushaltseinkommen pro Kopf.
2 Anteil der Personen, die angeben, dass sie im eigenem Haus/in der eigenen Wohnung (auch Fami-

lienbesitz) wohnen.
– Fallzahl zu gering.

Datenbasis: Allbus 2004.

die Erwerbst�tigkeit von M�nnern und Frauen die Norm war. Die auch heute noch zu
beobachtende ausgepr�gte Arbeitsorientierung (vgl. Teil II, Kap. 6) ist daf�r ein wich-
tiges Indiz. Deshalb kommt dem erzwungenen Ausschluss aus der Erwerbst�tigkeit
auch eine andere Bedeutung zu. In einer Gesamtbetrachtung der sozialen Lagen in
West und Ost dominiert erwartungsgem�ß die westdeutsche Struktur, zumal nahe-
zu alle ostdeutschen Ver�nderungen der letzten Jahre als Angleichung an westdeut-
sche Strukturen interpretiert werden kçnnen.
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Soziale Lagen sind auch als Handlungskontexte von Bedeutung, die unterschiedliche
Chancen der Lebensgestaltung bieten. Die Ungleichheit in objektiven Lebensbedin-
gungen, die mit der Zugehçrigkeit zu den hier unterschiedenen sozialen Lagen ver-
bunden ist, �ußert sich beispielsweise in deutlichen Einkommensunterschieden, im
�ber das Wohneigentum gemessenen Lebensstandard sowie in der Bewertung der
eigenen wirtschaftlichen Lage (vgl. Tab. 2). Ganz allgemein l�sst sich festhalten, dass
mit einer hçheren Position in der hierarchischen Struktur der Gesellschaft auch eine
vorteilhaftere finanzielle Situation verbunden ist. Selbstst�ndige, freie Berufe sowie
hoch qualifizierte Angestellte und Beamte befinden sich vorwiegend im obersten Seg-
ment der Einkommensverteilung, w�hrend Arbeiterpositionen eher mit einemmittleren
oder niedrigeren Einkommen verbunden sind. Vergleicht man die finanzielle Situation
der verschiedenen sozialen Lagen in Ost- und Westdeutschland, dann liegt dabei die
Gruppe der (Fach-)Arbeiter und der einfachen Angestellten n�her am westdeutschen
Niveau, als das f�r hçher qualifizierte Gruppen der Fall ist.

Weitere Analysen machen deutlich, dass mit den unterschiedlichen Einkommens-
gruppen in den einzelnen sozialen Lagen auch Unterschiede in den Formen der Ein-
kommenserzielung und -quellen verbunden sind. Lediglich 28 % aller Haushalte sind
ausschließlich auf ein einzelnes Erwerbseinkommen angewiesen und haben weder
zus�tzliche Eink�nfte aus Vermçgen (Sparguthaben bis Vermietung/Verpachtung),
noch fließen ihnen staatliche Transfereinkommen zu. Bei weiteren 22 % der ost-
und 27 % der westdeutschen Haushalte wird die finanzielle Lage ausschließlich durch
Rentenbezug bestimmt. Obwohl die individuelle Rentenhçhe in Ostdeutschland �ber
dem westdeutschen Niveau liegt, stellt sich vielfach die Einkommenssituation der
Rentnerhaushalte in Westdeutschland durch zus�tzliche Eink�nfte aus anderen Quel-
len alles in allem besser dar. Insgesamt verf�gen etwa 40 % aller Haushalte neben
dem Erwerbseinkommen oder Rentenbezug �ber mindestens eine Transferzahlung,
wobei allerdings lediglich zehn Prozent der Haushalte mehr als eine Transferzahlung
erhalten. Je niedriger dabei die soziale Lage, um so mehr ist ein Haushalt auf mehrere
Einkommensarten angewiesen, um sein dennoch vergleichsweise niedriges Einkom-
mensniveau zu erzielen.

W�hrend die hier betrachteten Daten zur Einkommenssituation �ber das Niveau der
auf dem Arbeitsmarkt oder durch das Transfersystem erzielten Eink�nfte und deren
Verteilung informieren, verweisen die Daten zum Wohneigentum auch auf Mçglich-
keiten undDefizite der Ressourcenverwendung. Eine Betrachtung dieses Lebensstan-
dardindikators macht deutlich, dass mit den einzelnen sozialen Lagen Unterschiede in
der materiellen Lebenslage einhergehen kçnnen. In Ost- und Westdeutschland finden
sich vor allem bei unteren Berufsgruppen unterdurchschnittliche Eigentumsquoten.

Inwieweit die mit den sozialen Lagen verbundene materielle Versorgung auch unter-
schiedlich bewertet wird, zeigt die subjektive Bewertung der eigenen wirtschaftlichen
Situation. W�hrend Personen in privilegierten sozialen Lagen ihre wirtschaftliche
Situation mit entsprechend hohen Anteilen auch als »sehr gut« oder »gut« bewerten,
ist die Bewertung von Personen in niedrigen sozialen Lagen erwartungsgem�ß wenig
g�nstig.



Auch subjektive Wahrnehmungen �ber das »bisher im Leben Erreichte«, �ber den
angemessenen Lebensstandard in Deutschland und dessen gerechte Verteilung
streuen zwischen den einzelnen sozialen Lagen in Ost und West. Betrachtet man
die ausgewiesenen Aspekte (vgl. Tab. 3), kann man R�ckschl�sse auf die Bewer-
tung des immer noch bestehenden Wohlfahrtsgef�lles zwischen West und Ost
ziehen.

Tab. 3: Indikatoren der subjektiven Wohlfahrt in Ost- und Westdeutschland
nach sozialen Lagen, 2004

Soziale Lagen Lebens-
vorstellungen
realisiert1

In einer Gesell-
schaft wie
Deutschland

kann man sehr
gut leben

Gerechter
Anteil am
Lebens-
standard

Einstufung
auf der Unten-
Oben-Skala2

Anteil »mehr als
erf�llt/erf�llt«

Anteil »stimme
voll und ganz zu«

Anteil »gerecht/
mehr als gerecht«

West Ost West Ost West Ost West Ost

in % Ø

Bis 60 Jahre
Leit. Ang./Hçhere Beamte 82 – 63 – 83 – 6,8 –
Qual. Ang./Geh. Beamte 66 61 44 24 71 42 6,5 6,1
Einf., Mittl. Ang./Beamte 53 46 39 14 63 34 5,9 5,4
Meister/Vorarbeiter 56 – 31 – 71 – 5,6 –
Facharbeiter 43 29 36 12 52 24 5,4 4,9
Un-, angelernte Arbeiter 29 – 34 – 43 – 4,5 –
Selbstst�ndige, freie Berufe 61 39 44 14 65 47 6,2 5,6
Arbeitslose 25 16 39 5 38 12 4,7 4,3
Hausfrauen/-m�nner 50 – 40 – 63 – 5,7 –
Studium, Lehre 61 70 42 26 74 63 6,1 5,8
Noch nie erwerbst�tig 35 – 37 – 47 – 5,1 –

61 Jahre und �lter
Rentner (ehem. Arbeiter) 63 55 44 12 53 31 5,1 4,6
Rentner (ehem. Angestellte,
Beamte) 72 71 46 18 69 42 6,1 5,1

1 Vorstellungen �ber das, was man im Leben erreichen wollte, haben sich »mehr als erf�llt, erf�llt«.
2 Mittelwerte auf der Oben-Unten-Skala von 1 bis 10.
– Fallzahl zu gering

Datenbasis: Allbus 2004.

Die einzelnen sozialen Lagen repr�sentieren auch unterschiedliche soziale Positio-
nen in der vertikalen Gliederung der Gesellschaft. Dies kann daran abgelesen werden,
wie sich die jeweiligen Gruppen auf der vertikalen Unten-oben-Skala (1 bis 10) ver-
ankern. An der Spitze ordnen sich erwartungsgem�ß statushçhere Berufsgruppen
ein, am unteren Ende statusniedrigere Berufsgruppen oder auch die Gruppe der Ar-
beitslosen. Erw�hnenswert ist der Befund, dass sich die Ostdeutschen 2004 durch-
g�ngig �ber alle sozialen Lagen hinweg niedriger einstufen als die Westdeutschen.
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16.2 Klassenlagen

Die Darstellung von sozialen Lagen ist eine von mehreren Mçglichkeiten, die Sozial-
struktur einer Gesellschaft abzubilden. Eine andere Vorgehensweise, die ebenfalls
vom die Lebenschancen pr�genden Einfluss der Erwerbsarbeit ausgeht, ist das Kon-
zept der »Klassenlagen«. Das Konzept an sich geht auf den soziologischen Klassiker
MaxWeber zur�ck und wurde in den beiden letzten Jahrzehnten entsprechend opera-
tionalisiert, um die Sozialstrukturen fortgeschrittener Industriegesellschaften und vor
allem deren Ver�nderung vergleichend analysieren zu kçnnen. Daneben spielt dieses
Konzept auch bei der Analyse von sozialer Mobilit�t (vgl. Teil II, Kap. 17) oder bei der
Frage nach dem Zusammenhang zwischen sozialer Herkunft und Bildungserfolg (vgl.
Teil II, Kap. 5) eine wichtige Rolle.

Abb. 2: Klassenlagen in West- und Ostdeutschland, 2002 und 2004

Datenbasis: Allbus 2002, 2004.



Die Beschreibung der Verteilung der Klassenlagen in Ost- und Westdeutschland geht
insofern �ber die vorherige Darstellung der sozialen Lagen hinaus, als hier allen, und
nicht nur den gegenw�rtig erwerbst�tigen Personen, eine �ber das Erwerbssystem
vermittelte Klassenlage zugewiesen wird. Dahinter steht die theoretische Annahme
der Zentralit�t des Erwerbssystems, wonach die auf dem Arbeitsmarkt erworbenen
Ressourcen und Lebenschancen die Lebenslage aller Gesellschaftsmitglieder pr�gen.
Die Zuweisung der Klassenlage geschieht technisch gesehen entweder �ber die ei-
gene (jetzige oder fr�here) berufliche T�tigkeit, �ber die berufliche T�tigkeit des Part-
ners/der Partnerin oder �ber die berufliche T�tigkeit der Herkunftsfamilie.

Betrachtet man die so zugewiesenen Klassenlagen in Ost- und Westdeutschland (vgl.
Abb. 2) f�r Personen unter 60 Jahren, dann ist auf der einen Seite der Eindruck einer in
Teilen noch getrennten Sozialstruktur nicht von der Hand zu weisen. Auf der anderen
Seite sind beispielsweise in den Klassenlagen der Selbst�ndigen, vor allem bei den
»kleinen« Selbst�ndigen, keine Unterschiede mehr festzustellen. Die so genannten
Dienstklassen sind in Westdeutschland st�rker als in Ostdeutschland besetzt, w�h-
rend die oben beschriebene Arbeitergesellschaft der damaligen DDR auch heute noch
sozialstrukturelle Auswirkungen in den Klassenlagen der Arbeiter aufweist. Knapp die
H�lfte aller Befragten in Ostdeutschland ist in den Arbeiterklassenlagen zu finden,
wobei die Klassenlage der Facharbeiter mit 30 % die Mehrheit bildet.

Durch die jeweiligen Klassenlagen werden Positionen in der vertikalen Struktur der
Gesellschaft beschrieben, mit denen mehr oder weniger vorteilhafte Lebenslagen
einhergehen. Je »hçher« die Klassenlage, desto hçher das Einkommen, der Lebens-
standard, aber auch die Verankerung der eigenen Position in der gesellschaftlichen
Statushierarchie. Von besonderer Bedeutung sind hier aber auch die erkennbaren
Unterschiede zwischen den alten und den neuen Bundesl�ndern. Zwar gilt auch in
Ostdeutschland, dass mit hçherer Klassenlage bessere Lebenslagen verbunden
sind, aber die ostdeutsche hçhere oder niedrige Klassenlage unterscheidet sich
zum Teil immer noch vom westdeutschen Pendant (vgl. Tab. 4). Deutlich kommt
dies bei der materiellen Versorgung, gemessen am durchschnittlichen Haushaltsein-
kommen pro Kopf, zum Ausdruck. Lediglich bei der Klassenlage der Arbeiterelite und
bei den einfachen Arbeitern unterscheidet sich die finanzielle Ausstattung der Haus-
halte mit einer Differenz von 10 bzw. 30 Euro nicht; diese Einkommensl�cke vergrç-
ßert sich jedoch mit steigender Position auf rund 400 Euro bei der oberen Dienst-
klasse und bis zu 570 Euro bei Arbeitgeberpositionen. Dabei sind im Vergleich zum
Jahr 2002 Prozesse der Reduzierung von Ungleichheit in niedrigeren R�ngen, aber
auch der Spreizung in hçheren Klassenlagen erkennbar.

Der Umstand, dass mit der jeweiligen gleichen Klassenlage in West- und Ostdeutsch-
land unterschiedliche materielle Lebensbedingungen verbunden sind, dokumentiert
sich im Wesentlichen auch in der Einsch�tzung der eigenen Position auf der Oben-
unten-Skala. Die ostdeutschen Klassenlagen liegen alle, zum Teil erheblich unten
den entsprechenden Werten in Westdeutschland, wobei zwischen 2002 und 2004 in
beiden Landesteilen im Durchschnitt eine niedrigere Bewertung der eigenen sozi-
alen Position zu beobachten ist. Man kann davon ausgehen, dass die ostdeutsche
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Tab. 4: Klassenlagen in Ost- und Westdeutschland und
Indikatoren der Lebenslage

Einkom-
mensl�cke1

zwischen
West und Ost

Einstufung auf der Unten-
oben-Skala2

Ungerechter Anteil am
Lebensstandard3

West Ost West Ost

2002 2004 2002 2004 2002 2004 2002 2004 2002 2004

in Euro Ø %

Obere Dienstklasse 260 410 7,2 6,8 6,8 5,8 15 23 44 50
Untere Dienstklasse 240 240 6,7 6,1 6,1 5,7 25 31 56 58
Einfache B�roberufe 220 190 6,1 5,8 5,8 5,0 33 34 56 60
Arbeitgeber,
2–49 Mitarbeiter 400 570 6,9 6,2 6,9 5,8 23 25 42 50

Selbstst�ndige,
max. 1 Mitarbeiter 180 80 6,8 5,8 6,0 5,1 31 36 52 64

Leitende Arbeiter
(Arbeiterelite) 110 10 6,2 6,0 6,1 4,9 31 39 57 72

Facharbeiter 70 100 5,9 5,3 5,5 4,8 43 40 69 74
Einfache Arbeiter 150 30 5,5 4,5 5,2 4,4 55 61 78 83
Landarbeiter 110 160 5,2 5,5 5,4 4,2 46 44 69 80

1 Differenz zwischen Haushaltsnettoeinkommen pro Kopf.
2 Mittelwerte auf der Oben-unten-Skala von 1 bis 10.
3 Vgl. Tabelle 3. Ausgewiesen wird der Anteil der angibt, etwas weniger oder sehr viel weniger zu er-

halten.

Datenbasis: Allbus 2002, 2004.

Bevçlkerung sich deshalb innerhalb des Schichtungsgef�ges insgesamt niedriger ein-
stuft, weil sie sich aus einer Perspektive der Unterprivilegierung und relativen Depri-
vation mit der westdeutschen Bevçlkerung vergleicht. Beide Befunde der geringeren
und zunehmend niedrigeren Einsch�tzung werden durch den Indikator unterst�tzt, ob
man seinen »gerechten« Anteil am Wohlstand erh�lt (siehe oben und vgl. auch Teil II,
Kap. 3). Die Anteile derjenigen Personen, die angeben, sie erhalten »weniger« oder
»sehr viel weniger«, sind in allen Klassenlagen in Ostdeutschland durchweg sehr aus-
gepr�gt. Selbst bei der oberen Dienstklasse geben 50 % in Ostdeutschland, aber nur
23 % in Westdeutschland an, sie h�tten keinen gerechten Anteil am gesamten Wohl-
stand der deutschen Gesellschaft.

16.3 Subjektive Schichtzugehçrigkeit

Eine wesentliche Erg�nzung des objektiven Bildes der Lebenslagen und Klassenstruk-
tur liefern Informationen �ber die subjektive Schichteinstufung. Angaben dar�ber, wie
sich Personen in eine vorgegebene Rangordnung sozialer Schichten einstufen, bieten
vor allem Aufschl�sse dar�ber, wie verschiedene Bevçlkerungsgruppen innerhalb der
Gesellschaft ihren eigenen Status im Vergleich zu anderen wahrnehmen und bewer-



ten, welchem sozialen Milieu sie sich zuordnen und aus welcher Perspektive sie am
gesellschaftlichen Leben partizipieren – Fragen, die auch im Jahr 2004 im Vergleich
von Ost- und Westdeutschland immer noch von Interesse sind.

Die Unterschiede in der Struktur der sozialen Schichtung, die sich auf der Basis
der subjektiven Einstufung der Befragten im Vergleich der alten und neuen Bundes-
l�nder ergeben, waren bis in die sp�ten 1990er-Jahre eklatant: W�hrend sich f�r die
neuen Bundesl�nder bis dahin eine pyramidenfçrmige Schichtstruktur mit einer brei-
ten Basis ergab, wie sie f�r Arbeitergesellschaften charakteristisch ist, wies die Ver-
teilung in den alten Bundesl�ndern die typische Zwiebelform einer Mittelschicht-

gesellschaft auf (vgl. Abb. 3). Im Zeitvergleich wird dar�ber hinaus deutlich, dass
sich diese Unterschiede in Ostdeutschland trotz aller objektiven Ver�nderungen im
Zeitverlauf nur wenig verringert haben. Aber auch in Westdeutschland hat sich die
subjektive Schichteinstufung �ber lange Zeitr�ume als erstaunlich stabil erwiesen
(vgl. Tab. 5).

Im Zeitverlauf hat sich in Ostdeutschland der Anteil derjenigen, die sich der Arbei-
terschicht zugehçrig f�hlen, leicht verringert, ohne allerdings dem westdeutschen
Niveau zu entsprechen. Dieser Anteil nimmt im Jahr 2004 allerdings wieder etwas zu.
Im Jahr 2000 identifizierte sich noch etwas mehr als die H�lfte der Ostdeutschen mit
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Abb. 3: Subjektive Schichteinstufung, 1993 und 2004

Datenbasis: Wohlfahrtssurvey 1993, Allbus 2004.
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der Unter- und Arbeiterschicht, im Jahr 2004 steigt dieser Anteil dann aber deutlich
auf 58 % und liegt wieder nah an den Werten zu Beginn der Transformation. Der An-
teil derjenigen, die sich der Mittelschicht zurechnen, steigt zun�chst entsprechend
auf 45 % im Jahr 2000 an, um im Jahr 2004 wieder auf 40 % zu fallen.

In Westdeutschland sind bis 2004 insgesamt wenige Ver�nderungen erkennbar. Der
langfristige Trend hin zur Mittelschichtgesellschaft schien in Westdeutschland Mitte
der 1990er-Jahre erreicht zu sein, als sich nur noch etwa jeder vierte B�rger als der

Tab. 5: Subjektive Schichtzugehçrigkeit in Deutschland, 1978–2004

Unter-
schicht

Arbeiter-
schicht

Mittel-
schicht

Obere Mittel-,
Oberschicht

in %

Westdeutschland
1980 1 30 59 10
1982 1 35 55 10
1984 1 33 55 11
1986 1 27 62 11
1988 2 32 57 10
1990 2 27 60 12
1992 2 26 60 12
1994 1 29 58 12
1996 2 30 58 11
1998 2 30 57 12
2000 1 28 61 10
2004 2 33 55 10

Ostdeutschland
1992 3 52 42 2
1994 2 56 39 3
1996 5 55 39 1
1998 6 52 40 2
2000 2 50 45 3
2004 4 54 40 3

Datenbasis: Allbus 2002, 2004, ohne Ausl�nder.

Arbeiterschicht zugehçrig betrachtete, und sich sechs von zehn B�rgern mit der
Mittelschicht identifizierten. Bis zum Jahr 2004 sind dann Schwankungen und leich-
te Richtungswechsel erkennbar. Nun ordnet sich wieder jeder dritte Westdeutsche
in die Arbeiterschicht ein und nur noch etwas mehr als die H�lfte f�hlt sich der Mit-
telschicht zugehçrig.

Demgegen�ber bleibt der Anteil derjenigen, die sich der oberen Mittelschicht und
der Oberschicht zugehçrig betrachten, im Westen mit zehn Prozent im langfristi-
gen Trend und ist noch deutlich grçßer als im Osten, wo sich lediglich eine Min-
derheit von drei Prozent der gesellschaftlichen »Elite« zurechnet. Die Anteile der
B�rger, die sich keiner dieser Schichten zuzuordnen vermçgen oder eine Einstu-



fung ablehnen, sind verschwindend gering und unterscheiden sich in West- und Ost-
deutschland nur unwesentlich.

Die vorgestellten Befunde zur subjektiven Schichteinstufung markieren eine Situa-
tion, die im Wesentlichen den Ergebnissen der subjektiven Einordnung in die Oben-
unten-Skala �hnelt. In beiden Dimensionen sind trotz positiver Entwicklungen in
den objektiven Lebensbedingungen eher Abw�rts- als Aufw�rtsbewegungen des
gesamten Positionsgef�ges vorzufinden. Angesichts das Umstandes, dass die eher
»objektiven« Klassenlagen im gleichen Zeitraum stabil bleiben, kçnnte es sich in
den hier skizzierten Entwicklungen um den Ausdruck einer wahrgenommenen sozi-
alen Degradierung handeln. Das Thema soziale Schichtung und soziale Ungleichheit
bleibt somit auf der gesellschaftlichen Tagesordnung.

(Roland Habich /Heinz-Herbert Noll)
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17 Soziale Mobilit�t

Die berufliche Position bzw. die Stellung einer Person im Erwerbsleben pr�gt nach wie
vor in hohem Ausmaß das Leben der Menschen in Deutschland (vgl. Teil II, Kap. 16).
Mehr als in anderen L�ndern wird der Zugang zu diesen beruflichen Positionen von
allgemein bildenden und vor allem von berufsbildenden Abschl�ssen bestimmt. Die
Chancen, einen guten Ausbildungsabschluss zu erwerben, sind jedoch in der Be-
vçlkerung ungleich verteilt. Der jeweilige Ausbildungsabschluss h�ngt vielmehr zu
einem großen Teil von der sozialen Herkunft (vgl. Teil II, Kap. 5), d.h. vom Elternhaus
einer Person ab: Eltern, die eine vorteilhafte berufliche Position innehaben und somit
�ber mehr Ressourcen wie Einkommen, kulturelles oder soziales Kapital verf�gen,
kçnnen ihren Kindern eine bessere Ausbildung mit auf den Weg geben als Eltern mit
weniger vorteilhaften beruflichen Positionen. Eine bessere Ausbildung wiederum ver-
schafft Kindern sp�ter mit hoher Wahrscheinlichkeit einen Zugang zu vorteilhaften
Positionen. Vor allem auf diese Weise werden berufliche Positionen von einer Gene-
ration zur n�chsten »vererbt« und es kommt nur in begrenztem Umfang zu sozialen
Auf- oder Abstiegen zwischen den Generationen.

Auf- bzw. Abstiege zwischen den Generationen sind Ausdruck der (intergeneratio-
nalen) sozialen Mobilit�t in einer Gesellschaft: Soziale Mobilit�t beschreibt das Aus-
maß, in dem sich Kindergenerationen in einer anderen beruflichen Position befinden
als ihre Elterngeneration, d.h., es wird untersucht, wie gut es Kindern aus weniger
vorteilhaften Herkunftspositionen gelingt, vorteilhafte Berufspositionen zu erreichen.
Der Umfang der sozialen Mobilit�t kann somit auch als Maß f�r die Chancengleich-
heiten f�r Auf- und Abstiege in einer Gesellschaft interpretiert werden.

Im Folgenden werden vier Aspekte der sozialen Mobilit�t in Deutschland n�her un-
tersucht: Hatten bereits die Eltern die gleiche berufliche Position, die ihre Kinder heute
einnehmen? In welchem Ausmaß werden Positionen der Eltern direkt an ihre Kinder
weitervererbt? Wie hoch ist das Ausmaß der Auf- und Abstiege in Deutschland? Und
wie ist es generell um die Chancengleichheit in der deutschen Gesellschaft bestellt?
Bei der Beantwortung dieser Fragen wird ein besonderes Augenmerk auf die zeitliche
Entwicklung der sozialen Mobilit�t, auf den Vergleich zwischen Ost- und West-
deutschland und auf die Unterschiede zwischen M�nnern und Frauen gerichtet.

17.1 Besetzung von Berufspositionen
nach sozialer Herkunft

F�r die folgenden Untersuchungen wurden verschiedene Bevçlkerungsumfragen aus
den Jahren 1976 bis 2004 zusammengefasst. Die betrachteten Personen waren zwi-
schen 20 und 64 Jahre alt, hatten aus Vergleichsgr�nden alle die deutsche Staats-



angehçrigkeit und waren zum Zeitpunkt der Befragung entweder berufst�tig oder
arbeitssuchend. F�r Ostdeutschland werden Bevçlkerungsumfragen ab 1991 ber�ck-
sichtigt. AlsMaß f�r die soziale Herkunft wird die berufliche Stellung des Vaters zu dem
Zeitpunkt herangezogen, als die jeweiligen Befragten 15 Jahre alt waren. Wenn mçg-
lich, werden im Folgenden die Analysen nach Jahrzehnten aufgef�hrt. Falls die Fall-
zahlen f�r manche Analysen zu gering sind, werden die letzten beiden Jahrzehnte
zusammengefasst.

Tabelle 1 beschreibt den Grad der Selbstrekrutierung bestimmter beruflicher Positio-
nen, d.h. den Anteil der Befragten, deren V�ter bereits eine identische berufliche
Position innehatten. Am anschaulichsten sind diese Selbstrekrutierungsraten bei
der Betrachtung der Landwirte (M�nner) in Westdeutschland: Ca. 90 % der heutigen
Landwirte haben einen Vater, der ebenfalls Landwirt war, d.h. fast alle heutigen Land-
wirte kommen aus einer Bauernfamilie. Auch bei Arbeiterpositionen findet man eine
beachtliche Selbstrekrutierungsquote. �ber die H�lfte der heutigen Facharbeiter in
Westdeutschland (52 %) hat auch einen Facharbeiter zum Vater. Dieser Anteil ist in
den vergangenen Jahrzehnten stetig angewachsen, d.h. die Gruppe der heutigen

Tab. 1: Selbstrekrutierungsraten – Anteil von M�nnern und Frauen,
deren V�ter eine identische berufliche Position innehatten

Westdeutschland Ostdeutschland

1976–1980 1981–1990 1991–2004 1991–1992 2000–2004

in %

M�nner
Leitende Angestellte, hçhere
Beamte, freie Berufe 20 20 20 – –

Qualifizierte Angestellte,
gehobene Beamte 20 17 17 22 37

Einfache, mittlere
Angestellte und Beamte 25 25 26 26 23

Selbstst�ndige 36 40 23 – 17
Landwirte 93 95 89 – –
Facharbeiter, Meister 45 48 52 57 66
Un-/angelernte Arbeiter 37 36 37 – –

Frauen
Leitende Angestellte, hçhere
Beamte, freie Berufe 27 28 23 – –

Qualifizierte Angestellte,
gehobene Beamte 19 19 20 26 28

Einfache, mittlere
Angestellte und Beamte 21 21 23 17 17

Selbstst�ndige 28 24 24 – –
Landwirte 82 67 70 – –
Facharbeiter, Meister 43 44 44 47 67
Un-/angelernte Arbeiter 31 35 33 – –

– Fallzahlen zu gering.

Datenbasis: ALLBUS, SOEP, ZUMA-Standarddemografie, 1976–2004.
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Facharbeiter ist bez�glich ihrer sozialen Herkunft homogener geworden, und dieser
Trend setzt sich auch im neuen Jahrhundert weiter fort. Die Gruppe der Selbstst�n-
digen ist dagegen im Laufe des letzten Jahrzehnts deutlich heterogener geworden:
Hatten die Selbstst�ndigen in den 70er- und 80er-Jahren noch Selbstrekrutierungs-
raten von knapp 40 %, so ist der Anteil im letzten Jahrzehnt fast bis auf 20 % ge-
sunken. Bei der Gruppe der qualifizierten Angestellten und Beamten (z.B. Lehrer oder
Ingenieure) zeigt sich ein leichter R�ckgang der Selbstrekrutierung �ber die Zeit. F�r
Frauen inWestdeutschland findet man hohe Selbstrekrutierungsraten unter den Land-
wirtinnen und bei Arbeiterinnen. Diese fallen jedoch etwas geringer aus als bei west-
deutschen M�nnern. Bei den einzelnen beruflichen Positionen ergeben sich keine
deutlichen Ver�nderungen �ber die Zeit. Lediglich bei leitenden Positionen ist ein
Trend zu einer geringeren Selbstrekrutierungsrate festzustellen.
Die Ergebnisse f�r Ostdeutschland sind aufgrund der Fallzahlen und der besonderen
Umbruchsituation in den ersten Jahren nach der Wiedervereinigung mit Vorsicht zu
interpretieren. Es werden daher in den Tabellen nur solche Werte dargestellt, die auf
einer ausreichenden Fallzahl basieren. Bei den M�nnern findet man bei qualifizierten
Angestelltenpositionen eine deutliche Zunahme der Selbstrekrutierungsrate: W�h-
rend kurz nach der Wende nur knapp jeder f�nfte qualifizierte Angestellte aus einem
solchen Elternhaus kam, waren es im neuen Jahrtausend bereits 37 %. Ein �hnlicher
Befund zeigt sich bei den Facharbeitern. Auch diese Gruppe wird zunehmend ho-
mogener in Bezug auf ihre Herkunft, sodass heute in Ostdeutschland zwei von drei
Facharbeitern bereits einen Facharbeiter als Vater hatten. Generell gibt es in diesen
beiden Gruppen einen merklichen Trend zur Homogenisierung, der weit �ber dem
Niveau der westdeutschenM�nner liegt. Bei den Frauen in Ostdeutschland findet man
lediglich bei den Facharbeiterinnen eine deutliche Zunahme der Selbstrekrutierungs-
rate bis auf das Niveau der ostdeutschen M�nner. Dagegen liegen f�r ostdeutsche
Frauen die Selbstrekrutierungsraten bei qualifizierten und einfachen Angestellten
merklich unter den Werten der ostdeutschen M�nner, und diese Werte ver�ndern
sich auch kaum �ber die Zeit. Insgesamt zeigt sich bei der Selbstrekrutierung im
Westen generell ein eher uneinheitlicher Trend, in Ostdeutschland hingegen stag-
nieren die Werte oder die Gruppen werden homogener.
Angesichts der weiterhin sehr angespannten Situation auf dem ostdeutschen Ar-
beitsmarkt ist es unerl�sslich zu pr�fen, aus welchen Herkunftsgruppen sich die große
Zahl der Arbeitslosen in Ostdeutschland zusammensetzt. Entsprechende Analysen,
die hier nicht ausgewiesen werden, zeigen Folgendes: Von den arbeitslosen M�n-
nern haben heute gut zwei Drittel einen Vater aus einer der beiden Arbeiterpositi-
onen. Dabei ist insbesondere der Anteil der arbeitslosen Facharbeitersçhne seit der
Wiedervereinigung um 14 Prozentpunkte deutlich angestiegen. Bei den Frauen ist
der gleiche Trend zu beobachten. W�hrend der Anteil der arbeitslosen Arbeitertçch-
ter nach der Wende bei ca. 50 % lag, hat deren Anteil binnen eines Jahrzehnts wie
bei den M�nnern auf knapp 70 % zugenommen. Die Gruppe der arbeitslosen M�nner
und Frauen rekrutiert sich damit heute �berproportional stark aus den Arbeiterpo-
sitionen. Diese Entwicklung kann man in Westdeutschland bereits seit den 1970er-
Jahren beobachten.



17.2 Vererbung von Berufspositionen
nach sozialer Herkunft

In Tabelle 2 wird die Vererbung einer Berufsposition vom Vater auf den Sohn bzw. die
Tochter dargestellt, das heißt die Zahlen geben an, wie groß der Anteil der Kinder von
z.B. leitenden Angestellten ist, die wiederum leitende Angestellte werden. Aus dieser
Perspektive stellt nicht mehr die Berufsposition der Befragten die Prozentuierungs-
grundlage dar, sondern die Position des Vaters. Deutlich wird dies wieder bei den
Landwirten: In Westdeutschland werden 20 % aller Bauernsçhne ebenfalls Landwirte.
�hnliche Vererbungsraten findet man bei Selbstst�ndigen und ungelernten Arbeitern.
Ungef�hr ein Drittel aller Sçhne aus leitenden, gehobenen oder einfachen Angestell-
tenpositionen nimmt heute die gleiche Position ein wie ihre V�ter. Dabei zeigt sich,
dass die Vererbungsrate bei Sçhnen von qualifizierten Angestellten und Beamten �ber
die Zeit deutlich von 43 % auf 36 % abnimmt. Eine leichte Abnahme findet man auch
bei Facharbeitersçhnen, diemit 41 % jedoch immer noch die Gruppemit der hçchsten
Vererbungsrate darstellen.

Da es nach wie vor viele Berufsfelder gibt, die eher von M�nnern oder eher von Frauen
besetzt werden, sind die Vererbungsraten von V�tern auf ihre Tçchter generell nied-
riger als die Vererbungsraten von V�tern auf ihre Sçhne. Ausnahme hierbei sind ein-
fache Angestelltent�tigkeiten und unqualifizierte Arbeiterpositionen. Generell findet
man bei westdeutschen Frauen deutliche Ver�nderungen �ber die Zeit. Ungelernte
Arbeiterpositionen werden heute viel seltener vererbt, die Rate sinkt von 38 % auf
28 %. Auch bei Landwirten und Facharbeitern sinken die Vererbungsraten leicht.
Dagegen steigt die Weitergabe der v�terlichen Berufsposition auf die Tochter bei
qualifizierten und bei leitenden Angestelltenpositionen merklich an. W�hrend in den
1970er-Jahren ein knappes Viertel aller Tçchter von qualifizierten Angestellten dem
Weg ihres Vaters folgte, ist es heute bereits ein knappes Drittel, so dass die Ver-
erbungsrate �hnlich hoch ist wie bei M�nnern. Bei den leitenden Positionen gab es
ebenfalls einen starken Anstieg der Vererbungsrate. Heute nehmen 21 % der Frauen
die gleiche Position wie ihre V�ter ein. In den 1970er-Jahren waren es nur 12 %.
Insgesamt �bernehmen die westdeutschen Frauen in zunehmendem Ausmaß die gu-
ten Positionen der V�ter. Wenig vorteilhafte Positionen dagegen werden zunehmend
seltener auf die Tçchter �bertragen.

Bei ostdeutschenM�nnern gibt es f�r Angestellte und Beamte kaumVer�nderungen in
den Vererbungsraten. Bei den Facharbeitern dagegen findet man eine sinkende Ver-
erbungsrate, sie nimmt um acht Prozentpunkte auf 51 % ab. Jeder zweite Facharbei-
tersohn nimmt damit heute auch eine Facharbeiterposition ein. Diese abnehmende
Vererbungsrate f�r M�nner bei zunehmender Homogenisierung der Facharbeiter-
schaft deutet auf ein generelles Schrumpfen solcher Positionen in Ostdeutschland
hin. Bei ostdeutschen Frauen ist innerhalb der ausgewiesenen stark besetzten Be-
rufspositionsgruppen kaum ein Trend zu erkennen. Interessanterweise hat sich in
dem betreffenden Zeitraum die Berufsstruktur f�r ostdeutsche Frauen – anders als
bei ostdeutschen M�nnern – nur unwesentlich ge�ndert. Dabei ist auff�llig, dass
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Tab. 2: Vererbungsraten – Anteil von M�nnern und Frauen, die die gleiche
berufliche Position einnehmen wie ihre V�ter, nach sozialer Herkunft

Westdeutschland Ostdeutschland

1976–1980 1981–1990 1991–2002 1991–1992 2000–2002

in %

M�nner
Leitende Angestellte, hçhere
Beamte, freie Berufe 31 32 30 – –

Qualifizierte Angestellte,
gehobene Beamte 43 38 36 38 39

Einfache, mittlere
Angestellte und Beamte 34 33 31 28 29

Selbstst�ndige 23 31 24 – 36
Landwirte 20 20 20 – –
Facharbeiter, Meister 43 43 41 59 51
Un-/angelernte Arbeiter 24 22 23 – –

Frauen
Leitende Angestellte, hçhere
Beamte, freie Berufe 12 17 21 – –

Qualifizierte Angestellte,
gehobene Beamte 24 25 32 34 36

Einfache, mittlere
Angestellte und Beamte 66 67 65 54 52

Selbstst�ndige 15 13 16 – –
Landwirte 10 8 7 – –
Facharbeiter, Meister 7 6 5 18 18
Un-/angelernte Arbeiter 38 33 28 – –

– Fallzahlen zu gering.

Datenbasis: ALLBUS, SOEP, ZUMA-Standarddemografie, 1976–2002.

der Anteil an Facharbeiterinnen in Ostdeutschland nach wie vor deutlich hçher ist
als in Westdeutschland.

Bei der bisherigen Betrachtung einzelner Berufspositionen f�llt der zeitliche Wandel
eher moderat aus. Bei westdeutschen M�nnern kommt es f�r qualifizierte Angestellte
bzw. Beamte zu einer Verringerung der Vererbungsraten und somit zu mehr sozialer
Mobilit�t f�r Kinder aus diesen Elternh�usern. Westdeutsche Frauen dagegen schaf-
fen es in zunehmendem Maße, ihre vorteilhaften Herkunftsbedingungen in hçhere
Berufspositionen umzum�nzen. Bei den Arbeiterpositionen kommt es hingegen so-
wohl bei westdeutschen M�nnern als auch bei ostdeutschen M�nnern und Frauen zu
Homogenisierungstendenzen. Insgesamt gibt es bei dieser Betrachtungsweise wenig
Hinweise auf eine umfassende Angleichung der Verh�ltnisse in Ost und West.

Im Folgenden sollen nicht einzelne Berufspositionen untersucht werden, sondern es
wird versucht, ein Gesamtbild der sozialen Mobilit�t bzw. der Vererbung von Berufs-
positionen aufzuzeigen. Eine solche Gesamtbetrachtung l�sst auch eine Aussage
dar�ber zu, ob diejenigen, die nicht die Berufsposition ihrer V�ter erben, eher vor-
teilhaftere oder eher weniger vorteilhafte Berufspositionen besetzen als ihre V�ter.



17.3 Ausmaß von sozialen Auf- und Abstiegen

Um Auf- und Abstiege zu untersuchen, ist es erforderlich, die einzelnen Berufsposi-
tionen in einer Rangfolge anzuordnen. Daf�r wird den leitenden Angestellten bzw.
Beamten sowie den freien Berufen die vorteilhafteste Position zugeschrieben, gefolgt
von den qualifizierten Angestellten bzw. Beamten. Am unteren Ende dieser Hierarchie
befinden sich un- und angelernte Arbeiterpositionen. Die verbleibenden Gruppen der
einfachen Angestellten, Facharbeiter, kleinen Selbstst�ndigen und Landwirte sind nur
sehr schwer hierarchisch zu differenzieren. Sie werden daher in einer einzigen – recht
heterogenen – Gruppe zusammengefasst, sodass es insgesamt vier verschiedene
Gruppen bzw. Hierarchiestufen gibt.

Die oberste Zeile in Tabelle 3 beschreibt das Ausmaß der Gesamtmobilit�t, das heißt
wie groß der Anteil der Personen ist, die eine andere Position einnehmen als ihre V�ter.
Es f�llt auf, dass Frauen aufgrund spezifischer Berufspr�ferenzen – im Vergleich zu
ihren V�tern – generell eine hçhere Gesamtmobilit�t aufweisen als M�nner. �ber die
Zeit hinweg gibt es jedoch sowohl f�r M�nner als auch f�r Frauen in Ost- und West-
deutschland nahezu keine Ver�nderung in der Gesamtmobilit�t. Die Rate ist im Wes-
ten seit Mitte der 1970er-Jahre, im Osten mindestens seit der Wiedervereinigung
praktisch unver�ndert. Bei den M�nnern zeigt sich, dass die Mobilit�tsrate in Ost-
deutschland deutlich niedriger ist als in Westdeutschland, w�hrend sich die Gesamt-
mobilit�t bei Frauen in Ost und West nicht unterscheidet. Teilt man f�r M�nner die
Gesamtrate auf in vertikale Mobilit�t (Auf- und Abstiege) und in horizontale Mobilit�t
(Mobilit�t auf der gleichen Hierarchieebene, zum Beispiel von Facharbeitern zu ein-
fachen Angestellten), so zeigen sich jedoch deutliche Unterschiede �ber die Zeit. Bei
den westdeutschen M�nnern steigt der Anteil an vertikaler Mobilit�t um f�nf Prozent-
punkte in den letzten 30 Jahren, w�hrend die horizontale Mobilit�t um f�nf Prozent-
punkte schrumpft. Somit erhçht sich das Verh�ltnis zwischen diesen beiden Grçßen
von 1,7 auf 2,4 zu Gunsten der vertikalen Mobilit�t, d.h. vertikale Mobilit�t kommt
heute 2,4-mal so h�ufig vor wie horizontale Mobilit�t. Im Osten dagegen sinkt dieses
Verh�ltnis f�r M�nner leicht von 2,0 auf 1,7 – in Ostdeutschland erfahren derzeit somit
weniger M�nner einen Auf- bzw. Abstieg im Vergleich zu ihren V�tern als noch zum
Zeitpunkt unmittelbar nach der Wende. Bei den ostdeutschen Frauen ist dieser Trend
noch st�rker ausgepr�gt. Das Ausmaß an vertikaler Mobilit�t sinkt um sechs Prozent-
punkte, w�hrend die horizontale Mobilit�t um sechs Prozentpunkte steigt, sodass es
heute ein ausgeglichenes Verh�ltnis zwischen den beiden Grçßen gibt (Verh�ltniswert
von 1,0). Bei westdeutschen Frauen deutet sich in den letzten Jahren ein Trend an:
W�hrend die Werte im letzten Viertel des 20. Jahrhunderts ohne erkennbaren Trend
schwankten, scheint es zu Beginn des neuen Jahrtausends etwas mehr vertikale
Mobilit�t bei gleichzeitiger Abnahme von horizontaler Mobilit�t zu geben.

Die jeweils unteren H�lften der Teiltabellen zeigen an, ob es sich bei den vertikalen
Bewegungen um Aufstiege oder um Abstiege gehandelt hat. Der zunehmende Anteil
an vertikaler Mobilit�t f�r westdeutsche M�nner ist in erster Linie auf eine stetige
Zunahme von Abstiegen zur�ckzuf�hren. Zwar gab es bis zur Jahrtausendwende
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auch vermehrt Aufstiege, doch dieser Trend scheint sich im neuen Jahrtausend nicht
fortzusetzen, sodass insgesamt das Verh�ltnis zwischen Auf- und Abstiegen in den
ersten f�nf Jahren des neuen Jahrtausends leicht auf 1,9 sinkt. Vergleichsweise dra-
matisch dagegen f�llt der Befund f�r die ostdeutschen M�nner aus. W�hrend es un-
mittelbar nach der Wiedervereinigung fast zweimal so viele Aufstiege wie Abstiege
gab, hat sich das Verh�ltnis nun sogar umgekehrt: Auf einen Abstieg kommen nur
noch 0,9 Aufstiege. F�r M�nner in Ostdeutschland ist das Risiko eines Abstieges in
schlechtere Berufspositionen damit grçßer als die Chance eines Aufstiegs im Ver-
gleich zu den Berufspositionen ihrer V�ter.

Tab. 3: Gesamtmobilit�t, vertikale und horizontale Mobilit�t,
Auf- und Abstiegsraten

Westdeutschland Ostdeutschland

1976–
1980

1981–
1990

1991–
2000

2001–
2004

1991–
1992

2000–
2002

in %

M�nner
Gesamtmobilit�t 67 66 68 67 59 60
Gesamtmobilit�t umfasst:
vertikale Mobilit�t 42 43 47 47 39 38
horizontale Mobilit�t 25 24 21 20 20 22

Verh�ltnis vertikale/
horizontale Mobilit�t 1,7 1,8 2,3 2,4 2,0 1,7

Vertikale Mobilit�t umfasst:
Aufw�rtsmobilit�t 30 30 33 31 25 18
Abw�rtsmobilit�t 12 13 14 16 14 20

Verh�ltnis Aufstiege/Abstiege 2,4 2,4 2,4 1,9 1,8 0,9

Frauen
Gesamtmobilit�t 75 75 75 76 74 74
Gesamtmobilit�t umfasst:
vertikale Mobilit�t 41 40 42 45 43 37
horizontale Mobilit�t 33 35 33 31 31 37

Verh�ltnis vertikale/
horizontale Mobilit�t 1,2 1,1 1,3 1,5 1,4 1,0

Vertikale Mobilit�t umfasst:
Aufw�rtsmobilit�t 18 20 24 30 24 19
Abw�rtsmobilit�t 23 20 19 16 19 18

Verh�ltnis Aufstiege/Abstiege 0,8 1,0 1,3 1,9 1,3 1,1

Datenbasis: ALLBUS, SOEP, ZUMA-Standarddemografie, 1976–2004.

Bei den ostdeutschen Frauen geht die Entwicklung in die gleiche Richtung, ist jedoch
weniger ausgepr�gt. Auch bei den Frauen nimmt der Anteil der Aufstiege merklich von
24 auf 19 % ab, aber das Ausmaß an Abstiegen bleibt konstant, sodass sich heute
Auf- und Abstiege im Vergleich zur Vaterposition ungef�hr die Waage halten und sich
die Frauen in Ostdeutschland in einer �hnlichen Situation befinden wie die M�nner.
Im Westen haben die Frauen dagegen in den letzten 30 Jahren ihre Aussichten auf
bessere Positionen steigern kçnnen. Es kam zu einer deutlichen Zunahme der Auf-



stiege bei einer gleichzeitigen Abnahme der Abstiege, sodass das Verh�ltnis zwischen
Auf- und Abstiegen bis zur Jahrtausendwende zun�chst von 0,8 auf 1,3 und danach
weiter bis auf ein Verh�ltnis von 1,9 gestiegen ist. Westdeutsche Frauen haben somit
heute durchschnittlich bessere Positionen als ihre V�ter. H�lt diese Entwicklung weiter
an, ist die Angleichung der Aufstiegschancen der Frauen an die der M�nner in West-
deutschland absehbar.

17.4 Chancengleichheit in der Gesellschaft

Die bisher dargestellten Ergebnisse geben die Mobilit�tserfahrungen seit Mitte der
1970er-Jahre f�r Westdeutschland und seit der Wiedervereinigung f�r Ostdeutsch-
land wieder. Ein wesentlicher Faktor f�r die soziale Mobilit�t in dieser Zeit waren die
Ver�nderungen in der Besch�ftigtenstruktur. Die Anzahl der Arbeiterpositionen ist
gesunken, w�hrend im Angestellten- und Beamtenbereich zus�tzliche Positionen ge-
schaffen wurden. Diese so genannte strukturell bedingte Mobilit�t beeinflusst die Auf-
und Abstiegsmçglichkeiten der einzelnen Personen. Jedoch �ndern sich diese Be-
dingungen f�r alle gleich, es gibt heute mehr vorteilhafte Berufspositionen als fr�her.
Hat daher heute ein Facharbeiterkind im Vergleich zu einem Kind eines qualifizierten
Angestellten �hnlich gute Chancen, eine vorteilhafte Position zu erreichen? Nicht not-
wendigerweise, denn es ist denkbar, dass sich zwar alle ein bisschen besser stellen,
dass sich aber die Chancen f�r einen Aufstieg f�r ein Kind eines qualifizierten An-
gestellten im gleichen Maße erhçhen wie die Aufstiegschancen f�r ein Facharbeiter-
kind. Daher werden abschließend die so genannten Chancenverh�ltnisse zwischen
solchen Kindern untersucht, d.h. es wird gefragt, wie groß die Chance f�r ein Kind
eines qualifizierten Angestellten im Vergleich zu einem Facharbeiterkind ist, sp�ter
selbst qualifizierter Angestellter bzw. Facharbeiter zu werden. In den 1990er-Jahren
betrug dieses Chancenverh�ltnis 6:1 zu Gunsten der Kinder qualifizierter Angestellter.
F�r die folgende Analyse wurden f�r s�mtliche Kombinationen von beruflichen Po-
sitionen derartige Chancenverh�ltnisse berechnet und diese in einem Modell zusam-
mengefasst. Die Ergebnisse sind in den Abbildungen 1 und 2 dargestellt.

Abbildung 1 zeigt f�r M�nner die Entwicklung der St�rke des Zusammenhangs zwi-
schen der sozialen Herkunft und der eigenen Berufsposition. Dabei werden drei Zeit-
r�ume unterschieden, wobei aufgrund der Fallzahlen die Jahre ab 2000 mit den
1990er-Jahren zusammengefasst werden. Die St�rke des Zusammenhangs ist auf
der y-Achse dargestellt. F�r die 1970er-Jahre wurde dieser Zusammenhang auf
den Wert »0« als Ausgangsniveau festgesetzt. Die Abweichung zu diesem Wert
gibt dann die prozentuale Ver�nderung an, wobei negative Werte bedeuten, dass
der Zusammenhang schw�cher wird. Man kann f�r Westdeutschland sehen, dass
sich die St�rke des Zusammenhangs in den 1980er-Jahren nicht ver�ndert hat,
dann aber eine Abnahme um 11 % in den 1990er-Jahren zu beobachten ist. F�r west-
deutsche M�nner hat sich somit der Einfluss der sozialen Herkunft auf die eigene
Berufsposition abgeschw�cht, d.h. die Chancengleichheit f�r diese M�nner hat
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sich im betreffenden Zeitraum erhçht. F�r ostdeutsche M�nner ist dagegen eine um-
gekehrte Entwicklung zu beobachten. Der Zusammenhang zwischen sozialer Herkunft
und eigener Berufsposition ist im Osten nach wie vor etwas schw�cher ausgepr�gt als
im Westen; seit der Wiedervereinigung ist allerdings durch gegenl�ufige Entwicklun-
gen eine Ann�herung der Mobilit�tschancen der Westdeutschen zu erkennen.

Bei den Frauen (Abb. 2) zeigten sich nach der Wiedervereinigung ebenfalls deutliche
Unterschiede zwischen Ost und West. In Ostdeutschland ist der Zusammenhang

Abb. 1: Relative Ver�nderung der St�rke des Zusammenhangs zwischen
sozialer Herkunft und eigener Position – M�nner in Ost- und West-
deutschland

Datenbasis: ALLBUS, SOEP, ZUMA-Standarddemographie, 1976–2004.

Abb. 2: Relative Ver�nderung der St�rke des Zusammenhangs zwischen
sozialer Herkunft und eigener Position – Frauen in Ost- und West-
deutschland

Datenbasis: ALLBUS, SOEP, ZUMA-Standarddemographie, 1976–2004.



zwischen sozialer Herkunft und eigener Berufsposition klar schw�cher ausgepr�gt,
doch auch hier findet man �ber die Zeit eine Angleichung der St�rke des Zusammen-
hangs zwischen sozialer Herkunft und eigener Position.

17.5 Zusammenfassung

Die soziale Herkunft hat trotz der Betonung von Chancengleichheit im Bildungswesen
und der Hervorhebung des Leistungsgedankens in der Berufswelt nach wie vor einen
starken Einfluss auf die sp�tere berufliche Position von M�nnern und Frauen in
Deutschland. F�r viele Berufspositionen ist eine zunehmende Homogenisierung
der Zusammensetzung nach sozialer Herkunft zu konstatieren. Dies gilt insbesondere
f�r Arbeiterpositionen in Ost- undWestdeutschland, die im Zeitverlauf zunehmendmit
Arbeiterkindern besetzt werden. Ausnahmen hiervon bilden die Selbstst�ndigen im
Westen, deren Herkunftszusammensetzung heterogener wird. Bei der Vererbung von
Berufspositionen zeigt sich f�r Westdeutschland eine Ann�herung der Vererbungs-
raten von M�nnern und Frauen. Vor allem bei leitenden und bei qualifizierten Posi-
tionen gelingt es den Frauen zunehmend, diese vorteilhaften Positionen von ihren
V�tern zu �bernehmen. Bei der Gesamtbetrachtung von Auf- und Abstiegen zeigt
sich mit Ausnahme der westdeutschen Frauen ein genereller Trend zu weniger Auf-
stiegsmobilit�t und zu mehr Abstiegsmobilit�t. Dabei gleichen sich die Geschlechter
im Hinblick auf die Verh�ltnisse von Auf- und Abstiegen immer mehr an. Gleichzeitig
bleiben jedoch die Unterschiede zwischen Ost- und Westdeutschland nach wie vor
bestehen. Im Osten ist die Aufstiegsmobilit�t im Vergleich zur Position des Vaters
deutlich schw�cher ausgepr�gt.

Die Betrachtung der tats�chlichen Chancengleichheit – bereinigt um strukturelle Ein-
fl�sse – zeigt f�r Westdeutschland einen leichten Wandel hin zu mehr Gleichheit. Im
Osten dagegen hat sich der Einfluss der sozialen Herkunft im letzten Jahrzehnt sp�r-
bar vergrçßert. Die ehemals deutlich hçhere Chancengleichheit f�r M�nner und
Frauen in Ostdeutschland hat so stark abgenommen, dass mittlerweile bei beiden
Geschlechtern fast das Westniveau erreicht wird. Es bleibt abzuwarten, ob sich diese
gegenl�ufigen Trends auf einem gemeinsamen Niveau einpendeln werden oder ob die
ung�nstigeren Rahmenbedingungen in Ostdeutschland dazu f�hren, dass der Einfluss
der sozialen Herkunft auf die eigene Berufsposition noch wichtiger wird als in West-
deutschland.

(Reinhard Pollak)

Weitere Informationen zum Thema Erwerbst�tigkeit siehe Teil I, Kap. 3.
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18 Einkommen – Verteilung, Angleichung,
Armut und Dynamik

Die hier genutzten Daten des Sozio-oekonomischen Panels (SOEP) beschreiben die
langj�hrige Einkommensentwicklung in Deutschland. Neben dem Einkommensver-
lauf wird im Folgenden auch die Angleichung der Einkommensverh�ltnisse seit der
deutschen Wiedervereinigung sowie die Einkommensverteilung und Einkommens-
ungleichheit im zeitlichen Verlauf betrachtet. Ein besonderes Augenmerk gilt dem
unteren Rand der Einkommensverteilung – der Betroffenheit von Niedrigeinkommen
und Armut. Schließlich wird das Ausmaß der Einkommens- und Armutsdynamik in
Deutschland dargestellt.

18.1 Daten und Methoden

Die Einkommen werden im SOEP im Rahmen der j�hrlichen Befragungen detailliert
erfasst: Zum einen wird das monatliche Haushaltsnettoeinkommen erfragt, also die
regelm�ßigen Eink�nfte nach Abzug von Steuern und Sozialabgaben zuz�glich erhal-
tener Sozialtransfers; zum anderen werden jeweils f�r das zur�ckliegende Jahr alle
individuellen (Brutto-)Einkommen aller aktuell im Haushalt befragten Personen erho-
ben. Diese individuellen Einkommenskomponenten werden �ber den Haushalt auf-
summiert und liefern so, mithilfe einer Sch�tzung der Steuer- und Sozialabgaben, die
Jahresnettoeinkommen des Vorjahres. Bei den Jahreseinkommen sind neben einmali-
gen Sonderzahlungen (13., 14. Monatsgehalt, Weihnachtsgeld, Urlaubsgeld etc.) auf
diese Weise auch Steuerr�ckzahlungen implizit ber�cksichtigt. Prinzipiell kçnnen im
SOEP auch Einkommensvorteile aus selbst genutztem Wohneigentum eingerechnet
werden; diese Komponente wurde hier allerdings nicht ber�cksichtigt.

Die erhobenen Monatseinkommen bilden die zum Interviewmonat aktuell verf�gbaren
çkonomischen Ressourcen f�r alle zu diesem Zeitpunkt im Haushalt lebenden Per-
sonen ab. Die Jahreseinkommen beschreiben demgegen�ber die von jeder aktuell im
Haushalt lebenden Person im Vorjahr erzielten Markt- und Nettoeink�nfte. Beide Ein-
kommenskonzepte unterscheiden sich damit nicht nur hinsichtlich des zeitlichen Be-
zugsrahmens, sondern auch in ihrer Konzeption. Im Folgenden werden deshalb so-
wohl Daten �ber das direkt erfragte monatliche Haushaltsnettoeinkommen in seiner
urspr�nglichen Form (der Anteil der Haushalte ohne Angaben betr�gt zwischen vier
und sieben Prozent) als auch �ber das generierte Jahresnettoeinkommen der Haus-
halte (jeweils f�r das zur�ckliegende Jahr; fehlende Werte werden gesch�tzt [impu-
tiert]) pr�sentiert.

Um die Einkommenssituation von Haushalten unterschiedlicher Grçße und Zusam-
mensetzung vergleichbar zu machen, werden alle Haushaltseinkommen entspre-



chend dem inzwischen EU-weit standardisierten Vorgehen unter Verwendung der
neuen (revidierten) OECD-Skala in so genannte »�quivalenzeinkommen« – das
sind unter Bedarfsgesichtspunkten modifizierte Pro-Kopf-Einkommen – umgerech-
net. Alle Einkommensangaben werden in Euro ausgewiesen. Die Analysen erfolgen
auf Personenebene und repr�sentieren die in privaten Haushalten lebende gesamte
Bevçlkerung in Deutschland. Die Anstaltsbevçlkerung (z.B. in Altersheimen) bleibt
unber�cksichtigt.

18.2 Einkommensentwicklung und Verteilung

Die verf�gbaren durchschnittlichen �quivalenzeinkommen (Mean, arithmetischesMit-
tel) der privaten Haushalte sind nach den Daten des SOEP bei der Bevçlkerung in
Deutschland nominal von monatlich 946 E im Jahr 1991 auf 1407 E im Jahr 2004
und – nach vorl�ufigen Berechnungen – bis 2005 weiter auf 1416 E gestiegen (vgl.
Tab. 1). Die entsprechenden Jahreseinkommen liegen im Jahr 2004 bei 18599 E. Bei
dieser gesamtdeutschen Betrachtung sind allerdings die Unterschiede in den Preis-
niveaus im zeitlichen Verlauf sowie die, insbesondere unmittelbar nach der Vereini-
gung, bedeutsamen Kaufkraftunterschiede zwischen den alten und neuen L�ndern
noch nicht ber�cksichtigt. Die nachfolgenden Berechnungen werden deshalb auf der
Basis von Realeinkommen zum Basisjahr 2000 durchgef�hrt, wobei die Einkommen
der alten und neuen L�nder bis 1997 jeweils getrennt an die entsprechende Preis-
entwicklung angepasst wurden (vgl. Tab. 1).

Tab. 1: Haushaltsnettoeinkommen der privaten Haushalte in Deutschland
Mittelwert in Euro

1991 1994 1997 2000 2003 2004 2005

�quivalenzeinkommen im Monat1

Nominal (Mean) 946 1120 1195 1304 1396 1407 1416
Real (Mean) 1116 1205 1229 1304 1333 1319 1298
Steigerungsrate real (in %)2 8,0 2,0 6,1 2,2 –1,1 –1,6
Real (Median) 991 1098 1110 1176 1194 1173 1154

�quivalenzeinkommen im Vorjahr
Nominal 14875 15756 17223 18468 18599
Real3 16390 16502 17464 17840 17762
Steigerungsrate real (in %)2 0,7 5,8 2,2 –0,4
Real (Median) 14630 14671 15427 15927 15869

Preisindizes4

Alte Bundesl�nder 83,7 92,6 97,1 100,0 103,4 106,2 108,3
Neue Bundesl�nder 70,4 91,5 97,2 100,0 103,4 106,2 108,3

1 Vorl�ufige Berechnungen f�r 2005.
2 Prozentuale Steigerungsrate gegen�ber dem in der Vorspalte angegebenen Zeitpunkt;

Quelle: Destatis 2003.
3 Bei Jahresangaben sind die Preisindizes jeweils bezogen auf das Einkommensjahr (Vorjahr).
4 Quelle: Destatis 2006.

Datenbasis: SOEP 1991–2005.
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Die auf den Realeinkommen basierenden Steigerungsraten zeigen seit Beginn der
1990er-Jahre ein insgesamt gesehen eher geringes Einkommenswachstum mit deut-
lichen konjunkturellen Schwankungen. In der ersten H�lfte der 1990er-Jahre sind in-
folge des Vereinigungsbooms sowie der hohen Einkommenszuw�chse der neuen
L�nder (vgl. Abb. 1a und 1b) zun�chst insgesamt positive Einkommenszuw�chse zu
beobachten, die sich mit Abflachen der Konjunktur in der Mitte der 1990er-Jahre
verringern. Gegen Ende des Jahrzehnts erfolgt ein abermaliger kurzer Einkommens-
anstieg, der wiederum zu Beginn der 2000er-Jahre von einer anhaltenden Rezes-
sion gebremst wird. In den letzten Jahren sind die Einkommen der privaten Haushalte
real gesunken.

Die Betrachtung von Mittelwerten allein sagt noch nichts dar�ber aus, wie gleich
oder ungleich die Einkommen in der Bevçlkerung verteilt sind. Ein allgemeiner Indi-
kator zur Beschreibung der Einkommensverteilung sind die Einkommensanteile, die

Tab. 2: Einkommensungleichheit in Deutschland

1991 1994 1997 2000 2003 2004 2005

�quivalenzeinkommen im Monat (real)1

Einkommensanteile in der Bevçlkerung
�rmste 20 % 9,7 9,9 10,1 10,0 9,4 9,5 9,4
Reichste 20 % 35,2 35,2 34,4 34,7 36,1 35,8 35,9

Gini 0,256 0,252 0,241 0,245 0,264 0,262 0,263
�quivalenzeinkommen im Vorjahr (real)
Gini (Markteinkommen und Renten
im Haushalt) 0,337 0,350 0,347 0,362 0,368

Gini (Haushaltsnettoeinkommen) 0,270 0,268 0,266 0,283 0,282
Gini-Verminderung durch Umverteilung
(in %) 19,9 23,4 23,3 21,8 23,4

1 Vorl�ufige Berechnungen f�r 2005.

Datenbasis: SOEP 1991–2005.

ein bestimmter Teil der nach der Einkommenshçhe geordneten Bevçlkerung inne-
hat (Tab. 2). Hier zeigt sich, dass die �rmsten 20 % der Bevçlkerung (das unterste
Quintil) langj�hrig �ber knapp 10 % des monatlichen Gesamteinkommens verf�gen.
Nach dem Jahr 2000 ging der Einkommensanteil des �rmsten Quintils auf teilweise
unter 9,5 % zur�ck. Die reichsten 20 % (das oberste Quintil) haben demgegen�ber
langj�hrig etwa 35 % des monatlichen Gesamteinkommens zur Verf�gung, seit 2003
waren es 36 %. Die Ungleichheit der verf�gbaren Einkommen im Haushalt hat sich
damit deutlich erhçht. Dies geht auch aus dem Gini-Koeffizienten, einem zusammen-
fassenden Ungleichheitsmaß, hervor (Tab. 2). Bei gesamtdeutscher Betrachtung war
unmittelbar nach der Vereinigung, als die Einkommen der alten und neuen L�n-
der noch weiter voneinander entfernt lagen, der Gini-Koeffizient hçher als bei allei-
niger Betrachtung der westdeutschen Verteilung und ist im Zuge der Einkommens-
angleichung der neuen L�nder im Verlauf der 1990er-Jahre zun�chst gesunken. Am
Ende der 1990er-Jahre hat sich die gesamtdeutsche Ungleichheit der Einkommen



wieder erhçht und ist nach dem Jahr 2000 noch weiter gestiegen. In den letzten Jah-
ren stagniert das Ausmaß der Einkommensungleichheit auf einem hçheren Niveau als
zum Zeitpunkt der Vereinigung.

Die jahresbezogenen Einkommen sind im Allgemeinen etwas ungleicher verteilt als
die enger gefassten monatlichen Nettoeinkommen der privaten Haushalte. Anhand
des jahresbezogenen Einkommenskonzeptes lassen sich zudem auch Ungleich-
heitsziffern f�r die zugrunde liegenden Markteinkommen (brutto) und Rentenzahlun-
gen errechnen, die sich vor Eingriff des Staates in Form von direkten Steuern und
Sozialtransfers ergeben. Die relative Differenz beider Koeffizienten illustriert so die
Reduktion an Ungleichheit, die durch staatliche Eingriffe erreicht wird. Anhand der
Daten wird deutlich, dass die Ungleichheit der in den privaten Haushalten jeweils
erwirtschafteten Markteinkommen und Renten erheblich gestiegen ist – der Gini-Ko-
effizient hat sich von 1994 bis 2004 von 0,34 auf 0,37 erhçht. Diese Zunahme an
Ungleichheit der �berwiegend aus Erwerbst�tigkeit und Renten erzielten Marktein-
kommen hat auch bis Mitte der 1990er-Jahre zu einer Zunahme der Ungleichheit der
daraus abgeleiteten Nettoeinkommen im Haushalt gef�hrt. Die Ungleichheit der haus-
haltsbezogenen Markteinkommen wie auch der Nettoeinkommen stagniert seit den
Jahren 2003/4 auf diesem erhçhten Niveau. Das Volumen der durch staatliche Ein-
griffe erzielten Reduktion an Ungleichheit blieb so seit Ende der 1990er-Jahre weit-
gehend konstant. Mit anderen Worten: Die langj�hrig zu beobachtende Zunahme an
Ungleichheit geht in erster Linie auf eine zunehmende Spreizung der Markteinkommen
zur�ck. Die durch staatliche Maßnahmen erfolgte Reduzierung an Ungleichheit hat
sich in den letzten Jahren im Volumen nur wenig ge�ndert, so dass infolgedessen auch
die Nettoeinkommen der privaten Haushalte inzwischen ungleicher verteilt sind.

18.3 Einkommensschichtung und relative Armut

Die Zunahme der Ungleichheit geht mit einer Ver�nderung der Einkommensschich-
tung einher, die nachfolgend noch detaillierter beschrieben wird. Die Einkommens-
schichtung beruht auf der Generierung von Einkommensklassen in Relation zum je-
weiligen Mittelwert. Die unterste Einkommensschicht mit weniger als der H�lfte der
mittleren bedarfsgewichteten Einkommen in der Bevçlkerung lebt in relativer Einkom-
mensarmut, die hçchsten Einkommensklassen indizieren den Bevçlkerungsanteil mit
materiellem Wohlstand.

Die relative Einkommensschichtung (vgl. Tab. 3) differenziert den bei der Einkom-
mensungleichheit beschriebenen Trend. Der Bevçlkerungsanteil in relativer Einkom-
mensarmut hat sich in Deutschland im Verlauf der 1990er-Jahre zun�chst vermindert,
steigt dann aber wieder an. Die Bevçlkerungsanteile im relativen und hçheren Wohl-
stand weisen nach dem vereinigungsbedingten R�ckgang zu Beginn der 1990er-Jah-
re wiederum hçhere Werte in den 2000er-Jahren auf. Der Bevçlkerungsumfang im
mittleren Einkommensbereich ist nach einer kurzfristigen Zunahme gegen Ende der
1990er-Jahre wieder auf das langj�hrig weitgehend stabile Niveau zur�ckgefallen.
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Der hier verwendete Armutsbegriff beruht auf einem so genannten relativen Armuts-
konzept und orientiert sich an der Definition der Europ�ischen Union. Gem�ß den vom
Statistischen Amt der EU (Eurostat) empfohlenen Schwellenwerten gilt demnach als
arm, wer in einem Haushalt lebt, dessen �quivalenzeinkommen weniger als 60 % des
Medians der Einkommen in der gesamten Bevçlkerung betr�gt. Dar�ber hinaus wer-
den in diesem Kapitel auch weitere, fr�her verwendete, auf dem arithmetischen Mittel
basierende Schwellenwerte zur Abgrenzung von »Armut« (50 %-Schwelle) und Nied-
rigeinkommen, dem so genannten »prek�ren Wohlstand«, (75 %-Schwelle) ausge-
wiesen. Die auf den Median bezogenen Armutsgrenzen sind weniger anf�llig f�r Ex-
tremwerte am oberen und unteren Rand der Verteilung und liefern damit robustere
Ergebnisse als die aus dem arithmetischen Mittel abgeleiteten Schwellenwerte.

Die Berechnung aller Armutsgrenzen erfolgt ausschließlich auf Grundlage der gesamt-
deutschen Einkommensverteilung anhand der Realeinkommen zu Preisen von 2000.

Tab. 3: Schichtung der Bevçlkerung nach relativen Einkommenspositionen
Bevçlkerungsanteile in Prozent

Monatliches Haushaltsnettoeinkommen,
�quivalenzgewichtet

1991 1994 1997 2000 2003 2004 2005

in %

Hçherer Wohlstand (>200 %) 4,0 3,9 3,4 3,3 4,4 4,3 4,2
Relativer Wohlstand (150–200 %) 8,2 8,3 7,6 8,9 8,1 7,8 8,4
Gehobene Einkommenslage (125–150 %) 10,9 9,6 10,1 10,9 9,6 9,9 10,1
Mittlere bis gehobene Einkommenslage
(100–125 %) 17,1 18,0 18,3 15,1 17,6 16,9 16,7

Untere bis mittlere Einkommenslage
(75–100 %) 25,0 27,4 28,8 30,3 25,7 26,7 26,3

Prek�rer Wohlstand (50–75 %) 25,4 24,6 23,9 22,7 23,7 23,7 23,8
Relative Armut (0–50 %) 9,3 8,3 7,9 8,8 10,8 10,6 10,6

Datenbasis: SOEP 1991–2005.

Die auf dem Median basierenden Armutsquoten werden anhand des so genannten
FGT-Maßes (nach den Autoren Foster/Greer/Thorbecke) weiter differenziert: Neben
der Armutsquote, die den Umfang der Armutspopulation in Prozent ausweist, werden
in Tabelle 4 weitere Kennziffern der Armutsintensit�t ausgewiesen, die aus der Ar-
mutsl�cke abgeleitet sind.

Gemessen an der medianbasierten Armutsschwelle auf Grundlage der monatlichen
Haushaltsnettoeinkommen lebten – nach vorl�ufigen Berechnungen – im Jahr 2005
13,2 % der gesamtdeutschen Bevçlkerung in Armut (vgl. Tab. 4) und insgesamt
34,4 % im Niedrigeinkommensbereich (75 %-Schwelle). Die einfache Armutsinten-
sit�t FGT(1) – diese misst den durchschnittlichen prozentualen Abstand zur Armuts-
schwelle im Mittel der gesamten Bevçlkerung – betr�gt 2,9 %. Die Indizes haben
sich gegen�ber dem Vorjahr 2004 kaum ver�ndert, das Ausmaß an Niedrigeinkom-
men und Armut stagniert derzeit auf vergleichsweise hohem Niveau.



Tab. 4: Armut und Niedrigeinkommen
Bevçlkerungsanteile in Prozent

Niedrigeinkommen und Armut
(Haushaltsnettoeinkommen, �quivalenzgewichtet)

1991 1994 1997 2000 2003 2004 20051

�quivalenzeinkommen im Monat (real)
75 %-Mittelwert (Niedrigeinkommen) 34,8 32,9 31,8 31,5 34,6 34,4 34,4
50 %-Mittelwert (Armut) 9,3 8,3 7,9 8,8 10,8 10,6 10,6
Armutsschwelle 60 %-Median
FGT(0) (Armutsquote) 11,3 11,4 10,9 11,3 13,7 12,7 13,2
FGT(1) (Armutsintensit�t) 2,5 2,6 2,2 2,3 3,0 2,8 2,9
FGT(2) (Armutsintensit�t) 0,8 0,9 0,7 0,8 1,0 1,0 1,0

�quivalenzeinkommen im Vorjahr (real)
Armutsschwelle 60 %-Median
FGT(0) (Armutsquote) 13,2 12,9 12,3 15,3 15,5
FGT(1) (Armutsintensit�t) 3,7 3,9 3,5 4,4 4,5
FGT(2) (Armutsintensit�t) 1,8 2,0 1,8 2,0 2,1

1 Vorl�ufige Berechnungen.

Die Armutsl�cke (poverty-gap) ist ein Maß f�r den durchschnittlichen Einkommensabstand, der zur
�berwindung der Armutsgrenze fehlt, die normalisierte Armutsl�cke gibt den prozentualen Abstand
zur Armutsgrenze an. Das FGT(1)-Maß beschreibt die Armutsintensit�t als Produkt von Armutsquote
und normalisierter Armutsl�cke. Das FGT(2)-Maß schließlich bezieht dar�ber hinausgehend die Un-
gleichheit innerhalb der Armutspopulation ein und bemisst die Armutsintensit�t, indem es diejenigen
innerhalb der Armutspopulation am st�rksten gewichtet, die am intensivsten von Armut betroffen
sind.

Datenbasis: SOEP 1991–2005.

Legt man die jahresbezogene Einkommensberechnung zugrunde, so ergeben sich
hçhere Armutswerte: im Jahr 2004 lag die Armutsquote nach diesem Einkommens-
konzept bei 15,5 %, die FGT(1)- und FGT(2)-Maße weisen eine Armutsintensit�t von
4,5 % bzw. 2,1 % aus. Auch hier zeigen alle Indikatoren in langj�hriger Betrachtung
deutlich erhçhte Armutswerte an. �bereinstimmend dokumentieren monatliche und
jahresbezogene Einkommenskonzepte in den letzten Jahren bei der Armutsquote und
bei der Armutsintensit�t einen stagnierenden Verlauf auf hohem Niveau.

18.4 Einkommen und Armut in regionaler Differenzierung

Bei der Betrachtung der gesamtdeutschen Einkommensverteilung sind auch heute
noch erhebliche Unterschiede zwischen alten und neuen Bundesl�ndern zu beobach-
ten. Daneben zeigen sich aber auch weitere regional unterschiedliche Entwicklungen.

Die Angleichung der Einkommensverh�ltnisse zwischen neuen und alten L�ndern
l�sst sich anschaulich anhand der Entwicklung der verschiedenen Einkommens-
schwellen dokumentieren. Bei dieser Darstellung werden Niveau und Verteilung
der Einkommen gleichzeitig betrachtet: Die Breite der so genannten Boxplots (vgl.
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Abb. 1a und b) zeigt den jeweiligen Bevçlkerungsumfang an; die mittlere Linie der
Blçcke stellt den jeweiligen Median dar, also den Einkommensschwellenwert, der von
jeweils der H�lfte der Bevçlkerung unter- bzw. �berschritten wird. In analoger Form
geben die Ober- und Untergrenzen der Blçcke die Einkommensschwellen wieder, die
zusammen 50 % der Bevçlkerung mit mittlerem Einkommen umfassen; die �uße-
ren Linien veranschaulichen schließlich die so genannten Dezilsschwellen, die die
jeweils reichsten bzw. �rmsten 10 % der Bevçlkerung abgrenzen; sie beschreiben
also die Einkommensspanne, die das Wohlstandsniveau von 80 % der jeweiligen
Bevçlkerung ohne die jeweils reichsten und �rmsten 10 % umfasst.

Die Grafik zeigt anschaulich, wie sich die Verteilung der Realeinkommen in den neuen
L�ndern vor allem in der ersten H�lfte der 1990er-Jahre schrittweise an die Entwick-
lung der Westeinkommen angeglichen hat. In den letzten Jahren ist jedoch wiederum
eine zunehmende Diskrepanz zwischen West- und Osteinkommen zu beobachten.
Die Realeinkommen in den alten L�ndern wiesen in der zweiten H�lfte der 1980er-
Jahre noch hçhere Wachstumsraten auf, die sich seit Beginn der 1990er-Jahre deut-
lich abflachten. Vor allem im unteren und mittleren Einkommensbereich ist in den
letzten Jahren sogar ein R�ckgang an realer Kaufkraft zu beobachten.

In den alten L�ndern haben sich die Abst�nde zwischen unteren und hçheren Ein-
kommen langj�hrig stufenweise erhçht. In den neuen L�ndern waren die Einkommen
im Vergleich dazu von vornherein weit weniger ungleich verteilt. Zu Beginn der 1990er-

Abb. 1a: Entwicklung des monatlichen Haushaltsnetto�quivalenzeinkommens

Datenbasis: SOEP 1985–2005.



Jahre erfolgte hier ein Anstieg der Ungleichheit, der sich aber bald verlangsamte. In
den letzten Jahren ist auch in den neuen L�ndern ein neuerlicher Anstieg der Un-
gleichheit zu verzeichnen, ohne allerdings das hçhere Ungleichheitsniveau der alten
L�nder zu erreichen. Die Grafik macht nicht nur deutlich, dass die Streuung der Ein-
kommen in den neuen L�ndern weit weniger ausgepr�gt ist als in den alten L�ndern,
sondern zeigt auch, dass dies vor allem an der geringeren Differenzierung im oberen
Einkommenssegment liegt. Im Jahr 2002 erreichen erstmalig mehr als 10 % der Be-
vçlkerung in den neuen L�ndern Einkommensverh�ltnisse, die oberhalb des mittleren
Einkommensbereichs in den alten L�ndern liegen. Der wesentliche Einkommensunter-
schied zwischen alten und neuen L�ndern besteht demzufolge vor allem in der ge-
ringeren Spreizung der hçheren Einkommen.

Bei einer differenzierteren Betrachtung der letzten 20 Jahre treten aber auch innerhalb
der westdeutschen Einkommensentwicklung regionale Unterschiede zutage; ins-
besondere bei den Stadtstaaten zeichnet sich dabei eine prek�re Entwicklung ab.
Dazu wurden die westlichen Bundesl�nder nach Nord (Hessen, Niedersachsen, Nord-
rhein-Westfalen, Schleswig-Holstein) und S�d (Bayern, Baden-W�rttemberg, Rhein-
land-Pfalz, Saarland) unterteilt und die Stadtstaaten (Berlin, Hamburg, Bremen) als
eigene Kategorie erfasst. Um ungeachtet der zum Teil hohen j�hrlichen Schwankun-
gen robuste Ergebnisse zu erhalten, wurden f�r diese langj�hrige Betrachtung vier
gleitende Durchschnitte �ber jeweils einen Zeitraum von f�nf Jahren gebildet.
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Abb. 1b: Entwicklung des j�hrlichen Haushaltsnetto�quivalenzeinkommens

Datenbasis: SOEP 1985–2005.
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Die zusammengefassten Absolutwerte der mittleren Realeinkommen (Median) spie-
geln die bereits aufgezeigte phasenweise Entwicklung der Einkommen wider: die
Realeinkommen haben sich in der zweiten H�lfte der 1980er-Jahre in allen west-
lichen Landesteilen erhçht, in der ersten H�lfte der 1990er-Jahre hatten vor allem
die neuen Bundesl�nder hohe Einkommenszuw�chse, in den letzten Jahren verzeich-
neten eher die s�d-westlichen L�nder positive Einkommensentwicklungen, die in-
zwischen auch – zusammen mit den nord-westlichen L�ndern – �ber die hçchsten
mittleren Einkommen verf�gen. Die mittleren Einkommen der Stadtstaaten lagen En-
de der 1980er-Jahre noch deutlich �ber dem Durchschnitt. Seit Beginn der 1990er-
Jahre haben sich die Einkommen in dieser Regionaleinheit jedoch im Mittel real
kaum ver�ndert und liegen inzwischen nur mehr knapp �ber dem gesamtdeutschen

Tab. 5: Haushaltsnettoeinkommen und Armut in regionaler Differenzierung
(Langfristige Trends in gleitenden F�nfjahresdurchschnitten)

Deutschland
Gesamt

Alte Bundes-
l�nder S�d

Alte Bundes-
l�nder Nord

Stadtstaaten Neue Bun-
desl�nder

Median in E

1985–1989 979 964 967 1083
1991–1995 1061 1130 1117 1138 846
1996–2000 1133 1149 1183 1196 1008
2001–2005 1174 1210 1208 1191 1032

Index p901

1985–1989 168,5 167,2 168,1 182,8
1991–1995 174,4 180,9 186,2 185,1 119,7
1996–2000 173,8 177,1 181,1 182,4 134,1
2001–2005 179,4 184,6 187,2 178,4 141,4

Index p501 (Median)
1985–1989 100 98,5 98,8 110,7
1991–1995 100 106,7 105,4 107,3 79,5
1996–2000 100 101,4 104,4 105,7 89,0
2001–2005 100 103,1 102,9 101,5 88,0

Index p101

1985–1989 57,5 57,1 56,7 61,1
1991–1995 57,6 61,4 62,3 58,7 48,9
1996–2000 58,2 58,4 61,0 56,4 54,4
2001–2005 55,6 57,9 57,1 54,7 50,3

Gini
1985–1989 0,25 0,26 0,25 0,25
1991–1995 0,25 0,24 0,26 0,25 0,20
1996–2000 0,24 0,24 0,25 0,25 0,20
2001–2005 0,26 0,26 0,26 0,27 0,23

Armutsquoten
1985–1989 11,7 11,6 12,1 9,2
1991–1995 11,4 9,3 8,5 10,4 22,0
1996–2000 11,0 10,7 9,2 13,0 15,2
2001–2005 12,7 11,2 11,5 13,8 18,3

1 Indexwert gemessen am gesamtdeutschen Median (= 100), p10 = zehntes Percentil, p50 = Median,
p90 = neunzigstes Percentil.

Datenbasis: SOEP 1985–2005.



Durchschnitt. Diese Entwicklung wird deutlicher, wenn anstelle der realen Einkom-
mensbetr�ge Indexwerte des gesamtdeutschen Medians betrachtet werden. Da-
ran gemessen liegen die mittleren Einkommen in den westlichen Fl�chenl�ndern
inzwischen �ber denen der Stadtstaaten. In den neuen L�ndern stagniert der An-
gleichungsprozess, die mittleren Einkommen liegen hier seit der zweiten H�lfte
der 1990er-Jahre 11–12 % unter dem gesamtdeutschen Vergleichswert – tenden-
ziell sinkend.

In der Tabelle 5 werden dar�ber hinaus weitere Kennziffern zur Ungleichheit im re-
gionalen Vergleich dokumentiert: Der Index des Einkommensschwellenwertes, der
die �rmsten 10 % von den dar�ber liegenden Einkommen trennt (p10), informiert
�ber die Spreizung der Einkommen im unteren Einkommenssegment; der Index des
Schwellenwertes, der die reichsten 10 % der Bevçlkerung abgrenzt (p90), �ber die
Spreizung der hçheren Einkommen. Die regionale Ungleichheit wird wiederum durch
den Gini-Koeffizient abgebildet. Schließlich werden auch Armutsquoten ausgewie-
sen, wobei sich diese nicht nur nach der regionalen Einkommensspreizung richten,
sondern auch vom gesamtdeutschen Durchschnitt beeinflusst werden, da dieser
die Armutsgrenze bestimmt. Die regionale Armutsquote ist deshalb dort am hçchs-
ten, wo die meisten Menschen unterhalb des nationalen Durchschnitts leben.

18.5 Armut in verschiedenen Bevçlkerungsgruppen

Im Folgenden wird gezeigt, welche Bevçlkerungsgruppen, Familien- und Haushalts-
formen �ber- oder unterdurchschnittlich von Armut betroffen sind (vgl. Tab. 6a–c).
Dabei werden, neben dem Bevçlkerungsanteil, die Armutsquote und der prozentu-
ale Abstand zur Armutsgrenze (Armutsl�cke) ausgewiesen. Die Kennziffern beziehen
sich auf die Verteilung des monatlichen Haushaltsnettoeinkommens innerhalb der ge-
samten Bevçlkerung der Jahre 1997 und 2004. Die nationale Armutsquote lag 1997
bei 10,9 % und 2004 bei 12,7 %, im Jahr 1997 lagen die Einkommen der Armen im
Durchschnitt 20,1 % unter der Armutsgrenze, im Jahr 2004 waren es 21,9 %.

Frauen sind etwas mehr als M�nner von Einkommensarmut betroffen, die Armuts-
l�cken unterscheiden sich jedoch nicht. Mit zunehmendem Alter sinkt die Betroffen-
heit von Armut. Am hçchsten war die Armutsquote im Jahr 1997 in der Altersgruppe
von 11–20 Jahren, im Jahr 2004 in der Altersgruppe von 21–30 Jahren. Unter den
Jugendlichen und jungen Erwachsenen lebt derzeit jeder sechste in unzureichenden
Einkommensverh�ltnissen. Die niedrigste Armutsquote war 1997 bei der Altersgruppe
von 41–50 Jahren zu finden, sieben Jahre sp�ter bei der Altersgruppe der 61–70-J�h-
rigen. Die Armutsl�cke ist aber inzwischen bei allen Altersgruppen – mit Ausnahme
der �lteren �ber 70 Jahre – gleich hoch.

Ausl�nder sind durch vergleichsweise hohe Armutsquoten betroffen; daran hat sich
gegen�ber 1997 wenig ge�ndert, auch wenn sich in dieser Gruppe die Intensit�t der
Armut inzwischen im Durchschnitt gebessert hat.
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Tab. 6a: Betroffenheit von Armut in Deutschland nach Bevçlkerungsgruppen,
1997 und 2004

Armutsschwelle:
60 % Median

Bevçlkerung insgesamt

1997 2004

Bev.-
Anteil

Armuts-
Quote

Armuts-
L�cke

Bev.-
Anteil

Armuts-
Quote

Armuts-
L�cke

in %

Bevçlkerung insgesamt: 100,0 10,9 20,1 100,0 12,7 21,9
Geschlecht 100,0 100,0
M�nnlich 48,2 10,2 20,4 47,5 11,8 21,9
Weiblich 51,8 11,6 19,8 52,5 13,4 21,9

Alter 100,0 100,0
Bis 10 Jahre 11,5 12,9 19,2 10,2 14,8 22,5
11–20 Jahre 11,0 16,2 19,7 11,0 18,4 21,4
21–30 Jahre 13,0 11,2 23,4 11,2 18,9 22,4
31–40 Jahre 16,2 8,7 18,6 15,2 10,7 22,1
41–50 Jahre 13,6 9,4 19,1 15,4 11,8 22,3
51–60 Jahre 13,8 10,8 20,5 12,5 9,8 23,2
61–70 Jahre 11,1 10,2 20,5 13,4 8,2 21,7
71 Jahre und �lter 9,9 9,2 19,1 11,1 11,1 18,9

Nationalit�t 100,0 100,0
Deutsch 91,8 9,8 19,3 – 12,0 22,0
Nicht deutsch 8,2 24,2 23,5 – 23,8 20,7

Region1 100,0 100,0
Nord-West 42,4 8,8 19,7 42,7 11,2 20,3
S�d-West 33,1 11,0 21,6 33,8 10,5 25,2
Stadtstaaten 7,4 13,7 17,3 7,3 (18,3) 21,2
Ost 17,1 14,7 19,4 16,2 18,4 20,3

1 Nord-West: Hessen, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, Schleswig-Holstein;
S�d-West: Bayern, Baden-W�rttemberg, Rheinland-Pfalz, Saarland;
Stadtstaaten: Berlin, Bremen, Hamburg;
Ost: Brandenburg, Th�ringen, Sachsen, Sachsen-Anhalt, Mecklenburg-Vorpommern.

Datenbasis: SOEP 1997, 2004.

Verheiratet Zusammenlebende sind nach wie vor am geringsten von Armut betroffen,
bei Ledigen hat sich indessen das Armutsrisiko deutlich erhçht. F�r Personen ohne
Bildungsabschluss bzw. mit geringer Bildung hat sich das 1997 bereits �berpropor-
tionale Armutsrisiko noch weiter erhçht. Aber auch bei Personen mit hohem Bildungs-
stand ist das vormals sehr niedrige Armutsrisiko gestiegen. Die hohe Armutsintensit�t
bei Personen in Ausbildung hat sich zwischenzeitlich – ungeachtet der weiterhin ho-
hen Betroffenheit von Armut – jedoch etwas verringert.

Arbeitslose tragen ein �berproportionales Armutsrisiko mit zugleich hoher Armuts-
intensit�t. Sie sind mit 42,1 % im Jahr 2004 die Bevçlkerungsgruppe mit der hçchsten
Armutsbetroffenheit. Die niedrige Armutsquote bei Vollzeiterwerbst�tigen sowie die
mittlere Armutsquote bei Nichterwerbst�tigen hat sich gegen�ber dem Jahr 1997
sogar noch tendenziell verringert; die seit 1997 erfolgte Erhçhung der Armutsziffern
erfasste vor allem Teilzeitbesch�ftigte und Arbeitslose.



Nach den Auszubildenden und Volont�ren finden sich innerhalb der beruflichen Sta-
tusgruppen die hçchsten Armutsquoten unter den un- und angelernten Arbeitern. Bei
beiden Gruppen hat sich das Armutsrisiko gegen�ber 1997 weiter erhçht. Aber auch
bei Facharbeitern, Selbst�ndigen und einfachen Angestellten ist das Armutsrisiko
gegen�ber 1997 deutlich gestiegen, wogegen Beamte sowie qualifizierte und hoch-
qualifizierte Angestellte unver�ndert ein sehr geringes Armutsrisiko tragen. Die in den
letzten Jahren zunehmenden Armutsquoten haben demzufolge insbesondere gering
Qualifizierte sowie Arbeiter und einfache Angestellte erfasst.

Tab. 6b: Betroffenheit von Armut in Deutschland nach Bildungs- und
Besch�ftigungsmerkmalen, 1997 und 2004

Bevçlkerung ab 17 Jahre

1997 2004

Bev.-
Anteil

Armuts-
Quote

Armuts-
L�cke

Bev.-
Anteil

Armuts-
Quote

Armuts-
L�cke

in %

Insgesamt: 100,0 10,5 20,1 100,0 11,9 21,8
Familienstand 100,0 100,0
Verh./zusammenlebend 55,6 7,2 18,7 53,3 7,5 19,9
Verh./getrennt lebend 1,9 22,7 17,3 1,9 20,9 23,7
Ledig 23,8 13,1 21,9 26,6 17,5 23,5
Geschieden 8,7 19,0 21,1 9,5 21,0 22,3
Verwitwet 10,0 11,9 21,5 8,7 9,4 19,8

Bildungsabschluss 100,0 100,0
Hauptschule, ohne Abschluss 15,8 18,4 21,5 12,1 23,5 24,0
RS, FHS, Gymn. ohne Abschluss 4,3 10,3 17,3 3,6 11,8 22,5
Hauptschule, mit Abschluss 31,7 10,0 18,9 27,6 10,4 21,8
Realschule, mit Abschluss 20,9 8,0 20,4 23,8 10,2 19,6
FHS, Gymn., mit Abschluss 7,0 6,7 20,4 9,0 10,8 21,3
Sonstiges 4,3 24,4 22,0 3,9 23,1 22,5
FH, Uni 14,2 2,3 16,6 17,8 5,2 20,7
In Lehre, Schule, Studium 1,9 20,0 23,0 2,3 16,8 16,9

Erwerbsstatus 100,0 100,0
Erwerbst�tig, Vollzeit 40,7 4,5 18,5 37,2 4,3 20,4
Erwerbst�tig, Teilzeit 12,2 9,5 18,1 15,5 13,1 20,5
Arbeitslos 7,5 30,6 22,7 7,9 42,1 23,9
In Ausbildung 4,5 19,6 22,7 4,9 19,5 20,3
Nicht erwerbst�tig 35,2 12,1 19,8 34,6 11,3 21,7

Berufliche Stellung 100,0 100,0
Un-/angelernter Arbeiter 13,8 11,8 17,5 13,7 13,4 21,7
Facharbeiter, Meister 16,5 5,9 14,6 12,9 8,1 19,2
Selbstst�ndige 10,2 7,3 25,7 11,4 9,3 24,9
Auszubildende, Volont�re 5,3 17,1 19,8 5,7 25,1 16,8
Einfache Angestellte 11,9 4,4 16,8 13,5 9,7 20,6
Qualifizierte Angestellte 21,5 2,2 17,4 22,5 2,2 21,8
Leitende Angestellte 13,5 1,8 14,6 13,2 1,2 16,5
Einfache/mittlere Beamte 2,6 3,4 21,0 2,1 0,1 37,8
Gehobene/hçhere Beamte 4,7 0,2 30,7 5,1 1,7 15,0

Datenbasis: SOEP 1997, 2004.
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Tab. 6c: Betroffenheit von Armut in Deutschland nach Haushaltsmerkmalen,
1997 und 2004

Bevçlkerung insgesamt

1997 2004

Bev.-
Anteil

Armuts-
Quote

Armuts-
L�cke

Bev.-
Anteil

Armuts-
Quote

Armuts-
L�cke

in %

Insgesamt: 100,0 10,9 20,1 100,0 12,7 21,9
Haushaltsgrçße 100,0 100,0
1-Pers.-Haushalt 16,8 16,0 22,0 18,1 16,6 22,2
2-Pers.-Haushalt 29,0 7,1 20,5 31,5 9,0 21,7
3-Pers.-Haushalt 20,7 10,4 18,9 19,4 12,8 22,8
4-Pers.-Haushalt 22,4 9,2 18,6 20,6 9,9 24,6
5- u.m. Pers.-Haushalt 11,1 18,1 19,9 10,5 22,2 18,4

Alter des Haushaltsvorstands 100,0 100,0
Bis 45 Jahre 23,1 12,5 20,5 17,7 18,7 23,7
46–65 Jahre 44,2 10,1 19,0 48,5 12,3 21,1
66 Jahre und �lter 32,7 11,0 21,1 33,9 9,9 21,4

Personengruppen 100,0 100,0
Haushaltsvorstand 47,3 11,4 20,8 49,0 13,1 22,3
(Ehe-)Partner 24,6 7,3 18,7 24,7 8,4 20,1
Kind(er) bis 17 Jahre 18,4 14,0 18,7 18,0 16,2 21,7
Kind(er) ab 18 Jahre 7,4 12,0 20,3 7,5 14,7 23,5
Weitere Haushaltsmitglieder 2,3 12,6 26,0 0,8 22,8 22,0

Haushaltstypen 100,0 100,0
Singlehaushalt 16,8 16,0 22,0 18,1 16,6 22,2
Paarhaushalt ohne Kinder 26,9 4,8 19,9 27,7 6,6 18,5
Paarhaushalt mit minderj�hrigen K. 38,8 10,0 18,3 37,1 12,8 20,6
Einelternhaushalt 4,2 37,2 19,2 5,0 35,8 24,7
Elternhaushalt mit erwachsenen K. 12,6 11,7 21,3 11,7 10,6 27,2
Sonstige Mehrpersonenhaushalte 0,8 12,0 35,3 0,5 10,2 17,8

Haushalts-/Lebenszyklus 100,0 100,0
Haushaltsvorstand bis 45 Jahre
Singlehaushalt 4,1 14,8 24,5 4,0 21,8 22,6
Paarhaushalt ohne Kinder 5,2 4,5 23,8 3,8 10,2 21,4
Haushaltsvorstand 46–65 Jahre
Singlehaushalt 3,5 8,6 21,9 4,6 16,2 24,8
Paarhaushalt ohne Kinder 6,5 4,9 18,0 6,4 5,8 12,7
Paarhaushalt mit minderj�hrigen K.
Mit 1 Kind 16,6 7,8 19,4 15,0 13,4 20,5
Mit 2 Kindern 15,9 9,7 17,2 15,1 8,9 21,5
Mit 3 und mehr Kindern 6,3 16,3 18,6 7,0 19,8 19,9

Einelternhaushalt
Mit 1 Kind 2,5 33,9 17,7 2,8 31,7 27,2
Mit 2 und mehr Kindern 1,7 41,8 20,8 2,2 40,9 22,4

Elternhaushalt mit erwachsenen K. 12,6 11,7 21,3 11,7 10,6 27,2
Haushaltsvorstand 56 Jahre u.�.
Paarhaushalt ohne Kinder 15,3 4,8 19,5 17,5 6,2 19,4
Singlehaushalt m�nnlich 1,6 28,9 24,6 2,4 15,9 27,1
Singlehaushalt weiblich 7,6 17,5 19,8 7,1 14,1 17,8

Gemeindegrçßenklasse 100,0 100,0
Unter 2000 Einwohner 7,9 11,6 21,4 9,5 15,6 20,9
2000 bis 20000 Einwohner 32,9 11,6 21,5 31,5 10,7 23,7

20000 bis 100000 Einwohner 26,2 10,8 18,5 26,2 13,2 20,6
100000 bis 500000 Einwohner 17,2 10,2 19,3 17,9 13,0 21,9
�ber 500000 Einwohner 15,8 10,3 19,4 14,9 13,4 21,9

Mieter-Status 100,0 100,0
Eigent�merhaushalt 43,6 6,0 17,7 48,7 6,5 20,6
Mieterhaushalt 56,4 14,7 20,8 51,3 18,4 22,3

Datenbasis: SOEP 1997, 2004.



Betrachtet man einzelne Haushaltstypen, dann zeigt sich, dass insbesondere bei jun-
gen Haushalten das Armutsrisiko gestiegen ist. Die niedrigsten Armutsquoten sind bei
Paarhaushalten ohne Kinder, die hçchsten hingegen bei Familien- sowie vor allem bei
Einelternhaushalten zu finden. Ordnet man die unterschiedlichen Haushaltstypen
nach dem Ablauf im Lebenszyklus, so f�llt zuerst der starke Anstieg der Armutsquote
bei jungen Alleinlebenden ins Auge; selbst junge Paarhaushalte ohne Kinder haben
inzwischen ein nahezu durchschnittliches Armutsrisiko. Zudem hat sich die Armuts-
quote bei jungen Familien mit einem Kind erhçht, wogegen die Armutsquote bei Fa-
milien mit zwei Kindern gesunken ist. Hçhere Armutsquoten finden sich wiederum bei
Familien mit drei und mehr Kindern. Einelternhaushalte mit einem Kind und insbeson-
dere mit zwei und mehr Kindern sind nach wie vor �berproportional von Armut be-
troffen, ihr Risiko hat sich gegen�ber 1997 jedoch nicht erhçht. �ltere Paarhaushalte
ohne Kinder haben ein geringes Armutsrisiko. Bei Singlehaushalten im Alter von �ber
55 Jahren hat sich das Armutsrisiko 2004 gegen�ber 1997 reduziert, liegt aber nach
wie vor �ber dem Durchschnitt; hiervon sind in der Mehrheit Frauen betroffen. Unge-
achtet der insgesamt r�ckl�ufigen Altersarmut gibt es offenkundig innerhalb dieser
Population weiterhin Gruppen mit erhçhten Armutsrisiken.

Auf die Bedeutung der regionalen Differenzierung wurde bereits mit Blick auf die
Armutsentwicklung in den neuen L�ndern und die Zunahme der Armutsquoten in
den Stadtstaaten hingewiesen. Allerdings waren nicht alle Metropolen von diesem
Trend betroffen. Die hçchsten Armutszuw�chse sind gegen�ber 1997 nicht in den
Großst�dten, sondern in den Landgemeinden erfolgt. Sicherlich sind hierbei noch
regionale Differenzierungen nach Ost und West zu beachten.

18.6 Dynamik von Einkommen und Armut

Die Stabilit�t bzw. die Dynamik gibt Auskunft �ber die Chancen und Risiken der Ein-
kommensverbesserung bzw. -verschlechterung in einer Gesellschaft. Deshalb ist die
Ver�nderung von Einkommenspositionen im Zeitverlauf ein entscheidender Hinweis
daf�r, ob es Personen und Haushalten gelingt, defizit�re Positionen zu �berwinden
und welchem Risiko sie ausgesetzt sind, in unzureichende Einkommenslagen zu ge-
langen. Die hier angesprochene Mobilit�t zwischen verschiedenen Einkommensposi-
tionen im zeitlichen Verlauf kann auf mehrere Arten berechnet und dargestellt werden.
Bei so genannten Mobilit�tsmatrizen wird berechnet, welcher Bevçlkerungsanteil zu
zwei Zeitpunkten in denselben Einkommensklassen (Quintilen) geblieben, bezie-
hungsweise in hçhere oder niedrigere Einkommensschichten gewechselt ist. Der
hier verwendete Index ist ein zusammenfassendes Mobilit�tsmaß, bei dem der Um-
fang der j�hrlichen Einkommensdynamik und auch Einkommensver�nderungen inner-
halb der Klassen ber�cksichtigt werden. Betrachtet man denMobilit�tsverlauf anhand
dieses Mobilit�tsmaßes f�r Ein-Jahres-�berg�nge (vgl. Abb. 2), so zeigen sich in
Deutschland bis zum Jahr 2000 tendenziell sinkende Mobilit�tswerte; danach hat
die Mobilit�t insgesamt wieder zugenommen.
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Neben dieser Betrachtung lohnt sich auch ein Blick auf l�ngere Zeitabst�nde. Dazu
werden der Verbleib und die �berg�nge in/aus Einkommensquintilen in einem vierj�h-
rigen Abstand betrachtet (vgl. Tab. 7). Hier zeigt sich, dass sich das Risiko, im un-
tersten Quintil zu verbleiben, �ber die Jahre hinweg erhçht hat. Der �bergang von der
untersten in gehobene Einkommenslagen hat sich entsprechend verringert. In den
letzten Jahren erhçhte sich auch der Verbleib im zweiten und dritten Quintil. Im zweiten
Quintil geht dies mit einem R�ckgang des �bergangs in niedrigere Einkommenslagen
einher, immittleren Einkommensbereich ist dies jedoch ehermit einem nachlassenden
Aufstieg in hçhere Einkommensschichten verbunden. Der Verbleib im obersten Ein-
kommensquintil hat sich in den letzten Jahren ebenfalls deutlich erhçht; dabei haben
sich vor allem Abstiege in das benachbarte vierte Quintil verringert – der Umfang an
weiter entfernten Einkommensabstiegen ist jedoch ungef�hr gleich geblieben.

Abschließend wird der Frage nachgegangen, in welchem Umfang die Bevçlkerung
in verschiedenen Einkommensschichten eines Jahres in den zur�ckliegenden vier
Jahren Armut persçnlich erfahren hat (vgl. Abb. 3a und 3b). Dabei bleibt unbeach-
tet, ob diese individuellen Armutserfahrungen zuvor im selben oder einem anderen
Haushalt gemacht wurden. Die aktuelle Einkommensschichtung wird anhand der
Relation zum arithmetischen Mittel abgebildet, die zur�ckliegende Armutserfahrung
ist als kumulative Messung (n-mal von Armut betroffen) unterhalb der Armutsgrenze
von 60 % des jeweils jahresspezifischen Medians operationalisiert. Die Grafik weist

Abb. 2: Fields-OK-1999-Mobilit�tsindex f�r Ein-Jahres-�berg�nge

Datenbasis: SOEP 1985–2005.



die individuelle Armutserfahrung f�r die Ausgangsjahre 2000 und 2004 aus (vgl.
Abb. 3a); f�r das Jahr 2004 wird diese zudem f�r die j�ngste Altersgruppe bis 20
Jahre und f�r die �lteren ab 60 Jahre getrennt dargestellt (vgl. Abb. 3b).

Die Ergebnisse zeigen, dass gut 80 % der Personen, die im Jahr 2004 in der untersten
Einkommensschicht und damit in relativer Einkommensarmut lebten, bereits in den
vier Vorjahren zumindest einmal von Armut betroffen waren, darunter sind gut die
H�lfte der Personen in diesem Zeitraum dauerhaft arm. Die unterste Einkommens-
schicht setzt sich im Jahr 2004 demnach in folgender Weise zusammen: 45 % aller
Personen in dieser Einkommensschicht sind permanent arm, 37 % haben in dieser
Periode einen Verlauf in die und aus der Armut erlebt und weitere 18 % sind meist
erstmalig im prek�ren Einkommensbereich und haben zuvor keinerlei Armutserfah-

Tab. 7: Einkommensdynamik: Quintilsmatrizen im Zeitverlauf
Stabiler/Mobiler Bevçlkerungsanteil gegen�ber Ausgangszeitpunkt
in Prozent

Von der Bevçlkerung im Ausgangsquintil (z.B. 1. Quintil) im Jahr A waren drei Jahre sp�ter, im Jahr B,
xx, x % der Bevçlkerung im Quintil (z.B. 2. Quintil)

Ausgangs-
quintil

�bergang in
Quintil

1985–19881 1989–19921 1993–1996 1997–2000 2001–2004

in %

1. Quintil 1. Quintil 56,74 57,54 59,36 59,24 60,32
1. Quintil 2. Quintil 22,37 19,07 23,64 22,47 23,87
1. Quintil 3. Quintil 10,73 12,93 10,48 12,15 9,52
1. Quintil 4. Quintil 7,32 8,17 4,95 5,33 4,59
1. Quintil 5. Quintil 2,83 2,29 1,57 0,81 1,70
2. Quintil 1. Quintil 25,18 24,06 22,06 25,93 21,82
2. Quintil 2. Quintil 37,26 40,46 40,20 39,57 44,13
2. Quintil 3. Quintil 23,73 21,54 23,10 23,63 22,11
2. Quintil 4. Quintil 11,09 10,23 11,46 8,85 7,90
2. Quintil 5. Quintil 2,74 3,71 3,18 2,01 4,03
3. Quintil 1. Quintil 9,94 11,11 8,49 9,27 8,59
3. Quintil 2. Quintil 23,55 26,27 24,53 23,61 22,88
3. Quintil 3. Quintil 36,52 37,16 36,60 37,99 43,37
3. Quintil 4. Quintil 21,94 20,31 24,99 23,01 19,66
3. Quintil 5. Quintil 8,06 5,15 5,39 6,11 5,50
4. Quintil 1. Quintil 5,17 5,58 5,84 5,71 3,32
4. Quintil 2. Quintil 11,13 9,05 9,11 8,29 9,09
4. Quintil 3. Quintil 21,92 22,33 21,01 22,01 22,30
4. Quintil 4. Quintil 38,47 43,87 45,92 47,60 43,28
4. Quintil 5. Quintil 23,31 19,17 18,12 16,39 22,01
5. Quintil 1. Quintil 2,78 1,00 3,75 2,27 2,38
5. Quintil 2. Quintil 4,38 3,57 2,60 2,37 3,73
5. Quintil 3. Quintil 5,27 7,37 7,69 5,40 5,62
5. Quintil 4. Quintil 19,10 19,73 20,58 25,30 16,81
5. Quintil 5. Quintil 68,47 68,34 65,37 64,65 71,46

1 Nur Westdeutschland.
Quintil = 20 % der nach der Hçhe des Einkommens geschichteten Bevçlkerung; 1. Quintil = unterstes
(�rmstes) Quintil; 5. Quintil = oberstes (reichstes) Quintil.

Datenbasis: SOEP 1985–2004.
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rung gemacht. Im Vergleich dazu setzte sich die Einkommensschichtung im Jahr 2000
noch in folgender Weise zusammen: 33 % aller Personen in dieser Einkommens-
schicht waren permanent arm, 52 % hatten einen transitorischen Armutsverlauf
und weitere 16 % hatten zuvor keinerlei Armutserfahrung. Der Anteil an Personen
die im zur�ckliegenden Zeitraum von vier Jahren mindestens einmal unter der Armuts-
grenze lagen, ist gleich geblieben, der Anteil mit dauerhaften Armutserfahrungen hat
hingegen zugenommen.

Mit zunehmender Hçhe der Einkommen nimmt der Personenkreis mit Armutserfah-
rungen erwartungsgem�ß ab. Im Bereich des prek�ren Wohlstands (50- bis 75 %-
Schwelle) hat noch etwa knapp ein Drittel der Personen zumindest einmal inner-
halb der zur�ckliegenden 4 Jahre unterhalb der Armutsgrenze gelebt, darunter etwa
7 % f�r l�ngere Zeit (3–4 Jahre). Kurzfristige Armutserfahrungen reichen bis weit
in die mittleren Einkommenslagen hinein. Selbst im Bereich �berdurchschnittlicher
Einkommen finden sich noch ca. 4 % an Personen, die zumindest �ber kurzfris-
tige Armutserfahrungen verf�gen. Insgesamt ist aber die Armutserfahrung der hçhe-
ren Einkommensschichten gesunken. Vor allem Personen mit mehr als einmaligen

Abb. 3a: Betroffenheit von Armut im Zeitverlauf 1996–1999 nach der
Einkommensposition 2000 und 2000–2003 nach der Einkom-
mensposition 2004 – Bevçlkerung insgesamt

Datenbasis: SOEP 1998–2004.



Armutsperioden sind in den mittleren und hçheren Einkommenspositionen immer
seltener zu finden.

Die Muster der Armutsdauer variieren mit dem Lebensalter. Kinder und Jugendliche
befinden sich in der Querschnittsbetrachtung h�ufiger in Armut als erwerbsf�hige
Erwachsene. Hinsichtlich des Profils der zur�ckliegenden Armutserfahrung erscheint
in dieser Altersgruppe insbesondere der hohe Anteil an dauerhaft Armen im unters-
ten Einkommenssegment sowie der sehr geringe Anteil an Armutserfahrungen bei
hçheren Einkommenspositionen bemerkenswert; offenkundig f�llt ein Herauswach-
sen aus Armut in mittlere oder hçhere Einkommenspositionen in dieser Altersgrup-
pe nicht leicht. �ltere weisen zwar insgesamt im Querschnitt keine �berdurchschnitt-
lichen Armutserfahrungen mehr auf, wer allerdings im Alter ab 60 Jahren im unteren
Einkommensbereich angelangt ist, der hat derzeit offenkundig nur wenig Chancen,
nochmals in hçhere Einkommenspositionen zu gelangen.

(Jan Goebel /Roland Habich/Peter Krause)

Weitere Informationen zum Thema Einnahmen privater Haushalte siehe Teil I,
Kap. 4.3.
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Abb. 3b: Betroffenheit von Armut im Zeitverlauf 2000–2003 nach der Einkom-
mensposition 2004 – Bevçlkerung unter 20 Jahre bzw. �ber 60 Jahre

Datenbasis: SOEP 1998–2004.
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19 Einstellungen
zu sozialer Ungleichheit

Soziale Ungleichheit zwischen den Menschen wurde von Ralf Dahrendorf bereits in
den 1960er-Jahren als »merkw�rdige Tatsache« bezeichnet, die auch heute noch
Bestand hat. Und noch immer ist die Frage nach ihren Ursachen nicht abschließend
beantwortet. Man kann soziale Ungleichheit als Folge einer nat�rlichen Rangordnung
sehen und w�rde sie dann als gegeben akzeptieren m�ssen. Man kann sie als Folge
des Besitzes von Privateigentum sehen und w�rde dann zu dem Schluss kommen,
dass sie durch Abschaffung von Privateigentum zu beseitigen w�re.Man kann sie aber
auch als einen gesellschaftlichen Mechanismus zur Besetzung »schwieriger« Posi-
tionen mit den »besten Leuten« betrachten. Im Folgenden darauf bezogen soll do-
kumentiert werden, wie die heutigen Gesellschaftsmitglieder selber soziale Ungleich-
heit wahrnehmen und bewerten.

19.1 Einstellungen zur sozialen Ungleichheit
in Ost und West

In Abbildung 1 werden die Antworten auf eine Reihe von Fragen zur sozialen Ungleich-
heit dargestellt. Die beiden ersten Aussagen »Ich finde die sozialen Unterschiede in
unserem Land im Großen und Ganzen gerecht« und »Selbst wenn man es wollte,
kçnnte man die sozialen Ungleichheiten kaum geringer machen als bei uns in Deutsch-
land« erfassen allgemeine �berzeugungen zum Thema soziale Ungleichheit. Eine Zu-
stimmung verweist auf eine legitimierende Haltung zur sozialen Ungleichheit, w�hrend
Ablehnung eine eher kritische Haltung impliziert. In der Abbildung ist der Anteil mit
einer legitimierenden Haltung zur sozialen Ungleichheit abgetragen.

Nur eine Minderheit der Befragten glaubt, dass die sozialen Unterschiede in Deutsch-
land gerecht sind. Etwas h�ufiger vertreten wird die Ansicht, dass die sozialen Un-
terschiede, so wie sie sind, nicht weiter reduzierbar w�ren – wobei die Personen mit
dieser ungleichheitslegitimierenden Haltung immer noch knapp in der Minderheit sind.
Generell zeigt sich auch, dass die ostdeutschen Befragten eine deutlich kritischere
Haltung zur sozialen Ungleichheit einnehmen als die Westdeutschen. 35 % der West-
deutschen glauben, dass die sozialen Unterschiede in Deutschland gerecht seien,
aber nur 16 % der Ostdeutschen. F�r nicht weiter reduzierbar halten die Ungleichheit
46 % der Westdeutschen und nur 34 % der Ostdeutschen.

Eine mçgliche Rechtfertigung f�r soziale Ungleichheit basiert auf der Annahme, dass
alle Menschen die gleichen Chancen haben, vorteilhafte gesellschaftliche Positionen
zu erlangen. Das Ausmaß an sozialer Ungleichheit spiegele danach die Leistungen und



F�higkeiten der Menschen wider und sei notwendig, um die B�rger zu hohen Leis-
tungen zu motivieren. Die Haltung der B�rger zu dieser Argumentation wurde durch
die folgenden Fragen erfasst: »Die Rangunterschiede zwischen den Menschen sind
akzeptabel, weil sie imWesentlichen ausdr�cken, was man aus den Chancen, die man
hatte, gemacht hat« und »Nur wenn die Unterschiede im Einkommen groß genug sind,
gibt es auch einen Anreiz f�r persçnliche Leistungen«.

Eine Zustimmung zu diesen Aussagen verweist wiederum auf eine Haltung, die die
Ungleichheit legitimiert (vgl. Abb. 1). Personen mit einer solchen Haltung sind im Os-

ten in der Minderheit (41 bzw. 47 %), im Westen dagegen in der Mehrheit (60 bzw.
64 %). Insofern best�tigt sich die kritischere Haltung zur sozialen Ungleichheit in Ost-
deutschland.

Rangunterschiede kçnnen gerechtfertigt werden, wenn alle Menschen die gleichen
Chancen haben, auf bevorzugte Positionen zu gelangen. Dies bedeutet zun�chst,
dass f�r den persçnlichen Erfolg ausschließlich eigene Leistungen und F�higkeiten
ausschlaggebend sein sollten, nicht aber Beziehungen zu anderen, soziale Herkunft
oder ererbtes Vermçgen. Darauf bezogen sind die in der Bevçlkerung verbreiteten
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Abb. 1: Anteil von Personen mit legitimierender Haltung
zur sozialen Ungleichheit

Datenbasis: Allbus 2004.
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Ansichten relevant, welche »Eigenschaften und Umst�nde« dazu f�hren, dass man
»in der Gesellschaft nach oben kommt«. Eine Reihe solcher Faktoren wurde erfasst
und in Abbildung 1 wird der entsprechende Anteil von Befragten mit einer eher legiti-
mierenden Ansicht dargestellt. Faktoren, die auf individuelle Eigenschaften verwei-
sen, werden als ungleichheitslegitimierend, Faktoren wie Beziehungen, Vermçgen
oder soziale Herkunft als ungleichheitskritisierend verstanden.

Eine breite Mehrheit der Ost- undWestdeutschen glaubt, dass individuelle Leistungen
und F�higkeiten – Fleiß, Bildung, Eigeninitiative, Intelligenz – in Deutschland wichtig
oder sehr wichtig sind um »nach oben« zu kommen. Die sehr hohe Zustimmung zu
dieser Ansicht (92 bis 98 %) kann man als gesellschaftlichen Konsens in dieser Fra-
ge interpretieren. Dies heißt aber nicht, dass damit die Chancengleichheit als reali-
siert angesehen w�rde. Denn zugleich glaubt nur eine Minderheit daran, dass soziale
Herkunft, Vermçgen und Beziehungen keine Rolle spielen w�rden. Bei der Bedeu-
tung nicht individueller Erfolgsfaktoren treten wieder unterschiedliche Ansichten von
Ost- und Westdeutschen zu Tage. W�hrend 12 % der Westdeutschen Beziehungen
und Protektion als weniger wichtig f�r Erfolg ansehen, vertreten nur 5 % der Ost-
deutschen diese Meinung. �hnlich halten 33 % der Westdeutschen Vermçgen und
38 % soziale Herkunft f�r weniger wichtig, w�hrend dies nur 21 bzw. 30 % der Ost-
deutschen tun. Die insgesamt kritischere Einstellung der Ostdeutschen zur sozia-
len Ungleichheit kçnnte damit zusammenh�ngen, dass diese die Chancengleichheit
nicht in gleichem Maße f�r erf�llt ansehen wie die Westdeutschen.

19.2 Einstellungen zur Ungleichheit nach
Bevçlkerungsgruppen

F�r die Relevanz der Einstellungen zu sozialer Ungleichheit ist es auch wichtig
zu erfahren, ob und wie sich gesellschaftliche Gruppen in ihren Ansichten unter-
scheiden. Große Unterschiede zwischen Bevçlkerungsgruppen kçnnten Anzeichen
f�r grundlegende Konfliktpotentiale darstellen.

M�nner und Frauen unterscheiden sich praktisch nicht in ihren Einstellungen zur so-
zialen Ungleichheit (Abb. 2a, 2b). Die grçßte Differenz zwischen den Geschlechtern
findet man bei den Ostdeutschen hinsichtlich der Frage, ob Einkommensdifferenzen
die Motivation erhçhen. Diese Meinung vertreten 52 % der ostdeutschen M�nner,
jedoch nur 42 % der ostdeutschen Frauen. Bei den �brigen Einstellungen zeigt
sich keine durchg�ngig hçhere Toleranz gegen�ber der sozialen Ungleichheit von
M�nnern, sodass zumindest hinsichtlich der Einstellungen zur sozialen Ungleichheit
kein Konfliktpotential zwischen den Geschlechtern besteht.

Auff�lliger sind dagegen die Meinungsunterschiede zwischen verschiedenen Al-
tersgruppen. Zumindest in Westdeutschland zeigt sich, dass die �ber 65-J�hrigen
bei den allgemeinen Einstellungen zur Ungleichheit eine kritischere Haltung einneh-
men als j�ngere Altersgruppen. Am grçßten ist der Unterschied bei der Frage, ob



man die Rangunterschiede f�r akzeptabel h�lt, weil sie persçnliche Leistungen re-
flektieren. Dieser Aussage stimmen 79 % der �ber 65-j�hrigen Westdeutschen zu,
aber nur 56 % der 18- bis 29-j�hrigen. Bemerkenswert ist, dass �ltere diese toleran-
te Ansicht vertreten, obwohl sie seltener glauben, dass soziale Herkunft keine Rolle
f�r den persçnlichen Erfolg spielt (30 gegen�ber 51 % bei der j�ngsten Altersgrup-
pe). Offenbar veranlasst diese kritischere Haltung bez�glich der Chancengleichheit
die �lteren nicht dazu, eine auch insgesamt kritischere Haltung zur Ungleichheit ein-
zunehmen.

Erw�hnenswert ist, dass sich die Einstellungen in Ostdeutschland wenig zwischen
den Altersgruppen unterscheiden. Lediglich die Einsch�tzung der Erfolgsbedingung

»soziale Herkunft« hat in Ost- und Westdeutschland die gleiche Struktur. Hier zeigt
sich wieder der breite gesellschaftliche Konsens dar�ber, dass individuelle Leistun-
gen und F�higkeiten wichtige Erfolgsvoraussetzungen sind.

Von besonderem Interesse sind die Einstellungen unterschiedlicher Bildungs-, Er-
werbs- und Einkommensgruppen. Denn Bildungsniveau, Erwerbsstatus und Einkom-
men sind Merkmale, die dem Einzelnen eine Position im Ungleichheitsgef�ge der
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Abb. 2a: Anteil von Personen mit legitimierender Haltung
zur sozialen Ungleichheit nach Geschlecht

Datenbasis: Allbus 2004.
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Gesellschaft zuweisen. Es kçnnte sein, dass die Einstellungen zur sozialen Ungleich-
heit zur Legitimierung des Selbsterreichten dienen. In diesem Fall w�rde man eine
kritischere Haltung bei Personen mit benachteiligter sozialer Lage erwarten, w�hrend
Personen in privilegierten sozialen Lagen eine ungleichheitslegitimierende Haltung
einnehmen sollten.

Auf den ersten Blick scheinen diese Bevçlkerungsgruppen allerdings recht �hnliche
Einstellungen zu haben (vgl. Abb. 3a–c). Besonders hoch ist diese �bereinstimmung
wieder bez�glich der Bedeutung der individuellen Leistungen und F�higkeiten. Bei

den anderen Fragen zeigen sich zwar einige Differenzierungen, das Ausmaß der
Meinungsunterschiede liegt aber unter dem der Unterschiede zwischen Ost- und
Westdeutschland.

Einige Meinungsunterschiede in Ostdeutschland verdienen aber besondere Ber�ck-
sichtigung. In Ostdeutschland sind die Arbeitslosen generell kritischer gegen�ber der
sozialen Ungleichheit als beispielsweise die Erwerbst�tigen oder die Hausfrauen/
-m�nner. Insbesondere glauben sie seltener, dass Rangunterschiede akzeptabel sei-
en (30 gegen�ber 51 % bei den Hausfrauen/-m�nnern) und seltener das Vermçgen

Abb. 2b: Anteil von Personen mit legitimierender Haltung
zur sozialen Ungleichheit nach Altersgruppen

Datenbasis: Allbus 2004.



und die soziale Herkunft keine Rolle f�r den persçnlichen Erfolg spielt (10 und 21 %
gegen�ber jeweils 37 % bei den Hausfrauen/-m�nnern). Zumindest bei den Arbeits-
losen in Ostdeutschland zeigt sich damit ein Muster, wie man es erwarten w�rde,
wenn man »die gesellschaftlichen Verh�ltnisse« f�r seine eigene prek�re Lage ver-
antwortlich macht. Hierin l�sst sich ein gewisses Konfliktpotential erkennen. Daf�r
spricht auch, dass man in Ostdeutschland eine zwar geringf�gige, daf�r aber kon-
sistent hçhere Legitimierung sozialer Ungleichheit bei den hçheren Einkommens-
schichten findet.

In Westdeutschland neigen Personen ohne Schul- oder mit Hauptschulabschluss am
st�rksten dazu, die Ungleichheit als Resultat persçnlicher Leistungen zu legitimieren.
Jeweils fast 70 % der Befragten aus dieser Gruppe stimmen den beiden entsprechen-
den Aussagen zu, w�hrend dies nur 49 bzw. 55 % der Personen mit Abitur oder
(Fach-)Hochschulabschluss tun. Entsprechend sind Personen mit niedrigerer Bildung
seltener der Ansicht, dass die soziale Herkunft f�r den persçnlichen Erfolg keine wich-
tige Rolle spielt.
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Abb. 3a: Anteil von Personen mit legitimierender Haltung
zur sozialen Ungleichheit nach Bildung

Datenbasis: Allbus 2004.
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19.3 Entwicklung der Einstellungen zur Ungleichheit

Betrachtet man die Einstellungen zur sozialen Ungleichheit im Zeitverlauf (vgl. Abb. 4),
dann f�llt das hohe Beharrungsvermçgen in Westdeutschland auf. Zwar unterschei-
den sich die Anteile von Personen mit einer legitimierenden Haltung zur sozialen Un-
gleichheit in den einzelnen Jahren zum Teil deutlich, doch zeigen sich dabei keine
systematischen Entwicklungen �ber die Zeit. So sind zum Beispiel die Ansichten ge-
gen�ber den nicht individuellen Erfolgsfaktoren im Jahr 1991 weniger kritisch als in
den Jahren davor und danach. Bei einigen Fragen finden sich die am wenigsten le-
gitimierenden Angaben im Jahr 2004, bei anderen im Jahr 1980. Von einer systema-
tischen Ver�nderung der Einstellungen zur sozialen Ungleichheit �ber die Zeit kann
nicht die Rede sein.

In Ostdeutschland sieht die Lage anders aus. Hier findet man �beraus deutlich st�r-
kere Legitimierung einzelner Aspekte der sozialen Ungleichheit f�r den Zeitpunkt kurz
nach der Wende. 1991 glaubten noch 50 % der Ostdeutschen, dass die soziale Her-

Abb. 3b: Anteil von Personen mit legitimierender Haltung
zur sozialen Ungleichheit nach Erwerbsstatus

Datenbasis: Allbus 2004.



kunft keine große Rolle f�r den »Weg nach oben« spielt. Inzwischen sind nur noch
knapp 30 % dieser Meinung. Ebenso sch�tzten 1991 25 % die Rolle von Beziehun-
gen und Protektion als gering ein, w�hrend dies heute nur noch 5 % tun. Dar�ber
hinaus zeigt sich in Ostdeutschland heute auch bei fast allen anderen Fragen eine
geringf�gig kritischere Haltung als in der Nachwendezeit. Im Osten kann eine ins-
gesamt zunehmende Ungleichheitskritik diagnostiziert werden.

19.4 Zusammenfassung

Die Einstellungen zur sozialen Ungleichheit sind in Deutschland von einer gewissen
Ambivalenz gepr�gt. Einerseits glaubt nur eine Minderheit, dass die sozialen Unter-
schiede in Deutschland gerecht und nicht weiter reduzierbar w�ren, andererseits stçßt
die Vorstellung, dass Ungleichheit motivierend und eine Folge von individuellen Leis-
tungen sei, durchaus auf breite Zustimmung. Ein gesellschaftlicher Konsens besteht
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Abb. 3c: Anteil von Personen mit legitimierender Haltung
zur sozialen Ungleichheit nach Einkommensquartil

Datenbasis: Allbus 2004.
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dar�ber, dass Faktoren wie Fleiß, Bildung, Intelligenz und Initiativkraft eine zentrale
Rolle f�r persçnlichen Erfolg spielen. Gleichzeitig wird vom grçßten Teil der Bevçl-
kerung aber auch gesehen, dass die soziale Herkunft, Beziehungen und Vermçgen
mindestens ebenso wichtig sind. Generell sind die Ostdeutschen gegen�ber der so-
zialen Ungleichheit kritischer eingestellt als die Westdeutschen. Diese kritischere Hal-
tung hat sich aber erst im zeitlichen Verlauf eingestellt. Dar�ber hinaus zeigt sich, dass
in Westdeutschland grçßere Einigkeit in den Einstellungen zur Ungleichheit besteht. In
Ostdeutschland ergeben sich Anzeichen daf�r, dass die gesellschaftlichen Verh�lt-
nisse f�r die eigene prek�re Soziallage verantwortlich gemacht werden.

(Ulrich Kohler)

Abb. 4: Anteil von Personen mit legitimierender Haltung
zur sozialen Ungleichheit, 1980–2004

Datenbasis: Allbus 1980, 1991, 1994, 2000, 2004.
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E Gesellschaftspolitik

20 Politische Integration
und politisches Engagement

Demokratie sichert den B�rgern das Recht auf politische Selbstbestimmung. Durch
Wahlen bestimmen sie ihre politischen Repr�sentanten, durch politische Beteiligung
kçnnen sie Einfluss auf die Politik nehmen. In welchem Maße sich die B�rger enga-
gieren und in welchem Ausmaß es einer Demokratie gelingt, B�rger in das politische
Geschehen einzubeziehen, hat unmittelbare Auswirkungen auf die Funktionsweise
einer Demokratie. In diesem Zusammenhang spricht man auch von politischer Integ-
ration. Unter politischer Integration versteht man den Prozess, in dessen Verlauf die
B�rger durch ihre eigene politische Beteiligung in die politische Willensbildung ein-
bezogen werden und dadurch sowohl die demokratischen »Spielregeln« anerkennen
als auch Loyalit�tsbeziehungen gegen�ber den politischen Institutionen und Akteuren
entwickeln. Die Frage, wie viel B�rgerbeteiligung eine Demokratie braucht, bleibt offen
und ist letztlich nur normativ zu beantworten.

Man kann jedoch davon ausgehen, dass es ein Warnsignal f�r eine Demokratie ist,
wenn eine Gesellschaft hinter ein bereits erreichtes Ausmaß politischer Integration der
B�rger zur�ckf�llt oder sich starke regionale oder soziale Unterschiede in der Betei-
ligung der B�rger an der Politik zeigen. Die Debatten �ber die »Mitgliederkrise« der
Großorganisationen sowie �ber Politik- und Parteienverdrossenheit legen es nahe,
danach zu fragen, ob sich die B�rger heute weniger politisch beteiligen als fr�her.
Dies ist insbesondere im Hinblick auf die j�ngeren Altersgruppen und ihr »Hineinwach-
sen« in die Demokratie von Interesse. Und, auch mehr als 15 Jahre nach der deut-
schen Vereinigung stellt sich noch die Frage, ob die B�rger in den neuen Bundes-
l�ndern in vergleichbarer Weise wie die der alten Bundesl�nder politisch integriert sind
und in �hnlicher St�rke Zugang zum politischen Willensbildungsprozess suchen.

20.1 Politisches Interesse und politische Partizipation

Das Ausmaß, in dem sich die B�rger f�r Politik interessieren, ist ein wichtiger Grad-
messer, inwieweit sie das politische Geschehen registrieren und an ihm teilnehmen.
Das politische Interesse ist ein guter Indikator daf�r, ob das politische Geschehen



von den B�rgern als etwas betrachtet wird, das f�r sie wichtig genug ist, um sich da-
r�ber zu informieren und sich gegebenenfalls auch daf�r zu engagieren. Das poli-
tische Interesse der B�rger wird durch die einfache Frage »Wie stark interessieren
Sie sich f�r Politik: sehr stark, stark, mittel, wenig oder �berhaupt nicht?« bereits seit
1969 in repr�sentativen Bevçlkerungsumfragen erfasst.

In den letzten 20 Jahren hat sich der Anteil derjenigen, die sich stark oder sogar sehr
stark f�r Politik interessieren, best�ndig und sehr dynamisch ver�ndert. Im Zeitraum
um die Vereinigung Deutschlands war er am hçchsten. Zwischen 1980 und 2004 lag
der Anteil derjenigen, die sich stark oder sogar sehr stark f�r Politik interessieren in

Westdeutschland bei 30 %, 1969 waren es lediglich 18 %. Langfristig gesehen sind
heute also mehr B�rger am politischen Geschehen interessiert als noch vor gut drei
Jahrzehnten.

Allerdings hat das Interesse an der Politik nach dem Jahr der deutschen Vereinigung
deutlich nachgelassen und war Mitte der 1990er-Jahre fast auf das Niveau der fr�hen
1980er-Jahre abgesunken. Zwischen 1994 und 2002 stieg das politische Interesse
insbesondere in den alten Bundesl�ndern wieder an, ist jedoch 2004 erneut gesun-
ken. Dabei gibt es einen relativ stabilen Unterschied zwischen Ost und West, der
im Durchschnitt eher gering, in Bezug auf die j�ngeren Bevçlkerungsgruppen aber
nicht unbedeutend ist.
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Abb. 1: Die Entwicklung des politischen Interesses, 1980–2004

Datenbasis: ALLBUS 1980–2004.
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Die Entwicklung bei den j�ngeren Bevçlkerungsgruppen ist nicht nur wegen des Ost-
West-Unterschiedes, sondern vor allem im Vergleich mit dem durchschnittlichen po-
litischen Interesse der Bevçlkerung insgesamt hervorzuheben. Seit 1991 liegt das
Interesse an der Politik bei den 18- bis 29-J�hrigen deutlich unter dem Bevçlkerungs-
durchschnitt und hat vergleichsweise st�rker abgenommen. In Westdeutschland çff-
nete sich diese Schere sehr rasch zwischen 1991 und 1992. Im Durchschnitt der
Bevçlkerung liegt der Anteil der stark oder sehr stark Interessierten seitdem etwa
sieben Prozentpunkte hçher als bei den 18- bis 29-J�hrigen. Eine �hnliche Entwick-
lung ist in Ostdeutschland zu konstatieren (vgl. Abb. 1). 2002 und 2004 hat sich der
Abstand zwischen dem Bevçlkerungsdurchschnitt und den j�ngeren Bevçlkerungs-

gruppen wieder verringert, 2004 haben die J�ngeren in Ostdeutschland sogar mehr
Interesse an der Politik als der Durchschnitt. Ob sich diese Entwicklung fortsetzt, bleibt
abzuwarten.

In Bezug auf die Wahlbeteiligung ist eine �hnliche Entwicklung festzustellen. Zum
einen war die Wahlbeteiligung bei den Bundestagswahlen von 1990 bis 2005 niedriger
als bei allen Bundestagswahlen seit 1953. Bis 1983 betrug sie immer – zum Teil
erheblich – mehr als 85 %. Bei den letzten f�nf Bundestagswahlen seit 1990 lag
die Wahlbeteiligung viermal unter 80 %, nur 1998 waren es 82,2 %. Zum anderen
ist sie bei den Erst- (18–20 Jahre) und Jungw�hlern (21–25 Jahre) sogar st�rker abge-
sunken als im Durchschnitt. Nur die hier als Jungw�hler bezeichnete Altersgruppe
l�sst sich seit 1961 beobachten, da die Vollj�hrigkeit und damit die Wahlberechtigung

Abb. 2: Wahlbeteiligung nach der repr�sentativen Wahlstatistik, 1980–2005

Datenbasis: ALLBUS 1980–2005.



mit 18 Jahren erst seit 1972 gelten. Die durchschnittliche Wahlbeteiligung der Jung-
w�hler lag, mit kleineren Schwankungen zwischen 1961 und 1983 etwa 8,6 Prozent-
punkte unter dem Gesamtdurchschnitt. 1987 lag sie bereits zehn Prozentpunkte
darunter, seitdem immer deutlich mehr als zehn Prozentpunkte unter der Gesamt-
wahlbeteiligung (Abb. 2).

Beim politischen Interesse und noch st�rker bei derWahlbeteiligung hat sich eine Kluft
zwischen den J�ngeren und �lteren aufgetan. Daneben existiert auch ein West-Ost-
Gef�lle in der Wahlbeteiligung, das allerdings nicht so groß ist wie das Gef�lle zwi-
schen j�ngeren und �lteren B�rgern. Die Wahlbeteiligung liegt in Ostdeutschland mit
recht großen Schwankungen (zwischen minus 2,8 und minus 7,8 Prozentpunkten) im
Durchschnitt 5,3 Prozentpunkte unter der in Westdeutschland. Sowohl das politische
Interesse als auch die Wahlbeteiligung als zwei wichtigen Gradmessern politischer

Integration liegen im Vergleich zu den 1980er-Jahren auf niedrigerem Niveau, haben
sich allerdings auf diesem Niveau stabilisiert. Tendenzen weiterer Abnahme sind seit
Mitte der 1990er-Jahre nicht mehr festzustellen.

Formen nicht institutionalisierter Beteiligung wie Unterschriftensammlungen, De-
monstrationen, Proteste und Boykotts haben in Deutschland seit Ende der 1950er-
Jahre kontinuierlich zugenommen. In diesem Zusammenhang ist von einer »partizi-
patorischen Revolution« gesprochen worden, mit der sich nicht nur in Deutschland,
sondern in allen modernen Demokratien neue Formen der Beteiligung, insbesondere
politische Proteste als Handlungsform etablierten.

Die Anteile derjenigen, die angeben, an den beiden h�ufigsten Formen der so ge-
nannten »unkonventionellen« politischen Beteiligung, der Beteiligung an Unterschrif-
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Abb. 3: Politische Beteiligung, 1988–2004

Datenbasis: ALLBUS 1980–2004.
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tensammlungen und Demonstrationen, mitgewirkt zu haben, sind in den 1990er-Jah-
ren recht stabil und steigen am Anfang des neuen Jahrtausends sogar an. Zwischen
40 und 50 % gaben in den 1990er-Jahren an, sich an einer Unterschriftensamm-
lung beteiligt zu haben, 2002 waren es �ber 60 %. An Demonstrationen hatten in
den 1990er-Jahren etwa 20 % der Bevçlkerung teilgenommen, 2002 waren es �ber
30 % (vgl. Abb. 3).

Die H�ufigkeit, mit der B�rger sich in der Politik beteiligten, lag 1998 und 2004 auf
dem gleichen Niveau. Zwischen f�nf und sieben Prozent der B�rger werden mindes-
tens einmal im Monat politisch aktiv. Ein Unterschied zwischen Ost und West ist
in der H�ufigkeit der Beteiligung nicht festzustellen.

Die auf Altersgruppen bezogenen Unterschiede weisen bei den nicht institutionali-
sierten Formen der Beteiligung ein im Vergleich zum politischen Interesse oder zur
Wahlbeteiligung umgekehrtes Gef�lle auf: Es sind vor allem die J�ngeren, die sich
dieser Formen der Partizipation bedienen. Die Altersgruppenunterschiede sind jedoch
in den vergangenen Jahrzehnten immer geringer geworden. Das liegt nicht an einem
generellen R�ckgang, sondern daran, dass auch B�rger �lterer Altersgruppen diese
Beteiligungsformen f�r sich entdeckt haben. Die nicht institutionalisierten Formen
politischer Aktivit�t haben inzwischen ihren Ruf, unkonventionell zu sein, verloren
und sind f�r alle zu einer normalen Form der Artikulation geworden.

20.2 Bindung an Interessengruppen
und politische Parteien

Die Mitgliedschaft in Interessengruppen und politischen Parteien ist ein weiterer In-
dikator f�r die Integration der B�rger in den politischen Prozess. Diese Organisationen
sind meist durch gesellschaftliche Selbstorganisation entstanden und dienen dem
Zweck der Vertretung gemeinsamer politischer, wirtschaftlicher, sozialer oder kul-
tureller Interessen. Interessengruppen setzen sich auf verschiedenen Wegen f�r die
Anliegen ihrer Mitglieder ein, zum Beispiel durch das Einwirken auf Parteien, Parla-
mente, Regierungen und Behçrden oder die �ffentlichkeit im Allgemeinen. Politische
Parteien sind unmittelbare Akteure des Regierungssystems. Da die Mitgliedschaft
freiwillig ist, ist der Grad, zu dem B�rger sich in Interessengruppen und politischen
Parteien organisieren, ein zentrales Merkmal der politischen Integration. Anders als
die Wahlbeteiligung oder Formen nicht institutionalisierter Beteiligung, die f�r den
Einzelnen singul�re Ereignisse bleiben kçnnen, zeichnen sich Mitgliedschaften in In-
teressengruppen und politischen Parteien dadurch aus, dass sie in der Regel lang-
fristig sind. Verliert die Mitgliedschaft in Interessengruppen und politischen Parteien
f�r den Einzelnen an Attraktivit�t, so ist dies zun�chst ein Warnsignal f�r die je-
weilige Organisation. Geschieht dies jedoch in großem Umfang, weist es dar�ber
hinaus auch auf generelle Probleme der Interessenvermittlung in einem politischen
Gemeinwesen hin.



Tab. 1: Mitgliedschaft in Organisationen, 1976–1998

Westdeutschland Ostdeutschland

1976 1980 1986 1992 1998 1992 1998

in %

Arbeit und Wirtschaft:
Gewerkschaften (total) 16,7 16,1 15,2 15,8 13,1 27,4 15,3
– DGB 12,8 13,3 13,6 14,0 8,9 24,6 13,7
– DAG 3,7 2,8 1,5 1,8 4,1 2,7 1,4
– CGB 0,2 – 0,1 0,0 0,1 0,1 0,2
Beamtenbund 2,7 1,8 2,2 1,6 1,6 0,5 0,2

Berufsverb�nde:
– Selbstst�ndige, freiberuflich – – 1,2 0,8 1,4 0,9 1,5
– Andere 3,6 2,8 4,5 4,5 4,6 5,0 3,0
ULA, leitende Angestellte – – 0,1 0,3 0,5 0,0 0,0
Bauernverband 1,6 1,2 1,4 0,6 1,4 0,1 0,4
Gewerbeverband 1,8 1,3 1,5 1,3 2,0 2,4 2,2
Wirtschafts- und Arbeitg.-V. 1,0 0,8 0,2 0,4 0,6 0,2 0,4

Politisch oder wertgebunden:
B�rgerinitiativen 1,3 1,0 0,7 1,0 1,6 0,4 0,9
Politische Parteien 6,1 4,5 3,6 4,1 2,7 3,2 1,8
Andere politische Vereinigung – 0,2 0,2 0,5 1,8 0,1 0,9
Religiçse Organisationen 5,4 5,7 6,4 6,3 3,3 1,5 0,6

Soziales:
Vertriebenenverband 1,8 1,0 1,0 0,7 1,2 0,3 0,6
Sozial- oder Wohlfahrts-Verb. 2,3 3,4 3,6 3,4 3,6 1,2 0,9
Jugendorganisation 1,8 1,0 0,6 0,9 1,1 0,6 0,2

Freizeit:
Gesangverein 6,1 6,6 6,0 6,4 6,2 1,9 1,6
Sportverein 22,1 22,8 29,4 30,2 28,2 10,3 11,7
Heimat-Verein 6,8 6,1 6,4 5,0 5,8 0,7 1,3
Sonstige gesellige Vereine
(Kegelclub usw.) – 11,0 7,7 5,1 6,9 0,9 2,8

Andere Freizeitvereine – 5,4 5,4 7,8 10,7 3,0 3,9
Andere Organisationen 10,6 10,3 12,8 10,8 6,4 8,1 6,1

Mitglieder insgesamt 54,3 59,4 63,0 63,0 59,0 52,8 40,8

Mitglieder in Interessengruppen 32,1 29,2 30,8 30,8 30,5 39,8 25,1
Mitglieder in Freizeitvereinen 29,2 38,7 42,1 42,7 43,2 16,0 19,7
Mitglieder nur in Freizeitvereinen 15,5 23,8 25,7 26,5 25,8 8,9 11,7
n = 100 Prozent 2036 2955 3070 2308 2070 1141 1012

– Nicht gefragt.
»Andere politische Vereinigung«: ALLBUS 1980–1992 Nennungen »Menschenrechtsverein«, »Politi-
scher Verein«, »Minderheitengruppe«, »Internationale Beziehungen« auf Nachfrage zu »Anderen Orga-
nisationen«, entsprechend bei »Andere Organisationen« abgezogen, ALLBUS 1998 Kategorie »Alter-
native politische Gruppe«. 1980–1992 Nennungen »Berufsverb�nde«, »Berufsvereine« auf Nachfrage
zu »Anderen Organisationen« wurden der Kategorie »Berufsverb�nde, – andere« zugeordnet und ent-
sprechend bei »Andere Organisationen« abgezogen.

Datenbasis: ZUMA-Bus 1 1976 (ungewichtet); 1980, 1986 und 1992 aus kumuliertem Allbus (bei
Haushaltsstichproben transformationsgewichtet), Allbus 1998; jeweils erwachsene deutsche Wohn-
bevçlkerung in Privathaushalten.

640



641

Im internationalen Vergleich zeichnet sich die alte Bundesrepublik durch einen mitt-
leren Organisationsgrad von etwa 60 % aus, wenn alle Organisationen, sowohl Inte-
ressengruppen als auch Freizeitvereinigungen, betrachtet werden. In Westeuropa
sind nur die B�rger der Niederlande und der skandinavischen L�nder st�rker orga-
nisiert. Der Anteil der B�rger, die Mitglieder in Interessengruppen im engeren Sinne
waren, lag zwischen 1986 und 1998 in den alten Bundesl�ndern relativ konstant bei
etwa 30 %. Demgegen�ber ist im selben Zeitraum der Anteil der Bevçlkerung, der in
Freizeitorganisationen, allen voran den Sportvereinen, organisiert ist, von 29 % auf
43 % gestiegen. Der Anteil derjenigen, die nur in Freizeitvereinigungen Mitglied sind,
hat sich von knapp 16 auf 26 % erhçht (Tab. 1). Relativ gesehen haben sich also
politik- und freizeitbezogene Mitgliedschaften auseinander entwickelt. Interessen-
gruppen konnten an dem Aufw�rtstrend der Mitgliedschaften generell nicht teilhaben.

1992 lag in den neuen Bundesl�ndern der Anteil derjenigen, die in Interessengruppen
organisiert waren, noch neun Prozentpunkte �ber dem Anteil in Westdeutschland, der
Anteil der Mitglieder in Freizeitvereinigungen dagegen 26 Prozentpunkte unter dem
westdeutschen Durchschnitt. Bezogen auf die Mitgliedschaft in Interessengruppen
hat es in Ostdeutschland eine dramatische Entwicklung gegeben, die vor allem zu
Lasten der Gewerkschaften gegangen ist. Zwischen 1992 und 1998 ist der Prozent-
satz derjenigen, die in Interessengruppen organisiert waren, von knapp 40 auf 25 %
zur�ckgegangen. Im Freizeitbereich l�sst sich in Ostdeutschland eine kleine Steige-
rung der Mitgliederanteile um drei Prozentpunkte feststellen.

Abb. 4: Die Entwicklung der Gewerkschaftsmitgliedschaften, 1980–2004

Datenbasis: ALLBUS 1980–2004.



Nur f�r Gewerkschafts- und Parteimitgliedschaften kann die Entwicklung bis ins Jahr
2004 beobachtet werden, da f�r andere Mitgliederorganisationen kein �ber 1998 hi-
nausreichendes Umfragematerial zur Verf�gung steht. F�r die Gewerkschaften zeigt
sich, dass sich der R�ckgang des Organisationsgrades in Ostdeutschland weiter fort-
gesetzt, mçglicherweise aber die Talsohle erreicht hat. Er liegt nach einem massiven
R�ckgang in den Jahren 1992–1998 in den Jahren 2000, 2002 und 2004 relativ stabil
bei etwa 12 %. In den j�ngeren Altersgruppen setzt sich der negative Trend allerdings
fort und die L�cke zum Bevçlkerungsdurchschnitt hat sich weiter vergrçßert. In West-
deutschland hat sich die L�cke zwischen j�ngeren Altersgruppen und dem Bevçlke-
rungsdurchschnitt nur leicht vergrçßert, und insgesamt nehmen Gewerkschaftsmit-
gliedschaften auch nach 2000 weiterhin leicht ab (Abb. 4).

Bezogen auf die Entwicklung der Mitgliederzahlen in den politischen Parteien l�sst
sich aus dem Umfragematerial kein eindeutiger Trend ableiten. Das hat auch damit zu
tun, dass bei repr�sentativen Umfragen die Zahl der Parteimitglieder unter den Be-
fragten naturgem�ß sehr klein ist und damit die Messfehler recht groß sind. Anhand

der von den Parteien berichtetenMitgliederzahlen l�sst sich aber eine �hnlich negative
Entwicklung wie bei den Gewerkschaften beobachten. 1990 waren noch 3,8 % der
Wahlberechtigten in politischen Parteien organisiert, 2004 waren es nicht einmal mehr
2,5 %. In absoluten Zahlen haben die Parteien zwischen 1990 und 2004 etwa 760000
Mitglieder verloren. Das entspricht etwa einem Drittel der Mitgliedschaft des Jahres
1990 (Abb. 5).

Bei den Parteien hat – insbesondere bei der CDU/CSU und der SPD – der Anteil
der j�ngeren Altersgruppen unter den Mitgliedern abgenommen. Umfrageergebnisse
deuten ebenfalls darauf hin, dass beim Ausmaß der Parteimitgliedschaften in ganz
Deutschland eine Kluft zwischen der j�ngeren (18–29 Jahre) und der �lteren Bevçl-
kerung existiert.
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Abb. 5: Die Entwicklung der Parteimitgliedschaften, 1990–2004

Datenbasis: ALLBUS 1990–2004.
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20.3 Zusammenfassung

Zusammengefasst verweisen die Ergebnisse einerseits darauf, dass der Grad poli-
tischer Integration bezogen auf die traditionellen, institutionalisierten Formen der Be-
teiligung in den vergangenen zwei Jahrzehnten deutlich zur�ckgegangen ist. Die
Politik findet nicht mehr so viel Interesse bei den B�rgern wie noch 1990, Inte-
ressengruppen und Parteien verlieren zumindest im Vergleich zu Freizeitorganisati-
onen an Mitgliederattraktivit�t. Andererseits haben nicht institutionalisierte Formen
politischer Beteiligung nicht an Bedeutung verloren. Aus dieser Entwicklung kann
zwar nicht der Schluss auf eine drohende politische Desintegration gezogen wer-
den, dass die traditionellen Formen der Politik und der politischen Beteiligung an
Attraktivit�t f�r die B�rger verlieren und sich das Ausmaß politischer Integration in
die institutionalisierte Politik gerade bei den J�ngeren und den B�rgern Ostdeutsch-
lands abgeschw�cht hat, sollte jedoch als Warnsignal beachtet werden.

(Bernhard Weßels)

Weitere Informationen zum Thema Politische Beteiligung siehe Teil I, Kap. 7.



21 Demokratie und Sozialstaat

Eine der Grundlagen der Akzeptanz der Demokratie in Deutschland ist der Sozialstaat.
Unter den Bedingungen der Globalisierung wird der Sozialstaat in Deutschland wie
auch in allen anderen europ�ischen Demokratien eingeschr�nkt. Gleichzeitig gibt es in
Deutschland noch das besondere Problem der »inneren Einheit«. Wie steht es damit
eineinhalb Jahrzehnte nach der Vereinigung: Ist die politische Gemeinschaft der Deut-
schen inzwischen integriert oder immer noch gespalten?

21.1 Akzeptanz der Staatsform
der Bundesrepublik Deutschland

Das wichtigste Merkmal einer politischen Gemeinschaft ist die Akzeptanz der Staats-
form, die im eigenen Land existiert: Je grçßer diese Akzeptanz und je geringer die
Differenzen zwischen Bevçlkerungsgruppen, desto integrierter ist eine politische Ge-
meinschaft.

Noch im Jahr 2000 gab es betr�chtliche Unterschiede zwischen West- und Ostdeut-
schen. Im Osten war die Einsch�tzung der Demokratie in Deutschland deutlich
schlechter als im Westen (vgl. Tab. 1). Diese Unterschiede haben sich 2005 weiter

Tab. 1: Demokratie als Staatsform, 2000–2005

West Ost

2000 2005 2000 2005

in %

»Die Demokratie in Deutschland ist die beste Staatsform.« 80 71 49 38
»Es gibt eine andere Staatsform, die besser ist.« 9 17 27 41
»Die Demokratie ist die beste Staatsform.« 92 85 78 64
»Es gibt eine andere Staatsform, die besser ist.« 3 6 8 22

Datenbasis: Konsolidierung der Demokratie in Mittel- und Osteuropa 2000; B�rger und Gesellschaft 2005.

versch�rft. Es gibt im Osten inzwischen sogar eine relative Mehrheit von 41 %, die
eine andere Staatsform als besser ansieht als die jetzige Demokratie in Deutschland.
Diese Einsch�tzung hat sich offenbar auch auf die Einstellung zur Demokratie grund-
s�tzlich ausgewirkt. Haben im Jahr 2000 nur acht Prozent der Befragten im Osten
angegeben, dass eine andere Staatsform besser ist als die Demokratie, so sind das
2005 immerhin 22 %. Auch im Westen hat sich die Unterst�tzung der Demokratie
in Deutschland und die der Demokratie grunds�tzlich etwas verschlechtert, aber die
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positiven Einstellungen �berwiegen im Jahr 2005 immer noch deutlich: 71 % be-
trachten die jetzige Demokratie in Deutschland als die beste Staatsform und 85 %
die Demokratie grunds�tzlich als die beste Staatsform.

21.2 Zufriedenheit mit dem Funktionieren
der Demokratie in Deutschland

Die Frage nach der Akzeptanz der Staatsform bezieht sich vor allem auf das demo-
kratische Regime, so wie es durch die Verfassung implementiert ist. Im Unterschied
dazu richtet sich die Frage nach der Zufriedenheit mit dem Funktionieren der Demo-
kratie in Deutschland auf die Wirklichkeit dieser Demokratie, so wie sie sich den B�r-
gern in der Wirkungsweise der demokratischen Institutionen und Verfahren einerseits
und den Handlungen der politischen Akteure andererseits darstellt.

Bei der Zufriedenheit mit dem Funktionieren der Demokratie in Deutschland l�sst sich
�ber den gesamten Zeitraum von 1991 bis 2004 eine nahezu gleich bleibende Dif-
ferenz zwischen West- und Ostdeutschen feststellen. Die B�rger aus dem Westen
sind deutlich zufriedener als die aus dem Osten (vgl. Abb. 1). �ber den gesamten
Zeitraum hinweg sind durchschnittlich 63 % der Westdeutschen und durchschnittlich
38 % der Ostdeutschen mit dem Funktionieren der Demokratie zufrieden. Die Fluk-

Abb. 1: Die Zufriedenheit mit dem Funktionieren der Demokratie, 1991–2004

Datenbasis: Eurobarometer 1991–2004.



tuationen sind im Zeitverlauf nahezu identisch. Das heißt, dass die B�rger in beiden
Teilen Deutschlands ganz �hnlich auf bestimmte Ereignisse reagierten – das aber auf
unterschiedlichem Niveau. Hinsichtlich der Struktur der Fluktuationen ist bemerkens-
wert, dass die Zufriedenheit mit der Demokratie zu den Bundestagswahlen in der
Regel ansteigt, aber danach wieder abf�llt. Auch das gilt f�r beide Teile Deutschlands
gleichermaßen.

21.3 Einstellung zum Sozialismus

Einer der Gr�nde f�r die kritische Haltung der B�rger der neuen Bundesl�nder gegen-
�ber der Demokratie in Deutschland ist, dass viele ein anderes Demokratiemodell
bef�rworten als jenes, welches in Deutschland realisiert ist. Das von ihnen pr�ferierte
Modell kann als eine sozialistische Demokratie bezeichnet werden. Es verbindet zent-
rale Vorstellungen einer liberalen Demokratie wie die Gew�hrleistung von Freiheits-
rechten und kompetitive Wahlen mit Vorstellungen einer ausgepr�gten sozialen
Gleichheit und Sicherheit sowie direkter B�rgerbeteiligung.

Um die Einstellung zu diesem Modell zu erfassen und um Assoziationen mit dem
realsozialistischen System der fr�heren DDR zu vermeiden, wird gefragt, ob der So-
zialismus eine gute Idee sei, die nur schlecht ausgef�hrt worden ist (vgl. Tab. 2). Auch
in diesem Falle zeigt sich eine Differenz zwischen West und Ost. �ber das gesamte
Jahrzehnt hinweg stimmen durchschnittlich 76 % der B�rger der neuen Bundesl�nder
der Aussage zu, dass der Sozialismus eine gute Idee sei. In den alten Bundesl�ndern
sind es im Durchschnitt 45 %.

Tab. 2: Sozialismus, 1991–2005

»Der Sozialismus ist im Grunde eine gute Idee,
die nur schlecht ausgef�hrt wurde.«

1991 1992 1994 1998 2000 2005

in %

West 40 43 44 43 51 46
Ost 76 73 81 76 76 74

Datenbasis: ALLBUS 1991, 1992, 1994, 1998, 2000; B�rger und Gesellschaft 2005.

21.4 Einstellungen zur Demokratie
in verschiedenen Bevçlkerungsgruppen

In Tabelle 3 werden die bereits diskutierten Einstellungen zur Demokratie nach Ge-
schlecht, Alter, berufliche Stellung, ideologische Orientierung und Parteipr�ferenz auf-
gegliedert dargestellt. Im Westen sind die Unterschiede zwischen den verschiedenen
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Bevçlkerungsgruppen sowohl bei der Unterst�tzung der Demokratie in Deutschland
als auch bei der Demokratie grunds�tzlich nur gering. Lediglich die Arbeitslosen wei-
sen unterdurchschnittliche Werte auf. Aber auch diese Gruppe unterst�tzt mehr-
heitlich die Demokratie in Deutschland und die Demokratie grunds�tzlich. Außerdem
finden sich erwartbare Unterschiede bei der Einstellung zum Sozialismus. Die Links-
orientierten und die Anh�nger des B�ndnis 90/Die Gr�nen und – im geringeren Aus-
maße – die der SPD weisen eine deutlich positivere Einsch�tzung des Sozialismus
auf als die Rechtsorientierten und die Anh�nger der FDP und der CDU/CSU.

Im Osten lassen sich demgegen�ber einige deutlichere Unterschiede ausmachen,
vor allem was die Unterst�tzung der Demokratie in Deutschland anbetrifft. Unter
den Berufsgruppen weisen die Arbeitslosen die geringste Unterst�tzung auf und
die Selbstst�ndigen die grçßte. Aber im Unterschied zum Westen betrachten auch

Tab. 3: Einstellungen zur Demokratie verschiedener Bevçlkerungsgruppen

»Die Demokra-
tie ist die beste
Staatsform.«

»Die Demokra-
tie in Deutsch-
land ist die

beste Staats-
form.«

»Sozialismus
ist eine gute
Idee, die

schlecht aus-
gef�hrt wurde.«

»Zufriedenheit
mit dem Funk-
tionieren der
Demokratie in
Deutschland.«

2005 2005 2005 2004

West Ost West Ost West Ost West Ost

in %

Insgesamt 85 64 71 38 46 74 58 29
Geschlecht
M�nner 86 65 70 36 47 70 60 27
Frauen 85 64 71 39 45 77 55 30

Altersgruppen
18–34 Jahre 85 66 68 38 44 64 48 29
35–59 Jahre 85 62 70 37 47 75 61 26
�ber 60 Jahre 87 69 75 40 46 81 61 30

Berufliche Stellung
Selbstst�ndige 87 74 66 42 45 43 – –
Beamte 90 – 78 – 43 – – –
Angestellte 87 64 74 35 44 77 – –
Arbeiter 84 67 66 39 47 58 – –
Arbeitslose 74 60 59 31 51 80 – –
Rentner/Pension�re 86 68 72 40 46 81 – –

Ideologische Orientierung
Links 87 65 72 38 54 80 66 31
Mitte 85 65 68 36 43 67 60 30
Rechts 89 65 70 43 28 51 55 29

Parteipr�ferenz
PDS – 55 – 26 – 97 – –
B�ndnis 90/Die Gr�nen 85 71 60 55 61 62 – –
SPD 93 79 80 50 50 71 – –
FDP 86 79 72 28 28 67 – –
CDU/CSU 89 67 76 42 33 47 – –

Datenbasis: Eurobarometer 2004, B�rger und Gesellschaft 2005.



bei den Selbstst�ndigen weniger als die H�lfte die Demokratie in Deutschland als
die beste Staatsform. Hinsichtlich der Parteipr�ferenz zeigt sich bei den Anh�ngern
der PDS und der FDP eine erheblich negativere Einsch�tzung als bei den anderen
Parteianh�ngerschaften.

Neben diesen Unterschieden ist vor allem eine �hnlichkeit bemerkenswert, und zwar
die zwischen den Altersgruppen im Osten. Viele hatten erwartet, dass die J�nge-
ren von dem neueren demokratischen System gepr�gt seien und eine positivere
Haltung zu diesem System einnehmen w�rden. Diese positiven Sozialisationseffekte
sind aber auch 15 Jahre nach der deutschen Einheit noch nicht festzustellen. We-
der die Demokratie in Deutschland noch die Demokratie grunds�tzlich wird von den
J�ngeren besser beurteilt als von den anderen Altersgruppen. Etwas anders sieht
die Situation bei der Einstellung zum Sozialismus aus. Diese ist bei den J�ngeren we-
niger positiv als bei �lteren, allerdings sind auch in dieser Altersgruppe noch ca. zwei
Drittel der Meinung, dass der Sozialismus eine gute Idee sei, die nur schlecht aus-
gef�hrt wurde.

21.5 Rolle des Staates in der Sozialpolitik

Der Sozialstaat ist eine der Quellen der Legitimit�t der Demokratie in Deutschland. Seit
den 1990er-Jahren wird verst�rkt �ber die Finanzierungsprobleme des Sozialstaats
diskutiert und eswurden K�rzungen von Sozialleistungen verabschiedet. Die Frage ist,
wie die B�rger auf diese Entwicklungen reagieren: Reduzieren sie ihre Anspr�che an
den Sozialstaat oder halten sie weiterhin daran fest?

Als Kern des bundesrepublikanischen Sozialstaats wird die Absicherung der B�rger
bei Krankheit, Arbeitslosigkeit, im Alter und in Notsituationen bezeichnet. Die Frage,
ob die B�rger eine staatliche Zust�ndigkeit in diesen Bereichen bef�rworten, kann
deshalb als grunds�tzliche Zustimmung zu diesem Sozialstaat gewertet werden (vgl.
Tab. 4). In beiden Teilen Deutschlands ist diese Zustimmung sehr stark ausgepr�gt;
sie liegt imWesten bei durchschnittlich 86 % und wird vomOsten mit durchschnittlich
95 % sogar noch �bertroffen. Zwischen 1991 und 2004 nimmt im Westen die Zustim-
mung zur staatlichen Zust�ndigkeit kontinuierlich von 90 auf 82 % und im Osten von
99 auf 92 % ab. Auf der Ebene der grunds�tzlichen Zustimmung zum Sozialstaat gibt
es danach zwar erste, aber nur sehr schwache Anzeichen f�r eine Anspruchsreduk-
tion. Es zeichnet sich aber keine Ann�herung zwischen Ost- und Westdeutschen ab,
die Unterschiede sind relativ stabil.

Unter den Bevçlkerungsgruppen weisen in West- und Ostdeutschland die Selbstst�n-
digen die skeptischste Haltung zum Sozialstaat auf. Deren distanzierte Haltung hat
sich zwischen 2000 und 2004 noch verst�rkt. ImWesten l�sst sich im Jahr 2004 neben
den Selbstst�ndigen bei den Beamten und den FDP-Anh�ngern eine �berdurch-
schnittliche Abkehr vom Staat verzeichnen. Trotz dieser Skepsis kann man aber im-
mer noch von einem sozialstaatlichen Konsens sprechen, denn auch im Jahr 2004
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Tab. 4: Zust�ndigkeit des Staates f�r soziale Absicherung

»Der Staat muss daf�r sorgen, dass man auch bei Krankheit, Not,
Arbeitslosigkeit und im Alter ein gutes Auskommen hat.«

West Ost

1991 1994 2000 2004 1991 1994 2000 2004

in %

Insgesamt 90 87 85 82 99 97 93 92
Geschlecht
M�nner 91 85 83 79 99 96 90 91
Frauen 90 89 86 85 99 97 95 94

Altersgruppen
18–34 Jahre 94 92 91 87 100 97 93 92
35–59 Jahre 89 84 82 79 98 96 90 91
�ber 60 Jahre 88 87 85 81 98 99 96 94

Berufliche Stellung
Selbstst�ndige 83 74 75 66 98 83 83 77
Beamte 90 84 77 67 100 94 82 87
Angestellte 88 83 81 78 99 96 91 91
Arbeiter 96 92 89 88 98 100 90 91
Arbeitslose 96 93 91 87 99 99 96 96
Rentner/Pension�re 87 89 86 83 98 98 96 95

Ideologische Orientierung
Links 92 89 89 84 99 98 93 95
Mitte 90 88 84 81 99 96 92 92
Rechts 88 82 79 77 99 93 91 88

Parteipr�ferenz
PDS – – – – 100 99 92 96
B�ndnis 90/Die Gr�nen 90 89 86 83 99 98 91 91
SPD 93 91 87 85 98 96 94 92
FDP 85 80 77 72 98 92 86 86
CDU/CSU 87 83 80 77 100 97 89 88

Datenbasis: ALLBUS 1991, 1994, 2000, 2004.

spricht sich die �berwiegende Mehrheit der Selbstst�ndigen, Beamten und FDP-An-
h�nger f�r eine staatliche Zust�ndigkeit bei Krankheit, Not, Arbeitslosigkeit und im
Alter aus.

21.6 K�rzung oder Ausweitung von Sozialleistungen

Bei der Frage nach der K�rzung oder Ausweitung von Sozialleistungen geht es nicht
um eine grunds�tzliche Zustimmung zum Sozialstaat, sondern in erster Linie um die
Hçhe der Sozialleistungen. Vor allem dieser Aspekt steht im Mittelpunkt der gegen-
w�rtigen Diskussion zur Krise und Reform des Sozialstaats. Fragt man danach, ob die
Sozialleistungen in Zukunft gek�rzt werden sollen, ob sie so bleiben sollen wie bisher
oder ob sie ausgeweitet werden sollen, dann spricht sich im Jahr 2004 die Mehrheit in
Ost- und in Westdeutschland f�r die Beibehaltung des Status quo aus (vgl. Tab. 5). In



Tab. 5: K�rzung oder Ausweitung von Sozialleistungen, 1994–2005

West Ost

1994 2000 2004 1994 2000 2004

in %

»Sozialleistungen ausweiten.« 28 21 17 71 46 42
»Sozialleistungen wie bisher.« 60 55 57 28 46 48
»Sozialleistungen k�rzen.« 12 24 26 1 8 10

Datenbasis: ALLBUS 1994, 2000, 2004.

Westdeutschland sind es 57 und in Ostdeutschland 48 %. Unterschiede zwischen
Ost- und Westdeutschland treten bei den beiden anderen Antwortalternativen – Aus-
weitung oder K�rzung von Sozialleistungen – zutage. In Ostdeutschland sprechen
sich 42 % f�r eine Ausweitung und lediglich 10 % f�r eine K�rzung von Sozialleis-

Tab. 6: K�rzung oder Ausweitung von Sozialleistungen, 1994 und 2004

Sozialleistungen

Ausweiten K�rzen Ausweiten K�rzen

1994 2004 1994 2004 1994 2004 1994 2004

West Ost

in %

Insgesamt 28 17 12 26 71 42 1 10
Geschlecht
M�nner 23 15 14 29 63 33 1 13
Frauen 34 20 10 24 79 50 0 8

Altersgruppen
18–34 Jahre 35 20 10 28 74 41 0 18
35–59 Jahre 25 17 12 26 69 43 1 11
�ber 60 Jahre 24 14 15 25 75 41 1 4

Berufliche Stellung
Selbstst�ndige 8 11 29 47 49 23 6 29
Beamte 22 0 13 48 31 17 0 8
Angestellte 25 15 12 29 64 37 1 17
Arbeiter 29 21 9 15 72 34 0 7
Arbeitslose 56 24 3 11 85 66 0 3
Rentner/Pension�re 23 16 15 22 78 44 0 3

Ideologische Orientierung
Links 36 20 8 18 73 36 1 9
Mitte 27 15 11 27 72 46 1 11
Rechts 20 14 20 38 61 39 2 13

Parteipr�ferenz
PDS – – – – 82 42 0 5
B�ndnis 90/Die Gr�nen 38 15 5 18 68 29 1 9
SPD 30 18 8 19 74 27 1 12
FDP 25 15 15 44 68 38 0 24
CDU/CSU 18 12 18 35 55 39 2 18

Datenbasis: ALLBUS 1994, 2004.
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tungen aus. In Westdeutschland ist das Verh�ltnis umgekehrt: 26 % der Befragten
pr�ferieren eine K�rzung und lediglich 17 % eine Ausweitung von Sozialleistungen.

Zwischen 1994 und 2004 haben die Bundesb�rger ihre Haltung zur Hçhe der Sozial-
leistungen betr�chtlich ver�ndert. Im Westen hat sich der Anteil der Befragten, der
einer K�rzung von Sozialleistungen zustimmt, von 12 auf 26 % mehr als verdoppelt.
Gleichzeitig hat sich im Osten der Anteil derer, die sich f�r eine Ausweitung von Sozial-
leistungen aussprechen, von 71 auf 42 % deutlich reduziert. Ganz offenbar haben die
Bundesb�rger in den 1990er-Jahren ihre Anspr�che an die Hçhe der Sozialleistungen
reduziert. Diese Anspruchsreduktion stellt sich aber in beiden Landesteilen unter-
schiedlich dar. Im Westen sprechen sich mehr B�rger f�r eine Reduktion von Sozial-
leistungen aus, w�hrend im Osten vor allem der Anteil der B�rger sinkt, die eine Aus-
weitung von Sozialleistungen fordern.

Die Positionen der West- und Ostdeutschen haben sich bei der Hçhe der Sozialleis-
tungen zwischen 1994 und 2000 einander angen�hert. Diese Ann�herung hat sich
danach aber nicht weiter fortgesetzt. Trotz der tendenziellen Ann�herung sind die
Anspruchshaltungen in Ostdeutschland immer noch ausgepr�gter als in West-
deutschland.

Die Unterschiede zwischen den Bevçlkerungsgruppen sind bei der Hçhe der Sozial-
leistungen deutlich grçßer als bei der grunds�tzlichen Zustimmung zum Sozialstaat.
Das Muster ist allerdings �hnlich: In beiden Landesteilen sind es vor allem die Selbst-
st�ndigen und die Anh�nger der FDP, die sich �berdurchschnittlich stark f�r eine
K�rzung von Sozialleistungen aussprechen (Tab. 6). Außerdem lassen sich bei den
Beamten unterdurchschnittliche und bei den Arbeitslosen �berdurchschnittliche An-
spr�che an die Hçhe der Sozialleistungen ermitteln.

21.7 Bewertung sozialpolitischer Ergebnisse

Die Bewertung der persçnlichen Alterssicherung oder Absicherung bei Invalidit�t und
im Krankheitsfall zeigt, wie zufrieden die B�rger mit den Ergebnissen der Sozialpolitik
sind (vgl. Tab. 7). Auch in dieser Hinsicht gibt es Unterschiede zwischen Ost undWest.
Im Jahr 2004 bewerteten 58 % imWesten, aber lediglich 48 % imOsten Deutschlands
die Ergebnisse der Sozialpolitik positiv. Allerdings waren die Unterschiede in den
vorangegangenen Jahren deutlich grçßer. Die Ann�herung zwischen beiden Landes-
teilen kommt vor allem durch die negative Einsch�tzung der Westdeutschen im Jahr
2004 im Vergleich zu den vorangegangenen Jahren zustande.

Obgleich seit Beginn der 1990er-Jahre relativ kontinuierlich Leistungsk�rzungen statt-
gefunden haben, ist erst seit dem Jahr 2000 sowohl in West- als auch in Ostdeutsch-
land eine Verschlechterung der Urteile festzustellen.

Etwas anders stellt sich dies f�r die j�ngeren Generationen dar. Die Rentenreform,
die vor allem Leistungsk�rzungen f�r die j�ngeren Generationen mit sich bringt, hat
offenbar dazu gef�hrt, dass in Ost- und Westdeutschland die 18- bis 34-J�hrigen



zwischen 1994 und 2004 ihre soziale Absicherung kontinuierlich schlechter beurtei-
len. Bei der Bewertung der sozialpolitischen Ergebnisse existiert deshalb eine Kluft
zwischen den Generationen. Diese Kluft zwischen den j�ngeren und �lteren Gene-
rationen ist in beiden Landesteilen �hnlich groß. Im Westen, wo durchschnittlich
47 % der 18- bis 34-J�hrigen und 79 % der �ber 60-J�hrigen mit ihrer Absicherung
zufrieden sind, betr�gt sie im Durchschnitt 32 Prozentpunkte, und im Osten, wo
durchschnittlich 39 % der 18- bis 34-J�hrigen und 68 % der �ber 60-J�hrigen zu
einem positiven Urteil kommen, betr�gt die Kluft im Durchschnitt 29 Prozentpunkte.

Neben den Angehçrigen der j�ngeren Generationen sind es auch noch die Ar-
beitslosen, die zu einer skeptischen Einsch�tzung ihrer Absicherung kommen. Diese
Gruppe weist mit durchschnittlich 39 % im Westen und 32 % im Osten Deutsch-
lands die niedrigsten Werte auf. Demgegen�ber sch�tzen neben den Rentnern und
Pension�ren die Beamten ihre Absicherung positiv ein, im Westen im Durchschnitt
86 und im Osten 76 %.

Tab. 7: Bewertung sozialpolitischer Ergebnisse, 1994–2004

»Ausreichend gesichert im Alter,
vor Invalidit�t und im Krankheitsfall.«

West Ost

1994 2000 2004 1994 2000 2004

in %

Insgesamt 67 69 58 47 55 48
Geschlecht
M�nner 70 71 60 50 55 50
Frauen 65 66 57 44 56 47

Altersgruppen
18–34 Jahre 54 44 42 43 40 33
35–59 Jahre 71 71 58 44 49 44
�ber 60 Jahre 80 85 72 58 78 67

Berufliche Stellung
Selbstst�ndige 78 71 68 53 62 56
Beamte 93 80 84 69 71 87
Angestellte 68 67 61 47 51 49
Arbeiter 64 60 50 46 46 42
Arbeitslose 46 40 31 34 37 24
Rentner/Pension�re 78 86 70 55 77 66

Ideologische Orientierung
Links 62 62 53 44 53 47
Mitte 69 70 59 49 60 53
Rechts 74 78 66 51 50 46

Parteipr�ferenz
PDS – – – 37 42 48
B�ndnis 90/Die Gr�nen 58 60 54 39 31 47
SPD 69 67 59 53 68 73
FDP 77 77 60 60 63 46
CDU/CSU 78 75 66 64 63 53

Datenbasis: ALLBUS 1994, 2000, 2004.
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Die Analysen zu Demokratie und Sozialstaat f�hren zu gemischten Befunden. Die
B�rger haben ihre Anspr�che an den Sozialstaat reduziert und bei der Einsch�tzung
der Hçhe der Sozialleistungen und der Bewertung sozialpolitischer Ergebnisse ist es in
den letzten Jahren zu einer gewissen Ann�herung der Sichtweisen von Ost- undWest-
deutschen gekommen. Die Demokratie als Staatsform wird von der �berwiegenden
Mehrheit der west- und ostdeutschen B�rger bef�rwortet. Demgegen�ber gibt es bei
der Beurteilung der Demokratie in Deutschland eine betr�chtliche Differenz zwischen
West- und Ostdeutschen. W�hrend die westdeutschen B�rger auch die Demokratie in
Deutschland als die beste Staatsform ansehen, sagt dies bei den ostdeutschen nur
eine Minderheit. Die Akzeptanz der Demokratie in Deutschland hat im Zeitverlauf
sogar noch abgenommen. Im Hinblick auf die Unterst�tzung der Demokratie in
Deutschland gibt es also immer noch eine gespaltene Gemeinschaft.

(Dieter Fuchs /Edeltraud Roller)

Weitere Informationen zum Thema Sozialleistungen siehe Teil I, Kap. 9.



F Deutschland und Europa

22 Lebensbedingungen
und Wohlbefinden in Europa

Die Verbesserung der Lebensbedingungen und die Schaffung gleichwertiger Lebens-
verh�ltnisse in den verschiedenen L�ndern stellt die Europ�ische Union (EU) – nicht
zuletzt seit der Erweiterung von 15 auf 25 Mitgliedsstaaten im Jahr 2004 – vor große
Aufgaben. Im vorliegenden Kapitel soll gezeigt werden, wie groß die Unterschiede
zwischen den Mitgliedsl�ndern sind und wie weit die EU von einheitlichen Lebens-
bedingungen entfernt ist. Hierzu werden aktuelle Daten zu verschiedenen Aspekten
der objektiven Lebensbedingungen und des subjektiven Wohlbefindens f�r die Mit-
gliedsl�nder der EU vorgestellt und vergleichend analysiert.

22.1 Lebensstandard und Wohnen

Die Betrachtung unterschiedlicher Merkmale des Lebensstandards zeigt, dass noch
immer ein erhebliches Wohlstandsgef�lle in der EU vorhanden ist (vgl. Tab. 1). Inner-
halb der Mitgliedsstaaten der EU-15, f�r die Daten dazu vorliegen, fallen die s�deuro-
p�ischen L�nder, insbesondere Griechenland und Portugal, gegen�ber den �brigen
L�ndern weiterhin deutlich ab. Bei nahezu allen Indikatoren des Lebensstandards, ob
es sich nun um den Besitz langlebiger Gebrauchsg�ter, um Konsumgewohnheiten
oder um subjektive Einsch�tzungen handelt, gehçren Griechenland und Portugal zu
den Schlusslichtern der EU-15. Besonders gravierende Unterschiede findet man bei-
spielsweise im Hinblick auf die Frage, ob man sich eine einwçchige Urlaubsreise im
Jahr leisten oder ob man abgenutzte Mçbelst�cke durch neue ersetzen kann. Nur
41 % der Haushalte in Portugal und 49 % in Griechenland geben an, es sich leisten zu
kçnnen, einmal im Jahr f�r wenigstens eineWoche in den Urlaub zu fahren, gegen�ber
89 % in D�nemark und 87 % in den Niederlanden. Mit 79 % liegt Deutschland �ber
demDurchschnitt der EU-15. NeueMçbel kann sich nur etwa ein Viertel der Haushalte
in Griechenland und in Portugal leisten, w�hrend es in Irland, im Vereinigten Kçnig-
reich, in D�nemark und den Niederlanden wenigstens vier F�nftel sind. Diese Unter-
schiede schlagen sich auch in der subjektiven Bewertung der Betroffenen nieder. So
meinen nur neun Prozent der Portugiesen und der Griechen, aber fast zwei Drittel der
D�nen und rund die H�lfte der Niederl�nder und der Schweden, dass sie bequem mit
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Tab. 1: Ausgew�hlte Merkmale des Lebensstandards und der Wohnqualit�t
in europ�ischen L�ndern1

A B D DK E F FIN GR I IRL L NL P S UK

in %

Haushalt besitzt …
Farbfernseher 98 98 98 99 99 97 96 97 98 99 98 94 97 98 98
Videorecorder 72 76 – 83 77 76 72 50 70 83 73 79 64 76 88
Geschirrsp�ler 60 43 – 53 30 47 50 26 32 39 65 39 31 44 29
PKW 77 81 74 72 73 85 70 63 81 76 – 70 70 73 –
PC 47 50 44 71 38 – 48 19 36 40 48 68 31 58 48

Haushalt kann sich leisten …
einwçchige Urlaubsreise 79 81 79 89 63 76 74 49 64 76 – 87 41 – 76
neue Mçbel zu kaufen 60 78 76 82 60 76 74 24 43 86 – 82 28 – 83
neue Kleidung zu kaufen 90 93 – 96 93 95 92 73 88 96 – 91 62 – 94
mind. einmal im Monat ins
Restaurant zu gehen 90 92 86 98 93 95 91 64 84 95 – 95 85 – 76

Merkmale der Wohnung
Mindestens ein Raum (ohne
K�che) pro Haushalts-
mitglied

78 80 73 79 66 71 60 46 55 71 77 92 53 75 83

Bad vorhanden 98 98 99 99 100 98 99 96 99 99 99 100 92 99 99
Zentralheizung 87 83 92 100 44 93 98 64 86 86 100 91 13 – 93
Eigent�merquote 55 74 44 67 85 63 69 85 76 82 70 54 67 60 72
Einfamilienhaus 49 80 41 66 40 64 56 50 36 95 66 68 64 67 82
Balkon/Terrasse/Garten 82 91 85 93 78 67 91 97 89 97 83 96 79 89 94

Lebensstandard
Armutsquote2 8 7 7 6 34 13 14 45 29 25 1 12 52 12 13
Haushalt kann bequem mit
seinem Einkommen leben3 41 36 29 64 37 – 22 9 34 50 50 46 9 54 38
Persçnliche finanzielle
Situation gut/sehr gut4 67 79 68 83 63 65 85 48 54 74 92 85 31 82 67

1 A: �sterreich, B: Belgien, D: Deutschland, DK: D�nemark, E: Spanien, F: Frankreich, FIN: Finnland,
GR: Griechenland, I: Italien, IRL: Irland, L: Luxemburg, NL: Niederlande, P: Portugal, S: Schweden,
UK: Vereinigtes Kçnigreich.

2 Anteil der Personen, deren Haushalts�quivalenzeinkommen unter 60 % des Medianeinkommens
aller EU-15-L�nder liegt.

3 European Social Survey 2004/2005, Italien: 2003.
4 Eurobarometer 62.1 (2004).

– Daten liegen nicht vor.

Datenbasis: Europ�isches Haushaltspanel 2001 (Vereinigtes Kçnigreich, Deutschland, Luxemburg:
nationale Haushaltspanels); European Social Survey 2003, 2004/2005; Eurobarometer 62.1 (2004).

ihrem gegenw�rtigen Einkommen leben kçnnen. Bei weiteren Indikatoren des Lebens-
standards, wie der Armutsquote und der Bewertung der persçnlichen finanziellen
Situation, zeigen sich ebenfalls entsprechende Differenzen. Trotz einer vergleichswei-
se geringen Armutsquote f�llt die Bewertung des Lebensstandards in Deutschland
schlechter aus als in den meisten anderen untersuchten europ�ischen L�ndern.

Erhebliche Unterschiede zwischen den L�ndern der EU bestehen auch im Hinblick
auf die Wohnqualit�t, obwohl den meisten L�ndern eine gute Wohnqualit�t attestiert



werden kann. Die Ausstattung mit Bad ist in Portugal und Griechenland und die
Ausstattung mit Zentralheizung in Portugal und Spanien am niedrigsten. Mit Balkon,
Terrasse oder Garten sind die Wohnungen in Frankreich und Spanien am seltens-
ten ausgestattet. Italien, Portugal und Griechenland weisen die hçchste Belegungs-
dichte der Wohnungen auf. Was die genannten Wohnungsmerkmale anbelangt, liegt
Deutschland im europ�ischen Vergleich auf einem durchschnittlichen Niveau, doch
ist die Eigent�merquote die niedrigste in Europa. Entsprechend ist auch der Anteil
der Haushalte, die in einem Einfamilienhaus wohnen, vergleichsweise gering.

22.2 Arbeitsmarktlage und Arbeitsbedingungen

Tab. 2a: Arbeitsmarkt und Arbeitsbedingungen 1

Arbeitsmarkt-
situation im Land

(sehr) gut1

Zuversicht
hinsichtlich
Arbeitsplatz-
sicherheit1

Besch�ftigte mit
befristetem

Arbeitsvertrag2

Schwierigkeit
eine neue gleich-
wertige Stelle
zu finden3, 4

in % Mittelwert

Belgien 20 89 8,7 4,6
D�nemark 68 92 9,8 5,5
Deutschland 3 85 12,4 3,2
Estland 17 81 3,0 3,9
Finnland 37 92 17,1 4,9
Frankreich 8 78 12,9 4,6
Griechenland 8 78 12,4 3,0
Irland 82 93 3,4 5,6
Italien 18 78 11,9 4,2
Lettland 11 77 9,2 –
Litauen 22 61 6,6 –
Luxemburg 58 98 4,9 3,7
Malta 22 86 3,2 –
Niederlande 41 88 14,6 4,6
�sterreich 41 89 9,4 4,0
Polen 2 70 22,6 3,2
Portugal 3 79 19,9 4,0
Schweden 37 90 15,7 5,2
Slowakei 4 53 5,5 3,9
Slowenien 18 88 18,0 4,0
Spanien 32 84 32,1 4,8
Tschechische Republik 11 88 9,5 3,3
Ungarn 9 70 16,9 3,0
Vereinigtes Kçnigreich 65 91 5,7 5,9
Zypern 55 84 13,1 –

1 Eurobarometer 62.1 (2004).
2 Eurostat 2004.
3 European Social Survey 2003, 2004/2005; Italien: 2003.
4 Mittelwert auf einer Skala von 0 (= �ußerst schwierig) bis 10 (= �ußerst leicht).
– Daten liegen nicht vor.

Datenbasis: Eurostat; Eurobarometer 62.1 (2004); European Social Survey 2003, 2004/2005.
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Die Situation am Arbeitsmarkt hat sich in den letzten zehn Jahren in einigen L�ndern
der EU merklich entspannt. Insbesondere in Irland, aber dar�ber hinaus auch in Spa-
nien und Finnland ist ein erheblicher R�ckgang der Arbeitslosigkeit zu verzeichnen.
Auch in mehreren anderen L�ndern ist die Arbeitslosigkeit – trotz eines insgesamt
leichten Anstiegs seit 2001 – gesunken. Nach dem Beitritt von zehn L�ndern gestaltet
sich der Arbeitsmarkt in der EU jedoch deutlich heterogener. Die mit Abstand hçchs-
ten Arbeitslosenquoten finden sich derzeit in den neuen Mitgliedsl�ndern, nament-
lich in Polen, der Slowakei und den baltischen Staaten (Litauen, Estland und Lett-
land). Darauf folgen Spanien, Griechenland, Portugal und schließlich Deutschland (vgl.
Teil I, Kapitel 3.12). In diesen L�ndern f�llt auch die Bewertung des Arbeitsmarktes
im eigenen Land deutlich negativer aus (vgl. Tab. 2). Neben Polen, Portugal und der
Slowakei ist insbesondere in Deutschland die Bewertung der gegenw�rtigen Arbeits-
marktsituation besonders schlecht: Gerade einmal drei Prozent der Deutschen

Tab. 2b: Arbeitsmarkt und Arbeitsbedingungen 2

Tats�chlich
geleistete

wçchentliche
Arbeitszeit der

M�nner
Stunden

Einfluss auf
Arbeits-

organisation1

Mittelwert

Wegen Arbeit
oft keine Zeit
f�r Familie und

Freunde

Gesundheit und
Sicherheit durch
Arbeit gef�hrdet

in %

Belgien 42 7,1 25 19
D�nemark 42 7,8 17 7
Deutschland 44 6,6 26 10
Estland 44 5,6 20 22
Finnland 44 7,7 27 13
Frankreich 43 7,1 28 28
Griechenland 46 6,1 24 23
Irland 44 6,0 11 9
Italien 48 6,3 – –
Lettland – – – –
Litauen – – – –
Luxemburg 45 5,6 25 26
Malta – – – –
Niederlande 41 7,3 14 10
�sterreich 44 6,8 18 12
Polen 49 5,8 33 35
Portugal 42 5,4 11 14
Schweden 43 8,1 18 17
Slowakei 42 5,6 31 37
Slowenien 42 5,2 20 27
Spanien 44 6,1 25 16
Tschechische Republik 46 4,4 16 27
Ungarn 47 5,9 26 22
Vereinigtes Kçnigreich 43 7,1 27 15
Zypern – – – –

1 Mittelwert auf einer Skala von 0 (= kann ich nicht beeinflussen) bis 10 (= kann ich vçllig eigenst�n-
dig bestimmen).

– Daten liegen nicht vor.

Datenbasis: European Social Survey 2004/2005; Italien: 2003.



bewerten die momentane Arbeitsmarktsituation positiv. In den L�ndern mit niedriger
Arbeitslosigkeit wird die Arbeitsmarktsituation dagegen deutlich besser bewertet, bei-
spielsweise in Irland, D�nemark und dem Vereinigten Kçnigreich. Auch die Bewertung
der eigenen Arbeitsplatzsicherheit entspricht der Arbeitsmarktsituation im jeweiligen
Land. In den L�ndernmit einer relativ hohen Arbeitslosenquote habenmehrMenschen
Angst um ihren Arbeitsplatz als in L�ndern mit geringer Arbeitslosigkeit. Das indi-
viduelle Arbeitslosigkeitsrisiko ist insbesondere bei Erwerbst�tigen mit befristetem
Arbeitsvertrag hçher. Dies ist vor allem in Spanien bei mehr als einem Drittel und in
Polen bei knapp einem Viertel der Erwerbst�tigen der Fall.

Im Hinblick auf die Arbeitsbedingungen heben sich die nord- und westeurop�ischen
L�nder klar von den s�d- und osteurop�ischen L�ndern ab. In der ersten Gruppe ist
der Einfluss auf die Arbeitsorganisation hoch und die gesundheitliche Gef�hrdung
niedrig, w�hrend dies in der zweiten Gruppe umgekehrt ist. Insbesondere D�nemark
setzt sich fast durchgehend positiv von den �brigen L�ndern ab. Besonders negativ
stellt sich die Situation in Polen dar: Hier findet man mit 49 Stunden die hçchste
tats�chlich geleistete Wochenarbeitszeit der M�nner und die hçchsten Anteile der-
jenigen, die �ber mangelnde Zeit mit Familie und Freunden klagen und die sich bei der
Arbeit gesundheitlich gef�hrdet sehen. Deutschland nimmt bei den genannten Aspek-
ten im europ�ischen Vergleich eine mittlere Position ein.

22.3 �ffentliche Bereiche

Die Lebensverh�ltnisse in Europa stellen sich auch in Bezug auf çffentliche Bereiche
wie die Gesundheitsversorgung, die soziale Sicherung und die Umweltsituation dis-
parat dar (vgl. Tab. 3). Folgt man den Beurteilungen der B�rger, so findet man eine
Konzentration von Defiziten in den neu hinzugekommenen EU-Mitgliedsstaaten sowie
in Portugal, w�hrend sich g�nstige Einsch�tzungen auf relativ viele L�nder verteilen.
Lettland, die Slowakei, Polen und Portugal sind die L�nder, in denen der Wohlfahrts-
staat am schlechtesten bewertet wird. Mit etwa einem Zehntel beurteilt jeweils nur
eine Minderheit der Bevçlkerung die Wohlfahrtsleistungen ihres Landes als gut bis
sehr gut. Was die Beurteilung des Gesundheitssystems anbelangt, sind die B�rger in
Polen, Ungarn und Portugal besonders unzufrieden. So betr�gt auf einer Zufrieden-
heitsskala von 0 »ganz und gar unzufrieden« bis 10 »ganz und gar zufrieden« der
Durchschnittswert f�r Polen gerade einmal (3,1), f�r Ungarn (3,3) und f�r Portugal
(3,6). Dagegen liegen die Skalenwerte in den meisten anderen untersuchten europ�-
ischen L�ndern deutlich �ber 5 und in Belgien, Luxemburg und Finnland sogar um den
Wert 7. Innerhalb der 21 untersuchten EU-L�nder rangiert Deutschland in der Zufrie-
denheitsdimension lediglich an sechstletzter Stelle.

Die soziale Sicherung im Bereich der Alterssicherung wird dagegen in den meisten
L�ndern der EU mit Skepsis betrachtet. Bis auf Zypern, Finnland und D�nemark �u-
ßert in allen L�ndern weniger als die H�lfte der Befragten Zuversicht in Bezug auf
die Rentensicherheit. Die geringste Zuversicht herrscht im Vereinigten Kçnigreich,
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Tab. 3: Bewertung çffentlicher Bereiche, 2004

Wohlfahrtstaat
des Landes
(sehr) gut

Zuversicht hin-
sichtlich Renten-

sicherheit

Umweltsituation
des Landes
(sehr) gut

Bewertung des
Gesundheits-
systems1,2

in % Mittelwert

Belgien 79 33 51 7,2
D�nemark 83 52 76 6,4
Deutschland 52 17 64 4,7
Estland 17 40 56 4,3
Finnland 92 56 92 6,9
Frankreich 69 14 43 5,8
Griechenland 23 27 36 4,8
Irland 59 49 59 4,1
Italien 30 26 33 4,7
Lettland 9 31 52 –
Litauen 21 31 53 –
Luxemburg 86 45 72 7,1
Malta 60 25 23 –
Niederlande 57 47 58 5,6
�sterreich 75 35 81 6,5
Polen 10 14 40 3,1
Portugal 10 22 15 3,6
Schweden 61 36 76 5,2
Slowakei 9 30 23 5,7
Slowenien 48 25 60 4,9
Spanien 46 45 42 5,8
Tschechische Republik 25 17 40 5,4
Ungarn 18 26 16 3,3
Vereinigtes Kçnigreich 46 13 43 5,4
Zypern 65 65 60 –

1 European Social Survey 2004/2005; Italien: 2003.
2 Mittelwert auf einer Skala von 0 (= �ußerst schlecht) bis 10 (= �ußerst gut).
– Daten liegen nicht vor.
Datenbasis: Eurobarometer 62.1 (2004); European Social Survey 2003, 2004/2005.

in Polen und Frankreich mit 13 bzw. 14 %. Danach folgt bereits Deutschland mit
einem Anteil von 17 %, der sich zuversichtlich zur Zukunft der Rente �ußert.

Auch die Umweltsituation wird innerhalb der EU-25 hçchst unterschiedlich einge-
sch�tzt. W�hrend in den skandinavischen L�ndern und �sterreich vier F�nftel der
Befragten die Umweltsituation im Land positiv bewerten, liegen die Anteile in Portugal,
Ungarn, der Slowakei und Malta bei unter einem Viertel. Zwei Drittel der Deutschen
�ußern sich positiv �ber die Umweltsituation.

22.4 Aspekte des sozialen Zusammenhalts

Die Lebensqualit�t in einer Gesellschaft bemisst sich nicht nur am Lebensstandard,
den Merkmalen der Arbeitswelt und der Versorgung mit çffentlichen G�tern, sondern
auch an der Qualit�t der sozialen Beziehungen, wie sie in der Pflege sozialer Kontakte



sowie im Vertrauen und in der Hilfsbereitschaft gegen�ber anderen Menschen zum
Ausdruck kommt. Die St�rkung dieser Aspekte des sozialen Zusammenhalts ist eines
der erkl�rten Ziele der Europ�ischen Union. Wie Tabelle 4 zeigt, bestehen auch in den
zwischenmenschlichen Beziehungen erhebliche Unterschiede zwischen den europ�-

Tab. 4: Aspekte des sozialen Zusammenhalts, 2004

Wçchentlich
Treffen mit
Freunden o.
Verwandten

Mçglichkeit
Geld zu
borgen

Vertrauen
in andere1

Fairness
anderer2

Hilfs-
bereitschaft
anderer3

in % Mittelwert

Belgien 71 30 4,8 5,6 4,4
D�nemark 72 61 6,8 7,3 6,0
Deutschland 52 25 4,8 5,7 4,8
Estland 50 11 5,2 5,4 4,7
Finnland 71 37 6,5 6,8 5,7
Frankreich 67 24 4,5 5,6 4,5
Griechenland 30 13 3,8 3,7 3,2
Irland 69 47 5,8 6,1 6,2
Italien 63 34 4,5 4,6 4,1
Lettland 68 25 5,0 5,6 4,7
Litauen 73 30 5,8 6,2 5,4
Luxemburg 68 25 5,2 5,9 5,3
Malta 46 22 3,6 4,6 3,2
Niederlande 84 14 3,9 4,8 3,9
�sterreich 69 58 6,1 6,5 5,9
Polen 65 11 4,0 4,5 3,7
Portugal 55 9 4,1 4,8 4,4
Schweden 77 27 4,9 5,2 4,2
Slowakei 44 13 4,3 5,2 4,2
Slowenien 36 16 4,1 4,5 4,0
Spanien 69 39 5,2 5,6 5,6
Tschechische Republik 71 30 4,8 5,6 4,4
Ungarn 72 61 6,8 7,3 6,0
Vereinigtes Kçnigreich 52 25 4,8 5,7 4,8
Zypern 50 11 5,2 5,4 4,7

1 Mittelwert auf einer Skala von 0 (= man kann nicht vorsichtig genug sein) bis 10 (= den meisten
Menschen kann man vertrauen).

2 Mittelwert auf einer Skala von 0 (= die meisten Menschen versuchen, mich auszunutzen) bis 10 (=
die meisten Menschen versuchen, fair zu sein).

3 Mittelwert auf einer Skala von 0 (= die Menschen sind meistens auf den eigenen Vorteil bedacht)
bis 10 (= die Menschen versuchen meistens, hilfsbereit zu sein).

Datenbasis: European Social Survey 2004/2005; Italien: 2003.

ischen Gesellschaften. Dabei lassen sich recht eindeutig sowohl Gesellschaften iden-
tifizieren, die sich durch eine ausgesprochen positive Situation auszeichnen, als auch
Gesellschaften, in denen sich relative Schw�chen h�ufen.

Zu den Ersteren gehçren insbesondere die skandinavischen EU-Mitgliedsstaaten
und – in geringerem Maße – Irland. Zu den Letzteren z�hlen in erster Linie Griechen-
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land und Polen, gefolgt von Ungarn und Portugal. Insbesondere in D�nemark fin-
det man intensive soziale Kontakte, eine große Hilfsbereitschaft im privaten Bereich
sowie ein hohes Maß an Vertrauen in andere Menschen. So treffen sich fast drei
Viertel der D�nen gegen�ber nur 30 % der Griechen mindestens einmal in der Woche
mit Freunden, Verwandten oder Kollegen. Dar�ber hinaus setzt man in keinem an-
deren Land der EU so viel Vertrauen in andere Menschen wie in D�nemark, w�hrend
in Griechenland, Polen und auch in Portugal Misstrauen weit verbreitet ist. In Schwe-
den ist, wie in D�nemark, eine hohe Bereitschaft zu Hilfeleistungen im privaten Kreis
vorhanden, und man bringt – wie auch in Finnland – anderen Menschen relativ viel
Vertrauen entgegen. Deutschland liegt sowohl hinsichtlich des Vertrauens in andere
Menschen als auch hinsichtlich der Einsch�tzung der Hilfsbereitschaft anderer im
EU-Durchschnitt.

22.5 Subjektives Wohlbefinden

Neben einzelnen Bereichen und Aspekten spiegeln auch zusammenfassende Bewer-
tungen der Lebenssituation die Unterschiedlichkeit der Lebensverh�ltnisse in Euro-
pa wider. Das allgemeine subjektive Wohlbefinden liegt, gemessen an �ußerungen
dar�ber, wie zufrieden und gl�cklich man mit seinem Leben insgesamt ist, in der
Slowakei, Ungarn, Portugal und Estland auf dem niedrigsten Niveau in der Euro-
p�ischen Union, w�hrend die Menschen in D�nemark, Finnland, Schweden und Lu-
xemburg sowie den Niederlanden insgesamt die g�nstigsten Bewertungen abge-
ben (vgl. Abb. 1). Die Slowaken weisen mit einem Durchschnittswert von 5,6 (auf
einer Skala von 0 »ganz und gar unzufrieden« bis 10 »ganz und gar zufrieden«)
die geringste allgemeine Lebenszufriedenheit auf, gefolgt von den Ungarn und den
Portugiesen (5,7) sowie den Esten (5,9). Dem steht eine sehr hohe Lebenszufrie-
denheit in D�nemark (8,5), den �brigen skandinavischen L�ndern sowie Luxemburg
und den Niederlanden gegen�ber. Fragt man nach dem persçnlichen Gl�ck, ergibt
sich eine �hnliche Reihenfolge der L�nder wie bei der Zufriedenheit mit der persçn-
lichen Lebenssituation. Auch hier stehen die skandinavischen L�nder, die Benelux-
l�nder sowie �sterreich an der Spitze der Rangfolge des subjektiven Wohlbefin-
dens, w�hrend die osteurop�ischen L�nder zusammen mit Portugal, Italien und
Griechenland am unteren Ende der Gl�cksskala rangieren. Deutschland liegt bei bei-
den Aspekten des subjektiven Wohlbefindens etwas unterhalb des europ�ischen
Durchschnitts.

W�hrend sich Lebenszufriedenheit und Gl�ck vorwiegend auf das aktuelle subjek-
tive Wohlbefinden beziehen, wird die Bewertung der gegenw�rtigen persçnlichen
Situation im Vergleich zur Situation vor f�nf Jahren und die Erwartung zur per-
sçnlichen Situation in den n�chsten f�nf Jahren durch die Ver�nderung der Lebens-
verh�ltnisse im Zeitverlauf gepr�gt. An der Spitze derjenigen, die ihre gegenw�rtige
persçnliche Entwicklung im Vergleich zu vor f�nf Jahren positiv einsch�tzen, liegen
neben Schweden und D�nemark vor allem Irland und das Vereinigte Kçnigreich.



Auch in Estland hat sich das subjektive Wohlbefinden in den letzten f�nf Jahren ver-
bessert (vgl. Abb. 2). Die grçßte Hoffnung auf eine Verbesserung der persçnlichen
Situation in der Zukunft ist hingegen in Irland, Spanien, Malta und dem Vereinigten
Kçnigreich zu erkennen. In diesen L�ndern zeigt die Mehrheit der Befragten diesbe-
z�glich Optimismus. Aber auch in den baltischen Staaten glaubt mehr als die H�lfte
der Befragten an eine verbesserte Lebenssituation. Deutschland liegt hinter Schluss-
licht Ungarn bei der Beurteilung der persçnlichen Situation im Vergleich zu vor f�nf
Jahren; im Hinblick auf die Erwartungen an eine verbesserte zuk�nftige Situation liegt
Deutschland sogar an letzter Stelle. Gerade einmal ein Viertel der Deutschen glaubt an
einen positiven Wandel seiner persçnlichen Situation in den kommenden Jahren.
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Abb. 1: Lebenszufriedenheit und Gl�ck im europ�ischen Vergleich, 2004

Datenbasis: European Social Survey 2004/2005; Italien: 2003.
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22.6 Zusammenfassung

Objektive Lebensbedingungen und subjektives Wohlbefinden fallen in der EU gegen-
w�rtig recht unterschiedlich aus, wobei zwischen beiden deutliche Parallelen beste-
hen. Insgesamt bestehen die grçßten Unterschiede zwischen den EU-L�ndern Nord-

Abb. 2: Entwicklung der persçnlichen Situation

Datenbasis: Eurobarometer 62.1 (2004).



und Osteuropas, sowohl was die faktischen Lebensverh�ltnisse als auch das sub-
jektive Wohlbefinden anbelangt.

Die Beurteilung der Lebensverh�ltnisse wird in der Regel von den objektiven Rah-
menbedingungen gepr�gt. Insbesondere in den meisten osteurop�ischen EU-L�n-
dern sowie in Portugal und Griechenland wird die Arbeitsmarktsituation deutlich
schlechter bewertet als in Skandinavien. Zudem wird gerade in den osteurop�ischen
L�ndern die persçnliche finanzielle Lage weit weniger gut eingesch�tzt als in der
�brigen EU. In Deutschland fallen die Einsch�tzungen zur gegenw�rtigen Arbeits-
marktsituation deutlich negativer aus als in den meisten anderen Mitgliedsstaaten.

Die Bewertungen der çffentlichen Bereiche (Wohlfahrtsstaat, Rente, Gesundheit) deu-
ten ebenfalls auf sehr unterschiedliche Lebensverh�ltnisse in der EU hin, wobei auch
hier die Beurteilung in den skandinavischen L�ndern sowie in �sterreich positiver
ausf�llt als in Osteuropa. Deutschland liegt hierbei meist im Durchschnitt der EU-25.

Auch der soziale Zusammenhalt in den einzelnen L�ndern ist durch ein deutliches
regionales Gef�lle, insbesondere zwischen Nord- und Osteuropa, gepr�gt. W�hrend
der soziale Zusammenhalt in Skandinavien besonders stark ausgepr�gt ist, gibt es
große Defizite in den ber�cksichtigten neuen Mitgliedsl�ndern und ganz besonders
in Griechenland.

Schließlich ist das globale subjektive Wohlbefinden, gemessen an �ußerungen zu
Lebenszufriedenheit und Gl�ck, ebenfalls in den EU-L�ndern Skandinaviens sowie in
Irland und den Beneluxstaaten in besonderem Maße ausgepr�gt. Dagegen herrscht
wiederum in Osteuropa eine �berdurchschnittliche Unzufriedenheit, und auch Deutsch-
land zeichnet sich durch eine im EU-Vergleich negative Beurteilung der Lebenssitua-
tion aus.

Insgesamt hat die EU-Osterweiterung die Unterschiedlichkeit der Lebensverh�ltnis-
se in Europa deutlich erhçht. Neben einigen s�deurop�ischen L�ndern zeigen vor al-
lem die mittel- und osteurop�ischen EU-L�nder den hçchsten Bedarf, aber auch die
grçßte Hoffnung auf Verbesserung der Lebensverh�ltnisse. Deutschland nimmt im
europ�ischen Vergleich bei den meisten Lebensbereichen eine mittlere Position ein.
Bedingt durch eine leichte Verschlechterung der objektiven Bedingungen gehçrt
Deutschland hinsichtlich der globalen Bewertungen des subjektiven Wohlbefindens
gegenw�rtig eher zu den Schlusslichtern unter den besser situierten L�ndern der
Europ�ischen Union.

(Angelika Scheuer /Jçrg Dittmann/Regina Berger-Schmitt)

Weitere Informationen zum Thema Lebensverh�ltnisse in der Europ�ischen
Union siehe Teil II, Kap. 20.8.

664







Stichwortverzeichnis



Halbfett gesetzte Seitenzahlen verweisen auf Kapitel (�berschriften)

Kursiv gesetzte Seitenzahlen beziehen sich auf Teil II.

Abendschulen 55 f.
Abfallaufkommen, -beseitigung 394 ff.,
408

Abgeordnete 157 ff.
Abtreibungen 188 f.
Akademiker 65 ff.
ALLBUS 437 f.
Allgemeine Bevçlkerungsumfrage der
Sozialwissenschaften (ALLBUS) 437 f.

Alleinerziehende 35 ff.
Alleinlebende 34, 39
�ltere 553–564
– Einkommensposition 555
– Familie 553
– Gesundheit 557 ff.
– Haushaltsformen 553
– Lebensbedingungen 553
– Lebensstandard 555
Altersaufbau, -struktur 30 ff.
Alters- und Hinterbliebenenversorgung
198

Anbaufl�chen, landwirtschaftliche 263 ff.,
267 f.

Angestellte 93 ff., 112 ff., 237 ff., 334 ff.
Anspr�che 453–462
Arbeiter/innen 93 ff., 112 ff., 237 ff.,
334 ff.

Arbeitgeberleistungen 191, 193, 195 ff.,
250 f.

Arbeitgeberverb�nde 167, 169 ff.
Arbeitnehmervereinigungen 167 ff.
Arbeitsbeschaffung 204
Arbeitsfçrderung 196, 203 f.
Arbeitsk�mpfe 172
Arbeitskosten 334–349
– Kreditgewerbe 308
– Produzierendes Gewerbe 346, 348
Arbeitslose 96 ff.
Arbeitslosengeld, -hilfe 87 f., 104 f., 114,
203 f.

Arbeitslosenquote 97 ff.
Arbeitslosigkeit 85–108, 479, 545, 579;
s. a. Europ�ische Union

– Dauer 104
– finanzielle Absicherung 104 f., 203 f.
– im nationalen und internationalen

Vergleich 106 ff.
– regionale 105 f.
– Struktur 101 ff.
Arbeitsmarkt 482–491, 583, 656
– Chancen 486, 489
– Erwartungen Erwerbst�tiger 488
– Politik 100 f.
– Problemgruppen 101 ff.
– regionaler 583
Arbeitsmarktbeteiligung 483 ff.
Arbeitsorientierungen 483
Arbeitsplatzverlust 100 f.
Arbeitsproduktivit�t 244
Arbeitsunf�higkeit 182f.
Arbeitsunf�lle 182 f.
Arbeitszeit 148 f.
Arbeitszufriedenheit 442, 449
Armut 607–624
– Begriff 611
– Bevçlkerunsgruppen 617
– relative 611
– Zeitverlauf 623
Armutsquote 616
�rzte, Arztbesuch 184 ff., 467
Asylbewerberleistungsgesetz 208 f.
Asylsuchende, -berechtigte 45 f., 208 f.
Aufstiegsfortbildungsfçrderung
(AFBG) 83 f.

Ausbaugewerbe 284 ff.
Ausbildung 50 ff.;
s. a. Schul- und Berufsausbildung

Ausbildungsberufe 61 ff.
Ausbildungsfçrderung (BAfçG) 81 ff.,
196

Ausfuhr 252 ff.
Ausfuhrpreise 257 f.
Ausgaben
– Bundesagentur f�r Arbeit 203
– Erziehungsgeld 196
– f�r Freizeit/-g�ter 149 f.

668



– f�r Gesundheit 191 ff.
– f�r Kultur 149 f.
– f�r Sport und Erholung 150
– Kindergeld 196
– Krankenversicherung 200
– çffentlicher Haushalte 149 f., 196 ff.,
227 ff., 424

– privater Haushalte 109 ff., 114 ff.,
149 f., 191 ff., 196 f., 248 ff., 326 ff., 424

– Rentenversicherung 196, 198 ff.
– Sozialhilfe 196
Ausgehen 531 ff.
Ausl�nder 41 ff., 565–572
– Arbeitslose 103
– Armut 617
– Aufenthaltsdauer 43
– Auszubildende 61 ff.
– Bildung 473, 567
– Bildungsniveau 79
– Ehepartner 37 f.
– Einkommen 568 f.
– Erwerbst�tigkeit 568 f.
– Integration, soziale 571
– junge Erwachsene 543
– Kinder 43 f., 52, 56
– regionale Verteilung 44 f.
– Sozialhilfe 209 ff.
– Studierende 72 ff.
– Wohnen 566
– Zu- und Fortz�ge 24 f., 48 f.
Außenhandel 252 ff.
Außenhandelsbilanz 256 f.
Außenhandelspreise 256 ff.
Außenwirtschaft 252 ff.
Aussiedler/Sp�taussiedler 25 f., 480
– Bildung 474
Aussperrung 172
Ausstattung der privaten Haushalte
124 ff.

Auszubildende 57 ff.

BAfçG s. Bundesausbildungsfçrde-
rungsgesetz

Bahnverkehr s. Eisenbahnverkehr
Banken 306 ff.
Baufertigstellungen 143 ff.
Baugenehmigungen 143 ff.
Baugewerbe 143 ff., 245 ff., 251, 284 ff.
Baukosten 147

Bauland, Kaufwert 332 ff.
Baupreisentwicklung 332 ff.
Bausparkassen 309
Baut�tigkeit 143 ff.
Beamte 93 ff., 112 ff., 237 ff.
Beamtenbund, Deutscher 168
Beherbergungsgewerbe 298 ff.
Behinderte 189 ff.
Bekleidung 327
Bergbau und Gewinnung von Steinen
und Erden 278 ff., 378

Berufe 92 ff.
Berufliche Positionen 598 ff.
Berufsausbildung 52 ff., 57 ff., 479 ff.
Berufskrankheiten 182 f.
Berufsschulen 52 ff., 57 ff.
Berufsverb�nde 166 ff.
Besch�ftigte s. a. Erwerbst�tige
– Baugewerbe 285
– Bergbau und Gewinnung von Steinen

und Erden 280 ff.
– Energie- und Wasserversorgung

287f.
– Handel 292, 294
– Handwerk 289 f.
– Kreditgewerbe 308
– Landwirtschaft 266 f.
– çffentlicher Dienst 237 ff.
– Verarbeitendes Gewerbe 280 ff.
– Versicherungen 310 f.
Besch�ftigung 579 ff.
Bestattungen, kirchliche 174 f,
Beteiligung
– politische 156 ff.
– soziale 156 ff.
Betriebe s. a. Unternehmen
– forstwirtschaftliche 274
– landwirtschaftliche 263 ff.
Bevçlkerung 23–49;
s. a. Europ�ische Union

Bevçlkerungsbewegung 46 ff.
Bevçlkerungsdichte 27 ff., 574 ff.
Bevçlkerungsentwicklung 24 ff., 577 ff.
Bevçlkerungsverteilung, r�umliche 27 ff.
Bibliotheken 153 f.
Bildung 50–84, 473–481
– Ausl�nder 567
– Beteiligung 477
– Chancen 473, 476

669



– Klassenlage 478
– Mediennutzung 525 ff.
– Migrationshintergrund 473
– Schicht 478
– soziale Herkunft 478
– System 473
Bildungsabschluss 56 ff.
Bildungsausgaben, çffentliche 79 ff.
Bildungsbeteiligung 543
Bildungschancen 481
Bildungsniveau 76 ff.
Bildungssystem 51
Binnenschifffahrt 353 f., 358 f.
Bodennutzung 262 f.
Braunkohle 374 ff.
Brennstofffe (feste) 376ff.
Bruttoinlandsprodukt 27, 242 ff., 248 ff.,
382, 580 ff.

Bruttonationaleinkommen (Bruttosozial-
produkt) 242 f.

Bruttowertschçpfung 242 f., 245 ff.
B�cher 153 f.
Bundesagentur f�r Arbeit 96, 203
Bundesausbildungsfçrderungsgesetz
(BAfçG) 81 ff.

Bundesl�nder 28 f., 44, 156, 227 ff.,
234 ff., 238, 301 f.

Bundesnaturschutzgesetz 411 ff.
Bundestag, Deutscher 157 ff.
Bundestagswahlen 156 ff., 637
Bundesverkehrswegeplan 354

Chancengleichheit 473, 597, 604
Chemische Industrie 279
Chçre 154 f.
Computer (PC) 127 ff.
Computernutzung 525 ff.

Demokratie 644–653
– Einstellung 644, 646 f.
– Zufriedenheit 645
Dienstleistungsbereich 91, 291–325
Dienstleistungsunternehmen 245 ff., 251,
291 ff., 312 ff., 422

– private und gewerbliche der Wirt-
schaftsabschnitte I und K 312 ff., 315 ff.

– Wirtschaftsabschnitte M bis O 323 ff.
Duales System 57
DVD-Player/-Recorder 126

Ehe 39 ff., 508 ff., 512 ff.
– Stellenwert 512 f.
Ehelçsungen/Ehescheidungen 39 ff., 510
Ehepaare, binationale 37 f.
Eheschließungen 39 ff.
Eiererzeugung 272 f.
Eigentumswohnungen 134 ff., 139 f.
Einfuhr 252 ff.
Einfuhrpreise 257 f.
Einkommen 607–624
– �ltere 555
– Ausl�nder 568 f.
– aus unselbstst�ndiger Arbeit 88 ff.,

111 ff.
– aus Unternehmert�tigkeit und Ver-

mçgen 112 ff., 252
– der privaten Haushalte 109 ff.
– Dynamik 620 ff.
– Eigentumsquote (Wohnen) 493
– regionale 612 f.
– verf�gbares 110 ff.
– von Arbeitslosen 88, 104
Einkommenspositionen 611, 632
Einkommensschichtung 610 f.
Einkommensteuer 230 ff.
Einkommens- und Verbrauchsstich-
proben 109, 114

Einkommensungleichheit 609
Einkommensverteilung 110 ff.
Einnahmen
– der çffentlichen Haushalte 230 ff.
– der privaten Haushalte 109 ff.
Einschulung 52 f.
Einrichtungsgegenst�nde (Verbraucher-
preisindex) 327

Einstellungen
– Arbeitsteilung 519
– Beruf 454
– Demokratie 644, 646 f.
– Ehe/Partnerschaft 454, 512 f.
– Einkommen 626
– Erwerbst�tigkeit der Frau 518
– Familie 512 f.
– Kinder 454, 513
– Rangunterschiede 626
– Rolle der Frau 516–523
– soziale Ungleichheit 625–633
– Sozialismus 646
Einwohner 27 ff.

670



Einzelhandel 292 ff.
Eisenbahnverkehr 351 f.
Elternzeit 206 f.
Emissionen 385 f., 389 ff.
Endenergieverbrauch 370 ff., 376 ff.
Energie 370–380
Energieausgaben 117 ff.
Energiepreise 327, 370, 378 ff.
Energietr�ger 370 f., 374 ff.
Energie- und Wasserversorgung
287 ff.

Energieverbrauch(er) 370 ff., 377,
381 ff., 390

Energiewirtschaft 370
Engagement, politisches 635
Erdgas 370, 372 f., 375 ff., 379 f.
Erdçl 370, 372 ff., 375 ff., 378 f.
Erneuerbare Energien 370
Ernteertr�ge, -mengen 268 ff.
Erwartungen 453–462
– Zukunft 458
Erwerbsbeteiligung 88 ff.
Erwerbslose 85 ff.
Erwerbslosigkeit 545
Erwerbsorientierung 482, 485
Erwerbsquote 89 ff.
Erwerbst�tige 85 ff.
Erwerbst�tigkeit 85–108, 482, 486,
568 f.

– Ausl�nder 568
– junge Erwachsene 544
Erziehungsgeld 196, 206 f.
Europ�ische Union 414–431, 654–664
– Arbeitslosigkeit 421 f.
– Arbeitsmarkt 419 ff., 656
– außenwirtschaftliche Beziehungen
426 ff.

– Bevçlkerung 419 ff.
– binnenwirtschaftliche Beziehungen
252

– Bruttoinlandsprodukt 423 f.
– Finanzierung 226 f., 418 f.
– Gl�ck 661
– Haushalt 258, 418 f.
– Kernenergie 376
– Konvergenz- bzw. Stabilit�tskriterien
237, 415 ff.

– Kriminalit�t 538
– Lebenszufriedenheit 661

– Lebensverh�ltnisse 429 ff.
– Naturschutz 411
– soziale Sicherung 658
– Transeurop�isches Verkehrsnetz 355
– Verkehr 355
– Wirtschaftsentwicklung 423 ff.
– Wirtschafts- und W�hrungsunion

415ff.
– Wohlbefinden 661, 654
Europ�isches Parlament (Wahlen) 156,
163 f.

Evangelische Kirche 174 f.
Export 252 ff.
Exportquote 280 ff.

Fachhochschulen 51
Fachschulen 51
Fahrr�der 129 f., 357
Fahrzeuge/Fahrzeugbest�nde 129 f.,
355 ff.

Familie 33 ff., 506–515
– Stellenwert 512 f.
Familienarbeitskr�fte 94 f., 112 ff.,
266 f.

Familienformen 506 ff.
Familienleistungsausgleich 196 f.,
204 ff.

Familienstand 40
Fehlzeiten 469 f.
Fernsehen, -programm 151ff.
Fernw�rme 376 f.
Feuchtgebiete 412 f.
Finanzausgleich s. L�nderfinanzaus-
gleich

Finanzen, çffentliche 226 ff.
Fischerei 245 ff., 251, 261
Fleischerzeugung 272 f.
Flugzeuge 359 f.
Fonds »Deutsche Einheit« 226 ff.
Fçrderung der Vermçgensbildung 196
Forstwirtschaft 274 ff.;
s. a. Land- und Forstwirtschaft

Frauen
– Abgeordnete 161
– akademische Laufbahn 70 ff.
– Arbeitslose 99, 103
– Arbeitsmarktbeteiligung 483
– Auszubildende 61 f.
– Bevçlkerung 23
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– Bildungsniveau 78
– Einstellungen zur Erwerbst�tigkeit
518

– Einstellungen zur Rollenverteilung
516 ff.

– Erwerbsquoten 89 ff.
– Erwerbsorientierung 485
– Erwerbst�tigkeit 89 ff., 94, 483
– Gewerkschaftsmitglieder 168
– im çffentlichen Dienst 239 f.
– Krankheit 180
– Parteimitglieder 165 f.
– Rente 198 f.
– Schwangerschaftsabbr�che 188 f.
– Sozialhilfe 209 ff.
– Stellung im Beruf 93 f.
– Straff�lligkeit 223
– Studienabsichten 67
– �berschuss 30 ff.
– Verdienste 335 ff.
– Wahlbeteiligung 159 f.
Freie Waldorfschulen 54 f.
Freiheitsstrafen 224 f.
Freizeit 148–155
Freizeitaktivit�ten 524–533, 548 f.

Gas s. Erdgas
Gastgewerbe 245 ff., 251, 298 f.,
304 ff.

Gaststudium 76
Gebrauchsg�ter 117 ff., 124 ff.
Geburten 25 ff., 32 ff.
Geburten�berschuss/-defizit 25 ff.,
32 ff., 50

Gefl�gelproduktion 273
Geh�lter 250 ff., 334 ff.
Geldstrafen 224
Gemeinden 227 ff., 236, 238
Gerechtigkeit 457
Gerichte 217 ff.
Gesamtschulen 51, 54 f.
Gesamtwirtschaft 241–260
Gesellschaftliche Mitwirkung 156–178
Geselllschaftpolitik 635–653
Gesundheit 179–194, 463–472
– Arztbesuch 467
– Ausgaben 191 ff., 200, 327
– Beeintr�chtigung 404 ff.
– Beurteilung 463

– Fehlzeiten 469 f.
– Krankenhausaufenthalt 181 f., 186 ff.,

468f.
– Leistungen 466
– Zufriedenheit mit 463, 465
– Zustand 464
Gesundheitsberichterstattung des
Bundes 179

Gesundheitsbericht f�r Deutschland
404

Getr�nke 117 ff., 327
Gew�sserschutz 408
Gewerbesteuer 231
Gewerkschaften 167 ff., 640
– Mitgliedschaften 167 ff., 640 f.
Gewerkschaftsbund, Deutscher 168
Gewinne s. Kostenstruktur
Gleichgeschlechtliche Lebensgemein-
schaften 36

Gottesdienstbesucher 174 f.
Großhandel 292 ff.
Großst�dte 35
Grundschulen 51, 55
G�terverkehr 363 ff.
Gymnasium 51, 54 f., 476 f.
– Chancengleichheit 476

Handel 245 ff., 251, 292 ff.
Handwerk 288 ff.
Handy 127 f.
Hauptschulen 51, 54, 476
Haushalte, çffentliche 226–240
– Ausgaben 191 ff., 196 ff., 227 ff., 424
– Einnahmen 230 ff.
– Personal 237 ff.
– Schulden 236 ff.
Haushalte, private 33 ff., 109–132
– Arbeitsteilung 519 f.
– Ausgaben 109 ff., 114 ff., 149 ff.,

191 ff., 196 f., 248 ff., 326 ff., 424
– Ausstattung 124 ff.
– Einkommen 109 ff., 584, 608
– Einnahmen und Ausgaben 109–132
– Energiekosten/-verbrauch 378
– Wohnen 493
– Zusammensetzung 33 ff.
(Haushalts-)�quivalenzeinkommen 447,
493, 555, 566, 588, 608, 613f.

Haushaltsger�te, elektrische 124 ff.
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Haushaltsgrçße 35 ff.
Haushaltsnettoeinkommen 608
Haushaltstypen 121 f.
Heiratsalter 39 f., 508
Heranwachsende 223 f.
Herkunft, soziale 478
Hinterbliebenenrente 198
Hochschulabsolventen 65 ff.
Hochschulen 51, 64 ff.
– Personal 69 f., 240
– finanzielle Ressourcen 69
Hometrainer 129 f.
Hçrfunk/-Programm 151f.

Import 252 ff.
Industrie 278 ff.
Informations- und Kommunikations-
technik 124, 127 ff.

Insolvenzen 103, 130 ff., 285
Integration s. a. Ausl�nder
– politische 635
– soziale 571
Internetanschl�sse 127 ff.
Internetnutzung 527
Investitionen 248, 282 f., 424
– f�r Umweltschutz 408 f.
Islam 173

Juden 173
Jugendarbeitslosigkeit 101 f.
Jugendhilfe 196, 214 ff.
Jugendkriminalit�t/Jugendstrafen 224 f.
Jugendliche
– Bildung 542 ff.
– Erwerbsstatus 542 ff.
– Lebensbedingungen 542 ff.
Justiz 217–225

Kapitalbilanz 258 ff.
Katholische Kirche 173 f.
Kernenergie 373, 375 ff.
Kinder
– Altersaufbau 30 ff.
– Ausl�nder 43 f., 52, 56
– Betreuung 475
– Geburten 32 ff.
– Haushaltsgrçße 35 ff.
– in unvollst�ndigen Familien 35 ff.
– Unf�lle im Straßenverkehr 368

Kinderg�rten 52, 55, 215, 474
Kindergeld 196, 204 ff.
Kindertageseinrichtung 216
Kino 151
Kirche(n) 172 ff.
– evangelische 174 f.
– katholische 173 ff.
Klassenlagen 591 ff.
– Bildungsbeteiligung 478
– Einkommen 593
– Lebensstandard 593
Klimakonferenzen der UN 381, 407 f.
Kohle 370, 372 ff.
Kollegs 55 f.
Kohlendioxid (CO2) 381 ff., 385 ff., 390 ff.
Kombinierter Verkehr 354
Kommunalwahlen 156
Konfessionen 173 ff.
Konsumausgaben 117 ff., 248, 424
Konsumausgaben des Staates 248 ff.
Kontakte, soziale 659 f.
Kçrperschaftsteuer 230 ff.
Kostenentwicklung im Gesundheits-
wesen 191 f., 200

Kostenstruktur s. a. Arbeitskosten
– Baugewerbe 286
– Bergbau und Gewinnung von Steinen

und Erden 283 f.
– Energie- und Wasserversorgung 288
– Gastgewerbe 305
– Handel 295 ff.
– Verarbeitendes Gewerbe 283 f.
Kraftfahrzeuge, Bestand 355 f.
Kraftstoffe 376 f.
Kranke 179 ff.
Krankenh�user 186 ff.
Krankenhausaufenthalte 186 ff., 468
Krankenhauspatienten 181 f.
Krankenpflegepersonal 186 f.
Krankenversicherung
– gesetzliche 191 ff., 196, 200, 471
– private 191, 193, 472
Krankheit 179 ff.
– Betroffenheit 536 f.
– Europa 538
– Furcht 537
– Opfer 536
– Sorgen 535
– Wahrnehmung 501, 535
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Kreditaufnahme çffentlicher Haushalte
236 ff.

Kreditgewerbe, -institute 305 ff.
Kriminalit�t, -bedrohung 221 ff.,
534–541

Kultur/Kultureinrichtungen 148–155
Kurzarbeit/Kurzarbeitergeld 100 f., 204

L�nderfinanzausgleich 234 ff.
L�rm/L�rmbek�mpfung 405 f., 408,
500

L�nder (der BRD) s. Bundesl�nder
l�ndliche R�ume 575
Landtagswahlen 156, 162 f.
Land- und Forstwirtschaft 91, 245 ff.,
251, 261–277, 422

– Besch�ftigte 265 ff.
– Betriebe 263 ff.
– genutzte Fl�che 263 ff., 267 f.
– çkologischer Anbau 275 ff.
– Rechtsformen 265ff.
Landschaftsschutz/-gebiete 410 ff.
Lastenausgleich 196
Lastkraftwagen 355 f.
Lebendgeborene s. Geburten
Lebensbedingungen 435–439, 463–584,
588, 654–664

– Jugendliche 542–552
– junge Erwachsene 542–552
– regionale 573–584
Lebensbereiche(n)
– Wichtigkeit von 454, 513
– Zufriedenheit mit 441–452
Lebenserwartung 32
Lebensformen (-konzept) 33 ff., 506–515,
545 ff.

Lebenspartnerschaften 507 f.
Lebensstandard 583 f., 654
– �ltere 555 ff.
– Anspruch 457
Lebensunterhalt 88
Lebensziele 454, 462
Lebenszufriedenheit, allgemeine 560;
s. a. Zufriedenheit

Lehrkr�fte 58 f.
Lehrstellen/-Bilanz 60 ff.
Leistungsbilanz 258 ff.
Lçhne 250 ff., 334 ff.
Lohnsteuer 230 ff.

Luftbelastung/-reinhaltung 389 ff., 404 f.,
408, 500

Luftschadstoffe 385, 387
Luftverkehr 353, 359 f.

Mediennutzung 524–533
Medizinische Versorgung 184 ff.
Mietbelastung 492, 499 f.
Mieten 117 ff., 137 ff., 327, 492, 497 ff.
Mietwohnungen 135 ff.
Migranten 565
– Bildung 473, 475, 479
– Arbeitslosigkeit 479
Mikrozensus 24, 33, 36, 109 f., 179 f.
Milcherzeugung 272 f.
Mineralçlsteuer 231
Mitbestimmung 170
Mitgliedschaften
– Gewerkschaften 167 ff., 640f.
– Interessengruppen 640
– Parteien 165 f., 640
– Vereine 154 f., 640
Mithelfende Familienangehçrige 94 f.,
112 ff.

Mobilit�t
– Einkommen 620
– soziale 597
– vertikal und horizontal 603
Mobiltelefon 127 f.
Motorisierungsgrad 129
Museen 151 f.
Musizieren 154 f.

Nachhaltigkeit (sustainability) 381,
384

Nachrichten�bermittlung 127 ff.
Nachrichten�bermittlung (Dienstleis-
tungsabschnitt I) 313, 315

Nahrungs- und Genussmittel 117 ff.,
327

Nationalparks 411 f.
Naturschutz/Naturschutzgebiete 410 ff.
Nettomonatsverdienst 345
Neubauwohnungen 148 f.
Nichteheliche Lebensgemeinschaften
35 ff.

Nichterwerbst�tige 112 ff.
Niedrigeinkommen 612
Notare/Notarinnen 220
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�ffentliche Sicherheit 534–541
– Zufriedenheit mit 539 f.
�ffentlicher Dienst 237 ff., 245 ff.
�kologie s. Umwelt
�kologischer Landbau 275 ff.
– Betriebe 275 ff.
– Fl�chennutzung 275 ff.
Offene Stellen 96 ff.
Ozon 392 ff.

Parteien 158 ff., 639
Parteimitgliedschaft 165 f., 639 ff.
Partizipation, politische 635
Partnerschaft 514 f., 554
Pension�re/Pensionen 87 f., 114, 196,
198

Personal
– Gesundheitswesen 186 ff., 240
– Hochschulen 69 f.
– çffentlicher Dienst 237 ff.
Personalcomputer 127 ff.
Personenkraftwagen 129 f.
Personenverkehr 360 ff.
Pflanzen, gef�hrdete 401 ff.
Pflanzliche Produktion 267 ff.
Pflegedienste 202 f.
Pflegeheime 202 f.
Pflegeversicherung, soziale 191, 193,
196, 201 ff.

Politik
– Beteiligung 635, 638
– Engagement 635
– Integration 635
– Interesse 156, 635
– Partizipation 635
Preise 326–334
Preisentwicklung, aktuelle
– Deutschland 328 ff.
– Europa 330 f.
Preisindizes 326 ff.
Prim�renergie/Prim�renergieverbrauch
370 ff., 375 ff., 386

– im L�ndervergleich 372 f.
Privater Verbrauch/private Konsum-
ausgaben 109 ff., 117 ff., 248 ff.

Problemgruppen des Arbeitsmarktes
101 ff.

Produktivit�t (Energie-, Rohstoff-) 384,
386 f.

Produzierendes Gewerbe 91, 245 ff.,
251, 278–290, 422, 425

Pr�fungen
– Berufsausbildung 64
– Hochschulen 67 f.

R�ume
– l�ndliche 574 ff.
– verst�dterte 574 ff.
Rauchverhalten 180 f.
Realschulen 51, 54 f.
Rechtsanw�lte/innen 220
Rechtspflege/Rechtsprechung 217 ff.
Regionale Lebensbedingungen 573–584
Rehabilitation (med.)/(s)-Einrichtungen
186 f.

Reiseverhalten der Deutschen 298 ff.
Religion/religiçses Leben 172 ff.
Renten, Rentner/innen 87 f., 114, 198 ff.
Rentenversicherung, gesetzliche 191,
193, 196, 198 ff.

Richter/innen 220
Rinder 270
Rohstoffe (Energie-) 370 ff., 374
Rundfunk/-Programm 151f.

Saisonarbeit/-skr�fte 267, 294
S�uglingssterblichkeit 184
Schafe 270 ff.
Scheidungen 39 ff., 510 ff.
Schichteinstufung 594
Schichtzugehçrigkeit 593 ff.
Schienenfahrzeuge 357 f.
Schienennetz/Schienenverkehr 351 f.
Schiffbestand 358 f.
Schifffahrt 358 f.
Schlachtungen 272 f.
Sch�ler/innen 50 ff.
Schulden çffentlicher Haushalte 236 ff.
Schulen 50 ff., 240, 476
– Chancengleichheit 476
Schulpflicht 52
Schul- und Berufsausbildung 50 ff.,
57 ff.

Schutzgebietskategorien 411 ff.
Schwangerschaftsabbr�che 188 f.
Schweine 270 ff.
Schwerbehinderte 189ff.
– Arbeitslose 104
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Seeschiffe 358 f.
Selbstmordf�lle 183
Selbstst�ndige 93 ff., 112 ff.
Sicherheit, çffentliche 534 ff.
Sicherung, soziale 463, 648, 658
Siedlungsabf�lle 395 ff.
Siedlungsstruktur 574 ff.
Siedlungs- und Verkehrsfl�che 381 ff.,
387 ff.

Singles s. Alleinlebende
Sonderschulen 51, 55
Sorgen 548 ff.
Sozialbeitr�ge (Arbeitgeber) 250 f., 348
Sozialberichterstattung 435
Sozialbudget 195 ff.
Soziale Auf- und Abstiege 602 f.
Soziale Herkunft 476, 481, 517 f.
Soziale Integration 571
Soziale Kontakte 530
Soziale Lagen 585–596
Soziale Mobilit�t 597–606
Soziale Schichtung 585–596
Soziale Sicherung 195–216, 227 ff., 240,
463, 648, 658

– Beurteilung 648
– Einstellungen 648
Sozialer Wohnungsbau 145 f.
Soziale Zusammenhalt 659
Sozialhilfe 196, 207 ff.
Sozialhilfeempf�nger 114, 207 ff.
Sozialleistungen 195 ff.
Sozialleistungsquote 195
Sozialpolitik 648 f.
Sozialstaat 644–653
Sozialstruktur 585–596
Sozialversicherung 195 ff., 227 ff.
Sozio-çkonomisches Panel (SOEP) 437
Sport/-veranstaltungen 154 f., 528 ff.
Sportger�te 129 f.
Sprachkenntnisse 568
Staatsanw�lte/innen 220
Staatsausgabenquote 227 f.
Staatsschulden 236 ff.
Statistisches Amt der Europ�ischen
Gemeinschaften (Eurostat) 414, 419

Statistisches Bundesamt 19 ff.
Stellung im Beruf 93 ff., 111 ff.
Steinkohle 374 ff.
Sterbef�lle, Sterblichkeit 25 ff., 32 ff.

Steuereinnahmen 230 ff.
Steuerpflichtige 232
Steuerquote 231
Stiftungen 176 ff.
Straff�lligkeit/Straftaten 221 ff.
Strafverfolgung 222 ff.
Strahlung (Belastung durch) 406
Strafvollzug 225
Straßenbahnen 358
Straßennetz/Straßenverkehr 351 ff.
Straßenverkehrsunf�lle 366 ff.
Streiks 172
Strom/Stromerzeugung 371, 376 f.
Studienabsichten 66 ff.
Studienanf�nger 65 ff.
Studienf�cher 66 f.
Studierende 65 ff.
Suizide 183

Tabaksteuer 231
Tabakwaren (Konsum) 117 ff., 327
Tarifpartner 166 ff.
Taufen 174 f.
Teilzeitarbeit/Teilzeitbesch�ftigte 294,
487 f.

– Frauen 294
– Gesundheitswesen 186
– Handel 294
– çffentlicher Dienst 238
Telefone, mobile 127 f.
Teuerung/Teuerungsraten 328ff.
Theater 150 f.
Tiere, gef�hrdete 401 ff.
Tierische Produktion 270 ff.
Todesursachen 183 f.
Tourismus/Tourismusgewerbe 298 ff.
Transeurop�isches Verkehrsnetz 355
Transferleistungen des Staates 195 ff.
Trauungen, kirchliche 174 f.
Treibhausgase 381 ff., 385 ff.

�bernachtungen (Gastgewerbe) 300 ff.
Ums�tze
– Banken 309
– Baugewerbe 286
– Bergbau und Gewinnung von Steinen

und Erden 280 ff.
– Energie- und Wasserversorgung 287 f.
– Gastgewerbe 305 f.
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– Handel 295 ff.
– Handwerk 289
– Verarbeitendes Gewerbe 280 ff.
– Versicherungen 311 f.
Umsatzsteuer 230 ff.
Umwelt 350 f., 381–413
– �konomie 381 ff.
– Schutz 407 ff.
Umweltbelastungen 381 ff., 387 ff.
– Abfall 394 ff., 408
– Boden-/Fl�chennutzung 367 ff.
– Luftbelastungen 389 ff., 404 f., 408
– Verpackungen 396 ff.
Umwelteinfl�sse 501
Umweltçkonomische Gesamtrechnungen
381 ff.

Umweltrecht, internationales 407 f.
Umweltressourcen 382 ff., 386 f.
Umweltschutz 407 ff.
Umweltsteuern 409 f.
Umweltzustand 399 ff.
Unf�lle 179 f., 183
– Verkehr 366 f.
Unfallursachen (Straßenverkehr) 369
Unfallverletzte, -getçtete Personen
179 f., 366 ff.

Unfallversicherung, gesetzliche 191,
193, 196

Ungleichheit 614
– Einkommen 609
– soziale 625
Universit�ten 51, 64 ff.
UN-Konferenz �ber Umwelt und Ent-
wicklung 381, 407 f.

Unterhaltung 150 ff.
Unterhaltungselektronik 124, 126 ff.
Unternehmen
– Baugewerbe 286
– Bergbau und Gewinnung von Steinen
und Erden 280 ff.

– Dienstleister 245
– Energie- und Wasserversorgung
287 f.

– Gastgewerbe 300 ff.
– Handel 292 ff.
– Handwerk 289 f.
– Kreditinstitute 307
– Verarbeitendes Gewerbe 280 ff.
– Versicherungen 310 f.

Unternehmensdienstleister 245 ff., 251
Urlaub/Urlaubstage 148

Verarbeitendes Gewerbe 251, 278 ff.,
378

Verbrauch, privater 117ff.
Verbraucherinsolvenzen 130 ff.
Verbraucherpreise 326 ff.
Verbraucherpreisindex 326 ff.
Verbrauchsg�ter produzierendes Ge-
werbe 278 ff.

Verdienste 334–344
– Handel 335 ff.
– Handwerk 342 ff.
– Kreditgewerbe 335 ff.
– Nettomonatsverdienste 345
– Produzierendes Gewerbe 335 ff.
– Versicherungen 335 ff.
– verschiedene Berufe 341 f.
Vereinsmitgliedschaft 154 f., 640
Verfahren (gerichtliche) 220
Verkehr 350–369, 378
– Ausgaben des Bundes 353 f.
– Gewerbe 245
– Infrastruktur 351 f.
– Leistungen 360 ff.
– Unf�lle 183, 366 ff.
– Wirtschaftabschnitt I 313 ff.
Vermçgensbildung (Fçrderung) 196
Verpackungen 396 ff.
Versicherungen 310 ff.
Vertriebene 24, 27
Verurteilte 223 f.
Verwendungsrechnung 248 ff.
Videorecorder/Videokamera 126
Viehbestand 270 ff.
Volkseinkommen 242 f., 250 ff.
Volkshochschulen 76
Volkswirtschaftliche Gesamtrechnun-
gen 109, 112 ff., 195, 226, 241 f.,
247 ff., 278

Volksz�hlung 24
Vorschule 474

Wachstumsraten (Wirtschaft) 243 ff.
Wahlberechtigte 157
Wahlbeteiligung 157 ff., 635
Wahlen 156 ff.
Wahlstatistik 156 ff.
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Waldfl�che 163, 274, 389
Waldsch�den 399ff.
Wanderungen (Migration) 46 ff.
– Außenwanderung 48 f.
– Binnenwanderung 46 ff.
Wassergef�hrdende Stoffe 398 f.
Wassergewinnung 382 f., 386
Wasserkraft 372 f.
Wasserstraßen 352 f.
Weiterbildung 74 ff.
Wertorientierungen 452–462
Wiederverheiratungen 512
Wirtschaft 241–260
Wirtschaftsbereiche 91 ff., 245 ff., 251
Wirtschaftsordnung 241 ff.
Wirtschaftsrechnungen privater Haus-
halte 109 ff., 124 ff.

Wohlbefinden, subjektives 435–439,
441–462, 453, 514, 549 ff., 560 f.,
590, 654–664

Wohlstand 457 f., 611
Wohnen 133–147, 492–505, 566,
654 ff.

– europ�ischer Vergleich 655
– Versorgung mit Wohnraum 496 f.
Wohngeb�ude
– Beurteilung 494
– Zustand 494
Wohnformen 545 ff.
Wohngeld 196
Wohnraumversorgung 133 ff., 139 ff., 496 f.
Wohnsituation 494 f.
Wohnumfeld 500 ff.
Wohnungen
– Belegung 139 ff.
– Bestand 133 ff.

– Eigentum/Eigent�merquote 134 ff.,
492ff.

– Grçße 135 ff., 139 ff.
– Heizungsart 136f.
– Mieten 117 ff., 137 ff., 492, 497 ff.
Wohnungsbaut�tigkeit 143 ff.
Wohnstandard 584
Wohnzufriedenheit 502 ff.;
s. a. Zufriedenheit

Zahlungsbilanz 258 ff.
Zeitverwendung 524
Zufriedenheit in Lebensbereichen
441–452

– Arbeit 442, 449
– Bevçlkerungsgruppen 445
– Demokratie 645
– Einkommen 442, 562
– Entwicklung der Zufriedenheit 448 ff.
– Freizeit 442, 449, 549
– Gesundheit 442, 449, 463, 562
– Haushalt 514
– Haushaltseinkommen 442, 449
– Kinderbetreuung 442
– Lebensstandard 442, 449, 549, 562
– Leben, allgemein 514, f., 549
– çffentliche Sicherheit 539f.
– Schul- und Berufsbildung 442
– soziale Sicherungen 444, 562
– T�tigkeit im Haushalt 442
– Umweltzustand 443, 449
– Waren und Dienstleistungen 440, 442
– Wohnen/Wohnung 442, 449, 502 ff.
Zufriedenheitsmessung 441
Zukunftserwartungen 458 ff.
Zuwanderer 565–572
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